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Vorwort 

zum  zweiten  Theile  der  Finanzwissenschaft. 


Die  Umstände  haben  mich  genöthigt,  den  nunmehr  fertigen 
zweiten  Theil  in  zwei  um  1'/^  Jahr  aaseinanderliegenden  Zeitpuncten 
erscheinen  zu  lassen. 

Das  Kapitel  von  den  Gebühren  (S.  1 — 138)  ist  bereits  im  Juni 
1878  als  ein  1.  Heft  dieses  2.  Theils  herausgegeben  worden.  Ihm 
kann  erst  jetzt  das  2.  Heft  (von  S.  139  an)  folgen,  die  „allgemeine 
Steuerlehre"  welche  diesen  Theil  des  Werks  abschliesst. 

Je  länger  je  mehr  ergab  sich  mir  die  Nothwendigkeit  einer  im 
Wesentlichen  vollständigen  Neugestaltung  des  ursprünglichen  Rau^- 
schen  Werks,  nach  Plan,  Methode,  Form  und  Inhalt,  im  Ganzen 
wie  in  don  Einzt^lholton. 

Auch  der  Ahscimitt  von  den  Gohühren  ist  von  Gnmd  atis  ikmi 
bearbeitet  worden.  Er  gehört  m.  E.  insofern  zu  den  formell  sch^vie- 
rigeren  Partieen,  weil  die  Gebührenzweige  eben  Verwaltungszweige 
sind  und  der  finanzielle  Gesichtspunct  dabei  in  zweiter  Linie  steht. 
Vieles  muss  daher  in  der  Volkswirthschaftspolitik,  der  Inneren  Ver- 
waJtungslehre  u.  s.  w.  seine  tiefere  Begründung  finden. 

Nach  der  Herausgabe  des  ersten  Hefts  dieses  Theils  wurde 
meine  Arbeit  an  der  Pinanzwissenschaft  im  Jahre  1878  und  1879 
Ungere  Zeit  durch  die  Bearbeitung  der  zweiten  Auflage  der  „Grund- 
legung" unterbrochen. 

Meine  für  literarische  Arbeiten  verfügbare  Zeit  war  nach  wie 
vor  dorch  meine  akademische  Lehrthätigkeit  eine  oft  nur  knapp 
Iffimessenfi. 

A.  W>g««r.  Fin»Btwis»«n*ch*fL   U.  * 
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VI  Vorwort. 

Mit  der  Fortführung  der  Finanzwissenschaft  häuften  sich  die 
Schwierigkeiten  in  der  Bewältigung  und  methodischen  Verarbeitung 
des  Stoffs  immer  mehr.  Ich  habe  nun  auch  hier  in  der  Steuerlebre, 
gegen  meinen  Wunsch,  aber  von  meiner  innersten  Ueberzeugung 
getrieben,  eine  völlige  Neuarbeit  von  Grund  aus  vorgenommen 
und  mich  dadurch  gerade  in  diesem  zweiten  Theile  der  Finanzwissen- 
schaft jetzt  ebenfalls  von  Rau  ganz  emancipirt.  Zur  Motivirung 
dafür  beziehe  ich  mich  auf  das  Werk  selbst,  besonders  aucli  auf 
manche  der  Vorbemerkungen  zu  den  Abschnitten,  so  wie  auf  die 
Vorreden  zur  1.  und  2.  Auflage  der  „Grundlegung**. 

Die  „allgemeine  Steuorlehre"^  welche  ich  gegenwärtig  veröffent- 
liche,  ist  bei  Rau  und  den  frülierüii  Fiiianzsc}irift>stellern,  mit  Aus- 
nalmie  Stein 's,  noch  fast  ganz  unentwickelt  gelassen.  Das  durfte 
nicht  so  bleiben.  Wie  das  System  der  politischen  Oekonomie  einer 
umfassenden  „Grundlep^un^^^  bedarf,  so  in  der  Finanzwissenschaft 
die  Steuerlehre  eines  eigenen  grundlegenden  Theils,  der  allen 
Erörterungen  über  die  einzelnen  Steuern  vorangehen  muss. 
Einen  solchen  grundlegenden  Theil  habe  ich  in  diesem 
Bande  in  der  „allgemeinen  Steuerlehrc"  zu  geben  ge- 
sucht Aehnlich  ist  Stein  in  seinem  grossartigen  Werk  über 
Finanzwissenschaft  —  dessen  hohe  Bedeutung  ich  bei  aller  Kritik, 
die  ich  mir  erlaube,  vollauf  anerkenne,  s.  S.  142  —  vorangegangen : 
eine  liüehst  werthvolle  A^orarbeit  für  mich,  von  welcher  sich  aber 
meine  eigene  Arbeit  nach  Anlage  und  Ausführung  doch  in  wesent- 
lichen Puncten  unterscheidet  ^^Ueber  die  Abweichungen  von  diesem 
bedeutendsten  Svstematiker  uni  Theoretiker  der  Finanzwissenschaft 
verbreiten  sich  die  Vorbemerkungen  der  Abschnitte  und  die  Noten 
vielfach. 

^  Eine  solche  „allgemeine  Steuerlehre"  lässt  sich  auch  als 
eine  „Theorie  der  Besteuerung'^  bezeichnen,  wogegen  die 
„specielle  Steuerlehre"  dann  überwiegend  die  „Praxis  der 
Besteuerung"  ist  und  in  die  Finanzgesetzkunde  mit  übergeht. 
Wenn  ich  von  der  Nothwendigkeit  und  Zweckmässigkeit  eines 
solchen  theoretischen  Theils  der  Steuerlehre  nicht  ohnehin  durch 
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Vorwort.  Vn 

meine  Studien  und  diircli  die  Erfaliriin^^eii  frülierer  Zeit  und  anderer 
Lander  überzeugt  worden  wäre^  so  hätten  mich  die  Wahrnehmungen 
in  unserem  deutschen  Vaterlande  in  der  jün^ten  Zeit  darüber  zur 
Genüge  belehrt.  Jener  Verachtung  der  Theorie  von  Seiten  prac- 
tischer  Staatsmänner  stelle  ich  das  Wort  Royer-Collard's  ent- 
gegen, das  ein  so  ausgezeichneter,  freilich  ein  wissenschaft- 
licher Finanzpractiker,  wie  Baron  von  Hock  als  Motto  seiner 
Schrift  ,,üffentliche  Abgaben  und  Schulden"  gewählt  hat: 

Die  Theorie  als  überflüssig  erklären,  heisst  den  Hochmuth 
haben,  man  brauche  nicht  zu  wissen,  was  man  sagt,  wenn 
man  spricht,  und  was  man  thut,  wenn  man  handelt 
Es  hat  freilich  auch  bei  den  „Practikem"  seine  guten  Wege 
mit  dem  Auskommen  „ohne  Theorie".  Die  „Theorie"  fehlt  auch 
ihnen  nicht,  nur  dass  es  vollends  eine  ^anz  einseitige  und  sohiefe 
Theorie  zu  sein  pflegt,  auf  (lio  sich  solche  Practiker  stützen.  In 
einer  der  wichtigsten  practischen  Streitfragen  der  Besteuerung, 
derjenigen  über  Ertrag-,  Einkommen-  und  dergl.  Steuern  einer-, 
Verbrauchsteuern  anderseits  oder  über  sogenannte  „directe"  und 
„indirecte"  Steuern,  darf  die  Nothwendigkeit  und  Berechtigung 
der  Verbrauchsteuern  durchaus  nicht  so  verkannt  werden,  wie  es 
eine  Zeitlang  üblich  war.  Aber  die  gegenwärtige  Strömung  in 
gewissen  Ki-eisen  unserer  „Practiker^%  möglichst  diese  Steuern 
auszudehnen,  ist  eine  handgreifliche  Eiilseitigkeit  nach  der  anderen 
Richtung.  Leider  zugleich  eine  verhängnissvolle,  vor  Allem  in 
Socialpol  irischer  Hinsicht  in  Bezug  auf  die  richtige  und  gerechte 
Vertheilung  der  Steuerlast  im  Volke. 

Wahrnehmungen  dieser  Art  waren  es  auch,  die  mir  zeigten, 
dass  eine  blosse  Behandlung  der  speciellen  Steuerlehre,  wie  im 
Ganzen  bei  Rau  und  den  Früheren,  den  an  die  Wissenschaft 
als  neutrale  Instanz  für  die  Beurtheilung  der  Praxis  zu  stellen- 
den Anforderungen  nicht  entspreche.  Nur  die  scheinbar  so  ganz 
4»©oretische"  allgemeine  Steuerlehro  arbeitet  hier  auch  für  die 
Praxis  so  vor,  wie  es  sich  für  eine  einem  practischen  Gegenstand 
gewidmete  Wissenschaft  geziemt. 

** 


Tin 


Vowoit. 


In  der  folgenden  „aUgemeinen  Steuerlehre^  sind  nun  möglichst 
oonseqnent  alle  hauptsächlichen  Principienfragen  der 

Besteuerung  im  systematischen  Zusammenhang  be- 
handelt worden  (s.  S.  167).  Die  specielle  Steuerlehre  hat  dann 
YomemMcfa  nur  die  steuertechnischen  Seiten  der  eins  einen 
Steuern  zu  erürtorn. 

Die  eingeschlagene  Behandlung  hat  eine  erhebliche  Er- 
weiterung des  Werks  nothwendig  gemacht  Die  allgemeine  Steuer- 
lehre  erreichte  mit  der  Oebfihrenlehre  den  ümfimg  ehies  Bandes, 
weshalb  der  zweite  Theil  der  Finanzwissenscliaft  mit  ihr  abge- 
schlossen wurde.  Die  iqpecielle  Steuerlehre  und  die  Staatsschulden 
sind  für  einen  dritten  Theil  reservirt  worden.  Vieles,  was  Bau 
und  die  Früheren,  theilweise  auch  noch  Stein  in  der  speciellen 
Lehre  behandein,  ist  aber  von  mir  in  die  allgemeine  Lehre  herüber 
genommen  und  hier  unter  einheitlich  zusammen&ssendem  Qesichts- 
puncte  erörtert  worden,  so  u.  A.  besonders  im  4.  fliauptabschnitt  . 
von  der  Steuerverwaltung  (S.  566  flf.). 

£in  Anhang  „zur  Geschichte  und  Statistik  der  Besteuerung 
in  einzelnen  L&ndem%  auf  welchen  ich  S.  886  und  S.  408  yerweise, 
hat  nach  längerer  Brwägung  seinen  Platz  erst  im  dritten  Theile 
angewiesen  erhalten,  wozu  mich  treilich  auch  der  äussere  Grund, 
den  vorliegenden  Band  nicht  einen  noch  grösseren  Umfang  gewinnen 
zu  lassen,  mit  bestimmt  hat 

In  Bezug  auf  die  Bearbeitung  des  ganzen  Lehri)U(:lis  der  poli- 
tischen Oekonomie  bemerke  ich,  dass  ich  mir  die  Beendigung  der 
Finanzwissenschaft  zur  nächsten  Au^be  gestellt  habe,  bevor  ich 
mioli  wieder  zu  den  anderen  ISieilen  wende. 

Charlottenburg  bei  Beriin,  25.  März  1880. 

Dr.  Adolph  Wagner. 
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Drittes  Buch, 

Me  ordentlidieB  Eianalunen  der  FiDanswirthsehaft 

Fortsetznn^. 
InsbesoDdere  Gebfibren  und  Steuern.^) 

§.  276.  EinleitQDg.  Die  ordentlichen  Einnahmen  der 
Finanzwirthschaft  zerfallen  in  finanz wisse nschai  tlic her  Hin- 
sicht nach  den  Erörterungen  im  ersten  Hände  dieses  Werks-)  in 
zwei  coordinirte  Hauptarten,  nemlicb:  die  privatwirth- 
ricliat'tlich  en  oder  D  o  ni  a  n  i  al  einnahmen  oder  den  Privat- 
erwerb einer-  und  die  st aatswirtbsehaf Hieben  Einnahmen 
oder  Auflage oder  (im  weitesten  Sinne)  die  Abgaben  oder 
Stenern  andrerseits.  Der  Privaterwerb  ist  im  ersten  Bande  voll- 


*)  Im  Folgenden  worden  die  neaeren  Auflagen  des  1.  Bands  in  nndiateliender 

Weise  citirt:  Die  5.  Auflage,  die  letzte  von  Rau  (1S61>,  als:  Kau,  Finanzwiss.  I; 
<Üe  6.  Auflage,  die  erste  in  mciuur  Neubearbeitung  (1872),  aU;  Bau-Wagner, 
Hl  I;  die  zireite  Auflage  dieser  Keobearbeitang  (zuglddi  die  7.  des  nTspran^,- 
fiAa  W«dts),  ald*.  Wagner,  Fin.  I.  Wegen  der  formeUeD  und  sadilielien 
Aendeninsrcn,  welche  in  der  2.  Auflage  meiner  Neubearbeitung  gegen  die  erste  erfolgt 
siad^  citire  ich  bei  Verweisungen  regelmässig  die  betroflenUeu  Stellen  dieser  beiden 
liMn  Auflagen,  m  denen  der  jetdge  Band  der  Pioanswissenschaft  den  gemein- 
sam cn  zweiten  Band  bildet.  Die  Verweisungen  auf  den  zweiten  Band  der  Kau  - 
5  htß  Fman/wibseuschaft  beziehen  sich  regclmibsig  auf  die  letzte  Auflage,  die  fünlic 
(IS65).  Aeltere  Auflagen  ron  Rau  werden  vorkommenden  Falles  speciell  genannt. 
Von  den  anderen  Abtheilnngen  des  Rau 'sehen  Werks  citire  ich  die  8.  (letzte)  Aullage 
<i«r  „Grundsätze  der  Volks»wirthschaftslehre"  (2  B.  lSt)S  60)  als  „Rau,  Volksw.- 
idJehce  I  ond  U",  die  5.  (letzte)  Auflage  der  Mtiruodsätze  der  Voikswirthschafts- 
fÜUr  (S  B.  18e2--63)  ab  „Ran,  YoIksir^.poUt  I  und  II/'  Der  i.  Band 
4er  Wagn  c  r-N  asse'schen  voUstandigen  Neubearrndtun;];  des  Rau'schcn  Lehrbuchs 
<ier  polit.  Oekonomie  wird  bei  Verweisungen  von  mir  als  ,,Wat;ner.  Grundlegung'' 
(ISTtj)  bezeichnet.  —  Die  Paragraphenzabl  im  1.  Bande  weicht  in  der  2.  AuÜ.  etwas 
m  meiner  1.  Neubearbeitung  ab,  indem  sie  dort  mit  §.  275.  hier  mit  §.  261  endet, 
k  diesem  2.  Bande  Akhre  ich  die  Zahl  der  2.  Auflage  fort,  beginne  also  mit  §.  276. 

*)  Raa- Wagner,  Fin.  I,  §.  84  ßu,  Wagner,  Fin.  I,  §.  129  tt.  —  Vgl  auch 

Ä»n,  Fin.  I,  §.  84  IT. 

^  Ju  W*fa«r,  ria«iiswiM«asekaft  U.  1 
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S.R  ElaMlaiig.  §.276 


ständig  abgehandelt  worden.^)  Das  dritte  Buch  in  diesem  zweiten 
Bande  bat  es  mit  den  Auflagen  zn  tbnn,  welcbe  thatsächlieh  im 
modernen  Staats-  und  Gommonalhanshalt  das  Uebergewieht  haben 
und  im  Ganzen  aneh  mit  Reoht^) 

Die  Auflagen  theilen  sieb  in  finanzwissensehaiUieherBesieliang 
wiederum  in  zwei  principiell  versehiedene  Arten,  in  die 
Gebühren  und  in  die  eigentlichen  Steuern  —  oder  in  die 
8  pe  ei  eilen  und  in  die  allgemeinen  Steuern.^)  Diese  Unter- 
scheidung ist  schon  im  ersten  Bande  begründet  und  durchgeführt, 
und  ebendaselbst  ist  bereits  eine  Begriffsbestimmung  und  allgemeine 
Characteristik  beider  Arten  der  Auflagen  gegeben  worden.^)  An 
diese  Erörterungen  ist  jetzt  anzuknüpfen  und  wird  die  Lehre  von  den 
Gebuhren  und  den  eigentlichen  allgemeinen  Stenern 
in  den  folgenden  zwei  Kapitehi  dieses  dritten  Bnehs  getrennt  ab- 
gehandelt.^) 


^)  Rau- Wagner,  Fin.  I,  §.  117  —  261,  Wai^ncr,  Fin.  I,  §.  158—275.  Die 
formellen  Abireichaogen  roa  Raa  sind  in  den  in  Note  2  citirten  Stellen  bttdclmet 
und  bafTttodet  Sie  beziehen  sich  rurncmlich  aaf  die  Ausscheidung  einer 
eigenen  finanzwissenschaftlichen  Abtheilung-  der  Einkünfte  als  ., Einkünfte 
aus  Hobeitsrechton"  i,Ran,  Fin.  I,  §.  166 — 226j.  Was  Kau  in  diesem  Abschnitt 
giebt,  ist  TOB  mir  thetls  beim  Priratenrerb  im  1.  Bende  ebgehandelt  (Steattbeif-  und 
Salzwcrke,  Jagd  und  Fiächeroi,  Suttseisenbaliniui),  theils  vird  es  in  diesem  2.  Baude 
bei  den  Gebuhren  (Münze,  Post,  Telegraphio,  Fähr-  und  Flossrecht),  theils  bei  den 
eigentlichen  Steuern  (Salm'gal,  Tabakregal  u.  s.  «r.,  Bcrgwcrksteuero ,  Lotto)  erörtert 
Ueber  „KegaÜen**  in  der  heutigen  Finanzwissenscbaft  «.  Ran-WagBer,  Fia.  I, 
§.  101«  109— Ue,  VagBer,  Fin.  I,  §.  141,  US— 147. 

^  Baa-Wagaet  I,  §.  117,  bes.  Wagaer,  Fl»,  t  §.  149  C,  lM-<-m. 

*)  Baa-WagBei  I,  §.  95,  106,  WagBer  I,  §.  136,  143. 

•)  Ran-Wagaer  I,  §.95—1  iß,  Wagner  I,  §.  136—147.  la  Recensionen  des 
1.  Bands  ist  gesaet  worden  (so  von  Samter  in  der  Angrsb.  Alle.  7Ag.),  die  Stellunp 
dieim  Abschnitte  im  System  sei  irohl  richtiger  im  2.  Bande,  Tor  der  Uebtthren-  and 
Stenerlehra.  Wegea  der  Nothirehdigkcit ,  die  GlastMoaÜOB  aBer  ordentHcbeii  Ein- 
aabmen  im  ZesamoMiihang  vor/utirhmcn  und  meine  AbireiebaDgea  in  der  Auffassung 
und  Begrenzung  der  einzelnen  Arten  ?on  Rau,  Stein  and  dea  PrOheren  tXk  be- 
gründen, wurden  diese  Abschnitte  schon  in  den  1.  Band  gestellt. 

^)  Unmittelbarer  Auschlass  daher  an  Raa-Wagner,  Fin.  I,  §.  116a,  Wagner, 
FiD.  I,  §.  148. 
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Erstes  EapiteL 
Die  Gebühren.') 

^)  Bftm,  Fio.  I,  §.  227—246,  «EinkOnfte  aus  GebQlircn",  als  3.  Abschnitt  nacli 
den  Prifatenrerb  (I.A.).  den  Einkünften  ans  Hohcitsrcchtcn  (2.  A.)  und  7or  den  Stenern 
i4.  A.)  des  3.  Buclis  ,i>taatseinktUifte''.  Dieser  Abschnitt  Raa  s  übet  die  Uebtthren 
feaogt  ntekl  mabr,  oWoU  Bin  mit  so«nC  das  Wmoi  der  G«btthMa  und  Umn  Untar- 
scUed  Ton  den  Steaem  richtig  erkannt  hat.  E.s  fehlt  ihm  aber  die  scharfe  principiello 
Sfheidnnff  zwischen  Gebühr  und  Steuer  (Verkehrssteuer),  der  Stempel  wird  nicht 
tieotiicb  ^enog  bloss  a.h  £  r  h  e  b  u  n  g  s  form  von  Abgaben  anfgefasst ,  in  der  Dar- 
«dfauig  werden  Gebühren  und  Steuern  rermengt,  das  System  der  Gebühren  ist  mangci- 
haft  nod  nnrollstandig.  Die  einzelnen  Abgaben  werden  mehrfach  falsch  beurtheilt,  so 
das  Bepster-Abgmbenvesea  (fiaiegistrement,  §.  236),  die  £rb8chafts,^ebtthr'\  §.  237. 
km  &mm  AMuiitt  Bav'a  komitaii  daher  nor  einzelne  wenige  Bemäknngen, 
«jrthefca  Daten  u.  dgl.  benutzt  werden.  Er  ist  von  Qrund  aus  neu  bearbeitel 
nd  sehr  erweitert  wonlen,  obgleich  die  von  Ran  hier  mit  behandelten  S  teuern  (Ver- 
ktfemteaem,  Erbschaftssteuer)  noch  für  die  spätere  Steueriehre  zu  reserviren  waren. 
Dit  roB  Bau  «rtar  den  Begalien  in  a.  2.  Absciui.  beqnecbenen  Eiaiiolrtnngen  der 
Pl»!  .  T*'lcgTaphie ,  Münze  sind  im  Folgenden ,  soweit  sie  überhaupt  in  die  Finanz- 
•usi^näcbaft  gehören,  in  die  GebUbrenlehre  einbezogen.  Für  die  principicUe  Auf- 
DuBoug  und  Scheidung  der  OebUhren  einer-,  der  tibrigen  ordentlichen  Einnahmen 
lodrerseits  ist  der  1.  Band  der  Neubaai^itong  zu  rergl«ichen:  R.-W.  1.  Abschn.  d. 
2.  Bachs,  W.  1.  Kap.  d.  2.  Buchs,  wo  auch  bereits  die  Auseinandersetzung  mit  den 
tkiiweise  übereinstimmenden,  theilweise  abweichenden  Auffassungen  uud  Ctassiiicationeu 
lalcter  Aalerai,  vie  Dmpf enbaeVa,  ?.  Hecl:'B,  BAaoDraaoff'a,  beaonden 
L  r  Steinas. 

Vergl.  Ob<"r  Gebühren  im  Allgemeinen  mit  weiteren  Literaturangaben:  Rau- 
Wtgner,  Fin.  I,  J^.  95— 1U5;  Wagner,  Fin.  I,  §.  137—142.—  Von  Früheren; 
r.  Soanenfels,  Fin.  Abschn.  lY,  „ron  znfUl.  Einkoaften**  §.  III  ff.  (bes.  anch  Uber 
AH?ah'!n  bei  Rechtsgeschäften.  Eigenthnmswechsel  u.  s.  w.,  —  also  Steuern,  mit 
Buchen  hebt  Bemerk.).  —  f.  Jacob,  Fin.,  bandelt  aber  das  Ctebobrenwesen  noch 
riiHln  ayatenatlacbeM Zoaaueobaif ,  befObit  m  aber  an  rendiiedeneii  SteUen  aeinat 
Wtrii.  Dm  vie  Andern  präjudlcirte  der  alte  B^begriC  Vgl.  I,  §.  S21--d23  über 
4i«  Benotznng  der  Justiz  und  Polizei  als  Finanzquelle ;  bes.  §.  6S7  IT. ,  wo  ein  Theil 
(ia  sogenannten  Gebühren  and  mit  ihnen  etwa  verbundenen  Yerkehrssteueru  als  eine 
.aacili  daaaa  ren  CoB8nmti«Ba#nflagen**  bebandelt  wird,  mit  Idaier  Herrer- 
hhm  daa  Gebi>hrcnbe(!^rifrs  und  des  Uebergangs  der  Gebühr  in  die  Steuer  in  §. 
S-aach  die  Erläuter.  zu  §.  6is9  tf.,  S.  572  ff.  Danach  ist  Stein,  Fin.  3.  A.,  S.  269 
■  berichtigen.  Den  Stempel  als  eine  Erhebnngsform  erwähnt  Jacob  richtig, 
*kir  aar  ganz  kurz  in  II,  §.  1209,  1254,  in  dem  3.  Buche  von  der  Finanzverwaltung.  — 
Pilda,  Fin.  §.  132  ff.  (/.uffiU.  Eink.).  —  Schön,  Fin.  S.  S7,  Stempel  als  ein.'  der 
tei  Eaimtfonnen  der  indirecten  Steuer.  —  r.  Maichus,  Fin.  I,  §.  31  (bei  den 

ÜMlfaehten),  bea.  aber  §.  63  IT.,  wo  wieder,  wie  ron  r.  Jaeob,  das,  was  wir 
lÄle  „Gebühren**  nennen,  als  eine  erste  Art  der  indirecten  Stenern  bezeichnet 
aiN:  ..solche,  die  für  die  Benutzung  und  den  Genuss  allgemeiner  oder  besondrer 
tfntiichcr  Anstalten  oder  aus  Anlass  ?ün  betdun  entrichtet  werden'*  (S.  299),  mit 
Mtigcr  Spedalisinnig  in  §.  63,  S.  801,  dann  §.  64,  nur  ohne  genQgende  Scbeidong 
Nawbübr  und  Steuer.  Gleichwohl  ist  angesichts  die-^or  Ansfnhrungen  die  Bemerkung 
NtSteia  a.  a.  0.:  ^  den  früheren  Werken  von  J&cob,  Maichus,  Lötz  o.  A. 
taMÜ  harn  dat  Wort  (Oebtthr),  geacbweige  die  Sache  foi**  gaas  tinTichtig. 

Hoff  mann,  Lehre  v.  d.  Steuern  S.  22;  bes.  S.  417  ff.  über  „Stern  p<^lstenem** 
iTwiehrsstcnem  n.  Gebühren).  —  Von  Neueren:  Dmpfenbach,  Fin.  I,  §.  22 — 44, 
Jk  Gebührenerhebung",  in  richtig  zusammenfassender  Behandlung  und  mit  richtiger 
QMdhug  sogen.  BegaUen,  wie  Hflme,  Pest,  Tdegrapb,  in  die  GebübreBzweige;  Uber 
Mise  etwas  abweich.  Behandlung  d.  Eisenbahnen  s.  meinen  1.  B.  u.  die  nemerk  im 
1.  Kap.  —  E.  Pfeiffer,  Staatscinn.  1,  Theil  V,  S.  294—351,  sachlich  voU- 
'■Miier  ala  die  meiaten,  aber  ohne  genUgendea  System  und  in  der  Oesammtauffassung 
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einseitig:,  Münze,  Tost,  Tclcfrrajih,  auch  Eisenbahnen  im  rorausgehenden  4  Theil  unter 
den  „Moüopuleo"  0)-  —  v.  Hock,  ölTeaU.  Abgaben  §.  4,  ^.  33,  34  „Entgelte  far 
besondere  Dienste^,  (eine  ?on  Hl>ck's  3  „Orsteaern")«  notenchiedeo  von  den  haupt- 
sächlichen Verkolir'-sf<  n''ni .  die  er  als  „Ervri'iHsirnbülir.'n"  (§  31.  .-52)  behandelt.  — 
Laapeyres,  Art  Staatswitthsohaft  in  Bluntbchli's  btaatäirörterbuch  X,  95.  — 
Bergins,  Fiu.  2.  A.  49  Sporteln  und  Stempel),  §.  :i9  (Steuern  yerschiedener  Art), 
Post,  MOnze  n.  s.  w.  unter  Kejralien,  —  keine  Spur  eines  wissenscliaftl.  Systems.  — 
Ei  x- n  !t  ,1  rf .  Kurisf  d.  Beisteuer.  (Herl.  19GS)  S.  9  IF.  (richtiir  iirxl  t;ut).  —  A.  Hold, 
Eaikuuiiucuäteucr,  Honn  lb72,  S.  5  If.  —  Mau  ras,  moderne  Bcsteaer.,  Heidelb.  1870, 
5.  Kap.  „Bflstenening  auf  Gfond  der  Benutzung  von  allgem.  Staatsanstalten**  8.  lSft£ 
(ricbuhren  u.  Steuern,  auch  Erbsteuer  zusammen).  —  M.  Wirth,  Nat.-Oek.  II  (3.  A.), 
.olWIi.,  Uber  Kegale  514.  —  Vsrl.  au<'h  K.  Walckor,  Selbstverwalt  d.  Steoerwesens, 
Berl.  1809,  S.  5,  u.  ij.  2.  —  Dann  Fr.  J.  Neumann,  progress.  Einkommenst.,  Leipz. 
1874,  Kap.  2  u.  3,  bes.  über  die  Besteuerung  nach  der  Leistungsfithigkeit  Und  Uber 
die  soiretianiiten  ..H.-iti.ig.*"  (s.  u.  §.  ;{25).  -  AI  Meyer.  üb«:r  Stynipelsteuern,  in 
Faucher 's  volkaw.  Vierteljahrschr.  ib64,  HI,  (V^)*  — allgemeine  priocipielle 
Rechtfertigung  der  Stempelsteuern  als  gerecht,  weil  der  Staat  fnr  eine  Leistung  eine 
Gegenleistung  gewähre,  also  Betonung  des  Ge  büh  rencharactors  dieser  St-  ueru,  aber 
mit  ein»eititr»T  Cebertreibnng:  chararferistische  Atjffassung  der  Frdhandelssrhule. 

Die  bedeutendste  Förderung  nud  Klärung  der  Gebühronlehre  und  der  Lohre  von 
den  Yerkehrssteuem  ist  L.  r.  Stein  zu  Teraanlen,  bes.  die  scharfe  Trennung  des 
Gebühren-  und  Stener])rincips,  die  Ausscheidung  der  „Verkehrssteuern"  aus  den 
Gebuhren,  die  Auffassung  des  Stempels  bloss  als  E r hcbnn gs form.  WilikQrlich 
bleibt  nur  seine  neue  Regalien  lehre  und  die  Trennung  dieser  sogen.  Regalien  vüB 
den  Gebühren.  S.  dagegen  Rau- Wagner,  Fin.  I,  §.  84  Note  b,  §.  86  Note  a, 
§.  86  Nüt'^  a  und  b,  §.  !>(>  Note  a.  KM)  Note  g,  §.  101  Notea;  W  agner,  Fin.  I, 
§  13U  Note  3,  131  Note  ö,  ü,  7,  137  N.  ü,  141  N.  19,  §.  142  N.  22);  ein 
Hauptdifferenzpunct  unserer  finanzviss.  Systematilr.  Die  Benerlningen  von  Saz«  Ver- 
kehrsmittel, W  ien  1878.  I.  85  Note,  p  n;<'ü  mich  und  für  Stein  erkenne  ich  z.  Th.  als 
richtig  an.  nur  f<  igt  nicht,  wie  Sax  ,-elljst  zugiebt,  dass  man  Stein 's  Auffassung  sich 
anscbliessen  mUsse;  die  „rcgalisiitcu"  Thatigkeiten  sind  Kategurieen  des  positiven 
Rechts,  aber  die  Einnahmen  daraus  keine  selbst&ndige  fi nanzwissonschaft- 
liclie  Kategorie  mehr.  Meistens  ir*  hr>ron  sie.  wie  ich  im  I  B.  s<  Intn  begründete,  zu 
den  Gebühren,  sonst  zu  den,  in  besondrer  Form  orliobuuen,  Steuern.  Durchaus 
stimme  ich  Stein  bei  in  der  Scheidung  der  OebfUiren  und  (VeiiehTS»)6teQeni,  theil- 
weise  auch  in  seiner  Theorie  der  Verkehrssteuern.  Aber  diese  Tlieorie  ist  zu  ein- 
seitig absolut  aufgestellt  und  bedarf  auch  in  ihrem  an  sich  richtigen  Korn  einer 
Corrcctur,  sowie  einer  weiteren  Ergänzung.  S.  darüber  u.  d.  Steuerlehre.  Für  das 
folgende  1.  Kap.  von  den  Gebühren  sind  die  3*  Abschnitte  Stein 's  zu  rerglelchett : 
8.  A.  K.  galien  S.  2-Jft-  2f.1,  Grhühren  2('>.V  2'Mi.  Vcrk.  hr^stcucr  519- .'>:{.'<. 

Aus  der  fremden  Literatur  s.  A.  Smith,  wealth  of  nations,  5.  Bch.,  1.  Kap.. 
2.  u.  8.  Abth.  PMS.  u.  2.  Kap.  1.  Äbth.  pass.  —  Mill,  polit.  Üekon.,  Bch.  5,  Kap.  5. 

—  Parieu,  traite  d  -s  iini''t.s.  III,  iHö.  —  Lo roy- B eau lieu ,  traitc  de  la  sdence 
des  fin.,  Par.  1877.  1.  bes.  ch.  II,  Knrcgistrcm.,  Stempel  a.  s.  v  (alicr  l'o.st  n.  s.w. 
ch.  12).  —  Garnier,  lin.  ch.  10  (Enregistrem.  u.  Stempel).  Scharfe  Trennung  von 
Gdl»lÜir  und  Toritehrssteuer  und  richtige  Auflüusung  der  ersten  bei  den  Pknnzoeen  noch 
nicht  erreicht.  —  L.  Gossa,  eleni.  di  scionza  delle  finanze,  2.  ed.  Mil.  187ß,  S.  37  ff. 

—  Eine  umfassende  werthvulle  Monogniphie,  mit  eingehender  Beliandlung  der  Finanz- 
slatistik,  Gesetzgebung  und  Literatur  ist  W'.  Besobrasoff,  impots  sur  les  actes,  in 
den  MAmoires  de  l  Acad.  de  St.  Petersb.,  bes.  N.  1,  186«;  N.  2,  1867,  speciell  aber 
die  russischen  einschlagenden  Steuern.  Richtige  Betonung,  dass  die  Entwicklung  dieWT 
Abgaben  mit  dem  Formalismus  des  Rechts  Hand  in  Hand  geht 

Die  Gesetzgebung  s.  unten  in  den  Noten  der  folgenden  Abschnitte,  bes.  Note  1 
zu  Abschn.  2.  Sie  betrifft  vielfach  nach  der  gemeinsamen  oder  gleiohart^un  £r* 
hebunesform  'Stempel  u.  s.  w.)  Gebühr<Mi  und  Verkehrssteuern  u.  dgl.  m»  zusammen, 
was  auch  das  wissenschaitlicho  Veratundniss  sehr  erschwert  hat. 
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1.  Absohniit 

Princip,  Wesen  niid  EutHickluiij?  der  C^ebiiliren. 

§.  277.  Gebühren  sind  nach  der  früheren  Begriifsbeatimmong 
ipAb^ben,  welcbe  von  Einzelnen  oder  Gmppen  von  Einzelnen  als 
an  specieller  Entgelt  eines  ihnen  vom  Staate  (Selbstverwal- 
tongskörper  n.  s.  w.  —  oder  allgemein :  von  einer  „Zwaogsgemein- 
wirthschaft^^  *))  p:elcisteten  Diensts,  oder  einer  dnreb  sie  verarsaclitcn 
Ansgabe  (Kostenprovocation)  bei  der  Ausübuii^j:  einer  Staatsthätigkeit 
in  einer  von  der  Staatsgewalt  einseitig  bestimmten  Weise 
asd  n  0  r  m  i  r  t  e  n  II  r»  h  e  erhoben  werden."  ^) 

Die  principiellc  lie  recht igu  ng  von  Gebühren  liegt  im 
Wesen  und  in  den  Wirkungen  vieler  Staatsthätigkeiten ,  das 
thatsächli che  Vorkommen  von  Gebühren,  die  gesehicht- 
licbe  Entwieklang  derselben  und  die  Einrichtung  des 
Gebfibrenwesens  hängen  eng  mit  den  herrsehenden  An- 
sebannngen  über  Beeht,  Staat,  Gesellsehaft  nnd  Volks- 
wirthsehaft  nnd  mit  den  Zuständen  in  denselben  zusammen 
Bod  wechseln  daher  mif  diesen  Anschauungen  und  Zuständen. 
Insofern  sind  die  Regeln,  welche  in  der  Lehre  von  den  Gebühren 
aolzustellen  sind,  nicht  absolute,  sondern  zeitlich  und 
örtlich,  historisch  relative. 

Wie  bereits  im  ersten  Bande  bemerkt  wurde,  ist  indessen  die 
Lehre  von  den  Gebühren,')  daher  auch  die  Geschichte  der- 
selben nur  in  nebensächlicher  Uinsicht  ein  Gegenstand  der 
Fintnzwissenschaft.  Gebührenlehre  und  Gebühren- 
geschichte knUpfen  vielmehr  aufs  Engste  an  die  Lehre  und 
Geiehiehte  derjenigen  Öffentlichen  Einrichtungen ,  Anstalten  und 
TMtfigkeiteii  des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  an,  welche  zur 
KMang  von  Gebühren  die  Müglichkeit  und  den  Anlass  gewähren. 
iMbesoodere  ist  daher  die  genauere  Geschichte  des  Gebühren- 

5V«gner,  Gmudleg.,  Kap.  3,  Abschn.  10. 

*)  Raa-W»gner,  Fin.  I.  §.  1»5.  Wagner,  Fin.  I.  §.  137.  —  Ran.  Kin.  T. 
«QebUbran  verdea  bei  bolchoa  Gelegunheiten  gefordert,  wo  der  einzeluc  Barger 
iXfcH  WlMilliilwililhilii  oder  einer  wesentlichen  Staatsanttalt  (im  Q^nsatz  zn  einem 
UbiMb  Staatsgevcrbe)  in  eine  gewisäc  besoDdre  BerUhmDg  kommt.  Sie  kOnnen  als 
Me  beeondre  Vorgiitiing^  far  «k-n  Aufwand  angcSL'hcn  werden,  welchen  die  Slaats- 
iniit  irgend  einer  Veranstaltang  zu  machen  hat,  und  haben  insofern  mit  der 
MiBif  ftr  ireMileli  Priraidienste  Ajslinllclikat'*  —  Stein  3.  A.  S.  266  (wo  sieh 
f/jt/k  bei  der  IV  prriffsb«  timmung  der  GebttliT  die  Unhidtbariieit  nnd  WiUktthr  der 
ÜMleidimg  der  Kegalien  crgiebt).  ' 
•••J»*-W.  l.  8.  1U3.    W.  T.  §..14?. 
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Wesens  ein  Theil  der  Geschichte  des  GeriolitowesenSi  des  Beamtsn- 
tbams  nnd  der  gesnmmten  Staats-  und  Gonunanal^erwaltang,  n.  A. 
namentlich  im  Gebiete  der  Polisei,  des  UnterriehtswcsenSy  des  Ver^ 
kehrswesens  nnd  der  Volkswirthsehafk  flberhaupt.  Der  Znsammen- 
hang zwischen  dem  Gebflhrenwesen  nnd  der  Einrichtung  der  Ver- 
waltung ist  dabei  so  eng,  dass  sich  die  Geschichte  des  ersteren  zn 
einer  Geschichte  der  letzteren  erweitern  niuss,  damit  aber  aus  dem 
Rahmen  dieses  Werks  hinausfällt.  Es  muss  daher  hier  au  einer 
Darstellung  in  wenigen  Grundzügen  genügen. 

Auch  die  eigentlichen  Principienf ragen  des  Gebühren- 
Wesens  sind  nur  zu  einem  kleinen  Theil  in  der  Finanzwissenschaft 
zn  behandeln.  Sie  geboren  Tielmehr  in  die  Politik  und  in  die 
Verwaltnngslehre.  Denn  nach  den  Gmndsätseni  welche  in  der 
Justiz  und  Verwaltung  herrschen  und  herrschen  soÜeni  ist  zn  ent- 
scheiden j  ob  und  welche  Gebühren  erhoben  werden  sollen.  Nach 
der  Systematik  dieses  Lehrbuchs  der  Politischen  Oekonomie  mnaa 
daher  die  Erörterung  an  dieser  Stelle  auf  die  ganz  allgemdne 
Frage  nach  der  principiellen  Berechtigung  von  Gebühren  sich 
beschränken.  Die  Lehre  von  den  auch  finanziell  besonders  wich- 
tigen Rechtsgeb  Uhren,  welche  freilich  geschichtlich  und  that- 
sächlich  in  der  Praxis  und  bis  auf  die  neueste  Zeit  auch  in  der 
Theorie  mit  gewissen  Verkehrssteuern  vermengt  sind,  gehört 
in  die  Jnstizverwaltungslehre;  die  Lehre  von  den  Ver- 
waltungsgebühren, welche,  meist  in  der  Form  von  Stempeln, 
bei  gewissen  Thätigkeiten  öffentlicher  Behörden  für  Einzelne  erhoben 
werden,  in  die  Allgemeine  Verwaltungslehre;  die  Lehre 
von  den  Gnltnr-  und  Wohlfahrtsgebfthren  in  die  Innere 
und  in  die  Wirthsehaftliche  Verwaltnngslehre.  In 
letzterer  sind  namentlich  die  (Gebühren  des  Verkehrswesens 
in  principiellcr  Beziehung  näher  zu  behandeln.  Hierfür,  sowie 
für  einige  andere  Gebühren  der  volkswirthschaftlichen  Venvaltung 
ist  auf  den  dritten  und  zum  Theil  auch  auf  den  vierten  Band  des 
Lehrbachs  (in  der  Neubearbeitung)  zu  verweisen. 

L  —  §.  278.  Die  principielle  Berechtigung  der  Ge- 
bühren. Alle  Thätigkeiten  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungs- 
körper  sind  nur  gereehtfertigt,  soweit  sie  ein  „öffentliehea'' 
Interesse  bilden.  Wenn  auch  im  historischen  Staat  gegen  diesen 
Grundsatz  Tidfach  Teistossen  worden  is^  so  geht  doch  die  Tendena 
bei  unseren  modernen  Culturrölkem  darauf  hinaus,  die  nöffent- 
Uchen  Thätigkeiten''  auf  die  FSUe  eines  ,,9ifontiiGhen  Intsvessea'' 
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ZQ  beschränken  und  sie  anderseits  immer  mehr  auf  solche  auszu- 
dehoßn,  d.  h.  immer  mehr  das  Mitspielen  eines  öffentlichen 
hlBNttea  Mch  bei  bisherigen  Tbätigkeiten  der  Privatwuthsohaften 
aDzaerkenneo.  Viele  soiehe  Thätigkeiten  bertthren  aber  ZQgleieh 
Pri?eluiteraiien|  kernmen  Priraten  in  besonderem  Haasse  zu 

oder  weHea  einaeln  ron  diesen  speeiell  venirsacht  In- 
nto  nnd  in  diesem  Umfimg  sbd  Gebtthren  als  Entgelte 
prineipiell  gereehtfertigt  nnd  nach  den  Forderungen  der  vertheilen- 

Qflieelitigkeit  kq  verlangen.  Demgem&ss  waltet  daher  bier 
der  priyatwirthschaftliche  Grundsatz,  dass  der  „Leistung"  eine 
specielle  „Gegenleistung"  entsprechen  soll,  statt  des  gemein- 
«irthschaftlichen  Entgeltlichkeitspriiicij)s  ob,^)  nur  dass  Uber  die 
Art  nnd  Höhe  der  speciellen  Gegeuleidiuug  einseitig  die  btaats- 
jewak  entscheidet. 

IMe  riehtige  Entwieklnng  der  Gebtthren  mnss  mithin 
VM  dem  Grandsati  beherrseht  werden:  je  mehr  die  ThStigkdten 
teSittts  n.  s.  w.  sieh  in  ihren  Wirkungen  als  difforentiale 
Ttrtheile  von  Okonomisehem  Werth  naehweisbar  zu  Gansten  Bin- 
lelMr  niederschlagen,  desto  allgemeiner,  desto  mehr  und  desto 
höhere  Gebühren  müssen  sich  au  diese  Thätigkeitcu  anknüpfen; 
and  umgekehrt,  je  mehr  das  Moment  des  öffentlichen  Interesses 
Toransteht  und  die  Differentiirung  der  Vortheile  (und  eventuell:  der 
KostCDprovocationen)  verschwindet,  desto  seltener,  desto  weniger 
isd  desto  niedrigere  Gebühren.  Im  ersten  Falle  daher  U eber- 
gang des  GebUhrenprindps  in  das  privatwirthschaftliche 
9im  Gewerbe prineip,  eventneU  in  das  reine  Regaiitäts-  oder 
SieierpriBcip;  im  sweiten  Fall  in  das  Prineip  der  reinen 
Itlfibe  oder  wwiigetens  Annäherung  an  dassdbe.*)  Anderseits 
teaneh  umgekehrt  Uebergang  des  Gewerbsprinoips  nnd  des 
■nvprincips  in  das  Gebtthrenprincip,  wenn  nnd  soweit  als  eine 
MUgkeit  im  öffentlichen  Interesse  den  Privatwirthschaften  entzogen 
uad  an  den  vStaat,  die  Gemeinde  u.  s.  w.  übertragen  wird. 

im  fortschreitenden  Volke,  dessen  Volkswirthschaft  regelmässig 
iMHrgemeinwirthsohaftlicher  oder  uoommanistiseher*' 


.  ^  Wagner,  üruudlug.  ^.  116. 

'  ^Bto  QtMdtmg  dieser  leitenden  Fhnazprincipieii  ist  fttr  die  Klarstellong  der 
ft*ihmulübre  besonders  wichtig.  S.  B.-W.  I,  g.  89—91 ;  W  [,  §.  133.  S.  aach 
€ix,  Verkehrsmittel  I,  Bo,  84 .  mit  einer  BenchtfgaQS  meiner  Xkooiie  in  Bezog  wf 


8  3.  fi.  1.  iL  L  A.  Piinc,  Wes^  EntvickL  d.  GebOhron.  §.  278—279. 


wird,')  mu88  sich  daher  das  Gebührenwesen  in  Staat  nnd 
Gemeinde  ausdehnen,  die  Gebührentaxe  and  der  .Ge- 
bührentarif tritt  an  die  Stelle  des  Conoarrenzpreises^ 
indem  anch  in  der  materiell  wirthscbaftlichen  Sphäre  gemeinwirth- 
BchafUiehe  die  Stelle  der  privatwirtbschaiiblieben  Thatigkeit  ein- 
nimmt, z.  B.  im  Verkehrs-,  Yersiehemiigs-,  Bankwesen,  in  AnataHen 
für  locale  Gemeinbedttrfhisse  materieller  Art  Zngleieh  aber  wird 
mit  dem  immer  stärker  gemeinwirthsehalUiohen  Gharaoter  der  Volka- 
wirthschaft  die  Vcrtheilung  der  Vortheile  der  Staats-  und 
Communaltbätigkeitcn  immer  gleichmässiger  für  Alle  und 
bei  den  Einzelnen  unmessbarer,  weshalb  das  Gebührenwesen  theils 
mehr  auf  bestimmte  Kategorieen  von  Thutigkeiten  be- 
schränkt und  in  seinen  Sätzen  ermässigt  wird,  theils  ganz 
fortfällt  Das  GebUhrenprincip  mnss  also  dem  Princip  der  reinen 
Ausgabe  weichen  und  die  Finanzwirthschaft  insofern  eben  des- 
halb inmier  mehr  reine  Stenerwirthschaft  werden:  eine 
finanzwirthschaftliehe  Entwicklong,  welche  die  begleiteBde 
Folge  der  mehr  gemeinwirthschaftliehen  statt  der  rein  privat 
wirthschafUichen  Organisation  der  Yolkswirthschaft  ist  nnd  sieh 
dnrch  das  Zurücktreten  des  Grundsatzes  Yon  „speoleller  Leistung 
und  Gegenleistung"  im  Stenerwesen  offenbart. 

Mit  diesen  piincipiellen  Postulaten  für  die  richtige  Entwicklung 
des  GebUhrenweseus  stimmt  die  thatsUchliche  Entwicklungsgeschichte 
des  letzteren  auch  Ubereiu:  d.  h.  bei  aller  Verschiedenheit  der  ein- 
wirkenden Umstände  —  nicht  am  Wenigsten  auch  der  jeweiligen 
Finanzlage  — ,  welche  in  einer  concreten  Zeit  und  bei  einem  be- 
stimmten Volke  mit  entscheiden,  dringt  schliesslich  doch  bei  den 
Calturvölkern  eine  Gestaltung  der  Finanzwirthschaft  und  speeiell 
des  Gebtthrenwesens  duroh|  welche  mit  obigen  Postulaten  in  Ein- 
klang  steht  Es  ist  dies  eine  Folge  der  modernen  Staatsidee 
und  Auffassung  der  Staatsaafgabe^  sowie  nemdings  der 
organischen  Staats-  und  Wirthsehaftslehre  im  Unter- 
schied von  mittelalterlichen  und  antiken  Anschauungen 
und  von  Lehren  der  rein  individualistischen  Rechts-  und 
iStaatsphilosophie  und  der  Ömith'schen  Nationalökonomie. 


^)  FOr  alle  diese  Finaozfragen  ist  an  die  prindpiellea  Hanplfitagai,  ▼olche  sich 

auf  iÜl-  Organisation  der  Yolkswirthschaft  beziehen,  anzuknüpfen.  S.  daher 
meine  Grundlcg.,  bes.  Kap.  8  u.  4,  z.  B.  §.  171.  Dann  meine  ,,Commanalstauer- 
frat^re/^  (Lcipz.  Q.  Hflidell).  bei  C.  F.  IR^ter,  1878).  bes.  Abschn.  II,  o.  A.  8.  15,  99. 
Auch  nnten  §.  325. 
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IL  »  §.  279.  Das  thatsftcliliclie  Vorkommen  and 
die  Eniwicklnngsgescblchte  des  Gebflhrenwesens.') 

Iii  der  antiken  und  der  mittelalterliclien  Ansebaiiung  fehlt  jene 
eoge  organische  Verbindung  zwischen  dem  Staat  und  den  Individuen, 
in  welcher  der  Staat  als  nothwendi^^e  Existenz-  und  Gedeihens- 
bedingung der  in  ihm  vereini^'ten  bürgerlichen  Gesellschaft  und 
jedes  Einzelnen,  als  Theils  dieses  Ganzen,  erscheint,  daher  auch 
für  diese  Gesellschaft  und  die  Einzelnen  Etwas  leisten  soll  und 
wirklich  leistet  In  der  alten  Welt  wird  der  Staat  zum  Selbst- 
iweck  emporgesehraubt,  das  Gedeihen  der  Individuen  ist  fUr  ihn 
Qntergeordnet  und  wird  die  Privatsache  eben  der  Individaen.  Im 
Mittelalter  gebt  nmgekehrt  der  Staatsbegriff  selbst  verloren, 
iOes  lost  sieh  in  Einzelbeziehnngen  nnd  bestimmt  nnter  sich  nnd 
mü  der  Sphftre  des  Staatsoberhaupts  abgegrenzte  Beehtsspbären 
TOB  Ständen,  Corporationen  und  Individuen  auf.  Wo  fiberhaopt 
ein  Staat,  da  ist  zwar  auch,  wenn  auch  noch  so  unausgebildet,  ein 
Rechts-  und  Machtzweck  desselben  /u  constatiren.  Aber  im  antiken 
and  mittelalterlichen  Staat  leitet  man  daraus  noch  nicht  unmittelbar 
einen  Anspruch  der  Individuen  auf  Schutz  und  Sicherheit,  welcher 
dann  eine  entsprechende  Staatsthätigkeit  zu  Gunsten  der  Individuen 
isi  einzelnen  Fall  ohue  Weiteres  mit  sieh  brächte,  ab.  Selbst 
db  Onltor-  nnd  Wohlfahrtszweck  wird  in  gewissen  Thätigkeiten 
sasb  des  nnentwiekeltsten  Staats  erkennbar  sein.  Aber  noch  weoiger 
als  bei  dem  Beebtszweek  YfM  hier  im  Volksbewosstsem  ein  An- 
ipidi  des  Individuums  anf  Untersttttznng  nnd  eine  bezfigliche 
FSdrt  tu  einer  Einzi^ltbätigkeit  des  Staats  dem  Individuum 
gegenüber  gefolgert,  wenngleich  in  Griechenland  und  Rom  einzelne 
„öffentliche  Thätigkeiten",  wie  Schausj)iclc  und  Aehnliches,  vor- 
kommen, die  zwar  tür  das  Volks-  und  Staafsi^anze  bestimmt,  doch 
den  Atomen  dieses  Ganzen,  den  Individuen  (lenUssc  bieten.*)  Wo 
im  antiken  und  mittelalterlichen  Staat  eine  iitientliche  Th'atigkeit 
ciii  lodividuaiinteressc  berührt,  da  ist  das  mehr  eine  zufällige  be- 
iHlBBde  Folge,  nicht  der  eigentliche  Zweck  der  Thätigkeit.  Wenn 
&se  Tbitigkeit  dann  aber  speciell  vom  Einzelnen  beansprucht  und 
tk  An  geleistet  oder,  wie  bei  Vergeben,  durch  sein  Verhalten 

y^].  ftlr  das  Fdlt^^cTxlc  die  uioderne  StnafsaufTnysurig:,  besonders  vom  volkswirth- 
MltftHcheA  SUndponcte  aus,  in  Wagner,  Gruudlcg.  Kap.  4.  Ucber  die  Staatszwccko 
iifttit  165  ff.  Ich  111TIS8  mich  hier  in  der  Finanzwissenschaß  vielfach  Mf  die 
■pillMlBn  Erörtcnin^^en  in  der  (irandle|s^ung  beziehen ,  meine  ipecidle  AoffiMUSg 
■m  nier  unter  Be/ug^nahme  auf  die  GraadlegOBg-ids  bekannt  ronoBsetien. 
BMine  Uruiidleg.  §.11,  huto  7. 
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Botkwendig  gemaeht  wird,  dann  eraohemt  auch  «ine  speoidle 
Oegenleutm^  des  IndividramB  Mlbetventtndlioh  und  wird  rogd- 
mftisig  wlangt^*)  Ent  das  moderne  BewnsatMiii  bat  steh  naeh 
nnd  nach  tu  der  principiellen  Fordemng  Ton  solchen  Oifondiehen 

Thätigkeiten  auch  im  Gesellschafts-  nnd  im  Individnal- 

interesse  erhoben,  welche  ohne  specielle  Vergütung  des  Ein- 
zelnen von  Diesem  frei  genosttcn  und  aus  den  ailgemeiDen 
£innahmen  bestritten  werden. 

Diese  Verschiedenheit  der  Anschanungen  spiegelt  sich  in  den 
Zuständen  des  antiken  nnd  mittelalterlichen  Staats  einer-  nnd 
des  modernen  Staats  andrerseits  ab:  jenen  Staaten  fehlt  fiictieeii 
ein  nasser  Tbeil  der  modernen  Staatstbltigkeit  Entweder  tfbislich, 
indem  die  becllglichen  Bedttrfoisse  —  namenliicb  Qemeinbedttrf- 
nisse'^)  —  nach  dem  Stande  der  Cnltar  nnd  der  Technik  noeb 
gar  nicht  vorhanden  waren;  oder  die  Bedörfnisse  werden  noch 
ganz  durch  Privatthätigkeit  befriedigt.  Nur  hat  der  engste  räum- 
liche Gemeinschaftskreis,  die  Ortsgemeiude,  mitunter  statt  des 
heutigen  Staats  interv^enirt,  oder,  wenn  sie  im  Wesentlichen  mit 
dem  „Staate''  zusammenfiel,  wie  im  Alterthum  und  Mittelalter  so 
Tielfach,  so  bildete  sich  bei  ihr  die  bezttgliche  öffentliche  Thätigkeit 
xnerst  als  Commnnalsaohe  ans,  wodurch  dann  die  AnnäheruBg 
an  moderne  Gestaltungen ,  s.  B.  im  Gebiete  des  Wege-,  Markt-, 
Sehnl-,  SanitSlswesenSy  erfolgte. 

§.  280.  In  finanzieller  Hinsicht  erklärt  diese  Verschieden- 
heit der  antiken  und  mittelalterlichen  von  den  modernen  An- 
schauungen und  Zuständen  zweierlei: 

1)  Einmal  den  viel  geringeren  Umfang  der  früheren 
Finanzwirthsehafti  sowohl  des  Staats  als  aller  anderen  tthnUehea 
Körper,  besonders  der  Gemeinde.  Da  gleiehseitig  die  privat- 
wirths eh aft liehen  Einnahmequellen  noch  relativ  bedeutender 
waren,  so  konnte  vollends  alles  Steuerwesen  wenig  entwickelt 
und  die  eigentliche  Steuer  ihr  Ans  nähme  fälle,  wie  Krieg, 
vorbehalten  bleiben. 


VergL  z.  B.  über  Athen:  Böckh,  Staatshaash.,  Bach  .H,  §.  9—12.  Darüber 
uotoa  in  Note  14.  —  Die  Yerhiltnüse  im  normaiui.  Staate  ia  Eaglaitd  im  Mittd- 
dtor  vtrai  auf  dm  Gebiete  des  Oerichteweteu  mit  betenden  Twen  MiMbfiachea 
verbaodeii.  Aber  die  ganze  Anacbaauug,  welche  in  den  vonVocke  angefahrten  Bei- 
spielen sehr  prägnant  henortritt,  ist  dock  typiidi.  &  deiMB  Oeaclu  d.  biit  StOMn. 
S.  201  ff.    Vgl  u.  ebenfalls  Note  14. 

")  Grnndlcg.  Kap.  3,  Abschn.  6. 
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2)  Sodaiiii  eigiebt  flieh  fttr  alles  frühere  Steverweieiiy  — 
loireil  dawelbe  die  Tollberechtigten  Bürger  und  freie  Fremde  betei^ 
abo  ofeht  elnfheh  auf  dem  Prineip  der  Gewalt  über  imd  der  ohne 

GegenleistQDg  bleibenden  Ansbeutnng  von  unterworfenen  Landee- 
be wohnern  u.  dgl.  m.  beruhte  —  im  Ganzen  ein  gebührenartiger 
Character  und  zwar  in  doppelter  Weise:  auch  die  eigent- 
lichen Steuern  yermischen  sich  mit  gebtihrenartigen  Elementen, 
oder  m.  a.  W.  die  Anflegong  der  Steuer  wird  mit  nach  dem 
Oesichtspnncte  des  Qebtthrenprincips  motiyirt,  ein  Gharacterzug,  der 
noch  heute  in  dem  sogen.  Zweck  Steuersystem^  beeondersvon 
Gemeinden  and  CommanalTerbindeD,  sieh  einigermaseen  erhalten 
hit;  ferner  em  eigentliehea  Gebührenweeen  bildet  aieh  aasi 
entartet  aber  vidfaeh  sn  eigen t Hohen  nnd  dann  oft  reoht 
inpaflsenden  Stenern  Qm  Form^  Ton  Finansregalien  nnd 
dngleiohen  mehr). 

§.281.  Die  Entwicklung  des  Gebtihrenwesens  ist  nun 
uch  in  doppelter  Weise  vor  sich  gegangen: 

1)  Die  allmälig  sich  vermehrende  öffentliche  Thätigkeit  des 
.Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  bringt  einmal  in  der  neueren  Zeit 
gegenttber  der  alten  ein  neues  Gebühren wesen  mit  sich, 
weleheB  snm  Theil  direct  und  indirect  erst  die  Mittel  bieten 
MMy  diese  vermehrten  Thiltigkeiten  Ökonomisch  und 
finansiell  sn  erm^gliehen.  Es  ist  yomemlieh  die  lieber- 
gangsseit  ans  dem  Mittelalter  znr  Kenieit»  dann  die  Periode  des 
ifPoliseistaats'',  wo  solehes  nene  Gebtlhrenwesen  sieh  Bahn 
MA^  snm  Theil  anoh  noch  wie  in  der  froheren  Periode  die  Form 
fSn  PriratbezUgen  der  Beamten  bewahrt  oder  erhält.  Auch 
hier  aber  erfolgt  dann  manchfach  eine  unrichtige  Anwendung  und 
Ausdehnung  des  GebUhrenprincips,  wiederum  eine  Entartung  von 
Gebtibren  zu  eigentlichen  Steuern  und  damit  eine  Vermengung  der 
fcrschiedenen  Zwecke  des  Gebühren  -  und  des  eigentlichen 
Steuerwesens.  In  der  neueren  nnd  neuesten  Zeit  und  vielfach  nooh 
h  mserer  Gegenwart  wird  daher  anch  dies  neuere  Gebtlhrenwesen 
rtfermirty  d.  h.'riohtig  begründet  nnd  begreaaf)' 
iMitfieh  iHrd  es  von,  der  Erhebnngsform  naeh  verwandten, 
dhr  dem  Wesen  naeh  Terschiedenen  Abgaben  reinen  Stener- 
,  wie  besonders  den  sogen.  Verkehrsstenern,  abge- 
indem  der  sogen.  Stempel  richtig  als  eine  blosse 


^  Fia.  I.  §.  104.   W.  Fin.  I,  §.  142. 
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£rhebangsfonii  von  Gebühren  und  Steuern,  nicht  als  eiae  be- 
soDdere  Art  beider  erksmit  wird.")  Das  Gebflhrenweeeii  wird 
femer  auf  manehe  neue  Gebiete  aaBgedehnt,  aber  anderseits  aneh 
in  Beinen  Stttzen  (Taxen)  ermässigt  oder  selbst  jede  Gebühr 
anfgehoben:  d.  b.  das  Gebtthrenprineip  weieht  fheilweise  oder 
ganz  dem  Princip  der  reinen  Ansgabe.  Der  innere  Rechtfertignngs- 
grund  hierlUr  iic^t  in  der  Erkenntniss  (oder  wenigstens  in  der 
modernen  Anschauung),  dass  das  Moment  des  ö  f  fe  n  1 1  i  c  Ii  c  n 
Interesses  bei  der  betreffenden  Thätigkeit  dasjenige  des  Individual- 
interesses überwiegt  und  dass  die  Differentiirung  der  Vortbeile, 
welche  die  Thätigkeit  für  die  Einzelnen  mit  sich  bringt,  sich  za 
sehr  verringert,  nm  wegen  ihrer  noch  Gebühren  zn  erbeben  oder 
nach  ihr  zu  bemessen. 

2)  Das  alte  gebtthrenartige  Stenerwesen  entwickelt  sieb 
theils  zn  reinem  Stenerwesen,  theils  scheidet  sich  ans  ihm  das 
eigentliche  Gebübrenwesen  schärfer  ab.  Dort  fliUt  also  der 
mitspielende  Gesichtspunct  des  Gebtthrenprincips  fort,  das  reine 
Steuerwesen  aber  bürgert  sicli  als  r  e g e  1  ra  ä  s s  i  g e  Einnahmequelle 
ein,  je  mehr  sieh  der  moderne  Staat  mit  seinen  umlassenden  und 
kostspieligen  Einrichtungen  und  Thiitigkciten  und,  diese  Gestaltung 
begünsfii^end,  die  moderne  Staatsidce  entwickelt.  Das  verbleibende 
besondere  Gebührenwesen  der  älteren  Zeit  verbindet  sich  mit  dein 
neuen  Gebuhrenwesen.  Es  wird  von  seinen  Missbildangen  ge> 
reinigt.  Es  hört  auch  mehr  und  mehr  auf,  direct  eine  Einnahme 
des  Beamten  sn  sein:  sein  Ertrag  fliesst  in  die  Staats-,  resp. 
Gemeindeeasse.  Schliesslich  bildet  es  sich  dann  geschichtlioh  in 
ähnlicher  Weise  ans  nnd  nm,  wie  diese  Gebflhren  bei  nenen 
Öffentlichen  Thfttigkeiten. 

Dies  ist  in  grossen  Zttgen  der  allgemeine  Entwicklungs- 
gang. Er  findet  unten  in  der  Note  für  einige  characterißtische 
Seiten  seine  speeiellen  geschichtlichen  Belege.  Einzelne  weitere 
Ausführungen  folgen  in  den  späteren  Abschnitten,  z.  B.  Uber  die 
Post  (§.  a08ff.).") 


")  Vgl.  bes.  L.  V.  Stein 's  Finanzwiss.  a.  a.  0.  ttbcr  Gcbülirön  und  Verkehrs- 
stoti'Tn,  H.  A.  S.  205  H'..  519  if.,  übrigens  mit  nuAohen  Widonprttcbea  nad  WiUkahr- 
licbliciton  im  Ein/einen.    S.  unten      '-i'lO  fP. 

")  Zur  Geschichte  des  üebuh rcnwesens.  Verpl.  Stein,  Fin.  3.  A., 
8.  269 ff.  —  Wagner,  Fin.  I,  2.  B.  I.Kap.  5.  A.  ^.  14!«  Ii.  über  den  Ghaiacter  dm 
älteren  rin.mzwcsens.  wo  (S.  MIM)  j^  -hon  auf  'H'  .  iprcnthuuilichc  (ietitaltung  und  vor- 
baltnit(smäs&ig  grosse  Auädohuuag  des  GebUhrcnw^ons  im  mittelalteiL  Staate"  hin- 
gewiesen Q.  der  gcbnhrenartigo  Obamcter  vieler  ftitenn  Abgaben  KemitT^oben 


Zw  GesGhidito  des  GdbtUzreairesfllis. 


Forde.  Vgl.  ferner  über  die  Gebühren  La  der  Rechtsform  des  .,Rep:als"  and  die 
geschichtL  Entwickl,  der  Kegalien:  Kau-Wagner,  Fin.  I,  §.  lUJ  — 104  nebst  109  bis 
116  OJui  Wagner,  Fin,  I,  §.  141,  142  nebst  §.  145 — 147.  Auf  diose  Finanz- 
rtf iliett  wild  im  Folg  nden  jetzt  nicht  mehr  eingegaofen. 

Eine  zasammenfaiscude  (ieschit  hte  dos  Gcbilhrenwesens  überhaupt  oder  audi 
aar  einea  einzcluen  Landes  fehlt,  was  sich  aus  der  engen  Verbindung  dieses  Zweigs 
der  jÖnnalunea  mit  der  gtnzon  Venraltnng,  ans  der  Nenheit  der  Wissenschaft  des 
TtfValtungsrechts  und  aus  der  grossen  Ausdehnung  der  Gebührenerhebung  über  fast 
ille,  oft  so  VL-n^cliii  df-nen  Gebiete  dt  r  Verwaltunfii:  zur  Genüge  erklärt  (§.  277 1,  Zu 
Uachten  ist  nur,  do^  diu  Geschichte  v  uu  Kegalien,  wie  dem  Post-  und  Munz- 
ngal,  einen  Theil  der  Geschichte  des  Gebührenwesens  bildet  Stein 
liäue  inrtnrhc  willkuhiMche  Goastnction  renniedtti,  renn  er  hier  Znsammengdtftrendes 
sieht  getrennt  hätte. 

Oeber  Alt-Griechenland,  bes.  Athen  s.  Böckh«  Stastdurash.  d.  Athener, 

2.  A.  S.  407  tr.,  passim,  bes.  4G1  ff.  Einige  wichtigere  Puncto  daraus  sollen  hier  Plats 
finden.  IJorkh  untcrsrhcidit  4  llauptartcn  der  ordentl.  athen.  Staatseinkünfte,  unter 
deaen  eine  weseuü.  aus  Gebühren  besteht:  die  Strafgelder  nebst  Gcrichts- 
geldern  (o.  Xinkttnften  7.  eingezogenen  Ofllem).  Dieselbe  Art  iännahmen  anch  in 
i.  and.  hellen.  Staaten.  Auch  unter  den  anderen  Einnahmen  finden  sich  aber  solche 
^ebübrenartig;cn  Characters:  so  das  Schutzgeld,  welches  nach  kurzer  Anwesenheit 
jeder  Fremde  als  Schutzverwandter  oder  Ansässiger  in  Athen  zahlen  mosste  (ebend. 
S.  4451,  —  der  Idee  nach  in  der  That  eine  GebOhr,  gerade  nadi  antiker  Anf&ssnng, 
fic  sonst  auch  bei  den  Ilclirnon  die  pcrsrjnl.  Steui'rn  „vom  Köriier"  so  prthorn  ^<  irtc 
^  407).  Die  Gerichts-  und  Strafgelder  sind  tinani:icli  bedeutend  gewesen,  in 
Adten  bes.  durch  die  Yeipflichtnng  der  Bundesgenossen,  dort  Hecht  zu  nehmen.  Za 
fie»:ü  !  1  rn  gehörten  die  Prytancien,  die  jede  Partei  ror  Anfang  des  Rechts- 
streits K.  i  lom  Gerichtshof  zu  hinterlogen  hatte.  Die  verlierende  mu^ste  sie  dor 
aaderen  Partei  erstatten  ^S.  4t>2,  ilöhe  d.  Abgabe  eb.).  Verwandt  die  Parastasis 
(wie  es  scheint  bei  ÖffimtL  Klaf«i  zn  zahlen).  Beide  dienen  ds  Lohn  der  Richter, 
jber  gelangen  nicht  direct  an  sie,  sondini  an  den  Staat,  der  daraus  besoldet 
(cb.  476).  Andere  Abgaben  und  Leistungen  (Parakatabole,  Epobclie)  scheinen  meist 
akht  dem  Staat  zugefallen  zu  sein.  Dagegen  bezog  dic«er  Geldbussen  (Time- 
Bita'l  oder  An t heile  daran  (S.  48SK  In  Privatsachen  erhält  der  Kläger,  in 
5ffontl.  Rechtsstreitigkciten  der  Staat  die  Busse  des  lU-klagteii  Audi  an  Teiiip*«!- 
caaen  fallen  Strafen.  Beispiele  bei  Böckh  S.  4U4  lt.  Sehr  hoho  Geldbussen  z.  B. 
W  Di^^  aber  Gesetzwidrigkeit  „Dfe  Unrechtliehkeit  der  Staalsni&nner, 
Parfeihass  und  Lost  am  Klagen  mnsste  diese  Strafgelder  zu  einem  einträglichen  Zweige 
'j'»r  öffentlichen  Einkünfte  machen",  S.  .')!»;).  \\  i;r  die  dem  Staate  verfallene  rtcldlmsse 
nicht  bezahlte,  wurde  ,.öllentlicher  Schuldner"  und  unterlag  nach  gewissen  Fristen 
aadoiMi  Strafen  und  Krhöimng  der  Busse  (S.  506  ff.).  Endlich  werden  die  ein- 
geiogencn  nnd  öffentlich  verkanfttn  (Jutcr,  in  Folge  der  Strafe  der 
(imereinziehung,  eine  wichtige  Einnahmeiiuelle  |,S.  510  Ii'.).  Auch  in  den  Tributen 
4m  Budesgenoiseii  n.  s.  w. ,  „bei  Weitem  der  bedeutendsten  Einnahme  des  ad&en. 
Batt",  ist  wenigstens,  was  die  Entstehung  anlangt,  der  mitspielende  Gebllhrea** 
''fciracter  nicht  zu  verkennen  (S,  520  fl.):  „man  führte  für  die  Bundesgenossen 
Krieg  nnd  sicherte  sie  gegen  die  Barbaren*'  (S.  524),  —  dafür  der  Tribut. 

Geber  Born  s.  d.  Weite  fkhtx  tUm.  Rechtsgeschichte,  Proeoes,  die  einzelnes  Hioi<- 
ker^ehririire  enthalten,  so  über  Gerichtsgebohron ,  Strafen.  Jetzt  bes.  Mar<iiiardt, 
röBL  Staatsvei'walt  (bes.  Finanzverw.i,  2.  B.  (Lpz.  lB7(i)  S.  7t)  fl.  n.  IMonunsen,  röm. 
SttttsR-cht,  B.  I  u.  2,  1.  Abth.,  Lpz.  1871  u.  74  (ich  beniit/te  die  I.  Aufl.),  mit 
Machen  fSazelheiten  aus  d.  Finanzwesen,  die  mit  (i<  Imhien  zusammenhängen.  Auch 
II.  2  Abth.  pasi.  Ich  bescliriake  mich  anf  die  Hervorhebung  einiger  characteristischer 
PiBcta. 

leitender  Grundsatz  war  langet  Unentgeltlichkeit  der  stidt.  Aemter,  Besot- 

4rag  nar  f.  d.  Subaltemeu.  Der  Beamte  erhielt  aber  Ersatz  der  Kosten  seiner  Aus- 
hfcn,  z.  Th.  in  Form  von  Pauschsummen.    Später  cntwiekelt  sich  aligein.  Gchalts- 

£tJlarquardt  S.  9S  Ü.,  Mommsen  I,  238—241»).     Aber  gesetzliche 
•tft  risd  dem  lUeien  Recht  fMUg  firead  nnd  den  höheren  Beamten  flberhanpt 
g^hlt  n-orden.    Erst  in  der  2.  Hälfte  des  5.  Jahrhunderts  scheinen  die 
|lMsk  Gerichtsgebuhrcu  zu  Gunsten  der  Uuterbeamten  aufgekommen  za 
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sein ,  die  duin  rasch  eine  bedeutende  Höhe  emiohtail  ond  im.  BaolilniehMideB  efaM 

schwere  Last  wurden.    (Mo nun 8 en  I,  249). 

Ein  förmliches  GebQhrcnwesen  findet  sich  namentlich  beimCaltns,  der 
In  Bom  Staatsinstitation.  Marquardt  8.  78 Mommtea  II«  1.  S.  65  ff.  Die 
Gebuhren  bilden  hier  neben  dem  Einkommen  ans  dem  (iöttergut  nnd  den  Zahinng«n 
aas  dem  Aerar  der  Gemeinde  (dies  z.  B.  f.  d.  Gehalto  der  Priester)  eine  dritte  regel- 
mlMlge  EtamAhme  rar  Deckung  der  Koeten  dee  Onltoe.  Dleee  OeMArsn  eelraliiea  ta 
die  besonderen  Gassen  der  einzelnen  Tempel  geflossen  zo  sein,  so  das  Antrittsgcld 
der  Priester  und  Abgaben  für  den  Eintritt  in  die  Tempo).  Zutritt  zur  Opferstätte, 
Darbringung  des  Opfers.  Die  Area  pontiHcum,  eine  Art  centrale  Sacralcasse,  be^og 
Inebesond.  renchied.  Bussen,  nuL  die  Proceesbaseen  (secramentA),  die  eeit 
üralters  bei  der  Eröffnung  eines  Cifilprorcsses  ntch  dem  Werth  des  Streit- 
gegenstands als  Strafgeld  von  beiden  Parteien  zu  erlegen  wuen.  Der  siegende  Theil 
erhielt  seine  Einlage  rarfick.  Spiter  wird  die  rerfiülene  Snnune  fiadi  Eriedigung  6m 
Processcs  eingezogen.  Sic  dionC  fUr  die  OfTentlichen  Opfer;  spitar  itoHt  «1«  fidmehl 
Jn  die  Hauptstaatsrasse  (Marquardt  S.  2S2,  Note  2), 

In  umfassendem  Maasse  bestanden  auch  in  Rom  noch  sonst  Strafgelder 
(Bussen,  multac),  deren  Marquardt  6  Arten,  mit  den  gen.  Processbusscn ,  unter- 
scheidet, S.  279111:  als  Coercitionsmittel,  um  Ungehorsam  ond  Widersetzlichkeit  gegen 
die  Obrigkeit  zu  strafen  (s.  d.  Einzelne  pass  bei  Mommsen  II,  1.  Abth.>;  als 
Ciiminslstrafe  (Ertrag  verwendet  zu  Spielen ,  Bau  u.  Ausstatt,  v.  Tempeln ;  nicht  ins 
Aersr  ffiessend);  als  angedrohte  Geldsttafe  bei  Ueberschreitungen ;  ab  den  Efben  hei 
NichterftUIung  der  tcstam.  Bedingungen  angedrohte  Geldstrafe  ;  als  Sepnlcnlmnlte,  d.  h. 
als  Strafe,  welche  für  Verletzung  eines  Grabs  in  der  Inschrift  angedroht  ist.  —  Ausser- 
dem: Einziehung  des  Vermögens  ^bona  damnatorum)  bei  Kapitalstrafe, 
Marquardt  8.  278. 

Auch  an  Gebuhren  n.  gebtthronait  Lelstangmi  In  der  volksvirthsch.  Sphirt 

fehlt  es  nicht.  Bei  den  Land  Strassen ,  die  zvar  auf  öffentl.  Kosten  (des  Aerars, 
der  Prorinzialcassen)  hergestellt,  vird  die  Unterhaltung  auf  die  Anlieger  abge- 
schoben (Kommsen  II,  1,  428;  Marquardt*  8.  89).  Aach  Ohansseeg eld  soll 
rinieitomnien  sein.  In  den  Städten  (Kom)  die  Instandhaltung  und  Gmpflasterung  des 
Pflasters  und  der  Trottoirs  auch  Sache  der  Anlieger.  Bei  Säumigkeit  Jiess 
später  der  Aedil  die  Arbeit  auf  Keclinung  dos  Pätchtigen  durch  Unternehmer  in 
Accord  ansfhhna  (Memmsen  II,  1,  475).  Das  Wasser  der  OlTeatl.  WaassrieitQngen 
dient  zuniiehst  zur  Speisnng  der  öfTentl.  Brunnen.  Seine  Benutzung  hier  unentgeltlich. 
Daneben  scheint  eine  Bezahlung  ftir  die  Benutzung  des  die  Baaains  Überströmenden 
Wessen  m  Bidera  und  OeimbeiwedEen  (Walt^erelea)  slattgeftiBden  zn  haben  (obend. 
S.  416,  478).  Vgl.  auch  H,  2  (2.  Ausg.),  S.  1006,  1007.  Anch  ein  (feqioclitfltos) 
Standgeld  von  Budcninhabem  erwähnt  Marquardt  S.  270. 

Ausserordentlich  lückenhaft  ist  auch  trotz  der  neuesten  Forschungen ,  der  Benutzung 
des  Inschliflen-Mitefiab  a.  s.  w.  die  Einselkenntnfss  der  griech.  n.  rSm.  Flnani- 
vorhältnisse  und  wohl  des  Gcbuhrcnwesens  ganz  besonders  Denn  hier  hat  die 
finanz.  Seite  keine  selbständige  Bedeutung  und  zog  die  Aufmerksamkeit  wenig  auf 
sich.  Gewohnheitsrecht,  Veronlnungen  untergeordneter  Organe  sind  oft  die  Grund" 
lagen,  die  selbst  schon  wieder  weniger  allgemein  bekannt  ihk]  nicht  regelmissl|r  Mtf- 
gezeichnet  werden.  Es  sind  daher  öfters  nur  rein  zufällig  Einzelheiten  auf  uns  sc- 
hommen.  Wenn  in  den  antiken  Staaten  aber  so  Manches  unentgeltlich  oder  fast 
nnen^tfich  gelidlort  wurde,  Spiele,  Bider,  Wasser,  8trssBenbaa,  so  liegt andi  dafilr 
der  letzte  Erklärungsgrund  in  der  Basis  der  antiken  Volks-  und  Staats- 
w)Tths(  liaft :  in  der  Unfreiheit  der  Massen,  neben  einer  kleinen  Schicht 
Freier,  und  in  der  Ausbeutung  der  Fremden  durch  iiaub,  Krieg,  Tribut,  Pro- 
Tinzial- Verwaltung  u.  s,  w.  — 

üeber  die  einschlagenden  Verhältnisse  bei  den  ge  r  rn  a  n  iscli en  Völkern  und  im 
germanisch-roman.  Mittelalter  s.  die  Werke  Uber  deutsche  Kecbtsgeschichte, 
Ton  denen  auch  die  Lehrbflchor,  z.  B.  von  ZOpfl,  wenngleich  z.  Th.  nur  sehr  kurz, 
auf  die  Finanzen,  früher  des  Denladien  Reichs ,  später  auch  der  Territorien  ( ingchcn. 
Die  älteren  Schriften  r.  Hüll  mann,  Deutsche  Fin.-Ge3ch.  d.  Mittelalters.  Beri.  1805, 
mit  dem  Nachtrag  dazu:  Gesch.  d.  Ursprungs  der  BegaUen  in  DeutschL,  FrankC  1806, 
linng,  hislnr.  Entvldd.  der  tevlwhen  Steaeirerfiws.  seit  d.  Kaiolingeni  bis  anf  mem 
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Zeit,  Berl.  u.  Stettin  179S,  sind  formell  und  materiell  zwar  rielfach  veraltet  ond  ent- 
sprechen dem  beut.  Stand  der  histor.  Wissenschaft  und  der  Qaellenkundo  nicht  mehr. 
Aber  sie  sind  doch  in  Ermangelung  neuerer  zusammenfassender  Arbeiten,  an  die 
freilich  jetzt  ganz  andere  Ansprüche  gemacht  werden,  noch  immer  unentbehrlich. 
Ilae's  Gesch.  d.  D.  Steuenresens  (1.  Abtb. ,  Giessen  1B44)  ist  in  der  karoling.  Zeit 
sUcken  geblieben.  Reichhaltiges  Material  ist  kritisch  verarbeitet  in  G.  Waitz' 
Oeotscher  Verf.-Gesch.,  mit  vielen  Angaben  Uber  gebuhrenartige  Einnahmen  in 
dar  1.  Hüfte  des  Mittelalters,  daher  für  diesen  Abbchnitt  bes.  boachtenswerth.  S.  B.  I, 
2.  A.  (Kiel  1865),  254  «.,  306,  309  f.  d.  iütcste  Periode;  B.  U,  2.  A.  (1870)  f.  d. 
aeroring.  Zeit  des  fränk.  Reichs,  S.  137,  bes.  Kap.  7  S.  553—645  „Leistungen  des 
Volks  u.  Einkünfte  des  Königs";  B.  IV  (1.  A.  1861),  Kap.  6  „Venralt.,  bes.  Finanzen" 
in  der  cAroling.  Zeit  Auch  in  einzelnen  and.  Abschnitten  Hiehergchöriges ,  über 
Bossen,  Gcrichtsgefälle  u.  s.  w.  Leider  ist  die  Fortsetzung  des  Waitz 'sehen  Werks 
i  d.  mittlere  Periode  des  Mittelalters  (9. — 11.  Jahrb.)  noch  nicht  bis  zu  der  Dar- 
stdlang  der  Finanzen  gelangt.  Einzelnes  Einschlagende  passim  in  B.  6  u.  7.  —  Deber 
Zölle  s.  bes.  Falke,  Gesch.  d.  Deutschen  Zollwcsens.  Lpz.  1864,  mit  dem  genaueren 
N'achveis  des  gebührenartigen  Wesens  der  älteren  Zölle  (Wegezöile  u.  s.  w.). — 
Bes.  lehrreich  sonst  die  ältere  englische  Fin.-Gesch.,  mit  ihren  vielen  gebuhrenart. 
Einnahmen  und  grossen  Missbränchen  dabei.  S.  nam.  Gneist,  engl.  Verwaltungsrecht, 
B.  1  (2.  A.)  pass.  und  V  o  c  k  e ,  Gesch.  d.  brit.  Steuern ,  bes.  „Gebühren  mit  Ausschluss 
des  Stempels",  Gerichtssporteln  u.  s.  w.,  S.  194  ff.  Im  Uebrigen  bis  in  die  2.  Hälfte 
des  Mittelalters  in  den  hierhergehörigen  Abgaben  viele  Verwandtschaft  in  d.  gerinan.- 
roaan.  Ländern,  auch  in  Frankreich,  entsprechend  der  Feudalverfassung.  S.  über 
Frankreich  die  älteren  Schriften  von  de  Monthion,  Bresson,  Bailly,  dann 
Clamageran,  ferner  f.  d.  frühere  u.  d.  mittlere  Periode  dos  Mittelalters :  Vuitry, 
'.todes  sur  le  regime  financier  de  la  France  avant  la  revolution,  Par.  1878,  bes.  p.  31  tf. 
iSteoem  unter  d.  Mcrovingem)  u.  2.  Studie,  5.  Kap..  Einkünfte  des  Königs  im  11.  bis 
13.  Jahrb.,  bes.  p.  310,  40Ü  ff.  —  Hier  kann  nur  Einzelnes  von  besond.  charact 
Bedeutung  hervorgehoben  werden. 

Gebührenartiges  Einkommen  des  Königs  ist  schon  für  die  erste  historisch 
bekannte  Zeit  der  Germanen  bezeichnend.  Dem  König  als  oberstem  Richter  und 
Friedensbc wahrer  fällt  ein  Theil  der  Bussen  zu  (Waitz  I,  306,  309).  Im  fränk. 
Bdch  der  Merovinger  bezieht  er  Schutzgelder,  Friedensgeld,  andere  Bussen,  bes. 
fir  Debertretang  königL  Befehle  u.  in  ähnlichen  Fällen,  so  bei  unterlassener  Heerfolge 
'„Heerbann"  als  Name  der  Strafe).  Dann  sind  die  Confiscationen,  so  des  Guts 
der  Friedlosen  und  gewisser  Verbrecher  (Landesverrath ,  Untreue)  eine  wichtige  Ein- 
koBBeoqaclle,  die  in  dieser  Periode  vielfach  gemissbraucht  wird  (Lang  S.  21,  Hüll- 
Btnn,  Rn.-Gcsch.  S.  152,  Waitz  II,  588— .')9G\  In  Zöllen,  Wegegeldern,  Hafen- 
peldem  ebenfalls  Gebühr  enthalten:  Gesiohtspunct  einer  Vcrgoltung  von  Leistungen 
«Lang  S.  25,  Falke,  Gesch.  d.  Zölle,  S.  12,  15,  Waitz  II,  (101  ff.).  Im  caroling. 
Seiche  bleiben  diese  Verhältnisse.  Die  Gericbtsgcfälle  u.  dsrl.  sind  nur  z.  Tb.  schon 
la  andere  Hände,  wie  des  Grafen,  übcrgear.mgcn  i Waitz  IV,  87,  l44,  378),  Con- 
tiKsdonen  brachten  neues  Land,  was  freilich  vielfach  bald  wieder  vergeben  wurde 
eb.  117  ff.).  Die  Wege-,  Brücken-,  Hafengelder  behielten  gesetzlich  den  alten  Ge- 
iAlireDcharactcr,  in  der  Praxis  immer  weniger.  Sic  gingen  auch  vielfach  an  Andere 
Iber  (eb.  S.  51  ff.i.  Für  die  ganze  Periode  dos  fruhcron  Mittelalters  und  der  voraus- 
fckenden  Zeit  ist  der  Charactcr  des  Straf  rechts  auch  finanziell  wichtig:  Die 

I^itnüen  sind  überwiegend  Gcldbussen  oder  mit  solchen  verbunden.    In  den  sonst  vor- 
koBiaenden.  formell  und  m.atcriell  mehr  steuora  rtigen  .\bgaben,  z.  B  der  Kirche, 
▼i«  den  jährlichen  „Geschenken" ,  die  den  Character  der  Freiwilligkeit  im  caroling. 
Weh  bereits  verloren  haben,  liegt  der  Gesiohtspunct  einer  Gegenleistung  für 
^"«hrftm  und  genossenen  Schutz  deutlich  ausgeprägt,  also  wieder  zugleich  etwas 
|^||lkhTenartigc3  (Waitz  IV,  92).  Aehnlich  die  Schntzgelder  von  Juden. — •  Wesent- 
PMB  gleichartig  die  Gestaltung  und  Entwicklung  in  England  in  der  angelsächs. 
Periode.   Hier  die  gebnh renartigen  Einkünfte  de-s  Königs  aus  der  Kriegs-,  Gerichts- 
1  Polizeiherrlichkeit  bei  Verringerung  des  k.  Lands  früh  bedeutend  u.  missbrSuchlich 
«wgodchnt.    Aber  auch  davon,  bes.  v.  d.  Gerichtsgefällen  viel  an  die  Grundherren  als 
l&bäber  der  Privatgerichte  übergegangen.    Im  Frcm  dcnschutzrecht,  in  der  Ein 
M  ^iUBong  des  Friedens  an  Hafen-  und  Marktorte  und  dem  Bezug  von  Abgaben 
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dafür  Uberall  Gebuhrcn-ClMiGbli|nuiGt  (Qaeiat,  «asL  YervaltangvedU,  I,  28  £, 

39  Ii.;  Vocke  S.  197). 

In  der  Periode  des  Lehensstaats  tritt  der  Gebtthrencharacter  der  OefiUle  imd 
Abg:abeD.  zwar  unghnch  iu  den  einzelnen  Staaten  nach  der  MichtsteUiiii§^  des  KOnigs, 
aber  im  (ianzen  dorh  nbcrall  jjleirhartig  herrof.  Besonders  scharf  ist  diese  Ent- 
Wicklung  im  normann.  Staate  Englands.  «,E8  Steht  in  bester  UeboreinstiinmiiBg 
mit  dem  wesentlich  priratrecbtlichen  Cbnncter  des  LelMnsstntto,  dass  sid 
die  alten  Ktaige  für  Allrts.  wvis  sie  einem  Unterthan  gewahrten  nnd  erlaubten, 
bezahlen  Hessen.  Das  do  ut  des  nnd  facio  ut  des  ist  hi<'rauf  vollkoinmcD  anwendbar 
und  es  giebt  keinen  anderen  (jesichtspunct  und  keinen  amicren  Grundsatz  für  die  Er- 
Uirang  der  (i»^biihren."  Dispensationen  von  de-  und  Verboten,  Ertheilung  von  Erisnb* 
nisscn,  (inadon,  (ief.illi!::ki  it(  n  u.  d-rl.  ni..  Alles  uiuss  bezahlt  werden  (V o  c k  c  S. 
Der  Finanzge^ichbpuuct  drängt  sich  bo  iu  den  Yordeigrand,  z.  B.  bei  der 
Bechtspflege,  dass  darin  nnr  eine  fnsserst  schlimme  Entartnn^  As  an 
sich  berechtigten  üebuhrenwesens  erkannt  werden  kann.  Vgl.  Vocke  S.  197 f.,  bes. 
über  Gerichtssportcln  und  Strahn,  (in  eist  I,  1*^2  fi",  191  ff.  „Die  Stellunp^  des  Königs 
ergab  eine  lange  Beihe  arbitntrur  Gewalten,  Verbältnisse,  in  denen  er  bewilligen  oder 
Tenagen  Iconnte.  Dabei  erscheint  als  anrerindeiliehe  Maxime,  ^to  niebts,  was 
versagt  werden  kann,  ohnii  (i< Mtrcbuhr  ir-  währt  wird."  Qosiet  I,  1S5.  Er 
naterscbeidct  flu  es  (Gebühren)  iiir  Libertics  und  Franchises ;  in  Processsacheo,  ,^{t 
Heinr.  II  onObersehbar*' ;  für  Gnadenbewillif^ungon  von  Aemtem,  Gilden,  Dispensationen, 
fiir  l.clicnserneucr.  u.  Veräusser.  Grosser  Umfang  der  Verwirk,  v.  Land  n.  Vermög-cn 
durcli  Felonie;  Confiscationen.  —  Aehnlich  in  Frankreich  in  dieser  Periode  ^11.  bis 
13.  Jahrb.),  nur  dass  hier  der  Bezug  der  Gerichts-  und  ähnlichen  (iefäUe  mehr  Tom 
König  an  d.  (hnndberm  übergegangen.  Vnitry  p.  SlOif.  In  Dentschland  ist  der 
Missbrauch  di<  scs  Gebiihrenwesens  bei  dem  Nicdergan;^  iler  königl.  Macht  geringer, 
währen»!  di«'  T-  rritori;dherren  doch  nnr  allm.ilig  die  Macht  zur  Ausdehnung  dieser 
Abgaben  erringen  konnten.  Die  Schirm-  u.  Schutzrechte  führten  auch  in  Duutbch- 
Jand  zu  halb  Steuer-,  halb  gebflhninartigen  Abgaben  an  den  Kaiser,  die  Landesherren, 
die  Gerichts-  und  Grundherren  u.  s.  w.  für  Fremde.  Kaufleutc.  Keisende.  Juden.  Kirche, 
geistL  Stifter  u.  s.  w.  An  die  Wegugelder  schliessen  sich  die  Gcicitsgelder. 
Hallmann,  Fin.-Gesch.,  1<*2  ü*.,  Biegalien  S.  42  Ii.,  Waitz  VI,  450  if.,  460,  466, 
496,  VII,  192,  253,  Hlb,  388,  Falke,  Zollwes.,  S.  53  II.,  63.  Einzelnem  auch  bei 
Zeumer,  deutsrhe  Sfiidtesteuern  i.  12.  u.  \'A.  Jahrb.,  Lpz.  lS7s,  Eine  besonders 
characteristische  Abgabe  ist  in  Deutschland  wie  in  Frankreich  u.  England  das  „Juden- 
gef&lle'',  Juden-SchntzgeM  n.  dgl.  (kaiserL  „Kammerhneehte**).  8.  Httllmnnii, 
Itegal.,  S.  52,  Wait/  VI,  450  u.  a.  8t..  Vocke  S.  161  fl".  (Juden  „eine  Alt  Dorntet), 
Vuitry  p.  31.'»  Ii.  (Jiiif^  et  Lombards  unil  fiscal.  Ma.vsrcgeln  gi'gen  sie") 

Zur  Erklärung  und  Entschuldigung  der  fiuanz.  Missbräuche  bei  gebuhrenartigcu 
Abgaben  nnd  bei  den  ihnen  m  Grunde  liegenden  Tfaltigltdti»  der  Staaisgevalt  dient 
romemlich  die  Thatsache  des  Mangels  anderu-  iter  ordentL  Einkünfte,  bei  doch  viel» 
fach  -f<  iir"iidem  königl.,  fürstl.  u.  OUentl.  Hedarf.  Das  eigentlich  dontaniale  Ein- 
koniuieu  verringerte  sich  mit  der  Vergebung  des  Douanenbesitzcs  (Wagner,  Fin.  I, 
§.  152).  Ein  umfassendes  eintrSgliches  eigentliehes  Stenersresen  fehlt» neeb.  Die 
Steuern  dieser  Art  wurden  von  den  Pflichtigen  möglichst  an  einer  Steigerung  über 
dio  herkömmliche  Hohe  und  an  einer  Ausdehnung  Uber  die  herkömmlichen  oder  fest- 
gesetzten Zvecku  und  Zeiten  hinaus  verhindert  Bei  neuen  Steuern  f.  ausserordontL 
Zwecke  n.  s.  w.  vnrde  der  Standpuict:  Leistung  n.  Oegenieistang  mOgUchst  bevalm. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  nnd  in  der  sogen.  Neuzeit  seit 
dem  16.  Jahrh.  wnnlen  diese  .dteren  gebllhrenart.  Abj>;abcu  alhnTdig  von  d.  schlimmsten 
Missbrauchen  gereinigt  und  wo  sie  an  Grundherren  u.  s.  w.  gekommen,  möglichst  wieder 
an  den  Staat  als  solchen  u.  an  seinen  Repräsentanten,  den  König,  Landesherm,  zamck* 
p'Tinintnen.  Kr'ste  sellot  der  ältesten,  der  Straf-  und  Gcri<-litsijrMer .  der  Zölle  und 
Guleitsgelder .  der  Schutzgelder  sind  bis  auf  unsere  Zeit  gelangt  und  i>ilden  mit  den 
nutzbaren  Kegalien  nach  allgemeinem  deutschen  Staatsrecht  einen  Bestandthoil  des 
sotten.  Kammerguts  (s.  Kau-Wagner,  Fin.  I,  §.  112  Notn  a:  Wngner  t, 
II.')  Nut  -  ir.  Die  finanzwiss.  Auf-^'abe  diesen  Abgraben  gegenüber  ist  a.  a.  O. 
im  1.  Lande  schuu  dai^clegt  worden.  Vgl.  auch  fur  diese  spätere  Teriode  die 
gen.  Scluiften  von  Hüllmsnn  n.  Lang  mit  einzehien  Kotisea,  Oneist,  Yocke. 


Digilized  by  Google 


Uebeitng.  fobuhiwart  fiilwBiiMiiiveige  aa  d.  8tMt  v.   w.  17 


Von  emzelnen  finanzhistor.  Arbeiten:  Falke,  25oIIweseD,  S.  128  fl.  (Wege- 
lölle  u.  s.  V.  alä  Entgelt  f.  Leistung»m  in  d.  letzten  Jahrhimd.  d.  Mittflalters  ; 
üeleitsgeld,  f.  d.  Landeaherrea  den  zollfreien  Städten  gegenüber  ein  Mittel,  diese 
ia  aaderor  Form  doch  za  tietlNi,  S.  136  C).  Oberleitner,  Fül  Nied.-Oesterr.  <■ 
16.  Jahrb..  Wien.  1808,  pass.  u.  A.  S.  41  ein  Brückcnmauthtarif).  Hoffmann, 
ßaaozvea.  r.  Wortemb.  im  16.  Jahrh.«  Tub.  1840,  S.  40  ff.  (Regalien).  76—82  (Ge- 
bttfeaait  Einnahmen).  Fttr  Preassen:  SehmollaT,  Epochen  d.  prenas.  Finanx- 
pohdk  (Jahrb.  f.  Gesetzgeb.  a.  8.  im  D.  Keich,  1877,  S.  33  S.  35,  66.  Isaak- 
sohn, (ksch.  d.  preuss.  Beamtenthums,  I  (1874),  55,  87,  108,  151,  19S  (Antheile  des 
Stkdtricbters  an  dea  Bossen,  d.  Gebühren  f.  einzelne  Gerichtsacte,  durch  Sportelord* 
ooafeo  geregelt,  80  unter  Joeehim  I,  8.  «ucli  S.  207,  208),  auch  IE  (1878)  ^aaaim, 
96  (Statist),  117  u.  a.  m.  Riedel,  brand.-preass.  Staatriuiosh.  pass.,  S.  G,  7^  die 
Tabellen  d.  Beilagen  I  u.  II  u.  ff.,  mit  einzelnen  gebtlbrenart  Einnahmen  aus  der 
I.  Hälfte  d.  17.  Jahrb.  u.  auä  der  Zeit  des  Gr.  Kuriuriten.  Die  rerschiud.  Straifelder 
!■  Tariu  i.  Oeaamatrinlr.  noeh  bedamand.  finde  der  Regierung  des  Gr.  Kvniatan 
ISnicht.  einer  Stompelpapiercasse  1682  (eb.  S.  18,  32),  Erweit  d.  Vcrpflicht., 
f«  geitemp.  Papier  Gebraach  zu  machen  1695  u.  1701,  auch  Spielkartenstempel  1701 
od  170S  eingeführt  t^S.  50). 

Je  mehr  in  d.  Neuzeit,  bes.  seit  d.  16.  Jahrh.  u.  dann  nach  dem  SOjähr.  Kriege, 
Jie  Natoralwirthschaft  durch  die  üeldwirtlisrhaft  vollends  verdrängt  wird,  stehende 
Heeie  aufkommen,  der  öfi'entl.  Bedarf  wächst,  um  so  veniger  reichen  die  alten  £in- 
aitBafBaHeB,  DoälneD,  Regalien,  Gebflbien  melir  ans  und  bea.  iadincte,  dam  anok 
<iii«cte  Stenern  weiden  vermehrt  und  erhöht.  Absolut  und  relatir  rerliert  dadorch  daa 
kltere  GefäU-  und  GebOhrenwesen  seine  Bedeutung.  Neuere  Arten  QebOhren  kommen 
in  f  erbindung  mit  Steuern  (Verkehrssteuuru;,  mit  dem  Stempelweüen,  mit  rerbesaertem 
Vanvaaen,  mit  andern  foUnwirthaeli.  Einrichtungen,  vie  z.  B.  der  Poat,  aof.  So 
billct  sich  alJmalit;  das  grosse  Gebiet  des  modernen  Gebtlbrenwesens  ans,  in 
velcheffl  aber  manche  uralte  Zweige,  wie  die  Gerichts-,  Straf-,  Wegegelder  u.  dgi.  ui., 
Bodk  immer  zu  finden  und  nur  rationell  nach  den  neueren  Rechtsanschauungeu  uud 
viithsck  Interessen  umgebildet  sind  Das  Einzelne  wird  in  den  Absclinitten,  welche 
(iis  System  der  Gebuhren  darlegen,  behandelt  Im  (Jrossen  und  Ganzen  tritt  freilich 
dt  eigentliche  Steuerwesen  wie  gegen  die  jüomäuenwirtbschaft,  so  auch  gegen 
<ia  trfilna»hitoohaft  in  allen  Cttltniataatea  in  den  VeTdergrnnd:  der  privat- 
virthachafclieke  Grvndints  M^eistung  und  Gegenleistung",  der  den 
iftercn  Finanzwesen  so  characteristi seh  ist,  weicht  den  gemein- 
«irthachaf tiicheu  Grundsätzen  „Besteuerung  nach  der  Leistungs- 
fihiglt«it**  «nd  nAitfulirang  der  ftffentUolkeA  Geanmmttvecke  mit 
49M  durch  allgemeine  Stenern  beacbafften  Geaammtniitteln.**  Yg^ 
mUm  Gnmdleg.  ^,  m, 

HL  —  §.  288.  Die  Uebertrftgang  yon  gebflhren- 
Artigen  Einkorn  mens  weigen  an  den  Staat  und  die 
SeüstTerwaltnngskOrper.  Wie  bei  den  privatwirthsofaHt». 
iclen  Einlcommenzweigen  handelt  es  sich  aueb  bei  den  gebflbren- 
itSi^ßsn  immer  uiu  zwei  Fragen: 

1)  Ob  solche  Zweige,  bez.  ob  die  ihnen  zu  Grunde  liegenden 
ClMebtnDgeD,  Anstalten  und  Thätigkeiten  überhaupt  in  den  Händen 
des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  sich  betiuden  sollen,  also 
eventuell  ob  sie  beizubehalten,  neu  einzuführen,  aufzugeben  sind; 
i)  Wie  sie,  im  Falle  der  StaatsUbernahme,  verwaltet  und 
bakandelt  werden  tollen.  Ist  bier  einmal  das  Oebttbren- 
dea  gewerblieben  nnd  des  Bestenemngsprineips  an* 


iTngner,  Fin.  I,  §.  158. 
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genommen  worden,  worflber  wieder  melnr  allgemeine  politiBdie,' 
volkswirfhsoliaflliche  nnd  Ülinfiche  Rflckriehten  als  finansielle 
Beheiden  mllssen  (§.  977),  so  handelt  es  sieh  nm  das  Maas 8  dff 
Anwendung  des  €teb11hrenprincip8  oder  nm  die  Bestunmnng  der 

Höhe  der  Gebühren.    8.  darüber  unten  §.  317  ff. 

Die  erste  Frage  ist  hier  noch  näher  zu  erörtern.  Sie  ist  in 
eminentem  Sinne  eine  Frage  der  Allgemeinen  Staats- 
lehre, der  Verwaltungs-,  Social-  und  Volkswirth- 
schaftspolitik,  und  zwar  in  noch  viel  höherem  Maasse  als 
die  analoge  Frage  bei  den  Zweigen  des  Privaterwerbs^  Der 
finanzielle  Gesiohtspnnet  mnss  daher  Uer  sehr  snrMek« 
treten.  Deswegen  ist  auch  diese  Frage  wieder  nicht  in  der 
Finanz  Wissenschaft  principiell  ta  entsehdden.  Diese  hat 
Tornemlich  nur  yon  der  Entseheidung,  welche  die  Geschichte ,  die 
gegenwärtige  Praxis  und  andere  Wissenschaften  oder  andere  Theile 
der  Politischen  Oekonomie  (die  Wiithschaftliche  Verwaltungslehre) 
gegeben  haben,  Act  zu  nehmen.  Alsdann  hat  sie  ftlr  die  Lehre 
vom  Finanzbedarf  und ,  wenn  die  bezüglichen  Einrichtungen  aus 
inneren  sachlichen  GrUnden  als  GebUhrenzweige  behandelt 
werden  sollen,  für  die  Lehre  von  den  Einnahmen  daraus  die 
finanziellen  Folgeningen  sn  ziehen. 

Damit  ist  die  Grenze  der  Aufgabe  der  Finanswissenscliaft 
znnttchst  für  das  ganze  Gehührenwesen  bezeichnet  Indesaen 
ist  das  letztere  alsdann  doch  andi  in  Betreff  der  ersten  Frage  mit 
Rticksicht  auf  die  regelmässige  gesehiobtllehe  Entwiekelung  unseres 
Staats-  nnd  Communallebens ,  in  die  beiden  grossen  Abtheilangen 
der  Rechts-  und  Verwaltungsgebühren  und  der  Cultur- 
und  Wo  hli  ah  rtsgebühren  zu  trennen. Wie  iu  der  Praxis  der 
fiDauzielle,  so  hat  in  der  Theorie  der  tinanzwisseiischaftliehe  Ge- 
sichtspunct  bei  der  Frage  der  Uebernahme  von  Einrichtungen  dea 
Cultur-  und  Wohlfahrtsinteresses  auf  den  Staat  nnd  die  Gemeinde  u.  s.  w. 
mit  Becht  eine  grössere  Mitberticksichtigung  zu  verlangen. 

a)  Die  Frage,  ob  nnd  welche  gebtihrenartige  Einkommen- 
zweige,  mithin  dies^  za  Omnde  liegende  Einrichtan|;en  der 
Staat,  die  Gemeinde  oder  eine  andere  „r&nmiiche  Zwangsgemeia- 
wirtiisehaft''  (SelbstverwaltnngskOrper)  hesitsen  soU,  Mt  yielfaeh 

»•)  B»u-Wagncr,  Im.  I,  §.  %  £,  99  £;  Wagner.  Fia.  I,  8.  13b.  Eine 


Theorie  und  Pruis  den  Gebuhreniresens,  irorin  mich  Steias  abweidiende  Bahandliiiig 
nur  bestArltt  hML 
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nninBieii  mit  der  Frage  naeb  den  Zwecken  und  naeh  dem  Be- 
reieb  der  Staate- nnd  CommuDalthätigkeit. Diese  Frage  ist, 
besonders  was  die  Feststellung  dieses  Bereichs  iniEinzeluen 
anlangt ,  immer  mehr  oder  weniger  eine  historisch-  und  ö r t - 
lich-relative.  Sie  ist  aber  in  Betreff  des  Rechts-  und  Macht- 
zwecks und  der  za  seiner  Verwirklichung  dienenden  Einrichtungen 
in  Folge  der  gegchichtlicben  Entwicklung  der  modernen  Goltar- 
fifter  ftr  «m  jetzt  dahin  entaobieden,  dass  der  Staat  und 
maMA  nvr  toh  ihm  io  bestimmten  FÜImi  deleg^rt  ein  Verwal- 
tngakOrper,  wie  die  Gemeinde,  dieeen  Zweolt  nnd  wae  an  ilmi 
gebort  allein  dnrobilllirt**)  Ea  liegt  nicht  in  der  Anfgabe  derFinana^ 
wiMenaebalt,  diese  Enteebddung  zu  erörtern.  Sieranat  sie  hinnehmen 
und  daher  einfach  in  der  Lehre  vom  Finanzbedarf  die  Consccjuenz 
ziehen,  dass  die  Deckungsmittel  flir  die  Realisirung  des  Kechts- 
nnd  Machtzweckes  beschafft  werden  müssen;*®)  und  in  der  Lehre 
von  den  Gebühren  die  weitere  Consequenz,  dass  alle  solche  6e- 
bShren,  welche  sich  an  Einrichtungen  nnd  Einzelthätigkeiten 
dieses  Zwecks  knttitfeD,  ansschiiesslich  dem  Staate  oder  der 
isisgiiten  Oonminne  oder  anderen  anadrileklieh  vom  Staate  zum 
Ben^  erariMtigten  Oiganea  mfliessen  müssen.  Es  handelt  sich 
Übt  eben  dwehweg  nm  Einrieirtnngen  uid  Thatigkeiten,  wetobe 
Iii  Ansflnsa.  der  „weaentliehen  Hoheitsreehte''  oder  der 
..Regalien*'  (in  diesem  Sinne)  im  modernen  entwickelten  Cnltnr- 
sUat  sind. 

§.  283.  —  b).  Anders  liegt  die  Sache  jedoch  auf  dem  Ge- 
biete der  Einrichtungen  zur  Verwirklichung  des  Cultur-  und 
Wohlfahrts zwecks.  Eine  so  allgemeine  Entscheidung  wie  auf 
dem  Gebiete  der  Einrichtungen  des  Rechts-  nnd  Maohtzwecks  zn 
Gsosten  principieU  ansschliesslicher  Staats-  und  Commnnalthätig- 
käl  M  bisher  noch  nirgends  das  Ergebnms  der  geschiebtliclien 
der*P»azi8  gewesen  md  kann  aneb  in  der  Theorie 
wiM  ab  FMdat  anfgestellt  werden.  Dies  Postalat  lasst 
In  der  juistisoben  Terminologie  nnr  als  eine  allgemeine 
Regalisirung  der  privatwirthschatltlichen  Thätigkeiten  nnd  in 
der  ökonomischeu  Terminologie  nur  als  ausschliesslich  ge- 
■iMlwif thschaftliche  Organisation  der  Voikswirthschaft 


Aach  hier  s.  daher  witdoT  ■•in«  Grudiflg.  bes.  £^  4,  x.  Tb.  Kftp.  3. 
^  (iraiidlegnng  §.  167. 
,Bam-Wftffn«r,  91b.  I,  Baob  1,  AMm.  S,  §.  SS  f.;  Wftgaer,  Fln.  I, 
t«  jitwlHii  S. 
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beseidmen.  Als  eine  Frage  der  OrganUntion  der  Volkewirtiisdiaft  i 
mnsB  das  Postalat  in  der  „TolkswirthBoliaftliehen  Grnad* 
legnng^'  erOrtert  werden.    Ana  dieeera  Theil  der  PolitladMB 

OekoDomie  ist  hier  nur  in  üebereinstimmang  mit  der  Geschichte 
uud  gegenwärtigen  Praxis  unserer  Culturvölker  die  Thatsacbe  zu 
entnehmen,  dass  die  Uebertragung  von  Cultur-  und  Wobllahrts- 
einrichtungen ,  einschliesslich  der  Zweige  materielle  r  Pro- 
daction,  auf  den  Staat  oder  auf  einen  Selbstverwaltungskörper 
(anf  eine  i^wangsgemeinwirthsohaft'*)  als  offene  Frage  behandelt 
werden  moss,  welche  wesentlich  naeli  Rücksichten  socialer,  Öko- 
nomischer nnd  techniseher  Zweekmässigkeit  an  entsoMdai 
Ist**)  Da  gerade  solche  Rücksichten  seitlich  nnd  Ortlich 
verschieden  sind,  lassen  sieh  keine  allgemeinen  absolut  giltigea 
Regeln  anfstellen.  Prinoipiell  kann  jede  hiehergebörige  EinrlehtODg 
„öffentliche"  Angelegenheit  des  Staats,  der  Gemeinde  werden,  kann 
aber  auch  jede,  unter  Umständen,  Privatangelegenheit  bleiben.  ' 

Auch  darüber,  ob  der  Staat  oder  vom  ihm  ermächtigt  ein 
Selbstverwaitungskfirper  eine  solche  Einrichtung  ausschliesslich 
an  sich  ziehen  (sie  „regalisiren")  oder  sie  nur  etwa  neben 
den  Privatwirthschaften  ttbemehmen  soll,  ist  nach  obigen  Zweck- 
mttssigkeitsrttcksichten  an  entscheiden,  daher  doch  wieder  keine 
allgemeine  Regel  an  geben.  Die  Hmnshebnng  bestimmter  i 
einzehier  Einrichtungen  des  Wohlfahrtsgebiets,  welche  in  nnaerer  | 
Zeit  nnd  in  nnseren  Volkswirthschaften  passend  dem  Staate 
ansschliesslieh tibertragen  werden,  als  „moderncRegalien", 
wie  nach  der  neuereu  Lehre  L.  Stein 's  von  den  „Hegalien  des 
Communications-  und  des  Umlaufswesens",**)  erscheint  demnach 
auch  willkührlich  und  gezwungen. 

Im  Allgemeinen  lässt  sich  nur  nachweisen,  dass  bei  den 
modernen  Culturvölkem  immer  ni  ehr  Einrichtungen  dieses  | 
Gebiets  ökonomisch  und  technisch  für  die  genaiein- 
wirthschaftiiche  Gestaltung  fähig  werden  nnd  ans  den! 

Meine  Gruudleg.  Kap.  3,  Uber  die  Orgaiiisatiou  der  Yolkswirtbsch&f t ,  bes. 
Abschn.  1. 

Stein.  Kin.,  3.  A.,  S.  229  ff.  Im  Einzelnen  zur  ersten  Kategorie  Post,  Eisen- 
bahnen, Telegraph,  zur  zw.  iteri  Münze,  Papiergeld,  Lotterie.  S.  darüber  u.  datfeffcn 
die  oben  in  Note  1  gen.  ätuüeu  dta  1.  Bands,  nebst  Sax,  a.  a.  0.  Vom  iStauUpuncte 
der  neueren  Uemeinwirthscballslebre  ans,  wie  sie  Seh  äff  le  in  s.  System  und  ich  (in  I 
der  Grundlegung^  zu  vertreten  suchen,  leidet  die  Stein'schc  HcK-ali.nlehro  auch  an 
einem  principiellen  Fehler:  sie  will  eadgiltif  nai  gewisse  Einrichtuagen  als  Be- 
dingungen des  socialen  a.  virtliBchafltL  ^nammenlobens  dem  Staat»  Obertragen.  In 
anderen  Abschnitten  seines  Werks,  so  schon  in  dflf  Oebuhrenlehre ,  beim  Beiigbaa 
S.  21S)  kommt  Stein  denn  aacb  mit  s.  Begaiienlebre  in  beständige  WidejE^rftche. 
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TBiwbiedenfteii  und  wiehtigsten  ZweekmteigkeitBgrtiiiden  dann 
tmk  dem  Staate  nnd  der  Commnne  ttbertnigen  weiden  sollten. 
Mdnfteli  selbst  anssehliesslich,  so  dass  dann  nach  dem 
poritirenReehte  eines  Landes  diese  EinrielitODgeii  „Regalien'' 

werden,  ohne  allgemein  in  der  Politischen  Oekonomie  als  solche 
gelten  zu  mlissen.  Namentlich  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrs- 
wesens i.  w.  S.,  im  Münz-,  theilweise  im  Bank-,  Versicherungs-, 
im  Communications-  und  Transportwesen  ist  dies  die  Sachlage  bei 
HOS.  Schon  im  ersten  Bande  ist  gezeigt  worden,  dass  eine  Go- 
bUhren-Einrichtung  durch  solche  „Regalisirnng''  sobald  letztere  nur 
des  Zweek  hat,  die  Einriebtnng  besser  ansftihren  an  helfen  nnd 
■ieht  als  MHtel  sor  Erhebung  einer  eigentliehen  ßtener  -dient,  nicht 
üflKM,  snm  Qebllhrenwesen  sn  stillen  nnd  dass  daher  eine  be- 
sondere lännabmeart  i,ans  Regalien''  dieser  Regalisirung 
wegen  in  der  Fin anzwissenschaft  nicht  zu  statniren  ist") 
Die  Entscheidung  darüber,  ob  eine  Einrichtung  von  Staat, 
Gemeinde  u.  s.  w.  überhaupt  und  ob  sie  ausschliesslich 
übernommen  werden  soll,  mnss  ttlr  jede  einzelne  Art  von  Ein- 
richtungen nach  den  Verhältnissen  derselben  erfolgen.  Auch  hier 
bst  daher  wieder  die  Innere  und  die  Wirtbschaftliche  Verwaltangs- 
Mn  die  Frage  in  jedem  einzelnen  Falle  zu  erörtern  nnd  nach 
ihren  Gesiehtspnneten  zn  entscheiden,  s*  B.  ob  nnd  welche  Scholen, 
Wtgt,  Verkebrsanstalten,  Banken  n.  s.  w.  der  Staat  oder  ein  Selbst^ 
imdtnttgskOrper  an  flbemebmen  hat,  ob  ansschfiesBlich  oder  ob 
sdbes  den  Priraten  n.  s.  w. 

§.  284.  Allgemein  ist  dabei  aber  auch  för  die  Theorie  an- 
nerkennen,  dass  bei  jeder  solchen  Einzelfrage  auch  das  finan- 
lielle  Moment  als  eine  der  zu  beachtenden  Zweckmässigkeits- 
iteksicbten  mit  zu  sprechen  hat,  wie  denn  dieses  Moment  im 
emreten  Fall  der  Praxis  nothwendig  stets  mit  entscheiden  wird. 
terfSm  ist  denn  auch  das  Gebiet  der  Cnltnr-  nnd  Wohlfahrts- 
pWum  md  der  beztigliohen  Einrichtungen  mehr  als  dai^jenige 
Ivlssta-  und  Verwaltangsgebflhren  zugleich  mit  ein  Gegen- 
slaadder  finanzwissenschaftlichen  Betrachtung,  ^enn 
illililere  auch  nicht  die  endgiltige  EntBcheiduog  liefern  kann, 
'ttte  Sachlage  auf  den  beiden  Hanptgcbieten  des  Gebühren- 
Wesens  ist  eben  aus  zwei  Gründen  eine  wesentlich  verschiedene: 
ttsmal  gelten  die  Einrichtungen  zur  Verwirklichung  des  Kechts- 


X«vW*Stt«r.  Fin.  l,  §.  lül,  116;  Wftgner,  Fio.  I,  §.  Ul,  147. 
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und  Machtzwecks  nach  deu  bei  uns  herrschcDdcn  ADSchaunngen  , 
an  sich  —  abgesehen  von  der  Gestaltimg,  die  der  einzelnen  Eia- 
richtong  gegeben  wird  —  fttr  absolnte  Existenz-  nnd  Ge- 
deihensbedingnngen  des  gesellschaftlichen  Zasanunenlebens 
und  der  wirthscbaiOiohen  ThiUigkeit  im  Steftte,  sie  mltaien  dah«r  ! 
mit  absoluter  Oewissheit  geschaffen  weiden,^  was  ▼on 
keiner  Einricbtnng  auf  dem  Gnltor-  mid  Wohliabrtpgebiet  in  Um* 
lieber  Weise  zu  sagen  ist.  Zweitens  mfissen  diese  Einriehtnngen  i 
nach  unseren  Anschauungen  und  in  der  That  auch  principiell,  weil 
sie  die  eben  erwähnte  Bedeutung  haben,  vom  Staate  oder  von  \ 
einem  durch  diesen  beauftragten  Körper  hergestellt  und  erhalten^ 
also  (in  diesem  Sinne)  „regalisirt"  werden:  eine  Wahl  zwischen 
dem  ötaate  u.  s.  w.  einer  und  einer  Privatwirtbsohaft  anderseits  j 
ist  grundsätzlich  ausgeschlossen.  Gerade  diese  Wahl  | 
liegt  aber  stets  bei  den  Einriebtongen  des  zweiten  Gebiets  Tor.  \ 
Wegen  der  absolnten  Bedeutung  nnd  der  Nothweadigkeity  | 
die  Einricbtnngen  des  ersten  Gebiets  dureb  den  Staat  au  sebafien, 
muss  also  bier  die  finansielle  Erwägung  gans  surflektretea.  I 
Wegen  der  nur  relatlTen  Bedeutung  der  Einrichtungen  dee 
zweiten  Gebiets  und  wegen  der  Möglichkeit  der  Wahl  zwischen  ! 
„ülVentlicher''  und  Privatthätigkeit,  gewinnt  hier  die  finantieile  j 
Erwägung  eine  selbständigere  Berechtigung. 

Ftir  die  tinauziellc  Seite  der  Frage  kommt  nun  dreierlei 
in  Betracht:  die  Grösse  des  Capitals,  welches  die  Einrichtung 
beanspruebt;  ferner  die  V e rt h e  i  1  n  ng  des  Capitals  auf  stebeadea 
und  umlaufendes;  endlich  die  Aussiebt,  durob  wie  immer  ge- 
regelte Einnahmen  der  Einriobtnng  —  naeh  den  ^jni  mifgUohMi 
Prineipien:  dem  gewerbliehen,  dem  Gebflhren-  und  dem 
Stenerprineip  — ,  soweit  dies  naeb  den  Wurkungen  der  Er- 
richtung geboten  oder  zulässig  erscheint,  die  laufenden  Betriebs- 
kosten ganz  oder  theilweise  gedeckt  zu  sehen  und  iür  das  in  der 
Einrichtung  steckende  Capital,  insbesondere  auch  für  das  stehende 
Capital,  die  Übliche  Yerzinfiong  und  eventuell  eine  Amortiaatioiia- 
qaote  zu  erhalten.**} 


^)  Dies  Mgt  Stein  S.  2SS  von  seineik  BagaUui,  —  offeiÜMr  «atiradar  Uber- 

tr«^ibend  oder  ganz  verwandte  Fälle  gleicher  Bedeutung  oder  selbst  grösserer  (W ege- 
V  c  s  c  D  !)  williahrlicli  aosbchliessend.  Daher  der  Wideisprach  in  den  ähiüichea  Be- 
meikimgea  ttber  den  Bergbau  SL  21S.  * 

*«)  Sehr  wiUktthriiche  JBageb"  tber  dv  Mmm,  ia  welchen  MlOum  od«r 
Stenern  die  Kosleo  decken  sollen,  stellt  Stein  8.  268  nul  8.  v.  Abschn.  4,  Note  1. 
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Gerade  diese  Aussiebt  ist  bei  der  Natar  md  der  nnr  rela- 
tiven Bedeatnng  der  einselneii  Binriehtangen  des  Galtnr-  xind 
WoUiüirtmebiete  und  bei  der  gewOhalieli  TorhandeneR  Differen- 
iumag  derVoiÜMile  illr  die  yenobiedeneii  Indifidaea  und  dassen 
des  VelkB  md  fttr  die  ▼ersohiedeneii  Laadeeilieile  oiebt  nnbeaehtet 
n  letsen.  Die  Anwendung  des  Prineips  der  reinen  Ansgabe  yer- 
lingt  hier  immer  eine  besondere  Begründung  in  jedem  einzelnen 
Fall.  Je  höber  nun  das  in  der  Einrichtung  steckende  Capital  und 
ein  je  grösserer  Theil  davon  als  stehendes  Capital  fixirt  ist,  desto 
Qothwendiger  kann  es  sein,  eine  Deckung  der  Betriebskosten  und 
eine  VeninBUng  des  Capitals,  sowie  eine  Amortisation  den  stehenden 
Gbipitals  genehert  za  haben.  Sonst  drohen  finanzielle  Gefabren 
•nd  ein  liier  nnrielitjger  yyConmnnianine'*  reiaet  ein  (§,  385),  indem 
die  BeTOlkening  aoe  den  allgemeinen  Stantaeinnahinen,  bes.  den 
SiBiMi  Sinriebtoagen  beiablen  mna»,  welobe  flberwiegend  nnr 
letorawen  von  Tbeilon  des  Volks  befHedigen.  finanzielle 
Gftnde  kOnnen  es  dann  immerhin  räthlich  machen,  gewisse  Ein- 
richtungen nicht  auf  den  Staat  oder  die  Commune  zu  Ubertragen, 
selbst  auf  die  Möglichkeit  hin,  dass  sie  ganz  oder  mindestens 
fttr  jetzt  unausgeführt  bleiben.  Oder  es  muss  wenigstens  eine 
Beihilfe  der  nächsten  Interessenten  und  die  Freiheit  in 
der  Wahl  des  leitenden  Finanzprincips,  z.  B.  die  M(}glichkeit 
naa  Gebühren-  zum  gewerbliehen  Prineip  tibenngehen,  gesichert 
Uli.  Namentlicb  bei  so  ansserordentlieb  kostspieligen  £in« 
lUrtvgen  aoA  doeb  immer  etbebliehor  Diffidrentiimng  der  Vortbeile, 
wiiabfiL  bei  modenenVerkebrsan stalten  (EiseBbabnen!)| 
M  islsbe  ibansielle  ROeksichten  recht  wobl  am  Platze. 

Dennoch  sollen  diese  auch  hier  nicht  immer  den  Ausschlag 
geben.  Besondere  Interessen  der  Genieinscbatt,  z.  B.  politische, 
militärische,  können  neben  den  Interessen  einzelner  privatwirth- 
ichaftlicher  Verkehrskreise  die  finanziellen  Bedenken  Uberwiegen. 
Za  Torlangen  ist  nor,  dass  alle  diese  verschiedenen  iSeiten  einer 
üaife  nnd  damnter  aneh  die  finanzielle  Seite  nnparteüsch  er- 
mgptt  werden* 

185.  Die  snsammenfassende  wissensebaftlicbe 
Bdlraektnng  der  Einricbtnngen  des  Cnltnr-  nnd  Woblfahrts- 
ijAiimnfeeene  wird  Hann  unter  Mitberlloksiobtigung  des  finan- 
l^llett  Moments  doch  am  Richtigsten  in  der  Inneren  nnd  in  der 

IWfTthRC  haft  liehen  Verwaltung  sichre  geschehen.  Demge- 
werden  anch  diejenigen  Einrichtungen  des  GebUhrenwesens, 
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welche  überhaupt  nach  dem  Plaoe  des  Lehrbuchs  im  System  der 
Polituoben  Oekonomie  behandelt  werden  eoUen,*^)  nicht  hier  in 
der  FinanzwiBsensebaft,  aondeni  in  den  anderen  Abtheilnngen 
des  Werks,  besonders  im  dritten  Bande  (Verkebrtwesen)  beeproebeo. 
Hier  wird  jetst  nur  Ober  die  finsniielle Seite  einzelner  wiehtigerar 
dieser  Einrichtungen  referirt  werden,  im  Weeenflieben  nnter  ebi- 
facher  Bezugnahme  auf  ihr  thatsächliches  Vorkommen  im 
modernen  Staat,  aber  ohne  näheres  Eingehen  auf  die  principiellc 
Frage,  ob  die  betreffenden  Einrichtungen  Uberhaupt  dem  Staate, 
der  Gemeinde  u.  s.  w.,  ausschliesslich  oder  neben  den  Privatwirth- 
schatten,  zu  Übertragen  sind,  z.  B.  was  die  Post,  das  Telepraphen- 
wesen,  das  Wegewesen,  die  Münze  n.  a.  m.  anlangt  £s  liegt  in 
dieser  Bebandlong  tbeilweise  eine  Abweiobnng  raa  Ran,  weleber 
einzelne  dieser  GegenstSnde,  besonders  die  Post,  andi  in  die 
FinanswissensebafI  bineinsog;*^  mn  Tbeil  aicb  dne  AbweiebuDg 
von  der  Bebandlong  der  privatwirtbsebaftiieben  Einnabmeaweige, 
besonders  des  CommunioatioDS-  und  Transportwesens,  im  ersten 
Hände  der  Neubearbeitung  der  Finanzwissenschaft. *'^)  Doch  ist 
diese  Abweichung  systematisch  richtig  und  verhütet,  wenn  auch 
nicht  vollständig,  was  nicht  möglich  ist,  so  doch  thunlichst  unnö- 
thige  Wiederholungen  oder  Doppelbearbeitungen  desselben  Gegen- 
standes. Bei  den  im  ersten  Bande  behandelten  privatwirthsehafl- 
lieben  Zweigen  ist  die  finanzielle  Seite  der  Frage  doch  aneb  im 
Ganzen  noeb  von  grosserer  Bedentang  als  im  Oebfllirenwesea, 
wodnreb  die  dortige  eingebende  ErOrtemng,  ob  flberbai^  der 
Staat  die  betreffenden  Zweige  in  ttbemebmen  babe,  wenigstens 
tbeilweise  geboten  wird.  Ftir  später  wird  eine  partielle  Ueber- 
tragnng  von  Abschnitten  des  ersten  Bandes  der  Finanzwüssenscbaft 


Vgl.  dca  Plan  der  Nenbetrbeit  des  Bfttt'schen  Lelurbuchs  in  dar  Vorrede  2a 
meiner  Gnindle^.  S.  XIII  £ 

**)  Vgl.  den  in  TOT.  Noto  gen.  Plan.  K  a  u 's  Systematik  brachte  dadurch  noth- 
w^endig  Wiederholungen,  bes.  zwisrlien  der  Finanzwisscaschaft  und  der  VoUtswirth- 
scbAftspoÜtik  mit  sieb.  Diese  sind  nicht  wohl  ganz  zu  veimeiden,  aber  aie  Jm8«d  sich 
rennindem,  irenn  man  die  fioMzieUe  Seite  in  der  YoUnwifÜiscliaf t^poUtik  vl  die  toUd-  ' 
wirthüchaftspolitische  in  der  Finanzinssenschaft  mehr  zorttcktreten  I&sst.  Vgl.  bes. 
die  eingehenden  Abschnitte  über  Mitnze  (§.  196  —  202)  und  vollends  über  Post 
(§.  205 — 219)  in  der  Finanzwissenächaft  Kau's  I  und  damit  unten  §.299  (ilunze)  und 
§.         512  (Poity.  I 

Rau-Wapner,  Fin.  I,  §.  213-259;  Wagner,  Fin  I.  2.  Buck,  1  Kap., 
5.  Hauptabschnitt.  Die  Einwendungen  von  Stein  u.  A.  sreff'-n  iii-  iiK-  Systematik  im 
1.  B.  habe  ich  dort  in  der  2.  Anfl.  und  in  d.  Vorrede  zur  Grundicj;.  mehrfach  be- 
sprochen. Sie  treffen  onr  die  ältere  Belmndlang  der  Domftnen-,  FoRitlehie  Q.  V. 
Rati  H  in  gleichem  Maasse  u.  sind,  wenn  auch  prindpiell  xidüigf  dech  Oesengrlladen 
auägcäeUt   S.  z.  B.  Fin.  I,  §.  7  Note  2  (2.  Aufl.). 
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ii  die  antami  Binde  des  Lehrlmehs,  beionden  der  Haiptthefle 
d«  Lehre  yem  Eieenbalinweeen  in  den  dritten  Band  yom  Verkehre- 
mea^  ab  das  ayetematieeh  Riebtigere,  gleiobfoUs  beabsichtigt.^^) 
IV.  —  §.  286.    Der  Uebergang  von  Gebühren  in 

StenerD.**)  Eine  Gebühr  ist  eine  specielie  Gegenleistung  für 
einen  Dienst  des  Staats  u.  s.  w.  oder  fllr  eine  Kostenverursachung, 
also  zugleich  ein  Ersatz  von  Kosten.  Wo  diese  Merkmale  bei  einer 
Abgabe  ganz  fehlen  oder  wo  die  Höhe  der  Abgabe  augenscheinlich 
ii  einem  ongtlnstigen  Missrerhältniss  zu  der  Bedeutung  des  Dienste 
ud  der  Hohe  der  Temrsacbten  Kosten  steht,  da  hM  diese  Abgabe 
m  enten  Falle  ganz  aaf,  eine  Oebtthr  an  sein,  nnd  ist  sie  im 
milea  Falle  nur  für  einen  Theil  ihres  Betrags  dne  Gebflbr. 
81s  wird  dort  gans  nnd  Mer  fttr  den  anderen  Thdl  ihres  Betrags 
eise  eigentliche  Steuer. 

Die  Gesohiohte  und  die  gegenwärtige  Praxis  der  Finanzwirtb- 
schaft der  Culturstaaten  zeigen  nnn,  wie  schon  mehrfach  erwähnt, 
viele  Abgaben,  welche  fälschlich  oder  doch  nur  theilweise  mit 
Recht  als  Gebühren  gelten,  während  sie  ganz  oder  grösstentheils 
Stenern  sind,  im  letzteren  Falle  also  einen  gemischten  Character 
haben.  Unbewnsst  nnd  mit  Absieht,  so  z.  B.  bei  älteren  Gebühren- 
Helgen  in  der  Form  yon  Finanzregalien  (Münze,  Post),  bei  den 
Minen  togea.  Begistergebllhren,  sind  solehe  Verhättnisse  entstanden. 
Bir  FiseaUarnns  der  früheren  Zeit,  FinanznOthen  der  Gegenwart 
tMen  immer  leiekt  dazn. 

Fir  die  fnianswissensehafl  nnd  für  die  ration^  Finanzpnaia 
hl  68  nun  die  wichtige,  in  manchen  Fällen  nicht  so  leichte  Auf- 
gabe, bei  jeder  Art  hierhergehöriger  Abgaben  festzustellen,  ob  und 
wie  weit  sie  Gebühren  oder  eigentliche  Steuern  sind.  Der  Character 
▼on Abgaben,  welche  nnr  das  eine  oder  das  andere  sind,  ist  ge- 
wöhnlich nicht  schwer  za  bestimmen,  wenn  es  auch  an  einem 
•iaiaeban  ganz  objectiven  Kriterien  meistens  feblf^)  Schwinger 


81  WagB«r,  Fb.  I,  8.  526  Note  1. 

*)  YgL  bes.  Stein  a.  «.  0.  Ober  Gebühren  and  VerkehiBitrafln.  —  Die  Sätze 
S.  287  ftber  die  Höhe  der  Gebühr  und  über  den  Character  der  Gebtlhr  als  Verkehrs- 
<Met  tmd  freilich  iu  dieeor  f onaalinmg  unrichtig  u.  in  Widerspruch  mit  den  andern 
AvftfaMfeA  ftbwilM  «.  IL  aad.  StelleD.  —  Gmi  Bam  bMetduiel  atein  aber  hiar 
iöch  einen  «kaUgMi  FnrlMiliiitt.  Bau  mongt  OeblOir  lud  Sieoer  noch  m  lehr  unter 
liliBder. 

^*  Stein  meint,  mit  Bezug  auf  die  b&u&p  Gebühren-  und  Stenererhebung  in 
aSB Im  Stempels.  ,.j«  der  Stempel  sei  ein  Gebfllirenelempei,  wenn  er  o&ne 
^^fö^hnog  auf  den  Werth,  den  das  gestempelte  Doouneat  für  den  Betheiligten  hat, 
Mtaa  vanie  ■.  dahnr  für  alle  betreffenden  Docanente  gleidi  seL   Jeder  Stempel 
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ist  68  bei  den  Abgaben  gemisobten  Gluuracters  za  ermitteln, 
welcher  Theil  davon  Grebühr,  welcher  Steuer  ut  Da  die  richtige  | 
ManimalhOhe  einer  „Qebtthr^  imniir  ebm  von  eiiljieetivem  £^  j 
meflsen  abhingen  wM,  jedenfalls  eine  üoete  Zahlengiense  fehlt»  ' 
wo  die  Gebühr  in  die  Steuer  übergeht,  to  mm  man  neh  naftOriieh 
in  Theorie  nnd  Pnuds  mit  einer  annftherangeweisen. 
Btellang  der  beiden  heterogenen  Bestandtheile  der  Abgabe  begnügen,  . 
was  aber  auch  ausreicht. 

Noch  schwieriger  ist  jedoch  dann  die  weitere  finanzwissen- 
schaftliche  Aufgabe,  über  eine  solche  Abgabe  ein  principielles 
Urtheil,  hinsichtlich  ihrer  Berechtigung  zu  fällen.  Denn  eine 
Abgabe,  welche  nachweisbar  überhaupt  niobt  oder  doch  nur  theit 
weise  Gebttbr  iatf  ist  deshalb  als  Steuer  noch  nioht  darehaoi 
verwerflich ,  sondern  mitunter  sogar  gerechtfertigt,  sweokmisrig 
und  selbst  geboten.  Die  Lehre  von  solchen  Abgabeui  als  wirkfidwn 
Steuern,  gehlHrt  erst  in  das  nSehste  GapiteL 

Hier  ist  aber  schon  tum  Verstindniss  des  Gebührenweseoi 
kurs  anzugeben,  in  welchen  Fallen  Gebühren  in  Steuern 
übergehen  oder  letztere  fälschlich  als  Gebühren  gelten 
und  zu  welcher  Uauptart  von  Steuern  diese  Abgaben  als- 
dann gehören. 

Oelters  ist  es  die  gleichartige  oder  ähnliche  Erhebungs- 
form, besonders  die  Erhebung  mittelst  des  sogen.  Stempels,  | 
welche  den  Gharacter  einer  Abgabe  als  Geblhr  und  als  Steuer  ' 
verwischt*^)  Durch  die  Erhebungsform  darf  man  sich  also  nicht 
tiUmchen  lassen.  Die  Uteie  Finanstfaeorie  tfaat  dies  Öfters  und  ge> 
langte  deshalb  weder  su  einer  voUstibidig  klaren  Erkenntviss  der 
Gebühren,  noch  der  mit  diesen  verbundenen  Steuern.^*) 

§.  287.  Die  öffentlichen  Einrichtungen,  an  welche  sich  Ge- 
bühren knüpfen,  sind  in  der  Praxis  namentlich  in  zwei  Fällen 
dazu  benutzt  worden,  um  gleichzeitig  statt  oder  neben  der  Gebühr 
eine  Steuer  zu  erheben. 


sei  ein  St  euer  Stempel,  wenn  er  nach  dem  Werthe  des  Docnments  steigt  oder  f&Ut 
Diese  Uoterscheidonr  sei  sehr  einfach  und  theoretisch  sehr  hncht  dorchztifiihren." 
S.  520.  Sie  tTiSi  in  der  That  oft  zu,  aber  nicht  immer.  Mau  kauu  den  Stempel  hier 
nicht  von  der  direeton  EtntialiiiDir  (t.  v.  §.  SSI  ff.)  trauMii.  Ela«  nacli  dem  Werth 
»bffcstufte  Absrabe,  z  n  bei  gnindbücherlichen  Eintrag:ung«n,  verliert  den  Gcbühren- 
charactcr  nicht  durch  die  Abstufung  an  sich.  Denn  diese  letztere  kann  auch  ein 
BoUivendigM  Mittel  sein,  die  Deckung  der  Gesammtkosten  der  Einrichtung  za  sichern 
und  besser  auf  die  Interessenten  zu  vertheileo. 

»»)  Kau-Wapnor.  Fin.  I.  §.  97.    Wagner.  Fin.  I,  §.  1S9. 

**)  Dies  gilt  doch  auch  noch  ?on  Kau,  Fin.  i,  §.  227  BL 
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1)  £6  wird  die  Benatsung  einer  Staatseinrichtnng  befoblen 
md  iwar  in  FttUen,  wo  ein  eaehlielier  Grand  dasn  niobt  vor- 
liegt, Bondem  wo  nur  im  Finansinteresse  die  Gelegenbdt 
wihrgenommen  wird,  aof  diese  Art  eine  Abgabe  zu  erbeben.  Hier 
wird  mitbin  eine  Leistang  des  Staats  fingirt  oder  nnnöthig 
aufgezwungen  iiud  dadurch  der  Abgabe  nur  der  äussere 
Schein  der  Gebühr  verliehen.  Fälle  dieser  Art  liegen  im  System 
der  öffentlichen  Bücher  und  in  dem  damit  verbundenen 
Registerwesen  mitunter  vor  (§.  293).  Auch  die  Vorschrift, 
dMS  Urkunden  oder  gewisse  Arten  davon,  geldwerthe  Papiere 
0.  B.  w.  eine  Abgabe  in  Form  eines  Stempels  zahlen  müssen ,  ge- 
iiOit  bierber,  wenn  sie  in  der  dnrobans  niebt  allgemein  antreffenden 
Weise  gereebtfertigt  wiid,  dass  der  Staat  dnreb  den  Sebuta,  eventadl 
dueb  die  geriobfUehe  Enwingbarkeit ,  welebe  er  den  betreffsnden 
Fertragssebliessnngen  in  Anssiobt  stellt,  bier  stets  einen  spe  ei  eilen 
DieDst  leiste,  dem  jene  Abgabe  als  Gebühr  ontspreche.^^)  Meistens 
ktna  diese  Abgabe,  wenn  ttberbaupt,  so  nur  alsSteuer  gerecbt- 
leitigt  werden. 

2)  Es  wird  zwar  eine  wirkliche  Gebühr  erhoben,  aber  die 
^betreffende  Abgabe  wird  absichtlich  so  hoch  normirt,  dass  sie 
sich  in  eine  Siener  Yerwandelt  Dieser  Fall  ist  in  der  Finanzpraxia 
sekr  häufig  vorgekommen,  nnd  leicht  begreifliob,  weil  die  Massregel 
cinUi  dnrebanfllbren  ist  nnd  der  FiaoaHsmns  bier  einer  starken 
Vmwbnng  anageaetst  wird.  Die  Siteren  Finanaregalien,  die 
Scgistergebflbreni  manche  sogen.  Stempelabgaben  sind  die  wieh- 
erten Beispiele. 

Ob  nun  in  diesem  und  im 'ersten  Fall  die  Steuer  gerecht- 
lertigt  ist,  das  muss  nach  den  Grundsätzen  der  Besteuerung 
entschieden  werden.  Es  kommt  namentlich  darauf  an,  wie 
die  Abgabe  als  Steuer  wirkt  und  zu  welcher  Kategorie 
von  Stenern  sie  daher  nach  ihrer  Wirkung  zu  rechnen  ist  Alsdann 
ist  der  Werth  dieser  ganzen  Steuerkategorie  nnd  der  Um- 
itmd  in  benobten^  ob  diese  letatere  doroh  Hinxatritt  der  betreffenden 
Upjle  Bifllrt  adbat  eine  andere  Bedentong  gewinnt  Endlieh 
h0  «  aidi  im  eonereten  Fall,  bei  emer  Abgabe  in  emem  be- 
illauaten  Lande  mit  dem  nnd  dem  bestehenden  Stener- 
'  |U[item|  ob  naeb  der  Beaehaffenheit  dieses  letzteren  die  Abgabe 

Bin  äm  Slandpuict  fewiaser  extreiMr  mohtuDgen  du  nidi-fladtliisdMft  Natp 

vMBm.,  z.  &  flinzehier  deutscher  Freihändler,  wto  AL  Meyer  in  d.  Aift.  Stanyel- 
f  ^Üai  ii  FMdier'ft  Ykrti^iahxichr.  Ib64. 


Digitized  by  Google 


S8  S.  B.  1.  K.  1.  A.  FtiBo.,  WeflL,  EntvickL  d.  Gebolmii.  §.  288. 

als  Steuer  in  biUigtii  ist  Die  Erörtening  wird  also  iBimer  mit  i 
einem  relativen  Urtheil  absohliessen  mtlBsen. 

§.  288.  BeBcbrInken  wir  nns  hier  jelst  anf  die  allgemeimte 
Betraebtnng  der  Stenerwirknngen  dner  solehen  Abgabe,  bo 
kann  die  letztere  zu  den  Verbraneksstenern  und  zn  den  Er- 
tragsstcuern,  speciell  zu  derjenigen  Unterart  derselben,  welcher 
man  neuerdings  den  Namen  ,,Verkebrssteuern^'  gegeben  bat, 
gehören. 

1)  Die  Verbrauchssteuern  schliessen  sieb  an  die  Acte  an, 
in  welchen  das  Einkommen  zum  Behuf  der  Befriedigung  der  pe^ 
sOnlichen  Bedürfnisse,  also  bei  der  Veransgabung,  zum  Vor- 
eebein  kommt  Maneberlei  Gebühren  kOnnen  bei  einer  beetimmteo 
Hohe  znglekb  mit  als  solehe  VerbrattcbsBtenem  fhngiren,  s.  B.  das 
Wagegeld  (bei  Vergnügungsfahrten),  das  Briefporto,  die  Telegraphen- 
gebtthr  (bei  der  Gorrespondenz  für  rein  persOnHebe  Zweeke,  —  im 
Unterschied  von  Erwerbszwecken  — ),  Abgaben  für  Legitiraations- 
papiere  im  Reiseverkehr  (für  Pässe)  u.  a.  m.,  möglicher  Weise 
selbst  Schulgeld.  Ueber  die  einzelnen  Fülle  ist  nach  den  Qesichts- 
punctcn  der  Verbraucbsbesteuerung  zu  urtheilen. 

2)  Die  Ertragssteuern  schliessen  sich  zunächst  an  die 
grossen  Ertragsquellen,  sodann  an  die  einzelnen  Acte, 
dnreh  wdebe  Erträge,  bes.  Emkommen  erworben  oder  Gewinne 
realiairt  werden,  an.  Im  letzteren  Fall  kann  man  sieVerkehrs- 
Btenern  nennen.^)  Sowohl  die  oben  genannten  aebeinbaren 
„GebQbren''  als  aneb  wirkliebe  Gebtthren  eines  bOberen  Ans- 
maasses  sind  vielfach  als  solebe  Stenern  zu  charaoterisiren. 
Viele  Stempel-  und  Ubniiehe  Abgaben,  die  meisten  Regi8ter„ge- 
bUhren"  in  dem  üblicbeu  hohen  Betrage,  die  Abgaben  vom  Uebe^ 
gang  von  Eigenthum  und  Forderungen  unter  Lebenden,  gehören 
dahin.  Aber  auch  höhere  Abgaben  für  Verkehrsanstalten,  für 
Post,  Teiegraphie,  Strassen  können  zu  Ertrags-  bez.  Verkehrssteuem 
werden,  indem  die  einzelnen  Fälle,  in  weleben  sie  zu  entriobten 
sind,  gewissermassen  als  Bedingung  der  Gewinnung  des 
Ertrags  und  zuglefeb  als  Merkmale  gelten,  aus  denen  auf  dfe 


**)  Ich  telilieflM  iiiieli  diewr  Tenninologie  L.  r.  Stein's  an,  trotz  der  dcb  tfUtt 

ergebenden,  etwis  abveichendeu  Begründung  a.  Begrenzong  dieser  Art  von  Abs*'''''« 
S.  Stein,  Fin.,  3.  A.,  S  519.  D(;r  Ausdruck  in  einem  dem  St  einsehen  ungefihr 
gleichen  oder  doch  khulichcn  biou  hat  sich  auch  in  der  Theorie  (z.  B.  bei  Yocke) 
md  selbst  in  ActemtQoken  der  Pndiler,  s.  B.  in  den  deotochen  boadesitUiBGlMa 
Oommissionsberichtcn  Qber  Stempel  u.  s  w.  ein^ebUrfr^rt  Zn  den  ErtiegHtaMIB  IB 
▼eiteren  Sinne  rechne  leb  diese  nVcrkebrstöteoem"  abrigens  doch. 
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flahe  des  Ertrags  ( Um satses  its.  w.)  mit  gesohlossen  werden 
darf.**)  Ueber  das  Einzelne  ist  nach  den  Gesiehtspnncten  des 
Ertragsteuerwesens,  speciell  der  Yerkelinteiieni  in  nrtbeilMi. 

Näheres  daher  anten  iu  der  Steuerlehre. 

2.  Absehnitt 
Das  System  der  GcMIhren. 

1.  Die  Ee^kti*  vnd  VerwaltongigeUUuen.^) 

')  Bau,  Jr'io.  I,  §.  230  ff.  hat  ein  System  der  (iebuhreo  aufgestellt,  das  zwar 
riebt  fenial  nnriclitig  ist,  aber  matcfriell  an  der  Tennengoiif^  roa  GelyOlir  tl  Stmier, 

sa  der  ungenQgendea  AnffassaDg  des  Stempels  a.  in  der  Durchführung  auch  an  grosser 
ynTollständigkcit  leidet,  auch  abgesehen  von  der  Ausscheidung  regalisirtcr  Ge- 
Mhrenzveige.  Ran  unterscheidet:  A)  in  allen  Zweigen  der  Staatsverwaltung  Tor- 
iMUieiide  GebOhren:  StempelgeflUe,  Tvem  r.  Amts^  n.  WOidenertheilnitgeB;  B)  ein- 
l^ea  Zweigen  der  Rc^erangsgescbäfte  angehörende:  1)  aus  der  Rechtspflege,  2)  aus 

Schutzpolizei,  3)  aus  d.  Staatsverthcidigung  (^Gebühren  bei  d.  £Dtlas8ung  aus  dem 
WaffiuidieDste),  4)  aus  d.  Yolkswirthschaftspilege  (Strasseugeld.  WassorzoU,  Abgaben  r. 
GewerbsTerl^mgen,  r.  Erfindungspatenten,  BefOrst.-Koeten,  Consaktsgeb.) ,  o)  aus  d. 
Tolbbildungssorge  (kirchl.  Dispens.-Acte,  Schulgelder  u.  s.  w.). 

Stein  triirt  der  Vorwurf  wegen  der  Regalien  auch.  Mit  Recht  hat  er  ah»'r  dem 
(iebubrensystem  das  System  der  Verwaltung  zu  Grunde  gelegt  (S.  274)  u.  sich  dabei 
ti  Hia  gieMeree  Werk  tbet  YenraltoiHpdehre  angeecbloaBen ,  auf  das  aiieb  icb  mteb 
besonders  für  die  Innere  Verwaltung  zumeist  hezieho  S.  den  Abriss  in  Stein's 
Uiadb.  d.  Verwaltungslehre,  2.  A.,  Stuttg.  1876.  Er  trennt  5  Haaptgcbietc  der  Ver- 
Vlfeaag  Q.  des  Gebahrenwesens :  AeDSseres.  Krieg,  Finan/.'  n ,  Rechtspflege,  Inneres, 
Mklrterer  wieder  Verwalt  des  phys.,  geist.,  wirthsoh.  u.  gesellich.  Lebens;  hier 
ia  Einzelnen  Manches  sehr  subjectiv  und  willkührlich.  Bei  Stein  wie  bisher 
gewöhulich  fehlt  die  Eintheilunf  der  Gebuhren  in  die  beiden  Uauptclasseu :  Rechts- 
1.  TemltnngB-  n.  Onltui^  o.  wobIf.-Gebikbren,  s.  Bftn-Wagner.  Flu.  I,  §.  96,  bee. 
5<Me  a,  Wagner,  Fin.  I,  §  137,  bes.  Note  5.  Dorch  diese  Eintlieilung  erlangt  man 
tat  die  richtige  Stellang  zum  Gebührenwesen  u.  zu  der  verschiedenen  iinanz. 
Bifcindlong  demselben.  l3er  Gedanke,  den  Stein  bei  aeinen  „Regalien"  verfolgt,  gilt 
HL  ML  fttr  meine  ganze  1.  GL  GebObna*  "Elbk  anderer  Mangel  Stein's  aoheint 
ittir  zu  sein .  dass  er  in  der  Gebuhrenlehre  nicht  weiter  innerhalb  der  V(;rw'nltiint^s- 
groppen  auf  die  Art  der  Leistungen,  bez.  der  ötlentl.  Thätigkeiten  eingeht.  Dadurch 
gevkne  ich  den  eigentlich  Ökonomischen  Gesichtspunct  fUr  die  finanz.  Regelung 
der  Gebilhren  u.  ihrer  Höhe.  Die  Sätze  Stein  s  S.  2G7,  8.  A.,  Uber  die  Höhe  der 
Gebühr  sind  m.  E.  freilich  unhaltbar  u.  die  Autfas.sung  der  Gebühr  als  Verkehrssteuer 
4iht  in  \\  idcrspruch  mit  der  sonstigen  Lehre  des  Vcrfa.sser8.  S.  u.  Abschn  4,  Note  l. 

YgL  sonst  Pfeiffer,  Staatseino.  I,  294  11.,  dessen  „System"  ich  nicht  so  zu 
MMtmaag.  wie  Stein  es  thni  Heek  a.  a.  0.  §.  31 — 84  (gute  pract.  Bemerk., 

Iber  unToIlständ.  System^  ümpfenbach  I.  §.  22 — 11.  M.  BIocl»  in  Faucher's 
rolksv.  Vierteljahnchr.  1878,  L  AL  Meyer  ebendas.  1864.  Ul,  S.  51  lt.  Bes.  aber 
Btaebraaoff  a.  a.  0. 

Ne  Oeietsgebnng  über  Gebühren  ist  natttrHcb  eine  nngemein  ansge- 
deknte.  Ueber  Stempel,  Registergebtthren  und  Verwandtes  bestehen  ge- 
iMkk  besondere  Gesetze,  Often  dn  oder  wenige  Uaaptgesetze  mitspJUenn 


ÄDnrit  wild  niebt  wieder,  wie  Stein  m  lOmi  &  267  (s.  n.  Abeohn.  4  Note  1), 
Gebahr  als  solcher  der  Character  def  VaduhnsliBer  gefiinden,  —  im  Wlder- 
■11  SUiiC»  MMiger  Aoffassug. 


so  8.  B.  1.  X.  2.  A.  Sylt  d.  BodhiB"  iL  TeEvaItg«btlhieii. 


Novellen  und  zahllosen  VoUzugsiustnictionen,  authentischen  Interpretationen  u.  s-  tr. 
Dies  Kcchtügebiet  wird  dadurch  in  einzclneo  Staaten  fast  unübersehbar,  die  gesetzt 
Bestimmungen  sind  eine  rudis  indigestaque  moles,  wie  nur  je  eine  in  der  (iesetzgebung 
roigektnmeik,  so  bes.  in  Frankreich«  wo  das  sogen.  UmegistrementMif  210  legiidaL 
Verfügungen  beruhen  und  seit  17'JÜ  an  2500  Instructionen  der  Verwaltung  an  ihr« 
Agenten  dartiber  crgangeA  sein  sollen  (Leroy-Beauliea,  I,  487)1  £s  ist  dxL 
udi  Air  die  finanzviu.  Theorie  n  beachten,  voil  sich  duin  obio  sehr  bedeiiK- 
liche  Seite  dieser  Abgaben  zeige:  es  fehlt  an  Einfachheit«  Sicherheit  and 
Bestimmtheit  der  Beäteuening.    Auf  dem  Gebiete  des  Stempels  u.  der  Rcgister- 

gebtthren  hat  man  es  \rornemlich  mit  (Ve  rkehr8-)Steaern  zu  thnn,  aber  eigent- 
oho  GebOhreo  Iftofen  mit  tater.  Dies  enchwerl  dlo  DmleUimg  n.  das  YeiBtiiidnl« 
wiederum.  Diese  Abgaben  knüpfen  sich  an  die  verschiedensten  piifttal  Rechts- 
geschäfte. Daher  werden  oft  die  schwierigsten  u.  feinsten  Fragen  des  Priratrechts 
dabei  berührt,  —  was  dieser  Materie  z.  B.  in  Frankreich  die  Zuneigung  der  Juristen 
zugezogen  hei,  während  es  bei  uns  noch  an  eingehender  juristischer  Behandlang  fehlt. 
Ben  citirte  schon  eine  oft  in  Frankreich  angeführte  Bemcrkunj^  von  Troplong  (DicL 
de  Tedm.  franc.  ?.  Block,  p.  160)  in  §.  2ü6a;  ^La  loi  sur  1  enregistrement  est  pour 
ttooe  eataee  IfAgiites  Is  phn  neble,  ou  pour  mienz  dire,  k  seole  noble  entre  toutes 
let  lois  iiaceles.  Qaand  le  fisc  reut  perceroir  un  droit  d*eniegistr. . . .  il  faut  presqa'il 
se  fasse  docteur  es  lois,  afin  de  nctrer  dans  l'infinie  vari«^t<i  des  actes  de  la  rie 
cirile."  AehnÜches  ersieht  man  aus  dem  u.  gen.  Bericht  der  bundesraUU.  Stempel- 
stevercoinniiaBion  r.  1877.  Fngenk  des  Stempel veeene  xl  der  Begietetgebldiren  wesdea 
so  leicht  zu  verwickelten  I^rivatrechtsfragen  u.  dadurch  auch  für  die  Finanzprazis  jx. 
Finanzwissensch,  noch  s<  liwicriger:  gewiss  kein  Vorzug  dieser  Ab<jahen,  wie  auch 
Bau  betonte,  u.  wieder  ciu  Umsuuid,  der  zur  Vorsicht  bei  der  Ausdehnung  dee 
Systems  rith,  wie  men  sich  ens  den  Bezedumgen  der  dealadien  bondeaiithL  Gom- 
missionen  v.  1873  u.  1877  überzeugen  kann. 

Das  althistorische  Gerichtskostenwesen  ist  neuerdings  gewöhnlich  neugestaltet 
u.  das  bezugliche  Kechtsgebiet  codificirt  worden.  Ist  es  dadurch  auch  leichter  zu 
ttbeisehen  n.  TentfaMtticiher,  so  bereitet  ee  dnreh  seine  nebe  Beziehung  zomPvocese  v.  a.  v. 

doch  wieder  für  die  practische  Anwendung  u.  für  die  wissenscham.  Benrtheilnng  viele 
Schwierigkeiten.  Mehrfach  besteht  auch  wieder  eine  Verbindung  mit  dem  Stempel- 
and Kegisterwesen,  welche  die  Klarheit  stört.  Mau  hat  es  nur  bei  den  Geiichtskosten 
mehr  mit  Qebahren,  als  mit  Stenern  zu  thon.  Eine  Ausnahme  bildet  zl  Th.  die 
freiwillige  Gcrichtspflege ,  bes.  das  mit  ihr  gewöhnlich  verbundene  Register- 
wesen, wu  in  der  Abgabe  der  Steuercharacter  vor  dem  (iebulirencharacter  staiic  zn 
ttberwiegen  pflegt  oder  auch  allein  vorhanden  ist 

Die  Gebühren  der  einzelnen  Zveige  der  Inneren,  der  Unterxiehts-, 

der  Yolkswirthsch.  Verwaltung  sind  nur  ausnahmsweise  in  besonderen  Ctaeetam 
festgestellt.  Gewöhnlich  bestimmen  die  bezüglichen  allgemeinen  Verwaltungsgesetze 
und  eventuell  auch  nur  Verordnungen  das  Nähere  Uber  Art,  £rhebDng,  Höhe  der  be- 
treffenden OebfdireB  zngieioh  mit  der  Begebug  der  Sedw  selbit  Anoh  ans  diesen 
Grunde  kann  hier  in  tler  Firiruizwissenschaft  nicht  in  das  legislative  Detail  eingegangen 
werden.  Im  Ganzen  ist  auf  die  Werke  über  Vcrwaltungslehre  zu  verweisen.  Einzelnes 
nber  die  Gebühren  speciell  wird  unten  bei  der  Uebersicht  der  Gebührenzweige  erwähnt, 
aber  auch  mehr  nnr  eis  BeispioL  Beeohtenswcrth ,  auch  in  ftunz.  Beziehung,  ist, 
dass  in  den  modernen  sogen.  Verf'assnngsbtaaten  die  Mitwirkung  der  Volksver- 
tretung immer  mehr  auch  auf  die  üegelung  des  Gebührenwesens  der  einzelnea 
genennten  Yenreltnngszweige  ausgedehnt  wird,  z.  B.  in  Terif^nosen  der  Yeikehis- 
enstslten  (Post,  Telegraph)  n.  s.  w.  In  den  einzelnen  Steeten  ist  dies  Pxinelp  nber 
no<di  ungleich  durchgeführt. 

Bei  dem  engen  Zusammenhang  von  Rechts-  und  Verwaltungsgebühren  mit  Ver- 
iuhrssteuern  in  der  Praxis  und  bei  der  für  beide  vielfach  gemeinsamen  Erhebungaforin 
im  Stempel  ist  die  bezügliche  Einnahme  daratis  ebenso  wie  die  Gesetzgebnng  derdber 
nicht  wohl  zu  trennen.  Die  Gesetze  bctrellen  meist  beide  Abgabearten  in  bunter  Ver- 
mengnng.  Die  folgenden  Angaben  gehören  daher  zugleich  zu  dem  späteren  Abschnitt 
Ten  den  yerkehrsstenern,  finden  »bor  dort  noch  eine  Erginzong  in  Einzelheiten« 

Den  Versuch  einer  zusammenfassenden  Behandlung  o.  Vergleichaa|^ 
der  bezQgUchen  Gesetzgebung  der  wiohtigeren  Cnltarstsnten  het  B68o- 
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Wisoff  a.  ft.  ()..  bes.  in  der  1.  Abth.  üb«  da»  imfi'is  snr  les  actes  gemacht  Die 
nrtite  enthält  eine  Monographie  der  hetr.  rnsa.  Abgaben,  üeber  das  Finanz- 
itatistiäclie  ?gL  sonst  t.  Czürnig,  österr.  Badget,  II,  47U.  lieber  die  tiosetz- 
fftbiBf  der  ein  seinen  Staaten,  ndt  meist  dttrfdger  Danlelhing  der  geeehfditi. 
SttViddoDg  (die  gewöhnlich  ihrer  Wissenschaft!.  Bchandllang,  in  Verbindung  mit  der 
iBgemetnen  Venraltungsgeschichte  des  einzelnen  Staats  noch  harrt),  s.  die  Werke  tlber 
dis  Finauzwesen  und  die  Besteuerung  der  einzelnen  Lander  (Kau-Wagner, 
Fifl.  l  §.  2S,  Noten«  Wagner,  Pia.  I,  §.  28,  Noten);  mitunter  ancli  di^enigen  ttber 
das  Verwaltungsrccht  oder  überhan|it  über  das  öffentliche  Recht  Einen 
votbroUea  Beitrag  z.  vergleichenden  Finanz^^esetzkundo  Uber  eine  Hauptart  v.  Abgaben 
liaArte  ?.  GzOrnig  (junior)  in:  „D.  Abu'iibcn  ?.  d.  ücbertragangen  unbcwegl,  Eigen- 
AM",  Triest  1869.  (Oesterr.,  Frankr.,  Preuss.,  Engl,  Russl.,  Baiem,  Schweiz.  Cantone). 

Di«  in  Stempelform  erhobenen  Abgaben,  die  Rechtsfrcbtihren  u.  die  Verkehrs- 
steaem,  sind  roinemüch  mit  der  schriftlichen  Beurkundung  ron  Rechts- 
gcMÜto  rertiondei  «» kommen  bei  leMiaftem  OeeelilftBrerinhr,  hftuAgem  specnlatiren 
BgmAoanrcchsel ,  entviekeltem  Greditrerkehr  u.  s.  w.  am  Meisten  ror.  Sie  sind 
dihCT  bcÄTcillicher  Weise  in  hoch  entwickelten  Volkswirthschaften  von  grosser 
Voilodicbtigkttit,  intoiuDFem  Verkehr,  ausgedehntester  Arbuit:>thciluug^  stark  ausgebil- 
ddem  StlAevesen,  gevraltiger  Indntibrie  n.  grossem  inr  wie  andlni&chMi  Hand«  he» 
imdem  slaik  entwickelt:  im  Westen  Europas  am  Meisten,  in  der  Mitto  weniger,  im 
Ostaa  an  Wenigsten.  Im  Einzelnen  freilich  mit  vielen  Unterschieden,  welche 
üch  aas  der  ganzen  geschichtlichen  Gestaltung  des  Finanzwesens,  der  verschiedenen 
Hobe  der  Ausgaben  (absol.  u.  relat.  Grösse  des  Aufwands  f.  d.  öfFentL  Schuld,  f.  d. 
Militär),  dem  VorhandensiMn  oder  Fohlen  von  Privaterwerb,  der  Ausbildung  der  tlbrigen 
Sieneni,  der  mein  oder  veniger  hscalischen  Tendenz  der  Verwaltung,  endlich  —  nicht 
teüi«idrti0lBl  —  ans  dem  „Formalismns**  des Priratrechts  etU&ren.  d.h.  aas 
<l<n  formellen  Yorschriften  tlbcr  die  Form  u  nd  Giltigkeit  der  Ver- 
trije  oder  über  gewisse  Kerlitsvortheilc,  welche  mit  einer  bestimmten  Form 
oad  öffentlichen  Beurkundung  verbunden  sind  (Schriftlichkeit,  öifentliche  Kegistrlrung, 
Wh  im  frnnsos.  Sedit  n.  IgL).  Diesen  Umstinden  möchte  es  zososclirdben  sein, 
Im  die  genannten  gebühren-  und  steuerartigen  Abgaben  finanziell  wichtiger  in 
Traikreich  als  in  rirossbritannien,  in  Oesterreich  als  vielfach  in 
Diltschland  sind,  während  man  nach  der  volkäwirthschaftlicheB  Entwicklung  allein 
dm fhigekehrte  erwarten  sollte.  Im  Umfang  nnd  in  der  Gestalt  der  besQgliohen 
Qesetxgebung  nnd  in  der  Gesammteinnahme  ans  diesen  Abgaben  spiegeln 
äd  diese  Einflüsse  wieder. 

Bne  genanere  Ünanntatisdseheyergleichnng  ist  hier  nicht  möglich  n.  erforderte 
ias Eingehen  in  alles  Detail.  Aber  von  der  angefahren  Bedeutung  nnd  Ent- 
vicllnng  dieser  Einnahmequelle  im  Ilnnshalt  der  einzelnen  Staaten  liefern  die 
£%a^en  Daten  doch  ein  hinreichend  zuverlässiges  Bild.  Man  muss  nur  mit  weiteren 
WHm  danns  vwsfditig  sdn ,  well  dck  die  Sommen  ans  zu  venehiedenen  Com* 
Faeaten  znsammensetxen  Q.  weil  der  Steuer-  u.  der  Gehnlircncharaeter-in  diesen  Ab- 
9km  in  dsn  einzelnm  Undem  m  renchieden  aasgebildet  ist 


Fraskreieh« 

B.  f.  1877 
Min.  Fr. 


Italien. 

B.  f.  1877 
WSLft. 


Belgien. 

B.  f  1S77 
Mill.  Fr. 


Hfliland. 

B.  f.  1S7T 
Mill.  ¥1 


87.4 


19.7 


L  Summa  .  620.6 

Ppe St^em  Q.  s.  w.  .  423.9 
f|il|||Bl|Mm(jbriiltQ)  U07.6 


124.8 

362.8 
429.1 


50.2 

43.8 
49.8 


19.7 

23.3 
88.9 


IL  Sonn*  .  2362.1 


916.7 
IM 


143.8 
84.9 


81.9 
24.0 
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Gr.-Britann. 

Westösterr. 

Ungarn. 

RuaslandL 

Abschl.  1876/77    B.  f.  Ib77 

i>.  L  lo71 

i>.  I.  J07  4 

MULPtSt 

MUlFl 

Mill  Fl 

Mill  R_ 

Einregistrirang  u.  s.  w. 

(Geb.  7.  RaohligWGliAfteo) 

32.7 

14.5 

7.71 

EilwokiilkMtflMr  .  .  . 

5.11 

17.8 

(U)2 

oboiSod. 

oben 

ll.lS 

50.6 

22.6 

28.03 

Dinctfi  Stenern  n.  i.  w.  . 

7.89 

87.8 

AR  R 

oO.O 

1  H'<  fil 

1  OJ.U  1 

56.6 

220.1 1 

TT      O  -  - 

II.  bamma  . 

67.47 

4d2.1 

AUU.  4 

O  iO.  i  V 

Uidnon  M.  I  ia  V«   •  • 

16.6 

11.2 

18.8 

5.4 

PraiHMD. 

Baiern. 

Sacbädu. 

Baden. 

B.  f.  1877 

B.  £.  1877 

B.  f.  1877 

B.  f.  1877 

Mill.  M. 

Mill.  M. 

MiU.  M. 

MUl.  M. 

Gericlitskostea    .   .   .  . 

41.1 

(Tax.)  14.48 

[1875  3.64] 

[1876  1.531 

StenpdMeiier  .... 

21.6 

1.81 

1.58 

2.78 

SoiohBwecbs.^t.st.c.      .  . 

4.24 

Ger.8clir''il>.  (Cölu)  .    .  . 

0.95 

—  (BMitswMlu.)1.75 

£rliMcbatu>3itiuer     .    .  . 

4.8 

oben 

im  ror. 

L  ShiBBi*  . 

72.59 

c  18.3 

Dizttcte  Stenern     .  .  .  151.0             20.8            13.2  10.11 

Indir.  Stenern  (incL  L  Baiche)  1 79.7  (ohneBeich)  23.0  (ohn  Jtdch)  2J  (ohi.H«ich)  A.83 

II.  Snmmn  .  40'ä.H               —              —  — 

HIerroa  N.  I  in  */•  •  >  —  '           —  — 

Znr  Erläaterung  dieser  Tabelle.  Et  sind  hier  absichtlich  nur  die  Haupt-  I 
posten  der  bezügliclion  sonstigen  Steuerarten  zasammengrestellt ,  was  fUr  den  vorlie- 
genden Zveck  genügt,  und  roizuziehcn  war,  weil  in  mancherlei  anderen  PcMtea 
noch  mebr  yeiwUodenhett  beetebt  Die  Etats  sind  lanter  Brntto etile,  ilw  iBclns. 
UrhebungäkostcD  (s.  Wagner,  Fin.  I,  §.  91),  mit  Aosnahme  Sachsens.  IX^fllrti^ 
und  etwas  den  Vergleich  störend  war  die  Einsetzung  des  Tabakmonopols  und  zwar 
brutto  iu  l' raukreich  und  Oesterreich,  netto  in  Italien,  bei  den  indirccteii  Steuern. 
Das  Lotto  (Italien.  IHederlande,  Oesterreich,  Ongam,  Pieassen),  die  Post.  Tele- 
graphie,  Fun/irung  n.  dgl.  m.  ist  allgemdtt  fortgelassen.  Bei  Frankreich 
vA  zu  den  4  gro«isen  d  i  r  e  c  t  e  n  Steuern  die  Einkommensteuer  von  bewegi.  VonnOfcen, 
nicht  die  den  directen  Stenern  assimil.  Spec-Taxen  gesetzt,  zu  den  indir.  Steaem  , 
die  inländ.  u.  d.  Zölle.  Möglichst  ebenso  dem  Pnncip  nach  erfolgte  die  Zusammen- 
setzung der  Kategoricen  bei  den  andern  Staaten.  Bei  Preussen  ist  der  Antheil  an 
den  Keichssteuem  eingestellt;  bei  Oesterreich  und  Ungarn  die  gemeinsamo 
Zolleinnabme  ferhlhnissmissig  rertfaeilt  Wegen  der  Verqnickiuig  ?oii  Beiclifl-  uad 
Staats finan ze n  ist  in  Preussen  und  b«^.  in  den  anderen  deotschen  Staaten  die  | 
Vergleichbarkcit  mit  anderen  Staaten  nicht  immer  herzustellen. 

Die  ausserordentlich  grossen  Einnahmen  (absolut  u.  relativ)  aus  den  Registrininga- 
abgaben  (von  gemischtem  Gebtthren-  o.  Stenercharacter,  aber  ttbenriegend  des  letKerea) 
in  Frankreich  u.  in  den  Ländern  gleichen  oder  ähnlichen  Rechts  ergeben  sich 
sofort.  Man  erkennt  aber  auch,  dass  in  Frankreich  die  relatir  geringe  Ausbildung 
der  directen  Steuern  mit  der  ttberm&ssig  starken  Ausbildung  dieser  Abgaben  und  des 
Stempels  zosammenhingt  nnd  dadurch  mit  gerechtfertigt  wird.  Hier  findet  «Ine 
Krfränzung  statt,  —  was  auch  die  Theorie  oft  übersehen  hat.  Jene  Abgaben  und 
btempei  mUäsen  in  mancher  üin&icht  mehr  zu  den  directen  als  —  wie  meist  in  fiaaiu- 
Btatistisehen  Vergleichen  nnd  Allen  in  den  Bndgets  gcscUeht,  —  n  den  indireotMi 
Stenern  gerechnet  werden.  Aehnliches  wie  Ton  Frankreich  gilt  In  Betnff  dieser  Ter- 
hiltnisse  von  Grossbritannien. 

In  Preussen  bcüteht  der  Unterschied  gegen  andere  Länder,  dass  die  üericbts« 
kosten  nicht,  nie  sonst  Beist,  in  Stesipslfonn,  sonden  diiect  too  den  McMeB  eiinfcea. 
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renleD.  Wean  man  das  nicht  berücksichtigt,  erscheint  die  Einnahme  aas  den  bezltg- 
Hcheii  Abgaben  sehr  klein  im  Vergleich  mit  andern  Staaten. 

Leber  Deutschland  liefert  der  nnten  gen.  bnndesräthlicho  Commissionsbericht 
toa  b77  sehr  schätzbares  «.  nach  bestimmten  Grundsätzen  zergliedertes  u.  gruppirtes 
Dod  dadurch  leidlich  vergleichbar  gemachtes  statistisches  Material.  In  den  einzelnen 
Staaten  n,  z.  Th.  in  den  Provinzen  eines  u.  desselben  Staats  (Preossen,  Baiem,  Gebiete 
lies  französ.  Kechts)  bestehen  grosse  Verschiedenheiten.  Die  Geaaromteinnahme  der 
reseotlicb  s t  e  o  e r artigen  Abgaben  wird  im  Durchschnitt  von  1874 — 76  berechnet: 

Eigentl.  Stempel-  Sportein 
abg.  V.  Urkunden,  (gemischt  Ge-        Erb-  Spiel- 
Mutationen,  incl.  buhr  u.  Steuer  Schafts-  karten- 
Tax.  u.  Ein-  oder  reine  Steuer  Stempel. 
registr.-Gebohren  Gebühren) 

Mill.  M.  MUl.  M.  Mill.M.  Mill.M. 

Reich                                            fil.88  8.94  9.89  1.21 

Ausserdem  Beichswechaelstempel  .        7.3)  —               —  — 
Dstob: 

Prenssen                                     27.06  —  4.58  0.70 

Baiem                                         15.04  0.046  0.62  0.24 

Sachsen                                         1.69  —                —  0.13 

Wirtemberg                                  2.02  1.02  0.14  0.028 

Baden                                         2.13  2.50  0.42  — 

Dsass-Uthringen                            7.15  0.164  2.17  — 

Hessen                                         1.26  0.018  0.33  0.010 

Hamburg                                       3.14  —  0.76  0.009 

Bremen                                         0.75  —  0.24  0.007 

Die  Kleinheit  dieser  Erträge  im  Vergleich  mit  den  oben  gen.  auswärtigen  Staaten 
<excL  Ruäsiand)  springt  in  die  Augen.  Dafür  ist  die  directe  Staats bestuuerung  bei 
US  relativ  mehr  als  in  den  roman.  Ländern  und  als  in  Grossbritannien  entwickelt 

Aas  der  Gesetzgebung  über  Rechts-  und  Verwaltungsgebühren,  die 
jamit zusammenhängenden  Verkeh rsstcuern,  diis  gesammtc  Stempelwesen  u.  s.  w. 
LJi  die  französische ,  dann  die  englische,  die  österreichische,  schliesslich 
die,  Bach  dem  Gesagten  am  Wenigsten  ausgebildete  preussisch-deutsche  besonders 
filr  die  finanzwiss.  Aufgaben  bemerkenswerth.  Die  allgemeinen  Gesetze  werden 
kier  gleich  für  den  späteren  Abschnitt  von  den  Vorkobrsstcucrn  mit  citirt,  da  sie  sich 
■eateas  auf  diese  und  auf  gewisse  Gebühren  zusammen  beziehen. 

Frankreich.  Gesetzgeb.  Uber  Enregistremcnt  u.  Stempel.  Aus  dem  ancien 
tipme  herstammend  (Ende  des  17.  Jahrh.)  ist  das  Enregistremcnt  in  d.  Revolutions- 
lA  beibehalten,  verändert,  dann  namentlich  erweitert  worden.  Ges.  v.  19.  Dec.  1790. 
fliuptgesetz  v.  12.  Dec.  1798  (22,  Frimaire  an  VII)  (bei  Stein  S.  283  mehrere 
^fsche  Angaben).  Auäbild.  bes.  durch  d.  Gesetze  v.  25.  Mai  1 799  (6.  Prair.  an  VII), 
17.  Vent  IX,  28.  Apr.  1816,  27.  Apr.  1831,  21.  Apr.  1832,  18.  Juni  1850  (Erleichter, 
iwch  Ges.  V.  16.  Juni  1824,  später  z.  Th.  wieder  zurückgenommen).  Kerner  14.  Juli 
1S55.  2.  Juli  1862,  27.  Juli  1870,  23.  Aug.  1871,  28.  Febr.  1872,  30.  Aug.  1872. 
19,  Febr.  1874  a.  a.  m.  Geber  Stempel  Hauptgesetz  v.  9.  Vendem.  an  VI 
M.  Sept  1797)  ond  13.  Brum.  an  VII  (3.  Nov.  1798):  erstcrcs  f.  d.  Verbrauchs-, 
l^tztOM  f.  d.  Urkundenstempel.  Dann  zahlreiche  Nachträge  u.  Voräuderungon.  So 
Sek  f.  16.  Juli  1850  u.  17.  Fobr.  1852,  5.  Juni  1850,  18.  Mai  1850,  28.  Juni  1857, 
V  Toni  IS59,  2.  Juli  1S62,  13.  Mai  1S63,  «.  Juni  l!>i)4,  23.  Au-  ISTI,  27.  Nov.  1871, 
>i  März  1872.  30.  Apr.  1S72,  25.  Mai  1S72,  24.  Juli  ls72.  20.  Dec.  1872.  21.  Dec. 
1*T2.  26.  Nov.  1&7:»,  29.  Dec.  1873,  19.  Febr.  1S74.  IS.  Juni  1874  u.a.  m.  Die  Ge- 
r<"htsg[eb Qh ren  (droits  de  grcffe)  beruhen  auf  d.  (jos.  v.  21.  Vont.  .in  VII  (11.  März 
u  den  Nachträgen,  die  Grundbuchs  geb.  (Hypothcquos)  auf  dems.  Ges.  u. 
21.  Sept.  1810  n.  28.  Apr.  1816.  Die  ganze  (lesctzgol».  ein  ungeheuerer,  unübcr- 

barer  Wust.  Die  obigen  älteren  Angal)en  meist  nach  v.  Hock,  die  neuesten  (nach 
Kriege)  nach  Dejean,  code  annot6  des  nouv.  iuip.  2,  ed.  Par.  1875.  So  weit, 
»<  mir  Material  zustand,  habe  ich  verglichen  (bes.  d.  u.  gen.  Werk  v.  Hoger  u. 
^'el)  u.  nur  die  wichtigeren  Gesetze  n.  Decrete  hervorgehoben ,  auch  die  Datums 
i-r Gesetze,  die  vielfach  falsch  angegeben  (so  /..  Th.  bei  Stein)«  rectificirt  Aber 

^VVftgnff,  Finanzwistfenüchuft.    II.  ^ 
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IrrtbUmer  sind  zumal  dem  Fremden  kaum  ?ermeidlich.  Vgl.  f.  d.  ganze  grosse  Gebiet 
(bei  Kau,  Fin.  I,  in  d.  Noten  zu  §.  234.  230,  237  einzelne  Angaben)  Stein,  Fia. 
3.  A.,  S.  275,  2»3,  ö.iü.  Befl.  aber  f.  Hock,  Fin.  Frankr.,  177  ff.,  193  IT.  (unüber-  ' 
troffen  klar  in  d.  adiwier.  Materie,  wie  es  nur  ein  so  viasenBchaftlich  durchgebildeter 
Practiker  erreichen  wird);  de  Paricu.  inip.  III,  165  (1.  A.  1863),  Buch  6  imp.  s.  1. 
actes;  Batbie,  prteis  du  cours  de  droit  publ.  et  administr.  (4.  ed.  Paris  187C)  p.  372  £ 
M.  Block,  dictionn.  de  Fadministr.  finmc,  2.  ed.  Pnr.  1877;  systemat  Artikel  ftb« 
Enregistrement  (v.  Cnonot  et  Yerpy  mit  nmfass.  BibUflgraphic)  und  timbre  (foo 
(^hardon).  Am  Vollständigsten  d.  geltenden  Gesetze  u.  s.  w.  in  Codes  et  lois  usncllcs 
^bis  IbToj  V.  A.  Roger  u.  A.  Sorel,  Par.  1875,  im  Sapplement  die  neuesten  Ucsetic 
Leroy-Beanlieu,  Fin.  I,  ch.  9,  S.  479  £  (noaeste  Fbaae  a.  scharfe  KiitOt  deB.V  I 
Ueber  den  Stand  d.  Gesetzgeb.  im  Einzelnen,  bis  z.  Kriege,  unterrichtet  man  sieb 
gut  in  Elsass-Lothringen ,  vgl.  dafür  d.  tal)ellar.  Zusammenstell,  d.  Bestimmungen 
d.  deutschen  Gesetze  in  d.  bundesräthl.  Gommiss.-Ber.  y.  1877,  S.  87  Ii.  Seit  dem 
Kriege  bedeateode  EiliÖliiiiig  dieser  Abgaben  in  Frankreich,  duek  d.  oben  gen.  Gesetze. 
Anschl.  im  Et.  v.  1S70  (also  incl.  Elsass-Lothringen)  Enregistr.  362.8,  Stempel  83.7, 
ZU3.  446.5  MiJl.  Fr.,  Et  v.  1877  bez.  466.4,  154.2,  zus.  620.6  MiU.  Fr.,  —  28"/, 
mehr  trotz  der  Verminder,  des  Gebiets!  Die  directen  Steuern  sind  nur  um  16.5,  dis 
indiieeten  Steuern  z.  Th.  noch  stärker  gesteigert.  I 

Grossbritannien.  S.  bes.  Vocke,  brit  Steuern,  2.  Th. ,  3.  u.  4.  Absclin. 
GelflUinii  (bes.  Gerichtssporteln  u.  Strafen),  dann  Stempel,  S.  199—256.  Gneist,  engl 
Tenr.rec]it  pass.,  bea.  II  (2.  A.),  812  Ober  Stempel,  1225  Ober  OolchtagebOlireii,  eb.,  l 
1216,  1263  Uber  Sportoln,  1352  über  Gehalte  der  Civilbeamten.  0.  Hübner,  Ber. 
d.  stat  Centr.-Arch.,  Nr.  2,  Lpz.  1858,  S.  24  H.  Noble,  qneen's  taxes,  Lond.  1S70. 
p.  91  £,  Iii  £  Tennant,  people's  blae  book,  4.  ed.,  Lond.  1872,  p.  269  £(1^;. 
In  den  Berichten  d«r  GominiaBionerB  of  Inland  Bat enne  neb«i  der  Statiatik  anch  An- 1 
gäbe  der  erfolgten  gesctzl.  Veräiulenin^cn  Das  Detail  der  zahllosen  älteren  einzelnen 
Gesetze  entzieht  sich  hier  der  Darstellung.  Einzelnes  später  in  der  Steuerlehre,  be&. 
bei  den  Verkchrssteuem  und  der  Erbschaftssteuer.  S.  die  kurze  Uebersicht  Uber  die 
Stempelgesetze  bei  Gneist  II,  $12  bes.  Wiederholte  Consolidationen ,  so  1815 
(55.  Georg:  HI,  c.  184),  1838  (2.  u.  3.  Will.  IV,  r.  120\  dann  jetzt  bes.  d.  neno 
Ges.  V.  187Ü  (35  u.  34  Vict  c  97).  OebersiGht  d.  wichtigäteu  Sätze  z.  B.  im  Cabinet 
lawyer.  24.  ed.,  Lond.  1877,  p.  555  IT.  Die  OebOhrtt  bei  d.  Beichsgericliten  venka 
seit  1865  durch  adhäsive  Stempel  bezahlt  (Common  Imt  Goort  Fees  Act  v.  1865, 
28.  29.  Vict.  c.  45).  „Das  frühere  System  der  Romnneration  der  Beamten  dnrrh 
Sportein  ist  mit  geringen  Ausnahmen  im  Staatsdienst  beseitigt."  Gneist  II,  1353. 
8.  Obrigoaa  unten  §.  291.  Detafla,  anob  ans  d.  Stetiatik,  leick  n  voizQglldi  bei  Yoekei ! 

Oesterreich.    Vgl.  Stein,  Fin.,  S.  531:  0.  Hübner,  Ber.  d.  statist  Gantr.'| 
Arch.,  Lpz.  1860,  Nr.  «i,  S.  73  fr.;  v.  Czflrnig,  österr.  Neugestalt.  (Stattg.  1858), 
S.  143  ff.;  ders.,  d.  österr.  Budg.  II,  173 — 181 ;  Dessary,  österr.  Fin.ges.kuude  (1855), 
S.  55  u.  pass.;  Cyaar,  Handb.  d.  österr.  GebOhrenwcs.  (1^^5).  AUgem.  Stempel-  a.i 
Taxges.  (excl.  ungar.  Landr.)  v.  27.  Jan.  1840,  neue  Regelung,  bes.  anch  der  allge- 
meinen Besitzrer&nd.-Abgabe  durch  die  Gesetze  ?.  9.  Febr.  u.  2.  Aug.  1850  für  das 
ganze  damal.  Beleb,  profia.  Gea.  t.  6.  Sept.  1850  (4ber  Abg.  t.  Spietkaiten,  Kalendern, 
ausländ.  Zeitungen,  Ankündig,  u.  Inseraten),  TtfMdn.  r.  23.  Oct.  1857  (inländische 
Zeitungsstcmpel).    Unterscheidung  v.  Stempel  u.  „unmittelbaren"  Gebühren  f.  Rechts- 
geschäfte in  d.  Gesetzgeb.  t.  1850,  s.  unten  ^.  321  ^'ote  7a.   Ges.  v.  28.  März  1^54. 
GeeetzL  Beetinnimgai  Uber  Teiachied.  andere  Taxen  a.  bei    Gs5rnig,  Mtorr.  BodffJ 
II,  179.   Erhöhung  der  Sätze  der  Stempel  u.  Gebühren  1859,  Verordn.  v.  J7.  Hai,! 
Abänderungen  der  Gesetze  u.  Tarife  v.  1).  Febr.  u,  2.  Aug.  1850  durch  Reichsges.  v 
13.  Dec.  1862  (darüber  Verordn.  d.  Fin.-Min.  ?.  20.  Dec.  1862,  im  Iieichsees.-BL 
S.  847),  femer  durch  Reichsges.  t.  29.  Febr.  1864.   Alle  diese  (xeaetae  damals  f.  d.l 
ganze  Monarchie,  also  Ungarn  (.■ingcachlosscn.    Seitdem  ist  letzteres  in  Folge  des 
Ausgleichs  mit  Cisleithanien  auch  auf  diesem  Gebiete  selbständig  gevorden.  Abändere, 
bes.  f.  Wechsel  n.  s.  w.,  f.  West-Oesterr.  durch  Gea.  r.  8.  März  1876.  S.  Ender  ?on 
Mallenau,  öst  Wechselstempel,  Wien,  1876.    Wintersperger,  "NfiirkffftMigflfclMA 
IIb.  d.  Stempel-  u.  Gebahrentar.  (bis  Ende  Mai  1876),  W'ien,  1876. 

Italien.  S.  Bizzari,  condiz.  della  hn.  ital.  Pisa,  1865,  p.  225  IT.  Halte 
eoowMdca  1878  (2.  A.,  Boa»  1874),  p.  642.  Bdohhalt  Finanaatatist  In  d.  tthd. 
Annnaiio  del  mlniaton»  deUe  iinaaze.  Vock  nmtaander  In  d.  Stal.  finanifaäa,  Bomn 
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1977,  p.  26  ff.  (auch  kartograpli.  Darstell),  ünificirong  der  Gesetze  über  die  tasse 
is^  ifiari  durch  d.  itaL  Ges.  7.  21.  Apr.  18(i2.  Yeränder.  mehrfach,  bes.  Decr.  v. 
ItJnli  1866,  Ges.  y.  19.  Joü  1868,  11.  Aug.  1871. 

Belgien.  S.  d.  Statist  üebersicht  mit  Angabc  der  betr.  Gesetze  in  Statist.  g6ner. 
lies  KC€ttes  et  des  d^penses  1840 — 70,  Brüx.  1874.  Grundlage  meist  noch  d.  französ. 
GtsetzgeboQg  aus  d.  Kevolutionszeit ,  aber  mit  vielen  Yeränder.,  nam.  beim  Stempel. 
Cebcr  Enregistr.  Ges.  t.  22.  Frim.  VII,  Ges.  ?.  29.  Dec.  1842,  S.Juli  1800,  I.Juli 
l^ß9  (Erbschaftssteuer  des  ersten  Ges.  ersetzt  durch  Ges.  v.  27.  Dec.  1817,  17.  Dec.  1851). 
Ueb«r  Stempel  d.  Ges.  ?.  9.  Vendem.  VI,  6.  Prair.  VII  u.  zahlreiche  spätere 
t  0.  S.  bl). 

fiassland,  s.  Bösobrasoff,  2.  Abhandl.  in  d.  M6m.  de  l'Acad.  de  St  Pct. 
R-Walcker,  SelbstFerwalt,  S.  290  IT.  Stein,  Fin.,  3.  A.,  S.  533.  Statist  in  d. 
;*etztjährl.  Anuuaircs  des  fin.  russes  v.  Vosselovsky  (französ.).  Neues  Stempelges. 
r.  17.  Febr.  1874. 

Vereinigte  Staaten  v.  Nordamerika.  S.  ?.  Hock,  Fin.  d.  Ver.  St  S.  279  IT. 
Die  jihrl.  Rep.  of  the  Secretary  of  the  treasury,  so  f.  1876  (Washingt  1876)  S.  107  ff., 
mit  Statistik.  —  EigenthlUnl.  Ausdehnung  des  Stempclsystems  auf  die  Besteuerung  der 
'jetnake  q.  des  Tabaks.    Näheres  in  d.  späteren  Kapitel  v.  d.  Steuern. 

Deutsches  Reich.  Wiederholte  Anläufe  zur  Einfuhrung  eines  umfassenderen 
Systems  r.  ReichsgebQhren  u.  Verkehrssteuern  in  Stempelform  zu  Gunsten  der  ßeichs- 
ise  bisher  nicht  gelungen.  Vgl  die  bundesräthl.  Gommissionsberatbungen  u.  Vor- 
Jciiä^  r.  1873  in  d.  Anlagen  d.  4.  Sess.  d.  Reichstags  1873,  IV,  605  ff.,  auszugs- 
weise in  A.  Wagner,  Reichsfin.wes.  im  Jahrb.  f.  Gcs.geb.  d.  D.Reichs,  3.  Jg.  1873, 
S.  209.  Dann  bes.  d.  Bericht  d.  Commiss.  z.  Erörter.  d.  Einfahr,  einer  Reichsstempcl- 
n  Erbscliaftssteuer.  Bundesrathspapiere  Nr.  98  Sess.  1877/78  (gr.  4*,  424  S.),  mit 
wcihaltigbtem  Material  über  d.  Ges.geb.  u.  d.  finanz.  Erträge  in  d.  Einzelstaaten, 
Taiulb  für  die  letzteren  hier  darauf  ganz  allgemein  zu  rervreisen  ist  Die  geringen 
Erjebüisse  der  Berathungen  zeigen  die  enormen  Schwierigkeiten  der  Finanzordnung  im 
D.  Eäch,  Venn  —  der  gute  WiJle  der  Einzelstaatcn  fehlt  Ein  Theil  der  Materialien 
lA  d.  fieichstagsacten.  Beil.  Sess.  1878.  Auszüge  in  d.  Aufs,  ron  r.  Scheel  im  Jahrb. 
1  D.  Reichs  1878,  I  tlber  Ersatz  d.  Matric.-Beiträge.  Im  Folgenden  dieser  Ber.  als 
bwdeiiithl.  Commiss.-Bcr.  v.  1877  citirt.  So  besteht  bisher  nur  die  Reichs- Wechsel- 
•feapekeuer  t.  10.  Juni  1869  (s.  Wagner,  Reichsfin.,  Jahrb.  d.  D.  Reichs  I,  1871, 
621)  n.  d.  (einmal.)  Stcmpclabg.  f.  fremde  Prämicnscheinc  v.  8.  Juni  1871  (eb. 
S.  624,  Band  3  S.  208).  Materialien  über  die  erstoro  in  Hirth's  Annalen.  —  Von 
fa»  VorKhIägen  der  bundesräthl.  Commiss.  v.  1877  scheint  (Mär/  1878)  kaum  einer 
gtftBTärtig  (fesetzeskTaft  zu  erUingen,  nicht  einmal  sicher  der  Reichs -Spielkarten- 
*«ipeL  Das  als  Entwurf  dem  Reichstag  1S7S  vorliegende  Geseb:  über  Gerichts- 
tostengilt  f.  d.  einzelstaatl.  Gerichte  u.  f.  d.  Oberste  Reichsgericht.    S.  unt  Note  17. 

Preassen.  Liter,  über  d.  bezügl.  Ges.geb.  s.  bei  Kletke,  Lit  üb.  d.  Fin.wes. 
d.]).  Reichs  u.  d.  Bundesstaaten.  II.  Abth.  Prcussen,  3.  A..  Berl.  1876.  8.  299  ff. 
^■■entare,  Sainmiunürn  u.  s.  w.  v.  Schimmcllcnnitr  (IS.js),  Hoyer  (2.  A. 
K?.--"5)  0.  A.  m.  Hoffmann,  Lehre  v.  d.  Steuern,  S.  117  fl.  p.iss.  Bergius, 
fbria.,  2.  A.,  S.  563.  v.  Rönne,  preuss.  Staatsrecht  .'5.  A.,  II,  2,  S.  684  ff.  über 
i  ^t-^pelst,  S.  610  über  d.  Gcrichtskostcii.  Grotefcnd,  allu".  Polizcilexicon,  1S77, 
^"  Stempelsteuer.  Ilauptgesetz  Uber  die  soften.  „Stompelstouor*'  v.  7.  März  1822, 
1»  h  jetzt  gütig,  abges.  y.  Abänderungen.  Dir  zahlreichen  dazu  uchör.  Instructionen, 
Ci:  ilire  u.  s.  w.  s.  bei  Grote fend,  (irundr.  d.  Verf.-  u.  N'erwalt-Kechts  im  Nordd. 
^'M  0.  Preuss.  Staate,  Amsb.  1870.  S.  2;<2— 246.  Ges.  v.  2.  Sopt  1862  über  Ge- 
t.ich  T.  Stempelmarken.  Mehrfache  Veränder.  im  Tarif  schon  vor  1S48  durch  kgl. 
C'!  uj'tsordres.  Die  älteren  Gesetze  über  Kah.nder-  ii.  Zcitnnusstempcl  aufgehoben, 
r  .Stempelsteuer  t.  Spielkarten  r.  23.  Dec.  1^67.  Die  Erbschaftssteuer  jetzt 
vcsen  |ifetr»;nnt  u.  besonders  gere«;clt  durch  G<  s.  v.  'M).  Mai  1873.  —  In 
uen  1866  erworbenen  Landestheilen  ist  die  Stt'mpelf?csel/>febunsr  durch  Verord- 
r.  19.  Juli  1867  f.  Hannover,  Cburhessen,  Nassau,  u.  and.  Verordn.  f.  d. 
Lande  (so  7.  Aug.  1S67  f.  Schleawic:- Holstein),  dann  durcli  Ges.  v.  5.  März  1S68 
^.  Febr.  1869  möglichst  mit  der  altpreuss.  in  Ucberoinstimmung  gebracht  Der 
^  des  Stempeltarifs  um  1867  ergiebt  sich  aus  dem  der  Verordn.  v.  19.  Juli  1867 
J^jAgten  Tarif-  Für  Frankfurt  a.  M.  gilt  d.  bes.  preuss.  Ges.  v.  27.  Juni  1875, 
>ÄAMioU€m  d.  Ges.  v.  22.  Juni  1875.  Seit  d.  günstigen  l'inan/.la>rc  nach  d.  französ. 
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Kriege  sind  einige  Stempelabgaben  aufgehoben  worden ,  so  f.  Gesindebücher  (Ges.  r. 
21.  Febr.  1872),  f.  eine  Anzahl  verschiedener  Fälle  durch  Ges.  ?.  2ß.  März  1873.  Di« 
Bestimmun<ren  über  ilic  anzufcrtiifcnden  und  zu  v<  ik.ni fanden  Stempelsortcn  iiboriässt 
d.  Ges.  r.  lö.  Febr.  1877  dem  Finaozniiaister  zu  treüen.  Die  Neugestaltung  wichtiger 
PrivatKchtsrerhiUtiiisse  hat  in  den  Ittzten  Jabnii  rach  m  (7mlnderuDgeD  im  Stemp^ 
u.  (icbührenwesen  auf  den  betr.  Special  gebieten  gefährt.  S.  bes.  den  Kostentarif  für 
(iniiid  buchsacheii ,  der  der  Gnindbuchordnunff  f.  5.  Mai  1^72  beisrefü^'t  iit,  neb^t 
d.  (ies.  V.  5.  Mai  1872  betr.  die  Stempeiabgaben  ?.  geirissen  beim  Grundbuchamt  aozu- 
bringenden  Anträgen.  Ferner  d.  Oes.  betr.  Kosten,  Stempel  n.  Oebttbren  in  Yor» 
mundbcbaftssachon  v.  21.  Juli  1875.  —  Das  Gericbtskostenweson  btniht  fur 
den  nrösstcn  Theil  des  Staats  (excl.  HohenzoUern  u.  Cölner  Appell.-Ger.-Bezirkj  auf 
dorn  allgem.  Ges.  v.  10.  Mai  isol  (nebst  Tarif)  und  den  dies  Ges.  abiindeniden  Gm. 
?.  3.  Mai  1853  u.  v.  9.  Mai  1854.  Andere  Abändemagen  in  Einzelheiten  durch  ein« 
Anzahl  weiterer  TicsLlze,  s.  dieselben  bei  v.  Rönn.-.  Staatsrecht,  3.  A.,  II,  2.  S.  H 10 Note. 

Für  die  ües.geb.  der  tlbrigen  Staaten  des  Deutschen  iicichs  s.  bes.  d.  bundes- 
iSUü.  Conunissionaber.  t.  187T,  mit  d.  ttbell.  Oebersicbt  der  geltenden  Bestfmmnnfea 
Uber  Stempel  u.  s.  w. 

Baiern.  S.  Pözl,  Verwaltrecht.  ij.  240—245,  Stokar  S.  526  tf.,  Vocke.  die 
baier.  Stempelnormen,  Nördl.  I8ä5.  Dors.  in  d.  Ztschr.  d.  baier.  Statist  fiur.,  IblO, 
8. 114.  Hauptgesetze  Uber  Stmnpel  r.  18.  Dec.  1812,  11.  Sept  1828, 31.  JQni  1870.  i 
In  d.  Pfalz  gilt  f.  St-  injn  1  u.  Enregistrement  im  Weseutl.  noch  d.  französ.  Ges.geb. 
Fitr  die  >trcititrc  ('ivilnulitsi>ll<'!r<'  i^rlwn  noch  Taxordnungen  aus  d.  vor.  Jahrb.  FW 
d.  freiwill.  (iLrichtibaikoit  d.  Taxrcuulativ  v.  2S.  Mai  lb52.  In  der  Landta^^ssession 
1878  ist  in  Haiern  eine  Erhöhung  der  Taxen  u.  s.  w.  genehmigt  worden.  —  Saohseu. 
Neues  Ges.  über  L'rkiindenstcnipel  v.  l.T  Nuv.  lS7(j.  —  Wurtcmberg.  Allgem. 
Sporteltarif  v.  23.  Juni  1828,  Ges.  7.  18.  Juli  lb24.  —  Baden.  Ges.  r.  21.  Juni  1874, 
9.  Dec  1875,  Akzisoida.  ?.  4.  Jan.  1812.  ~  Die  Hauptgesetze  der  kleineren  SImIsb 
s.  in  d.  Tabelle  des  gen.  Gomm.-Berichts. 

Im  Fol^-endeu  können  die  Noten  immer  nur  Beispiele  ireben,  welche  über- 
wiegend aus  der  deutschen,  bes.  prenss.  Gesetzgebung  gewählt  worden  sind.  Für 
einzelne  Altere  Notizen  rgl.  die  Noten  in  Rno's  Abschn.  über  Gebftbren,  bes.  §.  231 
IhB  236.  Alles,  was  von  Abgaben  in  Steuipolform  u.  sogenannten  Recbtsgebuhrco 
überwiegend  oder  ausschliesslich  den  l  haracter  eigentlicher  Steuer  (Verkebrssteuer^ 
hat,  gehört  erst  in  das  spätere  Kapitd  v.  d.  Steuern:  ciu  Gesichtspunct,  <ler  auch  für 
di«  Angabe  von  Daten  in  den  Noten  der  leitende  war.  i 

§.  Einleitung.    Das  System  der  GebUliren,  mithin  die 

genauere  Claasification  der  beiden  Hauptarten  Gebühren, 
der  Rechts-  and  Yerwaltungs-  und  derCultur-  und  Wohl- 
fahrt sgebtthren,  wird  rationeller  Weise  dnrch  das  System 
der  Verwaltnng.,  innerhalb  der  letzteren  dnreh  die  Art  der 
gebtlhrenpfliohtigen  Leistungen,  bez.  die  Art  derThfttig- 
keiten  der  Verwaltung  bestimmt  Wie  die  allgemeine  Be-| 
grUndiing  de«  GebUhrensysteuis,  so  gehört  daher  auch  die  ge- 
nauere Üurchflihrung  desselben  iu  die  Verwaltungslehre.  In  den 
einzelnen  Staaten  werden  die  GebUhrensvsteinc  nat  b  den  bestehenden 
Einrichtungen  der  Verwaltung  niehrtach  verscliiedon  sein  nitlssen. 
Bei  einer  allgemeinen  Classification  für  die  Zwecke  der  Finanz-, 
Wissenschaft  muss  die  Art  der  Leistung,  welche  der  Einzebie 
in  Ansprach  nimmt  oder  ni^thig  macht,  immer  besonders  mit  bei 
trachtet  werden,  weil  von  ihr  die  prineipielle  Beehtfertigang  deij 
Gebühr  and  die  angeflthre  Höhe  der  letzteren  bedingt  wird.  Di^ 
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£rbebaDg8form  der  Gebühren  wird  iintcu  noch  besonders  be- 
i|iroe]ien  (gu  320  £).  Das  Dach  ihr  anfznstelleDde  Gebührensystem 
ist  ein  formales,  neben  dem  materiellen,  nach  dem  System 
dtf  Verwaltaag.  Dieses  materielle  Gebflhrensystem  ist  doeh  an  ob 
flr  die  Flnanswissensobaf^  das  wtehtigerei  weil  es  mehr  in  das 
imere  Wesen  der  Oebttfaren  nnd  in  ihre  Begründung  Einbliek 
gewihrt 

Neben  dem  Gebührensystem  des  Staats  sind  auch  diejenigen 
der  Selbstverwaltangs k ö rp c r,  daher  besonders  der  Ge- 
meinde, zu  beachten.  Das  Gebühren wesen  des  Staats  ist  f^e 
wöhDÜch  viel  aasgedehnter  und  Rechts-  und  VerwaltUD^^s^-cbUhren 
kommen  meistens  nur  bei  ihm  oder  nur  im  delegirtcn  Wirkungs- 
kreise bei  einem  dieser  Körper  vor.  Die  Cnltnr-  und  Wohlfabrts- 
gebflbren  für  Provineial-,  Kreis-  nnd  Gemeindeeinrichtangen  sind 
ahlieicher  nnd  ebenfalls  finansiell  wiohtig,  verlangen  jedoeh  nnr 
«uoabmsweise  eine  besondere  Betrachtung,  da  diese  Einriohtnngen 
Bsd  Oebflhren  mit  denen  des  Staats  oft  ganz  übereinstimmen, 
fise  Ansnahme  bilden  z.  B.  einige  Anstalten  für  loeale  Oemeinbe- 
dörfnisse  materieller  Art  (§.  314).  Unter  den  Erhebungstormen 
ist  diejenige  der  „Beiträge"  wohl  in  den  kleineren  Verbunden 
vichtiger,  als  im  Staatsverband  selbst  (§.  325).  In  der  tolgeuden 
barsiellung  des  GebUhrensystems  wird  auf  die  Gebtlhren  jener 
Verbände,  soweit  nöthig,  mit  Bttoksicbt  genommen.  Diese  Dar- 
stellaDg  selbst  moss  sich  aber  im  Ganzen  anf  eine  Ueb ersieht 
der  Kateitorieen  beschränken,  wobei  nnr  einige  finanswissen- 
lifcsftlishe  Bemerkungen  eingeschaltet  werden.  Bloss  einige  Ge- 
Mnn  der  volkswirthschaftlichen  Verwaltung  werden  noch 
itnsnftber  behandelt 

S.  290.  Die  Rechts-  und  Verwaltnngsgebtlhren.*) 
Sic  kommen  in  den  beiden  grossen  Gebieten  der  Verwaltung,  bei 
der  Inneren  Verwaltung  und  bei  der  Rechtspflege  vor. 

I.  G  e  b  U  h  r  e  n  der  Innern  Verwaltung. 

1.  Gebühren  llir  die  Mitwirkung  von  öffentlichen 
BthSrden  in  Angelegenheiten  des  persönlichen  Lebens 
ist  BcTOlkerung.   Von  ^eser  Mitwirkung  ist  entweder  die 


d.  1.  AvS.  neiBer  NeubeaibdtnDg  des  1.  B.  der  Fin.  war  in  §.  98  schon 

^f'bcrsicht  dieser  Gebühren  gre^reben.  Diesolbo  irchTirt  aber  systcinatiscli  riclifiL'-^r 
-^lÜM^e»  in  die  spec  Gebahrenlcbre.   Sie  ist  daher  in  der  2.  Aufl.  d.  1.  B.  wcg- 
•■■■t.  in  Folgenden  ist  sie  Tielfitch  Torlndoit  «.  fenroUsUndigt.  S.  nncli  Stein, 
wL  IM  £,  von  den  ich  In  Eliiselnen  oft  n.  ireseiitlich  abweiche. 
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Rechtsgttltigkeit  von  gewissen  Thatsacben  und  Handlangen 
derPeraonen  bedingt,  oder  es  werden  dadnrcb  Tbatsacben  recht- 
lich constatirt  nnd  amtlich  beglaubigt.  In  beiden  FttUeo 
fnngirt  der  Staat,  oder  in  seinem  Auftrag  die  Gemeinde  n.  8.  w«, 
als  oberstes  Organ  der  Reehtsordnnng.  Die  wiehtigsten  hierbsr 
gehörigen  Gebflhren,  welche  freilich  mehrfaeh  m  Bleaem  Uber» 
gehen,  sind: 

a)  Gebtlhren  für  die  rechtsgültige  Eheschliessung 
vor  staatlichen  oder  als  solche  gleichzeitig  mit  fangirenden 
kirchlichen  Organen;  ferner  GebOhren  für  die  Gewährung  des 
Hechts  der  Ehescheidung.») 

b)  Gebühren  für  Civilstandsämter  oder  der  als  solche 
dienenden  kirchlichen  Organe:  eventuell  schon  ihr  die  vorge- 
schriebenen Eintragungen  über  Gebort,  Ebeschliessung,  Ehescheidimg 
nnd  Tod  in  die  Standesregister;  r^gelrnftsslger  fUr  die  ErtheUnag 
von  amtlichen  Anssttgen  ans  diesen  Beglstem  nnd  fUr  Gewttli» 
rang  der  Einsichtnahme.^)  Diese  Ansstlge  dienen  dann  als  redito- 
gUltige  Beglaubigungen  der  betreffenden  Thatsacbe.  Das  Merkmal 
der  Gebühr,  und  zwar  der  Rechtsgebtthr,  trifft  bei  m  äs  eigen 
fixen  Sätzen  hier  durchaus  zu,  da  auf  dem  System  der  öffentlichen 
Standesregister  eine  Menge  der  wichtigsten  persönlichen  Kochts- 
Verhältnisse  beruht. 

c)  Gebühren  für  die  Mitwirkung  von  Behörden  bei  der  Aendemng 
der  Kechtsverhältnisse,  welche  den  Erwerb  und  Verlust  der 
Staats-  und  der  Gemeindeangehörigkeit  betreffen  oder 
sich  an  den  Weehsel  des  Wohnsitses  (Domicüs)  nnd  Anfent- 
halts  knttpfen.  Gebühren  süid  die  betreffenden  Abgaben,  wenn 
sie  (direct  dnreh  Baaizahlnng  oder  mdstens  in  Stempelform  erhoben) 
f9r  die  beanspraefale  Hdttigkeit  der  Behl^rden  eintreten,  daher  etvs^a 
die  Urkunden  treffen,  welche  über  die  bezüglichen  Thatsacben 
ausgestellt  werden,  in  mässigen  festen  oder  nach  der  nnge> 


•)  Bezügliche  Gebühren  f.  d.  Ehcschliessunp:  bilden  re^-elniässiir  einen  Bcstand- 
theil  der  kirchlichea  so'^tn.  Stol^^cbuhren.  Die  weitlichen  Civilstandsämter 
haben  in  Deutschland  die  Kegistcr  und  die  daraiif  bezüglichen  Verhandlungoa 
kosten-  und  stempelfrei  zn  fuhren.  Reichsfosetz  y.  6.  Febr.  1875  aber  Bear- 
Imndnng  d.  Personenstands  n.  s.  w.  §.  16,  preoss.  G«s.  ?.  9.  M&rz  1S74  §.  12. 

*)  Nach  d.  GcbOhrentarif  des  gen.  Reichstjes.  f.  1975  sind  ftlr  Vorleirunsr  der 
Register  1—1  Vt  f«  Auszüge  Vs  ^ «  cveut.  bis  2  M.  zu  erheben.  Gcbabrunfreiheit 
fto  Unreimttge&de.   Hadi  d.  preass.  Oos.  r.  1S74  lUaKea  diese  Gebldureii  Iii  die 

Gemeindecassc.  Die  bundesräthl.  Commission  von  1S77  schluf?  f.  Auszücrc  aus  den 
Standi^rciristem  einen  Reichsstempel  (also  f.  d.  Roichscasse)  ?0ü  50  PL  ror.  — 
lu  England  1  p.  Stempel  f.  Geb.-,  Trau-,  Sterbeüchoiuc. 
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fähren  Mühewaltang  der  Behörden  abgestuften  Sätzen.« 
Wird  die  Abgabe  als  £nt8chädigang  für  die  Vortheile  er- 
hoben»  welche  der  Betreffende  durch  den  Erwerb  eines  Rechts  er- 
langt, z.  B.  bei  der  Anfnahme  in  den  Staats-  und  namentlich  in 
den  Gemeindeverband,  so  tretfen  die  Merkmale  der  Gebühr  nicht 
immer  genau  zu;  jedenfalls  wird  die  Abgabe,  besonders  bei  einer 
gewissen  Höhe  des  Satzes,  öfters  zur  Steuer.  Eine  solche  Staats- 
abgabe kann  diejenige  fUr  Ertheilung  der  Naturalisation  sein. 
Commnnale  Abgaben  dieser  Art  sind  die  Bürgerrechts-,  die  Ein- 
zog»-, die  Heimathsgelder  u.  dgl.  ro.  Schärfer,  obgleich  auch  nicht 
rein,  erscheint  der  Gebührencharacter  einer  Abgabe  für  die  Zu- 
lassung zur  Theilnahme  an  Nutzungen,  z.  B.  des  Ge- 
meineigenthums der  Commune.*^)  Wird  die  Abgabe  wesentlich  nur 
dafür  erhoben,  dass  der  Staat  das  bezügliche  Recht,  z.  B.  der  Ein- 
imd  Auswanderung,  überhaupt  gewährt,  so  hat  sie  mehr  einen 
reinen  Steuercharacter,  so  das  alte  Abzngsgeld  bei  der 
Mitnahme  des  Vermögens  des  Auswanderers.^) 

d)  Gebühren  (meistens  der  Polizeibehörden,  dann  der  Verwal- 
tung des  Auswärtigen,  der  Consolate,  in  Gemeinden  der  Behörden 


*)  Dis  Gebtthrenweson  auf  diesem  Gebiete,  —  ob  u.  welche  u.  zn  wessen  Gunsten 
ikbObren  erhoben  werden,  —  bäü|j:t  en;^  mit  der  Gestaltung  der  Kechbordnun;;  für 
Ein-  ü.  Auswauderunjr,  Fremdenverkehr,  Hcimathwcscn  n.  Zojrrecht  zusammen.  Daher 
aeozeitUch  oft  Fortfall  oder  Ermäsuin^un^  von  Gebuhren.  Vgl.  bes.  Stein,  Verw.l. 
\W9  abrig:eiiä  d.  änanz.  Seite  kaum  berührt  wird),  II,  und  Handb.  d.  Verw.l.,  2.  A., 
131  fl.  Dann  Wa^^ner,  Grundle^.,  4.  Kap.,  Abschn.  6 — S.  —  Beispiele.  Natu- 
ralisationen. S.  CoiiuD.-Ber.  1877,  S.  400.  Grosse  Verschiedenheit  in  d.  einzelnen 
latschen  Staaten:  Preussen  nur  d.  allj?.  Stempel  f.  Ausfert.  v.  l'/g  M.;  Sachsen 
'j«b.  T.  6  M.  nebst  Geb.  v.  3  — 10  M.  f.  d.  ?oraus£?eh.  Verhandl.;  Hessen  M. 
Mi  Pt;  Würtemb.  20  M.  f.  1  Mann,  10  M.  f.  1  Frau,  6  M.  f.  1  Kind  unter  14  J.; 
Baien  6  M.  Stempel  u.  307  M.  SO  Pf.  Taxen  (!);  Baden  lü  M.  50  Pf.  Stempel 
0.  Sportein.  100  M.  Taxe  f.  jede  Person  (d.  in  yäterl.  Gewalt  stehenden  Kinder  in  d. 
PiBilie  frei):  Hamburg  Taxe  u.  Geb.  90  M.,  aosserd.  f.  städt.  Bürgerbrief  30  M. 
Die  Commission  schlag  eine  Reichs gebtthr  v.  100  M.  f.  d.  Urkunde  vor.  Viel  zu 
hoch!  —  üeber  Einzugsgelder  u.  s.  w,  s.  z.  B.  d.  preuss.  Städtcordn.  f.  d.  östl. 
Pror.  T.  30.  Mai  1853,  §.  52:  Zulässigk.  v.  Einzugsgeldern  f.  Erlaubniss  d.  Niederlass., 

igL  Ton  Eintritts-  u.  Haasstandsgeldern  von  Ncuanzii  benden  u.  Gemeindeangehörigeii 
^  BegrUnd.  eines  Hansstands  u.  zur  Theilnahme  am  Bürgerrecht;  dsgl.  von  Einkaufs- 

sld  («ler  jährl.  Abgabe)  z.  Theilnahme  an  d.  Gemeindenatzungen.  Näheres  Uber  das 
-lÜL  Ziiuog»-,  Bürgerrechts-  u.  Einkau&geld  im  Ges.  v.  14.  Mai  ISHO.  Maximum  des 
ÜHpi^dds  in  Stadtgemeinden  nach  d.  Ortsgrösse  3 — 20  Thlr.    Auf  heb.  dieser 

Vbgabe  f.  Niederlass.  (nicht  f.  Bürgerrecht  u.  f.  Theilnahme  an  d.  Gcmeindenutz.) 

nch  Ges.  r.  2.  Marz  1S07.  Das  norddeutsche  Ges.  üb.  Freizügigk.  v.  1.  Nov.  1867 
verbietet  allgemein  die  Erhebung  v.  Gemeindeabgaben  der  nea  Anziehenden. 

VesentL  Einfloss  dieser  Gesetzgeb.  auf  die  finanz.  Lage  der  Gemeinden  auch  deswegen. 

'Tosac  Bedeot  dieser  u.  ähnl.  Abgraben  früher  in  Sttddeutschland.  — Die  Ertheilung  der 
Aaf  nähme  Urkunde  an  die  AutrchOrigen  eines  deutschen  Bundesstaats  in  einem 

«nlcj';ü  i>uüdeÄ3Laat  kostenfrei  nach  Reichstes,  v.  1.  Juni  1^70,  §.  Ii. 

S.  Wagner,  Grondleg.  §.  245. 
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der  letzteren)  für  die  Ansstellnng  von  Legitimationspapieren 
aller  Art  (Pftsse,  WanderbQober,  HeimathBoheine).  Grebtihren  sind 
diese  Abgaben  unter  der  VocanBaetumg,  daes  der  Private  daa  Baoht 
bat|  die  Thatsaehe,  derentwegen  er  das  Papier  wOneebt,  s.  B.  die 
Beiee,  den  Domidlwecbsel,  frd  Tonnnebmen  nnd  k^em  Zwang 
nnterliegt,  ein  solebee  Papier  zu  nebmen.  AnderenfaUs,  also  s.  B. 
wenn  jenes  Reobtselbst  erst  durch  die  \Abgabe  erworben  werden 
mass,  wird  die  letztere  eine  Steuer.') 

2.  Gebühren  für  die  Ertheilonp:  besonderer  Rechte, 
wodurch  zu  Gunsten  des  Einzelnen  eine  Ausnahme  vom 
allgemeinen  Recht  gestattet  wird.  Auch  diese  Abgaben  sind 
freilich  nur  tbeilweise  Gebtthren,  anderen  TheiU  eigentliche  Stenern: 
Ersteres,  fM>weit  sie  eine  Kostenvergütung  ftlr  die  beanspraebte 
Tbtttigkeit  von  Behörden  darstellen.  Darttber  hinans  tritt  der 
Steaereharaoter  hervor.  Hierher  geboren  swei  Fille: 

a)  Qebtthren  fllr  die  Ertheilong  besonderer  Beehte,  etwma 
an  thnn,  was  das  gemeine  Beeht  niebt  Ton  selbst  gestattet  oder 
woran  es  die  Mitwirkung  von  Behörden  knHpft,  oder  was  es  im 
Allgemeinen  verbietet.  Im  Einzelnen  daher:  Gebühren  für  Privi- 
legien, Certificate,  Approbationen,  gewerbliche  und  andere 
Concessionsgebühren,  Paten tgebUhren  u.  s.  w.  Die  meisten 
dieser  Gebühren  gehören  nach  den  ökonomischen  Wirkungen  der 
Thntigkeiten,  an  welche  sie  sich  knüpfen,  zu  den  volkswirthscbaft-  \ 
liehen  Gebtlhren  (§.  315)  oder  gehen  in  diese  mit  Uber.  Aach  die 

•  nnter  der  vorigen  Nr.  1  erwähnten  Fälle  Ton  meist  stenerartigen 
Gebtthxen  ftr  Ans-  nnd  Einwandemngserlanbniss  n.  s.  w.  gehören 
hierher. 

b)  Gebühren  für  die  Exemtion  von  bestimmten  allge- 
meinen Bechtssfttzen  nnd  daraus  hervorgehenden  Verpflich- 
tungen des  Einzelnen,  also  für  die  Erlanbniss,  etwas  zu  unter- 
lassen, was  die  allgemeine  Rechtsordnung  vorschreibt.  Dabin 

Atirh  hier  ensrer  ZasAmmenhan?-  mit  der  Gestaltiirur  d.  Zop-,  Reise-,  Fremden- 
rechts  u.  a.  v.  S.  Stein  u.  meine  (iruodlüg.  a.  *.  0.  Hobe  Passsteoera,  im  Zu- 
•MuneohMig  mit  dem  Zogreeht,  der  comaraiuileii  Sttaefliftfl  t  die  Kopfttener  d.  Staats 
bo«.  Doch  in  RossUnd.  8.  Walcker,  Sclbstrenr.  d.  Steaenres.,  S.  278  ff.  Böso- 
brasoff.  imp.  s.  1.  actus  I,  21  u.  Tab.  am  Srhluss.  Ann.  d.  tin.  russ.  par  A.  Vesse. 
Io?sky,  5.  Jahr,  PeU  187ü.  p.  ü.  (icü.-Linu.  aus  Pääbeu,  meist  d.  sogen.  Baueru- 
pft!«eo,  jetzt  2.5—2.7  Hill.  R.,  in  d.  20er  JahfttA  Ober  4  Mili.  &!  Tarif^iobeii  bei 
walckcr.  Auslandspn>s  fi  Ii.  u.  f.  je  '/^  J.  weitere  Abwcsenb.  K.,  PlacatpÄsse  der 
Bauern  f.  Vt  Ko]).,  1  J.  1  R.  45  Kop.  —  lu  Deatschlaud  Max.  f.  1  Pa&s 

«&  Aosfert  «.  StempuJgeb.  nch  Beloluget.  r.  12.  Oct.  1867  3  M.  VonchUg  eine^ 
Beichsstenpels  ? .  1  M.  £  d.  Pm,  50  Pf.  t  FmäMtun  im  Ber.  d.  Gonmin.  r.  1877. 
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bn  II.  A.  ftveh  eine  Abgabe  fttr  die  ErlangiiDg  der  Berechtigang 
HOB  kttrseren  Mttitibrdieiist  (Institatioii  der  sogen.  Einjährig- 
Freiwilligen),  femer  das  sogen.  Webrgeld  oder  die  Abgabe 
tb  die  Befreiung  yom  Militärdienst  nnd  Aehnliebes  ge- 
reehnet  werden ,  welehe  freilieb  aneb  nnr  ein  gebtfbrenartiges 
Momeut  eothält,  soweit  neralich  eine  besondere  MUhewaltnng  der 
Behörden  (in  Bezug  auf  Feststellung  der  Thatsachen  u.  8.  w.)  da- 
durch vergolten  werden  soll.^) 

3.  Gebuhren  für  eine  im  nothw endigen  allgemeinen  oder 
im  speci eilen  Interesse  eines  Einzelneu  und  auf  dessen 
Verlangen  erfolgende  Thätigkeit  einer  Verwaltungsbehörde 
ia  den  Angelegenbeiten  dieses  Einseinen,  bez.  Gebühren  fUr  die 
Isansprnebnahme  dieser  Th&tigkeit  Dabin  gehören  die  meist 
is  8tempelform  erhobenen  Abgaben  für  Eingaben  an  und 
Beseheide  yon  Öffentlichen  Behörden  in  Privatangelegenheiten. 
Bei  nissigen,  gleichen  oder  nach  ungefährer  Mnhewaltnng  abge- 
stnften  Sätzen  trifft  das  Merkmal  der  GebUbr  liier  zu.^) 

4.  Gebühren  für  Beglaubijrungs-  und  ähnliche  Thätigkeiten, 
ftr  obrigkeitliche  Beschau,  ftlr  Aufsichtsübunfr  n.  dgl.  m. 
Es  igt  der  btaat,  der  hier  durch  seine  oder  im  übertragenen  Wir- 
bogskreise  dnrcb  Communaiorgane  als  Vertreter  der  Bechtsordnung 
und  als  oberste  Autorität  diese  Funetionett  aasttben  lässt.  Das 
Merkmal  der  Gebtthr  liegt  Tor,  wenn  im  nothwendigen  allge- 
MiBSD  Interesse  eine  solche  Thätigkeit  erfolgt»  die  aber  aneh  dem 


^  VfL  Raa-Wagner.  Flu.  I.  §.  74«  ftW  We1iTg«ld.  Zmtli  T<m  Rav.  Id  der 

1  Aal  d.  Ncobcarbeit.  weggeblieben.  Die  bundcsrüthl.  ComtoiaMon  t.  1S77  aellligt 
f. Scheine  \,y^^r  d.  Befn-iuriir  Nlilitärpflichtiger  v.  d.  a'^Hv^ii  Diriistpnirhl  (Aussclilicssangs-, 
Amutoteniiigrs- .  Ersaurcsenre- ,  Seoweiirscbeinc,  von  denen  i.  D.  von  1874 — 76  zos. 
21MBS  Stack  jährl  ansgeneUt  worden)  eine  Reidüttttempelabgabc  nm  20  M.  m ; 
-•^osö  f.  BtTcchtigUdfrssrhcine  z.  freiwÜL  Dienst  20  M.  In  Bnicrn  bt  staiul  s.  it  1S28 
f.  MiÜt.ironflas?.-  o.  Krciscbeine  ciii  Stempel  v.  <•  fl..  seit  1*^68  v.  10  11.  (Krtr.  1S71 
a.  L  D.  155.000  Ü.);  in  W  artemb.  seit  1868  eine  Abgabe  v.  22  fl.  lUr  nicht  aaa- 
RMeae  Kricgrädienstpflichtige.  Mit  d.  Einftthr.  d.  Bdcbamilitirgesetze  wurde  dies 
^■^eitiet.  —  In  Fraiikioich  /alilcti  dif;  Kiiiiahriu--FroiwiUip;cn  150i)  Fr.,  wo{7<-iron  sie 
^  lAlifiiuig,  Kleidung,  Verpflegung  u.  \\  ohnuog  wie  jeder  andere  Soldat  orlialtua. 
^TT  Betr.  d.  Einzahl  15  Hill.  F^.  —  Boisp.  aef  and.  Gebieteii  sind:  Erthefloog 
Diipwationen,  z.  B.  bei  Ehehinderniasen,  bei  GewihraDg  der  renia  aetatia,  bd 
XilveDDitätscrklär.  (in  Preosscn  6  M.). 

TfL  Hau,  Fin.  I  (5.  Al.),  §.  231  sub  1  a.  2,  nebst  Beispielen  in  den  dazu 
SllSSila«  wo  aber  die  ScDrelbeii  n.  Bescheide  in  Verwaltangs-  v.  in  gerichtL 
■ItB,  die  Gebühren  u.  d.  Verlieh rssteuern  nicht  unterschieden  werden.  —  i- 
jlcle:  Preussen.  Eingaben,  (icsiifhc  n.  s.  w.  früher  5  Strr..  Bescheide,  Ausl'er- 
%^ea  0.  s.  w.  15  i>gr.  Stempel,  seit  beidi:  Stempel  aufgehoben.  Baiern 

%id»eB,  Resotatfooea  Im  AUgem.  3  Kienzer,  Oesterreich  V«  a.  Vs  ^-  Stempel, 
tlisland  Class CD  Stempel  T.  20.  40,  70  Kop.,  1  K  p.  Blatt  h  Eingaben  o.  Bo- 
i^hide  in  Fiifatsachen. 
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Einzelnen  BetroflBBnen  Vortbeile  gewährt  oder  andere  Kosten 
erspart  Der  Uebergaag  in  die  Steuer  ist  leicht  und  geschicbtliok 
nicht  nnwiflitig  gewesen  (Mtlnze).  Viele  dieser  Gebühren  haben 
nach  den  Wirkungen  der  bezüglichen  Leistungen  die  Bedeatong 
▼on  Wohlfahrtsgebtthren  (s.  §.  298  ff.,  §.  315). 

5.  Geblihren  fttr  die  Ertheilang  Ton  Ehren  und  Würden 
(Titel,  Ordens-,  Adelsverleihungstaien  u.  d^l.).*'') 

6.  Gel)Uhien  für  den  Aufenthalt  und  die  Verpflegung 
der  Sträflinge  und  Gefangenen  in  den  Strafanstalten  und 
Gefangnissen.  Natürlich  ist  die  Erhebung  Ton  den  Venndgens- 
umständen  der  Einzelnen  abhängig. 

Bei  allen  diesen  Gebühren  der  Inneren  Verwaltung  handelt  es 
sich  um  Thäligkeiteni  welche  mit  dem  Rechts-  und  Machtaweok 
sosammenhilngen.  Das  sehliesst  aber  nicht  ans,  dass  mehrare 
dieser  Tbätigfceiten  auch  Gebiete  des  GukQ^  und  Wohlfahrtesweeks 
und  speeiell  privatwhrthsehaftliehe  Interessen  der  Gebtthrenaahler 
berfihren.  Besonders  gilt  dies  von  manchen  Gebühren  der  dritten, 
vierten  und  fünften  obiger  Kategorieen.  Bei  der  Würdigung  dieser 
Gebühren  und  bei  der  Bemessung  ihrer  Höhe  ist  das  zu  beachten. 
Je  nachdem  bei  der  Classification  der  Gebühren  das  Moment  der 
Ansübung  allgemeiner,  dem  Staate  speuitisch  eignender  Verwaltung»- 
thätigkeiten  oder  das  Moment  der  Forderung  auch  individueller 
Cultnr-  und  Wirthsehaftsinteressen  mehr  betont  wurd,  wird  man 
einzehie  Gebtthren  mehr  zn  der  ersten  oder  zn  der  zweiten  Claese 
zfthlen.  Hier  ist  das  erste  Moment  Toran  gestellt  Zur  VerFell- 
stKodigung  s.  unten  §.  297  ff.,  wo  mehrere  dieser  Gebtthren  etwas 
oSher  behandelt  werden. 

n.  —  §.  291.  Gebühren  der  Rechtspflege.»^)  Anf 
diesem  Gebiete  ist  das  Gebttbrenwesen  seit  Alters  vorzugsweise 

^  Ran,  Flu.  I,  §.  233,  venrarf  diese  Abjcraben,  soweit  sie  nlelit  bloss  gcringiz 
Vergütung  f.  (L  Attsfeltig'.  sind.  —  Mitunter  nur  die  allgom.  Gebühr  f.  Ausfertigangea 
u.  dgl.  fiaiern:  Classenstcmpel ,  f.  Vorleih,  d.  (irafentitels  120,  Erheb,  in  Furstcn- 
sUnd  200  fl.  —  BedeutODg  dioiier  Abgaben  in  Kassian d«  Adelsvedeümiig  173, 
VHnteostaiideriieliiiiiff  1065  B.,  «icL  d.  OebUhrsn  f.  W  appca  v.  Kopieeik  Daan  dia 
Raogsteuer  (Tschin),  die  aber  z.  Th.  nur  eine  (unpass.)  Form  der  Besoldangs- 
Steuer  :  Tschiuffcbahr  v.  9ü  Kop.— OO»/^  R.  bei  Militär,  v.  1  R.  5  Kop.— 129V<  R.  bei 
Civil,  dazu  noch  Stempel,  bei  Civil  5—36  B.,  endlich  1  Monatsgage.  Waicker, 
8elbBtr«nr.  294.  Neuordfngs  Yeito&vt.  eingetnton.  —  Im  Prindp  sind  Qebthfea 
f.  Ehren  u.  s.  w.  wohl  zu  rcchtferti^'cn.  Anders  sind  die  Abfjalion  bei  Anstelluiig'en 
V.  Beamten  (Stempel  f.  d.  Ausfertig,  d.  Patente  u.  s.  w. ,  auch  (iL-haltsabzüge  bei  der 
1.  AnstelL  u.  bei  Verbesser.)  aufziiifasseD ,  «reiche  im  Allgem.  nicht  angem^sen  sind, 
eiBMlel  ob  der  Ertiag  efnlkcli  Iii  die  Stiitwiaw  oder  in  Peotee>,  WittvencuMB  n.  a.w. 
\muai. 

")  Vgl.  Stein,  a.  A.,  S.  279«: 
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flBigebflrg«it|  bat  aber  bis  in  die  Neuzeit  vieli'acbe  formelle  nnd 
■ilerielle  geieiiiditUehe  Wandloogen  er&bren.  MiMbrttiiehlielie 
AndabDimg  der  Qebflhren  za  onpaaseiideD  Sleneni  war  hier  von 
jaber  dfters  in  rttgeo  und  ftblt  anek  gegenwilrtig  noeh  aiobt  In 
frlhcrer  ZeH,  beeendefs  im  Mittdalter  in  eivtelBen  Lftndeni,  bsi 
die  Rechtspflege  auf  diese  Weise  fast  mehr  ileu  Character  eines 
finanzregals  als  eines  wesentlichen  Hoheitsrechts  gehabt.^*) 

Die  „Gebühren"  sind  ferner  nicht  immer  oder  nur  theilweise 
in  die  Casse  des  Gerichtsherrn,  sondern  mit  in  diejenige  der 
Biebter  und  der  Verwaltangsiieamteii  bei  dem  Gerichte 
geflossen  (iSporteln).  Diese  Personen  bezogen  in  diesen  Abgaben 
die  Qegenldstang  für  ihre  von  einzeloen  Priyaten  in  Anspraeh  ge- 
nommene nnd  dann  kraft  ibres  Amtes  anagetlbte  Fnnotion.  Die 
Ebmilime  diente  ibnen  an  Stelle  oder  snr  Ergänzung  des  Qehalts 
oder  der  Untorbaltsmittel,  welobe  sie  direct  Tom  Geriebtsberm  be- 
logen. Diese  Abgaben  waren  auch  wegen  dieses  Privatbezugs 
naneben  Missbräuchen  ausgesetzt,  wenngleich  regelmässig  nach 
Ilefkommen  oder  später  nach  Gesetz  als  feste  Taxen  normirt. 
Erst  in  der  neueren  Zeit,  wo  auch  die  Gerichte  immer  ausschliess- 
licher landes fürstliche  werden,  also  die  Patrimoniaijastiz  be- 
seitigt wird,  bürgert  sich  immer  mehr  der  Grundsatz  ein,  die  6e^ 
richtsgebttbren  aller  Art  anssebliesslieb  der  Casse  des  6e- 
rtebtaberrn  znzafubren  nnd  nor  in  etnsehien  F&Uen  den 
Mebtebeamten  noeb  einen  ideinen  Antbeil  davon  zn  belassen 
edv  neu  einsuftnmen:  eine  Entwiekelnng,  welebe  aber  noeb  niobt 
ttmO  nnd  in  den  etnzelnett  Lindem  zn  yerschiedener  Zeit  nnd 
iveh  in  yerschiedenem  Umfange  zur  Geltang  kommt,  mehriaeb 
eist  in  der  Mitte  dieses  Jahrhunderts.^^) 


^  Vgl  Vocke,  brit.  Stenern,  197  ff. 
^J*)  Vgl.  preuss.  Ges.  tlber  (ierichtskostea  rom  10.  Mai  1651,  §.  IS:  Die  aus 
lÜMriL  «der  «ach  mnr  ÜMilireiM  Anvete.  einzelner  Beamlea  auf  MLost  Terdiente  Ge- 
takren  statt  Bcsold.  findet  mit  Ausnahmt;  der  Calculatoren  nicht  ndir  Statt.  Im  Bud<;of 
t  ISTti  stehen  an  „Einnahmen,  die  als  Emolumonto  der  Beamten  z.  Vcrwend.  kommen" 
Ul  Hill.  M.  beim  Justizmio.  (rhcin.  Gerichtssprengd).  —  Nach  der  neuen  Keichs- 
Mcteordiinng  tritt  d.  Institut  d.  Gcrichtsrollzieher  ein,  £  welche  dem  Reichstag 
Ja  1  Session  1S7S  der  Entwurf  einer  GobUhrenordunns:  vorcrele^t  ist  (  Acten  d.  Session 
IW^H.  644  ff>).  —  la  Fraüitreich  sind  die  sogen.  Greiiiers  neben  dem  Gehalt 
UNabSkTM  ia  der  F«m  tob  Antheilen  an  deo  droits  de  greffe,  den  Ge- 
I  rl'rlttsgebelaiaB,  a.  A.  nam.  an  den  Ein  tragangs gebühren  (fitr  d.  Eiutragong  der 
ftecesae  ü.  s.  w.  in  die  Genrli(><rolIon')  a.  an  den  Aasfcrtigtingsprebühren  anjre- 
!  jgn:  Aatheile  fon  10  7«  an  ersteren,  30  7,  (erent  20  7,)  an  letzteren.  Dies«  An- 
I  jjb  wi»  nm  QrafBer  gleieh  einbehaltaa,  der  aber  €k>mnis  and  GandefperMmal 
I  fkjMtaa  IL  lOVo  <les  Betrags  (so  wenigitans  froher)  an  den  Staat  abführen  moai. 
■■aak^  ÜB.  Flcaakieichs  S.  201  ff.  —  Niigande  wo  war  das  Spoitelweien  zu  GansteB 
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Umfassende  Tarife  für  die  y^Gerichtskosten^'  werden 
dann  aufgestellt.'^)  Die  Einbtirgernng  des  Stern  pelwesens  seit 
Ende  des  17.  Jahrhnnderte  gab  den  Anlass,  manehe  gerichtlkshe  ; 
Tbtttigkeiten  in  der  Form  von  Stempelabgaben  befahlen  zn 
lassen,  indem  fttr  die  Eingaben  nnd  Sehriftsttteke  nnd  fttr  die  Er- 
kenntnisse der  Gebraneh  too  Stempel papier  vorgeschrieben  wird. 
Anch  an  diese  Einrichtnng  knüpfen  sich  aber  wieder  öfters  Miss- 
bräuche: Die  bezüglichen  Abgaben  wurden  aus  Gebühren  für  be- 
stimmte Mühewaltungen  zu  unpassenden  Steuern.  In  anderen 
Fällen  dag-egen,  besonders  bei  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit, 
nahmen  sie  tbeilweise  gleiclizeitig  den  Character  von  Yerkelire- 
steuern  an,  welche  an  sich  nicht  immer  unrichtig  waren.  Noch 
jetzt  ist  in  der  Praxis  der  Gebflbrencharacter  und  der  Steuer- 
eharaeter  anf  diesem  Gebiete  oft  vermengti  was  fttr  die  wissen- 
sehaftliohe  Benrtheilnng  nnd  für  die  formelle  Dantellnng  Schwierig- 
keiten macht 

In  neuerer  Zeit  sind  die  Geriehte  (hie  nnd  da  anch  besondere 

Verwaltungsbehörden),  zum  Theil  io  Ankntlpfbng  an  und  in  Fort- 
bildung von  einzelnen  älteren  Uhnlichen  Einrichtungen  der  sogen, 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  öf  ters  mit  der  Führung  öffentlicher 
Bücher  oder  Register  beauftragt  worden,  in  welche  gewisse 
Kechtsgeschäfte  und  RechtsverhältnisBe  regelmässig  eingetragen 
werden  mflssen  oder  können.  Entweder  hängt  die  Gttltigkeit  dieser 
fieobtsgeschnfte  und  Verhftltnisse  hiervon  ab  oder  gewisse  Reehta- 
vortbeile  knüpfen  sich  an  die  Eintragung  an.  Die  Einriehtmig 
dient  daher  hier  znr  Sicherong  nnd  Beglanbignng.  Sie  entsprielrt 
allgemeinen  Interessen  der  Gesammtheiti  indem  sie  Anfordemngen 
an  die  Reebtssieberbeit  nnd  an  die  formelle  Richtigkeit  der  Ge- 
schäfte u.  8.  w.  erfüllt,  und  gleichzeitig  speciellen  Interessen  der 
einzelnen  Personen,  um  deren  Rechtsverhältnisse  und  Geschäfte  es 


der  Beamten  bei  den  öffcnü.  Behörden  u.  insho«.  anch  bei  den  Gerichten  so  aos^e- 
dehnt.  so  mit  Miüäbräucheii  u.  überhoben  Sätzen  verbunden  u.  ist  8o  spät  eine  immex 
Boeli  nicht  fanz  ▼olkttDdig:«  Reform  «injreiretmi  wie  in  Es^ftsd.  Yfrl.  Uber  die  sehr 
vorwickelten  Verhältnisse  nach  dem  Stiui  ii'  um  1S05  Gneist,  eng;l.  Verw.recht,  2.  AuS, 
II,  121t»,  1224,  1353.  Vorke.  brit.  Steiiorn  S.  2Ü5  tf..  209  IT.  Meist  jetzt  Besoldungen 
lixirt,  bes.  f.  d.  Bureauperäoual  (clcro»);  Zaliiun^  derselbeo  aas  Gobutiren.  Die  Ueber> 
schfbw  der  OebOkreo  an  d.  Stamacame.  Im  J.  1876/77  sind  763,000  Pf.  Sr.  Sportafai 
vcr>chicdencr  Äemter  dem  oonaoUdlrten  Fonda  znge^eaaea.  —  S.  anch  Rn«,  Fin.  I, 
235  sub  4. 

**)  Ein  iHclit  Beispiel:  das  in  rar.  Note  erwftlinto  prenaa.  Ges.     1651 ,  das 

aber  f.  Hohcnzollem  u.  f.  den  CiWner  Gerichtasprengel  (französ.  Recht)  nicht  mit  gilt. 
Dazu  die  Novelle  v.  3.  Mai  1S53  ti.  9.  Mai  1s54.  Jetzt  der  EntwTirf  eines  Genoht»- 
icoatengesetzes  fdr  das  Deutsche  Ii  eich  ^Keichatagssessiou  lb78). 
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neh  im*  conereteii  Fall  handelt  An  diese  Ebriehtuigen  knttpft 
neh  daher  mit  Recht  ein  umfassendes  Gebtthrenwesen,  dasjenige 
der  sogen.  Register-  oder  Eintragungsgebühren.  Auch 

wenn  die  Eintragung  unabbUngig  vom  Willen  des  oder  der  Be- 
theiligteu  auf  Grund  eines  allgemeinen  gesetzlichen  Gebots  erfolgen 
muss,  verliert  die  Abgabe  den  Character  der  Gebühr  nicht,  lalls 
QOthwendige  sachliche,  nicht  finanzielle  Gesichtspuncte 
jeoes  Gebot  rechtfertigen  nnd  falls  die  Abgabe  nach  ihrer  Art 
und  Hobe  im  richrigen  Verhältniss  in  den  Kosten  der  Einrichtung 
ood  tnm  Nntzen  des  bedieiligten  Privaten  steht.  Das  System  der 
Öffentlichen  Bttcher  nnd  der  Begisterabgaben  stimmt  indessen  mit 
diesen  Yoransaetzungen  nicht  immer  ttberein.  Insoweit  sind  die 
betreifenden  Abgaben  nnr  tbeilweise  Oebfihren,  in  manchen  FMlen 
reine  Steuern  aus  der  Gattung  der  Verkehrssteuern.  (Haupt- 
fall: Das  Enregistreraent  Frankreichs).  Ob  und  wie  weit 
Me  als  solche  Steuern  zu  rechtfertigen  and  selbst  zu  verlangen 
sind,  ist  in  der  Steuerlehre  zu  erörtern. 

§.  292.  Die  Gebühren  aus  der  Rechtspflege  lassen  sich  im 
Anscbluss  an  die  .Art  der  richterlichen  Tiiiitigkeit  und  demnach 
an  die  Art  äer  Leistungen  in  Privatangelegenheiten  in  v  i  e  r  C lass en 
ontheilen:  Gebühren  der  streitigen  Ciyilgerichtsbarkeit; 
teCriminalgeriehtsbarkeit;  Vermögens-,  besonders  Geld- 
•trafen;  Oebflhren  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,' 
imbesondere  RegistergebUhren.^^) 

l)Gebtlhren  der  streitigen  Civilgerichtsbaikeit. 
Hierher  gehören  die  in  der  Kegel  vom  unterliegenden  Tbeile  oder 
nach  der  näheren  Bestimmung  des  Richters  Ton  beiden  Parteien 
in  bezahlenden  Gerichtskosten  (Sportein,  Taxen,  theil- 
weiBe  in  Stempel  form  erhobene  Abgaben).  Sie  stufen  sich 
re^hnässig  ganz  passend  nach  dem  ungefähren  Umfang,  der 
Sdüiengkeit  der  richterlichen  Thätigkeit,  daher  nach  den  Arten 

^  Ygi  Ra«,  Flu.  I  (5.  A.),  §.  234,  285.  —  Diese  Eintheaang  scUiesst  sich  an 

^  praiasiscli>deatsc1ie  System  der  Gericlibkosten  au,  ist  aber  auch  üacblich  begründet 
Dorchführong:  gestaltet  sich  natürlich  nai  h  dem  im  cin/A'lnen  Lande  {leitenden 
I^t,  b<ai.  aach  nach  dem  Proccsärecht,  mauchfach  verschieden.  Das  Detail  h»t  gross, 
hl MgtidM  verdea  nur  Einzelheiten  ans  dem  preass.  n.  ans  dem  nenen  deutschen 
'»ekiüirengcsetz  (bez.  Entwnif)  als  Beispiele  angeführt.  Ueber  die  anderen  T..1iider 
v4ie  in  d.  Note  1  dieses  Abschnitts  augegeb.  (icsetze  u.  Literatur.  Die  (ierichts- 
atm  siiid  bes.  bei  kleineren  Objocten  und  wenn  sie  sich,  wie  bei  guhchtl.  Yeiv 
■Kftn,  mit  Besitzvccbselabgabcn  u.  dgl.  m.  verbinden .  in  einzelnen  Ländern  uner* 
^pchlioch,  so  z.  B.  in  Frankreich,  s.  Note  17.  Ueber  Grossbritanniett  s.  bes. 
i^f^kc  ^Kan  alten  Angaben  ttber  Baden. 
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der  Prooesse^  nach  dem  Rang  der  Gerichte  (Instanzen),  aber  auch 
nach  dem  Werthe  des  Strdtgegenstands  ab.  Auch  im  leteteren 
Fall  Bind  diese  Abgaben  Qebtthieni  wenngleieh  sie  hier  geschieht- 
lieh  Öfters  am  eigentlichen  Stenern  durch  ihre  Hohe  ausarten.  Die 
Abstnftmg  der  G(ebflhr  nach  der  Hohe  des  Werths  des  Streitgegen- 
stands ist  zwar  gewöhnlich  nicht  der  Mühewaltung  des  Gerichts 
proportional,  wohl  aber  cinigermassen  dem  Nutzen  der  gerichtlichen 
Leistung  für  den  Proccssirenden.  Die  Degression  der  Gebühr 
(als  Quote  vom  Werth)  mit  steigendem  Werth  erscheint  nicht  un- 
bedingt geboten  (§.  324).  Von  diesen  wie  von  anderen  Gerichts- 
kosten  werden  unter  gewissen  Umständen  notorisch  Umvermögende 
befreit^')  Die  Beaahlnng  der  Geriehtskosten  durch  die  Pro- 
cessurenden  wird  anch  practisch  nothwendig,  am  der  Plx»oes8saekt 
▼orsnhengen.  Die  yolle  Deekong  der  Kosten  dieser  Gerichtsbarkeit 
dnieh  die  Gebühren  ist  aber  nicht  gebeten  nnd  nicht  emmal  un- 
bedingt erwttnscht,  weil  die  Institution  als  solche  der  gesammten 
lievülkerang  zu  Gute  kommt.  ^') 

^  Vgl.  prenss.  Gel.  r.  1851  §.  5. 

")  ßcispieL  Preassen,  Ges.  ?.  1851  n.  1854,  nebst  dazu  gehOr.  Tarif.  La 
AUgcm.  UtinessüDg  der  Gebühren  nach  d.  Kapitalwcrth  des  Objects;  bei  Gegcn- 
ütäuden,  die  keiner  Schätzung  nach  Geld  fähig,  in  der  Kegel  wie  bei  Gegenständen 
T.  400  Thir.  Werth,  bei  vichttgeren  r.  1000 — 5000,  bei  nnbedentendereii  r.  60 
lOO  Thlr.  Werth.  Dann  Unterscheidung  nach  den  einzelnen  Momenten  im  Process. 
nach  dorn  Verfahren  u.  den  Pmcessarten  ,  z.  Th.  nach  den  Instanzen.  Z.  ß.  1)  für 
zu ruckgewies.  Klagen,  Kechtsm i ttcl,  Beschwerden  u.  ä.  w.  bis  /u  100  Tliir. 
fon  je  10  Thlr.  27,  Sgr.,  aber  nicht  unter  6  Sgr.;  fooi  Mehrbeträge  bis  200  Thlr. 
von  je  10  Thlr.  l'/»  ^i". ;  vom  Mehrbeträge  von  y-  50  Thlr.  27f  Sgr.,  bis  z.  Max. 
von  4  Thlr.  —  2)  Im  Mandatsverfahrcn :  vom  Betrage  bis  incl.  20  Thlr.  vom  Thlr. 
1  Sgr.  (8V,°/o),  i-  G.  nicht  nnter  6  Sgr.;  rom  Mehrbeträge  bis  100  Thlr.  ron  j« 
10  Thlr.  5  ü'Ar.  (iVaVo);  ^om  Mehr  betr.  bis  zu  200  Thlr.  von  je  10  Thlr.  2'/,  Sgr. 
("•^ö"  ,.  vom  Mehr  betr.  bis  zu  500  Thlr.  von  je  50  Thlr.  S<:r.  vom 
Mehrbetr.  bis  zu  1000  Thlr.  von  je  100  Thlr.  10  Sgr.  (V»Vo)J  Mehrbotr.  von  je 
100  Thlr.  27,  Sgr.  "/o).  —  3)  ProceflN  mit  Aiusclinm  gewteer  beeondier  ProoeM- 
arten:  z.  B.  bei  fiei-iHÜg^.  durch  Oontamazialbcscheid,  Agnitionsresolnt, 
Vergleich,  vom  Betr.  bis  .')(!  Thlr.  incl.  von  je  1  Thlr.  17a  Sgr.  (ö"/o^-  nicht  unter 
5  Sgr.;  vom  Mehrbetr.  bis  150  Thir.  von  je  10  Thlr.  10  Sgr.  (37,%)^  vom  Mehrbetr. 
bis  500  Thlr.  von  je  50  Thlr.  1  TUr.  (2Vo):  Hebrbetr.  bis  1000  Thlr.  von  je 
100  Thlr.  1  Thlr.  U"'„  vorstehende  Sätze  für  i-ylc  Instanz.  Vom  Mehrbetr.  bis  zw 
20,000  Thlr.  in  1.  Instanz  von  je  200,  in  höherer  Instanz  von  je  500  Thlr.  1  Thlr. 
(7t,  bez.  '/aVo)«  voi"  Mehrbetr.  in  1.  Instanz  von  je  1000  Thlr.,  in  höherer  von  je 
2000  Thlr.  1  Thlr.  (7ioi  bez.  7^0  Vo''-  Mit  vielen  weiteren  Abändcrungrtn  bei  sonstigen 
processual.  Vorgängen  (<.  (Jos  v.  1s5l,  Art  7  bis  0).  —  4^1  In  Siibha^f ations"- 
processen  für  das  ganze  Verfahren  cinschliessl.  der  bei  dem  Uypotheiienbach 
zn  Tenuilanenden  Eintragungen  und  Amfertigungen ,  bis  zor  Ab&ssong  der  Adjadti* 
catorin,  diese  aus^r-  schlössen:  vom  Betr.  des  Werths  des  Grundstücks  bis  100  Thlr. 
incL  von  je  1  Thlr.  1'/,  Sgr.  (5  7„);  vom  Mehrbetr.  bis  500  Tlilr.  von  je  10  Thlr. 
77,  Sgr.  (27,7J;  vom  Mehrbetr.  bis  2000  Thlr.  von  je  50  Thlr.  15  Sgr.  (1"/«); 
rom  Mehrbetr.  bis  20,000  Thlr.  ?on  Je  100  Thlr.  10  Sgr.  (78%);  vom  Mehrbetr.  Ton 
je  100  Thlr.  5  Sgr.  Dann  für  die  Adjudir  iforia  u.  alle  auf  Hruni  d^  räf^Iben 

SU  ecUssenden  VerfOgongen,  aosschliessUch  der  lui  Kaofigelderbelegang  gehOiigoa: 
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2)  Gebtlhren  der  Criminalgerichtsbarkeit.  Im  Falle 
der  Verurtheilnng  hat  der  Verurtheilte  regelmässig  auch  Abgaben 
eines  gebührenartigen  Characters  zur  Deckuog  der  Kosten  des 
Untersuebungs Verfahrens  zu  zahlen.  Die  Höbe  dieser  Abgaben 
richtet  sich  nach  der  Art  der  Verbrechen  und  Vergehen,  der  Höhe 


Tom  Betr.  bis  200  Thlr.  von  je  1  Thlr.  1  Sgr.  (3V,7o);  vom  Mehrbetr.  bis  1000  Thlr. 
TOD  je  10  Thlr.  5  Sgr.  (IV»  7o^;  vom  Mehrbetr.  bis  20,000  Thlr.  von  je  100  Thlr. 
IV,  Thlr.  oder  IVeV«;  vom  Mehrbeträge  von  je  100  Thlr.  1  Thlr.  oder  1  7o-  —  Die 
Degreasioo  dieser  Sätze  und  dadurch  die  relative  Begünstigung  des  Grossbesitzes 
and  Grosskapitals  gegenüber  dum  Klcinbesifz  ist  erheblich.  Z.  B.  stellen  sich  bei 
Subbastationsprocessen  incl.  Adjodicatorien  die  Gebühren  nach  diesem  Tarif: 


Werth  des  Objects 

Gebtihr 

in  7o 

100  Thlr. 

5  Thlr.  — 

500  „ 

23    „     10  Sgr. 

4.67 

2,000  „ 

58    „     10  „ 

2.916 

20,000  „ 

328    „     10  „ 

1.G41G 

30,000  „ 

438    „     10  „ 

1.4611 

Dieselbe  Kegel  der  Degrcssion,  nur  mit  viel  stärkeren  Sätzen  überhaupt,  zeigt  sich 
in  Folge  der  ungeheuren  Stempel  u.  s.  w.  in  Frankreich.  Nach  einem  am tL  Bericht 
{Leroy-Beaulieu,  Fin.  I.  511)  stellten  sich  im  Jahre  1873  bei  gerichtlichen 
Verkäufen : 


Classe  nach 
Werth 

Zahl  der 
Verkäufe 

Mittlerer  Betrag 
des  Zuschlag- 
preises 

in  Fr. 
der 
Kosten 

7o  der 
Kosten  vom 
Preise 

Bis  500  Fr.    .  . 

1307 

2^56 

353 

123.29 

500—1000  Fr.  . 

1S14 

764 

388 

50.76 

1001—2000  Fr.  . 

3326 

1480 

417 

28.15 

2001—5000  Fr.  . 

6479 

3390 

477 

14.08 

5001—10,000  Fr. 

4768 

7112 

7.92 

Üeber  10,000  Fr. 

6608 

43,702 

979 

2.24 

Durchschnitt   .  . 

14,457 

609 

4.21. 

Im  Entwurf  des  deutschen  Gerichtskosten gesetzes  werden  in  bürgerlichen  Rechts- 
Krdtigkeiten  die  Gebuhren  nach  dem  Werth  des  Streitgegenstands  wie  folgt  erhoben: 
hiilO  M.  Werth  1  M.  Gebühr;  21—30  M.  W.  2.4  M.  Geb.;  61  — 120  M.  W.  5.2 M.  Geb.; 
121-200  M.  W.  9  M.  G.;  201—300  M.  W.  13  M.  G.;  301—450  M.  W.  IS  M.  G.; 
4ol-650  M.  W.  24  M.  G.;  651—900  M.  W.  30  M.  G.;  901—1200  M.  W.  «0  M.  G. 
aad  80  weiter,  8201-10,000  M.  W.  98  M.  G.;  dann  für  je  2000  M.  W.  10  M.  Gebühr 
aehx  0/t*/o)-  ^^^^  Gerichtsgebuhr  wird  erhoben  für  die  contradictorischc  münd- 
lich« Terhandlung  (Yerhandlungsgebühr) ,  für  die  Anordnung  einer  Beweisaufnahme 
3ev«isgebühr\  f.  eine  andere  Entscheidung  (Entscheidungsgebühr).  In  der  Berufungs»- 
^Attuu  erhöhen  sich  die  Gebührensätze  um  V««  in  (l<^r  Kevibionsinstauz  um  Vs- 
•ichtvermOgensrechtlichen  Ansprüchen  wird  der  Werth  des  Sueitgogenstands  zu  2000  M., 
»usnahmsweise  zu  200,  60U,  10,000  u.  50,000  M.  angenommen.  —  Statist.  Daten  über 
iie  Einnahme  bei  den  einzelnen  Arten  der  Civilprocesse  in  Preusseu  s.  in  den 
Beilagen  der  Koichstagsacten,  Sess.  v.  1878,  S.  017  ff".  Im  Geltungsbereich  der  Vcrordn. 
f.  1  JuL  1849  war  d.  Solleinnahme  f.  d.  2.  Semester  1875  7,158,802  M.  In  Baiern 
BBckli  d.  Rheins  1876  in  Civil proc.  239,467  M.  Stempcitaxcn  u.  564,551  M.  Taxen. 
ABWrdem  ein  nicht  genau  zu  beziffernder  Betrag  von  Kinnahmen  aus  Stempel- 
Papier  {a,  Marken).    In  Sachsen  Solleinn.  an  allen  Gerichtsgeb.  3.64  Mili.  M. 

'  .  wovon  nach  Massgabc  des  Dresd.  Sprcngcls  41.4  7o  bürgerl.  Rechts-' 
^-'-ui^keiten.  4.2  von  Concursen,  S.5  von  Strafsachen,  45.9  "/o  von  Geschäften  der  frei- 
»iffif^n  (ierichtsbarkeit  Würtemb.  Gerichtssporteln  v.  Civilproc.  u.  Concursproc. 
-«4,997  M.  Baden  dsgL  c.  600,000  M.  und  ca.  100,000  M.  Stempel.  Hamburg 
«Civilproc  n.  Concursen  1876  an  Gerichtsgeb.,  Sportein,  Taxen,  Stempel  u.  s.  w. 
nijm  M. 
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der  erkannten  Strafen,  aneh  mitunter  nach  der  Gattung  der  Ge- 
richte ond  nach  den  Instanzen,  ror  denen  darfiber  verhandelt 
wurde.  *  PrineipieU  ist  die  Erzielong  voller  Kostendeekong  der 
Criminalgeriehtsbarkeit  durch  die  Gebühren  statthaft,  praetisch 
aber  wegen  der  Armittb  der  meisten  Vemrtheflten  nicht  m  erreichen.**)  i 

3)  Vermflgrens-,  besonders  Geldstrafen  (einschliesslich  ' 
sogen.  Orduuugsstrafen  bei  Verstössen  gegen  gesetzliche  Vor- 
scliriften),  welche  von  Gericbteu  (mitunter  in  Folge  gesetzlicher 
Anordnung  von  anderen  Behörden,  besonders  der  Polizei)  auferlegt 
werden,  neben  oder  statt  anderer  Strafen  oder  dir e et  als 
solche,  lassen  sich  auch  unter  den  Gebtthrenbegriff  bringen,  wenn 
sich  anch  andere  Eigenthttmlichkeiten  mit  ihnen  yerbinden.^) 

§.  293.  —  4)  Gebühren  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit, besonders  Registergebtlhren. 


Beispiel  Preass.  Ges.  r.  3.  Mai  1853  (an  Stelle  der  aufgehobenen  Be- 
Stimmnngeti  das  Ges.  r.  1851  getreten):  bei  einfachen  Holzdicbstahls-  u.  diesen  gleich- 
gestellten Sar.lu  n.  vrnn  die  Strafe  in  cootamaciam  oder  auf  sofort.  Eingcständniss 
erfolge,  nach  dcui  Strafinaasse  eine  Gebühr  von  V««  Vs*  Vt«  1«  ^Vt»  ^  Tlilr.;  veoa 
die  Anscholdigiuig  bestritten  worden:  das  Doppelte  dieser  Sitze.  Im  Ges.  r.  18S1  | 
wiien  unterschieden:  die  gerichti.  Ontenoch.  vor  Kiiuclrichtern ,  mit  Gebuhren  nach  , 
dem  Strafmaaas  von  2.  .5  u.  10  Thlr.,  vor  I>r<M-Kichter-CoUegien  in  1.  Inst.  25  Thlr.. 
vor  Scliwurgerichten  nach  Strafmaass  von  5U,  100,  200  'iliJr.,  in  den  2  höhercu 
Instanzen  die  Hälfte  dieser  Sitze.  Nach  d.  Ges.  r.  1853  wird  zwischen  den  Geiicktes  i 
bei  der  Fcst.stellung  der  (n  buhren  nicht  unterschieden.  Die.  Sätze  variiren  in  12  Stnfcn 
nach  dem  Stratmaass  von  1 — 100  Thlr.  —  Nach  dem  Entwurf  d.  deutschen  Gerichts- 
kostengcäct/cä  bihlct  «lic  rechtükräftig  erkannte  Strafe  den  Maassstab  für  die  Höbe  der 
Gerichttigebiihr  aller  Instanzen.  In  1.  Instanz  variiren  die  Gebühren  in  11  Stufen 
zwischen  5  u.  300  M.  —  Preassen  IS7I  anf^ewend.  baare  Auslagen  an  Criminal* 
icosten  4.75  Miil.  M.,  an  Gerichtskosteu  vcrcionahint  b48J47  M.  inci.  der  eingebrachten 
haaren  Anslagen  (c  10  7^  der  Kosten?).  —  Baiern  ans  Stnfproc  1S76  eiagw. 
501,000  M.  und  ausserdem  Stempel.  —  In  WOrtemb.  bestehen  Speitda  in  Sttaf- 
snchen  ni.  ht.    In  Raden  187f>  j:innahmen  dafUr  e.  180,000. 

Geldstrafen,  Vermögensconbscationen  im  Altorthum  u.  Mittelalter  sehr  verbreitet 
XL  Öfters  eine  Hanpteinnahmeqiidle  d.  Forsten.  So  in  d.  AntheUen  an  d.  Bossen.  Eifer 
Zusammenhanir  mit  dem  älteren  Strafrecht  u.  seinem  Ersatz,  v.  Leibes-  u.  Lebensstrafen 
durch  Vcmit);?L'iisstn\fen,  Bussen.  S.  o.  Note  14.  Abschn.  1 ,  In  der  Gegenwart  wieder  in  der 
Pra.xis  in  grosserer  Ausdehnung  begrillen,  in  Ycrbindong  mit  nencn  Poiizeigesetzea, 
Finanzgesetzen  (Steuerwcsra),  aber  auch  mit  dem  allfem.  Strafrecht  Q.  der  Zulassung,  I 
Kreiheits-  in  (Jt'Idstraf'Mi  zu  verwandeln  oder  auf  er^tere  nur  im  Unverraög'cnsfalle  za 
erkennen.  Die  zahlreichen  EinielflUe  im  Straijgesel^buch  und  in  Verwaltunj:»ges^ea 
kOnn«!  hier  nicht  einmal  berahrt  weiden.  —  Die  Gesaamtelim^nie  ans  Struen  (onter 
den  „verschiedenen  Einnahmen'*  der  Etats,  auch  wohl  im  Jnstlzetat  speciell  aufgeführt) 
z.  B.  in  Frankreich  A.  \b'7  f  S.l  Mill.  Fr.,  in  Preusscn  i.  Justizet  \.  ls77  78 
l.b75  Mill.  M.  —  Die  Einnahmen  aus  Geld-  oder  Vermögeosstrafen  werden  von  den 
Bystematiltem  Tenehieden  ani^fasst  und  danach  rangirt.  Ran,  Fin.  I,  §.  SS7  er  l 
wiihnt  die  Geldstrafen  }>ei  den  Gebtthren,  frleich  nach  d.  Erbschafts. .gt  bühr".  Ebenso 
Hock  bei  (I.  Gebühren.  Abg'.,  S.  2.')0.  Stein  re<hrn't  die  (ieUlstrafen  u.  Russen  zu 
seiner  Kategorie  der  „Gefälle"  S.  22^.  Laspcyres,  Art.  Staatswirthschaft  in 
RIuntschli*s  StaatsirOrlerl».  X,  104.  stellt  die  Strafen  den  Steuern  gegenüber  als  die 
beiden  Arten  der  zwanirsweisr«  erhobenen  Einnahmen  des  Staats.  Die  nahe  Vcrbiriflrng 
der  Strafen  mit  der  Kecht5j)llege  rochifertigt  wohl  die  EiureUion^  hier  an  dieser  Stelle. 
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Die  geschichtlich  und  noch  nach  dem  gegenwärtigen  Recht 
der  meisteii  Staaten  enge  Yerbindang  dieser  Gebühren  mit  Ver- 
kehrssteaem  erschwert  die  Darstellung  and  Beortheilimg  auch  in 
dv  Theorie  sehr.  Dia  Merkmal  der  Oebflhr  liegt  vor  —  unter 
derallgemeiaeB,  hier  beeonders  wichtigen  Vorauaeetiuiig  mftasiger, 
dar  II Shewaltnng  des  Gerichte  und  dem  unterlaufenden  Interesse 
dei  Privaten  entspreehender  Hohe  — ,  wenn  die  Thätigkeit  des 
Gerichts  ganz  freiwillig  beansprucht  wird  oder  wenn  es  sich 
am  Privatrechtbvcrhältnisse  handelt,  deren  amtliche 
Cognition  und  formale  Regelung  im  Interesse  der 
Sache,  d.  h.  wegen  der  Sicherheit  und  Ordnung  der  bezüg- 
licheo  Verhältnisse  vorgeschrieben  ist.  Hier  liängt  nun  sehr  Vieles 
Tom  Formalismus  des  geltenden Bechts  ab.  Die  einzelnen 
Priratrechtsaysteme»  a.  B.  in  der  Gegenwart  das  gemeuoe  (rOmisehe) 
fieek|  die  Tersehiedanen  eodificurten  BechtCi  das  tfsterrdehisehey 
pisusBischey  iranaOsisohe  vertreten  hier  huisiohtlieh  der  formellen 
AafMerungea  für  gewisse  ReehtsverhSltnisse  und  Beehtsgeschftfle 
Tosehiedene  Gmndstttze,  z.  B.  in  Bezug  auf  Sohffftliebkeit  oder 
Mflndlichkeit  der  VeitragsschlieBsuug ,  Eintragung  der  Verträge  in 
öffentliche  Bücher,  amtliche  Authenticirung  bestimmter  einzelner 
Thatsachen  im  sachlichen  Interesse,  Uebertragungsform  des 
Eigenthnms,  besonders  des  Grundeigenthums,  Form  der  hypotheka- 
riMÖea  Belastnng  des  letzteren,  Verwaltung  des  MUndelguts,  Ge- 
staltung des  ehelichen  Güterrechts,  des  Erbrechts,  Begelung  des 
MdssswesenSy  u.  s.  w.*^)  Je  nach  der  Terschiedenen  Behaadhing 
aller  dieser  VerhSltnisse  im  formellen  Recht  ist  eine  Mitwirkung 
f«  CMebtabehOrden  bald  geboten,  bald  frei  gestellty  bald,  wenn 
de  hn  ersteren  Fall  unterbleibt,  mit  Rechtsnaehtbeilen,  bald,  wenn 
de  im  letzteren  Fall  eriblgt,  mit  RechtSYortbeilen  yerbnnden,  z.  B. 
bei  den  Registrirungen  der  Verträge  im  französischen  Recht  he- 
Infii  Authenticirung  des  Datums,^^)  und,  bald  im  grösseren,  bald  im 


Selir  lehrreich  ist  in  dieser  Beziehang  der  Bericht  d.  bundesräthl.  Commission 
Tcin  1S77.  Vgl.  L.  B.  die  Darlegung  der  Verschiedenheiten  im  Recht  S.  12  dieses 
Beödits  \,aQch  bei  r.  Scheel,  Jahrb.  d.  D.  Beichs  187b,  S.  71),  woraus  sich  die 
ÜSfailjhiHin  der  geadnsamen  GeMtzgebimg  Ober  Urinmdoimempel  üb  Seidi  cigttbeii. 

^  Otd«  ciril  Art  1328.  Rechtsurkonden  erhalten  hier  Dritten  gegenüber  dnrcli 
IlBenQQg  derselben  in  gewissen  öHentl.  Büchern  ein  sicheres  Datum.  Duinit  ver- 
nch  ein  Eioregiatrirttu^wang  mit  civilrechtlicheu  und  Stra£nachtheüeu  für 
fhlfeMBdaMong:  wwntÜch  da«  Missregel  fiscilisdier  Politik,  in  Anknapftuie  an 

OfürechL  &  de»  hmidwxttliL  ConuniMioMbei.  t.  1877,  SL  41;  t.  Hock,  Ufond. 
4||,  $.  248. 
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geringeren  Umfange,  üblich,  bald  auch  nicht  üblich.  Statt  der  Ge- 
richte selbst  können  mehrfach  anch  Notare  und  ähnliche  Personen 
mitwirken.  Das  GebtthrenBystem  der  freiwiliigen  Geriohtabmrkeit 
nod  speeieU  das  BegisteigebllbreiiByBteiii  Iftiet  sich  daher  genauer 
nur  in  Verbindung  mit  dem  PriTalreehtesyetem  des 
Landes  beortfaeilen  nnd  darstellen.  Hier  moss  es  genügen,  ftr 
nnsere  gegenwftrtigen  Gnltorstaaten  gewisse  gemeinsame 
P rivatrechtsver hältnisse  hervorzuheben,  bei  welchen  nach 
der  wenigstens  im  Ganzen  gemeinsamen  Rechtsanschauung  und 
nach  dem  zweckmässigen  Formalismus  des  heutigen  Rechts 
eine  gerichtliche  Mitwirkung,  bez.  Eintragung  in  öffent- 
liche Bücher  nothwendig  oder  wenigstens  sehr  passend 
erscheint  nnd  immer  allgemeiner  üblich  wird.^  Dies  ist 

a)  im  Allgemeinen  da  der  Fall,  wo  rieh  an  die  gehörige 
formale  Ordnung  nnd  Sicheriieit  eines  Privatreehts?ef)iSltitees 
ein  grosseres  allgemeines  Interesse  anschUesst,  welehes  erhetsebt, 
dass  die  betheiligten  Privaten  in  ihren  Rechten  möglichst  gesichert 
seien,  dass  aber  anch  über  den  genauen  Umfang  und  Inhalt  der 
Rechte  möglichst  jeder  Zweii'el  von  vornherein  aasgeschlossen 
seij  und 

b)  im  Resonderen  sind 

a)  öffentliche  Bücher  (Register)  zu  führen  für  das 
Grnndeigenthum  und  für  alle  darin  vorgehenden  Eigen thnms* 
Wechsel  (Grandstücke,  Gebäude, —  Grundbücher );  flttr  die  Oon* 
stitnirnng  dinglicher  Rechte,  wie  Reallasten,  Servi- 
taten  n.  s.  w.  am  Onmdeigenthnm  nnd  für  die  Verpfftndnng 
desselben  (Hypotheeirnng,  Hypothekenbttcher).'') 

^  YgL  Kau,  Fin.  I,  §.  234—237,  der  den  SteaerchtiMlef  der  meiiteii  sogen. 

Eintrags-  oder  Kegisterf^ebuhren  wohl  <>rkennt,  aber,  da  er  nur  vom  Standponcte  der 
Gebühr  aas  urtboilt,  diese  Abgabe  za  allgemeia  verwirft  Die  sachliclie  Würdi- 
gung, wie  tie  im  Tnk  f«atieht  viid  (s.  B.  In  Betr.  iw  Grandbaeher)  fddt  Bau* 
Umgekehrt  von  Raa  Stein,  der  von  seinem  an  sich  richtigereu  Standpuncte  ansdoeb 
die  Abgabe  zu  weit  billigt,  üober  die  UnerträgUchkeit  des  Knregistreraent  in  seiner 
heutigen  Einrichtung  tt.  Uöhü  in  Frankreicli  s.  Lerov-Beaulieu,  Fin.  I,  dl.  9. — 
Kiheres  erst  splter  in  der  Steneriehie,  bei  den  Yeikelinsteaen.  Da  in  der  Praiii 
nach  der  Art  und  Hohe  der  betrefl*.  Abgaben  die  letzteren  überwiegend  Stenern, 
wenn  auch  etwa  mit  gebtihreuartigen  Elementen  verbunden,  sind,  so  gehört  ihre 
genauere  DarSteUuug  u.  Beurtheilung  auch  erst  iu  die  Steuerlehre.  Im  Folgenden  nui 
änige  Reispiele  foin  Abgaben  reinen  oder  Uberwiegenden  Gebtthrencbaracters. 

Die  Eintrafftiri^en  in  die  Grund-  und  Hypotheken  bucher  ge!?chchen  auch  in 
Deutschland  regelmus^iig  gegen  Gebühren«  Z.  B.  Preassen  üypothekensacJien 
(0e8.T.  1651):  f.  d.  Berichtigung  dei  Besitztitels,  dessen  Eintragung  mid 
alle  dabei  vorkommenden  Xebengeschlfte  rem  Betrage  bis  ZQ  200  Thir.  von  je  25  Thlr.: 
lü  Sgr.  llVs%):  vom  Mehrbetrage  bis  zu  lOüO  Thlr.  von  je  100  Thlr.:  10  Sgr. 
(V8%>i  ^oöi  Mehrbctr.  von  je  dÜO  Thir.:  15  Sgr.  tVi»*/»);       jede  definiti?e 
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Ferner  Register  für  die  Stellung  unter  besondere  Rechts- 
systeme,  wie  unter  das  Handelsrecht  (Handel sregister)^ 
anter  das  Genossenschaftsrecht  (Genossenschaftsregister) 
0.  dgl.  m.;  für  die  Erwerbung  der  Rechte  eines  einzelnen  be- 
sonderen Rechtsinstituts,  wie  das  Urheberrecht  und 
seiner  drei  Kategorieen,  des  literarischen  Autorrechts,  des  Patent- 
rechts, des  Musterschutzrechts  (Register  dafür)  u.  s.  w.  Auch  ftir 
die  obligatorischen  Eintragungen  in  diese  Register  sind  Ge 
bahren  gerechtfertigt,  ebenso  Atr  die  amtlichen  AuszUge  ans 
den  Registern.**)  Und  zwar  theils  feste  Gebtlhren,  welche  wesent- 


Dintragang  und  alle  dabei  ForkommeDden  Nebengeschäflte  bis  zu  200  und  resp. 
1000  Thlr.  Werthbetrag  '/^  der  ebengeaannten  Sätze  (also  1  •/„  u.  Vi  VJ  '•  ^om  Mehr- 
beträge über  lOUO  Thlr.  derselbe  Satz  vric  vorhin.  Für  jede  Löschung,  einschliessl. 
der  Hetradition  des  Docnments  und  aller  dabei  sonst  vorkommenden  Nobengcscbäfte, 
«üe  Hälfte  der  Sätze  f.  d.  Eintragung.  Jetzt  g^t  die  prouss.  Gruodbucbordnung 
V.  5.  Mai  1872  mit  ihrem  geaetzl.  Tarif.  Proben  des  letzteren:  nach  8-  I  dess.  für 
die  Entgegennahme  der  Auflassungscrklärung  u.  für  die  auf  Grand  derselben 
bewirkte  Eintrag,  des  E  igen  t  hü  mors  u.  s.  v.  u.  s.  v.:  vom  Betr.  bis  2UU  Thlr. 
Toa  jo  25  Thlr.:  7V,  Sgr.  (1  "/o)»  vom  Mchr)>etr.  bis  1000  Thlr.  von  je  100  Thlr.: 
r/,  Sgr.  (Vi^^;  rom  MehrbetT.  von  je  500  Thlr.:  1%  Sgr.  (V«o7o):  »ach  §.  2  des 
Tari£s  f.  jede  e  n  d  g  i  1 1  i  g  e  Eintragung  in  d.  2.  od.  3.  Abtheil.  u.  s.  v.  fur  die 
ebengeaannten  3  Stufen  bez.  4,  5  und  7 '/«Sgr.  oder  *  ,5,  Ve  '^"^  V«o"/o-  ~"  Ueber 
Frankreich  9.  Hock,  Fin.  Frankreichs,  S.  204  ff.  Die  grundlegenden  älteren  Gesetze 
t  Grundbücher  u.  f.  die  Gebilhren  bei  Eintragungen  sind  d.  Ges.  v.  21.  vent^ae  VII 
u.  r.  21.  Sept.  IS  10.  Der  Grundbuch  fuhrer  bezieht  für  sich  fixe  Gebuhren,  Antheile 
tn  den  Gebühren  des  Staats  u.  Taxen  f.  Nachsuchungen  in  den  Büchern.  Die  normale 
Staitsgebühr  ist  1  Promille  f.  d.  Eintragung  v.  Forderungen  u.  fur  d.  lOjähr.  Erneue- 
ning  derselben ,  dazu  neuerdings  Zuschläge  (meist  20  %).  Ein  gleichmässiger  Pro- 
poitionalaatz ,  statt  des  degressiven  in  Proussen,  niihcrt  die  .Vbgabe  zwar  etwas  mehr 
<ier  Steuer^  rertheilt  aber  die  Kosten  des  Grundbuchwesens  doch  wohl  gerechter  mit 
»Qf  die  Schultern  der  reicheren  Glasscn.  —  Bei  den  Verpfandungen  beweglicher 
Sachen,  femer  bei  Micth-  und  Pachtverträgen  ist  die  Eintragung  in  öffentliche, 
Bacher  im  Ailgemeineu  jedenfalls  nicht  sachlich  geboten.  Daher  nehmen  Abgaben 
<laÄr  viel  mehr  den  Character  der  reinen  Steuer  an.  (Französ.  Enregistrement ;  Stempel 
»OB  solchen  Verträgen,  z.  B.  von  Lombarddarlehen).  D.tsscllie  gilt  von  ähnlichen  Ein- 
engungen von  and  Abgaben  für  andere  Verträge.  Den  (jrundbiichem  ähnlich  sind 
•iif«fen  die  Schiffsregister  (D.  Haud.gcs.b.  Art  \:ri  II.). 

**)  Beispiele  solcher  Registergebühren  in  Dout 31  bland.  Die  erstmal.  Ein- 
ttifttnjfen  eines  Waarenzeichens  sind  nach  d.  lieirhdgos.  v.  30.  Nov.  1S74  mit 
einer  Gebühr  v.  hi)  M.  f.  d,  Landescasse  belegt.  Die  Bundesraths-Coramiss.  v.  1877 
s<Alng  ausserdem  einen  Reichsstempel  v.  fo  M.  dafür  vor.  Fur  gewisse  Eintragungen 
Ober  das  Urheberrecht  an  Schriftwerken  hat  der  Stadtrath  in  Leipzig  eine 
Rolle  zu  führen  (Roichsges.  v.  11.  Juni  1S70).  Fur  jede  Eintragung,  Eintragsschein 
»d  Auszug  bezieht  er  eine  Gebühr  von  Sgr.  Aehnl.  nach  (ics.  v.  y.  Jan.  187R 
Iber d.  Urheberrecht  an  Werken  der  bildenden  Kunst.  Die  gen.  Commission 
*ü»lift  f.  jede  Eintrag,  in  d.  Leipziger  Rolle  eine  Rcichsgebühr  v.  50  M.  vor.  Einen 
'iebtihrcntarif  (mit  Sätzen,  die  von  1  auf  2  u,  3  >T.  steigend  f,  d.  Eintragungen  u.  s.  w. 
ta  dem  von  den  Gerichion  zu  führenden  Musterregister  hat  das  Reichsges.  vom 
n,  Jan.  1876,  betr.  das  Urheberrecht  an  Mustern  und  Modellen.  Jene  Commission 
bttUitragt  weitere  Reichs  gebühren  v.  2  u.  5  M.  Die  Eintrai^nu^^en  in  d.  Genossen- 
Schafts  regist  er  (nach  Reichsges.  v.  4.  Juli  1S08  kostenfrei)  sollen  nach  gleichem 
Vorschlage  mit  Gebühren  f.  d.  Reich,  v.  5  u.  1  M.,  diojen.  in  d.  Handelsregister 
''•jL  mit  Reichsgeb.  von  10  (Actien-  u.  Commandit-Actienges.)  u.  .5  M.  (andere  Finnen). 
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lieh  als  ein  Beitrag  rar  Kostettdecknng  der  EinrichtiuigeiL 
sefaefaieii;  theUa  Gebühren ,  weftehe  sieh  naeh  dem  Werthbetrsg 
riehten,  so  bei  Weeheel  dea  GmnddlgeiitfaiUDay  VeripftiMfauig  den* 
selben,  anderweiter  dingHeher  Bdaatnng.  Eine  dem  Werthbelrag 
proportionale  (Quoten-)  Oebllhr  reehtfertigt  ekh  tereb  die 
Rücksicht  auf  den  Nutzen  des  Privaten  und  auch  durch  die  bessere 
Vertheilung  der  Kosten  auf  die  an  der  Einrichtung  Interessirten 
(§.  324).  Freilich  geht  gerade  hier  die  Gebtihr  leicht  in  eine  — 
oft  indessen  ganz  passende  —  Verkehrssteuer  über,  welche  z.B. 
bei  Progresaivsätzen  der  Abgabe  vorliegen  wtirde. 

ß)  Femer  sind  im  Besonderen  Gebühren  gerechtfertigt 
bei  der  nothwendigen  Mitwirkong  der  Gerichte  inNachlaaa- 
regalirnngen;  in  VormaBdsehaftssachen;  bei  der  ge- 
richtlichen Eröffnung,  erentaell  anoh  Aufbewahrung  (kaum 
unbedingt  bei  der  Errichtung)  von  Testamenten;  bei  der 
Mortificirung  von  Schnldurkunden ,  insbesondere  von  (aitf 
Namen  oder  auf  Inhaber  lautenden)  Actien  und  Obligationen  u.s.  w.^*^) 

In  diesen  und  in  ähnlichen  Fällen  finden  sich  auch  gewöhnlich 
Gebuhren  in  der  Praxis,  oft  nach  der  Höhe  der  Sätze  und  nach 
der  Art  der  Berechnung  auch  Ubergehend  in  oder  verbunden  mit 
Yerkehrssteuern.  In  zahlreichen  anderen  FflUen,  z.  B.  bei  Stempel- 
und  ähnlichen  Abgaben  fUr  Urkunden,  namentlich  Schnldurkunden 


andere  auf  Antrag  erfolgende  Eintragungen  mit  1  M.  belegt  werden;  Auszüge  an» 
der  Leipz.  Kolle,  den  Handels-,  Genosscnschafts-,  Musterrcgütem  mU  je  1  K.:  lauter 

Abgabcu  von  wenigstens  theilweiscr  Gebolireuuatur. 

*)  Die  Regelung  der  betr.  Gebtlhren  richtet  sich  natOxlich  wieder  nel&cli  nek 
dem  ForniaUimiis  des  geltenden  Rechts.  —  Beispiel:  prenss.  Ges.  r.  1851,  bez.  1854. 

Nachlassregulirungen  (g.  'M  d.  <ies.  v.  1851  u.  Art.  18  d.  n.s.  v.  1*554,  —  ohne 
£rbth  eilung) :  v.  Vemögen  bin  lUU  Thlr.  ?.  jedem  Thlr.  l'/t  ('>7o)«  'ücht  oater 
15  S^r.  ;  r.  M^ibetr.  Ms  200  Thlr.  m  Je  10  Tblr.  10  Sgr.  (SVsVo^:  v.  Mehfbetr. 
bis  1000  Thlr.  von  je  50  Thlr.  20  Sgr.  (iVi  %);  ^-  Mchrbelr.  bis  5000  Thlr.  von  je 
100  Tblr.  20  Sirr.  (»'a"/oV,  v.  Mehrbetr.  von  je  500  Thlr.  20  Sgr.  (*/,  ./",/.  Bei  gerichtl. 
Krbtheilung  diese  Satze  um  die  Hälfte  erhöht.  —  FUr  d.  Vormuu  dschaftbiresen 
gilt  jetzt  im  Allg.  d.  preatt.  Gee.  t.  21.  Joli  1875,  betr.  Kosten,  Stempel  a.  Gebokiw 
in  Vormundschaftssachen  (Novelle  z.  Ges.  v.  1851).  Danach  z.  B.  .,bci  den  z.  Wahr- 
nehmung einzelner  Geschäfte  eingeleiteten  Pflegschaften  und  iui  FaUe  der  Bestellung 
eines  Gegenronnunds  neben  d.  gesetzl.  Vormund'*  immer  Vi  von  je  50  M.  bis  za 
:i00  M.  (1  7o),  V.  je  150  M.'v.  Mehrbetr.  bis  zu  600  M.  (Vd"'ü)'  v-  J«  30ü  M.  vom 
Mehrbetr.  bis  zu  1500  M.  ('';°/.,\  v.  je  500  M.  v.  Mehrbetr.  bis  zu  3000  M.  V',//«). 
V.  je  1000  >L  V.  Mehrbetr.  bis  zu  15.000  M.  (VtoV«)'*  <^  je  S  M.  vom  Mebrbeti; 
Ms  ZQ  80,000  Md  bis  n  00,000  IL  nid  6  M.  rom  Melubetnge.  Andens  Sitie  bd 
and.  Pfleg-  u.  Vonnandschaften.  Au«9MPdem  v.  d.  Revenuen  desj.  Vermögens,  über 
dessen  Verwaltung  dem  Gericht  Rechnung  gelegt  werden  muss:  20  Pf.  von  je  20  M, 
(1  bis  zu  300  M.,  von  je  3ü  M.  des  Mehrbetr.  bis  n  60U  M.  (Vs7*)«  ^- j<^  ^ 
des  Mehrbetr.  bis  sa  15U0  M.  C/aV«)  lud  fon  je  120  U.  des  Ifohrbetoags  (V«%>> 
Uebendl  bedeatsBd  geriiifei«  Sitte  das  gitlssenn  VeiaOfaiii. 
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Iberktapt,  flir  Weobse^  Aetien,  andere  Iiibaberpa]Mro,  ftrLombtfd- 
üMßa,  ftr  kaofbiiiiiusehe  Blleher,  (9r  QnittBagen  n.  dgl.  ul 
Ikgi  dagegen  keine  gebüliraiartige  Abgabe,  Bondern  eine  reine 

Stener  vor.  Auch  wo  Urkunden,  deren  AasRtellnng  ohne  Mit- 
wirkung der  Gerichte  sachlich  betrachtet  recht  wohl  zulässig  ist 
nnd  nach  dem  geltenden  Recht  auch  zugelassen  wird,  nicht  an  sich 
«teuer-,  bez.  stempelpflichtig  sind,  kann  die  Bestimmung  bestehen, 
dass  die  Urkunde  beiProducirung  vor  Gericht,  also  nament- 
lich als  Beweismittel,  eventuell  nachträglich  zu  stempeln  ist.  Eine 
Abgabe  dieeer  Art  ftllt  dann  unter  die  Kategorie  der  Geriehiskosten 
od  jnsofeni  unter  die  Gebtthren,  YoransgesebEt,  dasB  ihre  Höhe 
nd  Benraaraogsart  ihr  oieht  doeh  «aeh  so  den  Charaeter  der 
Steuer  wenigsleiiB  iheHweifle  verleihi**) 

§.  294.  DieEfttnahme  am  der  Gesamintheit  der  Creblihren 
der  Rechtspflege  ist  begrenzt  durch  die  Hohe  der  bezüglichen 
Staatsani^gaben ,  also  besonders  des  Justizwesens.  Geht  sie 
darüber  hinaus,  so  nehmen  die  Gerichtsgebtihren  insoweit  den 
Steuercharacter  an.  nichtiger  bleibt  jene  Einnahme  wegen  der 
allgemeinen  Bedeutung  des  Gerichtswesens  hinter  den  Rosten 
des  letzteren  zurück.  Bei  der  Regelung  der  verschiedenen  Gattungen 
ond  der  einzeloen  Sätze  der  Geriebtsgebtthren  wird  Manches  mit 
ftteksieht  anf  das  Ziel,  einen  gewinen  Geeammtbetrag  der  Einnahme 
BS  eilangen,  einznriehten  sein:  m.  a.  W.  die  einzelne  Gebühr 
Iii  ein  Glied  in  einem  System  nnd  mnss  daher  ndtnnter  etwas 
saders  normirt  werden,  als  wenn  sie  r^  für  sieh  allein  tu  regeln 
wäre  (§.  319).  Eine  finanzstatistische  Vergleichnng  zwischen  den 
Kosten  der  Gerichte  und  den  Einnahmen  aus  den  Gebühren  der 
Rechtspflege  ist  nicht  einmal  annähernd  genau  durchzuführen, 
Wfil  sich  jene  Kosten  nicht  sicher  auf  die  bestimmten  Leistungen 
der  Grerichte,  an  welche  sich  Gebühren  knüpfen,  zurückführen 
Isisen  nnd  weil  die  Gerichtsabgaben  der  Praiis  mit  Verkehrsstenem 
«A  in  Stempelform  erhobenen  reinen  Stenern  vieifaeh  gans  nn- 


Eine  Reihe  von  Verwalhinfrs-  u.  gerichtlichen  Fonctionen  ist  bei  den  Con- 
BBlAten  vereinigt.  Für  die  manchfachen  Thätigkeiten  der  letzteren,  welche  eine 
PNM  Aiuahi  der  einzelnen  oben  aofigefuhrten  Thätigkeiten  der  „Inneren  Verwaltang" 
•i  der  „BecbtipSflge'*  betreßen,  bestehen  mitanter  allgemeine  GebQbrentarife. 
So  ftür  das  Deutsche  Koich  j'tzt  der  dem  Gcs  v.  1.  Juli  1872  angehängte  Tarif, 
it  einzelnen  Fiileo,  vo  dieser  Tarif  keine  Beätimmang  hat,  for  die  mit  (iericbt»barkoit 
WfutwMi  Cmsh  d.  p reust.  Tarif  r.  24.  Oct  ISSS.  ^  Stein  8.  277  (ait  etwit 
#VMpiir  qw^finilioi  dpi  Msbnogebiflle). 
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onimeheidiMur  verlmdMi  lind.*^  Ueber  die  »Ugemeiiiaii  Regdn 
ftr  die  Hohe  der  GeriehtogeMlmB  s.     §.  317  —  819. 


3.  Abschnitt 
Dtti  System  der  MibfSii.  Fortsetzmig:. 

8.  Die  Caltar-  und  Wohlfahrts-,  baionders  die  Gebühren  der 
Tolkiwirthseheftliehen  Yerweltong.^) 

§.  295.  DieCultur-  und  Wohlfahrtsgebühren  kommen 
auf  den  Gebieten  der  Innern  Verwaltung,  der  Verwaltung  des 
Unterrichts-  und  Bildungswesens  und  der  (materiell-) 
volkswirtbschaitlichen  Verwaltung  (i.  e.  S.)  vor  and 
gliedern  sich  hier  wieder  naeh  den  einxelnen  Abtheilnngen  der 
Thfttigkeit  anf  diesen  Gebieten  sowie  naeh  der  Art  der  Leistung. 
Manehe  dieser  Gebühren^  wekhe  hier  noch  etwas  genaner  spooi*- 
lisirt  werden,  geboren  hierher  nnri  weil  sie  Tomemlieh  aaoh 
individnelle  Cidtnr-  und  Wirtfasehaftsinteressen  fOrdem,  in 
anderer  Hinsicht  gehören  sie  zu  den  oben  schon  behandelten  Kecbts- 
gebtibren  (§.  290j.   Einige  sind  auch  zu  den  Kegistergebühren  zu 


Bau,  Pin.  I,  §.  234,  mit  «iaina  Üteren,  aber  ans  den  angegebenen  GitiidaB 
zum  Vergleich  anzareicbenden  ätatist.  Daten  Qbei  Einnahme  n.  Kosten  der  Justiz.  — 
Oeber  die  letzteren  s.  Rau-Wagner,  Fin.  I,  §.  69  ü.  Wagner,  Fin.  I,  §.  103.  — 
Einzelne  interess.  Daten  in  d.  Statist  Tabellen  «les  Berichts  der  Stempelsteaercommiss. 
für  1877.  So  7..  B.  in  Baiern  rechts  des  Kheins  Stempel  u.  Taxen,  die  über- 
wicKcnd  Stenern,  in  einzelnen  Titeln  aber  zagleich  Gebuhren  f.  obrigkeitl.  Functionen 
•lad,  in  1876:  d.  itreitigen  Baohtapflege  IJO,  in  der  Biobtttreitiffen  9.4S,  ia  dar 
Verwalt  l.IS,  zus.  11.87  Mill.  M.,  neben  „Erlös  f.  verkaufte  Stempeunaterialien**  tob 
1.45  M.  M.  In  d.  baier.  Pfalz:  Stempelgebührcn  0.259,  EinregistrirangsgebOhren 
1^1  AI.  Mm  In8cript.geb.  f.  Uypotii.auitef  18,C51  M.,  Genchträdireibcreigeb.  32,795  IdL, 
woron  9S66  M.  als  Antheile  d«r  Geridilaiobralber  •bgehen..  Der  Et.  des  baiar.  Jwlis- 
HÜnisterii  (ohne  Strafanstalten)  war  1877  10*18  Mill.  M.  —  In  Wurtembergr  war 
der  Ertrag  der  „Sportein"  1876:  1.081  M.  M.,  wovon  auf  solche,  welche  theils  als 
Steuer,  Ümls  ah  Gebuhr  anzusetzen  (f.  Jagdkarten,  Tanzcrlanbniss,  Verkauf^gcnchmi- 
gung  u.  s>,  w.)  90,391,  f.  reine  Gebuhren  der  Kest,  neml.  Geriiiitssporteln  212,060, 
Sp.  in  Ehesachen  18,295,  Notariatssp.  607,000,  VerwaJt.sp.  148,000  M.  Et.  d.  Justiz- 
den.  1877/78  3.44  M.  M.  —  Baden.  Ertrag  1876  an  Gerichtssportdn  064,000.  Ver» 
viJtiingssportehi  422,000,  Geb.  f.  d.  BachtspoHwirenralt  1,592,000  M.,  ms.  2,678,000  M. 
Kosten  der  Gerichte  (ausä.  d.  Minist,  selbst)  im  Et  r.  1877  3.35  M.  M.  In  Wurtem- 
berg  wie  in  Baden  daneben  noch  „Liegenschafisaccise"  ((Jnindbesitzwechsclsteiier). 
Erbsch.-  u.  SchenJc-Steuer.  —  Weitere  Daten  in  d.  Beilagen  z.  Entwurf  d.  Deutschen 
OcfiohlaliOBleiigMeliflS  1878.  S,  obea  Note  II  n.  AoMMobs  das  BalaiHtaga,  HaniioB 
1878,  S.  636  ff. 

Eine  knrze  Uebersicht  gab  Rau-Wagner,  Fin.  I,  §.  100,  in  .1  '2.  Aufl.  d. 
KeabearbeiL  fortgefallen.  £aa,  Fin.  I  (5.  A.j,  §.  230,  298—246  in  d.  Gcbuhrenlehre. 
ve  m  Einiabiaa  anrlhiit  vird,  atwas  aiBgeaaiKler  nur  daa  BouungM,  Dann  im 
Abechn.  v.  d.  Bcgalien  Abar Münze,  Post.  S.  sonst  bes.  Stein,  Fio.  8.  A^ &  S84  fll 
Q.  d.  AbBchn.  7.  d.  Begatten,  q.  v.  Hock,  UApfenbacb  o.  Ffaiffer  a.  a.  0. 
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noiuMB  oder  stehen  mit  dieeen  In  aiherer  VerbindiiDgi  wie  s.  B. 
die  PatenlgebllhreD.  Ob  mid  wdclie  Gebllliieii  neb  ea  die  eiaieliieii 

bttflglichen  Etnriebtimgeii  des  Steele  und  der  Oemeinde,  öfters 
loeb  der  übrigen  Selbstverwaltungskörper  knüpfen  sollen,  ist  nach 
den  sachlichen  Verhältnissen  dieser  Einrichtangen  zu  beurtheilen, 
worauf  hier  nach  dem  früher  Bemerkten  nicht  näher  eingegangen 
wird  f§.  277,  285).  Die  folgende  Uebersicht  hat  daher  theilweise 
ioehr  nur  einen  statistischen  Cbaracter,  ohne  auch  in  dieser 
ffiiwieht  auf  absolale  Vollständigkeit  des  Details  Ansprach  zu 
Msebeo»  Bei  einigen  gesehiohtiich  und  noeb  gegenwftrtig  finanaiell 
wiehtigeren  oder  strittigeren  Einriebtnngen  werden  jedoeh  aneb 
eisige  prinoipielle  ErOrtenmgen  angesteUt  Für  dae  Genanere 
lit  aaf  die  Innere  Yerwaltnngslebre  nnd,  ?ras  die  (nuiterieU*)Tolks- 
wirtbsehaftlichen  Einriebtnngen  anlangt,  auf  die  WirthscbaftUche 
Verwaltungslehre  zu  verweisen  (§.  285). 

I.  Gebühren  der  Innern  Verwaltung.*)  Hierhin  ge- 
hOien  etwaige  Gebühren  im  Gebiete  der  amtlieben  Statistik«*) 
Fmer  die  Gebühren  des  Gesnndheitswesens,  welebevon  den 
fatcresBenten  bei  der  Inanspmebnabmf  ton  Sinricbtnngen  nnd  An- 
ifadten  dee  Staats,  der  Gemeinde  n.  s.  w.  n  entriebten  sind,  i.  B. 
(Ifrlmpfnng,  Deslnfieirnngi  Unlersnobnng  ProsÜtnirter,  Bevision 
m  Apoebeken,  Todlenbesoban  n.  dgl.  m.  Bndliob  Ctobflbren  iltr 
die  Benutzung  öffentlicher  Kranken-,  Gebär-,  Irren-, 
Altersversorgnngsanstalten,  (weltlicher)  Begräbniss- 
plätze u.  s.  w.,  daher  oft  im  Communalfinanzwesen.  Das 
Merkmal  der  Gebühr  liegt  bei  Abgaben  dieser  Art  regelmässig  vor, 
doch  erfolgt  auch  allgemein  —  z.  B.  bei  der  Impfung,  wie  nach 
dv  Jieiebegesetzgebang  in  Dentschland,  —  oder  theilweise  —  bei 
asflbgewiesener  Armntb  —  nnentgeltlicbe  Leistung:  also  Eraetsnng 
cksGebttbrenprincifKi  dueb  dasPrindp  der  reinen  Ausgabe;  Öftere 
irft  'lsekt  Statt  nnd  neben  soleben  Gebttbren  kommm  noeb  Ge- 
Mhsft  ftr  die  mit  der  Ansllbnng  der  betieflbnden  Leistungen  be- 


S.  in  da  Leine  von  den  ABflgftben:  Bfta-Wagaei,  UUl  U  §•  78«  W»gaer 

Ii.  125. 

8»  die  tfeiM  D«elmr»tloatg6bttkr  in  aasirlit  Handel,  eo  m6k  Ges.  rom 

nUa.  1872  Art.  3  ia  Frankreicli:  Jbroit  de  statistiqve",  am  die  Kosten  der 
H«4el3st»tistik  zu  decken,  10  cent.  p.  Kollo,  oder  p.  1000  KU.  oder  p.  Stück  Vieh  u.  s.  w., 
Ml  £ift-  Aud  Aufgang.  —  Jetzt  (1678)  aoch  im  Deatscben  Keicb  beabuchii|t. 
MhMtf  Ii  A  Bm,  r.  187S  dem  BekAialif  forg olegt,  mit  SMma  foa  6  Ft  ib 
lIoOo,  V.  10  «t  t  lese  EUflr«,  T.  10  Fl  1  1  Steck  giesMEes,  t.  6  F&  f.  1  Stock 
tttetViak 
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trauten  Personen  io  der  Form  von  Taxen,  deren  Hohe  die  Ver^ 

waltung  festsetzt,  vor. 

II.  —  §.  296.  Gebühren  in  der  Verwaltung  dc8  Unter- 
richts- und  Bildungswesen8  (eventuell  eiDscbliesslich  dee 
öffentlichen  Cultus).*)    Hierhin  gehören: 

1)  Die  Schul-  und  Unterrichtsgelder  an^- öffentlichen 
Sohnlen  jeder  Art  des  Staats,  der  Gemeinde  n.  s.  w.,  inbegriffen 
die  etwaigen  Einschreibe-  und  Abgangsgebfihren  beim  Eintritt  and 
AoBtritt  ans  der  Sehnle.  Das  Sohnigeld,  welohes  aa  «tentlioWra 
Anstalten  kaum  je  in  einer  stenerartigen  oder  gewerb^;ew!nnartigett 
Hobe  ▼oricomman  wird,  hat  dnrchans  die  eliaraeteristisohen  Mitäk- 
male  der  Oebühr.  Es  ist  im  Prineip  bei  allen  Sehtden,  üeb 
bei  den  Volkssehnlen  nnd  hier  auch  im  System  der  allgemeinen 
Schulpflicht,  gerechtfertigt  und  zu  verlangen  von  allen  Personen, 
denen  es  nicht  ausdrücklich,  um  sie  zu  begünstigen,  im  Fall  nach- 
weisbaren geringen  Einkommens  erlassen  wird.  Nur  wird  wegen 
des  allgemeinen  Interesses,  das  sich  neben  dem  Specialinteresae 
an  die  Scboie  knüpft,  das  Schulgeld  bloss  so  hoch  anzusetzen  sein, 
dasB  9S  einen  Beitrag  zu  den  Gesammtkostea  liefert.  U^iwr  iHt 
letsteren  sind  die  Bemerkmigen  im  1»  Bande  sn  Tergleieben«    .  .. 

Das  Sebnlgeld  stoft  sieb  passend  naieli  den.  Gfittwg^  4er 
Sebnlen*)  ab  nnd  steigt  mit  dem  Bang  mid  vit  .dm  Zwe<rk> 
'  welehen  die  Sobnle  fttr  das  pnuitisdie  Erwerbsleben  verfolgt.  A«eb 
bei  dem  Berufsschulwesen  ist  für  die  Dürftigen  Uneotgeltlichkeit 
zu  gewähren,  aber  nur  (im  Unterschied  von  der  Volksschule),  bei 
gleichzeitig  nachgewiesenem  Fleisse  des  Besuchers.  ' 

Das  Schulgeld  bildet  jedenfalls  eine  Einnahme  des  Staats 
öder  desjenigen  Selbst vcrwaltungskörper»,  welcher  die  Kosten  der 
Schale  finansjeU  trügt.  Aach  wenn»  wie  Tlelfaoh  flbliob,  dasselbe 


*)  Bau-Wagner,  Fin.  I,  §.  50,  Wagner  l,  §.  127,  üher  die  Aasf»Ve  «of 
diegem  Gobietc.  Ohne  Einprehen  aaf  dio  Einzelheiten  ist  Mtalist.  Material  hier  werthlos. 
Daher  musn  aui'  die  Inn.  VerwaltUDg&lebre  dafor  ronriesen  wurden.  Ansserdeia  aof 
«He  ^ledalveite  itber  Untenidittirasan  «buwliier  Linder,  wdclie  hiufig  vad^  die 
finanz.  Seite  mit  behandeln.  Vgl.  z.  B  Beer  o.  Hochepger,  Fortschr.  d.  ünterr.- 
wes.  in  d.  Cultorstaaten  Europas,  1.  B. ,  Wien  ISH"  iFrankr..  Oesterr.),  2.  B.,  lh6S 
(Rui»äl.,  Belg.);  Wiese,  d.  höhere  Schulweg,  in  Preuiit»eu,  I  i^Berl  1^64),  S.  38,  699  fll, 
609  (SdialgeM),  n  (18S9),  12,  6^7  C  649  (Sdudgeld),  m  (1974).  23  IL,  420t  IL 

Ob  auch  i  n  der  Schule  nach  der  Classe  (z.  B.  höheres  Schulgeld  in  den  oberen 
ab  in  d.  unteren  Classcn  des  Gymnasiams»,  wird  nicht  allgemein  zu  beantworten  sein. 
In  D«at8c bland,  wie  tm  acheint  «rüt  neuerdings,  mehr  Tendenz  zu  gleichen 
Silzan  t  alle  dnieen,  irannf  TieUeicbt  die  UeberfUliinf .  der  utann  und  «tttlnw 
CLlksou  wegen  der  ErlangOBg  det  Bcchts  zum  Einjährig-PMillUgen-MiilllidiMMt  mM. 
von  Einfln».  Beispiele  bei  Oyanaaien,  Wiese  I,  611. 
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ab  Speciale!  D  Dahme  derSchule,  neben  derjenigen  ann  dem 
Schalvermögen,  aus  öflFentlicher  Dotation  u.  8.  w.,  behandelt  nnd 
sofort  für  die  Kosten  der  Schule  mit  verausgabt  wird,  sollte  es 
grrondsätzlich  als  Einnahme  und  Ausgabe  mit  durch  die  Kechmingen 
des  Staate  and  der  Gemeinde  laufen,  was  aber  nicht  allgemein  der 
Fall  ist. 

Das  iltevei  ehemals  bei  vielen  Behörden,  beeonden  bei  den 
Gtriehleo  getteode  Priocip,  daas  die  Oeb Uhren  gans  oder  tfaeil- 
wfkib  Ton  den  Beamten  fflr  ihre  Mtthewaltmig  statt  oder 
■eben  dem  Oehalte  bezogen  werden,  hat  iloh  auf  dem  Gebiete  des 
Onterricbtgwesens  länger  nnd  ausgedehnter  imd  vielfaeh  bis  in  die 
Gegenwart  erhalten.  Geschichtlich  leicht  erklärlich,  wie  bei  den 
Schulen  corporativen  Characters  (Universitäten,  Collegiengeld, 
Honorar)  ist  die  Fortdauer  dieses  Verhältnisses  nach  der  Eigen- 
tbflmlichkeit  des  Schulwesens  auch  wenigstens  nicht  allgemein  und 
oiebt  unbedingt  principieil  abzulehnen.  Denn  wenngleich,  ähnlich 
wie  bei  Genohten  md  Verwaltungsbehörden,  der  practische  Grand, 
4ai  Beamten  eine  genügende  Soatentation  im  Sehnlgeldbezog  in 
gihen,  anob  bei  den  Lehrbeamten  mit  Beoht  wegen  Gei^hnmg 
genflgenden  Gehalts  immer  mehr  fortfUlt^  so  ist  doeh  die  speeifisehe 
tahrleistnng  im  höheren  Grade  ak  fast  jede  andere  Leistung 
eines  Staatsdieners  eine  indiridnale,  um  so  mehr,  je  höher  die 
Gattung  und  der  Rang  der  Schule  ist.  Dies  kann  wenigstens  den 
privaten  Schulgeldbezug  rechtfertigen.  Durchaus  noth  wendig  ist  der- 
selbe anderseits  nicht,  zumal  nicht  bei  den  unteren  und  mittleren 
Schulen,  wo  er  auch  immer  mehr  beschränkt  oder  abgeschafft 
worden  ist  Der  ausschliessliche  Bezug  des  Honorars  Seitens  der 
(JmversitätBlehrer  hat  noch  mehr  für  sich,  erlüUt  sich  aber  gegen- 
«Mig  wohl  mehr  dnreb  die  Tradition  als  dass  er  sieb,  namentlioh 
ii  fslBsr  hantigen  Oestaltnng,  rationdl  genflgend  begrflnden  U&sflt 
MsbUi  Alten .  ehigreifende  Beformen  des  Staats  noth,  deren 
Cu^bim  Darlegung  und  Ifotifirung  hier  aber  nieht  erfolgen  luMin.^) 
Unbedingt  wftre  an  Terlangen,  dass  anch  das  vom  Lehrer  perstfn- 
Beb  bezogene  Schulgeld,  Honorar  u.  s.  w.  als  Einnahme  und  Aus- 
gabe durch  die  Rechnungen  des  Staats,  der  Gemeinde  läuft.  Denn 
immer  ist  z.  B.  auch  der  Bezug  des  Collegiengelds  des  Universitäts- 
lehrers auf  Grund  einer  öt'i'entlichen  Amtathätigkeit  erfolgt. 
(.  OiMflff  Forderung  wird,  scheint  es,  noch  nirgends  nachgekommen, 


dMttber  d»  B&mBA.  in  Wuner,  Fin.  I,  §.  74,  Note  21,  z.  Th.  gegen 
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oligleieb  sie  eine  gani  analoge  wie  bei  geriehtlieben  Beamten  nnd 
deren  Gebflbren  (Frankreiöh)  ist  und  liier  wenigstes  tbeilweise 

erfüllt  wird.») 

Alle  mit  den  Schulen,  besonders  den  Universitäten  und  ähn- 
lichen Anstalten  verbundenen  allgemeinen  Ein-  und  Austritts- 
gebühren n.  dgl.  m.  lassen  sich  vollends,  wenn  überhaupt,  so  nur 
als  öffentliche  Einnahme,  höchstens  mit  einem  massigen  fixen 
Antheil  des  beschäftigten  Unterrichtsbeamten,  reolitfertigen.  An 
den  deutschen  Universitäten  besteben  bier  noch  manobe  gescbichtp 
lieb  ttberkommene  Verbttltnisse,  welebe  bei  anderen  Offiantliolieii 
Anstalten  mit  Beebt  ttngst  als  Ifisssttade  beseitigt  sind. 

S)  Prilfnngtaxen  aller  Art,  besonders  an  Lehranstalten. 
Vielfaeb  üblich,  sind  sie  auch  principiell  in  angemesseiien 
Sätzen  als  Gebliliren  gerechtfertigt.  Der  hier  noch  öfter  als  beim 
Schulgeld  bestehende  Privatbezug  ist  bei  sachgemässer  Ordnung 
in  derselben  Weise  wie  dort  zu  billigen.  Die  Verrechnung  in  den 
Staatsrechnungen  ist  auch  hier  zu  verlangen,  auch  mehrfach  Üblich.  — 

Die  Zeugnisse,  Diplome  u.  s.  w.,  welche  auf  Grund  der 
Prüfungen  Aber  Fähigkeits-  nnd  Kenntnissnachweis  ansgeetellt 
werden,  nnterliegen  bänfig  noeb  neben  der  Prttfnngstaie  einer  Ab- 
gabe, X.  B.  in  Form  des  Stempels.  Diese  ist  Qebttbr^  soweit  hier 
eine  nene  Httbewaltong  einer  BebOrde  oder  eines  Beamtsn  Torli^gti 
gebort  aber  dann  sngleiob  in  die  Kategorie  der  allgemdnen  Ver- 
waltnngsgebflbren  fttr  Beglanbigungs-  und  dgl.  Thätigkeiten. 
Sie  kann  aber  auch  einen  .Steuercharacter  annehmen,  was  dann 
nach  den  besonderen  Verhältnissen  des  einzelnen  Falls  zu  ent- 
sebeiden  ist.^) 

3)  Gebühren  (F^iiifrifts-,  Benutznugsgelder)  für  den  Besucb 
nnd  die  Benutzung  öffentlicher  Kunst-  und  wissenschaftlicher 
Sammlungen,  Museen,  Bibliotheken  n.  s.  w.  Häufig  ist  bier  der 
nnentgeltliebe  Besneb  snr  Begel  geworden,  was  niobt  allgemein  ge- 
boten nnd  nfobt  einmal  immer  sweekmlssig  eiscbeint*) 

4)  Wenn  Staat  oder  Gemeinde  als  solobe  di^  Kirebe  und 
ibreDienernnterbalten,  sind  die TOiebiedenen  „Kirebengebttbren'' 


^  Jiotizen  Uber  Baiero  nach  d.  dort.  amü.  Statist  ä.  Wagner,  Pin.  1,  §.  127 
Note  23. 

")  Id  PienssüR  der  allgeu.  Stempel  f.  amtl.  Atteste  von  15  Sgr. 

^  So  hat  ein  ganz  bfrerbtiptes  neues  Italien.  Gesetz  ?on  1875  über  die  Ein- 
thttsprclüc  iu  öifcuU.  Sammlungen  u.  s.  w.  (mit  eiuzeloeD  oneDt^eltl.  Tagen)  viel  Aa- 
fMbtoiif  fOB  Bdseoden  «fthren,  aber  nar  di«  Koigiiag  des  wdillMiende»  Rate«- 
pablictmM  für  einen  ihm  n  Gut»  lomamdtm  »tComuntMUM**  wmüm. 
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ftr  a&  Bmutanng  kirohH^r  Anstalten  und  ISbriebtnngmi  (Kirelien, 
lieh  Kirchhöfe)  nnd  fUr  die  (erentnell  selbst  gebotene)  Bean- 

«prnchnng  kirchlicher  Amtshandlungen  (Tanfen,  Trauungen,  Be- 
erdigung, Confirmation,  Beichten,  Abendmahlreichung  u.  8.  w.)  hier 
mit  unter  den  öffentlichen  Gebühren  zu  erwähnen.  Auch  bei  dem 
flbfichen  directen  Bezug  Seitens  der  einzelnen  kirchlichen  Organe 
sind  Rie,  wie  in  dem  obigen  Fall  des  Schulgelds,  als  öffentlicher 
Kofitenbeitrag  zum  Kirchenwesen  zu  betrachten.  Bei  voller  Selbst- 
illttdigkeit  der  Kirohe  und  finanaieiler  UnabbSagigkeit  denselben 
Tim  Steal  nnd  Gemeinde  fallen  jene  Qebflhren  unter  einen  anderen 
CMsht^nnet.  Sie  werdm  in  frei  geregelten  Einnahmen  des  Ver- 
iihsiissens. 

in.  —  §.  297.  Gebühren  der  volkswirthschaftlichen 
Verwaltung  i.  e.S.,  d.  h.  in  der  materiellen  Wirthscbaftssphäre. 

Fflr  dieses  geschichtlich  nnd  gegenwärtig  besonders  wichtige 
Gebiet  des  Gebflbrenwesens  gelten  Tomemlieh  die  Er()rterangen  im 
entsn  Abschnitt  §.  277, 282  ff.,  bes.  §.  283, 284.  In  finanzgeschichft- 
luher  Beziehung  ist  der  Uebergang  der  zn  Grande  liegenden  Ein- 
liditongen  in  Finanzregalien  und  demnach  der  Gebühren  in 
Steuern  gerade  hier  vorgekommen.  Die  grossen  Kategorieen  der 
älteren  FinanzregaJien  und  die  meisten  einzelnen  der  letzteren  ge- 
bören  hierher,  wofUr  auf  die  Darlegtmg  im  1.  Bande  zu  ver- 
woaen  ist^®) 

i>ie  beiden  Hauptfragen  allen  Gebtihrenwesens  (§.  282),  nemlich 
eiimal,  ob  der  Staat  oder  ein  Selbstverwaltnogskörper,  insbesondere 
disOemelndey  die  bezttgllchenThätigkeiten  ttber  hanpt  übe  rnehmen 
iiü  iweitenSy  im  Bejahnngsfalle,  welches  Finanaprincip 
is  Aer  Verwattnng  zur  Anwendung  kommen  soU,  sind  hier  besonders 
wUtig  nnd  strittig.  Die  erste  Frage  specialisirt  sich  dann  noch 
wÄer  in  die  beiden  Ünterfragen,  ob  die  „öffentliche"  Uebernahme 
tügschliesslich  (insofern  als  ein  Regal''  des  geltenden 
Bechts)  oder  inConcurrenz  neben  den  Privatwirthschaften  er- 
f<r>lgen  soll.  Und  in  diesen  beiden  Fällen  ferner:  ob  die  Ver- 
waltung der  öffentlichen  Einrichtung  alsdann  von  dem  betreffenden 
öffentlichen  Körper  (Staat,  Gemeinde)  selbst  zu  itlhren  („eigene 
Begie",  Selbstbetrieb)  oder  einer  Priyatwirthschaft  pacht- 
mlM  ader  in  einer  anderen  Rechtsform  zu  flbertragen  sei 
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(„delegtrter'*  BelriebV^)  AHe  diese  Fragen  hthm  mit  d« 
ttalogen  «nf  dem  Gebiet  der  privatwfrtheehaiUiefaeii  Bnrertaweige 
des  Fnunnwesens  Tiele  Aelmliiidikelt  nod  innere  YerwandAMbift. 

In  manchen  Fällen,  wenn  des  Finanzprincip  in  der  Verwaltung 
strittig  ist  und  das  jirivatwirthschaftliche  oder  gewerbliche  principiell 
oder  thatsächlich  mit  in  Frage  steht,  wie  z.  B.  bei  den  Verkehrs- 
anstalten, kann  die  einzelne  Einrichtnnp  in  der  Lehre  von  Privat- 
erwerb 80  gut  als  in  der  GebUbrenlehre  ihren  Platz  erhalten.  In 
Folgenden  wird  an  die  frühere  8eheidnng  der  Gegerntttode  aO' 
geknttpft.^) 

Die  genauere  iMMhliehe  Erledigung  der  einseinen  EinrieiUaagai 
des  Tolkswirtfaschaftliehen  Oebllhrenwesens  gehört  in  den  vn4 
4.  Band  des  Lehrbneht  (Wirthscbaftliehe  Vemaltongslehre).^ 
Hier  ist  mir  auf  einige  allgemeine  Seiten  dieser  Ein- 
richtungen aiiltnerkHam  zu  machen,  welche  für  die  finanzielle 
Behandlung  wichtig  sind. 

Sowohl  bei  einzelnen  geschichtlich  unter  den  Culturvölkem 
tlberkoramenen  „öffentlichen"  Anstalten  dieser  Art  (Strassen. 
Post,  Mttnze)|  aU  auch  bei  ganz  modernen  Zweigen  (Telegrapbie, 
Eisenbahnen,  —  gewisse  städtische  Anstalten,  Gas-,  Wasserwerke)  | 
sind  es  recht  eigentlich  Gründe  der  möglichst  zweckmässigen 
Organisation  der  Volkswirthschaft,  welehe  diese  Einrieb- 
tongen  aossobliesslich  oder  nebenbei  dem  Staate,  der  Gemeinde  j 
Übertragen  liessen.  Einmal  bewftbrte  sieb  das  privatwirtbsehaftliebe 
System  in  der  Herstellung  der  betreffenden  Leistungen  hier  nicht 
oder  iuugirte  spontan  gar  nicht;  die  privatwirthschaftliche  Con- 
currenz  war  niaugelhafl,  factische  Monopole  drohten  oder  selbst 
Rechtsmonopole  waren  nicht  zu  vermeiden  u.  dgl.  ra.  Anderseits 
erprobte  sich  gerade  das  durch  den  Staat,  die  Gemeinde  vertretene 
gemeinwirtbscbaftlicbe  System.  Der  erforderliche  grosse  Kapital- 
aufwand war  dadurch  besser  als  durch  Erwerbsgesellsohailen  sa 
beschaffen,  die  Gewinncbanoe  fiel  dem  Öffentlichen  Körper  an,  das, 
lÜsieo  war  mllssig.  In  Ökonomisch -teebnisoher  Beuebnng  aber 

*^  Ygl  hierüber  die  anch  f.  d.  allgemeinen  Lehran  wicMgOl  1.  varttamlhB 
ElOrtcrongen  ron  Sax,  Verkehrsmittel  l.  62  fl.,  bes.  77  ff.  j 
'*)  Rau-Wa{iner  I.  §.  9H,  i>4,  Wagner  I,  §.  135. 

Raas  VolkswjBch.politik  5.  Aofl.  k«no  grade  in  diesen  Poncten  wgtli  ihfer 
abwcirhonrlcn  Aufl'assnn^r  and  Il'>liandlong  nur  theilweise  als  Ersatz  dienen:  ebenso 
gentlgt  dio  Bebandl.  in  s.  i^iaaiuwisi.,  soweit  diese  sich  mit  diesen  Fragcu  beflclufüj;t, 
niebt  mehr.  Glddies  gilt  ?.  B.  r.  Hohrs  PoÜMtwte.  Vgl.  dagegea  ndtf:  L.  r.  8C«l>'t| 
Handb.  d.  TenrJ^hve  «od  H.  S«sl«r*t  DeniMshM  Yenraltrvdit,  hm,  U  Bach  2  mä 


II,  Buch  4. 
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itud  die  Gememwirthsßliaft  lilnter  der  Fnratwirtfaschafty  smnal 
der  hier  mdat  alkin  mOgliebeii  AotiengeseUaehalt,  nieht  rarttok. 
Genda  die  moderne  Technik  ond  die  Qrossbetriebs- 
teidens  breehten  das  zn  Wege  (Verkehnweaen^  Bt&dtieehe  An- 
stalten). Die  wirkliche  Beibehaltung  alter  oder  die  Uebertragung 
nener  privatwirthschafllicher  Zweige  der  Production  auf  den  Staat 
iiod  die  Gemeinde  erfolgte  dann  mit  Rücksicht  auf  diese  Verhäitr 
fiitte  im  öffentlichen  Interesse.") 

Dadurch  war  aber  auch  das  Ziel  für  die  fiDanaiielie 
Verwaltung  geateckt:  das  Steuerprincip  war  im  Allgemeinen 
od  als  £egel  ganz,  das  gewerblielie  grösalentheils  anage* 
lebloBsen,  jedenfaUa  letiterea  nur  eoweU,  ala  noch  ein  groaaea 
KapHal  der  Einriohtang  ze  verunaen  nnd  an  amortialren  war,  nnd 
daber  docb  mdat  nur  etwaa  modifieirt,  zugelaaaen,  wie  bia 
jetit  bei  den  Eiaenbabnen.^^)  Im  Uebrigen  nniaate  daa  Ge- 
btthrcnprincip  leitende  Richtschnur  sein:  denn  nnr  da- 
bei war  das  „öffentliche  Interesse"  zu  befriedigen  und  in  der 
Möglichkeit  der  Wahl  dieses  Verwaltungsprincips  lag  einer 
der  treibendsten  Grtiüde,  die  Einrichtung  überhaupt  zu  einer  „üfient- 
üaben''  zu  machen. 

In  Bezug  auf  die  Normirnng  nnd  Höhe  der  Gebuhren 
Mt»  das  Menüiebe  Inteieaae  weitere,  nach  den  einaelnen  Gattungen 
dm  Anatatten  TeraoMedene  Anfoidernngen.  Seibat  der  Uebeigang 
sam  Friooip  der  reinen  Anagabe  war  Öftere  ina  Auge  zu  faaaen. 
Ob  «id  wie  weit,  kann  fdeder  in  der  Finanawiaaenaobaft  niebt 
entschieden  werden.  Jedenfalls  mnss  aber  diese  und  mit  ihr 
die  rationelle  Finanzpraxis  für  das  ganze  grosse  Gebiet  der  volks- 
wirthschaftlichen  Gebühren  beachten,  dass  die  V^erwaltung  nach 
dem  GebUhreuprincip  hier  durch  den  inneren  Grund  dej- 
öffentlichen  Uebernahme  der  bezüglichen  Einrichtungen  fest- 
gHWll.iat  nnd  Abweiehnngen  von  dieaem  Princip  deswegen 


Cf^  fnif  lOe  teeVmiete  «d  Ar  die  liier  rertreisne  GnmdaiMehairaiig  ttW  die 
tkltfife  OrgUkitttioD  der  Yolkswirthsch.  mius  ich  nidi  auf  meine  „Graadlegong** 

**^ziehen,  bes.  K.ip.  '\  u.  4.  Eine  massgebende  B<^d'>ntiing"  erewinnt  die  ümgestai- 
taag  der  Technik  o.  die  Ausbildung  rou  Indiviüual-  zu  (iomciubedariuiäsen  auch 
lB  ifrastariell-wlfniichafÜieheB  Splilie,  S.  he&  Kap.  8,  Abtcho.  0  ia  d.  Gruad- 
ligiag.  aach  §.  158  eb. 

Kaa-Waf:ner,'Fin.  I,  §.  227,  Wagner.  Kin.  I,  §.  242,  Sax,  Ycrkelirsmittel 
li    b4  (^'ote>,  veichei  die  £ianahme  aas  den  von  ihm  sogen.  „öÜontUcbeu  Linter- 
^«limBgeB**  iradar  ali  nIb  priratwiithschafUiGlia,  aoch  als  GebidinaeiBnalimea  be^ 
*tnc]it«t.  floadeirn  sie  in  die  Mitte  zw^ischcn  beiden  fltdlt:  zwar  fmaeU  eia  kleiner 
VlUWlM  ib  Mtser  Bahaadlong,  aaciiiifih  kann. 
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mehr  nach  anten  zn  (reine  Ausgabe)  als  nach  obem  in  | 
(gewerbliehes  oder  Steverprineip)  statthaft  eraoheinoi. 

§.  298.  System  der  volkewirthsohaftliehen  0e- | 
btthren.  Unter  AubmUhm  der  bereits  im  1.  Bande  behn  Prltaft'  ; 
erwerb  behandelten  imd  eventneU  aadi  mit  noter  die  GehOhrenxweige 
zQ  Stellenden  Einrichtungen  (daher  besonders  der  EisenbahMii) 
lägst  sich  für  die  Culturvülkcr  unserer  Geschichtsepoche  etwa 
folgende  Uebersicht  der  wichtigeren  einzelnen  volkswirthschaftlichen 
Gebuhrenanstalten  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungskörper, 
besonders  der  Gemeinde,  geben.  In  diese  Uebersicht  sind  ancb 
einige  oben  schon  bei  den  Rechts-  and  Verwaltungsgebühren  ge> 
nannte  Zweige  mit  aufgenommen,  weil  dieselben  nach  ihren 
Okonomlsehen  Wirkungen  ingieidi  in  die  sweite  GebtthreaebuM 
gehören  (§.  290).  VoUstKndi^keit  im  Detafl  würde  hier  an  weit 
führen  nnd  ist  anoh  Ar  die  Zwecke  der  Finanswisseasdhaft  nieht 
geboten.  Nor  bei  einigen  Zweigen  kennen  hier  wegen  deren 
grösserer  finanzieller  Bedeutung  weitere  Erörterungen  principieller 
Art  eingefügt  werden.  Im  Uebrigeii  ist  auch  für  die  Frage  der 
Normirung der  Gebühren  ebenso  wie  fUr  diejenige  der  Uebemahme 
durch  den  öffentlichen  Körper  auf  die  WirthscbafUiche  Yerwaltnngs- 
lehre  zu  verweisen. 

Die  voÜLBwirthschaftliohen  Gebühren  theilen  sich  in  zwei 
Hanptclassen,  die  erste  wieder  in  iwei  grössere  Unter- 
elassen*,  nemlidi: 

A)  Geblihren  fttr  die  private  Benntanng Offentlieh  er 
Binriehtnngen  nnd  Anstalten, 

1)  solcher,  welche  ausschliesslich  (als, ,RegaP  des  geltenden  I 
Rechts)  dem  Staate,  einem  Selbstverwaltungskörper  oder  einer  von 
diesen  delegirten  Privatwirthschaft  zustehen;  I 

2)  solcher,  welche  neben  den  gleichen  Einrichtungen  und  An- 
stalten des  privatwirthschaftlichen  Systems  existiren,  vielleicht 
thatsächlich  das  Gebiet  beherrschend  (§.  299  —  314). 

B)  Gebühren  ttlr  die  Mitwirkung  des  Staats  oder  eines 
SelbstverwaltnngskOrpers  in  den  wirthsehaflüchen  Angelegenheiten 
Yon  Privaten,  besondeis  in  den  Verhftltnissen  ihres  privatwirth* 
sehafüichen  ProdnetionsbetriebB  (§.  315  n.  316). 

Die  erste  Kategorie  dieser  Gebühren  kann  naeh  dem  grossen 
Gebiete,  auf  welchem  sie  vornemlich  vorkommt,  als  Gebühren  des 
Verkehrswesens  (i.  w.  S.),  diezweite  als  Gebühren  der  sogen.  ' 
Yolkswirthschafts-Pflege  bezeichnet  werden.  Doch  passt  der 
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ml»  Name  genau  nur  für  das  Gros  dieser  Gebühren  und  wird 
Mar  BOT  dttisoh  (s  potiori)  und  ndt  Btteksieht  auf  die  Kflne 
kB  Ansdroeks  gewShlt  Das  Gebiet  der  bestlglieben  Einrielitongen 
«wdlert  sieh  ans  teehnisolien  nnd  soeialpofitisohen  Gründen  gerade 

Dwerdings  immer  mehr,  besonders  in  der  Gemeinde  (§.  314).  Der 
iweite  Name  ist  im  Anschlass  an  die  gebräuchliche,  ttbrigeub  auch 
nicht  durchaus  correcte  Terminologie  gewählt  worden  (§.  315). 

§.  299.    A.  Gebtthren  des  Verkehrswesens. 

Zu  den  hierhergehörigen  ausschliesslich  vorbchaltenen 
Einriehtongen  und  Anstalten  (Regalien  des  Hechts)  zählten  nach 
den  geltenden  Beeht  der  firttkeren  Zeit  unserer  Calturvölker  alle 
llteren  Finansregaiieni  soweit  diese  naeh  dem  Gebtthren- 
fMpy  nieht  wie  freüieh  meistens,  naob  dem  Bestenerangsprineip 
WfwaUet  wurden.  In  der  Gegenwart  giebt  es  eine  Reibe  von 
fisriehtUDgeDy  wdehe  sieh  der  Staat  ans  Okonomiseh-teoh- 
Bisehen  Grtlnden  im  öffentlichen  Interesse  ausschliess- 
lich vorbehalten  hat  und  welche  er  gewöhnlich  auch  selbst 
verwaltet, —  also  Verbindung  von  „öffentlichem"  Eigen- 
thum mit  «»  ftcntlic  hem''  Selbstbetrieb.  In  der  (xemeinde 
ud  bei  den  anderen  )Selbstverwaltungskörpern  ist  ein  Hechts- 
princip  ansschliesslicben  Vorbehalts  gewisser  wirthschaftlioher 
fiioricbtnngen  bis  jetst  nur  ausnahmsweise  dnrebgedmngen,  aber 
die  thatslehliebe  Entwicklung  fllhrt  anf  einsehien  Gebieten 
nr  faetiseh  ganx  oder  fast  ganz  anssohUessHehen  Gommnnal- 
tWgkett'«) 

Im  Einzelnen  ist  zn  nennen: 

1.  Das  MUnzwesen.^') 


^  Der  tefteade  Q«8iclitspuoct  fdi  die  folgende  Daistellang  ist,  diesdbe  so  viel 
ib  nAglich  aof  die  rein  finanzielle  Seite  der  besprochenen  Gebnhrenzweige  zu 
beschrink'^n .  wahrend  alles  Andre  auf  den  H.  u.  4.  B.  verschoben  vinl.  Bei  dein 
m§m  ^Lasmuraaxh&üg  aller  Seiten  der  Sache  läast  sich  dies  l'reilich  uicht  absolut 
gasi  SnehfUfVii.  Aoch  ans  der  SpecitlliteratuT  n.  Oesetzgebung,  wie  an 
ds  aMellich te  Verden  hier  jetzt  nar  einzelne  Angaben  gemacht. 

*^  V?!.  Ran,  Fin.  I  '5.  A.),  5.  Haujitstwck  der  „Einkünfte  aus  Iloheitsrerhtcn", 
0.  ^im^re^al,  ^.  196 — 2U0,  wo  giuiclifalls  nur  untersucht  wird,  „in  wiclcrn  daä  Munz- 
«•M  all  fliM  QoiUe  tw  StaatwiitkltoftaD  benatzt  werden  könne**.  Dann  Ran,  Yolks- 
▼inlachaftspolit.  5.  A.  I,  §.  232  -24r)  (Liter,  bis  Anf.  d.  ('.Oer  Juhro  daselbst  §.  232 
Bete  b);  über  Schlagschatz  daselbst,  §.  241.  —  Stein,  Fin.  .'J.  A.  S.  2:)7  II..  Handh. 
4.  ?enr.L  2.  A-  S.  437  ff.  H.  Kösler,  Verw.recht  II,  325  Ii.  Pfeiffer,  Staat^eiun. 
L  223  ^^Mtuufflonopol''.  --  Mein  Aft  Münzwesen  in  Bluntschli's  Staatsw.b.  Vll.  — 
MtDche  Daten  tlbor  Prägekosten  o.  s.  w.  in  Sötbeer's  zahlreiclieu  ed^Iinotall- 
Arheitan,  z.  fi.  in  d.  Beitr.  n.  Mater,  z.  Gold-  a.  Bankfragen,  Hamb.  1655,  in 
'Wmt^  «.  GevichtsbOcbem  ?.  Ifoback,  Nelkenbrecher.  Bes.  intereat. 
tlber  die  Kosten  einer  grossen  Mllnzreform  sovie  Uber  die  Gewinne  dabei 
^lilUL  BwiatoB  Ober  die  deotache  Munzreform  in  d.  Beilagen  z.  d.  Beicba* 
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Es  besteht  seit  Alters  und  auch  jetzt  noch  mit  Reciit  xegei- 
mässig  in  allen  Cnlturstaaten  als  Staatsanstalt  und  zwar  als 
J&egal  (Mflnzregal).  Der  Staat  hat  danach  anssehliesaiich 
ÖBB  Beehty  Mttnien  zn  prVgen.  Die  firtther  yielfaeh  ?oi]gek<miBMne 
nnd  an  grasen  Hinbiindien  ftlhrende  Verleihnag  der  Ans- 
llbnüg  dieses  Begals  an  Dritte  ist  jetst  allgemein  abgestelU.  Ge> 
wöhnlioh  hat  der  Staat  auch  den  Fabrikationsprocess  der 
Münzen  iiushchliesslich  in  die  Haud  geuommen.^*) 

Die  Einnahine  aus  dem  Mtinzwesen  uder  aas  dem  sogen. 
»Schlagscbatz,  d.  b.  ,,dem  Unterschied,  uoi  welchen  das  iu 
einer  gewissen  Müuzmenge  enthaltene  Metall  wohlleiler  erlangt 
wird"  (Kau),  ist  bei  den  jetzt  allgemein  befolgten  und  in  den 
Mfinzgesetzen  (Mttnzordnungen)  festgestellten  rationellen  Grundsätiea 
der  HttnspolitilL  eine  sehr  besehränkte,  anf  deren  Höhe  der  Staat 
nnr  in  geringem  Haasse  selbst  einxnwirken  ▼ermag.  Es  dies 
ans  drei  leitenden  Grnndsfttaen  der  Httnspolitik: 

Erstens,  dass  der  Staat  möglichst  voUwiebtige  Httnimi 
piftgt,  insbesondere  die  unbedingt  als  Währung  oder  gesetzliches 
Zahlmittel  geltenden  Mllnzeu  vollwichtig  prägt,^^)  soweit  dies  irgend 
technisch  möglich  ist,  also  abgesehen  von  dem  sogen.  Uemedium 
oder  der  gesetzlich  vorbehaltenen  Fehlergrenze,  welche  aber  nur 
das  Product  des  Zufalls  sein,  d.  h.  nicht  absichtlich  zu 
Gunsten  des  Staats  b^beigeführt  werden  darf,  sieb  daher  in  der 
Masse  der  Fälle  (wegen  der  kleinen  Abweiobnngen  naeb  oben 
nnd  unten)  einigermaassen  ansgleiebt;^^) 

tagsrerhandl.  Näheres  über  ans.  Münzrcfonn  musa  auf  d,  Abschnitt  v.  MiliizireüeD 
im  3.  Bande  Terschoben  werden.  Die  deutschen  Uauptgesetze  der  neaeren 
Zeit  sind:  Wiener  Mttnzrertr.  vom  24.  Jan.  1857,  danach  prenss.  Manzges.  r. 
4.  Mai  1857;  Eeichsgesetze  v.  4.  Dec.  1871  u.  9.  Juli  1878.  Dazu  Conunontar  a.  s.  w. 
V.  Sötbeer,  Erl.  1S74/76:  u.  d.  T.  ^fitntacke  MttnzrttiMS."  (mu  ^d.  G«MtZf»b.  <L 
1>.  Keichs",  bcrausgeg.  v.  Bezold). 

^Das  Gegentheil  verbot  der  Wiener  Münzrertr.  der  deutschen  hitaaten.  Sep. 
Art.  Iv  N.  1.  In  Frankreich  and«n.  8.  Bnn,  Fln.  I,     202,  ba.  Note  d. 

Daher  vollnrichtige  MUnzstückc  mOglicbst  weit  herab,  aogen.  8<dieide münze 
möglichst  wenig  weit  hinauf  :  ein  (irundsatz  hoi  allen  Motallwährongen.  nur  verschieden 
bei  den  einzelnen  W  ähnuigen  durchgeführt.  Nach  dem  W  iener  Munzvertr.  kleinstes 
ToUwiclitiges  Süberstflck  (HGouinr)  Thlr.  n.  *L  Fl.  Ast,  mMes  SUberaobcM«» 
mttnzstttck  gleich  V/.  des  kleinsten  Gonrantstacks,  Vis  ^Hilc.  u.  Vio  ^1-  ^  Nach  der 
neufn  dentsrhen  Müuzgesetzgeb.  noch  goldene  5  M  -Stücke,  aber  auch  silberne  5  M.- 
StUclte  als  Scheidemünze  (zvt  hoch !),  Silberscheidemtlnze  bis  herab  auf  V»  M.  GrOsstes 
nekelstQck  10,  grtaates  Kopfantaek  2  PI  So  wird  die  Somine  der  mit  Qevinn 
gepiigten  Scheidemllnze  im  GanzMi  lelntiT  gering. 

Beispiele.  Wien.  Münzvertr.  Art.  10  Remed.  im  Feingehalt  höchstens 
8  Tausendstel,  im  Gewicht  bei  Thir.  4,  Doppeithirn.  3*^/^.  JUwah.  den  deutschen 
XttBigetetzen  r.  1871  n.  1879  bei  den  Gddmttnim  Beuedim  bO^steni  2y^^/„  ^bei 
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Zweitens:  cUuew  die  nnterbaltige  sogen.  Scketdemttnse, 
welche  geseblieh  an  einem  geringeren  als  dem  Mflnifiiss  ent- 
spieehcnden  Femgehelt  geprtgt  wird,  daher  dem  Staate  einen  Ge- 
winn im  Betrage  dieser  Differenz  gieb^  nnr  in  festbegrenzter 
missiger,  d.  h.  dem  Verkehribedürfniss  möglichst  geuau  eut- 
spreclieuder  Meuge  ausgegeben  wird und  dass  die  L' uterwerthig- 
keit  der  Scheidemünze  einen  massigen  Betrag  nicht  Ubersteigen 
darf,  wobei  ansserdem  die  grösseren  Prägekosten  der  Scheidemünze 
den  erlaubten  Gewinn  noch  einschränken;**) 

Drittens:  dass  die  Prägung  lUr  Kechnung  Privater 
üa  Interesie  der  Volkswirthschaft  nnd  des  Geldumlaufs  erfolgt, 
iber,  wenn  sie  stattfinden  soU,  nmr  sehr  mässige  Mflnzge- 
behren  ertrigt,  nnd  nm  sie  zn  begünstigen  selbst  noch  geringerer 
GsbOhren,  als  sieh,  rechtfertigen  nnd  durchführen  Hessen,  zu  Theil 
wird,  ja  mitunter  ganz  oder  so  gut  wie  ganz  nnentgeltllcb  ge- 
•ehidit.^)  Der  Betrag  der  wirklichen  Prägekosten  wird  daher 
durch  die  Mttnzgebühren  wenig  oder  gar  nicht  überschritten. 

IL^MfllitB  4*V«)  Ib  emricht,  2  ^/^  in  Fsiiifehalt,  bei  d.  SUbermlliiMn  Im  Mi- 
liiik  kidMnt  8,  im  Gewicht  (excl.  d.  20  Pf.-Stttcke)  bis  10  «'/oq.  Auch  bei  den 
SilbmBMB  BIM  in  d.  Mmm  Nomnlgew.  n.  NonMlgnhnlt  inneg«hnltan  weiden  (Get. 
f.  ins,  I.  1). 

")  wies.  Mttnsfsitr.  80p.-ATt  beetinimt  f.  d.  LUder  der  Tbir.-  «.  d.  Oet  FL- 
mbr.  an  Scheidemttnze  höchstens  *'e  Thir.  od.  Fl.  p.  Kopf  z.  Prägung.  Deutsches 
Xfiiugesetz  von  Art  4  und  ö  im  Maximum  aiji  SiJberscheidemunze  neben  der 

«joldmuiizc  lü  M.  p.  iiupf  dei  K«ich8be?üikenmK  (Auf.  Ibl^  mit  424  Miil  M.  fast 
«rrdcht,  aber  n  nel  5  IL-Sllteke  dnbei,  neniL  71.7  M.  M.),  27,  M.  dsgL  «n  Nickel- 
uad  KapfennUnze,  was  zu  viel  reranschlagt  geweeen  BD  sein  scheint  Denn  nai  hdem 
bii  li>77  f.  35.16  M.  üickei-  a.  f.  ^.60  M.  KuplEHmflnze  geprägt  gewesen,  zus.  fur 
WU  IL  M.  oder  wenig  Uber  1  M.  p.  Kopf,  lind  diese  Frftgungen  rorlftufig  ein- 
IMIrill«  dn  man  den  Bedarf  fui  gedeckt  h&It  In  den  Ländern  des  latein.  Möns- 
T?Ttrag8  V.  1S65  p.  Kopf  6  Fr.  Silbe rscheidemünze  ^2  Fr.  bis  Vs  Fr.  —  die  silbernen 
*  f r.-&tud(e  noch  voUwichüg).  Da  die^e  Scheidemünze  nnr  in  begrenztem  Betrage 
ret«tsL  Zihlidilel  (d.  L  ,,Wlbning**>  iit,  On  En|^d  Ue  40  8h.,  Fnakreleb  n.  §.  v. 

50  Fr.,  Dontschi.  bis  20  M.,  Kupfer  u  Nickel  bis  1  M.)  u.  da  der  Staat  sie  auf 
Vflxlaitgen  gegen  vollwichtiges  Geld  einlösen  mnss  Wiener  Munzvertr.  Art.  !.'>  sub  c, 
Doitsches  ?.  Ib73  Art,  9,  latein.  Manzvcrtr.  Art.  b),  so  bind  weitere  Cauteleii 
gegen  ZwieiiiMgnbft,  denit  aber  naeli  veilere  SchnnkeB  dee  Qevtnne  ans  der  Prügung 
4m  Scheidemünze  gegeben. 

Der  ^  iener  MOnzrertr.  erlaubte  bei  Silberscheidemunze  höchstens  eine  £r- 
leiebternng  des  Munzfbsees  mm  15  7„  (d.  b.  347«  Tblr.  statt  80  Tblr.),  bei  Kupfer 
(ht  Prigung  zn  112  Tblr.  p.  Centner  (Werth  c  4Ü  Thir.)  .  das  deutsche  Üeeetz  ron 
iSIS  bestimmt  eine  Ausprägung  der  Silbermunze  (auf  (inind  des  Werthvorhältnisses 
«a  Gold  zu  Silber  wie  1  : 16.5  rerglichenj  staU  zn  biostt  UO  M.  zu  lüO  M.  p.  Pfund 
1). 

**)  Die  Frage,  ob  Münzgebtlhren  erhoben  werden  sollen,  ist  ecBt  in  d.  Yolksw.- 
sckpolitik  zn  erledigen.  Im  Deutschen  Munzgesetz  v.  isTl  war  eine  Prägung  auf 
SeduaAg  Privater  nicht  vorgesehen,  in  d.  ?.  Ib7ä  Art.  12  ist  dagegen  Privatpersonen 
d»  BeiH  «ÄÄ  ^  des  Mttiiatftitea,  velohe  4di  snr  Prigung  auf  Bdcbsrechnung 
bereit  eiUirt,  10  M.-Stticke  f  ihre  Rechnung  sich  prägen  zu  lassen ,  soweit  diese 
Mttnz^tten  nicht  für  dai>  lieich  beschäftigt  sind,  —  gegen  eine  vom  £eiohe  feetzo» 

A>  Waf  a«f ,  PiiiMxwUaeiiaetukft.  Ii.  5 
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Wihrend  diese  VerhliUiiune  schon  die  Roheumabme  der  Mttnz- 
Terwaltang  eehr  beeoluiiKken,  wird  der  Reinertrag  noch  dneh 
andere  Umsttnde  berabgedrtteki  In  techniteherHineielitmVeNn 

die  Mttnzen  immer  beaser,  sorgfältiger  nnd  mit  geringst  mOgliehen 
Remediom  geprägt  werden.  Auch  Ersteres  ist  ohne  Kostensteigerung 
meist  nicht  zu  erreichen.  In  Consequenz  richtiger  mUnzpolitischer 
Grundsätze  muss  femer  die  MUnze  nicht  nur  möglichst  richtig  aus- 
gegeben, sondern  auch  so  im  Umlauf  erhalten  werden.  Daher 
hat  der  Staat  bezügliche  Controlen  auszuüben  und,  mit  Recht  ge- 
wöhnlieh auf  seine  Rechnong,  die  Uber  ein  geringes  Maass  hinaus 
abgenntsten  Münzen  wieder  einsniiehen,  was  natflrlieb 
neue  Kosten  maoht.*^)  Aof  die  Dauer  kann  so  der  Reinertrag  tniti 

stellende  OebOhr  v.  höchstens  7  M.  p.  Pf.  f.  G.  ^fast  !  Zu  hoch  1).  Die  Differeni 
xwiachen  dieser  Gebühr  a.  der  Yergatung,  welche  die  MuiLuui&talt  f.  d.  Attspr^ung 
in  Anipraeh  niiuBt,  fUmt  in  d.  BddiMMM.  Duaber  eine  YtmOamg  dm  BMi- 
Innzlers  v.  8.  Jnni  1875,  wonach  ftlr  2  Proben  3  M.  zu  zahlen  sind.  Da  aiA  das 
Bankgesetz  v.  1875  Art  14  die  Reichsbank  verpflichtet,  fur  Barrengold  1S92  IL 
Noten  zu  geben,  so  ist  thats&chlich  die  Diherenz  dieser  Zahl  7on  1395,  oder  roB  dar 
ZaU,  ««lebe  nach  dem  Mflnzgesetz  aus  1  P£  fl  6.  za  prSgen  ist,  der  Pri^ekottan- 
betrag  für  Prirate:  also  8  M.  p.  Pf.  f.  G.  oder  c.  2.1.')^  Für  die  Frage,  ob  von 
Privaten  überhaupt  Prägekosten  zu  erheben  (jetzt  bei  uns  tbatsächlich  romemlich  von 
der  lieichübauky,  lät  auch  mit  zu  beachten,  ob  der  Staat  oder  die  Prifaten  den  Veii«t 
an  den  abgenutzten  Mtüizen  tnfan*  In  Deutschland  thut  dies  das  Reich.  YgLUdici 
Alles  Sfttbeer,  Deutsche  Münzverfiss  S.  89  ff'.,  432  ff.  —  Das  Reich  vergütet  nach 
einem  die  fnilieren  Bestimmungen  etwas  ab^dernden  Beächluss  des  Boadetnuhs  roia 
22.  Mai  lh75  den  prägenden  Münzstätten  der  Einzelstaaten  für  1  Pfl  0.  In  20  M.' 
Stücken  2.75  M.  (froher  4),  in  10  M.-Stücken  4.75  M.  (früher  6),  in  5  M.-SWckeo 
6.75  M.;  dann  für  Silber  vom  Nonnwerth  in  5  M.-Stücken  V^^,  in  2  M.-St. 
in  1  M.-St.  1747,,  ^  V«  M.-St.  2Vt7..  V»  ^^-St  47».  Fur  Kicke!  in  lü  Pt-St. 
87o*  in  5  Pf.-«t  67o  ?.  Vwmmii,  f.  Kvpi^  in  2  Ff^  16  v.  in  1  P£-8t  91% 
I>^L  Sötbeer,  eb.  S.  4SI.  —  In  6ros8britannien  besteht  nominell  keine  Prlga- 
gebühr  f.  Private,  aber  diese  tragen  den  kleineu  Zinsverlust  während  der  Prägunf. 
Fac tisch  stellt  sich  auch  hier  der  Prägesatz  für  sie  auf  die  Differenz  zwischeü 
.^tCOnzprair*  imd  ^ftakprabi":  die  Baak  von  England  nraas  t  die  Unna  Standard  Oild 
fein)  3  Pf.  17  8h.  9  P.  in  Noten  (also  in  Manze)  geben,  wihrend  die  MOnz- 
ansult  daraus  3  Pf.  17  Sh.  lOV-  P-  prägt.  In  Frankreich  ist  die  Mttnzgebühr  fur 
Gold  £.  Private  0  Fr.  70  c.  p.  Kil.gr.  7io  ^  Goldes,  woraus  310Ü  Kr.  geprägt  werden, 
abo  6.  3.ie<»/«H,  .  ftr  SUber  7«  7»  Gegen  die  nnentgcMlölie  Prügung  fur  Filiale 
war  Bau,  Fiu.  I,  §.  197. 

•*)  Wiener  Münzvertr.  Art  13,  20,  15  (f.  alle  Sorten  MünzeK  Reichsgcs.  v.  1S7I 
^.9:  f.  Goldmünzen,  unter  Feststellung  eines  Maximair erlusts :  d.  h.  wenn  die  Munzels 
Hehr  als  vom  geeetsL  Nonaa]g«iridit  rerioren  haben,  find  ria  anf  Balchi- 
rechnung  einzuziehen.  Diese  Abnutzungsverluste  dem  zufälligen  letzten  Besitzer 
der  Münze  zazuwalzen,  bei  dem  sie  als  unter  das  sogen.  Pasdirgewicht  (zulküs.  ilar.- 
verlust)  gesunken  bei  der  Controle  vorgefunden  werden,  wie  in  Gros^htannieo ,  er-  , 
ackeint  unbillig.  Da  die  neuere  rationelle  Münzgesetzgebong  ausdrückUob  eiiia  Heiab- 
setzung des  Nennwerths  b'^hufs  der  Einziehung,  daher  bes.  bei  Srheidemilnze,  verbietet 
(Art.  13,  15  d,  Wien.  Mun/v»  rtr,  .  so  ist  auch  der  fnlher  oft  bedeutende  Gewinn  aus 
solchen  und  ähnlichen  Operationen  (Yerrufung,  Devalvation)  ausgeschlossen,  üebtf 
aolebe  Maatregeln  und  Uber  geheime  Münzverschlechterungen,  mit  Beisp.  ans  d. 
ftanzOs.  u.  deutsrhen  Münzgeschichte  Kau,  Fin.  I.  t?.  199.  200.  Doch  bedarf  das 
haom  mehr  einer  Widerlegung.  Im  Uebngen  gehört  die  Sache  mehr  in  die  YeU»- 
wirthschaftspolitiL 
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4m  Cfewinm  an  der  Pr&gnng  der  Scheidemünze  fast  yerach winden, 
ja  selbst  ein  Deficit  eintreten:  d.  h.  das  MUnzwesen  wird  aus  einer 
Eionahmequelle  eine  einer  wichtigen  Staatsaulgabe  dienende,  den 
Staat  finanziell  belastende  Einrichtung.  DasPrincip  der 
reinen  Ausgabe  kommt  zur  Geltung:  eine  Entwickluogi  zu 
wtieher  das  Mflnsweses  der  modernen  Staaten  hinneigt'^) 


*)  Vgl.  Ran,  Fin.  I,  201,  Note  c,  wo  ftltere  Statist  Dateu  aus  den  50er  JaJim; 
meist  scheu  Mehrausgabe  oder  iior  kleiner  Gewinn.  Je  nach  dem  Umfang  der  neuen 
i^Tigimg«a,  der  VertJieilang  derüelben  auf  ?oIl«richüge  und  Scheidemünze,  den  üpe- 
wtiww  dtf  Büui«kiif  Uta  MüBiea  q.  i.  tebwaiilMi  die  Boh-  «nd  RaiBertilce 
oüd  ''twaigca  Dtfidte  der  Munzverwaltung  jährlich,  in  neuerer  Zeit  oft  recht  bedeutend. 
£iO  Lnterschied  besteht  auch  zwischen  Ländern  der  (Jold-  und  der  Silber- 
vlkrong.  In  letzteren  giebt  es  nur  kleine  Beträge  Scheidemünze;  in  ersteren,  weil  die 
4HtfL  TheÜBflBMD  unter  der  Goldmünze  ans  Silber  u.  s.  w.  niiiderhaltig  geprtkgt 
wodeo,  ist  ein  betrichtlichcr  Theil  des  (jeldumlaufs  Scheidemünze,  also  mit  Gewinn 
za  prigRn.  Dies  ist  aach  finanziell  wichtig  für  die  seit  lb72  in  Durchführung  be- 
piflene,  noch  unvollendete  deutsche  Munzreform.  Die  424  Mill.  M.  neuer  deutscher 
SitbenoQnze  enthalten  nach  dem  jetzigen  Scheidemünzfusä  nur  4.24  MUl.  Pfand  Silber, 
vihrcad  sie  nach  dem  früheren  Münzfuss  4.71  Mill.  Pfund,  also  470,000  Pfund  f.  S. 
mehr  erfoiderten.  Letzterer  Betrag  ist  also  (abzüglich  der  Prägekostcu)  bei  der  Um- 
prägong  der  alten  in  die  nene  SUbennünze  gewonnen«  oder,  das  Pf.  jetzt  zu  So  ^ 
Qoid  gerechnet,  ein  Betrag  Ton  37.6  Mill.  M.  Qold,  am  veicken  sich  die  Verluste  aw 
der  Abnutzung  des  alten ,  nach  seinem  Nennwerth  eingezog^cnen  Gelds  und  aus  dem 
Verkauf  des  g«Mren  Gold  stark  gesunkenen  Silbers  Termindern.  Kreilich  kein  definitiver 
Mn,  wafl  &  «dndenrerUnge  SitbenifiaM  evettoeO  nach  den  Hennwerth  wieder 
«KuieheD  ist 

Eine  roUstÄndigere  Uebersicht  u.  Beurtheilung  der  Gewinne  u,  Kosten  der 
dttttechen  Mttnzreform  bleibt  auch  aus  dem  Grunde  passender  für  den  Band 
4m  hMnti\B  (YeriMhivwesen)  Torfoehalten,  weil  bis  tu  deesen  Enoheinen  aneh  die 
MttftEreform  ziemlich  abgeschlossen  sein  wird.  Die  Daten  f.  eine  solche  Berechnung 
«thalten  die  amtlichen  „Denkschriften  über  d.  Ausführung  der  Munzgesetzgebung" 
Uk  d.  üeichstagsacten  (letzt  N.  ti  in  d.  Actenstuckeu  f.  1876,  N.  15,  S.  304  C).  Die 
ffSkmm  aadk  in  Hirth's  Annalea.  Die  GoldbeechnAuig  ist  in  d.  ersten  Jahren  bei 
fOBstigeo  Weeteelcursen  —  unter  den  Sinft»  der  französ.  Gontribution  —  wohl» 
feiler  gewesen.  In  neuerer  Zeit  hat  die  immer  rascher  vor  sich  gehende  Einziehung 
<ki  alten  Siibermünze  wegen  deren  Abnutzung,  dann  der  Verkauf  des  Silbers  wegen 
4m  km.  Mit  1874  erfolgleo  starken  Siakeni  des  Silbeia  gegen  Oold  bedenteade  Kosten 
iremacht,  die  indessen  bisher  durch  die  anderweiten  Gew  inne ,  bes.  aus  der  Prägung 
i»;r  Silber-  und  sonstigen  Scheidemünze  noch  mehr  als  wett  gcmaclit  sind.  Kilr  den 
^  der  Operation  stehen  noch  grössere  Ausgaben  bevor,  wenn  das  Silber  nicht  im 
JL  Itli  wieder  gefm  Gold  stärker  steigen  und  der  Betrag  der  verloren  gegaogenea, 
«Wer  nicht  mehr  mit  Verlust  einzuziehenden  u.  '/^  Thlr.-Stücke  nicht  doch  noch 
fTtaer  »ein  sollte,  als  jetzt  anfenommen  wird.  Beides  trotz  der  amenc  ,^berbiU*' 
iUlA  lekr  wahrscheinlich. 

■WMlk  der  6.  DeaMutift  stellt  sich  vorlinfig  folgendes  Ergebniss  der  Nea- 
prtf ungen  für  die  gaaze  PeMe  der  MOunfoim  (Deo.  U71)  bis  31.  Min  1877 
'       UnMUL  M.)  : 

Werth  betrag    Anschaffungs-  ^iSU? 
(Nennwerth)  werth  JWUno- 

^  '  münzgewimu 

qeMmnnien   1264.122         1256.015  8.107 

m—ülUWi  ....  408J29  369.005  89.825 
KiokehnQnxen  ....  85.160  15.277  19.SS3 
KljC—HBlWi  .    .    .   .  9.596  _:5.490  4.105 

ini,1Q7   ^     1645.787  71.920 
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Die  beim  Mflniweeen  ToikommeiideD  Eimtalmieii  fliid  In  fiaasi- 

wissenschaillicher  Hinsicht  verschie denen  Characters: 

a)  bei  der  Prägung  auf  Staatsrechnung  ist  der  Gewinn 
wesentlich  eine  privatwirthschaftliche  Einnahme,  so 

a)  wenn  der  Staat  das  rohe  Metall  (oder  die  fremden  Mtinzeu) 
auf  dem  Markt  oder  durch  LiefemngSTerträge  mit  Berg-  and  Hatten- 
werken,  Edelmetallhändlern  etwas  billiger  kanit,  ala  er  es  nach 
dem  Mtinzfiifla  der  Tollwiebtigen  Mflnzen  prigt  und  aaggiebt;**} 


Bd  den  GoIdmfliinB  exci.  Prlgnng  auf  Piintnohiraii;.  Itar  Biittogwriaa  tat 
Bier  mit  dem  Nenn  werth  berechnet,  deckt  sich  also  nur  bei  Gold  Vit  dem  Metall- 
werth.  Bei  Silber  ist  er  in  (iold  umgerechnet  um  tlber  20"/,,  kleiner,  weil  Silber 
c.  10®/o  leichter  geprägt  wird  u.  gegen  Gold  jetzt  10%  u.  mehr  beim  Verkauf  (gegen 
die  Norm  von  1  :  15.5)  veriiert  Noch  grOsser  ist  natüilidi  die  Diffsreni  bei  Nickel 
lind  Knpfor.  Yon  dem  Gewinn  j^ehen  dann  die  FrigefcoBlHk  ftb,  weiehe  das  Beiek 
den  Münzstätten  der  Einzcbtaaten  vergütet. 

Die  Einziehungen,  Affinirnngen  und  Einschmelzungen  u.  s.  w.  der 
älteren  Ludessilbe rmtüizen  lieferten  bis  Ende  1877  folgendes  Ergebniss:  zur  Ver- 
arbeitung verwandt  543.836  Mill.  M.  oder  zu  90  M:.  p.  Pfund  f.  S.  gerechnet  6.043  MilL 
Pf.  f.  S.,  mit  einem  Schmelzergebniss  von  bloss  5.824  Mill.  Pf.  f.  S.  Daher  Yeilust 
üb  f.  S.  218,486  Pftind  («=  6.65  MilL  Thir.  Silbergeld  des  Mheren  Fusses).  Dtr 
gegen  wurde  eine  Teiyfltiing  für  das  in  den  älteren  Silbermunzen  enthaltene,  jetzt  bd 
der  Affiiiinin^  gewonnene  Gold  im  Betr.  von  1,674,238  M.  erzielt,  ein  Gcwiiui,  der 
sich  nach  Abzug  ron  Affinir-  il  Schmelzkosten  auf  1,215,165  M.  reducirte. 

Die  Beclmiiog  der  Beichsmtlnzvenrsh.  t  die  Zeit  t.  1.  Jan.  1876— 9t.  KlR  1877 
ergiebt  einen  Bruttomünzgewinn  (fast  ganz  f.  Scheidemünze)  von  29.58  MilL  M.  und 
eine  Gesammteinnahme  (excl.  den  rechuungsmassig  mit  einzustellenden  Mttnzttberschuss 
r.  27.9  Mill.  M.  aus  lb75)  von  SÜ.5  Mill.  M.  (wovon  u.  A.  11,343  Mark  Beichsaatbeü 
SB  den  Präggebtthien  ftor  das  auf  Pllvilncaiinng  geprägte  Gold).  Die  GsMUSfe- 
ausgäbe  belief  sich  auf  32.88  Mill.  M.  (wofw  5.18  Mill.  M.  PrägekostSBfeiliOtllBg 
an  d.  Münzstätten  der  Einzelätaaten,  dann  26.14  Mill.  M.  Verlust  aus  Abnutzung  u.  s.  ir. 
17.21  MilL  MJ  u.  bes.  ans  Mindererlös  beim  Verkauf  r.  1,861.569  Pü  f.  S.  in  SilbeP> 
Wien  ans  SUbermllBxen  im  Vennwerfli  7.  174.76  MilL  M.).  Daker  in  diesen  V4  Jnkna 
bereits  ein  De fi  ci  t  von  2.3S  Mill.  M.  Der  Münzilberschuss  aus  den  früheren  Perioden, 
der  im  J.  1S75  noch  um  13.4  Mill.  M.  gestiegen  war,  ist  um  dieses  Deficit  gesunken 
und  beträgt  noch  25.51  Mill.  M.  Da  die  Silber-,  Nickel-  und  Kupferprägung  im 
WesestL  beendet  ist,  ist  fltr  187T/78  o.  ff.  ein  immer  gr6aMm  Defldt  der  Rdete- 
mtlnzverwaltnnt:  nns  dem  Verkauf  u.  s.  w.  des  alten  Silbers  zu  erwarten.  Fiir  das  bis 
Ende  1877  na'  h  ileni  Nennwerthe  einffczogene  Silbergeld  stellt  sich  der  Selbstkosten- 
preis p.  Pf.  f.  Silber  auf  93.37625052  M.  (Über  90  M.  wegen  der  Abnutzung,  Schmelz- 
Iseten  imd  der  Minderhaltigkeit  der  alten  Scheidemünze  n.  s.  imd  Kt  das  bb 
dahin  verkaufte  Silber  der  Erlös  p.  Pf.  f.  S.  auf  «^0.91  ^T.  Auf  5,104.452  Pf  ver- 
kauftes Silber  ist  ein  Verlust  von  63.51  Mill.  M.  erlitten,  wovon  auf  die  Abnutzung, 
hf.z.  nicht  voUwerthige  Prägung  17.23,  auf  d.  Entwerth.  des  Silbers  45.21  Mill.  M.  zu 
rechnen  ist.  Schätzt  man,  dass  noch  ftr  100 — 150  Mill.  Thlr.  älterer  SUbefmtise 
oder  f.  3^3-  5  Mill.  Pf.  f.  S.  einzuziehen  u.  zu  verkaufen  sein  würde,  so  ergäbe  sich 
bei  einem  Abnutzungs-  und  Yerkaufsverlust  von  12 — 15  Mark  Gold  p.  Pf.  noch  eih 
Verlust  von  40 — 50,  resp.  von  60 — 75  MiU.  M.  u.  ein  Endverlust  der  ganzen  Münz- 
refonn  von  c.  25 — 50  MiU.  M.  Nicht  unbedeutend  ist  seit  der  Münzreform  der  Bein- 
ertrag der  Münzverwalt.  d.  Einzelstaaten,  z.  B.  AnschL  £  1877/78  in  Freust 6li  bei 
1.087  Mill.  M.  Einn.  408.000  M. 

*^  Aelteie  Daten  bei  üau,  Flu.  I,  §.  19b  Note  b.  Nach  dem  Betriebsplan  der 
prenss.  MtUise  Dir  1871  z.  B.  Beschafftang  des  MflnzsÜbers  dnrch  lieferanten  n 
29  Thlr.  25V,  Sgr.  u.  29  Thlr.  23  Sgr.  f  d.  Pf.  f.  S.  Jetzt  bei  der  Goldsrihranf 
hingt  der  Gewinn  der  MUnze  vesentL  rem  Stande  der  Wediselcarse  u.  daher  m  dem 
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der  Gewinn  m  mindeihaltigen,  aber  ra  einem  den 
Metellwerth  llbereteigenden  Nennwerth  anigegebenen  nnd  nm- 
kofenden  Sebeidem Unsen  ist  weder  Gebttbr  noch  ei^ntliebe 

Steuer.  Niemand  bezahlt  diesen  Gewinn  au8  seinem  Einkommen. 
Er  kann  zur  privatwirthscbaftlieheD  Einnahrae  gerechnet  werden, 
weil  er  wesentlich  ans  dem  unverzinslichen  Cred ite  herrtlhrt, 
welcher  gewiBsermassen  dem  ausgebenden  Staate  vom  gesammten 
Verkehr  in  der  Annahme  der  Selieidemtlnse  nun  vollen  Nennwerth 
Sew&brt  wird. 

b)  Der  Gewinn,  weleher  bei  der  mdirfodi  ▼orgekonunenen 
Zwangsabliefernng  von  Gold  nnd  Silber  ans  Privatwerken 
n  eineni  billigeren  Preise  an  den  Staat  gemacht  wird,  hat  die 

Nator  einer  Bergwerk  s  t  e  u  e  r  besonderer  Art.") 

c)  Nur  die  Abgabe,  welche  der  Private  dem  Staat  lllr  die 
Prägung  des  fiberreichten  Metalls  als  „Prägekosten"  (,,Mflnz- 
kosten",  „Prägegeld'',  „Mtlnzgebtihr",  ^^Schlagscbatz'')  u.  s.  w.  zahlt^ 
Juit  die  Natur  der  Gebttbr.  Diese  gehört  in  einer  Hinsieht  in  den 
•ogn.  Beglanbigangegebflhren  (§.  290,  315). 

8.  900.  —  8.  Das  Banknotenwesen. 

Wo  die  Banknotenausgabe*,  wie  mehrfach,  ausdrücklich  durch 
Oesetz  dem  Staate  ausschliesslich  vorbehalten  ist,  besteht  ein 
Notenregal.  Dasselbe  kann  vom  Staate  selbst  mittelst  einer  eigent- 
heben  (reinen)  Staatsbank  ausgeübt  oder  zur  Ansnatzong  Dritten, 
BsmentUch  Erwerbsgesellschaflen,  übertragen  sein,  einer  einsigen 
(lyprirate  Monopolbank'')  oder  mehreren.  Die  Einnahme  ans  einer 
flIeiis-Zetlelbank  hat  ttberwiegend  den  Charaeter  einer  priyat- 
wlrtbsehaftlieben  Einnahme.  Der  Gewinn  der  Bank  ans  den 
ss^  AetirgeselHMIen  oder  Anlagen,  in  der  Form  Ton  Zinsen 
^DiBcont)  u.  dgl.,  wird  unter  der  Coneurrenz  anderer  Bauken  und 
privater  Creditgeber  (Discontirer)  erlangt  und  hängt  in  seiner  Höhe 
davon  ab.  Die  finanzielle  Gegenleistung  von  Privatbanken,  welchen 
die  Ausnutzung  des  Notenregals  Übertragen  ist,  hat  dagegen  den 
Chsraeter  einer  Gebühr,  wenngleich  nicht  rein,  sondern  mit 
frivatiiiithschaiUiehen  Elementen  verbnnden,  wie  es  sehen  die  meist 
wrtmgsweise  Festsetanng  der  G^nleistnng  mit  sich  bringt  Die 


det  Oddes  %\a  dem  Auslände  Ab.  In  den  eisten  Jahren  der  Mttnzrefonn 
Oewlsn  all  jetit  8.  radi  for.  Hote. 

•>8.  dtrdber  Ra«,  Fin.  I,  §.  1S3  (i.  Abschn.  v.  Bergirerksregal).   Sogen.  Vor- 
f stecht  der  Regierong  liei  den  Privatbergwerken,  auch  niitanter  für  unedle 
^Han).  In  Sachsen  noch  iu  neuerer  Zeit  bei  den  Gold-  u.  Silberbergwerken. 
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ganxe  Frage  des  BankgesehäftB  ia  fioMisieller  Bexiehimg  ist  bereits 
im  1.  Bande  tMhaadeli  worden.*) 

Die  Aasgabe  tob    efnlVsbarem  Btaatspapiergeld  ist 

der  BuDknotenaußgabe  nahe  verwandt.  Sie  ist,  ebenso  wie  die 
Ausgabe  von  nneinlösbareni  Papiergeld  ohne  Zwanf^Bcurs  nnd 
von  solchem  nii t  Zwan gsciir8  („eigentliches''  Papiergeld)  erst 
später  in  der  Lehre  von  den  Staatsschnlden  zu  behandeln.  Ohne 
aasdrttokliches  G^etz  steht  dem  Staat  nur  die  Ausgabe  des  eigent- 
liehen^  nicht  der  beiden  anderen  Kategorieen  von  Papiergeld  ans* 
soUiesattoh,  also  als  Regal  w.^  Die  (?erhflllte)  fiinnabme  (bsL 
eispafte  Ansgabe),  welche  ans  dem  Zinsgewina  des  nicht  baar  ge- 
decklea  Theils  des  Pitpiergelds  bervoigeht,  hat  bei  dem  efailOftbarea 
oder  zwangscnrslosen  Papiergeld  den  Oharacter  einer  privatwirth« 
scbaftlichen  Einnahme  aus  Creditgeschäften.  Bei  dem  eigent- 
liehen  Papiergelde  ist  theils  dieser  Character,  theils  derjenige  einer 
Art  indirecter  Besteuerung  vorhanden,  letzteres  namentlich,  so- 
weit die  £ntwerthang  and  Wertbverminderung  dieses  Papiergdds 
den  Privaten  ök<momische  Opfer  auferlegt^) 

3.  Ohne  ansschliessende  Vorrechte  wurden  nnd  werden 
▼on  8taateii|  Qemeinden,  CommnnalrerbftndeB  n.  s.  w.  mehifach 
Bankgesohäfte  ▼ersehiedener  Art  betriebeD.*^)  Untemehmangea 
dieser  Art  fallen  finanziell  meistens  allein  oder  Überwiegend  unter 
den  Gesichtspuuet  der  pri vatwirthschaftlichen  Erwerbsanstalt. 
Doch  kommen  dabei  wohl  einzelne  Geschälte  gebtihrenartigen 
Characters  vor.**)  In  banktechnischer  Hinsicht  steht  einer  Aus- 
dehnung besonders  des  communalen  Bankwesens  (Hypotheken-, 
Lombard-|  Wechsel-,  Depositen-,  Pfandbriefgescbätl)  nichts  Wesent- 
liches entgegen.  In  socdalpolitischer  Hinsicht  wpnehi  Vieles  dalte^. 
Dann  wflide  der  GebttbreDcharacter  der  Zahlungen  f)lr  manche 
Dienste  noch  mehr  hervortreten.  —  Der  GewinnanHieü  an  Öffent- 
lichen Sparcassen  hat  mehr  privatwirthsehaftliehe  Katar.**) 

^  Ban- Wagner.  Fin.  L  208—21  1,  Wagner,  Tin.  I,  ^.  224  -  22S.  Di.- 
Iiier  in  227  Note  37  erwiüuit«  .^otenstoaer''  (f.  d.  DebtnchroitOAg  des  gettattetco 
„nngededrteii'*  KotaBbetngB)  ist  bislwr  nur  in  efnieiiM»  wc^^pa  lUlu  za  zahlen 
geiresen  u.  hat  im  Jahre  den  Ertrag  von  einigen  lOUO  M.  nicht  ftbenchllttaii. 

A.  Wagner,  Zettelb.polit,  2.  A.,  S.  1  A  f!. 

Vgl.  A.  Wagner,  Abb.  Papiergeld  in  Bluntschli's  Staatewörterb.  YIL 
*■)  Prenta.  SeehandUikg«  s.  Wagner,  Fin.  I,  §.  224  Note  1  Sladtbank 
der  Sudt  Breslau  (aacb  mit  Noteniecht,  Jahieigewinn  2— SOO,OOOM.X  Comanaal- 
atänd.  Bank  der  preoss.  0  berlaasi tz  u.  a.  m. 

**)  Z.  B.  die  Gebtüiren  der  lieichäbank  f.  otiuuc  (iu  Allg.  V«**^/m  ^*  Nominal- 
werth)  o.  renchlegMue  Depotiteu. 

Er  ist  eine  Art  Vergütung  f.  die  üebemahme  der  Ouantie.   Bicbtiger  wirf 
diewr  Gewinn  wohl  direct  u.  iudirect  den  Intereaaentea  der  Sparcaase  aa.  Gata  gt- 
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§.  301.  —  4.  Dm  V^rsiobemngsweBeii. 
Li  eiuelMn  Zweigon  kl  es  gesofaiolidith  dem  Staate  oder 
9bm  Selbetverweltiuigskgrper  (Proyinz,  Laadsebaft,  Gemeinde) 

aBSBcbliesslicb  vorbehalten  gewesen,  besonders  die  Feuer- 
Tersicherung  und  hier  wieder  die  1  m  mobiliarversichernng.  Hier 
und  da  ist  dies  nocb  so  geblieben.  Häufiger  ist  die  Concurrenz 
voD  privaten  Gegenseitigkeits-  oder  speculativen  Versicherangs- 
anstalten  (besonders  Actiengesellflchaften)  neben  den  etwa  noch 
twMiehBnden  nOffBOtliehea''  lOgelasBen  worden.  Mitoater  sind  anob 
leliiere  gani  anliiegeben.  Umgekebrt  bat  aber  aaeb  der  Staat 
itwa  neben  den  Privat?ersiebemngsanstalten  eigene  nen  be- 
gründet, 1.  B.  auf  dem  Gebiete  der  Lebens-  nnd  Rentenveraiebening. 

Grewöhnlicb  sind  vom  Staate  oder  dem  Selbstverwaltungskörper 
besondere  Anstalten,  als  vom  Staatsfiscus  oder  Communalärar 
aparte  juristische  Personen,  lür  das  öffentliche  Versicherungswesen 
enricbtet,  demgemäss  mit  eigenen  Einnahmen  und  Ausgaben, 
wenn  aacb  erentnell  mit  Garantieen,  Dotationen,  Zuschüssen  znr 
Deckung  7on  AisfäUen  Seitens  des  Staats,  der  Gemeinde.  Die 
fmriebenmgspcimien  G^Brandsteoer''  des  Offendieben  Inmobiliar- 
tamvermebemngswesens)  baben  aneb  bier  wie  bei  direeter  Leitang 
im  Saohe  dnreb  den  Staat  regelmässig  den  Gbaraeter  yen  Ge- 
bibren,  zur  Deckung  der  Kosten  der  vorgekommenen  Schäden, 
der  allgemeinen  Verwaltuugskosten  und  eventuell  zur  Ausstattung 
von  R^enetbnds.  Wird  ein  Ueberschuss  erzielt,  welcher  in  die 
Staats-  oder  Commnnalcasse  fliesst,  so  nimmt  die  Abgabe  pro  tanto 
den  Cbaracter  einer  Steuer  an,  soweit  der  Ueberschnss-Besng  niobt 
all  eine  Entschädigung  fUr  Beibilfen  nnd  Garantieen  mebr  einer 
friialwiilbecbaftlieben  £innabme  gleiebt 

Daa  Versioberongswesen  eignet  sieb  wenigstens  in  maneben 
ililgeii  (Fener-,  Lebens-,  RentenTersiebemng,  aneb  Hagel-  nnd 
TMnrersichemng)  OlLonomiscb- technisch  recht  wohl  zur  directen 
Uebemahme  auf  den  Staat  und  die  Communalverbände  oder  zur 
Betreibung  durch  selbständige,  aber  öffentliche  Anstalten.  Das 
a|)eculative  Versicherungswesen  hat  in  einzelnen  Zweigen  (Lebens- 
versicherung) Tiele  ttble  Seiten  offenbart  £in  grossartiges  öffent- 
liches Gebttbrenwesen  würde  sieb  dann  bier  ausbilden.  Die  etwaigen 
Uebaraebtsse  dabei  zn  Gunsten  des  Staats  und  derCommnnen 
hmai  sisb  fai  einer  Hinsiebt  wieder  als  eine  privatwurthsobafUiebe 

;  hathL  —  AehnÜch  (iewinne  atis  Offen tl.  Leihämtern.  Vgl  über  dleS  Alles 
I   ^B/nch,  in  d.  GuUchtco  i.  Coinman.steaerlrago,  Lpz.  1877,  S.  27 — 29. 
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Emnahme  auffassen»  so  im  Fall  einer  Garantie,  ftr  welche  de 
dne*  EntBchädignog  bilden.  Sie  haben  aber  anok  etwas  Ton  der 
Natnr  einer  Steuer  an  sieh,  wttren  jedoeh  aaeh  in  diesem  File 

ebenso  zu  rechtfertigen,  wie  der  jetzige  grosse  Gewinn  der  Brwerbs- 
Verßichcrimgsanstalten.'^) 

§.  302.  —  5.  Das  Verkehrswesen  i.  e.  8.  d.  h.  das  Commu- 
nications- und  Transportwesen:  Öffentliche  Wege  aller  Art 
und  Verkehrsanstalten.^^) 

Dieses  grosse  und  wichtige  Qebiet  ist  bereits  im  1.  Bande 
snisammenhlngend  besprochen  worden,  hinslehtiioh  der  beiden  ent- 
scheidenden Ponete,  der  (eventnell  anssehliesslichen)  Uebernahme  ' 
anf  den  Staat  and  die  Selbetrerwaltongskörper  ind  der  leitenden 
Finanzprincipien  der  Verwaltnng.'*)  Dort  sind  auch  die  ChUnde 
dargelegt  worden,  warum  ein  Theil  der  Wege  und  VerkehrsanstaltCD, 
namentlich  die  Eisenhahnen,  mit  als  privatwirthschaftliche  Erwerbs- 
zweige, daher  in  der  im  1.  Band  enthaltenen  Lehre  vom  Prival- 
erwerb,  ein  anderer  Theil  dagegen  als  Gebühren- Einriehtnngen, 
daher  jetzt  an  dieser  Stelle  bebandelt  werden.  Es  sind  namenttteb  i 
Rfieksiehten  anf  die  Höhe  des  in  den  versehiedenen  Wegen  and 
InstaMen  steckenden  Kapitals  nnd  avf  dieNothwendigkeit, 
dieVersinsnng  und  erentnell  die  Amortisation  dieses  Kapitals 
sicher  zu  stellen,  welche  jene  Scheidung  veranlasst  haben.  Unter 
Vcnveisnno^  auf  die  Ansfllhrungen  im  1.  Bande,  besonders  auf  die- 
jenigen in  dem  Abschnitt  über  „das  Verkehrswesen  und  seine 
staatliobe  and  finanzielle  Behandlang  im  Allgemeinen^y^)  wo  den 

^)  Die  Frage  ist  in  der  Vidkswirthsch&ftspolidk  za  eriedigen.  Die  eiiiseitige  Ba* 

ffunstigung  des  „specnlativen"  Versicbeningswesens  in  der  neueren  Theorie  (Smith'sch? 
Schale)  und  in  der  T'raxis  hat  gerade  in  DeutM  hland  in  neuester  Zeit  wieder  einer 
richügereo  Würdigung  den  „üüentUcheu"  Veri>icherungswe:]6itö  Platz  gemacht.  Vgl 
dieBariebte  Uber  d.  prenst.  Offiemll.  Pea«rfeislehefiiagBaaiilalteii  in  Engel's  Preosk 
Stat  Ztschr.  (hes.  v.  Brämer\  die  Mittheil.  d.  Vereins  d.  öffentl.  Feuervci-sichenings- 
aubtalten  u.  A.  in.  Der  mehr  gegnerische  Standpunct  gut  bei  Makowizka,  Abb. 
Versich.wes.  in  Bluutschli's  Staatswörterb.  XL  Anregung  der  Idee,  das  Fcuer- 
venfchemngsvMen  auf  daa  Reich  zu  nbeitragen,  durch  den  Socialdemokraten  Bitting- 
hau.sen.  Grosso  ViTsrhiodenhcit  der  Gesetzgebung  u.  des  ZustMidli  det  Yenicbenuig»- 
iresens,  bes.  gegen  Feuerschaden,  in  den  deutschen  Staaten. 

")  Seit  dem  Eischeioen  des  1.  B.  meiner  Fin.triss.  in  d.  2.  Au£.  ist  jetzt  dal 
vorzugliche  Werk  r.  ELSaz,  d.  Verkehrsmittel,  B.  1,  W  ien  1S7S,  veröffentlicht  vorden. 
In  allen  Hauptpuncfcn  (mit  theilweiser  Ansnahint^  d«?r  „delcgirten  öHentl.  üntemehmnn?" 
vou  Sax)  beiinde  ich  mich  in  Uebereinstimmuug  mit  diesem  Werke,  wie  sich  au» 
B.  1  der  Fln.iri88.  ergiebt  Für  die  principiellen  EieTtorangen ,  welche  eist  in  der 
VollBnrjdl.politik  anzustellen  sind,  beziehe  ich  mich  hier  auf  Sax.  Auch  in  den 
finanz.  Fragen  Wahl  der  Finanqoincipien,  Tarifweeen  bei  der  Polt,  TaUgnH^) 
stimmen  wir  mciätcns  uberein. 

••)  Ban-Wagner,  Fla.  I,  §.  214—219«  dann  220-228  n.  224—227;  Wagner, 
Fln.  I.     232—287.  dann  §.  236—240  u.  241,  242. 

Die  in  m.  Note  gen.  $§.  (Abachn.  16  der  2.  Aaü.). 
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kttllglieheD  6eb11hreii-l<inriohtaDgeD  sokoa  ihie  piineiinell  richtige 
Stellung  gegeben  nod  die  allgemeinen  Gnmdsätze  für  deren 
tinanzielle  Verwaltnng  aufgestellt  worden  sind,  ist  bier  jetzt  nnr 
noch  eine  nähere  Rehandlnng  dieser  finanziellen  Seite  oder 
der  Einrichtung  der  Gebühren  erforderlich,  und  zwar  für 
folgende  Zweige  des  Gebührenwesens: 

»)  Die  Offenilicbeii  Wege,  munentliob  die  Kunststraif  en 
fCbensseeen)^ 

b)  Die  Brfleken. 

e)  Die  OffeBtlieben  natttrlicben  Wasserstraseeiii 

besonders  die  Flttsse. 

d)  Die  Einrichtungen,  welche  mit  den  Wasser-  und  Landstrassen 
für  die  Zwecke  des  Transport«  u.  s.  w.  in  Verbindung  stehen: 
Scbifffahrtszeicben,  Leacbtthürme,  Häfen,  Qnais, 
iLrahne  n.  dgL  m.  Daui 

e)  die  den  Terigen  nabe  venrandten  EinrichtuDgen  flir  den 
Hndel,  lllr  den  McMh  ondMarktverkebr,  wie  Verkanfaplätse, 
Liden,  Niederlagen,  Entrepots,  Waagen  n.  e.  w. 

f)  Loeale  Verkebrianft alten,  kleine  Dampfbabnen, 
Pferdebahnen,  auch  Omnibuswesen. 

g)  Die  Post 

h)  Die  Telegraphier*) 

In  den  fünf  erstgenannten  Zweigen  erfolgt  vielfach  Staats-, 
iVorincial-  und  Kreis-  und  Gemeindethätigkeit  neben  einander. 
Daher  Staats-  und  C o m m n d a  1  gebttbren.  Die  finanzielle 
Bagefamgy  die  Erbebang  von  Gebttbren  flberiiaapt  nnd  die 
Htte  der  Gebllbren  bängt  anf  diesen  Gebieten,  besonders  aof 
ta  drei  ersten,  eng  mit  der  ganten  gesebiebtlioben  Entwieklnng 
nnd  dem  Verwaltungsrecht  des  Wegewesens  u.  8.  w.  zusammen. 
DafUr  muss  aul  den  3.  und  4.  Hand  des  Lehrbuchs  (Wirthschaft- 
Kche  Verwaltungslehre)  verwiesen  werden.  Im  Folgenden  wird 
möglichst  nur  die  finanzielle  Seite  behandelt,  aber  die  volle  und 
ei^shende  Begründung  ancb  fttr  die  dabei  vertretene  Aoffassung 

Die  AbtheilangcD  sub  d  and  <;  werden  gewöhnlich  nicht  hiorher  gezahlt,  ge- 
Mm  aber  hierher.  Bau  b«huidelt  a  bis  d  kurz  bei  dea  Gebühren  (§.  238 — 244, 
i.  L),  «Im  iiiifttadcor  air  das  Otraweugtld  (f.  3SS  IL),  dun  mar  den  Be^^ra 
*«'  Poit  S.  205—219»  (z. Th.  in  Verbind,  mit  der  volksw.sch.polit.  Seite,  die  irh  im 
FolgeiideD  möglichst  gepen  die  finanzielle  zunlcktrefen  lasse),  din  T   1  e  sr  r  a  p  In- u 

tSldb.    S.  auch  Kaa,  Volks«'.sch.polit  II  (5.  A.),  über  „Ucistdi.  d.  Strassen'' 
Ü  Ul  «.  tiket  „Mtttol  t.  Bmintz.  d.  SCnnen**  §.  2e»>-372ft,  vo  auch  die  Post 
IWWiknt   S.  sonst  R.  v.  Mohl.  Polizeiwi^s ,  Stein,  TIandb.  d.  VenrJ.,  2.  A* 
Miri#r»  MO.  Yenrjecht  U  a.  d.  in  Note  3» 
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kann  erst  in  deo  genannten  Banden  stattfindoD.  Danelbe  gilt  m 
den  wieder  ▼ielfaoh  anders  als  das  Wegeweeen  steheidiB  Veikilii- 
anslalCen  der  Poet  nnd  der  Telegraphie.^) 

§.  303.  —  a)   Die  Wege. 

Seit  Alters  sind  die  fHr  die  allgemeine  BenatzuDg  bestimmten 
Wege  öffentliche,  d.  h.  vom  Staat  oder  einem  autonomen  Local- 
körper  hergestellte  nnd  verwaltete.  Es  handelte  sieh  dabei  ?o& 
jeher  um  eine  mit  bedeutenden  finanxiellen  Lastaa  verbondene 
Aufgabe,  deren  Dnrehflüunuig  Yon  der  zwedkateigeii  Aaf bringoag 
dieser  Lasten  mit  abhingig  war.  Die  Erhebang  «mer  beaenderen 
Abgabe  von  den  Benutsern  ftkr  diesra  Zweek  in  der  Fem 
eines  Wegegelds  hat  zwar  auch,  wie  in  andern  ähnlichen  FiUen, 
zu  Missbräuchen  geführt,  so  in  der  Aufstellung  eines  „Strassen- 
regals**,  das  ein  Finanzregal  sein  sollte.  Aber  für  die  Höhe 
jener  Abgabe  war  gewöhnlich  durch  das  Verkehrsbedürfniss  eine 
Grenze  gezogen»  welche  nicht  leicht  überschritten  werden  konnte.*^) 
Nur  ausnahmsweise  haben  daher  die  Einnahmen  aus  dem  Wege- 
geld XL  dgl.  wcnigslena  in  neaerar  Zeit  einen  wifküehen  Uebe^ 
sehoss  Uber  die  Kosten  ergeben  und  damit  dem  Wegegeld  des 
Charaeter  einer  Wegeslener  yeriieheo.  In  der  Bogel  Uefeite 
das  Wegegeld  nur  einen  Beitrag  zur  Kostendeckong,  oft  nur  n 
den  Kosten  der  Erhaltung  des  Weges  und  hat  damit  die  I^alur 
der  Gebühr  behalten.^^) 

*)  BaQ*8  Beh&adlimg  entspricht  dem  heat  Stande  dei  Lehre  r.  Yeckehx8Vfl«en 
i.  e.  8.  niobt  mehr  guiz,  ebensoireiii;  B.  ?.  Mohl  in  b.  Polizeiwin.  II  (S.  A.),  %,  174 

bis  180.  Vgl.  dagegen  L.  Stein,  Ilandb.  d.  VenrJehre,  i.  A.,  S.  348—428  nnd 
H.  Rösler.  D.  Vervtralt.recht.  II,  ^  442,  beide,  b«.  SOsler.  »ach  f.  d.  Geeett- 
gebang.   Dann  Saz  a.  a.  0. 

^  Die  ZSlle  im  früheren  Mltteliltar  stiici  tbanrlAfflod  f eVahraiartife 

Abgaben  fOr  die  Benutzung  u.  Abnutzung:  <l<  r  Wege  u.  w.  gewesen,  waren  daher 
als  Wiederei-stattnng  eines  gemachten  Kostenaufwands,  als  Bt/.HhhuiiX  einer  erlangten 
Förderung  gedacht.  So  im  fränkischen  lieiche,  vgl.  Falke,  Gesch.  d.  dentschen 
Zollveeens  (Lpz.  1869),  8.  15,  21.  Frtth  aber  fand  eine  Entartung  zu  anrichtig«a 
eigentlichen  Stenern  statt:  th.  durch  Erhöhung  der  S&tze,  th.  u.  bes.  durch  Vermchning 
der  ZoUstAtten,  Zirang  zur  Benutzung  von  Strassen,  Bracken,  th.  durch  Erhebung  m 
Abgaben,  denen  gar  keine  Gegenleistung  mehr  entsprach,  irie  bei  vielen  FlosszAlleD. 
Teigebens  klnpft  die  kais.  Macht  dagegen,  sie  b&lt  aber  an  dem  Gebtthrenprincip  in 
Wegewesen  u.  s  noch  spät  fest,  t.  B.  unter  Sigismund,  Friedrich  UL  im 
16.  Jahrh.,  Falke  S.  63,  56  ff. 

8.  Uber  die  Ausgaben  Wege  n.  s.  w.  Bnn-Wagner,  Fin.  I,  §.  T^t, 
bee.  Note  g,  Wagner  I.  %,  1S6.  Weitere  Statistik  s.  in  d.  V«lhsvJch.polit.  i^B.  3). 
Die  Einnahme  aus  den  Chausseegeldem  des  Staats  war  in  Preussen  in  den  letzten 
Jahren  vor  der  Aufhebung  (1^75)  c  1.6  MiU.  Thlr.  Die  Unterhaltung  der  Staate- 
nlisnwetm  (ebne  grOasere  önbanien,  die  mit  Kenbuten  mmBenhlngen)  kssielt 
c  4.5  Mill.  Thlr.,  also  das  Dreifache.  Aeltere  Daten  bei  Bnu,  Fin.  I«  %.  239  Kote. 
Ohne  genaue  Unterschcidunp  der  Arten  der  Kosten  (Neubau,  grösserer  ümban  — 
Beides  gewöhn!,  in  einzelnen  Jahren  st&rker  wechsehid  —  gewOhnL  Unterhaitongv- 
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Das  Wegegeldwesen  steht  daher  anob  gesohichtlich  und  im 
hentigen  Verwaltungsrecht  in  enger  Verbindung  mit  der  Rege  lang 
der  Wegelasten,  d.  h.  mit  der  gesetzlichen  Regelung 
der  Anfbringung  der  Mittel  t'Ur  den  Bau  und  die  £r- 
haltang  der  Wege  und  ist  nur  eine  derFonnen  neben  anderen 
ZQ  diesem  Zwecke.  Von  besonderer  Bedentnng  wird  diese  Begelnng 
m  folgenden  drei  FftUen:  bei  der  ersten  Herstellung  nener 
Wege,  bei  teehniseb  wegen  dwBodenverbfthnisse  sehwierigen 
Wegestreeken  nnd  neuerdings  besonders  bei  den  teebniseh 
vollkommeneren  Wegen,  also  bei  den  eigentlichen  Knn  st  Strassen 
(Cbausseeen),  welche  einen  viel  grösseren  üerstellungs-  und  £r- 
kaltnngsanfwand  machen. 

Die  volle  Uebernahme  dieses  Aufwands  auf  die  Casse 
der  Gemeinde  oder  des  Kreises  oder  vollends  der  Provinz  nnd 
des  Staats  nnd  damit  der  unbedingte  Wegfall  jedes  Wege- 
gilds  der  fiennüser  ist  jedenfalls  niebt  allgemein  grnndsftts- 
lieb  stt  terlangen.**)  Denn  wenn  aneb  das  Wegewesen  nnd  speekU 
«is  KnniMassennets  im  allgemeinen  9ifentliebM  Interesse  liegt  und 
wegen  des  letzteren  mit  Recht  zu  einer  öffentlichen  Angelegenheit 
in  den  Händen  des  Staats  oder  eines  Selbstverwaltungskörpers  ge- 
macht wird,  so  knüpfen  sich  an  die  Wege  und  Kunststrassen  doch 
ansserdem  gewöhnlich  nachweisbare  nnd  selbst  einigermassen 
messbare  ökonomische  Sonderinteressen  einzelner  Gruppen  oder 
Isdifidnen  der  Bevölkerung  an.  Dieses  Sonderinteresse  an  einer 
ttwsis  stellt  dne  Leistung  des  Wegewesens  fttr  bestimmte 
Kategorieen  von  Personen  dar,  welebe  anderen  Personen  niebt 
oitt  niebt  in  demselben  Maasse  su  Gute  kommt  Desbalb  ist 
prineipiell  eine  specielle  Gegenleistung  in  solchem  Falle 
QSdals  eine  Form  dieser  Gegenleistung  auch  das  Wegegeld  gerecht- 
fertig t.  Diese  Auffassung  wird  nicht  dadurch  widerlegt,  dass  man 
mit  Raa  das  Wegegeld  in  Ansehung  seiner  volkswirthschaftlichen 
Wirkungen  als  einen  Theil  der  Frachtkosten  ansieht,  welche  in  der 
B^pl  ras  Kltufer  in  den  Waarenpreisen  vergtitet  wUrden.  Denn 
m  amb  luzugeben  ist,  dass  unter  freier  Ooneunrena  eine  be- 
i^gMm  Tendem  Torliegt  und  bdm  Wegfall  des  Wegegelds  alle 
iMtesr  des  Landes  dureb  den  niedrigeren  Preis  vieler  Güter  Nutuen 


hin)  sind  Vergieidie  zwischen  Eiiuiahme  und  Kosten  misslich.  StMts-Mauthen  in 
9M  Ostl«rrei«B  iSn  A.  1,657,000  S.,  Belglaa  187T  iL  BrSdton-,  GmmI-  mä 
mrfe  leider  1.8  Min.  Fr. 

^Sa^ilJtockiSnz,  I,  m. 
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$.  B.  1.  X.  3.  A.  Sylt  d.  vdMithieli.  flebShm.  §.  304. 


haben  ki^nnen»  so  besteht  hier  doeh  ein  langsamer  nnd  schwieriger 
UebervrUsnngsprooess  nnd  jener  NoAsen  ist  nnsieher  nnd  in- 
gleiehmassig/^) 

§.304.  Die  Aufgabe  bei  der  Regelung  der  Wegelasten 
ist  nun,  zu  bestimmen: 

a)  einmal,  welcher  Körper,  Staat,  Provinz,  Kreis,  Gemeinde 
den  betreffenden  Weg  übernehmen,  nnd  eventuell  daftir  die  Kosten 
tragen  oder  welches  gemeinsame  Zusammenwirken  von  swei  oder 
mehr  dieser  Körper  dabei  eintreten  soU; 

fi)  sodann,  ob  nnd  ftlr  welchen  Antheil  die  Gasse  sohte 
Körper  die  Kosten  sn  tragen  habCi  daher  ob  nnd  wie  weit  das 
Prinetp  der  rehien  Ansgabe  oder  das  Prineip  von  „Leistung 
und  Gegenleistung'^  m.  a.  W.  das  GebU hrenprincip  an- 
zuwenden sei; 

y)  endlich,  wenn  letzteres  bejaht  wird,  wie  dies  Prineip  zu 
verwirklichen  sei,  daher  auch,  ob  und  wie  weit  sich  die 
£rhebnng  von  Wegegeld  statt  oder  neben  anderen 
Formen  dafttr  empfehle  nnd  wie  dies  Wegegeld  dann  zu  nomuien  sei 

Die  beiden  ersten  Aufgaben  betreffen  allgemeine  PrindpieB- 
fragen  ;der  Wegeordnnng,  welehe  hier  in  der  Fmanswiaseaschaft 
nnr  soweit  zu  bebandeln  sind,  als  von  ihrer  Entseheidmig  die 
ledigUDg  der  dritten  wescntlicb  finanziellen  Aufgabe  abhängt. 

a)  Die  erste  Frage  ist  nur  historisch  nnd  örtlich  relati? 
zu  beantworten.  Die  Grösse  des  Staats,  die  Entwicklung  des  ge- 
sammten  Strassen wesens,  namentlich  einschliesslich  der  Eisen- 
bahnen, die  Politik,  welche  der  Staat  in  Betreff  der  lotitcieD 
▼erfolgt^  —  daher  ob  Staate-,  ob  Prlyatbahnsystem  — ,  die  grösssM 
oder  geringere  allgemeine  Bedentnng  bestimmter  StrasBCMlIge 
nnd  bestimmter  technischer  Strassenarten  fnr  die  Berölkernng  des 
g  an  sen  Staatsgebiets  oder  gewisser  AbtiieOmigen  desselben,  aneh 
fUr  das  eigene  Staatsinteresse  «selbst,  z.  B.  für  das  militärische 
Interesse,  der  Wohlstand,  daher  die  ökonomische  und  finanzielle 
Leistungsfähigkeit  der  verschiedenen  Gebietstheile  n.  a.  dgl.  m.  sind 
die  fflr  die  Entscheidung  massgebenden  Factoren.  In  Mittel-  und 
Kleinstaaten  wird  man  daher  etwa  Staats-,  Kreis»  und  Gemeinde- 
strassen nnterscheiden,  in  Grossstaaten  kann  an  die  Stelle  des 
Staats  die  ProTuis  treten.  WtlDSchenswerth  ist  aber,  hmsichtlich 

**)  Kau,  Fin.  I  240,  auch  in  Bezug  auf  die  Frage  der  Zweckmässigkeit  der 
Aufhebung  ohne  festes  Prineip.  Sax  bringrt  diese  Frage  mit  Recht  in  Verbindung 
mit  dem  Uiteiiäintätttgrad  des  Wegenetzes.   S.  u.  §.  304,  d.  Auüfuhr.  sab  ^  u.  305. 
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teTngoDg  der  Koitoii,  ^ZuBammenwlrkeii  der  Tenoldedeiieii 
Klirper  hemutoHei»,  etwa  so,  dMs  der  grOieere  Kdrper  saMdiir 

eintritt,  wenn  die  Lasten  für  die  nächst  kleineren  in  einem  gewissen 
Zeitraam  einen  bestimmten  absoluten  oder  relativen  Betrag  tlber- 
iteigen  oder  so,  dass  gewisse  technische  Leistungen  von  dem  einen, 
andere  von  dem  anderen  Übernommen,  z.  B.  die  Lasten  der  ersten 
Hersteilong,  Hanptreparatnr  und  laufenden  £rhaltang  venchieden 
fcrtheill  weiden.^) 

0)  Die  swelte  Frage  ist  dahin  so  beantwoifeiiy  dass  die  Ver- 
■mtfning  gegen  ▼ollrtindige  Uebemahme  der  Koeton  des  Wege- 
weeens  anf  den  öffentlicben  KOrper,  also  gegen  Wegfall  jeder 
Gegeuleistung  der  Interessenten  spricht.  Im  coucreten  Fall  muss 
der  Beweis  für  diese  Forderung  erst  geführt  werden.  Er  ist  aber 
anter  Umständen  zu  führen  und  zwar  unter  Berücksichtigung  der 
unter  der  vorigen  Cbi£^e  a  angegebenen  Momente.  Bei  hoher 
and  gleichmäaaiger  Ansbildang  des  Wegewesens  (incL  der  Eisen- 
biluien)  im  gansen  Staatsgebiet  aof  Staatskosten  lässt  sieh  der 
FtttfaD  der  Gegenleistnng,  aoch  des  Wegegelds,  wohl  anf  Staats- 
Blnssen  billigen  und  analog  anf  den  Wegen  der  anderen  Körper. 
Eb  wird  dann  die  „differentielle''  Wirknng  des  Wegewesens  an 
Bedeutung  so  zurücktreten,  dass  sie  unbeachtet  bleiben  kann.  — 
Xach  denselben  Gesichtspuncten  ist  die  verwandte  Frage  zu  be- 
antworten, welcher  Tbeil  der  Kosten  des  Wegewesens  auf  eine 
öffentliche  Gasse  zu  übernehmen  und  welcher  doroh  Gegenleistung 
der  Interessenten  zu  decken  ist.  Mit  der  allgemeinen  gleicbmässigen 
AmdefaniiBg  des  Wegenetses,  der  Knnststrassen  nnd  (Staats-)£isen> 
bdttea  wird  es  sidi  leehtfertigen  lassen,  den  OffenÜichen  Beitrag 
Imcr  mehr  sn  TSi^rOssem. 

Die  Geschichte  des  Wegewesens  und  der  Wegelasten,  speciell 
des  Wegegelds  auf  Kunststrassen  ist  natürlich  von  manchen  ver- 
schiedenen Umständen,  namentlich  von  der  (Jestaltung  des  par- 
ticolaren  Verwaltnngsrechts  und  von  der  Finanzlage  der  Öffentlichen 
JKftrpsr  abhängig  gewesen.  Die  Entwicklang  geht  aber  vidfaoh 
mtiu  oben  aogedentete  Ziel  hin. 

Vgl  i.  B.  das  bad  ische  StrasfieDgeäcU  v.  H.  Jan.  186S  (darüber  Bau* 
VAgier,  Fb.  I,  |.  88d  Kote  a,  Wagner,  Fln.  I,  %.  45  Note  83).  Das  preoss. 

T.  S.  Joli  1675,  wodurch  o.  A.  den  ProrinzialTerbänden  u.  s.  w.  Dotationen  aus 
Staatsmitteln  f.  d.  Neubau  v.  chaossirten  Wegen  o.  f.  üuterstüt/.unn:  «l<'s  (p^meinde- 
«nd  Kreisv-egebaiu  (§.  4  d.  Ges.)  gewährt  u.  durch  §.18  11.  die  Yerwaituug  und  Unter-  * 
Ukng  der  Staatedkawseea  unter  wctteier  Dotirong  mit  19  MÜl.  H.  mm  StutBinittaln 
^b«rtng^n  \rarde.  F.inc  allgemeine  Wegeordnnng  ist  in  Preussen  nocb  immer 
aria  vk  SiMde  fskommen. 
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8.  B.  1.  K.  3.  A.  SyiL  d.  fdbwiidHeh.  OebOliMii.  §.  SOS. 


§.  t05.  ^  f)  ^  Annahme  des  Gnindsities  Ton  „Leiitnng 
nnd  Gegenleistung^  im  Wegewesen  ist  in  den  Mberen  ?e^ 
lilltnissen  des  ?erl[ehra  gewOhnüeh  sehr  woU  begrttndet  nnd  ge- 
schichtlich nachweisbar  oft  eine  Vorausgetznng  dafUr  gewesen,  dssB 
überhaupt  erheblichere  Verwendungen  für  Herstellung  und  Ver 
besserung  der  Wege  möglich  waren  und  geschahen.  Bei  dem 
Druck  eines  in  kurzer  Zeit  erfolgenden  grösseren  Aufwands  nnd 
bei  der  differentiellen  Wirkung  des  Nutzens  der  Wege  auch  nit 
gutem  Ökonomischen  Grunde.  Diese  VerlüUüusse  ändern  sieh  mit 
der  allgemeinen  Entwieklnng  des  YeriLehis  nnd  des  Wegewesem. 
Aber  anoh  dann  gestattet  nnd  rerlangt  oft  selbst  der  Gmndsats  ron 
Leistung  nnd  Gegenleistung  nooh  seine  Anwendung,  um  die  Wege- 
last möglichst  gerecht  und  ökonomisch  zweckmässig  zu  yertiieilen 
und  dadurch  auch  die  Ausdehnung  und  Verbesserung  des  Netzeb 
zu  erleichtern. 

Je  nachdem  nun  yersehiedene  Gruppen  von  Interessenten  nnd 

diese  auf  verschiedene  Weise  zu  den  Lasten  herbeigezogen  werden, 
ergeben  sich  verschiedene  Arten  der  Verthei  1  ung  der  Wege- 
lasten oder  des  WegegebUhrenwesens,  denn  unter  den 
GebUhrenbegriflF  fallen  alle  diese  Beisteuern  zur  Tragung  der  Wegc- 
lasten,  welche  auf  einer  Herbeiziehung  wegen  besonderen 
Vortheils  und  wegen  besonderer  Kostenverursachung  (durch 
Abnntsung  des  Wegs)  beruhen,  wenn  diese  Momente  auch  nicht 
allein  dabd  mitspielen.  Die  Tenehiedoien  Systeme  können  auch 
gleiehzeitig  neben  einander  bestehen,  wie  in  Wirkliehkeit  früher 
nnd  jetzt  yielfaeh. 

(1)  Im  einen  Fall  hlUt  man  sieh  an  difQeiiigen  Pessonen  und 
kleineren  Local-Gemeinsehaften,  wekhe  durch  ihren  Wohnsits 
ein  näheres  Interesse  an  dem  Wege  habeui  ihn  auch  gewOhnlieb 

in  Folge  ihres  Berufs  am  Meisten  be-  und  abnutzen.  Unter 
diesen  lieben  sich  wieder  die  Grundbesitzer,  mitunter  auch 
andere  Gewerktreibende  mit  besonderen  grösseren  Vor- 
theilen und  zum  Theil  Abnutzungen  des  Wegs  heraus.  Die  ersteren 
erlangen  leicht  auch  noch  den  weiteren  Vortheil,  dass  ihr  Grund- 
besitz im  Werthe  steigt  m  Folge  des  besseren  Absatzes, 
grosseren  Mensehenaudrangs  u.  s.  w.  Neben  die  Rtteksieht  aaf 
den  Sonderyortheil  tritt  aber  mehrfach  der  Gesiehtspunct  aber 
Offentliehen  Pflicht  des  Einseinen,  ftlr  die  Zwecke  der  Ge- 
meinsehafty  su  doien  das  Wegewesmi  einmal  gehört,  mit  beizutragen. 
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Deshalb  haben  die  geforderten  Leistungen  znr  Tragnng  der  Wege- 
lasten  den  gemiscbten  Character  der  Gebtlbr  and  der  Steuer. 

Die  einzelnen  wichtigen  Formen,  in  denen  sich  die  Betheiligung 
vollzieht;  sind  Wegefrohnden  der  Ortsbewohner,  speciell  der 
Grundbesitzer;")  unentgeltliche  Materiallieferungen  für 


^)  Vgl.  £ao,  FId.  I,  §.  243.  Er  sagte  u.  A.  darüber:  „Die  Strassen frohnden 
Verden  entveder  bloss  auf  die  Beifuhr  der  Materialion  far  den  Strassenbau  beschränkt 
und  den  Besitzern  von  Zugvieh  allein  aufgelegt,  oder  sie  bestehen  aach  in  Hand- 
irbeiten  des  eigentlichen  Strassenbaus ,  sowohl  bei  der  ersten  Anlegung,  wie  bei  der 
jihrhchcD  Unterhaltung.  Der  oft  aasgesprochene  Grund,  dass  die  Landbewohner  Zeit 
)^Qg  übrig  hätten ,  um  zu  dem  Baue  der  ihnen  vorzüglich  nützlichen  Strassen  mit 
zu  arbeiten,  ist  bei  einem  guten  Betriebe  der  Landwirthschaft,  wo  es  für  jede  Jahres- 
zeit 0.  \\'itterung  Geschäfte  giebt,  nicht  richtig.  Die  Landwirthe  sollten  nicht  allein 
belastet  werden,  denn  alle  Besitzer  von  Zugvieh,  alle  Erwerbsleute  u.  selbst  alle  Zehrer 
in  den  )>eaachbarten  Ortschaften  empfinden  den  Vortheil  der  Strassen.  Die  Befreiung 
der  landwirthschaftl.  Fuhren  vom  Strassengeld  ist  für  die  grosse  Beschwerde  der 
Frohnden  ein  unzureichender  Ersatz:  in  Baden  wurde  diese  Befreiung  auf  2ü,U00  fl., 
der  Belauf  der  Frohnden  auf  mindestens  200,000  ä.  angeschlagen.  Die  Frohnden  ver- 
lieren auch  durch  die  Verlegung  auf  die  Zeit,  wo  die  Feldarbeiten  grOsstentheihi  ruhen, 
keiaeswe^  ganz  ihr  Lästiges,  zumal  da  es  der  Willkohr  der  Beamten  überlassen  bleibt, 
ob  sie  entferntere  Gemeinden  beiziehen  wollen  [was  sich  freilich  gesetzlich  u.  durch 
V«rordoungeo  regeln  Hesse,  W.],  auch  die  Leistung  in  einer  schwach  bevölkerten 
Gegend  für  jeden  Einzelnen  weit  stärker  wird,  als  da,  wo  längs  der  Strassen  viele 
Üitschaften  liegen.  (Vgl.  bad.  Landtagsverhandl.  1S2&,  III,  2t)— 77).  (Wirklich  auf- 
gehoben wurden  die  Strassenfrohnden  in  Baden  1S31).  Könnte  eine  solche  Beihilfe 
n  den  Kosten  des  Strassenbaus  nicht  entbehrt  werden,  so  wäre  es  angeme!»sencr,  allen 
Geaeinden  in  der  Nähe  der  Strassen  einen  Geldbeitrag  aufzulegen  (Zachariä, 
iu  d.  bad.  Verhandl.  v.  1S2S,  III,  67),  etwa  mit  der  Unterscheidung  mehrerer  Classec 
uch  d.  Entfernung  u.  mit  der  Erlaubniss,  die  Geldleistung  abzuverdienen."  —  Die 
Straaseafrohnden  sind  wie  andere  Frohnden  des  öffentlichen  Kechts  (Bnrgfrohnden  und 
dcffL  mehr)  geschichtlich  aus  den  älteren  Verhältnissen  vorwaltender  Naturalwirthschaft 
ud  unentwickelten  Geldsteuerwesens  zu  erklären  und  waren  fUr  ihre  Zeit  ganz 
zweckmässig.  Uebermässig  wurde  die  Last  vornemlich  mit  dem  Untergang  der  Gemein- 
fresheit  der  ländlichen  Bevölkerung  u.  später  hio  u.  da  im  Zeitalter  des  fürstlichen 
Absolutismus  (17.  u.  18.  Jahrb.).  Vgl.  im  Allg.  Sax,  S.  109,  bes.  201  IT.,  v.  Maurer, 
Gesch.  d.  Frohnhöfe  u.  s.  w.,  III,  527  (Zusammenhang  der  Frohnden  zum  BrOcken- 
Qüd  Wegbau  mit  den  sogen.  Kriegsfrohneu :  ursprünglich  die  öQ'entl.  Wege  blosse  Ueer- 
ftraasen  gewesen  u.  auch  so  genannt).  —  In  der  absolutist  Periode  besondre  Aus- 
dclmnng  der  Wegefrohnden  mit  vielen  Missbräuchen  in  Frankreich,  namentl.  im 
l^JahrL,  ein  Hauptangrifispunct  der  Physiokraten.  S.  Sax,  S.  203.  DeLavergne, 
eomoüstes  franc  du  XMU.  siecle  (Par.  1870),  p.  2tiO  ff.  über  Türgot's  Versuch, 
die  Wegefrohnden  (Conröes)  aufzuheben  u.  dafür  eine  Steuer  auf  die  Grundeigeiithümer 
u£calegen,  1776.  Von  Neuem  1787  diese  Massregel  vorgenommen.  Die  beabsichtigte 
£mtZ8teuer  in  Geld  in  der  Kerolutionsporiode  nicht  durchgeführt  Neue  Regelung 
dieser  Verhältnisse,  nach  verschiedenen  Einrichtungen  während  der  Bevolutions-  und 
Kiiserzeit  durch  Ges.  v.  28.  Juli  1824,  nebst  (ies.  v.  2t.  Mai  1836.  S.  die  gute  Dar- 
iteUug  von  V.  Braach,  d.  Gemeinde  u.  ihr  Finanzwesen  in  Frankreich,  Lpz.  1874, 
i  97  ff.  Im  AUgem.  kann  von  jedem  Manne  zwischen  18  u.  60  Jahren  in  der  Ge- 
oeiBde  eine  ixkgige  Arbeitsleistung  gefordert  werden,  deren  Umwandlung  in  Geld 
I  öich  einem  Tarif  aber  jederzeit  dem  Pflichtigen  erlaubt  ist  (jleiche  Verpflichtung  für 

Besitzer  von  Karren  u.  Wagen,  Last-,  Zug-  u.  Reitthiercn.    Guter  Erfolg  für  den 
PWban  u.  die  Erhaltung  der  Wege.  S.  auch  d.  (iutachten  in  d.  Communalsteu erfrage, 
[Ipt  1877,  V.  Metz,  S.  248  u.  von  v.  Keitzenstein,  S.  137,  bes.  S.  143  ff.  — 
^>Tp4ichtung  der  Einwohner  der  an  der  Strasse  liegenden  (iegend  zur  Arbeit  mit 
i  littd»  u.  Spanndiensten  bei  d.  Unterhalt,  q.  Besscning  der  Wege  nach  preuss.  Land- 


^         8.  fi.  1.  K.  8.  A.  Sylt  d.  TolbwIfiML  Gebolma.  §.  80ft,  306. 


dfiD  StnunenlMiay  Seitens  der  anEogoideo  Grandbedtaer^^ 
Ansfahrung  eiozelner  Straasentheile  duoh  die  letetem 
selbBt  oder  ganz  auf  ihre  Kosten;^^)  „pavsehalirto  Gebtthren^  in 

der  Form  von  Sonder-Beiträgen  Seitens  der  Grandbesitser  und 
einzelner  andrer  Personen,  z.  B.  Wald-,  Bergwerk-,  HUtteubesitzei 
u.  dgl.  m.,  welche  von  der  Strasse  einen  ausnahmsweise  bedeutenden 
Vortheil  haben  oder  sie  ungewöhnlich  stark  abnutzen,  —  wo  der 
Beitrag  z.  B.  ortsstatutarisch ,  eventuell  auch  durch  Verabredaug 
festgestellt  werden  liann;^)  endlich  ähniiehe  Beiträge,  eventaeU 
Bolebe  Geldstenern  oder  Znaohlige^  weiche  denGrnad-  uid 
Hansbesits,  den  Gewerksbetrieb  iL  s.  w.  speeiell  oder 
in  höherem  Betrage,  als  die  allgemdne  BeTtflkemng  treiFen,'^) 
nnd  welche  dann  hier  mit  als  Gebühren,  d.  h.  als  Entgelte  ftlr 
specielle  Leistungen,  fungireu  (§.  325). 

Je  nach  Umständen,  nach  der  Gattung  der  Wege,  der 
administrativen  —  Staats-,  Provinz-,  Kreis-,  Gemeinde wege, 
Strassen  aosserhaib  und  im  Orte  —  und  der  technischen 
GattUDg  —  gewöhnliehe  Wege  nnd  Knnststrassen  (ChaosseeD)  — , 
nach  der  Einriehtnog  der  Gommnnal-  nnd  Staatsbestenemng  wnd 
bald  die  eme,  bald  die  andere  dieser  Formen  oder  anch  eine 
Combination  mehrerer  zu  wfthlen  sein  nnd  anch  in  der  Pnuds 
gewählt. 

§.  306.  —  (2)  Im  anderen  Fall  sucht  man  speeiell  die  ße 
nntzer  des  Wegs  zu  den  Lasten  herbeizuziehen,  ihren  Vorth  eil 
und  ihre  durch  die  Abnutzung  des  Wegs  bewirkte  Kosten  Ver- 
ursachung zum  Massstab  der  Höhe  der  Gebühr  zu  machen. 
Dies  kann  einmal  durch  die  besondere  Besteuerung  der  Besitzer 
von  Zugvieh  nnd  Wagen,  sodann  dnroh  das  Wegegeld  ge- 


recht TL  n,  Tit  15,  §.  IS.  —  Vgl  ftlMT  Prent f.  BSab«,  SiuiinMll  II.  1 
8,  444  iF.  Q.  d.  grOBNie  Weit  m  t.  ROiiBe,  W«fa|Killsel  iL  Wegmolit  d.  Pnus. 

Staate.  Bresl.  1852. 

^  Solche  BesüumoQgeii  tmdea  sich  iA  Bezog  anf  Feldsteine,  Saud,  üies  L  den 
ChavMeebaii  is  Prensfen  mach  K.-0.     11.  Jmii  1825,  f.  BSns«,  StaiiMcht. 

n,  2.  452.  I,  2,  112  (^It  ubrigenB  nur  in  geinssen  Prorinzen). 

*')  Altes  deutsches  Recht  war,  dass  für  Wege,  Dämme,  Brücken  u.  s.  w.  die 
dorgcu  oiUjtöteu,  die  bei  ihrer  Anlage  oder  Unterhaltung  ein  onmittelbarea  Interesäk- 
oder  nach  altwr  Gewohnheit  die  Yeipflichlniig  dam  hatten.  S.  Q.  Weite«  Mache 
Yeil-Geach.  rV',  25  ff.  —  YeipffiehtongeB  dieaer  Alt  in  den  nodemen  Stidten  £  die 
Haoibesitzer  und  Adjaceiiten. 

^)  Z.  B.  bad lache  Wegeordo.  r.  14.  Jan.  Ib68,  Tit.  2,  §.  4  (bei  sogenaimteii 
Geneittdevegen). 

■*•)  In  Aussicht  genommen  ganz  allgemein  bei  Gemeindeabgaben  „zu  Verkehrs - 
anlagen"  in  Bezug  auf  Zuschlage  zur  Grund-  u.  Uebiudestevar  in  dem  Eotmilf  deä 
^treuiia.  Conuuunaiäteuergesetzcü  v.  1877,  2. 
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lohelieD.  Die  erste  Form,  welche  hier  darchaus  Gebühr  (also 
Dicht,  wie  mehrfach,  LQxnssteaer)  ist,  erscheint  principiell 
oieht  ungerecht  und  nicht  uniweeknittseig,  aber  ihre  technische 
DnrohfUhnuig  bringt  wenigstens  bei  den  Landstrassen  Tiele 
Schwierigkeiten,  Belästigungen  und  kaam  ganz  zn  vermeidende 
Lugleicbmässigkeiten  mit  sich,  —  Nachtbeile,  welche  aacb  nach 
vorliegenden  Erlahruugen  schwerer  wiegen,  als  die  wohl  angeführten 
VurtheiJe  dieser  Form  vor  dem  Wegegeld,  z.  B.  die  einfachere  und 
billigere  Erhehun^.-'^)  Zu  erwägen  wäre  sie  dagegen  wegen  ihrer 
leichteren  Ausführbarkeit  wohl  emstlicher  Itir  die  Aufbringung 
eines  Theils  der  Pflasterungskosten  in  den  Städten  durch 
die  Besitier  Yon  Mieth-  und  besonders  von  Fuhrwerk  zum  eigenen 
Gebnneh.^) 

Für  die  Landstrassen  verdient  das  Wegegeld  den  Vor- 
zog.  Fflr  dasselbe  spricht  im  Vergleich  mit  den  vorerwähnten 

Formen  [unter  (\)\,  dass  man  mit  ihm  mehr  die  wirklichen  Be- 
nutzer und  Abnutzer  des  Wegs  und  nach  Massgabe  der  Be- 
und  Abnutzung  treffen  kann:  also  dem  Wesen  der  Gebühr  ge- 
uiiss.  Etwas  lästig  durch  Aufenthalt  u.  s.  w.  ist  die  Übliche  £r- 
liebang  an  Scblagbäamen,  die  Controle  der  Benutzer  und  der 
W^gegelderheber.  Aber  principiell  ist  das  Wegegeld  nicht  so  zn 
beoiingehi,  wie  es  in  der  heutigen  ZeitstrOmung  geschieht,  die  in 
der  Forderong  seiner  unbedingten  Aufhebung  hier  einem  unrichtigen 
Commnnismus  huldigt,  damit  die  grossen  Lasten  des  Wegewesens 
öfters  ungerecht  vertbeilt  und  btatt  historisch  und  örtlich  relativ  zu 
cütjscbeiden,  wieder  unrichtig  absolut  verlahrt.'^*) 

Rau  stellte  für  die  liegelung  des  Strassengelds  Folgendes  auf: 
1)  „Der  Tarif  ist  nach  dem  Grade,  iu  welchem  jede  Art  der  Be- 

^  Im  Ganzeu  ebenfalls  ablehnend  Kau,  Fin.  I,  §.  291.  Er  fühlt  als  Mufkü 
M  die  baie Tische  Zug-viehsteuer  ah*  Weggeldsurrogat  ( IIaopt?erordnong  vom 
1&  Aog.  ISO^).  Aufgehoben  in.  Folge  der  Landtagüützung  von  1822,  wo  ali^emoin 
talw  geklagt,  bes.  wegen  za  fltuker  Belastung  der  Aekerpferde  iL  Odma.  Bttnf 
ttlS-T20  455,000  fl.  —  Neuerer  VoTschlag  r.  J.  Faucher,  v.  WegezoU  iL  >.£mtt, 
fdbw.  Vierteljahrbchr.  B.  2').    Üaniber  u.  dagei^en,  Sax,  I,  138,  143. 

Ein  bezüglicher  Plan  wird  jetzt  ^Anfang  lb77)  in  Berlin  erwogen:  eine 
Abgabe  von  SO  M.  £  das  Pfeid  und  f.  d.  Jahr,  vm  die  badenCenden  KostaD  eiiier 
boMeren  Pflasterang  mit  zu  decken.  Auf  Grund  von  Vergleichen  mit  anderen  Orten, 
^  xwischen  den  Kosten,  der  Dauer,  der  Almutzung  und  dein  Kestwerth  der  Pferde 
<kr  Bediner  und  der  Pariser  Omnibusgu^elkchaft,  berechnet  man  die  ErsparnnM»  der 
laiiaiiibssitier  bei  dnrchw^  gutem  Pflaster  auf  115^120  M.  jihilich  auf  das 
Pferd.  Ein  gutes  B.  i^piel  um  die  innere  Berechtigong  von  gebohrenarligai  Abgaben 
^|l|er  GattOD«:  zu  erweisen. 

•5.  Vgl  bes.  6&X  a.  a.  U.,  beä.  S.  Ul  ü.,  U7  Ü. 
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nntsoBg  die  StriMen  verschlechtert,  abzustufen,  aber  xngleieh  im 
Ckunsen  billig  aniiiselien.''  Letzteres  hängt  aber  von  der  Eni- 
widdoDg  des  Wegeweami  der  teehnisehen  Art  der  Strawe,  dn 
Verkehr,  dem  Zweek  der  Fiibre  (Lnzne-  und  gewerbliehe  Fidmi) 
n.  8.  w.  ab.  In  der  Regel  wird  in  unseren  Staaten  Wegegeld  llbe^ 
haupt  nur  auf  Kunststrassen  (Chausseen)  erhoben.  —  „2)  Fohren, 
für  welche  die  Gebühr  aus  einer  Staatscasse  bezahlt  werden  miisste, 
werden  von  derselben  befreit,  z.  B.  Hof-,  Militair-,  Post- Fuhren, 
Dienstreisen  der  Beamten,  mit  der  nöthigen  Vorsicht  gegen  Miss- 
brauch, auch  gewöhnlich  Armen-,  Feuerlösch-,  Leichen-,  Dtinge^ 
führen.''  Ueberhaupt  wohl  landwirtbscbaiUiohe  Fuhren  in  einem 
gewissen  Umkreise  des  Dorib  oder  Hofs«  Je  naehdem  es  sieh  um 
Staats-,  Commnnalstrassen  n.  s.  w.  handelt^  wird  etwas  versehiedsn 
in  BetreiT  dieser  Befireinngen  sn  Terfahien  sein.  —  „8)  Die  Ein- 
nehmer erhalten  eine  nach  der  Menge  ihrer  Verrichtnngen  abge- 
messene Belohnung.  4)  Die  Quittungen  für  geschehene  Entrichtnng 
dienen  zur  Ueberwachung  der  Einnehmer.  Diese  Quittungen  müssen 
daher  entweder  regelmässig  abgeliefert  (z.  B.  von  den  Fuhrleuten) 
oder  wenigstens  den  Reisenden  häufig  abgefordert  werden.'^  ^) 

Die  Frage  der  Auf  hebnng  des  Wegegelds  ist  nach  teohnisehen 
nnd  administratiTen  Galtangen  von  Wegen  yersobieden  an  hm- 
tbeileQ.  Es  ist  nieht  notiiwendig,  dass  der  Staat  nnd  die  Selbst- 
▼erwaltnngskörper  hier  ganz  gleiebmissig  vorgehen.  Vieles  whd 
immer  nach  demW  egerecht  nnd  nach  den  danach  zulässigen  anderen 
Formen  einer  Hcrbeiziehung  der  Interessenten  zur  Tragong  der 
W^elasten  zu  entscheiden  sein.^^) 


•*)  Sax,  I,  144.  Von  Wichtigkeit  sind  die  strassenpolizeilicben  Vorschriften  über 
die  Conatruction  u.  Belastung  der  W  afen,  ttber  die  Minimalbreiten  der  Bäder  u.  s. 
womit  zur  Begünstigung  ron  Fnhnreii  v.  Bldem,  die  die  Straaen  weoifer  abnützeo, 
ciM  entspreclienda  Abitafiuflr  ^  W^gegeUer  reriiaiite  weiden  kum.  Mqriefe  bei 
Sex,  I,  159. 

**)  Bau,  Fin.  I,  240  Note  c  giebt  folgende  Datun:  Frankreich,  Auf  hebnng 
dee  Straasen^elds,  nacb  der  WiederanfUlir.  t.  1797,  i.  J.  1806  Mf  dringendes  Ter- 
leagCB  der  Uepartemcntsräthe ,  z.  Erlcichter.  d.  Landwirthsch.  Ertrag  vorher  15  MiU. 
Francs.  —  Baden.  Aofheb.  durch  d.  provis.  Vorordn.  v.  22.  Apr.  1830,  genehmigt 
r.  d.  Kammern  1831.  Das  Strasseogeld  hatte  2  Kr.  p.  Stande  und  Pferd  betragen, 
also  bei  etser  Ltduiff  r.  20  Geotn.  p.  Pfeid  tof  1  Coit&er  bei  10  Standen  1  Er.  — 
Der  Zollfertrag  zwischen  Baiern  q.  WOrtemberf  ron  182S  setzte  fest,  dass  dis 
"Wegegeld  beim  inneren  Verkehr  aufhören  und  nur  noch  hei  der  Ein-  und  Dorchfuhr 
durch  einen  ZoUzuschlag,  ferner  ron  Beisenden  beim  Eintritt  in  das  VereioKebiet 
eihobei  werden  sollte.  Avfhebnng  dieeea  Zmchlags  in  Wtrtemb.  18S4.  He«  den 
bei  er.  Ges.  v.  1.  Joli  1SS4  mirde  das  Wegegeld  getrennt  r.  Zoll  befanSinllftt  In  das 
Land  erhoben,  und  zwar  f.  d.  geogr.  Stunde  ron  Lastfuhren  bei  4  oder  weniger  Züg- 
thieren  1*L  Kr.  r.  jedem,  bei  5  n.  6  Thieren  S'/t  ^*  r. Jedem,  und  ron  B^isendea 
8  i.  f.  d.  rÜBnl,  doeh  mit  Bftekrergtttimg  t.  3  Kr.  t  jede  munde,  nm  die  der  nrftck- 
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§.  307.  Ueber  die  weiteren  oben  in  §.  302  unter  b  — f  ge- 
DADDten  Einrieb tungen  des  Verkehrswesens,  an  welche  8icb|GebUhren 
koQpfen,  kann  man  hier  kurz  sein.  Zur  öffentlichen  Uebernahme, 
bez.  AosfÜhrung  und  Erhaltung  eignen  sie  sich  alle  und  ist  dieselbe 
lüch  in  der  Praxis  seit  jeher  vielfach  üblich.  Doch  kommen  öfters 
lach  EiDriehtoiigeii  dieBer  Art  als  firwerbsmittel  der  PriTstfrirth- 
aebafleii,  Gesdlschaften  vor. 

b)  Die  BrllclLen  sind  nach  analogen  Gnindtittien  im  Q»- 
bihrensystem  zu  bebandeln,  wie  die  Wege.^^) 

c)  Bei  den  öffentlichen  natürlichen  Wasserstrasseu") 
sind  Abgaben  für  die  Benutzung  überhaupt  nur  soweit  zulässig, 
als  Kosten  für  diese  Wasserwege  aufgewendet  werden  müssen. 
Nur  dann  und  nur  in  der  dem  entsprechenden  Höhe  sind  die  Ab- 
gaben Gebilhreni  sonst  öteoem,  welche  als  solche  selten  zu  billigen 
«od.  Statt  oder  neben  einer  unmittelbar  vor  der  Schifffakrl 
(sad  Flosserei)  erhobenen  Oebtthr  (Flusssötte)  können  wieder 
die  anderen,  bei  den  Wegen  in  §.  805  enriUmten  Methodeni  die 
Interessenten  zur  Kostentragung  herbeiznsiehen,  Anwendung  finden. — 
Abgaben  für  den  Gebrauch  von  Wasser  öffentlicher  Flüsse  für 
landwirthschaftliche  und  industrielle  Zwecke  sind  ebenfalls  nur  als 
Ersatz  eines  Kostenaufwands  (für  Kanäle  u.  dgl.)  Gebühren.  Das- 
selbe gilt  von  den  Abgaben  für  Fähren^  welche  auf  Grund  eines 
ftlheren  ^ Fährregals mehrfach  noch  heate  bei  ans  fiscaiisohei 
dsDo  Yom  Fiseos  Tcrpachtete  fiinricbtongen  sind. 

d)  Die  yerscbiedenen  Einrichtnngen  aar  FOrderang  des  Trans- 
portwesens, besonders  der  Sehifffahrt,  eignen  sieh  gat  aar  Aas- 
fthrung  Seitens  der  nilehst  betbeiligten  Gemeinsehallen,  so  der 
Hafenstädte.  Die  Erhebung  von  Gebühren  von  den  Benutzern 
dieser  Anstalten  in  der  Form  von  Tonnengeldern  (nach  Mass- 

{cie|te  V^cg  unter  60  btundcu  betrug.    Nach  späteren  Ermäßigungen  fiel  das 

SM  Wi  der  EinftihT  ver     betrag  bei  d.  Darchfahr  12*/,  Kr.  vom  GMtD«r.  Srtnf 

1^34 '35  101.000,  1S35/37  j.ilirl.  73,700  fl.  Spiterc  Aufhebung.  -  Nassau  Auf- 
Ld»aag  1^56,  Hessen- Darm sta dt  lsG5.  —  Preusscn.  N;ich  rhausseegeldtarif 
f«  1&40  p.  Meile  u.  Zugthicr  bei  1-  Uhrwerken  zum  burbchalleu  v.  Personen  1  Sgr... 
MfbitoolMieo  T.  Lasten  je  nach  Art  o.  Last  1  S<^r.,  */t*  Vs  f-  onange^Muinteii 
Thieron  im  Alldem.  Vs  Q-  ^gi"«  Aufhebung  auf  rlon  Staa  t» cliMUMMl  ?.  1.  Jan.  1875 
ia  darch  («esctz  r.  27.  Mai  1S74.  —  Oesterreich,  seit  lS2t  im  Alltrcm.  auf  don 
Uu.  Strassen  Wegegeld  t.  1  Kr.  K.  M.  p.  Meile  u.  Stück  Zugrieh.  S.  Uber  Böhmen, 
Ml.  I.  131. 

YgL  Rau,  Fin.  I,  §.  243a.  —  Bedeutung  der  FOnoige  tta  Brftckenbra  im 
ci^PÜng.  Reich.  8.  Waitz,  Verf.-Gesch.  IV,  28,  80. 

•  Rau.  Fin.  I,  §.  244,  mit  nicht  genügender  Dnterscheidung  des  Gebttliren-  n. 
in  Steucrpnncips  bei  den  sogen.  FlusszOUen.  S.  Beispide  eigentlicher  Steuern  di^er 
ittii  aAi-WftffBer,  Fin.  I,  §.  216,  Note  e,  Wagner,  Fin.  I,  §.       Note  10. 
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gäbe  des  Ranminhalts  der  Schiffe)  a.  dgl.  ist  zweckmässig.  Die 

Herbeizie)iuug  zur  Kostentragung  ISsst  sich  aber  auch  noch  snf 

andere  Weise  bewerkstelligen,  z.  H.  in  der  Form  kleiner  Ein-  und 
Austuhr-Wertbzülle,  mitunter  wohl  ganz  passend. Wo  der  Staat 
selbst,  wie  vielfach,  die  bezüglichen  Einrichtungen  schafft,  wird 
er  nattlriich  auch  die  Einnahme  aus  den  Gebühren  beziehen. 

e)  Die  Einrichtungen  iPttr  den  Handel,  den  Hess-  nnd  Markt- 
verkehr sind  mit  Recht  seit  .Alters  regelmülssig  eine  Gommnnal- 
angelegenheit  Nur  ansnahmsweise,  bei  einzelnen  besonden 

kostspieligen  Objecten  und  in  modernen  Grossstädten,  hat  man 
hier  die  Privatunternehmung,  aber  alsdann  gewöhnlich  mit  Vorbe- 
halt einer  Mitwirkung  der  öffentlichen  Behörden  bei  der  Festsetzung 
der  Tarife  u.  s.  w.,  zugelassen,  z.  B.  bei  Anlagen  von  Entrepots. 
Viehhöfen  u.  dgl.  m.  In  solchen  Fällen  sollte  wenigstens  ein  Rück- 
fallsrecht  oder  ein  Rückkaufsrecht  zu  im  Vorans  generell  bestimmten 
Bedmgongen  Übt  die  Commune  ansbedimgen  werden.  Die  Gemebde 
hat  von  den  Benutzern  Gebühren  zn  verlangen,  dnroh  welche  die 
Verwaltnngskosten  sich  decken  nnd  sich  das  Kapital  der  Einrieh- 
tnngen  verzinst  und  amortisirt.  Je  nach  Umständen  erscheint  bei 
Anstalten  von  wirklich  grosser  allgemeiner  Bedeutung  die  Ueber- 
nahnie  eines  Beitrags  zur  Kostendeckung  auf  das  allgemeine  Budget 
der  Gemeinde  aber  nicht  ausgeschlossen.  Doch  wird  hierbei  mit 
grosser  Vorsicht  vorzugehen  sein,  weil  die  Ermässigung  der  Gebllhr 
leicht  nur  dem  Händler  oder  dem  einen  vor  dem  anderen  Händler 
(s.  B.  bei  Verkaufsst&nden  in  Markthallen}  im  GewerbsgewhiD, 
nicht  dem  Pablienm  im  Preise  der  Waaren  zn  Gute  kommt  lieber- 
schlisse  Uber  die  Kosten  nehmen  den  Oharacter  der  Stener,  b.  B. 
der  Gewerbesteuer  an,  und  sind  wohl  nur  statthaft  als  Form  einer 
Theilnahme  der  Gemeinde  an  monopolistischen  Gewinnen  einzeluer 
Gewerbtreibender. 


So  deckte  früher  Hamburg  seine  grossen  Verwendungen  für  das  Fahr- 
\rasser  n.  s.  w.  durch  solche  niedri<rt'  Zölle ,  von  denen  aber  irnrner  mehr  Waaren 
wegen  der  Concurrenz  andrer  Häfen  auä^^enommeu  wurden.  Aul'hebuug  dieser  Ab- 
gaben in  Folge  der  neuen  Beicbsgesetzgebung. 

*")  Frfliier  TielÜMlie,  noch  jetzt  tlieÜveise  Benotznng  der  Tonneogtider  n.  dgl  mm 

Schutz  oder  zur  Begflnstif^ng  der  nationalen  Hh<Mierei  und  ScUfflnüllt,  ind  m  die 
heimische  Flaj^gc  keine  orlrr  ir^^rins^ere  GebtthKii  die  fremde  zahlt.  —  Frank- 
reich Aüschl.  f.  Schilifahrbabgaben  im  Ii.  1.  1^77  l, 715,000  Fr.;  West-Oester- 
reich HafengelyflhTen  d.  Staate  A.  f.  1S77  420,000  fl.;  Prensien  A.  t  1877/7S 
Brücken-,  FRhr-,  Hafengelder,  Strom-  u.  Canalgefälle  2  Mill.  M ,  Niedfrla^e-,  Kralin- 
u.  Waagegeld  190.000  M.;  Uambarg  1877  Tonnengeld  432,000  iL  \  Bremen  lt»70 
Schia.abg.  224,bOO  M. 
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f)  Locale  VerkehrsanstalteD,  wie  Ueine  Dampfbahneoi 
Pferdebahnen  nnd  Omnibnswesen,  eignen  sieh  alle  fllr  die  Ueber- 

Dahme  auf  die  Gemeinde,  besonders  anf  die  städtische,  znmal 
grossstädtische,  oder  auf  den  Kreis.  Die  nähere  Begründung  hier» 
für  ist  schon  in  den  Erörterungen  des  1.  Bandes  über  das  Ver- 
kehrswesen gegeben.*'**)  Diese  Anstalten  schliessen  sich  an  die 
äecandär-  und  Tertiär  bahnen  an.^^)  Das  wichtige  Princip  der 
Deberdragnng  der  finanziellen  Verwaltnngsergebnisse  der  günstigen 
imd  nngBnstigen  Linien  and  Corse  kommt  bei  aoleher  Uebemafame 
mehr  als  bei  der  Ansftlhrang  dnreh  die  speeolatiye  Erwerbsgesell- 
sehaft  im  Interesse  des  Pnblienms  zur  Geltang  and  ermöglicht  die 
allseitige  Ausdehnung  des  Netzes.  Oekonomisch -technisch  ist  die 
Gemeinde  und  der  Kreis  zum  Bau  und  Betrieb  solcher  Anstalten 
mittelst  besonderer  Beh()rden  im  Allgemeinen  ebenso  fiihig  als  die 
Actiengesellscbaft.  Ein  allen  späteren  Anforderungen  entsprechendes 
Pflicbteoheft  der  letzteren  kann  man  aber  doch  im  Voraus  nur 
sehr  schwer  richtig  aufstellen.  Das  ünanzielie  ßisieo  lässt  sich 
beschränken,  wird  doreh  die  Gewinnchance  anfgewogen  and  ist 
liehtiger  yon  der  Commane,  d.h.  der  Gemeioschait  der  Interessenten, 
statt  von  einer  fremden  Gesellschaft  za  laafen.  In  Grossstädten 
bietet  die  Uebernahme  nnd  der  zweckmässige  Ausbau  und  Betrieb 
eines  solchen  Netzes  von  Verkehrsanstiilten  ein  gutes  Mittel,  das 
BodenmoQopol  der  günstigen  Lagen  zu  beschränken. 

Das  Gebtthrenwesen  dieser  Anstalten  ist  ähnlich  wie  das 
Tknfwesen  der  Eisenbahnen  für  den  Personenverkehr  einzariehten, 
mit  möglichster  Begünstigung  der  anteren  Olassen.  Uebersehtlsse 

über  die  Verwaltungs-,  Zins-  und  Aujurtisationskosten  sollten  grund- 
sätzlich zur  Erweiterung  oder  Verbesserung  der  Anstalten  oder  zur 
Ermässigung  der  Tarife,  daneben  auch  etwa  zur  Verbesserung  der 
allgememen  Wege  dienen*^^) 


•)  S.  bes.  Wagner,  Fixi.  1,  §.  238. 
")  Eb.  §.  2.55. 

''J  £8  ist  wohl  nicht  darau  zu  zveifehi,  da&s  gerade  hier  in  nicht  ferner  Zukunft 
ik  tpecvladre  Enrerbsgesellächaft  allgemeio  durch  die  gemeinwirthächaftliche  Th&tig- 
iuit  der  Gemeinde  selbst  ersetzt  vrerden  wird.  Mit  dem  Oelde  der  Steaemhler  vaidsn 
<i»nn  die  Actionäre  der  Pferdebahnen  u.  s.  vr.  mitunter  wieder  theuer  i^rmif;  zu  ent- 
»dddigea  sein!  (Berliul).  Hier  und  da,  wird  man  einwendea,  sind  diese  Bahnen 
Am  lieDdclit  anch  billiger  zu  ertrerben.  Aber  aach  dies  ist  nicht  das  Richtige  und 
favehte,  zumal  gevOhnÜch  gewisse  Specolantenkreise  auch  hier  Geirinn  gemacht 
^ben  Verden  nnd  weniger  geriebene  Leute,  Uetoe  «nd  mittlere  Kapitalisten,  bes. 
'^AtMaäxe,  die  endgiltig  beüchädigteo  sind. 
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S.  B.  1.  K.  S.  Äs  Sylt  d.  volktvirtiuch.  Gebttbno.  §.  308. 


§.  m  g)  Die  Poat«*) 

Sie  hat  doh  in  den  modernen  Coltnntaalen  geeduobtlieli  ¥0^ 
nonlieh  als  Staatsanetalt  und  zwar  ab  Regal  entwiekett»  be- 
Bonden  der  Hanptzweig,  die  Briefpost   Der  Staat  bat  dies 

Regal  auch  meistens  selbst  ausgeübt.  Wo  dies  nicht  der  Fall  war 
und  wo  gewisse  Zweige  nicht  zum  Postregal  gehörten,  tritt  in  der 
Geschichte  regelmässig  die  Tendenz  hervor,  die  Verleihung  des 
Kegals  an  Dritte  zur  Ausübung  zortlckzunehmen  and  die  ötaatapoet 
anf  andere  passende  Zweige  aossndehnen*^) 

UmftaBendera  Bebandlong  d«s  Postvesens  wiid  Ar  den  3.  Band  dasLekr- 

buchs  (VerkehiBwcsen)  rorbehalten.  Dort  andl  erst  nähere  Anf^ben  über  die  Literator 
\Uit]  die  Gesetzgebung  des  Gegenstands.  —  T?an,  Fin.  I,  §.  205  — 219a,  Postregal. 
Volks wirthscLpoIit  II,  §.  268,  268  a,  —  nicht  mclix  genügend,  in  den  Aoscbauangen 
nodi  der  Periode  rer  den  Etoenbaluieii  angehOrig.  R  t.  Mehl,  Polizeiwiss. ,  S.  A.« 
II,  §.  179.  Hier  wie  bri  IR^iu  älvrc  Literatur.  H.  ROsl<r,  Ycrwaltungsrccht.  ü. 
§.  432 — 439,  mit  vielem  Material  aus  d.  Keichsgcsetzgebung.  L.  v.  Stein,  Handb. 
der  YorwaltangtUehre,  2.  A.,  S.  388  —  402.  Jet^t  namentlich  v.  Foikswirthbch.  Stand- 
pviiete  Mu:  Saz,  Yericehrsmittel  I,  S.  211  fT.,  mit  Abriss  der  Entviddangsgescbichte 
der  Poston.  S,  313  ff.  Holzamer,  z.  Gesch.  d.  Briefportoref.  u.  s.  w.  in  d.  Ttlb. 
Ztschr.  1878,  I.  üeber  Preussen  ».  bes.  Stephan,  Gesch.  d.  preoss.  Post,  BerL 
1859.  —  Ftlr  das  Deutsche  Reich  d.  Reichsverfass.  v.  1S71,  Abschn.  8.  Beichsges. 
Uber  d.  Postwesen  v.  28.  Oct.  1871,  über  d.  Posttaxwesen  v.  28.  Oct.  1871.  Commentar 
von  Dambach,  Berl.  1872.  Ges.  v.  17.  Mai  1873,  betr.  Abänder.  d.  Gea.  ub.  Posi- 
taxwesen  v.  28.  Oct.  1871.  Ges.  v.  20.  Dec.  1875,  betr.  Abänd.  des  §.  4  d.  Ges.  r. 
28.  Oct  1871  ftber  Postiresen  (Bezieh,  s.  d.  EisealudiBeii).  Reiches  Material  aber 
Gesetzgebung,  Statistik  u.  s.  w.  dei  Baiohipottveeens  in  Hirth's  Annalen.  Inter- 
nationaler (\Velt-)Po8tTertrag  zu  Bern  v.  9.  Oct.  1874  (s.  Deutsches  Reicht- 
geeetz-Bl.  1875,  S.  223;  Saz,  I,  868;  Hirth's  Aonaleu  1875,  S.  451  £}. 

8.  d.  Iiistor.  HetiseB  bei  Bau,  Fin.  I,  §.  206  Note  b,  bei  BOiler  §.  432 
Note  1,  bes.  Sax  a.  a.  0.  Bes.  wichtig  war  ht&  den  elgenUiUml.  politischen  Ver- 
hältnissen Deutschlands  die  Entwicklung  der  Thum  u.  Taxis'scheu  Post  neben  oder 
statt  der  Landesposton ,  worüber  Näheres  im  3.  Bande.  Nach  den  Napoieoniscbea 
Kikgea  worden  die  Gereebteame  des  Hmuws  Tbnrn  v.  Tnzis  durch  die  dealMshe 
Bnildeetote  wieder  anerkannt,  doch  blieb  gegen  Entschädigung  auch  in  den  Gebieten, 
wo  es  das  Postrerht  be^iiSb,  die  Anlof^Jng  von  Landesposton  vorlichalton  Die  meisten 
oOsiereu  Staaten  haben  letztere  gehabt  (vor  1866  15).  D&a  Haus  Thum  und  Tuds 
hatte  aotelct  noch  du  Postgebiet  fon  17  Lindem  mit  8.8  Hill.  Einw.  gans  oder  thiil- 
weisc  für  sich  (S.  dieselben  V.  Rf^nn-'.  preuss.  Stintsrccht,  II.  2,  4TS).  Es  ist 
nicht  zu  verkennen,  dass  in  Ermangelung  einer  anderweiten  Einheit  die  Taxis'schr 
Post  diese  in  den  Kleinstaaten  ersetzte  und  so  gewisse  Vortheilu  1'.  d.  Gemeinweseo 
hatte.  Preussen  verwaltete  die  Poet  i)i  Anhalt  n.  Waldeck,  K.  Sachsen  in  Altanbwg- 
In  Hamburg  bestanden  nicht  weniger  als  7  Postverwaltungen  neben  einander  (Stadt- 
p<Mit.  hanuov.,  preuss.«  mecklonb. ,  ta.vis'scho,  diin. ,  schwed.).  Den  Ereignissen  von 
1 866  ff.  ist  die  grossere  Einheitlichkeit  im  deutschen  Pustwesen  zu  verdanken.  Preussen 
erwarb  durch  einen  Vertrag  mit  dem  Fftrsten  von  Thum  u.  Taxis  vom  28.  Jan.  1S67 
toenss.  Ges.  v.  IG.  Febr.  1S67)  die  Postgerechtsamc  dieses  Hauses  in  allen  deutsehen 
Gebieten  f.  3  Mill.  Thlr.  v.  1.  Juli  1867  an.  Durch  die  norddeutsche  Bundesverfassung 
wurde  die  Post  Bnndeeangelegenheit  und  Bondesanstalt  an  Stelle  aller  einzelstaatlichen 
Posten,  was  namentlich  in  den  Hansestädten  zn  erbeldidien  Keformen  fahrte.  Baiera 
und  Würtemberg  haben  sich  bei  ihrem  Ansehluss  an  das  Deutsche  Reich  no-h  ihr 
eigenes  Poetwesen  vorbehalten.  Doch  untersteht  auch  dieses  in  den  wichtigsten 
PoDcten  der  Beichsgesetzgebnng  (Ali  52  der  Beichsrerfass.  r,  1871).  Fttr  das  ganze 
tbrige  ReiohSfSbiet  oesteht  die  Reichspost  ah  einheitliche  Staatsveiiehrsanstalt.  Ueber 
die  Einnahmen  u.  Ausgaben  dieser  Post  wird  durch  den  Finanzetat  des  Reichs  Be- 
stimmung getrollen.  —  Die  deutbchen  Staatsposten  haben  seit  Altera  neben  der  Biief- 
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Die  gegenwllrtige  Saddage  in  den  CaUofstetteii  ist  ttbenül: 
••Ibfiyerwaltetes  Postregal  des  Staats  und  Beiiehnng 

desselben  in  erster  Linie  anf  die  Briefpost  Daneben  kommt 
aber  aoch  vielfach  eine  Zeitungs-,  Geld-,  Packet-  und  Per- 
sonen-Staatspost  vor.  Diese  Zweige  waren  jedoch  gewöhnlich 
sehen  früher  and  sind  vollends  jetzt  nicht  in  gleichem  Umfange 
wie  die  Briefpost  dem  Regal  unterworfen.  Entweder  fehlt  letzteres 
dabei  gftozlich  and  die  Staatspost  betreibt  diese  Zweige  in  Con- 
enrens  mit  PtiTaten,  wenngleieh  vielleieht  thatsiehUeh  gaos  oder 
ftst  gaas  anasehlleadieh,  oder  das  Begal  besieht  sieh  nnr  auf 
eniehie  Zweige,  z.  B.  die  Paeketpost,  nnd  unterliegt  aneh  hier  be- 
stimmten gesetzlichen  Beschränkungen  zu  Gunsten  des  freien 
Verkehrs.«*) 

Ob  überhaupt  die  Post  Staats post  sein  soll  und  welche  Ein- 
riehtnng  und  Aasdehnung  der  Staatspost  zweckmässig  ist,  das  ist 
bier  in  der  Finanzwissenschaft  nicht  zu  erörtern.  Historisch  und 
örtlich  relativ  zn  beantworten  ist  im  Einzelnen  natOrlieh  Vieles» 
0is  Post  als  selbstyerwaltete  Staatsnnstalt  vnd  swar  ab 
in  gewissem  Umfbng  regnlisirte  Anstalt  hat  sieh  im  Ganzen 
direhais  bewihrt  Die  inneren  Gründe,  welohe  Ar  die  Staatspost 
sprechen,  sind  schon  im  1.  Bande  dargelegt  worden.**)  Nament- 
lich die  Briefpost,  bedingt  auch  andere  Zweige  der  Post,  empfehlen 
sieb  als  Staatsanstalt.  Dies  ist  eine  bente  in  Theorie  and  Praxis 

pMl  die  Geld-.  Packet-  und  Penonenpost  cnltinit  Ausserhalb  Dentschljmds  ist  die 
Penan^beftyrdcrunc:  nnr  ausnahmsweise  ein  Zweig  der  Staatspost  (so  in  der  Schweiz, 
Oettoreich,  ScaadiAavieii  u.  th.  w.  in  BossUnd).  Die  Packetbef^rdenug  bürgert  sicli, 
«Ii  ci  fdielBt,  jetzt  im  Analaiid  auch  ab  Stutepoolmlg  nie  ein«  eo  bes.  die  Bfteher» 
yoct  7i  >  lange  schon  die  Zeitnogspost  a.  s.  w. 

Die  gewöhnlichen  Vorrechte  der  Post  in  der  ersten  Hälfte  und  h\s  über  die 
Mxtte  des  19.  Jahrhunderts  hat  Kau,  Vin.  I,  206  Kota  a  folgeodcrmasäen  lü- 
MUMogeilcni:  1)  Briefe  «.  fersieg elte  Peekete  unter  einem  gewiaseB  Gewiolit 
dürfen  nur  von  der  Post  gewerbsmässig  bestellt  werden.  Dieses  Gewicht  (doch 
aur  auf  Pobbtrassen  u.  f.  Zeitung(Mi.  Zeitschriften  u.  Papiere)  war  in  Frankreich  2  Pfd. 
'W  150-  300  Fr.  Strafe);  in  Deutsch-Oesterreich  lU,  Hannover  15»  Sachsen,  Braun- 
^hweig  20,  Baden  and  Tiden  anderen  iJindem  35,  Preossen  40  Pfd.  —  2)  Land« 
witschen  u-  Lohnkutscher  durften  sich  nicht  der  unterlegten  Pferde  bedienen  (Pferde- 
vecJuei).  —  S)  Wer  mit  Extrapost  ankommt,  durfte  erst  nach  Verlauf  einer  gewissen 
2dt  mit  Kotscherpferdon  Weiterreisen  (nach  bad.  Yerordn.  v.  1812  nach  48  St,  in 
Baien  naek  34  9l).  —  4)  Verpfliditaiig  der  Lohakntftdier,  ron  jeder  Fahrt  etwas  an 
he  Postcasse  zn  zahlen,  in  Hannorer,  Churhessen.  In  Prenssen  ehemals  1  Sgr. 
P.  Heile,  Ertr.  60,000  Thlr.,  aufgehoben  durch  K.  0.  v.  10.  Dec  1841.  Abgaben 
asv  Art  dann  aoch  pi  einer  Steuer  erweitert,  wie  in  England  f.  d.  Stage  coaches 
(n  Ran,  Fin.  I,  §.  212,  Kote  a),in  Frankreich  (ebeodae.X  —  Die  Umgestaltongeo 

Terkehrs,  besonders  seit  den  Eisenbahnen,  haben  manche  dieser  Vorrechte,  wenn 
iiiiiGkl  acbon  aofgehoben  waren,  obsolet  werden  lassen  oder  undurchführbar  ge- 
aiiS  IL  wuM  M  aneh  das  Ssaliflehe  Intemae  der  Poet  aeHMt  daraa  venehinmdeii.  — 
den  jetdcea  IMng  des  Postregals  s.  lüoie  69. 

*^Bam-W*fiief,  Cln.  I,  §.  221—223,  W*gn«r,  fin.  I,     239,  240. 
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kaum  irgend  mebr  bestrittene  Ansieht.   Am  Ersten  ist  in  ^nem 

Lande  mit  entwickeltem  Verkehr  die  Staats  -  Personenpost  zu 
entbehren. 

Die  genauere  Beantwortung:  der  Frage,  ob  und  in  welchem 
Umfang  ein  Postregal  beibehalten  werden  soll,  gehört  ebenfalls 
nicht  hierher,  sondern  in  die  Volkswirthschaftspolitik.  Hier  ist  jetzt 
nnr  zn  eonstatiren,  dass  wenigstens  für  den  Hanptsweig  der  Post, 
die  Briefpost,  das  Regal  nioht  gans  entbehrlieh  ist,  und  swar 
aneh  ans  finanziellen  Gründen.  Nur  darf  das  Begal  nioht 
als  Finanz regal  anfgefasst  werden.  Es  soll  Vielmehr  nnr  soweit 
bestehen,  als  dies  dureh  die  Anforderungen  bestmöglicher 
Technik  und  Oekonomik  der  Posteinrichtung  bedingt  wird. 
Zur  ökonomischen  gehört  aber  auch  die  linanzielle  Seite.  Die 
Post,  zumal  die  Briefpost  muss  das  ganze  Land  möglichst  intensiv 
mit  einem  Netz  von  Postämtern  und  Postcursen  Überziehen.  Damit 
dies  geschehen  könne  nnd  nicht  zu  kostspielig  werde,  mnss  der 
Staat  im  Wesentlichen  ohne  Gonenrrenz  die  Post  in  den  verkehit- 
reiehen  Theilen  seines  Gebiets  nnd  anf  den  guten  Linien  hetreiben. 
Nur  dann  ist  er  fähig,  auch  in  den  anderen  Thdlen  die  Poetein- 
richtnng  —  im  Gesammtinte r esse  —  ordentlich  zu  entwickeln. 
Denn  die  geringen  Einnahmen  oder  Zuschüsse  hier  werden  dann 
durch  die  Ueberschllsse  dort  ergänzt.  Die  Regiilisirung  ermöglicht 
durch  zweckmässige  Concentration  der  Geschäfte  auch  eine 
Oekonomie,  welche  ein  wichtiger  volkswirthschaftlicher  Gewinn 
ist  und  im  privatwirthscbaftlichen  System  nicht  in  gleichem  Grade 
eneidit  werden  kann.^)  Die  Wahrnehmung  des  Finanzinteresses 
in  diesem  Umfang  durch  das  Postregal  verfolgt  daher  keine 
fiscalische,  sondern  nur  die  Tendenz,  die  Postanstalt  in  ihrer  Ge- 
meinnützigkeit zn  heben  nnd  die  Deckung  ihrer  Gesammtkoslen 
sicherer  zu  stellen.  Im  Allgemeinen  wird  es  in  unseren  Stiuitou 
gegenwärtig  gen fi;^'en,  die  Staatspost  gegen  g  e  w  e  r  b  s  w  eise  be- 
triebene B r ie f befürderung  von  Privaten  zwischen  verschiedenen 
Orten  zu  schützen;  eventuell  in  der  Packetpost  die  Privaten  von 
der  gewerbsmässigen  Versendung  kleiner  Packete  auszuschliesseD^ 
obgleich  ein  solches  Vorrecht  des  Staats  von  einer  tttchtigen,  einmsl 

Di»!  Boweisfahninc:  Rau's  iu  d.  Kiji.wiss,  I,  20*^  —  211,  bes.  in  Betr.  der 
Briefpost,  zu  üunatcQ  der  Staatspost  ist  |ct/t  wohl  ijicht  mehr  iiothweüdig.  Der 
Umschwiiüg  ZQ  Guustca  dur  gemein wirthschai'tl.  Thatigkeit  (^Staatspost)  statt  der 
|»riT*twillhs<:hc\ftlichcn  ist  so  vollständig,  das»  die  Zuschiebung  der  Bcweislast  sich 
gendezu  amgekehrt  bat  Ein  in  mehr  al*  einer  Beiiehung  sehr  bemeckeubwerther  V<mM( ! 
•0  Vgl.  S»x,  I,  74,  225  ff. 
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eingebürgerten  Staatspost  kaum  bedurft  wird,  wie  neueste  deutsche 
Erfahrnngen  beweisen.  Die  Aufhebung  von  Vorrechten  in  Betreff 
der  PersonenbetVirderung  liegt  meist  ebenso  sehr  im  Verkehrs- 
ioteresse  eines  entwickelten  Landes  als  im  Postinteresse  und  sogar 
im  postalischen  Finaiisiiiteresse  selbst,  weil  die  oft  Zuscbttsse 
fordernde  Staat8*PenoDenpost  dann  leichter  und  ganz  wünBchens- 
wvth  dareb  Piriyataiietalteii  ersetst  wird  and  elngeechrSnkt  oder 
aofgegeben  werden  kann.**) 

%  309.  Die  wefteren  Verhftltnisse  der  Post,  welebe  hier  in 
der  Finanzwissenschaft  zu  berühren  sind,  betreffen  die  Kc gelang 
(\cT  Postfinanzen,  namentlich  das  Postgebtihrenwesen. 
i'i'  ^roiiauerc  Begründung  für  das  Folgende  gehört  wieder  in  die 
Volkswirtbsc  haftspolitik. 

Es  sind  zwei  l^nnote  hier  m  nnterscheiden:  die  Feststellung 
des  leitenden  Finansprineipe  in  der  Poet  und  die  Dnreh- 
ftthrnng  des  angenommenen  Prinoips  im  Einzelnen, 
daher  die  Regelung  des  Posttax-  oder  Portowesens. 

a)  Als  das  leitende  Pinanzprincip  der  Post  In  unseren 
heutigen  Culturstaaten  ist  bereits  im  1.  Bande  im  Allgemeinen  das 
'TebUhrcn  princip  festgestellt  worden/®)  Abweichungen  hiervon 
sii.d  früher  die  Regel  gewesen,  indem  das  Postregal  als  Finanz- 
regal und  damit  die  Post  gleichzeitig  mit  als  ßesteuerangs- 
mittel  bebandelt  wurde.  Davon  ist  jetzt  gewöhnlich  mit  Recht 
abzosehen,  wenn  auch  niebt  zn  längnen  ist,  dass  dnreb  eine  Porto- 


*)  Die  Dooli  iMiCelkendeii  Postromclite  in  DeotMUtiid  wLAe  bei  H.  Bttsler« 

'•>nrj.  §.  433,  r.  BöiiDe,  prss.  Staat».  II.  2,  §.  47S.  —  Reichspostges.  ?.  1S71 
>  I:  im  W«'soiitL  ein  a  assc  h  1  i  e  ssl.  B  e  f  A  r  <1  r  u  n  ^srecb  t  der  Post  für  alle 
teniegelteo,  zugenihten  oder  sonst  yerschlosäcoeii  Briefe,  dann  für  alle  pol  it. 
ZeltiDfen,  welcke  Öfter  als  1  aud  wOcheotUch  encliein«n,  gegen  Bezahlung 
ii$o  z.  B.  ex  Clus,  oücntgcltl.  Piiratbeftrdening  v.  Briefen,  Mitfüiircn  v.  Empfehluugs- 
'n^.f.n  n.  *isrl.  —  ein  Cirterschied  gejren  früher)  von  Orten  mit  einor  Postanstalt 
n^Ji  aüticreu  Orten  mit  einer  Postanstalt  des  In-  und  Aualaudu»,  also  nicht 
noerhalb  desselben  Orts.  FOr  Packete  kein  Yorrecht  mehr;  nicht  mehr 
für  PcTsontnl»cfÖrdcning,  die  fur  Private  nach  dem  norddeutschen  Gesetz  »Iber 
ÖAäj  PostW'  S'^ii  V.  2.  Nov.  IS67  §.  1,  wenn  sie  ,.gewerb8iniissifr  auf  I,an(l^trassc^  siegen 
Beziidung  mit  regelmässig  IcatgcscLztcr  Abgangss-  oder  Ankuuftazeit  u.  mit  unterwegs 
{[«v^hadten  Transportmitteln"  erfolgt,  noch  der  Chmehmigong  der  Poetrewaltang 
t^darfitc,  falls  zur  Zeit  der  Errichtung  der  FQhrgeIegcnh<'it  eine  wenigstens  tät^lich 
&%elieade  Personenpost  bereits  hestaiid.  —  Dem  Vorrecht  der  Post  auf  die  gen. 
Bädangea  entspricht  die  Verpfli«  htung  der  l^st.  dieselben  anzonehmen  und  zu  bc- 
fSrdera  (Oet.  ?.  1871  §.  3).  —  DerVersach  von  Prifat-Packetbeftiderangsanstalten 
Concurrenz  mit  «ler  Post  scheint  in  Deutschland  misslungcn  zn  *^rin.  FreiUch 
»<i— O  der  Post  ihre  Rechte  gegenüber  den  Eisenbahnen  hier  sehr  zu  (iate. 

^  Bnv-Waf  ner,  Pin.  I.  §.  226,  Wagner,  Fin.  I,  242.  Im  Oaaiea  fat aoeb 
Im,  Pitt.  I,  §.  218  dieser  Bebandlong  der  Poet  zogeneigt  Vgl.  sonst  nach  hier  bes. 
sas  ^    O,  nnoentL  I,  246  ff. 
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sonnirang  naeh  Steneignuidfilieii  mitunter  die  luuidd-  und  ge> 

werbetreibenden  Clagsen,  besonders  die  Grossgeseb&fte,  wel^e  neh 
anderen  Besteuerungsarten  leichter  entziehen^  mit  besteuert  werden 
können  (also  Porto  zugleich  als  Form  einer  eigentlichen  Steuer 
fungirend).  Bezügliche  Erwägungen  werden  nicht  immer  grund- 
sätzlich abzuweisen  sein,  z.  B.  bei  Fragen  der  Beform  eines  etwas 
mit  als  Steuer  wirkenden  Portotarifs.  Femer  sind  die  Zweige 
der  Post  zn  nntenclieideD:  Die  Brief-  mid  eyentteU  die  Zeitaogs-, 
Geldpost,  firaglielier  sehon  die  Faeketpost  sind  naeh  dem  Ge- 
btthrenprincip,  die  Personenpost,  eventiiell  aneh  noeh  die 
Paeketpost  mehr  nach  dem  priTatwirthscbaftlichen  Princip 
zu  verwalten,  wie  dies  schon  im  1.  Bande  begründet  wurde.  Ge- 
schichtlich hat  das  privatwirthschaftliche  Princip  (oder  das  ^öflfent- 
liche  Untemehmungsprincip"  Sax's^  früher  allgemeiner  in  der 
Postverwaltmig  gegolten  und  auf  einer  Stufe  „extensiver"  Verkehrs- 
ODtwieklong  s.  TIl  mit  gutem  Grunde.  Das  Gebttbrenpriaeip  ist 
erat  bei  ,,inteDsivem''  Verkehr  allgemeiner  bereoktigt  mid  d«ek- 
gedrungen. 

In  finaasieller  Beziehnng  sind  dann  noeh  swei  Ponete 

wichtig,  welche  die  Gesammteinnahme  der  Post  und  deren 
Verhältniss  zur  Ausgabe  betreffen.  Erstens  fragt  sieb: 
welche  Höhe  der  Gesammteinnahme  soll  man  erstreben? 
Zweitens:  ist  die  Staatspost  mit  best&ndigem  Betriebs- 
defieit  noch  zu  rechtfertigen? 

aa)  Hinsicbtlieh  des  ersten  Punctes  mnss  die  volle  Kosten • 
deekang,  d.  b.  die  Deekong  der  laafonden  Betriebekoeten  and 
der  Snsen  nnd  Amortisation  des  Anlagekapitals  eratreht  werden, 
niebt  nnr,  wie  im  Sehnlwesen  nnd  bei  den  Oeriebteni  ein  mehr 
oder  weniger  hoher  Beitrag  zu  den  Kosten,  wobei  aber  auf  die 
Leistungen  der  Post  für  die  Staatsverwaltung  selbst  mit  Rücksicht 
zu  nehmen  ist.'^)  Demgemäss  muss  namentlich  eine,  vielfach 
fehlende,  Rechnung  über  das  Anlagekapital,  das  in  den 
Gebäuden  und  Einriclitnngen  des  Postwesens  steckt,  stattfinden.^*) 
Vollends  in  dem  Falle,  dass  dieses  Kapital  nioht  frOher  ans  den 

£s  kommt  daher  z.  B.  d&raaf  &u,  ob  die  amüichea  PostseDduD^en  tni  oder 
gegen  Poitobwedwinif  beordert  werden.  Im  entai  Fdl  meiiite  eich  BftQ ,  dui  flidi 
Zuschösse  der  Staats(  assi;  zar  Post  vertheidi^en  licüscji,  §.  213.  Biehtifor  ilt  €■»  den 
«md.  Verkehr  portopflichtig  zu  machen,  s.  u.  §.  312. 

^)  So  ist  es  mit  Recht  bei  der  Bentthaog  des  £tAb  des  Deutschen  Reichs  foo 
1878—79  doKh  eiM  BeaolBtioa  dei  Beidittms  fttr  die  Zakimft  Terlanst  wmdm, 
Anschlag  des  GebaodflfaipitolB  in  Baden  1861  237,700 1,  der  Werioaas^CMMlM 
217.000  fl.  (Raa). 
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Betricbseiuuahmen  der  Post  bestritten  worden  ist/*)  gehört  eine 
angemessene  Summe  für  die  Verzinsaog  und  Tilgung  in 
die  Jahresabrcchnnng  der  Post. 

Die  möglichst  volle  Deckung  aller  dieser  Kosten  ist  wegen 
des  imner  doch  stark  differentiellen  Nutzens  der  Post- 
l«itoiige&  Ar  die  rersehiedeneii  Kreise  der  BevOlkenuig  sn  ver- 
Bei  der  Normirimg  der  Ford  n.  s.  w.,  besonders  bei  Porte- 
tarifteformen  darf  daber  dieses  Ziel  der  ToUen  Kostendeoknng  der 
Aulilt  in  dem  bezeichneten  Umfang  nicht  ausser  Acht  gelassen 
werden.  Jedenfalls  sind  an  sich  vermeid  bare  dauernde 
TosUletieite  wirklich  zu  vermeiden,  daher  finanziell  nur 
solche  Reformen  zu  billigen,  welche  einigermassen  sichere 
Aoäsicbt  auf  baldigen  Ersatz  eines  Yorilbergehenden  Deficits  er- 
gebeo.  Diese  Gesiehtspunkte  sind  neuerdings  in  Folge  dner  ein- 
witigen  Anffassnng  der  Frage  in  der  Oflfontlioben  Meimmg  nnd  in 
dnldtendaiPostverwaltangskreiseny  mitonter  wobl  etwas  zn  sebr 
nrlekgetreten :  das  ftbrt  aber  leiobt  zu  einem  f  als  eben  Commn- 
tmm  unter  dem  Verwand  des  öffentlichen  Interesses. 

Dauernde  Ueberschüsse  der  Postverwaltung  tlber  jene 
richtig  berechneten  Kosten  hinaus,  welche  nicht  nur  Ersatz  früherer 
Deficite  sind,  haben  finanziell  den  gemischten  Character  von 
Oewerbsgewinn  and  Steuer.  Nach  dem  oben  Gesagten  ist 
wegen  des  inneren  Grundes  der  Uebemabme  der  Anstalt  auf  den 
Staat  wobl  nnr  ansnabmsweise  em  soleber  Uebersdinss  sn 
UUigea:  wenn  nemUeb  die  Post  alle  begrflndeten  Bedllrfiiisse  sebon 
befriedigt  und  ein  mitspielender  Stenerobaiaeter  des  Porto  sieb  reobt- 
fertigen  ISsst,  oder  —  allerdings  ein  seltener  Fall  —  der  Ueber- 
tchass  aus  Zweigen  herrührt,  welche  nach  dem  privatwirthscbaft- 
licben  Princip  verwaltet  werden  dürfen,  wie  Packet-  und  Personen- 
poet Sonst  sind  gerade  Ueberschüsse  zu  weiterer  Aus- 
dehnung und  Vervollkommnung  der  Einrichtung  und 
ieUiessIich  zu  passenden  Tarifermässigungen  zn  benutzen. 

bb)  £in  beständiges  Betriebsdeficit  ist  aber  nach  den 
Brfibiiagen  maneber  Under  mitunter  niebt  an  yermeiden,  einerlei 
tisaaavdas  Portowesen  einriebte.   Denn  bei  der  Abhängigkeit 

PortrakabrSy  daber  der  Posteinnahme  von  der  Höbe  der  Ge- 


^  Dies  ist  allerdiDgs  häufig  der  Fall,  bes.  bei  gewissen  kleineren  Kapitalanlagen. 
^■mI  ikbtifen  BochfÖhrungs-  und  Bechnangsgrandsätzen  muss  aber  jede  solche  Yer- 
V*^i  aas  der  BetriebifliiiMhme  als  Melioration  betnektet  und  nicht  rom 
''iMMi  ^  JalüM  abgozog«a  Verden. 
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btthreDi  führt  eine  Steigerang  der  letxteren  oft  nicht  sn  emer 
gHtoaeren  Einnahme^  sondern  selbst  znr  Vermindemng  des  Verkehrs, 

somit  leicht  zu  einem  uii^^tinstigercn  Verhältniss  yon  Betriebsein- 
nahme und  Ausgabe.  Der  Spielraum  liir  eine  experimentelle,  nach 
voller  Kostendeckung  strebende  Tarifpolitik  ist  daher  oft  nur  klein. 
So  namentlich  in  Ländern  weiterer  Dimensionen,  theuerer  Commu- 
nication,  geringer  Volksdicbtigkeit  und  relativ  schwachen  Postver- 
kehrs, besonders  wenn  alle  Kosten  der  Post  wirklieh  von  dieser 
getragen  und  nicht,  wie  %,  Th.  bei  uns,  durch  nnentgeltlich  oder 
gegen  geringen  Entgelt  zn  übernehmende  Leistungen  Dritter,  wk 
der  Eisenbahnen,  anf  diese  mit  IlberwiUzt  werden.'*)  Aneh  m 
solchem  Falle  wird  gleichwohl  die  Staatspost  wegen  ihrer  all- 
gemeinen Bedeutung  für  Cultur  und  Volkswirthschaft  und  für 
den  Staat  als  soleben  selbst  zu  rechtfertigen  sein.  Die  Einrichtung 
tritt  dann  pro  tanto,  fUr  den  Betrag  des  Deiicits,  unter  die  Anstalten, 
weiche  finanziell  nach  dem  Princip  der  reinen  Ausgabe  Verwaltet 
werden  und  zur  Erfüllung  wichtiger  Staatszwecke  dienen.  Das  iit 
aber  nur  ein  unyermeidlioher  th^tsSohlioher  Zustand,  bedmgi  dureh 
geschichtliche  und  örtliche  Verhältnisse,  keineswegs  ein  aUgemeueB 
Ziel  der  finanziellen  Behandlung  der  Post.  Zwischen  dieser  Recht- 
fertigung einer  Staatspost  mit  beständigem  Betriebsdeficit  und  der 
obigen  ])rincipiellen  Forderung  voller  Kostendeckuhg  der  Post  be- 
steht daher  auch  nur  ein  scheinbarer  Widerspruch.  Ein  wenu 
auch  für  jetzt  nicht  zu  beseitigender  Uebelstand  liegt  in  dem  ersten 
Fall  namentlich  auch  darin,  dass  viele  einzelne  Privatinteressen 
theiiweise  aus  Öffentlichen  Mitteln  befriedigt  werden^') 

Typische  Beispiele  sind  unter  dw  Grossstaaten  .  Rasslmnd  und  Nor<3- 
america.  Im  erstereii  Staat  i>t  neuer<lini?>;  ein  kleiner  üeberschass  erreicht  worden. 
Vtißh  einer  amtL  österr.  Zusammeuätellung  bei  Sax  S.  257  war  1874  die  Bohoinnahmc 
der  Post  in  BmdAiid  16,093,000  H,  der  UeberBcbiiss  251.000  S.  Staigende  Rohtis- 
Bslkme,  so  1870  8.98,  1S74  10.45  Mill.  K..  Kadg.  f.  1877  10.93  MUl.  R.  Ueber 
\ordamer.  s.  Hock,  Fin.  d.  Ver.  Staate«  S.  389.  Vor  dem  Bürgerkrieg  Nordosten 
activ,  Werten  und  Süden  passiv.  Ergebniss  1875  —  76:  £inn.  29.18,  Aosg.  33.26, 
Deficit  4.08  MilL  D. 

^  Ueber  die  Finuzresaltate  der  Post  in  eoiop.  Staaten  titeie  Daten  bei  Rnn, 

Fin.  I.  §.  205  Noten,  ncnere  f.  1S74  bei  Saz,  I,  257.  Für  die  nooeole  Zeit  eigiebt 

sich  für  einige  Uaapüänder  Folgendes: 


Frankreich  1877  .  .  .  XiU.  Fr.  116.1         71.8        44.0  AnschL 
1S74    113.7         71.1        42A  Eigebn. 


Einnahme    Ausgabe  Kcinertrag. 


(irossbritannien  1876/77  ALiU.  Pf.  6.021 
«  1874        M    M  ~— 


Deutsch.  Kcich  1877/78 
(in eins.  Telegr.)  . 


Miü.  AI.  124.7 


113.0 


11.7 
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§.  aiO. '~  ß)  Die  Regelang  des  PoBttax-  oider  Porto- 
we Bens  mnsB  je  nach  der  Wahl  des  leitenden  Finanzprineips  etwas 
verschieden  ausfallen.  Im  Folgeiideu  wird  das  Gebühren- 
priueip,  mit  gewissen  Moditicationen  in  einzelnen  Fällen,  als 
Ruhtsclmur  angenommen.  Der  wichtigste  Pnnct  der  Gebühren- 
ordnung betrifift  alsdaan  die  Wahl  zwischen  den  zwei  üaaptsystemen 
des  Tarifs,  dem  sogen.  Stafentarif  mit  höheren  Sätzen  und 
dem  mehr  oder  weniger  eonseqaenten  und  in  den  Sätzen  mftssigen 
Einheitstarif  in  den  nach  den  fiefttrderongagegenstäaden  unter- 
whiedenen  Postdienstzweigen.  Die  anderen  Fragen  der  Gebtihren- 
Ordnung  beziehen  sich  auf  Nebenpnncte,  welche  an  dieser  Stelle 
keine  genauere  Firürterung  bedürfen.'^") 

aai  Oer  Stufen tarif  stuft  das  Porto  (die  Postgebühr)  nach 
zwei  Hauptmomenten,  der  Entfernung  des  Bestimmungsorts 
(eventuell  unter  Berücksichtigung  der  B  e  s  c  h  a  t  f  e  n  h  e  i  t  der  Koute) 
bei  allen  vier  Haaptobjecten  der  Post,  Briefen,  (t  e  1  d ,  P  a  c  k  e  t  e  n , 
Personen,  und  nach  dem  Gewicht  bei  den  drei  ersten,  bei 
Geld  aosserdem  nach  dem  Werth,  bei  den  Personen  naeh  der 
Zahl  ab.   Dies  ist  an  and  für  sich  rationell. 


F.ifttiahmfl 

Aobgabe 

BefneitEag. 

Deutsch.  Reich  1876 

.  m  H.  117.0 

109.4 

7.55 

Ergebn. 

Baiem  1877  .    .  . 

„    „  8.60 

8.05 

0.55 

Ansiiil. 

Würtrtmb.  1ST7/78  . 

Anschl. 

West-Oesterr.  Ib77  . 

'.    MilLFi.  lö.ü 

14.U5 

U.Oö 

Anachl. 

1875  . 

„    „  14.66 

14.95 

—  0.29 

Ei^ebn. 

Italien  1877   .    .  . 

.    Mill.  Fr.  27.0 

19,2 

7.8 

Aii.cl.l. 

Schweix  187ß .    .  . 

.    Miß.  Fr.  14.84 

14.74 

0.1 

Ergebn. 

Schweden  1878  .  . 

.  Mill.  Krön.  4.S 

4.8 

0.0 

Anüchl. 

1875  .  . 

  4.02 

4.56 

—  0.58 

Ergebn. 

Honregeii  1S75  .  . 

„  1.36 

1.46 

-  0.1 

Ergebn. 

Der  zweite  Ausgabeposten 

bei  Grossbritannien 

bctrilit  den 

Postpacki'tdienst  (Si 

fahrt).  Im  Deutschen  lieich  \ai  jetzt  Post-  und  Tciegraphoudicu:»t  vereinigt.  Am 
GtaMigsteB  ist  das  Verhiltniss  der  Einnahmen  zn  den  Ausgaben  nnd  zugleich  am 

Hflclaten  der  absolute  Reinertrag  wie  deij.  p.  Kopf  in  Grossbritannien  u.  Frankreich: 
lort  c.  1.19,  hier  c.  0.97,  im  Deotschen  Reich  (wo  man  den  Keinertraj?  im  Wcscnt- 
licjieD,  nach  froherer  Erfahrung,  auf  die  Post  rechnen  darf)  c.  0.32  ]Vlark  p.  Kopf. 
Dieser  ÜateiBchied  irt  fomemlich  auf  die  Debemahme  der  kostspieligen  sogenannten 
^"ahrpost  (Packetc,  Personen)  in  Deutschland  /urii(  k/ufuhron ,  die  in  den  beiden 
Wötstaaten  im  Ganzen  fohlt.  Daraus  erklärt  sich  aucli  der  un^ünstifre  Abschluss  mit 
ta  Oesterreich  u.  in  d.  Schweiz.  Im  V  ergleich  mit  andern  Ländern  wirkt  in  Frankreich 
■i  en8ril»iftaBnlen  die  intensiTste  Verfcehnentwickiung  günstig  ein.  In  Frankreich  ist 
iber  die  f  is  <  u  1  i  ^  che  Tendenz  der  Post  auch  noch  ausgeprägter  u.  nach  dem  letzten 
üÖKe  Terschärfl;  beü.  im  Ges.  über  die  Posltaxen  h.  24.  Aug.  1871, 

Kau.  Fiii.  I,  §.  216—217,  mit  Unterscheid,  des  Brief-,  Packet-  n.  Geldtarifs. 
hkA  bes.  Saz«  I,  Abachn.  3  der  Abtheilung  rem  Postwesen  (S.  2G1  II'.),  vergl.  mit 
Abachn.  2  ti.  l.  u  A.  eine  vor/llglicLi'  V..'r^lci''hi3ng  von  Post  u.  Tele^^raphie  in  Bitrett' 
SüEV  Gleichartigkeit  u.  ihres  Unterschieds.  Für  die  nähere  Begründung  der  einzelnen 
FiKte  des  Texts  beziehe  ich  mich  auf  S  a  x ,  mit  dem  ich  fast  ganz ,  auch  in  den 
iMlieiten,  n.  besonders  in  der  Anffiassung  des  Posttaxwesens  als  einer  historisch 
^iitlick  fttrschieden  zn  oidneodeu  Sache  ubereinstimme. 
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Wie  bei  allen  Oebtineii,  so  sind  aneh  hier  iwei  sieb  ergftnsende 
Gesiohtspniicte  sn  beaebfen :  einmal  der  des  W e r t bes  d  er  Leistung 

für  den  InteressenteD,  sodann  derjenige  der  Kosten  der 
Leistung  für  die  Postverwaltung.")  Beide  Gesichtspuncte  haben 
bei  der  Regelung  des  Portowesens  mehr  oder  weniger  mitgespielt. 
Bei  beiden  besteht  die  Schwierigkeit  der  MesBUug  des  Werths 
und  bez.  der  Kosten  der  Leistung.  Diese  Schwierigkeit  ist  aber 
dem  Werth  gegen11l>er  grosser,  weil  die  mitspielenden  Momente 
fttr  die  Verwaltnng  meist  nnlMlurnnt,  aueb  viel  TeriUideriioher  sind. 
Die  Feststellnng  des  Weribs  wird  daber  besonders  leiebt  wOlk<b' 
Heb  und  scbablonenbaft,  z.  B.  bei  der  Annabme^  dass  sieb  der 
Werth  der  Leistung  für  den  Interessenten  immer  genau  nach  der 
Entfernung  vom  lkstimmungsorte  richte.  Die  Kosten  lassen  sich 
auch  nur  schwer  ganz  genau  ermitteln,  besonders  weil  ihre  Hßhe, 
auf  die  einzelne  Leistung  zurtickgeführt,  selbst  wieder  nach  Art 
nnd  Umfang  des  Verkehrs  sehr  verschieden  ist.  Aber  in  einer 
für  die  Verwaltnng  genügenden  Weise  ist  der  Kostenbetrag  doch 
anntthemd  sn  ermitteln. 

Man  fand  nnn  in  der  Entfernung  nnd  im  Gewicht  Haapt- 
momente  ftlr  die  Bestimmnng  der  Höhe  der  Kosten  nnd  legte  sie, 
neben  den  anderen  genannten,  unter  Zuschlag  eines  angemessenen 
Betrags  für  die  allgemeinen  und  die  Expedition s-  und 
Manipulationskosten,  dem  Tarif  zu  Grunde,  hielt  aber  in 
letzterem  im  Ganzen  an  hoben  Sätzen  fest,  am  so  die  erforder- 
liche Gcsammteinnahme  zn  erzielen.  Einigermassen  wurde  aber 
aneh  der  Werth  der  Leistung  fttr  den  Interessenten  nach  denselben 
beiden  Merkmalen,  Entfemnng  nnd  Gewieht,  bemessen.  Daher  e^ 
sohlen  denn  ein  Postgebtthren-  oder  sogen.  Portotarif  ftr 
die  vier  Hauptarten  der  Postobjecte  als  Entfernungs-  nnd  bei. 
G  e  w  i  c  h  1 8  8 1  u  f  e  n  t  a  r  i  f  in  doppelter  Hinsicht  rationell  begründet 

Dieser  ehemals  allgemein  verbreitete  Stufentarif  mit  höheren 
Sätzen  ist  in  der  That  auch  geschichtlich  für  gewisse  Entwicklungs- 
stufen des  Verkehrs  im  Ganzen  der  richtige,  was  gerade  zum  Ver- 
stttndniss  der  Bereehtignng  des  neuesten  Tarifsystems  beachtet 
werden  mnss.  Bei  nnyoUkommenem  Gommnnieations-  nnd  Trans- 
portwesen,  geringem  Postverkebr  Oberhaupt  und  einer  atftrkeren 
Beeebrftnknng  desselben  auf  gewisse  Volkselasseni  bei  der  Notlh 
weudigkeit,  in  Ermangelung  anderweiter  Verkehrsamstalten,  dvrdi 

Vgl.  aach  die  beziigl.  Abschnitte  ans  d.  Eiscnbahnlehre  im  1.  Btnda, 
Wagner,  Fin.  I,  §.  251  C  u.  Wagner,  Fin.  X,  §.  264  £ 
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die  Port  oder  ganz  allein  anf  deren  Kosten  den  Transport  det 

Postgegenstände  besorgen  zu  lassen,  mit  einem  Worte  bei  ex- 
tensivem Verkehr  ist  ein  solcher  Tarif  wohl  der  relativ  ange- 
messenste. Der  Werth  der  Leistung  richtet  sich  hier  wirklich 
wesentlich  mit  nach  Entfernung  und  Gewicht.  Die  Kosten  der 
Verwaltung  werden  dadurch  erheblich  bestimmt  Der  erwähnte 
ZiseUag  fttr  allgemeine  Kosten  m  s.  w.  mnss  bot  Terhältniss- 
mftssig  bedeutend  sein,  daher  im  Ganten  hohe  Tarife, 
wdl  die  genannten  weiteren  Kostenbestaadtheile  bei  geringem  Post> 
Teikebr  relatir  sttrker  sind  nnd  jedes  einzelne  Object  absolut 
höher  treffen.  Bei  einem  zweckmässigen,  nattlrlich  für  die  einzelnen 
BefÖrderungKobjecte  manchfach  verschieden  normirten  Stufentarife 
wird  daher  die  Gesaniratleistung  der  Post  unter  diesen  Verhältnissen 
wahrscheinlich  am  Angemessensten  bezahlt  und  das  Finanzinteresse 
im  nöthigen  Umfange  gewahrt. 

§.311. — bb)  Der  Einheitstarif  sieht  im  allgemeinen  innerhalb 
des  Po0%ebiel8  —  md  bei  intemationaten  V«tittgen  selbst  darüber 
lihHnis  —  TOD  der  Entfernung  tbeilweise,  sohliesslieh  in  ge- 
visseB  Fällen  ganz,  vom  Gewicht  in  weiterem  Maasse  als  der 
Stnfentarif  ab.  Er  ist  also  öfters  doch  nur  ein  relativer,  kein 
absolater  Einheitstarif  verglichen  mit  dem  Stufentarif,  so  in  der 
lebergangaform  zwischen  beiden,  dem  sogen.  Zonen tari f.  Mehr 
oder  weniger  erhebliche  Unterschiede  bestehen  dabei  nach  den 
Kategorieen  der  Beibrderongsobjeote.  Bei  der  Personenpost  bleibt 
der  Stofentarif  meist  ganz  bestehen.  Bei  der  Paeketpost  wird  er 
iveoiger  nnd  langsamer,  bei  der  Zeitangs-  nnd  Geldpost  mehr,  bei 
derBrieipost  ToUsttndig  was  die  Entfernung  und  immer  weiter 
wis  das  Gewicht  betrifft,  in  den  Zonen-  nnd  schliesslich  in 
den  Einheitstarif  hin  übergeleitet,  endlich  durch  diesen  ersetzt. 
Die  Tendenz,  die  ehemals  entscheidenden  Momente  für  die  Tarif- 
bildong  immer  weniger*  zu  berücksichtigen,  tritt  in  der  neuesten 
Zeit  bei  der  Portoregelung  ttlr  alle  Objecte,  mit  Ausnahme  der 
fenonen,  immer  sehärfer  herror.  Zugleich  wird  das  Porto  all- 
^ein  erm&ssigt  Eine  Entwicklang,  welche  sieh  in  den 
flindien  Lindem  etwas  yerschieden  gestaltet,  aber  bd  dem 
bmopolitischen  Gharacter  der  Post  in  den  Gnltorstaaten  immer 
gleiehmässiger  herausbildet,  z.  Th.  in  Folge  oder  unter  dem  mit- 
wirkeoden  Einfluss  internationaler  Vertrage. 

Ein  solcher  Einheitstarif  entspricht  nun  im  Ganzen  den  Ver- 
Utiüssea  hochentwickelten  sogen,  intensiven  Verkehrs,  mit  dem 
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er  in  einer  gewiaeen  Weclisdwirkong  steht  Bei  grosserer  Volk»' 
dichtigkeit,  allgemeiner  YerbreitUDg  der  Elementarbildang,  viel- 
faehstem  Ordtcben  Wechsel  der  BevOlkerong,  aosgedehntem  in-  nod 

ausländischen  Handel  wird  das  BedUrfniss  nach  den  Diensten  der 
Post,  besonders  der  Brief-,  aber  auch  der  l'atkct-  und  Geidpost, 
grösser  und  gleichmUssiger.  Die  Eutwicklunj;  guter  Comniuoi- 
catiouen,  die  Benutzung  der  Eisenbabiuii,  Daniplscbüre  mit  iUr 
den  Postdienst,  vielleicht  nach  dem  geltenden  Eisenbabnrecht  un- 
entgeltlich oder  gegen  geringen  Entgelt  Seitens  der  Post,  macht 
die  Entfernung  an  emem  die  Kosten  wenig  mehr  bestimmoideD 
Factor.  Die  GrOsse  des  Verkehrs  vermindert  die  allgemeinen  nnd 
die  Expeditions-  nnd  Manipnlationskosten  relativ,  also  fttr  die 
einzelne  Leistung  absolut.  Die  Vereinfachung  des  Tarifs  und 
die  Portoer  he  b  uug  in  der  Form  von  Stempeln  (Marken) 
wirken  gerade  bei  grossem  Verkehr  in  derselben  Ixichtung.  So 
rechtfertigt  sich  ein  ermässigter  Einheitstarif,  welcher  dann 
wieder  die  Bedingungen  seiner  Berechtigung  durch  die  Entwicklung 
des  Verkehrs  I  die  er  begttostigt,  selbst  immer  mehr  ausdehnt 
Denn  man  kann  nnn  von  der  Differentünmg  des  Werths  der 
Leistongen  der  Post  ftlr  die  Interessenten  mehr  absehen,  weil  sie 
wirklich  nnbedeotender  wird,  und  die  Differentiimng  der  Kosten 
der  einzelnen  Leistungen  wird  thatsächlicb  auch  immer  minimaler. 

Alles  dies  tritt  bei  der  Briel'post  am  Meisten  hervor,  daher 
hier  auch  der  niedrige  Einheitstarif  am  Vollständigsten  berechtigt 
wird.  Das  Festhalten  an  einem  nicht  gar  zu  niedrigen  Maximal- 
gewicht des  zur  Normaltaxe  zu  befördernden  Briefs  erfolgt 
ans  Grttnden  der  Oekonomie  der  Post,  ohne  dass  das  l^ubiicum  dar 
runter  leidet.  Indem  für  schwerere  Briefe  der  Gewichtsspielranm 
bedeutend  erweiterti  die  Taxe  aber,  wenn  auch  höher,  so  doch 
mftssig  gehalten  und  vom  Stnfeuporto  nach  dem  €tewieht  auch  hier 
im  LJebrigen  abgesehen  wird,  crlahrcn  alle  berechtigten  Interessen 
ihre  Bclriedigung.  Die  Wahl  der  denkbar  einfachsten  Erhebungs- 
form der  Briclpostgebühr  in  dem  Stempel  (Briefmarke,  Brief- 
couvert)  vermindert  gerade  hier  die  Expeditionsarbeit  ausser- 
ordentlich.^^) 

Von  epochemachender  Bedeutung  war  die  berühmte  von  Kowland  Hill  an- 
geregte Portoreform  bei  Briefen  (sogen.  Pennyporto)  in  Grossbritauniea  1839. 
8.  darober  Baa  §.  21S,  bes.  Note  d,  §.  216«.  Sex,  1,  846      auch  266  8:  Vom 

finanziellen  Standpuncte  aus ,  so  lange  die  Post  erheblichere  üeberscliüsse  erzielen 
soll,  mu^s  die  enplisehe  Keforin  für  etwas  zu  abrupt  u.  zu  radical  bezeichnet  werden, 
luunerhm  i^t  aber  zu  beachten,  dass  der  Keiuertrai;  zwar  sehr  fiel,  aber  doch  noch 
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Unge  kdii  Deficit  eintrat  In  Groasbritaiuiieu  bestand  vor  1840  ein  sehr  hoher  £nt- 
femangs-Stnfenportotarif,  das  mittlere  Briefporto  war  7 — T^L  V.  H.  Hill  schlng  nun 
m  einer  Schrift  1837  vor,  einen  mässicen  Einheitstarif  einzuführen.  Die  (irunde 
wumi  du»  das  bidtedge  thevere  Pofto  mm  Teifcdir  iMmme  u.  auch  fiuuieU  ntneit- 
dMrflig  BCi;  allerding^s  war  der  Reinertrag  der  Post  von  1816—37  fast  nicht  gestiej^en, 
Dwchachn.  1.4-22.ir)4  Pf..  Max.  1826  1.539,  Min.  1822  l.M2r>  Mill.  Pf.;  dass  die 
beeteheAdeu  Poätcinrichtimgcn  ohne  weseotl.  Eoätens>teigcruug  die  Bewältigung  eines 
viel  grflioreü  BriefverkohiB  gestatteten  (das  27fuhe  nscli  Hill);  dass  das  Gewicht  der 
«iesammtheit  der  bezahlten  Briefe  klein  im  Yerh&Itniss  zu  dem  Gewicht  aller  Sendonffen 
sei  (16  7o  bezahlte,  9  "/o  unbezahlte  Briefe,  75  "/o  Zeitungen);  daüs  die  Kosten  nur 
zom  kleinen  Theil  von  den  eigentlichen  Beförderungskosten  herrührten,  nur  zu  7»« 
auf  den  einzelnen  Brief  venigvr  als  Vio  davon  klme;  daai  die  Beftidenrngdraeten 
Dicht  mit  der  Entfernung  proportional  stiegen,  sondern  von  anderen  Dinständen, 
Beschaffenheit  der  Koute  und  des  Transportinittclä  u.  s.  w.  ablängen,  beä.  bei  ausge« 
bÜdetem  sonstigen  Gonununicationswesen  (Eisenbahnen,  Dampfschiffe!):  dass  die  Kosten 
der  ixptdiüan  v.  Manipulation  der  Briefe  die  Hauptsache  seien,  sich  aber  sehr  Ter 
ring^em  Hessen ,  wenn  der  Briefverkehr  stärker  u.  das  Briefmarkonsysteni  angewendet 
verde.  Hills  Yoischlüge  wurden  durch  das  Gesetz  v.  17.  Aug.  1839  (2.  u.  8.  Vict 
&  52)  aogenoiuMtt.  Am  10.  Jan.  1840  imide  des  Porto  aUgemeiB  «nf  1  P.  für 
ialindische  Briefe  ermässigi  Dar  Briefverkehr  stief  sofort  stark  u.  steeti|^  wdter,  «her 
nicht  so  bedeutend ,  als  Hill  vennuthef  hatte :  er  M-ar  nicht  in  Kurzem ,  sondern  erst 
&ach  12  Jahren  der  5 fache,  der  frühere  Kohertrag  wurde  erst  nach  10,  der  alte 
Beineitrsif  erst  nach  90  Jahren  emlchi  Die  siariro  TenBehrang  der  Kosten  ist  nnr 
z.  Th.  der  Zonahme  der  Briefe,  z.  Th.  anderen  Ursachen  (Bezahlung  der  EisenhdineB, 
Postschiffe)  zuzuschreiben.  Bau  hat  ft^  die  Zeit  bis  1802  folgende  TabeUe  nsamiien* 
Sesteilt      213,  Note  dl 


Behertr. 

Yerh. 

Beinertr. 

Verii. 

BriefiEahl 

Verii. 

MilL  Pf. 

Mill.  Pf. 

MilL 

1838/39 

2.37 

100 

1.60 

100 

75 

100 

1840  . 

• 

• 

1.36 

»7 

.41 

25 

169 

225 

1S42  • 

• 

• 

1.68 

66 

48 

29 

308 

378 

1S44  . 

• 

• 

1.71 

71 

^1 

38 

242 

322 

1&46  . 

• 

1.98 

89 

.72 

49 

300 

400 

1850  . 

• 

2.50 

109 

1.06 

66 

347 

462 

im  . 

• 

• 

1.87 

131 

1.21 

79- 

478 

697 

1862  . 

• 

• 

3.78 

199 

1.24 

t  t 

r.05 

806 

1870  . 

• 

4.93 

208 

1.50 

90 

805 

1199 

1876  . 

6.02 

254 

1.95 

122 

1019 

1360 

(AnA  in  den  letzten  Jahren  die  Briefzahl  ohne  die  Postkarten).    Die  allmftligere 

Portoreform  auch  für  England  ist  denn  auch  öfters  der  Hill'srlion  j^cgcntiber  befllr- 
vortet,  z.  ß.  von  M  'Culloch;  noch  neuester  Zeit  hatG.  Cohn  in  s.  engl.  Eisenbahn- 
Studien  Aehnliches  gesagt. 

Die  enorme  förmlich  culturgeschichtliche  Bedeutung  d«  Hül'schen  Portoreform 
ist  deshalb  doch  unbestreitbar.  lu  allen  Culturstaaten  ist  man  nach  und  nach  diesem 
^mtisrhfn  Vorgang  gefolgt,  nur  meist  mit  der  Zwischenperiode  eines  Zonentarifs, 
b  Oesterreich  1842  6  Kr.  bis  10  Meilen,  12  Kr.  darOber  hinaus,  1649  jener  Satz 
flt9  Kr.,  dieser  snf  6  &.  redncirt.  isßi  inländ.  Einh-  itssat/  v.  5  Kr.  5.  W.  (Loeal- 
porto  3  Kr,).  —  Preussen  hatte  für  den  einfachen  Brief  nach  dem  Regulativ  von 
1824  folgende  Sätze:  bis  2  Meilen  1  Sgr.,  2—4  M.  iVj  Sgr..  4—7  M.  2,  7—10  M. 
Vf^  10—19  M.  3,  19—30  M.  4,  30— 901C.  9  8gr.  n.  Ar  je  10  weitere  Meilen  1  Sgr. 
mehr.  Ln  J.  IS  14  wurden  bei  gleichbleibenden  Portis  die  Zonen  erweitert:  auf  5, 
10,  15,  20,  30,  .lO,  100  Meilen.  lS4fl  wurden  H  Zonen  gebildet  von  bis  10  M.. 
10—20  M.  Q.  aber  20  M.,  mit  resp.  1,  2,  3  Sgr.  Porto.  Diese  Sätze  fOr  den  ein- 
kdm  Bftof  TOB  jelst  bis  an  1  Loth  ikbemahm  der  deutsch -Osterr.  Postrereiu 
Q960)  f.  d.  Verein 8 verkehr,  woncben  in  mehreren  Staaten  andere,  niedrigere  inländ. 
rorti.  Im  Norddeutschen  Bunde  dann  durch  Ges.  v.  4.  Nov.  H67  Einheits- 
satz V.  1  Sgr.,  ebenso  nach  Ges.  v.  1871  im  I).  Ueich.  Yertrap^weise  gilt  dies  Porto 
flViNtai  DentMhlaad  n.  Oesteiveich.  Nach  der  Ermissi^ung  von  1844  sank  der 
tMtPt.tB  Fnnaien  ron  1.4  auf  1  Mill.  Thlr.,  1893  wurde  er  anf  S80,000  Thlr. 

!•  Wag aer,  fhMaswbarasrlMft  II.  7 
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veranschlagt.  l^r>r>  schon  wieder  auf  1.12  MilL  Thlr.  Die  Portorcform  im  Nordd. 
Hunde  führte  vorUbeiKebeud  zu  einem  Betriebsdef icit  >iach  dem  Anschlag 
ftr  1868  m  die  Eiiiaahma  S3.986,  die  Aisgdbe  10.691.  dar  UebenehMi  ^S74  IflL 
Thal.  r;  statt  dessen  nach  dem  Ergebniss  bez.  20.51  G,  20.655  und  Deficit  n» 
l.Mb.G21  Thlr.  Der  Aasfall  irar  beim  Brief-  u.  s.  w.  Vono  \.W  Mül.  Thlr.  18«}1— CS 
wurde  der  Ueberschuss  der  Post  fOr  die  norddeutschen  Staatuu  auf  8.7  Mül.  Thhr. 
berachaet  Hirth,  Amialeii  n,  228,  248.  In  1889  irar  dar  UebenwIraM  nach  dea 
Anschlag  548.5n<.  nach  dem  Ergebniss  2G2,H78  Thlr..  1872—75  war  der  Netto- 
ftberschoss  der  Keichspostv<"rwaltung  hez.  13.2,  8.2,  6.99,  8.28  Mill.  M. ,  wovon  abi^r 
j — Ö  Mill.  M.  aus  der  Aufhebung  der  amtl.  Portofreiheiten  herrühren.  —  Achnlichc 
Eiitiricklaiig  in  anderen  L&ndera,  Tgl.  iltere  Daten  bei  Kao,  auch  bei  Sa x.  In 
Frankreich  wr\r  das  Einheitsporto  ftlr  den  freilich  nur  c.  halb  to  schweren  Brief 
(bis  77a  ^r-)  England  u.  Deutschland,  seit  1848  20,  1849  25,  1854  20  cent, 

nach  Ges.  r.  24.  Aug.  1871  (für  bis  10  Gramm)  wieder  25  cent.  Neueste  Erm&ssig. 
1878.  —  Der  Weltpostverein  hat  dann  das  Porto  fur  den  einfachen  Brief  Toa  15  Qr. 
allgemein  auf  V/^  Fr.  oder  20  Pf.  deutschen  (Jelds  innerhalb  dieses  Vereins  fixirt 

Das  Maximalgewicht  des  sogen,  einfachen  Brlei's  hat  mehrfach  gegen  früher 
eine  Erhöhung  und  zwischen  verschiedenen  Staaten  eine  Aasgleichang  erfahren.  Es 
war  Mher  in  Preusaan  '/<  l^oth,  in  England  Vs  Unze  (15.55  Gr.),  später  in 
Deutschland  u.  Oesterreich  bis  1  Loth  (16^3  Gr.).  ist  jetzt  (in  Deutsrhland 
nach  dem  ficichsgesetz  von  1871)  15  Gr.;  dies  auch  der  jetzige  WelQ>ost8atz.  Aa 
Liagalao  rarfahr  Frankreich  hiar  ang  fiacaliBeh.  Fttr  hftharaa  Oawlclit  attag 
frUher  das  Porto  meist  proportional  mit  dem  Gewicht,  also  fOr  2-,  Sfachea  a.  s.  v. 
auf  das  2-  u.  8 fache,  bis  zur  Grenze  des  erlaubten  Briefgewichts.  In  Deutsch- 
land jetzt  nur  das  2 fache  Porto  fOr  über  15—250  Gr.  (Va  Pfund).  Im  Weltpost* 
rarain  immar  f.  ja  15  Gr.  mehr  dar  alnfkcha  Satz  maur.  In  Fraiikrateli  Moh 
d.  Ges.  T.  1871  bis  mit  10  Gr.  25  c,  über  10—20  40  c,  20-50  Gr.  70  c,  tb« 
50  Gr.  flBi  jada  vailara  50  Gr.  odar  ainan  Thail  daran  aiii  Zosohlag  ron  50  e. 

Bei  der  Geld-  und  Packetpost  kann  die  Eirtwicklung^  nur 
eine  analoge  wie  bei  der  Rrici'post,  keine  identische  sein. 
Denn  die  Werthhiihe  steigert  das  Bisieo  der  Post  und  die  Ge- 
wiehtsmenge  sowie  die  Entfernung  bleiben  bei  .der  Packet- 
post imyermeidlieh  immer  io  höherem  Grade  Faetoren;  welche  die 
Kostra  steigern.  Vollständiges  Einheitsporto  wie  bei  der  Briefpost 
erseheint  daher  hier  nieht  rationell  und  M  der  Paeketpost  ohne 
die  Abnonnitftt  einer  fast  nnentgeltlichen  Hilfsleistang  der  Eisen- 
biiliueu  kaum  durcbfUhrbar.  Zonen  tarife  mit  Verminderung  der 
Gewiehts-  und  der  Entfernungsstufen,  selbst  der  Fortfall  der  letzteren, 
und  die  allgemeine  Ermässigung  der  Sätze  rechtfertigen  sich  in- 
dessen auch  hier  durch  die  immerhin  geringere  Bedeutung  von 
Gtewicht  und  Entfernung  für  die  Kosten  bei  gut  entwickeltem 
Oommnnieations-  und  Transportwesen  nnd  dnrch  die  wohlleilere 
Expedition  mid  Ifanlpnlatlon  bd  grosserer  Einfachheit  des  Porto- 
systems nnd  lebhafterem,  dnreh  niedriges  Porto  begttnstigtem  Post- 
▼erkehr,  wo  sich  die  Koste  für  die  Einheit  der  Leistung  billiger 
stellen.'®) 


^  Ban  §.  217  ndt  lltaiaii  Daten  aber  Xaxan  der  Packet-  u.  Qaldpoat  Frflte 
Udt  man  baeondais  auf  ein  Minimalgewicht  briafkitiger  Packeta  (2  Loth  In  Pfenmen, 
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Die  BeiräieUiiiig  der  moderaen  PortoBysteme  darf  daher  im 
Qaoien  günstig  ansfoUeD,  wenn  man  aiieh  yielleiolit  bie  und  da 

zn  weit  in  der  Ermässigung  und  Ausgleichung  der  Sätze  gegangen 
ist  Der  Tarif  eines  einzelnen  Landes  muss  nach  den  angegebenen 
Momenten,  welche  die  ErmässigODg  und  Einheit  des  Porto  recbt- 
iertigen,  geprtli't  werden. 

Im  finanziellen  Interesse  sind  aber  sehr  plötzliche  und 
starke  Portorednctionen  nieht  so  allgemein  zn  billigeni  wie 
m  Theorie  und  BraiiB  neuerdings  gethan  haboi.  Denn  sie  fahren 
doeh  mitanter,  wenn  nieht  zn  Betriebsdefteiten  so  zn  störenden 
Ifindereinnahmen  von  längerer  Daner.  Entwiekelt  sieh  aneh  m 
g;rösserer  Verkehr,  so  doch  nicht  immer  ein  solcher,  welcher  den 
Attfifall  der  Tarüiedactiou  sofort  deckt.  Der  Einflnas  der  EeductioD 


S  in  Baden,  4  im  deatäch-öüteir.  rosttrcreiny  der  Packetpost,  um  Lm^chuugeu  des 
ISIeM  Briet^Kfftoi  nittabt  Bcmrtioiiiir  der  Fahrpost  zu  rerhUteB.  System  der  Taxirung 
wh  sogen.  TaKiu  a  d  raten ,  so  im  deotsch-österr.  Postvertrag  v.  1857:  das  Pfund 
aaf  4  Meilen  je  V«  ^>gr.,  Minimum  bis  h  M.  2  S^r.,  8— lö  M.  3  S«.,  16—24  M. 
4Sfr.iL  8.  doch  mit  d.  £nn&ssig.,  dass  Stacke  bis  1  Pf.  n.  bis  4  M.  nur  P/g  Sgr. 
sab».  Bin  zu.  20  M.  Entfemiiaf  Berechnung  der  Fracht  nach  dem  geraden  Abstand 
ier  Orte.  Für  weitere  Entfernung  Eintheilung  des  Vereinsgt-hii;t-s  in  T:i.V((aaiirate  von 
4  M.  SdtenJänge.  Alle  in  einem  Quadrat  liegenden  Puucte  behandelt,  als  ob  sie  im 
IBtle^Nincte  lägen.  Sendung  dann  tarifiit  nadi  der  Entfernung  der  Mittaipnncte  der 
resp.  Quadrate.  Tabellen  zur  schnellen  Berechnung.  Beibehaltung  des  Systems  der 
Taxquadrate  im  norddeutschen  Postges.  f.  4.  Nor.  1S67,  Quadrate  von  2  M.  Seiten- 
lUfp,  Porto  p.  1  ZoUpfttod  2  Pfennig  fUr  jo  5  M.  bis  30  M.,  für  je  10  M.  bis  100, 
Air  je  Se  M.  fiber  1<M  H,  MMn.  2,  3,  4,  5,  6  Sgr.  nndi  d.  ISntnniaiif.  Umge- 
staltung des  Paclcetportosystcms  im  Ges.  v.  17.  Mai  1S78:  ftr  kleinere 
Packete  bis  5  Kilogr.  ein  zweistufiges  Porto  ohne  Gacksicht  auf  das  spec.  Gewicht: 
25  Pf.  Keichswähr.  bis  10  50  Pf.  darüber;  für  schwerere  Packete,  bis  5  Kil. 
9m  SHn,  ftr  jedes  weitere  KUogr.  ein  ZuoldaK  nadi  eiiwD  EntfanuiiigntofeBnli, 
iu9  10  M.  5  Pf  ,  10  —  20  M.  10  Pf..  20—60  IL  20  Pt,  50—100  IL  30  Ft 
100—150  M.  40  Pf.,  150  M.  50  Pf 

Auch  das  Porto  ftir  Ueldsendungen  ist  in  den  neueren  Posttaxgesetzen  sehr 
«Mtaigt  and  verria&eht  werden.  DegL  dae  Porto  ftr  Pickete  mit  Verth  angebe. 
Nach  d.  Deutschen  Ges.  v.  1873  f.  Briefe  mit  A\'erthangabe  ohne  Rücksicht  auf  Gewicht 
bis  10  Mi.  2  Sgr.,  ül>er  10  Ml.  4  Sgr.,  Versicherungsgebühr  Sgr.  für  je  1(M>  Thlr. 
i'L  Penuille).  Die  neueren  Gommunicationsmittel  mit  ihren  regeimasäigen  Postcuxsen 
(fiMihihiiea)  gestatten  aodi  selche  inSnige  Tsrffe  w^en  Yerringoning  des  Bisicos, 
pdmettr  Leichtigkeit  der  Controle  u.  s.  w,  —  Durch  das  System  der  sogen.  Post- 
anweisungen (seit  183S  in  Grossbritannien)  wird  der  kleinere  Geldverkehr 
zwischen  venichiedencn  Orten  noch  mehr  erleichtert  und  wohlfeil  gemacht,  was  die 
PMIrarwaUnng  wegen  des  gexinfOB  Bisicos  und  der  seist  möglichen  YermeidiiBf  der 
Baarsendong  leisten  kann:  es  findet  im  W'esentl.  nur  ein  Abrcchniiugs-  u.  Aus- 
f  leichmngssy stem  statt.  Da  beliebig  viele  Auweisuugeu  desselben  Absenders  au 
flaeielbca  Adressaten  gleichzeitig  erfolgen  können,  hat  die  Beschränkung  auf  ein 
Maximum  keine  andere  practische  Bedeutung,  als  auf  die  für  grosse  Summen  wohl- 
failere  Baarsendimg  hinzulcitcn.    Jetzige  deutsche  Sätze;   bi^  100  Mark  20  Pf.,  bis 

M.  30  Pf.,  bis  300  M.  40  Pf.  Im  J.  1S75  bei  der  Beichspost  eingezahlt  auf 
aj1i339  Postanweis.  1118.67  MilL  M.,  mit  4.0SS  MilL  M.  Gebtthrenertrag,  p.  Stack 
Mk^toe  Mark  Zahlnngsbetrag  und  0.36  M.  Gebühr.  In  Grossbritanuieu  1S76 
Ijjfiiy  der  Postanweis.  im  Inlandc  nnr  27.1  Mill.  Pf.  (548  Mill.  M.).  -  Durch  inter> 
■MMs  Tertrige  Ausdehnong  des  Auweisungsveikehrs  Tielfach  aufs  Ausland. 
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auf  die  SteigernD^  des  BedftrftiiMei  ist  hier  öfters  fiberfiehitzt 

worden,  ähnlich  wie  in  verwandten  Fallen,  bei  den  Eisenbahnen, 
Telegraphen,  bei  Zöllen  nnd  anderen  Verbrauchsteuern.  Ein  lang- 
sameres Vorgehen  und  die  l>eibebaltnng  einzelner  Punete  aus  dem 
i&lteren  Stut'entarifsystem  empfiehlt  sich  daher  öAers  mehr.  (Siehe 
Note  78). 

§.  312.  Von  weiteren  Pnneten  des  Postgebtthrenwesens  siod 
noch  zu  erwähnen:^) 

(1)  Die  Erhebnog  eines  Bestellgelds  vom  Empfünger  der 
Sendnng  ist  möglichst  zn  besehrftnken,  bei  Briefen  «nfzidiebeB^  — ' 

auch  im  Interesse  der  Oekonomie  der  Postverwaltung  selbst.''')  ' 

(2)  Besondere  Begünstigungen  in  ermässigtem  Porto  ge- 
messen meistens  Zeitungen,  Drucksachen,  Oirculare  u.  s.  w.,  Proben 
und  Master,  jetzt  offene  Postkarten.  Ob  in  dem  bestehenden  Um- 
fang ganz  mit  Recht,  wäre  mitunter  erst  näher  zu  untersnchfiD. 
Doch  fuhrt  solches  Porto  der  Post  6ftm  erat  einen  Verkehr  zd, 
der  ohne  wesentliehe  Kostensteigeruhg  mit  zn  bew&ltigen  ist  nnd 
eine  bessere  Ansnntzong  des  Peraonals  vnd  Materials  bewhrht 
Daher  auch  die  günstigen  Erfahmngen  mit  den  offenen  PosCkarten.^ 

(3)  Ein  allgemeiner  Grundsatz  muss  bleiben,  dass  die  Post  in 
Fällen,  welche  nach  der  Einrichtung  des  Dienst«  die  Kosten  un- 
nöthig  steigern,  und  ftir  besondere  Leistungen,  welche  eben- 
falls Extra-Kosten  machen,  Porto-Zuschuss  erhebt  Jenes  findet 
statt  bei  der  Unterlassung  der  Frankirnng,  wo  der  aOgemeio 
Abliebe  Zuschlag  indirect  auf  die  im  Verwaltnngsinteresse  ge- 
legene Yerallgemeinemng  der  Franklrong  einwirkt  Die  oben  ge- 
nannten neueren  Stufen-  nnd  Einheitsporti  beziehen  sich  daher 
grundsätzlich  nur  auf  vom  Absender  frankirte  Briefe  n.  s.w. 
Besondere  Lci;«tungen  macht  die  Post  bei  der  E  i  n  s c  h  r  e  i  b  u  ii  g 
der  Briefe  und  bei  der  Werthdeclarirung  der  Briefe  und 
Packete,  wo  auch  ihre  Garantie  erweitert  wird,  und  in  einigeo 
anderen,  minder  wichtigen  Fällen. 

*^  Beispiele  anzugeben  ist  bei  der  Bekanntheft  dieser  Pnncte  voU  nicht  nothig. 
Aclteres  Material  bei  Rau,  neueres  bei  Sax. 

Bei  Briefen  in  Deufschland  jetzt  bcseitigrt,  das  Landbrief bestell^rld  fi*-l  im 
Rcicbsges.  ?.  IbTl  aut  Wuuäcli  des  Keich&tags,  gegen  die  linaa/iellen  Bedeakcn  der 
Begiemng. 

Vgl.  Em.  Hermann,  Miniaturbilder  d.  Wirthsch.,  Halle  1872,  S.  71—184. 
Die  Priorität  g^ebührt  Oesterreich  IS69  (nach  aod.  Behauptiine-,  ftir  beschränkten 
Verkehr,  Belgien  1S67).  ZulaiisUDg  in  Dentschl.  1870  zu  dem  Briefporto  von  ]  Sgr., 
1.  Jnli  1872  anf  Vs  ^gr.  herabg^csetzt.  Zahl  im  internen  Yoritdir  des  Btfdimit- 
Robicts  l'sT-i— 7(;  bez.  7.73,  21.05.  42.5(5.  56.t;7,  HG.GO  Mill.  Stück,  in  Gnoblila&iiies 
IHU  U3  Mill.,  Westosterreich  J876  21.4  MiU.,  Ungarn  S.S3  MilL 
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(4)  Üb  richtige  OekoBOmie  in  der  Benutzung  der 
Pott  zn  bewirken  and  nm  die  Finanzergcbnisse  der  Post 
richtig:  tiberseben  zu  könncD,  ist  es  geboteu,  im  Allgemeinen  alle 
Portotreibei ten  gewisser  privilegirter  Privaten,  (z.  B.  Par- 
lamentsmitglieder) und  selbst  der  öffentlicben  Bebörden, 
latzuheben.   Dies  ist  neuerdings  aucb  nnebrfacb  gesebeben.^^) 

§.  313.  —  h)  Die  Telegraphie.^)  Aach  sie  eignet  sich 
in  Allgemeinen  gut  sir  Staatsanetalt,  ana  den  im  1.  Bande 
dngdegton  €rliaden^)  und  hat  sieh  aoeh  in  vielen  Cnteslmiten 
VDO  Tomeheiein  ate  aolehe  entwiokelt  Wo  dies  nieht  der  Fall 
wir,  liaben  sieb  mancberlei  Uebelstände  ergeben,  welche  den  Ueber- 
^ang  an  den  Staat  räthlicb  erscbeineii  las.sen.  Er  ist  aucb  zur 
Ansftihrung  gebracht  worden.  (Knglaiid).'**^) 

«)  Die  förmliche  Creiruug  eines  T  e  1  e  jr  r  a  p  b  e  n  r  e  g  a  l  s ,  analog 
dem  Postregal,  kann  eventuell  zweckmässig  sein.  Unbedingt  noth- 
wendig  ist  sie  kaum.  Die  Natur  der  Saehe,  die  Uerstellang  der 
Tblegra^nleitnDgeD,  maeht  die  Ifitwirking  des  Staats  doch  nn- 
Mlbshriieh.  Ein  Telegraphenregal  mtate  sichy  ehenso  wie  die 
StutwDsftah  flir  Telegraphie  tlberhaopt,  anf  die  Benntsnng  yon 
Tel^rapben  tlir  den  öftent liehen  Verkehr  beschränken.  Da- 
neben mtissen  Telegraphen  bloss  für  den  Dienst  einer 
Priratanternehmung  selbst,  z.  B.  der  Privateisenbabnen,  grosser 


In  K  n     an d  ein  Princip  der  Hill  schcu  Postn-fonn.    Frülior  grosser  Miss- 

braucb  (Jor  I'ürtofreiheit  der  Parlamentsmitglieder.  Aufhebunjf  der  Portofreiheit  für 
'  dit  aiiiilichc  Correspohdenz  der  Ein  zcistaatea  u.  aller  anderen  Portofreiheiten,  mit 

&o»dime  d«r  regierenden  FQrsten.  deren  GemablfnneD  n.  Wittwen,  durch  d.  nord- 
I  ieatsche  Ges.  v.  5  Juni  ISfi*).    Entschädi^n^  powahrt,  wenn  dies  landesgesetzlich 

ftfta  der  zu  (irunde  liegenden  lääti<;(:a  riivntrechtbiitel  uothwendig.  Die  Portofreibeit 
Conespondenz  in  Bn  Ddesdieiistang:<'Icg:enhciten  blieb  erluüten. 
•*)  Ran,  Fin-  I,  §.  219b.  K  ?.  M ohl ,  Polizciwi^b.  II  (.{.  A.),  §.  180.  II.  Rösler, 

V-TT.r.vhr  II.       411»,  441.    L.  v.  Sirin.  Ilan.ll..  d.  Vciw.nrhts .  2.  A.,  S.  426  fT. 

Beid«  letztere  f.  Liter,  u.  (jesetzgebung.  knieä«  d.  Tdegr.  ai$  Verkehrsmittel  Tub. 
*  18S7.  Jetzt  befl.  Sar  I,  211  ff.  (Post  v.  Telegr.  zus.).  t.  Bön&e,  preass.  Staalsr., 

5.  1-,  n,  2,  §.  in.    TelcRr-Ordn.  f.  d.  Deutsche  Reich  vom  21.  Juni  1872. 

lV«t9che  Verordn.  v.  22.  Dec.  1875,  betr.  Trennnnfr  der  Venralt.  des  Post-  ti.  Tele- 

p^licftvdseiis  ¥.  Keicbskanzleramt  u.  deren  Vereinigung  unter  d.  Ueueralpostmeister. 
'  wtee  Teronfai.  betr.  Abiadsr.  n.  s.  w.  d.  Telegr.-Ordn.  t.  1872  r,  24.  Jan.  1876, 

betr.  bes.  Einfuhr,  d.  flogen.  Worttarifs  j.  1.  Marz  1S76  an.  S.  darüber  Hirth ,  Ann. 

1«»T6  S.  -61  ff.,  eb.  1S77  S.  lüS'^  fl    Sax  .i.  a.  0  .  S   HOI  fl.  It  h  muss  beim  Tolesrr. 

Kck.  mehr  vie  bei  d.  Post  f.  allc^  Nähere  auf  d.  „VcrkehiBwei»cn'*  (B.  3)  verwei:>eu. 

Kaaherial  ataliet  VMtM bei  Sax  eebr  ineCraetir  rerwerthet  —  Deutsche  Yeroido. 
£el;  ih renfreie  Beftrd.  V.  Telegr.  v.  2.  Juni  1877. 

•i  Kau -Wagner,  Fin.  I,      222— 22H;  Wapner,  Fln  I.  240—242. 
**)  Einlöiung  der  PriTattelegraphen  in  England  IbGü.    »:>.  be».  Sax,  1,  2'dO  iL, 
^aii  BMt.beBsritt.  da«  die  foriinfig  nabefriedifesdsa  Eftrafsrerli&ltBiHe  nicbt 
System,  sondern  fibcrstürztcm  Vorpchen ,  mancherl-^i  Fehljrriffen  in  der  Olgaal- 
Md  tbetbaopt  dem  Uebergangsstadium  zuzuschreiben  (S.  235). 
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Fabriken»  Beigimke,  angelegt  auf  dam  eigeneo  Bodea  der  Unle^ 
nebmvng,  obne  Weitem  nnd  naeh  dem  Ooneeeiionsprineip  aaeh 

auf  fremdem  Boden  zugelassen  werden.  Als  berechtigte  Ausnahme 
kann  die  Einrichtung  privater  Telegraphen  lllr  den  öffentlichen 
Verkehr  bei  grösseren  unterseeischen  internationalen 
VerbinduDgen  statthaft  sein,  bisheriger  Praxis  entspreobend,  welche 
freiUcb  manche  Uebelstände  anfweist^^) 

ß)  Als  leitendes  Finansprineipdar  Telegn^ibieistaebon 
im  1.  Bande  das  Gebflhrenprincip,  aber  mü  einer  weüene 
Annfthernng  an  das  priTatwirtbaehafftlieba»  Uageelellt 
worden.  Demgemlas  ist  voller  Kostenersatz,  «nsddiesslieh 
der  Kosten  für  Zinsen  und  Amortisation,  zu  erstreben,  daher  anf 
die  Abstellung  der  B etriobsdefici te,  welche  neuerdings 
wieder  manche  Staatstelegraphenverwaltungen  aufweisen,  eifrig 
hinzuarbeiten.  Es  ist  dies  noch  nothwendiger  als  bei  der  Post, 
weil  letztere  viel  allgemeiner  benutzt  wird  als  die  Telegraphie, 
wetohe  weit  mebr  einem  Olasseninteresse  der  Handel-  mid 
Gewerbetreibenden,  somal  des  Grosskapitals,  dient**)  Bei  der  na- 
vermeidlieben  Rttekwiiknng  der  Hohe  nnd  der  Eimfehtnng  dsi 
Tarifs  anf  die  Benntinng,  mithin  wieder  anf  Bimiabme  nnd  Kost» 
und  deren  Verhältniss  zu  einander,  sind  zweckmässige  Tarif- 
experimente gerade  hier  geboten,  um  die  finanzielle  Seite  des 
Telegraphenwesens  richtig  zu  behandeln.  Wenn  trotz  allem  ein 
Betriebsdeficit  bleibt,  so  kann  freilich  deswegen  der  Staat  den  | 
Telegraphen  nicht  aufgeben,  weil  seine  eigenen  Interessen  ihn  ver- 
langen. Aber  eine  Gestaltung  and  nöthigenfalls  eine  Einsebrilnkang 
des  Betriebs  itir  iPrivale,  wodurch  sieb  wenigstens  die  Betriebsdefieite 
mindern,  kann  niobt  mit  Hinweis  anf  ein  „Offentliebes  Interesse'',  i 
das  überwiegend  privates  Olasseninteresse  Ist,  abgelehnt  werden.  ' 
Unter  den  Mitteln,  welche  die  Anstalt  allgemeiner  zugänglich  und 
nützlich  machen  und  zugleich  die  Kosten  mindern  helfen,  empfiehlt 
sich  die  Vereinigung  der  Post-  und  Telegraphenämter  j 
und  der  obersten  Verwaitong  beider  Zweige,  welche  auch  mehrfach  ' 
in  der  Praxis  besteht.^) 


^)  Die  submarinen  Kabel,  bes.  die  fressen  (tnDSttfa&i)  gm  flbflfiagiMrf  ; 

ron  der  PrivatindTistrie  (Gesellschaften)  nilg«I«gt  «•  MMobM:  187T  TW  | 

i.  G.  63,999  Seemeilen  59,547.    Sax,  I,  238  ff. 
*")  Gut  nachgewiesen  ron  Sax,  I,  250  ff. 

^)  Daten  Uber  den  Ertrag  bei  Sax  S.  3&8.  Das  Betriebsdeficit  der  Telegraphie 
im  Deutschen  Reich  war  mit  ein  Anlass  zor  Verefaiigunp:  der  TeleifT.-Verwaltnng  mit 
der  Foät  Jetzt  liasi  sich  die  Finanalage  der  Telegr.  nicht  ganz  (enaa  feststellen,  seil 
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r)  Das  GebUhrenwesen  oder  der  Tel egraphentarif  bietet 

in  seiner  Entwicklang  und  gegenwärtigen  Einrichtung  sowie  in  den 
Principienfragen  vielfache  Analogie  zum  Posttarif.  Auch  hier 
hiadelt  es  sich  um  die  Wahl  eines  höheren  Stufentarifhi, 
eines ermässigten  Zonentarifs  und  eines  wohlfeilen  Ein- 
heitstarifs. Die  Stufen,  bez.  Zonen  werden  nach  der  Ent- 
fern Q Dg,  sodann  —  entsprechend  dem  Gewicht  bei  den  Briefen 
od  Paeketea  —  naeb  dem  Umfang  des  Telegramms  gebildet. 
LiMim  bisber  gewdbniieb  onler  Zngnmdelegnng  einer  sogen. 
Eiibeitsdepesebe  yon  einer  mSsrigen  Ifaiimalzahl  Worte  (ge- 
wQlnfieh  20)  f  mit  Steigemng  fOr  feste  Znwiicbse  von  so  nnd  so 
fiel  Worten,  neuerdings  auch  ( wie  schon  länger  bei  submarinen, 
transoceanischen  Kabeln)  ganz  nach  der  Zahl  der  Worte  eines  be- 
stimmten Maximalumfangs  von  Sylben  oder  Buchstaben  unter  Bei- 
iilgiiDg  einer  festen  sogen.  Grundtaxe  ttir  jedes  Telegramm 
(oeoer  dentscber  sogen.  Worttarif).  Die  Entwicklung  war  aoeh 
Utf  dem  Einbeitstarif  ebne  oder  dem  Zonentarif  mit  geringer 
RieksieM  anf  die  Entfeismig  gttn|Btig.  Dies  entspriebt  tbeilweise 
teSelbstkostenprincip,  weniger  demPrincip,  Inder  Tarifiiormirong 
diBi  Werth  der  LfCistang  fttr  den  Interessenten  Recbnnng  zn  tragen. 
Denn  dieser  Werth  wächst  hier  mit  der  Entfernung  stark.-*")  Die 
analoge  Entwicklung  hinsichtlich  des  Absehens  vom  Umfang  der 
Depeschen  wäre,  auch  entsprechend  der  Einrichtung  in  der  Brief- 
post, ein  Einheitstarif  für  eine  einfache  Depesche  eines  mässigeOi 
aber  meist  genügenden  Umfange.  Der  strenge  Worttarif  stellt  in  seiner 
FeübaltDBg  des  Stofenportos  dne  entgegengesetste  Entwieklnng 
im  Er  wird  mit  dem  Selbstkoslenprineip  and  mit  dem  Gmndsata 
Mst  mtffi^ieber  Oekonomie  in  der  Beansproebong  der  Leistung  ge* 
imbtfertigt.  Ob  ganz  hinreichend,  ist  wenigstens  niebt  misweifd* 
M.'^)   Hinsichtlich  dieser  Tuucte  und  mehr  noch  hinsichtlich  der 


«ch  aber  gebessert  haben,  /.  Th..  nach  »mü.  Aiinahme,  unter  dem  Einflass  des  Wort- 
tui£k  —  Grossbritaanieu  £inu.  lb76/77  1.62,  Ausff.  1.12«  Ueberscliusä 
UmmOLFt  —  Prankreioh  ISbrn.  1876  17.46,  Ans^.  t  1877  16.6,  AnsdiL 

iAosg.  16.12,  üebersch.  0.4S  Mill.  Fr.  —  West-Ocsterrei  rh  1876  Einn.  2.94, 
Aosf.  ord.  3.4S,  ausüerord.  u.2.'i  Deficit  rcsp.  0.5.54  oder  O.bss  Mill.  Fl.  ~  öd  «rar  n 
iS76  Liüü.  1.1b,  Ausg.  1.43,  Defieit  0.245  Mill.  11  —  Kuaslaud  IST.')  Eiua. 
1U4  MilL  Mark,  Ausg.  t  Betrieb  13.43  UUL  IL,  Deberschnss  2.61  MUl.  M, 
uch  d.  Goth.  Alman.  ISTS).  —  Deutsches  Reich  (anch  hier,  wie  bei  d.  Post, 
oliie  Baiern  o.  Wurtenb.,  die  ihre  ei|(eae  Tebgr.-Yenrait.  haboa)  Einu.  Ib75  10.59, 
m  11.51  MilL  M. 

Gut  erUtotait  ron  Saz,  &  270. 

Bemerkenswerth  sind  bes,  die  Einwände  von  Sax,  S.  /]01.  Beistimmend 
&^&iile«  TlU».  Ztscbr.  Iä78,  S.  423  iL.       die  gUmtige  ofücieUe  Bcurtbeiiuug  in 
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allgemeinen  Hohe  der  TariMtee  mm  eidi  aber  Vieles  nach  deo 

concreten  Verhältnissen  des  Landes,  der  Extensiviült  und  Inten- 
sivität  des  Verkehrs  u.  s.  w.  richten,  und  zwar  namentlich  auch, 
um  das  finanzielle  Interesse  im  richtigen  Umlaoge  zu  sichern. 
Höhere  Sätze  sind  durch  dies  Interesse  wohl  mitunter  geboten, 
ohne  dass  man  immer  wegen  der  etwaigen  Abnahme  des  Ver- 
kehrs eine  noeh  grössere  Einbnsse  furchten  rnüMte.*') 

§.  314.  —  6.  Andere  Zweige  der  materiellen  Pro- 
dnotion.  Ansser  den  bisher  besprochenen  kommen  in  useren 
Staaten  nnd  Gememden  manche  Iltere  Prodnetionsiweige  vor, 
welche  vornemlich  oder  bisher  ausschliesslich  privatwirthscbaftlieh 
behandelt  werden,  aber  doch  unter  Umständen  zugleich  unter  einer 
Berücksichtigung  der  Interessen  von  Gruppen  von  Privaten.  Darin 
liegt  eine  Annäherung  an  das  Gebtthrenprincip,  z.  B.  bei  der  Forst- 
Terwaltung,  wenn  an  bestimmte  Consumentenkreise,  etwa  an  die 
städtische  Bevölkemng  ans  dem  Stadtwald,  Hols  sn  einer  mftssic;eii 
Taxe  geliefert  wird. 

Widitiger  ist  aber  eine  andtfe  Reihe  Yon  FUlen  wesentfieh 
moderner  Art,  besonders  in  den  Städten,  nameotlieh  den 
Grossstädten,  hier  und  da  auch  in  Abtheilungen  des  Land- 
gebiets.'^)  Hier  entwickelt  sich  tHir  gewisse  locale  materielle  ^^Ge- 

Uirth,  AnQ.  Ibll  S.  1U88  ff.  Die  durchscbnittl.  Einnahme  fdr  ein  »aigegebeoes 
febOhraDpflichtiges  Telegr.  im  internen  Verkehr  war  1876  nach  dem  Worttaxu  0.S3, 
1<;7.-)  nach  d.  Zoriontarif  0  82  Mark,  die  doicllgclllUta.  Wortahl  iwp.  14^  «.  18J3 
Worte  (nach  d.  anitl.  Ber.  f.  1876). 

Es  erklärt  sich,  dieü  aus  dem  Vorwaltender  Geschäf tüdepeschen,  bei  denen 
gfOsscrc  Ge^viDne  u.  Vailaste  auf  dem  Spiele  stehen,  als  dass  die  Höhe  des  Tarifs  — • 
innerhalb  g;ewisscr  (Jrenzcn  —  die  Zahl  >o  beeinflussen  sollte.  —  Beispiel  der  Ent- 
wicklung des  Tarifwesens;  Preusäen-Deutschl.  (Sax,  I,  3ü5).  Erster  preoas. 
Tar.  V.  1849  20  P£  t  d.  Depesche  Ton  20  Worten  p.  Meile,  Bestellgeld  von  5  Sjo-., 
f.  10  Worte  V«  d-  Gebühr  mehr.  Dresd.  Vertr.  v.  1850:  Zonensystem,  1.  Zone  bis 
10  Meilen  20  Se:r..  2.  25  M.  U\,  H.  bis  45  M.  60,  4.  bis  70  M.  SO,  5.  bis  100  M. 
100  Sgr..  f.  die  Depesche  v.  20  Worten.  Im  J.  1857  in  1.  Zone  12  Sgl.,  1859  desgl. 
!0  Bgr.  TL  in  jeder  weiteren  Zone  10  Sgr.  melir.  1861  ff.  sehrftwlie  Aendernngen, 
schlic^äl.  3  Zonen,  bis  10,  bis  45,  aber  45  M.  mit  S,  10  u.  16  Sgr.,  1867  auf  5,  10 
und  15  Sgr.  redacirt  und  Berechnnng  nach  einem  System  der  Taxqoadrate.  Von 
1.  März  1876  an  Einheit« -Worttahf:  Grundtaxe  Ton  20  PI  Keichswihr.,  für  jedes 
Weit  5  Pf.  —  EinbeitotiTif  in  Uelnea  Llndon,  in  Fftnkr.,  Italien,  Spanien,  England, 
Oeslerr.-Cngam  (Sax,  367). 

liier  berühren  ^ich  die  Finanzprobleme  wieder  mit  den  allgemeinsten  Organi- 
sationsfrageu  der  V  oiLiwirthschai't  und  Principienfragen  der  wirthschaftlichen  Hechts- 
eidnvng.  Ohne  IMenntniss  dieses  Zosammenbangs  bann  ancb  die  FInaniw  lisenscbafl 
nicht  weiter  schrciti  i».  Yj^  zeiget  si- h  hier  wieder  die  Berechtigung  des  Staodpancts. 
den  ich  in  d.  Fin.  1.  §.  26,  27  als  i.  d.  neueste  Entwicklungsphase  der  Finanzwissen- 
schaft massgebend  bezeicbnete.  Die  Unfähigkeit,  eine  solche  principielle  u.  abstractere 
Foimnlimng  der  ToUBwirfliaeb.  n.  IbanE.  Preblenie  anch  nnr  n  bepreifeB«  ist  frslliob 
noch  weit  rerbroitet  (vgl.  z.  B.  Prof.  v.  Treitschke,  Prenss.  Jahrb.  Mirzheft  1878: 
„Phantastereien  doctiinärer  SelbsttLbeihebong*').  An  solchen  eoncroten  Betspielan  vje 
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■eiiibedllffliisae"  eine  Reihe  von  ,,Offentlicbeii  Unternehmuogen'' 
der  Gemeinde.**)  Zahlreiche  gleiche  Individualbedürfnisse  fliessen 
sozusagen  in  ein  solches  GemeinbedUrfniss  zusammen.  Es  wird 
wünschenswerth ,  für  die  Befriedigung  desselben  von  der  privat- 
wirthschai'tUchen  Specnlation  nnabhängig  zu  sein.  Die  Entwicklnog 
der  Prodactionstecbnik  nnd  Ökonomik  gestattet  die  Uebemahme 
nd  Verwaltung  der  betreffenden  Ph)dnetion8sweige  auf  die  Ge- 
nemde^  welebe  mittelst  der  „OffeBtUehen  Untemebmimg"  die  Saelie 
amftbrt  Es  walten  dann  hier  ganz  ähnliebe  Oeslehtspanete  ob 
wie  bei  den  oben  betrachteten  C^btlhrenzweigen ,  z.  B.  dem  Gommn* 
nications-  und  Transportwesen.  Das  Gcbühreuprincip  selbst  wird, 
nnter  Umständen  mit  einer  Annäherang  an  das  privatwirthschaft^ 
liebe  und  auch  au  das  Steuerprincip,  das  leitende  für  diese  Unter- 
nehmoDgen,  wobei  sich  alle  betheiligten  Interessen  richtig  befriedigen 
faNsen,  ancb  die  finanziellen  der  Gemeinde. 

Oeflbntliehe  Untemehmnngen  dieser  Art  tob  wesentUeh  loealem 
Ohsiieter  mOebten  ans  manebeilei  Gründen  eine  grosse  Znknnft 
heben  nnd  sieh  immer  mehr  aosdebnen,  woraaf  sebon  jetzt  die 
Satwicklnng  bei  den  Onltnrvölkem  sichtbar  hinansgeht.  Die  Gon- 
centration  der  Bevölkerung  in  grösseren  Städten,  technische, 
ßkonomische  und  socialpolitischc  Gründe,  ungenügende  Leistungen 
des  privatwirthschaftlichen  Systems,  wirken  zusammen  in  dieser 
Richtung,  wenn  anch  im  Einzelnen  das  Ob  nnd  Wie  naeh  Local- 
▼erbaitnissen  versebieden  benrtheilt  werden  mnss.  Das  Besnltat 
ist  die  Ansdebnnng  des  gemeinwurliisebaftltefaen  anf  Kosten  des 
priratwirthsehafdieben  Systems  der  Prodnction  nnd  der  Bedürfoiss- 
befriedigung,  nnd  biermit  verbunden  dieKegelnng  zwiseben  Leistung 
simI  Gegenleistung  nach  dem  Gebühren-  statt  nach  dem  Princip 
der  privatwirthschaftlichen  Preis -Coneurrenz:  eine  grossartige  und 
überwiegend  segensreiche  nationalökononiische  und  socialpolitischc 
Entwicklung,  durch  welche  Privateigenthum  der  Privaten  in  „öffent- 
liches^' Eigenthnm  verwandelt  nnd  Benteneinkommen  ans  Besitz 
dfli  Privaten  entzogen  wird.*^*) 


^  Im  Text  besprocliaien  wird  ein  etves  besseres  Yentindiuss  vielleicht  leichter 
«weckt  —  Vgl  fttr  die  ganze  Frage  des  Tests  Schäffle's  Sdbtfifton  nnd  meine 
Graniilti»..  Ws.  Kap.  3  ^bes.  Absclm.  t,  fi.  '.),  10)  o.  Kap.  4  (n.  A.  §.  17t.).  S.  auch 
d.  (socialist.  Zis.  lir.)  „Zukunft",  über  d,  (iewerbebetriob  d.  Commaucn,  H.  9  u.  12. 

ürundieguog      l.'Jli,  111,  142. 

***)  Anch  dieser  Zosammenhang  der  geuannten  Probleme  mit  den  höchsten  Frage« 
^Cfentbamsoidnang.  ist  Uaber  Mltm  genog  rtaftunäm  weite.  8.  nelae  OniulMg. 


i,  Htaplahtohn.  S. 


* 
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Die  widitigsteii  bisherigea  FSlle  betieffini  die  Waeeerver- 
sorgnng  duroh  Wasserleitungeiiy  die  Lielityerserguug 
dmreli  Glasfabriken  imd  QasleitiiBgen,  die  Beseitigung  der 

Ansscheidungs-  und  Abfall  prodncte  durch  Cauali- 
sationen;  auch  das  Feuerlösch  weseu  ist  hier  mit  zu nenDcn.^^) 
Andere  verwandte,  aber  auch  den  früher  aufgezählten  ähnliche 
Fälle  sind:  städtische  Vieh höfe,  Markthallen  u.  dgl.  m.  Noch 
weitere  Fälle  beginnea  wenigstens  bereits  Gegenstand  der  theoretischen 
Disooflsion  an  werden,  wie  die  Uebemahme  gnamt  Gewerbe  snf 
die  Oommone,  um  beMere,  nnTerftlsebte  Prodaele  zn  angeneeeenem 
P^reise  dem  PnUiesm  sa  bieten.  Hier  würden  sieh  grosse  nene 
Gebtthrensweige  entwiekeb,  denn  der  Preis  würde  voraemlich  nach 
GebUhrenpriucipien  festgesetzt  werden  mtissen,  gerade  im  üfifent- 
Ueben  Interesse.^*') 

Näher  auf  das  Für  and  Wider  dieser  Entwicklang  einzugehen, 
ist  hier  nicht  der  Ort  In  finanzieller  Hinsicht  steht  bei  richtiger, 
reeht  wohl  möglicher  Organisation  und  Verwaltung  principiell  nichts 
entgegen,  wibrend  aneh  in  dieser  fiesiebang  Manches  daillr  Sj^riflbt 
Fllr  jede  Art  der  UntemehmnngeiL  wird  ehie  besondere  Reebnang 
und  im  Allgemeinen  eine  genügende  Veninsang  and  AmertisalioB 
des  Kapitals  zn  verlangen  sein.  Uebersehttsse  darttber  hinans  sind 
aber  nicht  unbedingt  auszuschliessen,^')  zumal  wenn  sie  zur  Ver- 
vollkommnung der  Einrichtung  dienen.  Auch  Uebertragungen,  bez. 
Ausgleichungen  der  finanziellen  Ergebnisse  zwischen  verschiedenen 
Unternehmungen  können  in  Betracht  kommen.  Der  üebersehnss 

Vgl.  Bruch,  in  d.  Commutialsteuergataehten  (I^x.  1877),  S.  21  ff.  Hack, 
W  asserversorg.      Stadto,  Tüb.  Zbchr.  1878. 

*^  Melimeh  gM»  liohege  AnieguigMi  Seittin  deitaolMr  SadaUileii,  Moh  Soeiil- 

demokraten.  so  in  d.  in  Note  93  gen.  Aufs,  in  d.  „Zukunft".  Es  wird  nur  in  der 
Discuision  auf  dieser  Seite  leicht  vergessen,  dass  alle  solrlie  Diu  pro  sirh  nur  allmälig 
geschichtlich  entwickeln  können,  und  die  richtige  Ent&cheidong  vom  Stande  der 
Oekonomfk  n.  Tecknik  abh&ngt  Die  OBgemeiae  sociale Bedeotnog  können  nur 
die  verkennen ,  welche  in  Fragen  der  Gewerbeordnung  noch  Alles  von  Kepolunp  des 
Arbeitsvertrags,  Gewerkvereinen  u.  dgl.  m.  erwarten,  wie  die  Katbedersocialisten  der 
histor.  Richtung  (Schmoll er  u.  a.  ul).  Diese  Seite  der  Fi'age  suchte  mein  Amen- 
dement zur  Gewerbeoxdnnngs-Reform  mof  d.  80c.-poIii  Gongiess  zu  Berlin  (1877)  her> 
vorzuheben:  ,.Die  gewerbl.  Verhältnisse  vcrlangren  ausser  einer  Reform  der  (Jewerbe- 

Ssetzgebung  auch  eine  anderweito  planvolle  Regelung  der  materiellen  Productiou 
durch,  dass  auch  auf  diesem  Gebiete  die  priratwirtbsch.  Speculation  soweit  als  es 
teduiisdi  möglich  durch  eine  zweckmta.  Ausdehnung  der  Staats-  n.  Communalthätigkeit 
eilllEeeilgt  wird."  Oder,  wie  es  im  Pm^ramm  der  christl.-soc.  Arbeiteqmrtci  heisst : 
„AjbeiterfreundUcher  Betrieb  des  vorhandenen  Staats-  und  Communaleigeuthums,  und 
Aosdebnung  desselben,  soireit  es  ökonomiscli  radisam  «.  technisch  zuiisug  ist**  8.  aadh 
■dne  Communalsteuerfrage  (Lpz.  1878),  S.  G3. 

Mit  Rocht  von  Bruch  d.  Verbot  der  Erzielunp  r.  Ueberschüssen  (über  57« 
Zins  u.  1 7,  Amort.)  der  öffend.  Schiachthäuser  (18.  Marz  1865)  getadelt  A.  a.  0.  S.  24. 
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bt  fSmmälB  die  Katar  einer  Gewertaente,  wie  bei  einen  Privat' 

nnteraehmen,  anderseits  unter  Umständen  Steuercharacter ,  wie 
denn  solche  Anstalten  mitunter  als  Hilfsmittel  der  Vertbeilnng  von 
Gewerbe-,  Lnxnssteuern  wohl  mit  dienen  können.^*)  Das  Commn- 
nalfinanzwesen  wird  durch  solche  Entwicklung  ähnliche  Umge- 
Btaltungen  erfahren,  wie  das  Staatafinanswesen  durch  die  Staats- 
eiteiibabnen :  Die  Bflckwirkung  einer  mehr  gemeinwirthschafUichen 
Oiganiaation  der  Volkawirtiiaeliaft  anf  die  Finasiwirtineluift  nnd 
kein  y^entfemtee  Zid''*^  mehr  lllr  den  Tieferbliekenden,  wenn 
wir  anoh  noeii  im  Beginn  dieser  Bniwieklung  uns  lieflnden« 

§.  315.  —  B.  Gebühren  der  sogen.  Volkswirthschaf ts- 
pflege.  Die  richtigere  Bezeichnung  dieser  Gebühren  wäre:  Ge- 
bühren für  die  fordernde  Pflege,  welche  einzelnen  Acgelegen- 
heiten  der  Privatwirthschaften  (§.  298)  Seitens  des  Staats  oder  eines 
Selbstverwaltungsk^^rpers  zu  Theil  wird.  £a  gehören  hierhin,  nach 
der  Seite  ihrer  OlLonomiaehen  WirlLnngen  betrachtet  (§.  290), 
aieh  einige  GebUhremweigei  welebe  in  anderer  ffiaaiefat  eben 
Mhon  m  den  allgemeinen  Verwaltonga-  nnd  Reefatsgebtlhm  getteUt 
wmden.  Das  System  dieser  Gebflhran  der  YolkswtrAsebaftspflege 
bildet  sich  nach  der  Art  der  Dienste  und  nach  den  Zweigen 
der  Production,  denen  diese  Dienste  zu  Gute  kommen.  Unter 
Vermeidung  des  unwichtigeren  Details  und  unter  Hinweis  auf  die 
Wirthschaftliohe  Verwaltungslehre  für  das  Nähere  in  Bezug  auf 
ebzehie  hier  aufgeftthrte  Gebiete,  ergiebt  sieh  folgende  Uebenioht:^^ 

1.  fieglnnbignngsgebtthren: 

a).  Eiehgebtthren,  für  die  amiiiehe  Bef^biging  der  Ton 
der  Primtfabrä.  gelieferten  Maas se  nndGewiehte  dnreh  Staats- 
bebUrden.  Selebe  Beglaubigung  ist  im  öifentlieben  Interesse  geboten. 

Es  Hesse  sich  rechtfertigen,  sie  unentgeltlich  zu  leisten.  Doch  sind 
massige  und  zweckmässig  abgestufte  Gebühren,  welche 
in  der  Regel  der  Benutzer  (GeschUftsmann)  tragen  wird,  zulässig. 
Sie  wirken  wie  eine  Art  Gewerbesteuer  und  tragen  überhaupt  nicht 


den  reinen  Gebtthrenoharacter.^®^) 


^  Enrägmig;  afne  Stenor  uf  den  GMconiam  der  Fri? aien  dnzDfiÜixeo,  in  fiotUi 

UaL  im). 

■*)  A.  S«Id«  MtJkmm     s.  w.  (Lpz.  1878).  &  155. 

^  Bot  Ban,  Fin.  I,  §.  238,  245,  246  nr  daidne  wenige  F&De.  Aich  flOMft 
(üet  Gebohrenj^biet  in  d.  systemat.  Fin.wiM.  IL  moiuifnpliiMh  noch  wenig  baaibeltat 
TgL  Stein,  Fin.,  3.  A.,  S.  285  ü. 

**)  Vgl  Bnn,  yollwjcb.polit.  Ober  ]laMi#«6n,  §.  980  ff.  Devtseb«  Bdk- 
■Mientaze  x.  ]  2.  Dec  1809«  mit  mehreren  Nachtrigen.  Die  EichgebolireD  flicssea 
Bito  Gmm  der  EiniebiMten.  dn  die  EidiiuigiiinMr  dleien  angeboren.    Anf  dem 
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b)  Gebnbren  für  die  amfBehe  Beglanbigang  des  Feingebalto 
der  Gegenetände  am  edlen  Metallen  (PQnsnnnig>  Die 

principielle  Frage  des  Zwangs  zu  einer  solchen  Beglaabigung  ist 
streitig.  Besteht  der  Zwang  oder  werden  Objeete  auf  Wunsch  ge- 
prüft und  der  Feingehalt  beglaubigt,  so  sind  massige  Gebühren 
gerechtfertigt.^"^) 

c)  Gebühren  für  die  amtliche  Beglaubigung  der  Qualität 
von  Prodncten,  speeiell  von  Fabrikaten  („Lionenleggen'').  Die 
freih&ndleriBclie  Doetrin  ist  eolehen  „fiinmieoliangen''  der  Obrigkeit 
abhold,  die  Pmxis  hat  sie  meistens  anfgegeben.^^)  Die  Erfahnmgcn 
neuerer  Zeit  mit  der  VersoUecbternng^  Veiftlsehnng  nnd  gesundheits- 
widrigen Beschaffenheit  vieler  Nabnmgs-  nnd  Gennssmittel  nnd 
anderer  Artikel  (z.  B.  Gewebe)  sind  der  obligatorischen  oder  facul- 
tativen  EinfUhning  einer  Controle  der  Verwaltung  wieder  günstiger. 
Die  obrigkeitliche  Beschau  von  Nahrungsmitteln,  um  die  Ab- 
wesenheit von  zufälligen  (natürlichen)  Sohädlichkeiten  so  con- 
stiUven,  sehMesst  sieb  an.  Eine  Erhebung  Ton  Gebtthrea  fllr  die 
amtUehen  Leistungen  ist  dann  billig.  Diese  werden  etwa  wie 
«ine  Gewerbesteuer  mit  wiifcen.  Ifanohe  der  betreffenden  Thltig^ 
keiteo  werden  passend  von  Gonimunalbeb(Hrden  ausgeübt,  die  Ge» 
bühren  dann  auch  Communalgebülucn  werden.  Einige  dieser  Ge- 
bühren gehen  in  die  folgende  Kategorie  mit  über. 

2.  Aufsichtsgebuhren.  8ie  haben  ihren  Platz  da,  wo  im 
öffentlichen  Interesse  über  Privatwirthschaftsbetriebe  eine  amtliche 
Aufsicht  geführt  wird,  um  Fährlichkeiten  zu  verhüten,  das  Arbeits- 
personal  vor  Nacbtbeilen  su  scbfltzen«  die  teohniseb  riohtige  nnd 
9k0nomtBeh  sparsame  Ausnutsung  von  Natursebltzen  Seitens  pfirater 
Sigenthttmer  nnd  Bewirtbsdiafter  au  Terbttigen  n.  dgL  m.  Das 
Ob  und  Wie  dieser  staatHeben  „Einmisefhun^*'  ist  Öfters  strittig, 
aber  mehr  im  Einzelnen,  als  im  Prinoip.  Das  Gebiet  gewinnt  auch 

Etat  des  Reichs  daher  d.  NormaleichongseomiDisrion  avr  mit  Ausgaben  (1877/78 

71. T.^"^  M.  im  Ordiii.'.  Die  T\<  ft»nn  des  M;iass-  n  Ccwichtswc^cns  hat  zeitweilig  dl«- 
Einnahme  aus  d.  Kiohgcbuhren  in  Ucutschl.  ziemlich  erhöht,  /.  H.  in  Preassen  (nebst 
ADgßschloss.  Theilen)  1870  41,bll,  1^71  320,803,  lb72  :i7b,4U,  1973  136,279. 
1S74  145,734  Thlr.  (und.,  Piw.  a-Arch.  1876  I,  620).  —  r.  Hock,  OiT.  Ahg.  S.  2M 
(Cimentirunptaxcn). 

Vgl  A.  V.  S  t  u  d  ü  i  t  z ,  gcüetzl.  Reg^el.  d.  Feingehalts  v.  Gold-  u.  Silheruaareu, 
Pforzb.  1872,  2.  A.,  mit  reichem  legislat.  Material.  Ertrag  der  „Pundnin«?"  in  West- 
Oesterreirh  Anschl.  f.  1877  Bmtto  186,700  Fl.,  Netto  117.200  Fl.  Frankreich 
für  Verifif.  d.  Gew.,  Maasse.  Panz.  ii.  s.  v.  1S77  A.  MI  Mill.  Fr.  Italien  dsgl. 
zus.  1877  1.75  Mill.  Fr.  Berath.  eineä  beztigi  Gesetzeutwurfb  über  Beglaabigung  des 
Ftoingehalts  im  D.  Keicli,  8«8i.  1S78. 

In  AVcstfalen  bestehen  noch  Linnenleggeo.  Jahresberichte  daimber  n.  A. 
im  PrensB.  IL-Arch. 
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ttuk  Beit«reii  Srfahnmgen  wieder  an  Ausdehamig.  Die  nneiitgdl- 
fiche  Leietang  der  Avftiebt  kommt  y4Nr  (x.  B.  bei  den  Fabriken). 
Qebllbren  sind  aber  allgemein  tnr  Ko0tendeekiiiig  der  BinriebtUDg 

gerechtfertigt.    Wichtigere  Beispiele  sind: 

a)  Apothekenre Visionen  und  Gebühren  dafür.  Aebnliche 
Re?ision  von  Privatheilanstalten  u.  (Jgl.^<^*) 

b)  Damptkessel-Pro  b  en  und -Revisionen  und  Gebühren 
dafür.  Ancb  weiter  Controlen  besonders  gefährlicher  Betriebe 
(fi^kMioiMloffe  n.  dgL  m.),  Eiseabahn-BeeiehtigttDgeB    e.  w. 

e)  Fabrlkaofsiebty  nm  sn  sehen,  ob  nnd  wie  die  sogen. 
Fabrikgesetto  dorohgeftlfart  werden.  GebtlbreB  aar  Kostendeekung 
diaer  Anfsicbt  Seitens  der  Fabrikanten  sind  nicht  fiblicb,  aber 
wohl  zu  billigen. 

d)  Gebuhren  fllr  die  Aufsicht  von  Privat-Bergvverken 
(Ausübung  der  „Berghoheit"  in  diesem  Sinne).  Im  Interesse 
der  Sicherheit  des  Betriebs  und  dauernderer  Bctriebsfähiglieit  des 
Werks  ist  solche  Aufsiebt  geschichtlich  vieli'aeh  vorgcfciwmca,  hat 
sieh  modifieirt  meist  bis  in  die  Gegenwart  eriiatten,  ist  «nh 
pcindpell  geieehtfurtigt  und  war  dann  und  ist  imn  Theil  nodi 
jibtt  mit  Gebnlnen  Yerbnnden.^^) 

e)  GebOhren  fÄr  die  Anfsicbt  von  Privat-,  Corporations-, 
Ocmeindeforsten  durch  den  Staat  (Ausübung  der  „Forsthoheit" 
in  diesem  Sinne).  Von  dieser  Aufsicht  gilt  Aehnliches  wie  von 
derjenigen  fUr  Bergwerke.  Besonders  kommt  die  Gelahr  leicht- 
fertiger und  gewinnsüchtiger  Abholznng  oder  zu  grosser  Aushol/.ung 
^iteus  der  Privateigenthttmer  in  Betracht  Qebtüiren  fär  diese 
Aafncht  sind  zMamg.^^) 

f)  Gebtthren  für  dieAnlirieht  ttber  dieAnsttbung  der  Jagd 
aid  Fisebereiy  am  die  Innebattong  der  Sehonseitmi  sieher  tm 
ileUen  a.  s.  w.  Die  yjJagdscheiogebUbren^'  können  gleichzeitig 
yeriHr  mit  dienen. 

§.  316.  —  3.  Erlaubnissgebuhren:  für  die  Gewährung 
der  behördlichen  Krlaubnias,  prlyatwirthschaftliche  Unternehmangen 

Für  Visitation  d.  Apothtken  im  fr.inzös.  Etat  235.000  Fr. 
**)  ZaMmuicuhaüg  mit  eigeoti.  B^rgwciLiteueru,  &  im  folg.  Kapitel  Kau,  tm.  1, 
§  m.  ÜMh  preuii.  Oes.  v.  12.  Mai  18S1  ein«  AvftielitHtoiier  fM  1  */«  das 

Näheres  im  4.  Bande  t^Agrar-  u.  sj.  »'.-Politik».  Iliehcr  auch  die  „Beförate- 
'•"^sgebühr"  für  die  Mitbe«rirthschaftuug  der  (iemcinde-  und  Stiftnnps- 
vaidangen  durch  Staatsforatbeaoite.  Hau,  Fin.  I,  §.245:  Nach  d.  fraBZOs.  Code 
bnstier  Art  1906  jfthrL  dmcli  d.  FiB.>6«8.  betluuit  a.  nach  d.  Gfudstoner  aiiigelagt 
&  «atea  in  §.  316  sub  4. 
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heimstoUen  nnd  in  betroibeo,  einieliie  Thätigkeiten  vononehmeo, 
gciwiflse  Berufe  MBsattben  o.  b.  w.»  —  (auoh  Gonoessionsge- 
bUhren*'  ra  nennenX  —  unter  iwel  Vonuuseteiuigea:  deee  nieht 
das  gemeine  Reeht  hier  aUgemeine  Freiheift  der  Bewegung  gewilui 
(§.  290  sab  2,  a)  und  dass  die  Abgabe  naeb  M asaitab  and  Hohe 
nnr  deu  Zweck  verfolgt,  fttr  die  nothwcDdige  MOhewaltong  and 
Kosten  der  Behörde  Ersatz  oder  Beitrag  zum  Ersatz  zu  leisten. 
Je  nach  der  Gestaltung  des  Gewerberechts,  der  Kntipfung  des 
Rechts,  einen  Beruf  auszuüben,  an  den  Nachweis  der  Fähig- 
keit —  wo  dann  auch  liberale  Berufe  in  Betracht  kommen  — 
bat  dies  G^tthrengebiet  einen  veraehiedenen  Gharaeter  nnd  eine 
▼enehiedeneAnadebnong.  Principielliateabereebtigt^«^)  WicbtigeM 
Beispiele  ans  der  Gegenwart  mnd: 

a)  Gebtthren  ftlr  die  Ablegnag  dee  Fabigkeitenaeh- 
weises  vor  öffentlichen  Behörden.*^) 

b)  Speciell  e  Concessionsgebühren  flir  das  Rechte  eine  gewisse 
Unternehmung  einzurichten  oder  so  und  so  zu  betreiben  u.  s.  w., 
wo  die  Behörde  begutachtend  nnd  beaufsichtigend  mitwirken  moss: 
z.  B.  Gebtlbren  fUr  Concessionen  von  Eisenbahnen,  Canälen,  Strassen, 
Sebifflfahrtsbetrieb,  von  Fabriken  binsiobtlioh  der  Besebaffenbeit  der 
Gewerbsaalage  vl  dgL  m. 

e)  Gebtthren  fttr  das  fiecbt  der  Ausflbnng  der  Jagd 
(JagdBcbeine).'<>») 

d)  Licenzgeb Uhren  für  die  Errichtung  und  den  Betrieb 
von  Gast-  und  Schankgewerben,  Lotterien  u.  dgl.  m. 
Diese  Gebühren  haben  mit  den  unter  b  (Concessionsgebühren)  and 
unter  2  (Aufsichtsgebtthren)  Verwandtschaft,  indem  sie  als  Beitrag 
ivr  Kostendeckung  besonderer  Ueberwachnng  n.  dgL  dienen.  Vor- 
nernbeb  steilen  sie  aber,  snmal  in  boben  SfttMD  (England), 
eine  Art  sp^eieller  Gewerbesteuer  indmebrnodiindireeter 
Verbranobsstener  dar  and  smd  daher  naeb  anderen  Btleksioblen 
sn  beurtheilen.^^*') 


"*^)  Ueber  d.  Zasammeohang  mit  d.  Gewerbe  recht  s.  Näheres  im  4.  Bande. 

Z.  B.  Prüfangsgebühren  der  Seeschiffer  t  d.  Schiffer-  u.  Stenermanns« 
prfdvakg  (5,  bez.  f.  d.  Pnif.  z.  greifen  Fahrt  10  Thlr.),  nach  leiohsge^  Bestimm,  v. 
30.  Mai  1870  in  Deutschland.  Der  Ertrag  fliesst  in  d.  Landescasson  Die  bundesrälhl. 
Ck)mmis8.  r.  1877  beantragte  eine  Eeichsgebuhr  daneben  r.  10  M.,  feiner  L  Approb.- 
Solieine  der  Aerite  v.  Apotheker  t.  20  M. 

Rau -Wagner  I,  §.  1S9,  Wagner  I,  §.  208. 

S.  folg.  Kap.  Ertr.  d,  Licenzen  v.  Vrrkauf  v.  Consnmptibilien  in  England 
1S76/77  1.953  MüL  PL  St.  Aelmiioh  die  Licenisteaei  im  raa8.-ameiik.  System  der 
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e)  PatentgebflhreB.  Hier  sind  geiuui  genommen  zweierlei 
Arten  ron  Abgaben  lo  nntenebeideD:  einmnl  eigentliebe, 
atiilcnfl  fixe  Gebftbren,  «1b  Beitrag  zur  Kortundeekimg  des 
OfEudieben  Patentwesens  oder  als  Ersats  ftr  die  MlibewattiiDg  der 

Behörde  bei  der  Erledigang  der  Patentgesuche;  sodann  Abgaben 
in  meist  mit  der  Daner  des  Patents  steigenden  Sätzen,  welche 
wesentlich  eine  Vergütung  ftlr  die  Verleihung  des  Patentrechts  als 
solchen  bilden  sollen  nnd  nicht  den  Character  der  reinen  Gebühr, 
«ondem  den  einer  Steuer  haben.  Die  erste  Art  der  Abgabe  ist 
tis  Gebllbr  dnrehans  gerechtfertigt.  Die  zweite  empfiehlt  sieb 
gmdsilzfieby  nnd  zwar  anoh  in  den  UbHehen  progressiven  Sitzen, 
msk  dem  Wesen  des  ganzen  Patentreohto»  was  Indessen  bier  ni^ 
Biber  begrtindet  werden  kann.'^)  —  Unter  der  erstgenannten  Ab> 
gäbe  kann  auch  noch  eine  besondere  Registergebtlbr  vorkommen, 
ahnlich  wie  Gebühren  ttir  die  Eintragungen  in  die  (literarischen) 
Urheber-,  in  die  Musterschutz-  und  die  Markenschutz- 
register. Ihrem  Wesen  nach  sind  diese  fiegisiergebttbren  von  der 
eigentlichen  Patentgebühr  verschieden."') 

4.  Gebühren  llir  die  Mitwirkung  des  Staats  oder  anderer 
OiBQÜicber  Kdrper  bei  der  Dnrcbfttbnmg  von  Sebntzmassregeln 
gegen  Wassersgefahr,  von  landwirtbsehaftliehen  Beformeni 
ronBodenmeltorationen  n.  dgL  n.,  beim  Betcieb  der  Forst- 
wirthschaft,  des  Bergbaus,  der Ge werke  der  Privaten  u.s.w. 
Die  Mitwirkung  kann  in  der  Einrichtung  von  Behörden  zur  Leitung 
and  Ausführung  der  Massregel  oder  in  der  Bereitstellung  von  Staats- 
beamten für  die  Zwecke  der  Privatbetriebe  beeteben.  Die  hezUg- 
lichea  Fälle  können  aneb  in  solche  tibergeben ,  wo  der  Staat,  der 
Settstvcrwaltnngakörper  eine  Sehntz-  oder  Nntamassregel  für  sieb 
mIIs^  bezp  nn  allgemeinen  AffeBilieben  Interesse  aufttbrt^  aber 
vegea  der  Bewirkang  eines  gleiobzeitigen  separaten  Primtnntzens 
•peeirilePrivatinteressenten  zn  Beiträgen  mit  herangezogen  werden 
(Wasserbanbeiträge,  Meliorationsbeiträge  von  Grund-  und 
Üaoshesitzem,  ganzen  Gemeinden,  Kreisen,  Provinzen  zu  Staat s- 

^^^Sw  Band  4  (Oeverbepolit).  Die  Frage  der  PatentgebUliM  kln^  eng  mit  der 
pMHi  Auichtiuig  des  PateotveMDS  «.  mit  fewiiMii  principielleB  wlithsckaraickcB  iL 

i^htücben  Puncten  deaselbea  znsammeQ.  Vgl.  z.  B.  die  Gebuhrensätze  in  einigen 
H«|ptstaaten  bei  Klostermann,  Pat.ges.geb..  2.  A.,  Beil  1876,  S.  llh  Ü.  Nach 
^Mi  deutschen  Reichsgos».  ub.  Patente  v.  25.  Mai  1S77  sind  bei  der  Aniueldimg 
«Mt  Pateotgesnchfl  Jox  d.  Kosten  des  yerfahrens**  20  M.,  dann  fbr  d.  £r- 
Ueilang  des  Patents  30  M.,  im  2.  and  jede»  Sägßaim  Jnkn  Mt  nm  AJtiimt  dse 
fUnts  (Max.  15  J.)  50  M.  zu  zahlen. 
&  oben  Abechn.  2,  Note  24. 
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anternehmongen  dieser  Art).  Die  Nothwendigkeit  und  prineipieUe 
Berechtigimg  soleher  Mitwirkungen  kann  im  Allgemeinen,  aller  ge- 
aebiehtliehen  Erfahnmg  gegenttber,  mekt  wohl  beetritten  werde«. 
Im  einiehien  Fall  wud  aber  Torriehtige  Erwignng  aller  Verfallt^ 
nieee  geboten  sein,  wie  dies  in  der  WirthsehalUieheii  VOTwaitungs- 
lehre  näher  zu  erörtern  ist  Wo  sich  aber  irgendwie  die  Sache 
einrichten  lässt,  sind  Gebühren  und  Beiträge  der  Privatinteressenteu 
zu  erheben,  im  Einzelnen  nach  der  Art  der  Fälle  manchiach  in 
Form  und  Höhe  verschieden.^*^)   Ö.  auch  §.  325. 

5.  Gebuhren  Ükt  die  Benutzung  von  öffentlichen  Anstalten 
nnd  £inriehtangen,  welehe  flttr  einaelne  Zweige  der  materieUea 
Prodnetion  dienen,  Seitens  der  Privaten,  s.  B.  Qebtlkren  in  Staate^ 
gestllten,  Prodnetensammlnngen,  Banmsebnlen  xl  df^  m.^^)  An  sieh 
gerechtfertigt,  können  diese  Ctobfihren  doeb  mitnnter  absiehtiiek  so 
niedrig  angesetzt  oder  ganz  crlabbcu  werden,  um  im  allgemeinen 
yolkswirthschattlichen  Interesse  die  bessere  Entwicklung  einzelner 
Prodactionsaweige  zu  begtlnstigen.^^^) 

4.  Absohnitt 

miie  und  Erkebangsform  der  GebObren. 

L  —  8.317,  Allgemeine  Ornndsfttse  für  die  Höbe  der 
Gebühren  ergeben  sieb  fBr  die  einsdnen  Kategorieen  der  Oe> 

btthren  aus  der  Betrachtung  des  Verhältnisses,  in  welchem  bei  der 
betrefifenden  öffentlichen  Thätigkeit  das  allgemeiueötf  entliche 
uid  das  Privatinteresse  Einzelner  steht  Katfirlich  muss 
man  sich  hier  in  der  Kegel  mit  ungefähren  Vergleichnngcn  und 
Abwttgnngen  begnügen,  welche  aber  für  den  Zweck  auch  ans- 
rsiebfin.  Die  i>nreki)ihruig  der  allgemeinen  Gruidsilie  innerhalb 
der  eimekien  Kategorieen  des  Gebttfarenqrstems  wttrde  hier  sa 


Wasstirbaubeiträgti  in  Baden.  Deichabgaben  sind  meist  £üuuJiine 
der  besonderen  Deidkrerbände. 

"<)  Näheres  im  1.  B.  (Agrarpolitik  u.  s.  w.).  8.  oben  Baa-Wagner,  Fta.  t 
§.  79a  Note  e  und  Waffner  I,  §.  126  Note  IS. 

Stein,  S.  A.  S.  278  hat  noch  eine  bes.  Kategorie  „Gebühren  der  FinABi' 
fWWttltiing",  in  3  Formen:  l>«po  fiten  geb.«  Zu8tellnng.^  ^«h.  (bei  MahniiBgeiS> 
SteuereinzahL) ,  Verwaltungss^eb..  nam.  bei  Zöllen  als  A usferti  pu  n  irsgeK 
Die  leuteren,  wichtigsten,  sind  aber  eigentlich  nur  ZollznschUge.  Die  zweiteu 
b&ngen  mit  d.  ganzen  Stenerwesen  eng  zusammen.  Beide  Kategorieen  haboi  fcelltf 
«igentl.  Gebuhrenchmder.  Sie  Verden  im  folg.  Kapitel  mit  berührt  Die  Depoiiteo- 
gebühr  (Auf  bewahrungsgebühr  f.  Gelder  Einzelnor'i  ist  mehr  eine  privatwirthsch.  Ein* 
nähme.  Sie  kommt  bei  d.  Gerichten  mit  vor  u.  gehört  dann  zu  den  GerichtsgeblUirBi)' 
8e  efttftllt  dieee  OebQbrenftbtheUung  hier. 
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weit  fUifen.   Diese  GmodsXtie  selbst  geben  dftfllr  hinliUigUebe  t 
Anhattspraole  an.  Ifanebe  Fingeneige  enthalten  aiieb  bemte  die 
AMAknmgett  in  den  yorhergehenden  Abschnitten. 

Absalnte  Grnndsätze  ftlr  die  richtige  Höhe  der  Gebllhren 
lassen  sich  wieder  nicht  aut  steUeu.  Denn  nach  den  Zeit-  and 
Landesverhältnissen,  nach  den  herrschenden  Anschauungen  vom 
Recht  und  ?on  der  Nothwendigkeit  der  Förderung  der  Cultur  und 
Volkswirthschaft  durch  die  directe  Mitwirkung  des  Staats  und  der 
öffeotliehen  Körper  ist  das  massgebende  Verhältniss  zwischen  öffent- 
tishem  und  Frivatinteiesse  bei  einer  diientlieh«i  Thfttigkeit  selbst 
miehiedan  oder  —  was  avf  dasselbe  hinanskommt  —  wurd  es 
fsneUadenbeortfieilt  Man  mnss  sieh  daher  hier  daranfbesebilnken» 
ftr  die  hentigen  CnltnrvOlker  solche  Gnmdslltse  anfisnstellen. 

Ueberau  in  der  l'raxis  spricht  aber  gerade  in  der  Frage  der 
Höhe  der  Gebühren  auch  die  geschichtliche  Entwicklung 
nnd  die  bestehende  Finanzlage  mit  und  berechtigtermassen, 
weil  immer  ein  Spielraum  für  die  Höhe  der  Sätze  zugegeben 
werden  kann.  Man  wird  daher  auf  eine  richtige  Höhe  der  Gebühren 
Inawirken,  aber  itlr  die  Umgestaltongen,  besonders  ftr  solche, 
wdche  ntt  einer  Vermindemng  der  Offentlicben  Einnahmen  rer- 
binden  sind,  Zeit  gewähren  nnd  passende  Gelegenheit 
wahrnehmen  müssen.  Die  zn  starke  HintansetKiing  vorhandener 
Finanzinteressen  im  GebUhrenwesen  Seitens  der  Theorie  wird  nur 
za  leicht  Reformen  in  der  Praxis  hemmen. 

Da  in  manchen  Fällen  der  IJebergang  der  Gebühr  in  einen 
privatwirthschaftlichen  Preis  und  Gewinn  und  in  eine 
Steuer  [itinoipiell  zolttssig  ist,  so  wird  auch  eine  dementsprechende 
HSht  dieser  Abgaben  niebt  unbedingt  abgewiesen  werden  dürfen.^ 
Rv  miSB  die  Wissensehaft  den  yerschiedenartigen  Charaeter  einer 

Namen  ^^Geblllff''  filirenden  Abgabe  heryorheben  nnd  in  der 
ftaxis,  d.  h.  in  den  Finanzrechnnngen  nnd  in  der  Finanzstatistik, 
mü88  nach  Möglichkeit  eine  Trennung  der  verschiedenen  Bestand- 
tbeile  erfolgen.  Welche  Schwierigkeiten  hier  vorliegen  und  bei 
welchen  sogen.  Gebühren  solche  Versältnisse  vorkommen  und 
eTentaell  berechtigt  sind,  ist  in  den  vorausgehenden  Abschnitten 
MhrÜMh  bertthrt  worden.^) 

*)  VkL  Stein,  Fin.  S.  A.  8.  267  tt'..  mit  viel  WUlkahrlicliem  uad  —  trotz  der 
Wlirtlwmgen  Yenicbenng  der  .JOttheif*  —  mit  ftol  Unklarem  in  der  Beantwortsof . 

Höhe  der  Gebühr  solle  weder  Dach  dem  Werth  der  Leutung  f.  d.  Gebuhren- 
fÜchtifen,  noch  nach  den  Kosten  derselben  f.  d.  Regieruni^  bemessen  werden,  theils 
man  beides  nicht  berechnen  kOnne,  theila  weil  die  Kosten  mit  dem  Werth  für  den 
L  Wat>«ri  FiBiaiwiaMEMhaft.  IL  S 
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§.  318.  Die  einzelnen  GrandsäUe  sind  die  folgenden;^ 

1)  Am  Niedrigsten  sollen  im  GaoseD  die  Reehts-  und  die 
allgemeinen  Verwaltnngsgeliflhren  sein.  Denn  hier äuidt 
ee  dob  immer  um  die  VerwirUiehnng  der  —  nnmentüdi  Yom 
modernen  BechtebewuMtsein  —  ab  die  wes entlieh etea  aae^ 
kanntm  Aufgaben  dee  Staats:  um  die  praotiscbe  Dorchfllbning  an! 
Aull  ecbterhaltung  der  ganzen  Kechtsordnung.  Das  GcHanimtinteresse 
steht  hier  voran,  auch  wenn  dem  Einzelnen  ein  specieller  Vor- 
theil, z.  B.  in  einer  Anerkeuuung  eines  bestrittenen  RecbtS;  zu  Tbeil 
wird.  Nur  wo  Jemand  durch  seine  Schuld  eine  btaatsfcbätigkeit 
nötbig  macht  (s.  B.  in  der  Criminaijustiz,  bei  leichtsinnigen  Cifilk 
prooessen)  oder  wo  die  öffentliohe  Tbätigkeit  illr  de«  Nntmiesier 
sebon  einen  genauer  bestimmbaren  Okonomieoben  Wertti  hai,  wk 
auf  manchen  Gebieten  der  allgemeinen  Verwaltangsgebtthien^  sind 
höhere  Gebtlbren,  eventnell  bis  enm  Betrage  der  Kostendeckung, 
Btatthatl,  mitunter  selbst  geboten.    (§.  290  —  294). 

2)  Nächst  dem  sind  die  Gebühren  im  Gesundheitswesen, 
soweit  sie  Uberhaupt  zulässig  erscheinen,  möglichst  niedrig 
jMunsetzen.    (§.  295). 

3)  Auch  die  Gebühren  im  U  n  terr iohts-  nnd  Biidnngs weseu 
sind  thnnlieh  niedrig  an  halten,  nnd  swar  nm  so  aiedrigeri  je 
niedriger  der  Bang  der  betreftenden  Schale  nnd  je  erwUnsobter 
die  Verbrdtong  eines  Biidnngsmittels.  Daher  hie  nnd  da  Uncat* 
geltlichkeit  statt  Gebtthr.   (§.  296). 

4)  Höher  dürfen  im  Allgemeinen  und  müssen  meistens  die 
Gebühren  der  volkswirthscbaitlicben  Verwaltung  sein 

297  IIV).  Denn  hier  handelt  es  sich  grossentheils  um  materielle 
^  Leistungen  des  Staats  und  der  anderen  öffentlichen  Körper,  oft  er- 
heblichen Kosteubetrags,  —  Leistungen,  deren  ökononüscher  Werth 
vielfach  ein  mehr  individneller,  für  den  fiinsehiea  eher  an  besümmsD 
ist,  wihiend  die  Leistung  für  das  Ganse  nicht  immer  eine  trirfc- 
lich  allgemeine  Bedentnng  hat  Auf  dieaem  G^iet       auch  ksins 


Binelneu  lücht  in  VcrhiUuiiai»  ttUuiden.  Die  Gebuiu  habe  Tielmehi  deu  Obancter  der 
y erkehrsBteiier  (I  wihreDd  Stein  genda  wHiBt  stmig  Gebahr  vl  dieie  Stauer  uter- 
scheidet^  die  Höhe  der  Gebühr  sei  ein  S  t  e  u  e  r  f  u  3  s ,  was  entveder  nichtssagend  ist 
oder  etvas  g^anz  FaLsches  sagt.  Dabei  die  unerfüllbare  Forderung,  dass  die  GebQhr 
durch  ihre  Höhe  den  JCinzelnen  nicht  ron  dem  mit  üebuhr  belegten  Verkehrsact 
•bbalte.  Gam  wiDktthilich  ist  die  Foideniiig,  da«  bei  «IM]fash«i  Aalas«B**  V«iiiiiiff 
und  Amortisation  des  Anlagekapiuls  aus  den  GebQIuen,  die  Koiton  dar  YetwnllUS 
ans  den  Steuern  gedeckt  werden  sollen. 

^)  Theilweise  schon  in  Kau- Wagner,  Im.  I,  ^.  10.'*,  in  U.  2.  Aixag.  142 
foztgelaaBen.  anoh  liohtiger  an  die  jeldge  Stelle  gehOrand. 
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10  prinfiqiiell  Botkirendige  and  so  beBtimmt  begrenste  Aiigabe 
im  8teato  tt  b.  w.  vor.  Der  Weehsd  swiaelien  Privat-  und  (Mfont- 
lieber  Thätigkeit  ist  gesebiehtlieh  h&nfig.  Im  Fall  d6r  PriTalAli^ 
Knge  ftir  die  Leistung  hat  der  Einzelne  dann  ohnehin  den  privat- 
wirthschaftlichen  Preis  zu  entrichten.  Unter  den  verschiedenen 
volkswirthschaftiichen  Gebtlhren müssen  diejenigen  am  Niedrigsten 
sein,  welche  sich  an  Thätigkeiten  von  erheblichem  allgemeinen 
Interesse  nnd  an  dem  Staate  als  solchem  besonders  oder  aussohliess- 
lieh  eignende Fnnctioneii  knttpfen;  diejenigen  am  Höchsten,  wo 
dts  indtvidnelle  Interesse  ganz  überwiegt  nnd  die  Uebemidune 
der  ThiDgkeil  dnrob  den  Staat  oder  dnrcb  einen  Selbstverwaltangs- 
kOrper  weniger  nothwendig  ist  Daher  in  Betreff  der  einzelnen 
Kitegorieen,  unter  Bezugnahme  auf  manche  Bemerkungen  in  den 
Abschnitten  Uber  das  System  der  Gebühren,  etwa  folgendermassen : 

a)  Sehr  niedrig,  mit  eventuellem  Uebergang  des  Gebühren- 
prineips  in  oder  Ann&hemng  an  das  Prindp  der  reinen  Ausgabe: 
die  meisten  Beglanbignngs*  (einsobliesslioh  der  unter  denselben 
Mebtspnnet  fallenden  Hllnzprigegebfllbr),  Beseban-« 
Aifsiebts-,  Erlanbnissgebübren.   (§.  315,  316,  299); 

b)  Auch  niedrig,  aber  unter  Umständen  etwas  höher  als 
in  der  vorigen  Kategorie:  die  Wegegelder  auf  gewöhnlichen 
Qkd  Kunststrassen  bei  intensiverer  Yerkehrsentwicklung,  Fort* 
fs&  des  Wegegelds  nnter  Umständen  vorbehalten.  (§.  803—306); 

c)  Höher,  nach  dem  Zielpuncte  völliger  oder  fast  völliger 
Kostendeckung,  im  Allgemeinen  unter  die  Kosten  auch  die  Zinsen 
und  Tilgungsquoten  des  Anlagekapitals  gerechnet,  indessen 
Zaschüsse  nicht  unbedingt  ausgeschlossen;  V ersieh erungs - 
g^tthren,  Gebühren  für  die  r»  1 1  e  n  tlich  en  Verkehraanstalten, 
iMionders  die  Post.  (§.  301,  307-  312)^ 

d)  So  boeb,  dass  Znsebflsse  ans  anderen  Mitteln,  also  in 
iMer  Linie  ans  allgemeinen  Stenern,  mögliebst  vermieden, 
S8B»t  Uchersc  liüssc  erzielt  werden :  Hank-,  Telegraphen-, 
Gebtihren  für  localc  Verkehrs-  und  sonstige  C o mm un al- 
anstalten, für  Beihilfen  an  einzelne  Productionsz weigc 
oad  für  Leistungen,  welche  Einzelnen  vornemlich  zu  Gute  kommen. 
(|.  300^  307,  313,  314). 

9^  Am  H<(ebsten,  mit  Uebergang  in  eine  eigentliebe 
filier:  Gebttbrep  fUr  die  Ertbeilnng  von  Ebren  nnd 
Wirde  n. 

s* 
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Diese  GnmdBätie  sind  in  der  Phuub  bei  den  anter  Nr.  2—4  gd^ 
muinten  Gtebtthren  auch  immer  mehr  sor  Geltimg  gelangti  wann 
aneh  in  dnigen  FSUen  nur  sehr  allmSUg  nnd  naeh  manohen  rm 
Fisealismns  bewirkten  Abwegen,  i.  B.  bei  der  Post,  Mttnze.  Bei 

den  Rechts-  und  den  allgemeinen  Verwaltungsgebtlhren 
herrscht  das  fiscalische  Princip  noch  öfters  mehr  vor,  als  äicb 
rechtfertigen  lässt.  Die  Verbindung  der  bezüglichen  Gebühren  mit 
an  sich  mitunter  zu  billigenden  Verkehrssteuern  bei  gewissen 
üfientlichen  Leistungen  für  Euwehie  geetattet  indessen  nieht  immer 
ein  sieheres  Urtbeil. 

§.  319.  Ftlr  den  Staat  oder  den  sonstigen}  Gebühren  erhebenden 
ttffentliehen  KOrper  handelt  es  sieh  in  finaniieller  Besiehnng 
schliesslieh  um  den  Gesammtertrag  einer  Gebllhrenkategorie 
und  des  ganzen  Gebühren wesens.  Die  Höhe  der  einzelnen 
Sätze  muss  daher  mit  Rücksicht  auf  den  zu  erzielenden 
Gesammtertrag  festgestellt  werden.  Eigentlich  sollte  zu 
diesem  Zwecke  zuvörderst  nach  den  einschlagenden  politischen, 
socialen,  volkswirtlisobaftUcben  Erwägungsgründen  das  Verhält- 
niss  bestimmt  werden ,  in  welchem  die  Rinnahme  ans  einer  Gfr 
bflhrengattnng  an  den  Kosten  der  betreffenden  £inriehtnng  steheo 
soll  Hierbei  spreehen  dann  wieder  finanzielle  Interessen  mit, 
namentlieh  die  Hohe  der  geschiohtlieh  tth^ommenen  GebQhren- 
cinnabme,  die  Schwierigkeit,  diese  Einnahme  anderweit  zu  er- 
setzen u.  dgl.  m.  Nur  sollen  solche  finanzielle  Interessen 
auf  die  Dauer  womüglicli  nicbt  entscheiden.  Da  sich  bei 
der  erstmaligen  Einführung  einer  GebUhreuart  oder  bei  erheblicheren 
Veränderungen  in  der  Einrichtung,  Erhebungsform  und  Höhe  der 
Gebtthren  und  in  den  Verwaltangsthtttigkeiten,  an  welche  sieh  Ge- 
bllhren  knflpfen,  das  finanzielle  Endergebniss  nicht  immer 
genau  oder  auch  nur  annähernd  Yoransberechnen  liest,  so  sbd 
dann  Experimente  in  derForm  YonzunSehst pro yI sor is eben 
Gebührentarifen  geboten,  um  in  der  Wirklichkeit  ein  bestimmtes 
Verhältniss  der  Einnahme  zur  Ausgabe  zu  erreichen.  Besondere 
Schwierigkeit  macht  hier  öfters  die  Rückwirkung  der  Höhe  der 
Gebührensätze  auf  die  Inanspruchnahme  Öffentlicher,  gebUhreo- 
pflichtigcr  Thätigkeiten  und  Anstalten,  daher  wieder  anf  Roh- 
und  Reinertrag  der  letzteren.  Hier  bestehen  natttrlioh  viele  Ve^ 
sohiedenheiten  zwischen  den  einzelnen  Zweigen.  Mit  der  allgemeinen 
„Regel'',  dass  eine  Ermässigung  der  Sfttze  finanziell  immer 
▼ortheilhaft  sei,  ist  nieht  nur  in  dem  Gebiete  des  Verkehrswesens 
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Tiel  Miflsbranch  getrieben  worden.  Oftmals  kann  hier  nur  die  Er • 
fahrnng  enteclieiden.^) 

Leider  gestattet  der  enge  Zasammenbang  verschiedener  Zweige 
des  Gebührenwesens  nicht  immer  eine  genaue  finanzstatistische 
Seheidnng  der  Ausgaben  und  der  Erträge  einer  einzelnen  Kategorie. 
Bei  der  Erhebung  yerschiedenartiger  Gebtthren  in  der  Form  des 
BMBÜdien  Stempels  und  bei  der  Verbindmig  manoher  Gebtthren 
BDI  Yerkehrssteaem  steigert  sieh  die  Sohwierigkeit  nooh.  Ohne 
dn  Eingehen  bis  in  das  kleinste  Detail  ist  vielfiieh  Tollends  kein 
sicheres  statistisehes  Ergebniss  xn  erlangen.  Das  mnss  man  nament- 
lich bei  Vergleichungen  verschiedeuer  Perioden  und  Länder  beachten.*) 

IL  —  §.  320.  Die  Erhebungstorm  derGebtihren.  Die 
bezüglichen  Fragen  sind  zum  Theil  die  nenilichen  wie  bei  der  Er- 
hebung der  eigentlichen  Steuern.  Dailir  ist  aaf  Frttheres'^)  nnd  auf 
den  späteren  Alisehnitt  der  Stenerldire  zu  verweisen.  Zum  Theil 
•ad  diese  Fragen  dem  Gehtthrenwesen  eigenthttmlieh  oder  kehren 
m  bei  bestÜDOiten  Stenerarten,  besonders  bei  der  sogen.  Yerkehrs- 
sfeeaer,  weil  diese  aneli  vielfaeb  in  Stempelform  erhoben  wird, 
Uinlieh  wieder.")  Der  Zasammenbang,  welcher  dnreh  die  gemein* 

*)  In  der  Praxis  daher  /.  B.  bei  Abänderung  des  Gerio  ht5>verfahr<  ns  und 
M  Eiaftthruag  neaer  GerichtsLostentarife  mehrfach  dur  Ciruadäatz  befolgt, 
nilcibit  eiM&  proTisorischen  Kotlantaiif  anfznstellea,  dessen  etwaige  Abinderoiif 
besooders  mit  Rücksicht  anf  di.-  finanziellen  Erg'cbnissc  vorbehalten  \rird.  So  in 
Preosscn,  wo  der  Tarif  von  1*»51  im  J.  li>54  Ab&nderangen  erfuhr.  Ebenso  ist 
der  Gcrichtäkostentarif  des  Deutschen  Reichs  f.  J.  1S78  ausdrücklich  als  proriso- 
riscker  saznseben.  Ansehl&ge  der  mnthmassl.  Ergebnisse  nach  dem  Vei^lelcli  mit 
4sa  Udler.  Erfahmogen  in  den  Beilagen  zu  dea  Motifen  des  GerichtokoslMBgeielies 
(AeteastOcke  d.  Keichst,  Sess.  187^  S.  613  £). 

Es  ist  nicht  möglich ,  hier  in  einem  Lehrbuch  der  FinanzwisseDSchaft  anf 
lASkt  Statist  Dnteniuchungen  n&her  eiBZOgehei.  Sie  wurden  bei  der  erforderlichen 
Specialisirnng  auch  zu  vi.-l  Raum  beanspni' hen.  Rau  hat  einige  bezugliche  Versuche 
gtsucht,  z.  B.  bei  den  Gerichten,  aber  die  Schrierigkciten  der  Ycrgleichanj;  vohl 
■iekt  genügend  gevftrdigt  Soweit  als  möglich  und  in  diesem  Veike  mltaig;  ist  im 
1.  Bude  bei  den  Ansigaben  u.  in  den  rorausgehcnden  Abschnitten  bei  den  einzelnen 
GeWjTcnzw eigen  Statist.  Materiad  gegeben  worden.  lubtT  d.  Gerichtskosten  vgl. 
bes.  d.  Beilagen  i.  Lntworf  d.  deat^en  neuen  Gesetzes  a.  a.  0.  —  Die  finanzstatist. 
Wat§  TOB  r.  Beden,  ?.  GsOrnif  bteten  liier  anch  wenig  Oeattgendee  ederTeiaitetes. 
ÜBdb  StaatsbeliördeQ  selbst  wilrcn  im  Stande,  diesen  Mangel  grünsten- 
ttflls  rn  heben:  vollständig  bei  der  untrennbaren  Verbindung  rieler  verschieden - 
mfasr  Aosgaben  (z.  B.  für  die  leitenden  oberen  Behörden)  u.  bei  der  in  der  I'raxiä 
wmm  btttebenden  Conftindining  von  Gebühren  und  (Yeiiuhn-  n.  s.  w.)  Steaem, 
Mtie  bei  der  Benutzung  des  Stempels  f.  d.  Erhebung  Tenctaledenartiger  Gebuhren 
aach  nicht  einmal,  wi»^  d.  amtlichen  Berechnnngen  der  Gerichtskosten  a,  a.  0.  zeigen. 

^  YkL  bes.  den,  in  der  1.  Ausg.  der  Neubearbeitung  des  Lehrbuchs  fehleodenv 
üaia  4m  BodI  1,  lUp.  4  im  1.  B.  t«i  Wagner,  nn..  nam.  §.  M,  96. 

^  Ban-Wagner,  Fin.  I,  §.  97,  Wagner  I,  §.  130,  Stein,  Kin.  3.  A.  S.  2T8. 

»19;  dann  d.  Abschnitt  1  dieses  Kapitell,  woriu  wiederholt  betont  wanlc,  dass  der 

Stempel  keine  Stenerart,  sondern  nur  eine  Steuer-  u.  GebOhrenerhebungsform. 

S.  aacb  f.  Hock,  dC  Abgaben,  S.  299  IT.     Ban  batte  nor  einige  bierheigebOrige 

1— >HW  in  §.  291. 


Digitized  by  Google 


118  3>  B.  1.  K.  4.  A.  Eriiebnngsform  d.  Oelittkieii.  §.  9St,  821. 

same  ErMongsform  des  Stempels  iwueben  gewimm  Qebfihmi 
und  Stenern  herbeigeführt  wird  nnd  die  Quelle  Tieler  Mieiyenlfeid- 

nisse  in  der  Theorie  und  vieler  Missgriffe  in  der  Praxis  war,  macht 
es  nothwendig,  im  Folgenden  diese  Erhebungsform  als  solche  zn 
besprechen.  In  der  Steuerlehrc  ist  dann  daraoi*  zorticksaweuen 
und  sind  nur  einzelne  Ergänzungen  hinzuzufügen. 

Für  die  Erhebang  von  Gebühren  wie  von  Stenern  sind  eine 
Reibe  von  Forderungen  so  stellen^  welehe  sieh  ans  Wesen,  Zweck  i 
nnd  Wifknng  dieser  Abgaben  ableiten  lassen.  Diese  Fordenmges 
kreuzen  sieh  snm  Theil  nnd  haben  nidii  aUe  dieselbe  Bedeatong, 
so  dass  ein  Compromiss  swisehen  ihnen  oft  nnyemieidlieh  irt. 
Diejenige  Erhebungsform,  welche  den  verschiedenen  Forderungen 
am  Meisten  entspricht,  ist  ceteris  paribus  die  vorzüglichste  und 
erstrebensvvertheste.  Im  finanziellen  Interesse  sind  namenthcb 
möglichst  geringe  Erhebangskosteu  und  einfache  und 
sichere  C  o  n  t  r  o  1  e  der  Erbeboog,  im  Interesse  der  Gebühr  enz  abler 
Einfaehheit  und  Beqnemliehkeit  der  Erfaebnngsform  nnd 
leiehfce  nnd  siehere  Feststellung  des  schuldigen  Be- 
trags zn  fordern. 

Zn  unterscheiden  ist  nun  Ar  die  Erhebung  der  Gebflhren 

1)  die  Anknüpfung  der  Gebühren  an  die  einzelnen  Aete 
der  privaten  Inanspruchnahme  oder  der  Benutzung  öffentlicher  Ein-  | 
richtungcn  nnd  Anstalten.    Die  Form  der  Erhebung  ist  hier 

a)  entweder  die  directe  Einziehung  des  nach  Massgabc 
des  Gebtibrensatzes  von  der  Behörde  berechneten  Geld- 
betragSi  also  die  entsprechende  Baarsahlung  des  Gebühren- 
pflichtigen an  die  mit  der  Einnahme  betraute  Casse,  (die  sogen, 
„unmittelbaren  Gebllhren^  von  Rechtsgeschäften  in  Oester- 
reich) oder 

b)  die  Benntznng  vorgeschriebener  Öffentlicher  Werthstempel 
Seitens  des  GebUbrenijflichtigen. 

2)  Die  Erhebung  der  Gebühren  in  F'orni  von  „B ei t rügend 
welche  zu  den  Kosten  der  Einrichtnug  von  den  Interessenten  ein- 
gezogen werden. 

Es  ist  ttbliohy  bloss  bei  den  unter  Nr.  1  genannten  Fällen  von 
„Gebtthren''  zn  sprechen.  Doch  fttgen  sich  auch  die  ^Beitrige** 
unter  diesen  Begriff  und  ersehetnen  als  eine  besondere  Gebflhren- 
Bereehnnngs-  und  Erhebungsform.*) 


Wagner,  Füi.  I.  §.  140. 
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§.  3dl.  —  1)  In  finansieller  BeiMiiiDg  hat  die  direete 

Einziehnng  vor  der  Erhebung  mittelst  Stempels  den  Vorzug 
der  fast  absoluten  Sicherung  des  Eingangs  der  Gebühr. 
Dadurch  werden  alle  Gebührenpflichtigen  auch  dem  Gesetze  ge- 
mäss gleich  behandelt.  Der  Finanzetat  jedes  Verwaltungszweigs 
liflBt  sich  genau  heratellan.  Ea  braucht  deshalb  nicht  jeder  Zweig 
eine  besondere  GassenverwaltODg  zu  haben,  sondern  die  Einuehoog 
der  €tebflbna  (nod  der  verwandten  Verkehnuteaeni)  kann  flHr 
■nbrare  Zweige  dnreh  eine  geMineame  Gaaw  geschehen.  Die 
Gonirele  dem  PabUemn  gegenflber  verainfiMht  sich  weeentUoh  oder 
fällt  ganz  fori 

Diesem  Vorzug  der  directco  Einziehnng  steht  der  finanzielle 
Naehtheil  eines  im  Ganzen  fast  unvermeidlich  grösseren 
Verwaltungspersonals  und  weitläufigeren  Cassen- 
ud  Eec  bnangsweseus,  verglichen  out  dem  Stempelwesen,  gegen- 
Iber.  Denn  die  Arbeit  der  Berechnung  der  Gebühr  nnd  der 
Siasiehnng  fittU  der  Yerwaltnng,  beim  Stempel  die  eretere 
Qid  die  der  sweiten  analoge  Aibeit  nnd  Mflhe  der  Zahluigaleiatung 
dem  Pnblicnm  snr  Last  Die  Bnelifllbrang  mnaa  —  wenigetens 
gewöhnlich,  Ausnahmen  s.  B.  bei  Baarzahlungen  an  die  Poet- 
uüd  Telegraphenämter  —  jeden  einzelnen  Act  einer  Zahlung  des 
einzelnen  Gebührenpflichtigen  registriren,  während  sie  sich  beim 
Stempel  auf  die  Eintragung  der  Acte  von  Stempelablieferungen  der 
obersten  Stempelverwaltung  an  Bebi)rden  und  an  Stempel  Verkäufer 
beschränken  kann.  Die  Verringernng  behördlicher  Mani- 
paUtion»  die  Vereinfaebnng  deeCaeeen-,  Bechnnnge-, 
Baebnn gewesen 8  nnd  die  darans  bervorgebende  Vermindernng 
der  Erbebnngskosten  war  finansiell  der  Hauptgrund  der 
BhfUbnnig  nnd  Verbreftmig  dee  Stempels  wie  der  bentigen  Bei* 
behaltung  dieser  Erhebungform  statt  der  dirccten  Einziehung. 
Dieser  Vortheil  gilt  finanziell  für  wichti^rer  als  die  öfters  zuzugebende 
leichtere  Gefahr  der  Hinterziehung  der  Gebühr  bei  dem  Stempel 
and  als  die  dadurch  gebotene  Specialcontrole  über  den  wirklichen 
«d  richtigen  Gebranch  des  vorgeschriebenen  Stempels. 

Daa  Pnblicnm  oder  die  Gtebflhrenpfliebtigen  sind  bei  manchen 
BjMhren  im  Fall  der  direoten  Einziehnng  vor  Irrtbümern  nnd 
larai  Reebtsfolgen  geeiebert  ffie  nnd  da,  beeonders  bei 
gWmiren  ZaUnngen,  ist  diese  Erbebnngsfonn  für  sie  ancb  be- 
quemer als  der  Gebrauch  des  Stempels.  Meistens  ist  der  Stempel 
aber  fUi-  den  Zahlungspflichtigen  eine  sehr  cinfac  he  und 
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bequeme  Oebtthren-  (uidSleiiei^)Erbebiiiig8feiiiiy  welcbe  ineiiiielnftB 
Verwaltangszweigen  (Post)  fitar  das  Pobficam  kiiun  weniger 

zweckmässig  nnd  nnentbehrlich  erscheint,  als  fttr  die  Verwaltung.^*) 
Im  Einzelnen  ist  dann  etwa  folgendermassen  za  entscheiden. 
§.  322.  —  a)  Die  directe  Einziehung  der  Gebtihrenbe- 
träge  statt  der  Erhebung  der  Gebühr  in  Stempelform  empfiehlt 
sich  im  Interesse  beider  Betbeiiigten  der  Finanzverwaltang  und 
des  PublicamBi  Überall  da,  wo 

a)  die  xn  yergelteiide  Leistung  sieli  ans  einer  Beibe 
einzelnen  gebflbrenpfliebtigen  Aeten  snsammensetst, 
fttr  welcbe  eine  sebwierigereBereebnnng  der  Geibtlbren  nadi 
dem  Tarife  erfolgen  mnss.  Hier  ist  die  Berechnung  am  Besten 
der  Behörde  selbst  zu  übertragen,  weil  das  Publicum  zu  leicht 
Irrthümer  begehen  würde  und  weil  eine  amtlich  controlirende 
Nachrechnung  doch  stattfinden  müsste.  Auch  ist  es  zweckmässiger 
und  Ökonomischer,  sowie  für  die  Bevölkerung  bequemer,  wenn  die 
Erbebung  der  Gebühren  auf  einmal  in  einer  grösseren  Summs^ 
als  wirküeb  ffir  jeden  einsebien  Aet  erfolgt  Die  direote  Rinaiehnsg 
ist  daher  besonders  bd  den  Geriobtskosten,  snmal  bei  Oiffl- 
nnd  Criminalproeessen,  aneb  bei  vielen  Thätigkeiten  der  freiwilBgeB 
Geriebtsbarkeit  nnd  bei  Verkehrssteuern,  welebe  sieb  an 
Vermögensübertragungen  u.  dgl.  anknüpfen,  passend  nnd 
in  der  Praxis  mitunter  allein  oder  überwiegend  üblich,  d.  h. 
der  Gebrauch  Ton  Stempeln  ausdrttckiicb  ansgeseblossen,  selbst 

**)  Am  Gonseqnentosten  vod  Klanten  tind  die  beiden  Fonaen  der  GebOlme* 
erhebang  in  d.  dtterreich.  Gcs.^eb.  ausgebildet.  Vgl.  v.  GzOrnig,  Osterr.  Bodgot 
IT,  174  H".,  Dessary,  österr.  Finanzjres.kundo  (Wien,  IS55)  S.  55  Massgebend  dafür 
das  altere  Gesetz  v.  27.  .lau.  1S40  ^f.  sammtl.  ->stcrr.  Lande,  cxd.  Liigaru  u.  Sieben- 
btegen)«  dann  d.  Gesetze  r.  9.  Febr.  «.  2.  Aug.  1850.  Die  Oebührea  tob  Recbt*- 
gcschäften  a.  s.  w.  zerfallen  hier  in  Stempel  u.  unmittelbare  Gebuhren.  Beide 
,,sind  ihrem  Wesen  nach  f^Ieichartig  u.  nur  d  f  r  rorm  nach  darin  ?cr- 
Bchieden,  dass  beim  Stempel  bicb  die  Partei  unter  ihrer  Verantwortung  die 
Stever  selbst  bemisst  iL  sie  mittelbar  darch  Venrendang  t.  Stempelfluizkei 
(seit  1.  Nov.  l*^54  in  Oesterreich  an  s  s  f  h  Ii  esslich,  statt  Stempclpapier^ ,  in  Gc- 
braucb,  höchste  Marke  20  Fl.)  entrichtet,  während  bei  den  „unmittelbaren"  üe- 
bflhren  die  Bemessung  amtlich  und  die  Bezahlung  unmittelbar  erfolgT*, 
OzOrnig  II,  175.  Et  f.  1S77  in  West-Oesterr.  Stempelertr.  brutto  H.SMilLFL, 
Erhebnngskosten  .MSSJOO  FI.  oder  2.01  7„,  Tfobühren  von  Kechtsfreschäften  u.  8.  w. 
.'{2.7  Mill.  FL,  ilrhebungükosten  429,500  Fl.  oder  1.31  Also  etwas  geringere  directe 
Erhebungskoston  hier,  was  mit  der  Erhebung  durchschnittlich  höherer  SteuemmBes 
in  EineiD  Acte  zusammenhängen  wird.  le  der  Form  der  unmittelbaren  GebAhr 
werden  nam-  ntl.  erhoben  die  Gebühren  von  Uehertrainingen  des  Eigeuthums .  Frocht- 
gentunes  oder  Gebrauchsrechtes  uubewegl.  Sachen,  von  onentgeltL  Uebertraguug^ 
(Schenkungen,  ErbschaftenX  Toa  bttcbetl.  Eintragungen  anderer  Art  v.  f«n  geifoWL 
Erirenntninen  über  einen  höheren  Werth  (Uber  200  Fl.),  durch  welch«  eine  Vermögens' 
Übertragung  ent^ichiedcn  wird.  Aach  Stempel  gebühren  ober  mehr  ak  20  FL  kÄuMD 
unmittelbar  euirichtei  werden. 
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«WB  er  bei  ähnliehen  aoMeigeriefatiielieii  FSlleii  ▼oifesehriebee 

Mf  oder  anf  bestimmte  einzelne  Acte  besebrlnkt.*) 

ß)  Auch  wo  die  in  der  Gebühr  zu  bezahlende  öffentliche 
Leistung  wirklich  oder  der  Annahme  nach  ein  mehr  individuelles, 
von  Fall  zu  Fall  verschiedenes  Gepräge  hat  und  der 
GebtthreDtarif  sich  demgemäss  abstuft,  ist  die  directe  Erhebung 
vwntiehen.  Aüoh  hier  bietet  die  Berechnnng  mehr  Sehwierigkeiten 
ud  iiielir  Anitas  «i  Inthfimern  und  erfolgt  deshalb  passend  dnieh 
£s  BehOidew  Die  Gontrole  ist  bei  Stempelgebimiich  ebenfUls  tu 
sehr  ersehwert  Von  den  Gebühren  der  Inneren  Verwaltung 
md  der  Rechtspflege  gehören  manche  hierher,  besonders 
solche,  welche  in  Steuern  (Verkehrssteuern)  übergehen 
and  nicht  in  festen  Sätzen  oder  in  wenigen,  einfach  zu 
anterscheidenden  Stuf ensätzen,  sondern  in  Sätzen,  welche 
aieh  der  Werthhöbe  des  in  Frage  kommenden  Objects 
wechseln  (iffoportiomü,  progressiv  oder  degressiv  dasn)  oder 
fitsh  einem  sehr  eomplieirten  Stnfentarif  erhoben  werden. 
9s  bsi  eiasdnen  Beglanbignngs-,  Anftiohts-,  Erlanbnissgeblihren, 
dm  wieder  bdGebtthren  derfreiwilligen  Oeriehtsbarkeit 
ftlrprotocollarische  gerichtliche  Erklärungen  u.  dgl.  m.,  bei  Register- 
gebühren (und  damit  verbundenen  Verkehrssteuem)  des  Grundbuch- 
nnd  Hypothekenwesens.*) 

Je  mehr  aber  hier  bei  einer  Abgabe  der  reine  GebUhren- 
character  bewahrt  oder  wieder  hergestellt  wird,  je  mehr  der  Ge- 
oohtspiinet  Geltung  erlangt,  die  Gebtthrenstttze  naeh  dem  Kosten- 
iifwüid  der  Verwaltung,  nieht  naeh  dem  Werth  der  Leistong  fBr 
dm  IntereoBonten  sn  bemessen,  je  mehr  die  Ldstnngen  sehablo- 
aiiirt  werden,  desto  mehr  fidlen  die  Gründe  für  diieete  Bereehming 
■sd  Erhebung  der  Gebühren  fort  und  wird  die  Erhebung  in 
Ötempelform  fUr  beide  ßetheiligte  zweckmässiger.  Die  moderne 
£ntwicklang  neigt  dabin  and  hat  sich,  deshalb  auch  diese  zweite 

*)  Dies  die  zweckmässige  Einricbtimg  in  Preussea  bd  Gerichtükoätc n. 
M  S.  16  des  QtMMsMiengesetuiB  von  tü.  Mai  1851  ,^Oit  der  Gebnuteb  des 
St«apeli>spier8  bei  den  Gerichten  auf.  Die  Stempelbetrftge,  deren  Erhebung  der  Tanf 
Mek  beibehUt,  werden  wie  Gericbtskosten  verrechnet,  auch  in  allen  übrigen  Be- 
lilhngea ....  als  Gehchtsliosteu  behandelt.  Wo  der  Tarif  nicht  ausdrücklich  die 
ttMiif  nm  Stempelbetrigen  ueidnet,  findet  eine  solcbe  nicht  mehr  sIntL**  In 
»deren  Ländern ,  Frankreich,  z.  Tli.  Oe  sterreich  n.  s.  w.  werden  die  geiicht- 
Schriftstücke  anders  behandelt,  d.  h.  sie  müssen  gestempelt  sein,  weshalb 
jyr  ein  Theil  der  Gerichtskoetonerträge  in  den  Stompolortr&gen  steckt.  Auch  dies 
IMM  dk  gmuuwi  Teisfeichnnf  der  beir.  Ertil«  iwisohen  StMten,  wdohe  niefat 
fMn  diesdben  Erhebungf^fonnen  haben.   I'cVr  Oesterreich  9,  m.  Kote. 

*)  Bei^ele  oben  in  den  Noten  zu  ^.  293. 
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EriiebnogBfonii  nnm«r  mehr  verbraitet  Wire  mehl  die  VeilNiidug 
mit  Veikehrssteiieni,  so  wflrde  das  wohl  noeh  mehr  der  Fell  seil. 

Von  den  Gebühren  der  Cnltnr-  und  WohlfahrtsspbSre, 
besonders  der  (materiell  )  v o  1  k s w i r  t  h s  c h a t  t  1  i c h en  Verwaitimg, 
haben  manche  und  hatten  früher  noch  mehrere  den  Character  einer 
Abgabe  llir  eine  mehr  individuell  gestaltete  Leistung  oder 
Kostenprovocation.  Daher  insoweit  auch  hier  die  directe  Erhebung: 
so  im  Versicberangsweseo,  bei  den  Wegegeldern,  bei 
Loealanstalten  fUr  malnielle  Bedttifusse  (§.  Ii5)|  bei  des 
Gebflhren  der  sogen.  Volks  wirthsehaftspf  lege  oadnameiilliBli 
bei  der  Post  nnd  der  Telegraphie  onler  der  Herrschaft  du 
Stufentarifs.  Mit  dem  Eintritt  der  oben  (§.  Sil)  dargelegtea  | 
Bedingungen  eines  einfachen  Zonen-  oder  eines  vollen  Ein- 
heitstarifs iät  dagegen  die  Erhebungsform  des  Stempeis  auch 
hier  eingebürgert  worden.  Sie  hat  sich  in  der  Post  ausserordent- 
lich bewährt  and  kann  hier  fast  als  conditio  sine  qua  non 
fflr  die  moderne  Postentwicklung  gelten.  Die  Leistungen 
der  Post»  besonders  der  firiefpost  ^  naeh  der  Seite  ihres  Werths 
flr  die  Interessenten  und  ihres  Kostenanfwands  fUr  den  Staat  bs> 
traohtet  haben  aber  aneh  immer  mehr  das  individiieUe  Gepräge 
verloren  nnd  lassen  sich  sehablonisiren.^^)  Beim  Telegraphen  niekl 
in  gleichem  Maasse:  daher  hier  auch  directe  Zahlung  in  grösserem 
Umfange  bleibend.^') 

y)  Die  directe  Zahlung  ist  ferner  ara  Platze  bei  Gebühren, 
welche  in  einer  verhäitnissmässig  doch  nur  kleineren  Zahl  von 
EinzelfäUen  nnd  etwa  zugleich  in  relativ  grösseren  Beträgen 
erhoben  w^en.  Hierher  gehören  wieder  manehe  Fllle  der  Bechto- 
wid  Verwaltnngs-  nnd  der  volkswirthsohaftliehen  Gebühren;  im 
Ebzelnen  besonders  Stenern  von  der  Uebertragnng  nn  be  weglioheo 
Vermögens,  dann  Taxen  ftfr  Ehren  und  Würden,  Geld-  I 
strafen,  Schulgelder.  Früher  auch  z.  Th.  die  Postporti, 
jetzt  noch  z.  Th.  die  Telegraphengebfihren. 


**)  Mit  der  Hiirsclien  Postrefomi  in  Etagfand  (§.  810,  811)  war  die  Emführafl^ 

tles  Stempels,  d.  i.  der  sogen.  Briefmarken,  als  Portoerhebungsform  verbünden: 
eine  Einrirhinng,  welche  dann  auch  die  Tour  um  die  Welt  gemacht  hat.  Ebenso 

£estempoltc  Briefcou reitä.  Seit  der  Vereinfachang  des  Packettarifs  ttdl 
ier  das  Mukensystem  nit  in.  Amrendiuis. 

^  Telegraphenmarkdii  seierdiBgs  raok  allgemalB«!;  EinfUuug  ia  N«^ 
Dantschland  dnrch  Ges.  vom  16.  Mai  1869.  Schon  die  relativ  geringe  Betbeibgrui^ 
des  all£remein<>n  PnblicaoM  aa  der  telegr.  GonespoBdenx  laaoht  das  MarkeiisyiteB 

hier  weniger  notiiwendig. 
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S)  Endlich  hängt  die  Wahl  zwischen  directer  Zahlnng  und 
Stempel  auch  von  der  Einrichtnng  des  Gassen-,  Rechnungs- 
md  Controlwesens  ab.  Wo  auf  getrenntes  Gassen-  und 
Rechnungswesen  einzelner  Verwaltungszweige  Werth  zu  legen  ist, 
fflBSB  du  allgemeiner  Staatsstempel  vermieden  werden,  während 
m  special  1er  Stempel  für  den  einzelnen  Zweig  nur  ansnahms- 
wdse  ^  aaek  aas  Qkonomisehen  Grttaden  —  aweekmäasig  ist, 
Bsmlieh  bei  sehr  ansgedehatem  Gebrauch  and  niedrigem 
Bdrag  des  einzeteea  SIempds,  wie  in  der  Po  st  Verwaltung,  tbell- 
weise  als  Stenererhebungsform  bei  den  Spielkarten,  bei  der 
Tabak- Fabrikatsteuer. Die  Controle  über  die  wirklich  er- 
folgte Entrichtung  der  Gebühr  lUsst  sich  beim  Stempel  mit  völliger 
bicher  he  it  nur  führen,  wenn  jeder  stempelpflichtige  Act,  bez. 
jede  bezügliche  Urkunde,  jeder  Gegenstand  n.  s.  w.  einer  Behörde 
Bsch  dem  Lauf  des  Geschäftsgangs  vor  Angen  kommen  muss, 
10  I.  fi.  bei  Eiagaben  an  Behörden,  bei  allen  Papieren,  welche 
nir  Geriebl  prodnclrt  weiden,  bei  der  Post  Werden  in  anderen 
lUen  Gebttbren  (oder  Verkdirsstenem)  erhoben,  so  kann  man 
■WMt  nnr  in  der  Form  der  directen  Zahlung  Defraudationen  Ter» 
hüten,  etwa  mit  der  Ausnahme  solcher  Fälle,  wo  die  Gebühr  sehr 
niedrig,  die  Defraudationsstrafo  und  sonstige  Rechtsnachtheile  sehr 
gross  sind  und  die  Gefahr  einer  Entdeckung  der  l  nterlassung  des 
rorgescbriebeaen  Stempelgebrauchs  leicht  unabhängig  vom  Thun 
and  Lassen  des  Defraadanten  eintrete  kann.^')  So  erklärt  sieh 
die  lOgliebkeit,  mit  Stemp^  bei  Wechseln  and  ähnliehen 
SefaildTerschreibnngen  IddKeh  aasznkommen,  namentlich 
«na  attf  die  Unterlassung  des  Gebranehs  des  Stempels  etwa  gar 
d«  Verinst  des  Klagereehts  oder  der  Benutzung  einer  Urkunde 
als  Beweismittel  im  Process  vor  Gericht  gesetzt  ist^*)  Unbestreit- 

^  Kassisch-ain  uricanisches  TabaksteVARyttem  (Banderollen),  ▼oder 
Tafeahr  aelbet  die  Controle  in  Betr.  der  erfolgten  Steuerentrichtang  mit  ausüben  uuss, 
iMem  nni  p:estempelto  Packeto  a.  s.  w.  in  den  Verkehr  treten  dürfen.  Die  Sache 
fi||t  Jiier  also  etwas  andere  als  bei  den  sonäügcti  Stempeln.  Eine  W  Urdignng  kann 
«a  erfolgen  in  d.  Stenerlehre.  Vgl.  ilber  Eussland:  Walcker,  Selbstverwalt.  S.  315, 
G.  Mayr,  Deutsches  Reich  und  Tabakmonop.  (Stnttg.  1878)  S,  79  ff.,  Deutscheö 
HiQdelsbl.  187S,  Nr.  S',  5:  über  Aineric»  bes.  FeUer  ia  Hirths  Annalen  1878 
weh  selb&tindi^  ei&chieneu). 

^  Se  Hegt  die  Sache  bei  der  nw/'emeric.  Matetener,  m  aber  auch,  bes.  in 
^■nica,  eto  drakonisches  Strafsytten  hinzukommt  und  trotzdem  De£raa- 
^onen  im  gössen  Umfang  rotkommea  soUen.  Aehnliche  Sachlage  bei  unserem 
iifielkarteiifltempeL 

^  We  eaglitch-franzO^  Gesetzgebung  ist  hier  mit  Recht  mit  der  Yerhiiiigung 
solcher  T^echtsnachtheQe  eneigisciher  Torgegaogen  als  die  dentaehe,  welche  geiröhn- 
hth  MEt  StnüBn  eintreten  l&ast 
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bar  kommen  trolidem  in  soldien  FSllen  oft  Defirandationen,  d.  b. 
Niebtgebraneb  doB  Stempels  vor. 

f)  In  denjenigen  Verwaltungszweigen,  welche  nicht  Special- 
Stempel  für  sich  führen  (bisher  gewöhnlich  nur  Post  und  Telegraphie), 
war  früher  die  direete  Einziehung  der  Gebühren  auch  wegen  des 
Mangels  der  fiscalischen  Casseneinheit  der  einzelnen  Ver- 
waltongen  vielfach  geboten.  Jeder  Zweig  hatte  seine  eigenen  Ein- 
nahmen nnd  Ausgaben,  oft  waren  letstere  direot  ans  ersteren  ni 
bestreilen  oder  die  Gebttbreneinnahmen  kamen  anmittelbar  dm 
Beamten  an  Gnte  (Sporteb  ftlr  Geriebte).  Die  Absteilnng  dienr 
VerhUtnisse  ist  der  Einfübrang  der  Stempel  günstig  geweten. 
Stempelwesen  und  üscalische  Gasseneinheit  haben  sich  in  einem 
gewissen  Zusammenhang  seit  Ende  des  17.  Jahrhunderts  entwickelt 

§.  323.  —  b)  Die  Erbebang  der  Gebühren  in  Form  des 
Stempels. 

Wohl  aligemein  ist  bisher  die  Anwendung  des  Stempels  Hir 
die  Erliebang  von  GebtUiren  nnd  Stenern  anf  Staatsabgal»en  be- 
sohiinkt  Im  Prindp  sttnde  g0gen  Commnnalatempel  n.  8.  w. 
niehtB  im  Wege.  Aber  die  falsehe  Anffaaedng  der  Stempel  als 
einer  eigenen  Stenerart  (»yStempelstenern")  lieas  den  Staat 
auch  zum  Gebrauch  dieser  blossen  Steuererhebungsart  allein 
berechtigt  erseheinen.  Gegenwärtig  fürchtet  man  wohl  Verwechs- 
lungen, Wichtiger  sind  aber  die  sachlichen  Gründe,  welche  die 
Stempel  auf  den  Staat  bcsehränken  und  nur  die  directe  Ein- 
ziehung bei  der  Commune  vorkommen  lassen:  diejenigen  Ge- 
bühren, bei  welchen  der  Stempel  passend  als  Erhebnogsform  benntst 
wiidy  fehlen  der  Commune  mdstens  nnd  dte  GrOnde  der  Beqnem- 
Hebkeit  nnd  Verwohlfeilemng  dieser  Erhebnogsform  fallen  gew(^luilieh 
anssefhalb  des  Staatsfinanswesens  fort 

In  Bundesstaaten  kommen  in  entsprechenden  Fällen  Reichs- 
oder Bundesstaats-  und  Einzelstaatsstempcl  für  Gebübreu 
und  VerkehrHsteuern  wohl,  wie  in  Deutschland,  neben  einander, 
aber  in  verschiedenen  Verwaltungszweigcn  vor.  Selbst  die  Erhebung 
von  Reichs- and  Staatsstempeln  bei  ein  und  derselben  Thätigkeit 
wäre  nicht  ausgeschlossen.  Bs  ist  nicht  unmöglich,  dass  die  Ent- 
wicklnng  dieser  Dinge  in  Oentsobiand  dain  führt  Der  Einwand, 
dass  Irrthttmer  nnd  Verweehsluogen  leicht  möglich  seien  ^  wenn 
doppelte  Stempel  benutzt  werden  mflssen,'  wiegt  nicht  so  schwer.*^) 

Die  Vorurhl&ge  der  bundesrathlicben  StempebteuercommisbioD  v.  «rini^en 
Mif  Einfuhniug  vou  Keicbsütempclo  neben  Lau  des  stempeln  im  grösttcrtiu  Umüuige 
bfnain.  Doch  wonleD  die  Badenieii  in  den  Benthiiageii  mehi&di  hervoifehoben. 
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Das  Gebiet,  wo  die  Gebtthieaerhebmig  in  Btempelfeim  iweek- 
mlssig  ist,  ergiebt  deh  mu  den  Toransgebenden  ErOrtemngen  Aber 
die  direete  Einsiehnng.  Hier  sind  darauB  jetzt  nor  die  posittven 

Folgenmgen  zu  ziehen. 

Der  Zweck  der  Stempel  als  Gebühren-  und  Steuererhebungs- 
furm  statt  der  directen  Einziehung  ist,  beiden  Betheiligten 
die  Berechnung  and  Zahlung  der  Abgabe  möglichst 
einfach  nnd  beqnem  und  der  FinansTerwaitung  sn- 
gleich  mOgliehst  wohlfeil  und  sieher  an  maehen  nnd 
ihr  andere  Gontrolen  an  ersparen. 

Im  Allgemeinen  ist  daher  der  Stempel  besonders  aweek- 
mlssig,  wo  Ton  speciellerer  Berechnnng  des  Werths  der  Leistung 
fUr  den  Interessenten  und  der  Kostenprovocation  für  die  Verwaltung 
im  einzelnen  Falle  abgesehen  werden  kann  und  die  Abgabe  den 
Charaeter  einer  gleichmilssigen  oder  nach  einfachen  Merk- 
maien abgestuft ea^*^)  Vergtttung  fUr  eine  öffentliche  I^eistung 
oder  eines  Kostenbeitrags  annimmt.  Wenn  hier  aahireiche,  ungefähr 
gleiek  an  eraehtende  GebfIhrenfiUle  yoiiiegen,  so  wiie  die  diieete 
Bboiehang  des.  Gebtthrenbetrags  fttr  beide  Bedieiligten  nnbeqnem 
üd  ftr  die  Verwaltnng  kostspielig.  Vielfaoh  ist  est  erst  im  enfr> 
Wiekelten  Staats-  und  Wirthschaftsleben  so.  Kann  dann  eine  einiger- 
niassen  ausreichende  Controle  über  den  wirklich  erfolgten  Ge- 
brauch des  Stempels  statttindeu,  oder  ist  die  Abgabe  so  niedrig, 
dass  sie  nur  wenig  Reiz  zur  Umgehung  mit  sich  fUlirt,  so  empfiehlt 
sich  diese  Erhebungsform. 

324.  Im  Einzelnen  sind  etwa  folgende  Fälle  zn  nennen : 

ff)  £in£aebe  sogen.  Fix-Btempel,  als  Ctobtthrsn-  nnd  als 
Sinmrbebnngsfonn.  Sie  traten  mit  ebiem  festen  Geldbetrage 


^  ist  bezdchueüü,  d&As  luaix  bei  dem  russisch-americ.  Tabai:tttiuenysttim  die 
BeitkiiielitisoBf  äm  Werths  dar  Waare  viader  fkU»  lassen  musta,  veil  steh  die 

'  üQUole  über  die  richtige  Stempelung  nacli  Werthstufen  nicht  durchführen  Hess.  Su 
«foJft  nach  d.  russ.  Ges.  v.  r»./ls.  Juni  1^77  v.  Anf.  1b7S  an  nur  eine  trleich- 
■lisige  Steiupeiung  (vou  einer  oniui.  Surtu  abj^u^ehea)  u.  iu  America  besteht  jetzt 
eis  Qewiclits-Satz  rar  Banchtabak  a.  fur  Cigairen  (resp.  hier  ein  Einheitasats  flir 
1000  Sttick\  Ein  Punct ,  i]»  r  bei  d«>r  YergleichlUg  zwischen  Monopol  und  Fabrikat- 
"ÄMer  fur  ersteres  sprii  ht,  wi  il  dabei  eine  Abstufung  der  Steuer  nach  dem  Werth 
Vaarc  möglich  und  üblich  ist  .  zugleich  ein  Buwci:;,  daäst  diese  Fragen  der  £r 
hliagsform  im  Stenenresen  eine  sehr  grosse  practische  Bsdeittoiis  hahen. 

Sehr  einfache  GrunJ.sat/.--  wieder  in  d.  iu  Note  7a  gen.  Österreich.  Gesetz- 
Vioic.  Fix  Stempel  f.  Kmgabeu  an  Behörden  u.  s».  w.,  f.  Zeugnisse,  f.  Handels-  u. 
tpSHiatocher,  f.  gew.  anjtl.  Protok.  n.  Aasfertig.,  f.  Rechtsarkunden,  die  ein  nicht 
Bedit  betreten  :  Stufen  Stempel  nach  d.  Wenh  bei  Oabeitias.  d.  Eigen- 
bevosL  Sachen  and  dsn  betr.  Orknaden  (Wechsel  —  aadi  stempelpflioht. 
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Air  die  eiiiselne  in  Anspraeh  genommene  öffentliche  Leistang  tegel- 
mäwig  in  der  Form  des  dieeen  Geldbetrag  beKeielinenden  Steiqiel- 
papien  oder  der  jetsl  ällttn  oder  eberwiegend  llblielien  Stempel- 
marke  ein.    Beispiele  ans  der  allj^cmeinen  Verwahimg  sind  die 

Stempel  flir  EiDgaben  der  Privaten  an  und  Bescheide  von  Behörden 
in  Privatsachen,  ohne  Rücksicht  auf  den  Inhalt.  Ferner  die  Marken 
des  Po  st  Verkehrs,  der  Telegraphie.  Im  Verkehrssteuersysteui 
kommen  solche,  regelmässig  niedrige,  Fixstempel  ebenfaUa  vor,  bei 
Frachtscheinen,  Rechnungen,  Schlusszetteln,  Quittangen. 

ß)  Eine  weitere  Aasbildnng  erfährt  der  Fixslempel  im  System 
der  sogen.  ClassenstempeL  Hier  treten  naoh  gewissen  sieh 
bietenden  Merkmalen,  wie  der  nngeffthren  Bedentnug  der  Saehe^ 
der  nngeffthren  KostenproToeation  —  nicht  nach  dem  Geldbetmf 
eines  Documents,  sondern  in  Fällen,  welche  sich  nicht  eigentlich 
in  Geld  schätzen  lassen  —  Fixstempel  verschiedener  Höhe 
ein,  es  besteht  also  ein  Classentarif.  Der  Stempel  statt  der 
directen  Einziehung  kommt  hier  wohl  noch  hie  und  da  bei  Thätig- 
keiten  der  freiwilligen  Cterichtsbarkeit  vor,  also  in  einem  Gebtthren- 
gebiete.  £in  Anaiogon  soleben  Classentarifs  ist  der  Stnfentarif 
der  Post  nnd  Telegraphie.  Eine  wichtigere  Bolle  spielt  jener  Tarif 
im  Vetkehnstenersystem,  wo  er  sieh  an  die  Art  der  besteaertea 
Beebtsgeschllfte  anschlieest^^) 

y)  Der  sogen.  Di mensions Stempel  lässt  den  Gebühren- 
oder —  der  häutigere  Fall  —  den  Steuerstempel  steigen  nach  der 
Ausdehnung  der  Acten  im  Proccss,  um  danach  die  Gebtlhren  zu 
berechnen,  ferner  nach  der  Ausdehnung  der  besteuerten  Objeete, 
vrie  z.  B.  der  Zeilangen,  der  kaufmännischen  Bticher.  Die  oft 
eomplieirte  Bereohnnng  nnd  die  Nothwendigkeit  der  Gontrole»  sowie 
die  Möglichkeit^  von  einem  einsigen  Pflichtigen  die  Abgabe  flr 
viele  lättself  Alle  in  einer  einzigen  grösseren  Snmme  einrasieheD 
(Zeitnngen  n.  dgi  ),  giebt  der  directen  Einziebnng  hier  indessen 
meistens  den  Vorzug  vor  dem  Stempel  oder  die  Behörde  behält 
sich  die  Stempelung  selbst  vor  (ebenfalls  Zeitungen,  kaufmänniflcbe 
BUcher  u.  s.  w.).^*^) 

■ 

Fix*  bei.  einfacker  CUtienttattpet  iit  Moh  der  genaule  tuSaik- 
FftbäkatstempeL 

So  bei  letzteren  Beispielen  ia  Oesterreich.  Bes.  ausgedehnt  ist  der  Dimeo- 
•ionsitempel  nach  der  Oitae  d«  für  «ine  DriDUide  gebiMchten  Papiers  m 
Frftnkreirh:  wohl  <ias  iiusscrlichste  Merkmal,  an  das  man  sich  halten  kann! 
T.  Hock,  Fin.  Krankr.  S.  1!>4;  Loroy-Beaulieu.  l,  50t>;  Kau,  Fin.  I,  §.  231 
Kote  f.   Die  ülturuu  Satze  sind  nach  der  ürösse  des  Papiers  (die  Fl&chcugrO&M  giebt 
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i)  Der  eigentiiclie  Werihstempel  (Gradations-,  Pro- 
p^rtionalfllempel^))  —  im  engeren  Sinne,  denn  im  wdteien 
ist  jeder  Stempel  Wmrtbetempel  —  riebftet  sieh  naeh  dem  0eld- 

werthbetrage  eines  mit  einer  Abgabe  belegten  DocnmentS; 
bw.  Rechtsgeschäfts  oder  eines  Gegenstands,  über  den  ein 
iiechtsgeschäft  abgeschlossen,  eine  gerichtliche  Eintragung  vor- 
^nommen  oder  im  Streitfalle  gerichtlich  entschieden  wird.  Die 
betreffende,  im  Stempel  erhobene  Abgabe  stellt  nnr  ansnahmsweise 
eine  reine  Oebflhr  dar,  meistens  eine  reine  oder  dooh  überwiegend 
eineStener  (YerkehresCener).  Koeten  der  freiwilligen  und  streitigen 
Metobaikeit,  welehe  naeh  dem  Werihbetrage  des  OliiJeete  ab- 
gestoft  werden,  —  Abgaben  ftr  die  Eintragungen  in  die  Register, 
die  Grand-  und  Hypothekenbttcher,  für  die  Entscheidung  von  Civil- 
piocessen  —  hören  allerdings  nicht  dadurch  auf,  reine  Gebühren 
zu  sein,  dass  sie  sich  so  abstufen.***)  Sie  werden  Steuern  nur  hei 
einer  eine  Uebersteigung  der  Kostendeckung  bezwecken- 
den HiJiie  der  Gesaramteinnahme  daraus.  Aber  die  Erliebungs- 
torm  dieser  Gebühren  ist  selten  der  Stempel,  sondern  mit  IMbt, 
bcsonden  bei  Beehtsgesehttfien,  die  sich  anf  ßigenthnmsttbeigang, 
VcipfSadnng  nnbeweglieben  Vermögens  beziehen,  die  diieote 
Btnehnnng  nnd  Einsiehnng.  Stempel  Ton  Verträgen  (Kanf, 
Tusch,  Miethe,  Pacht  n.  s.  w.),  Documenten  des  Crcilitverkehrs 
(Wechsel,  Schuldverschreibungen  aller  Art,  Inhaber -Papieren, 
Actien  u.  s.  w.)  stufen  sich  gewöhnlich  nach  dem  Werthe  ab  und 
»ind  meistens,  wenn  nicht  eine  behördliche  Mitwirkung  im  sacb- 
11  eben  Interesse  ran  vomeherein  geboten  ist,  reine  Verkehrs- 
UsaenL») 

Der  Werthstempel  kann  ein  genauer  sein,  welcher  sieh 
aseh  Froeenten  des  Betrags  richtet  Die  Erhebung  der  Abgabe 
nvd  dann  aber,  schon  weil  der  Satz  nioht  immer  anf  mnde  Summen 
leiten  wird,  meistens  nicht  mittelst  Stempels  geschehen  können, 

K«ek  fwan  aa)  1816  fiziit  auf  85,  TU,  125,  150,  300  ceni  Erhfthimg  darch  Oes. 
IWi  2.  JoH  1862  n.  nach  dem  letzten  Kriege.  Ges.  v.  23.  Aug.  ISTI;  jetzt  60,  120, 
ISO,  240,  360  Cent.  Affichen  früher  5,  10,  l.'>,  20,  jetzt  H.  12,  IS. '24  cent.  Der 
Name  tiiobre  de  dimeusion  ist  in  Frankreich  olücieil,  «rährend  der  cigentL  Wertb- 
MMpfll  tfmhre  proportionnol  BebBi 

'*)  Letzterer  Name  besser  vermieden ,  weil  er  llabor  anf  dne  bestimmte  Art 
4k  Höhe nl>em essung:  beschränkt  hleibt.    S.  u. 

*)  £ben  deshalb,  wie  schon  oben  einmal  bemerkt  (Abschn.  1  Note  üU),  Stein 's, 
SM,  ITMtaneheidimg  svlsolien  Oebillireii-  n.  Stoneatempei  nicht  genau  lialtbar, 

")  Beispiele  u.  s.  w.  gehören  erst  in  die  Steuerlehre.  S.  ältere  bei  Rau.  Fiu.  I, 
!•  231  Note  £.  Für  Deutschland  reiches  Material  am  der  GeietZgeb.  aller  £iiucel- 
itmteiL  ia  d.  bond^räthl  CommiäsionälK^r.  r.  Ib77,  S.  46 — 109. 
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sondern  es  erfolgt  unter  amtlicher  Cassinuig  des  StempelB  und 
Vidining  der  Urkunde^')  bei  emer  Behörde  baare  Rnwhlnng.  Der 
Werthstempel  kann  aber  anoh  onfter  Abnmdiing  seiner  PtoeentMhe 
in  bestimmten  festen  Betrügen  für  gewisse  „Glassen'' 
des  Werths  eintreten,  —  ^^Classen-  oder  elassificirter  Werth- 
8 1  e  m  p  e  1 "  —  tind  dann  von  den  Parteien  selbst  angebracht  werden, 
wie  z.  B.  beim  Wechsel.") 

Je  nachdem  der  Werthstempel  einigermassen  gleich  mit  dem 
Werth  des  Objects  oder  stärker  oder  schwächer  steigt,  kann 
er  als  Proportional-  (im  engeren  Sinne,  s.  o«),  ProgressiT* 
oder  Degressiy-Werthstempel  beseiehnet  werden.  Der  Steuer- 
Stempel  ist  bisher,  gemftss  dem  leitenden  Gesiohtq[Nmete  nnserar 
modernen  Bestenemng,  ein  Proportional-,  wenn  nieht  gar  mn 
Degressiv  Stempel.  Der  Gebffhrenstempel  (bez.  der  direct 
eingezogene  GebUhreubetrag)  ist  meistens  degressiv,  dem  Um- 
stände entsprechend,  dass  .die  Kosten  der  Staatsthätigkeit  nicht 
mit  dem  Werthe  des  Objects  proportional,  sondern  schwächer,  wenn 
ttberbaupt,  wachsen,  so  bei  den  Eintragungsgebühren  —  soweit 
diese  eben  Gebtihren  und  nicht  Stenern  — ,  bei  anderen  Acten  der 
Mwilligen  Geriehtsbarkdt  und  in  der  streitigen  Geriehtsbarkeit 
bei  den  Geriehtskosten.  Dem  Charaeter  dieser  Abgaben  als  Ge> 
btthren  widerspricht  in  manoher  Hinsieht  der  Werthstempel  11be^ 
hanpt  und  erscheinen  Fix-,  Classen-  und  etwa  passend  nonnirte 
Dimeusionsstempel  richtiger,  wenn  man  auf  das  Moment  der  Kosten* 
provocation  als  den  Grund  der  Gebührenerhebung  sieht.  Indessen 
dient  der  Werthstempel  doch  zu  zweckmässigerer  und  auch  die 
Verhältnisse  der  Interessenten  gerechter  berücksichtigender  Ver- 
theilnng  der  Gesammtkosten  der  bezüglichen  EinriohtnngeD, 
namentlieh  der  Geriohte.  Es  ist  sogar  Iraglieh,  ob  die  Degression 
der  Abgabe  bei  den  höheren  Werthbetrilgen  der  Objeele  nieht 
passend  der  proportionalen  Abgabe  Plate  maehte.  Um  so  mehr, 
da  diese  „Gebühren"  doch  leicht  mit  als  Steuern  fungiren;  und 
mitunter  nicht  mit  llurecht,  weil  sie  vomeralich  die  besitzenden 
Classen  und  unter  diesen  sogar  solche  (in  den  Gerichtskosten)  be 
sonders  treffen,  welche,  wie  Gewerbe-  und  Handeltreibende,  von 
den  anderen  Stenern  nicht  immer  genügend  getroffen  werden.*') 

**)  Beibiuei:  Deutsches  Wechselätempelges.  v.  lü.  Juni  1869:  im  Allgem.  der 
SM2  t.  VtÜf/oo^  0^*^  ^'  I>orchfuhrung,  daas  WeGhMl  bis  o.  unter  50  Thlr.  1  Sgr.,  ober 
50— 100  Thlr.  1'/^  S£!:r.  und  für  jede  weiteren  foUen  oder  angefangenen  100  Thlr 
IVt  §fr*  ^^^^  ^  Stempel  zahlen.    Also  ein  g enaaer  eigentL  ProporüoiuÜAtempal. 

*^  S.  schon  obon  g.  292  u.  Note  17  dazn. 
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IGtanter  kommt  statt  der  directen  Einuehmig  von  Gebttbren 
(od  SSttoeni)'')  bei  jedem  emselnen  Falle  oder  statt  des  Stempeis 
aiehefaie  Abfindung  zwiscben  der  Finanzverwaltnng  und  einzelnen 

Abgabepflichtigen  über  eine  ganze  Reihe  von  Acten  in  der  Foma 
cmer  einmaligen  oder  periodischen  Gesammtzahlung  vor,  z.  B.  mit 
Baniten  für  deren  sonst  im  Anschlnss  an  die  einzelnen  Geschäfte 
ond  Urkunden  zu  zahlenden  StempeL^^)  Auch  bei  der  Post  fehlen 
selbst  jetzt  noch  analoge  Gestaltungen  nicht  ganz.'^)  Fälle  dieser 
Art  niüieni  sieh  scbon  dem  sogleioh  sa  bespreebenden  System  you 
ißdtil^'^  Kaon  man  die  Hobe  des  Abfindongsbetrags  riebtig 
botimmeDi  namentliob  eine  —  nngereobte  ond  andere  Gonemrenteii 
nrietsende  —  Begflnstigung  verbttten^  so  ist  im  Interesse  beider 
Theile  solche  Abfindnug  wohl  zu  empfehlen. 
§.  325.  —  2)  Beiträge.«') 

Die  Zwecke  der  Gebührenerhebung,  nemlich  die  Interessenten 
in  richtigem ,  ihrem  Interesse  einigermassen  entspreobenden  Ver- 
hältDisB  znr  Kostendeckung  öfifentlicher  Einriebtangen  und  Anstalten 
baMsmneben  mid  diese  Kostendeeknng  —  gans  oder  bis  an  einer 
besbsiebtigtQD  Qnote — siober  an  steUeo,  werden  bei  der  Ankntlpfbiig 
teGebflbreD  aa  die  einseinen  Aete  der  privaten  Inanspmebnabme 
ote  Benntznng  dieser  Einrichtungen  swar  gewObnlicb,  aber  doob 

**)  Erwälmt  mag  noch  werden,  da&s  mitunter  Zwischeupcrsonen,  bes. 
Katare  n.  ihnlich«,  die  Gebühren  u.  s.  w.  eiimiziehen  haben,  wie  aach  amgeicehrt 
deren  GebOhren  i^Notariatstaxen  n.  s.  w.)  aach  mit  den  öffend.  Gebflhren  von  der 
Stutsbehörde  (Gericht  bisweilen  erhob-  n  worden  u.  dann  <'inc  ge^f'nseitige  Abrech- 
iBBf  0.  üebenreisiuig  erfolgt       iiaben  in  Bai  er  n  die  2«iotare  die  Taxen,  weiche 

Stete  TOD  den  bei  ihnen  belumdelten  Qeseliiften  gebfthren,  unter  Anfsicht  der 
FkaubeliOrden  zo  eilMbeii  mid  nbxnliefem,  etwaige  Ruckstunde  aber  zur  Zwang»- 
1>ettreibang  dem  RentUBt  Hl  ObenreiMB.  Bair.  Oes.  v.  lU.  Nor.  Xb^L  POzl,  Yenr.- 
iMht,  S.  556  (3.  A.). 

*)  So  »Mt  dfo  Bank  Ton  Englnnd  «in  Stempelpaiuohale  ron  60,000  Pf.  Si 

(Meicht  jetzt  erhöht ?X  Etwas  Anderes  sind  die  sogen.  Gcbahren&ciuivalente 
in  Oesterreich,  welche  bei  dem  Rositz  der  todtcn  Hand  als  Ersatz  der  liier  fort- 
faUeaden  Besitz  Wechsel  gebühren  eintreten.   Dartibei  in  der  Steuerlohre. 

^  8«,  Venn  das  Porto  fowtaer  Sendangen  (z.  B.  ron  Stadtpostbriefen,  Circobren) 
Afc  ermSesigt,  wenn  eine  bestimmte  grösä'  i  *;  Anzalil  Stücke  auf  einmal  aufgegeben 
wM,  —  eine  zweifelhaft  berechtigte  Bf^ünsUgung  der  Uroaigeechäfialeate  niw  der 
Wohlhabenderen  Überhaupt 

Vagner,  Fin.  I«  §.  140  imd  bes.  Naumann,  progr.  Elnkommensteaer, 
S.  46  ff.  Auch  Einzelnes  in  d.  CoBimyialsteaeri^atacliten  des  Vereins  f  Socialpolitik 
(bes.  Broch,  S.  '10  \\\.  mit  den  Gebtlhren  zusammen.  Nasse  S.  272);  v.  Hilinski, 
Otmemdebesteucr. ,  L\>i.  lS7b,  S.  19  fF.,  der  die  Beiträge  mit  Ferwandten  Abgaben 
fcqikidit,  aber  bei  der  «igaml.  GebOhr  auf  d.  Moment  der  Freiwilligkeit  za  riel 
Otiricht  legt  Eine  „besondere"  Einkonimen'iai-Ue  im  Comm.-Rudget  sind  die 
«Beiträge**  m.  E.  nicht,  sondern  eine  besondre  Form  der  Gebühren,  die  Tor- 
MBhch  in  der  Gemeinde  u.  ähnlichen  KOrpem,  weniger  im  Staate  vorkommt. 

Ai  Wagaar,  nBBBSwiMeBMkaft.  IL  9  . 
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nicht  immer  in  genügender  Weise  und  Genauigkeit  erreicht.  Die 
hierhergehdrigen  Aiuniahmen  nmfassen  manche  Tenchiedene  FUk, 
welche  eich  in  der  Hauptsache  unter  folgende  drei  Kalegorieea 
bringen  lassen. 

a)  Durch  die  gewöhnlichen  Benutzungsgebühren,  welche 
nach  allgemeinen  MassstUben  in  generellen  Tarifen  u.  s.  w. 
l'estgestellt  werden,  sind  die  einzelnen  Benutzer  doch  nicht  immer 
in  dem  zur  Kostendeckung  erforderlichen  und  namentlich  nicht 
ihrem  Vortheil  entsprechenden  Umfange  zu  treffen.  Beispiele  liefen 
die  Wegegelder,  wo  recht  wohl  ein  einielner  Interesaenti 
welcher  eine  Strasse  «nsnahmsweise  stark  be-  nnd  abnntst» 
s.  B.  der  Besüser  eines  Forsts,  eines  Berg-,  Hflttenwerfca  n.  dg]., 
durch  die  Gebflhr  weder  seinem  Sonderrortheil  noch  der  durdi 
ihn  bewirkten  Abnutzung  der  Strasse  gemäss  getroffen  werden  kann 
{§.  305,  306). 

b)  In  anderen  Fällen  femer  kann  neben  dem  directen, 
aus  der  Benutzung  einer  ütt'entlichen  Einrichtung  hervorgehendeo 
nnd  in  der  Üblichen  Gebühr  richtig  bezahlten  Vortheil  eines  mid 
desselben  Interessenten  ein  indirecter  Vortheil  ihr  ihnvorkommoi, 
der,  weil  auf  diese  Emriohtnng  surOeksnflIhren,  anch  durch  ebe 
angemessene  Veiglltung  als  Kostenbeitrag  dazu  einigermassen 
compensirt  werden  sollte.  So  zieht  namentlieh  der  Besitzer  be- 
stimmter Arten  des  Grund  und  Bodens  und  der  Gebäude, 
der  Betreiber  eines  bestimmten  Gewerbes  u.  A.  m.  für 
sein  Eigeuthum  solchen  indirecten,  in  Werthsteigerungen  und 
Productionskosten -Verminderungen  hervortretenden  Vortheil  aas 
mancherlei  OfTentlichen  Einrichtungen,  besonders,  aber  keinesweg« 
allein,  aus  solchen  des  Wege-  und  Transportwesens. 

c)  Endlich  kommen  solche  Fttlle  indirecten  Nutiens  dieser  Art 
aber  anch  noch  bei  solchen  Personen  vor,  welche  direet  die  Eui- 
richtung  gar  nicht  benutzen  und  durch  die  Üblichen  Ge- 
bühren gar  nicht  getroffen  werden  können.  Namentlich  ist 
es  der  Grundbesitz  an  sich,  besonders  der  bestimmt  ge- 
legene, welchem  so  durch  die  ö  k  o  n  o  m isc  he  n  Zu sa m  men- 
bänge^'  d.  i.  durch  die  Conjunctur  nicht  Bpeciell  verdiente  und 
nicht  in  Abgaben  Tcrgoltene  Gewinne  in  Form  von  Werth-  und 
Bentensteigemngen  snwaehsen.  Dies  trifft  besonders  in  städtischen 
Verhftltnissen  zu,  wo  die  Gesammtheit  der  gebttbrenpflichtigen 
Einrichtungen  (Strassenreinigung,  SanitiUswesen,  Wasserleitung, 
Beleuchtung,  Schulen  u.  a.  m.)  und  wieder  speciell  einzelne  £m- 


Digiiizea  by  Google 


Beiträge. 


131 


riebtBogeoy  s.  B.  des  VeriLefamraens  Werth  eteigemd  anf  den 
Ormd-  nnd  Gebftndebesitz  wirken.**) 

Auf  diese  und  ähnliche  Verhältnisse,  wie  sie  gerade  die 
moderne  Volkswirthschaft  characterisiren,  hat  auch  die  all- 
gemeine eigentliche  Besteuerung  Rücksicht  zu  nehmen 
und  zwar  viel  mehr,  als  sie  es  gewöhDÜch  bisher  that.  Besouders 
für  die  C  o  ro  m  u  n  a  1  bestenerung  liegen  hier  wichtige  Aufgaben  vor.'^) 

Alles  firfocdertiche  in  dieser  Besiehong  kann  aber  aneh  die 
Besteoernng  nieht  leisten.  Vielmehr  bedarf  es  daan  noeh  neben 
oder  statt  der  gewOhnliehen  Gebühren  Otters  besonderer  Beiträge, 
nm  zwischen  Vortheilen,  welche  Einzelne  von  Öffentlichen 
Anstalten  ziehen,  und  Konten  dieser  letzteren  tiberall  ein  möglichst 
richtiges  Verhältniss  nach  dem  Grundsatz  von  „Leistung 
and  Gegenleistung^'  herbeizuführen. 

£in  wichtigeres  Finanzinteresse  wohnt  diesen  Beiträgen 
Damentlicb  dann  bei,  wenn  sonst  die  Beschaffung  des  Anlagekapitals 
der  Offentliehen  Einriohtnng  sowie  die  Deckung  der  Zinsen  u.  s.  w. 
dsftr  und  der  laufenden  Betriebskosten  weder  durch  die  anderen 
Gebflhren,  noch,  soweit  dies  zuISesig  ist,  durch  allgemeine  oder 
bcBondere  eigentliche  Stenern,  noch  (was  die  Kapitalbeschaffung 
anlangt)  durch  den  Credit  gesichert  sind.  Durch  die  Beiträge 
«iod  die  Interessenten  aller  Art  zu  diesen  Zwecken  herbeizuziehen. 


S.  über  d  Conjanctur  Wapnor,  Grumlleg.  §.  70- -Sl. 
*)  Näheres  erst  in  der  Steuerlehre.  Ich  verweise  einstweilen  auf  mein  Referat 
Aer  die  CoBimnnalgteoerfrage  auf  socialpoliL  Googrress  in  Berlin  1877,  in  d.  amtl. 
Vf^handl.  S.  S  ff.  and  ausgearbeitet  selbständig  ersclü'  iicn,  Lpz.  \}ci  Winter.  S.  auch 
K.  Fried bcT^,  Bestener.  d.  Gemeinden,  bes.  S.  tf.  Dann  d.  interess,  Fra?:e  der 
HAherbeMeaeranf  des  in  Baustellen  abergehenden  Landes  in  des  Umgegend  Toa 
Breaen;  t.  darOber  Hanssen*«  fomdl  lichUgw,  thet  rdn  nepAn»,  die  b»« 
redriigte  Seite  des  Bremer  Versuchs  ftbefBehendes  Gutachten  (als  Mannscr.  gcdruclt 
Bremeo  1*»77)  nebst  den  Suporarbitrien  versrbi*^<l-  ner  deutscher  Practiker  u.  Theore- 
tiker, eb.  1S77.  Ich  habe  dabei  auf  die  Kichtigkeit  des  Priucips  einer  Uöher- 
•Iv  EtliabesletteiuDg  der  Baustellen  werdenden  Aecker  UngevieseB.  8.  aach  meine 
Conm.stfr.  S.  39.  Der  Gang  der  Verhandlungen  auf  d.  gen.  Gongress,  die  Aoffass. 
Töü  A.  H<  l»i  (ias('lb;<t  u.  in  s.  „Socialismns  u.  s.  w."  haben  freilich  gezeigt,  dass  der 
iogeo.  Kathederscicialismos  auch  diese  nahe  liegenden  Dinge  noch  zu  den  „fernen 
flska**  vecliBet  oder  trie  Herr  Prof.  t.  Treiteehke  sagt  zi  den  „Phantastereien 
'^»'frinärer  Selbstnberhebun!:^*',  den^Mi  diese  Herren  freilich  auf  den  ausgetretenen 
(«IdscD  der  älteren  Wirthschafts-  und  Finanztbcorie  oder  der  leichten  Abart  dieser 
Tkwrie,  welche  der  \cTcm  für  bocialpolitiii  darstellt,  sorgfältig  aus  dem  Wege  gehen. 
Die  scharfe  Logik  und  das  wlssenscliaftliclie  AbstractioasTermOgen  (die 
Ifüsr  in  der  „histor.  Rirhtnnpr  der  Xationali'^konomie*'  etwas  vernachlässigt  und  bei 
■saeben  Anhängern  dieser  Richtung  fast  in  Misscrcdit  gerathcn  sind.  —  ein  Fehler, 
's Ban  jetzt  selbst  einzusehen  beginnt,  s.  Koscher,  im  Lit.  Ccntr.-HI.  l'y'S  Jan. 
H«  Bicardo)  der  deutschen  „Vtnchestenttiimer**,  bes.  eines  J.  Fancher,  baben  auf 
diesem  rt^bicte  r}<  r  Bestenorang  seit  Hoger  ugleidi  besser  und  folgeriebtiger  das 
^«hie  n  entwickeln  gewosst 
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Es  lamn  sieh  dmdnroh  die  Kosten  der  Anlage  ganz  oder  theUweise, 
soweit  nicht  andere  passende  Ifittel  und  Wege,  eventuell  naineHllieh 

der  Credit,  zu  diesem  Zwecke  zur  Vertilgung  stehen,  oder  auch 
Theile  der  Betriebskosten  und  Zinsen  aufbringen.  In  letzterem 
Falle  brauchen  die  Beiträge  mitunter  auch  nur  subsidiäre  zu 
sein,  welche  in  Ermangelang  anderer  genügender  Einnahmen  fällig 
werden,  so  dass  sich  die  Herbeiziehong  der  weiteren  oder  indirecten 
Interessenten  anf  die  Uebemabme  einer  Garantie  beschränkt 

Es  liegt  in  der  Natnr  der  Saehe,  dass  solohe  Beitrilge  mehr 

im  Finanzwesen  kleinerer  Localgem einschaften,  besonders 
der  Kreise  und  Gemeinden,  als  im  Staats-  und  selbst  als  im 
Provincialfinanzwesen  vorkommen,  ohne  hier  übrigens  zu  fehlen. 
Ebenso  können  Kirchen  und  andere  Körper  zu  solchen  Beiträgen 
greifen.  Im  Einzelnen  wird  sich  mancherlei  nach  den  concreten 
Fällen,  nm  die  es  sich  bandelt  nnd  nach  der  Organisation  der 
Selbst?erwaltnngsk9rper  richten  mtlssen.  Aber  das  Princip  selbsl 
nnd  seine  Berechtigong  sind  wohl  klar. 

Näher  auf  diese  Beiträge  einzugehen,  würde  hier  zu  weit 
fuhren.®^)  In  den  früheren  Bemerkungen  über  die  Regelung  der 
Wegelasten  (§.  303  ff.)  sind  solche  Beiträge  als  eine  Form  der 
Anfbringung  dieser  Lasten  erwähnt  worden.  Das  Wegewesen  ist 
auch  wohl  eines  der  praetisch  wichtigsten  Beispiele  des  Vorkommens 
▼on  Beitrilgen.  Verwandte  Fälle  shid:  Deiehbanten,  Wasserbanten 
ttberhanpt,  Localanstalten  wie  Ganalisirong,  Wasserieitong.  Anch 
öffentliche  Banten  ftlr  kirchliche  nnd  Sehnlswecke.  Selbst  die 
laufenden  Kosten  des  Kirchen-  und  Schulwesens  lassen  sich 
unter  Umständen  passend  mit  durch  Beiträge  decken.  Je  mehr  z.  B. 
die  Kirche  authürt  „Z wangsgcmeinwirthschaft"  zu  sein  und  je 
mehr  daher  eigentliche  Kirchen  s  t  e  u e  rn  schon  begriillich,  vollends 
in  der  Praxis  fortfallen,  desto  mehr,  wie  uns  England  and  l^ord- 
america  seigen.^^)  Die  Bestimmung,  dass  einselne  Interessenten  oder 
Interessentengmppen,  eventnell  die  Gemeinde  als  solche,  sn  den 
localen  Koston  gewisser  Öffentlicher  Einriehtangen  des  Staats,  s.  E 
des  Post-,  Telegraphen  ,  Bank-,  Schulwesens  n.  a.  m.  ein^  ein- 
maligen oder  periodischen  Znschnss  liefern  oder  gewisse  Bestand- 
theile  dieser  Einrichtungen,  z.  B.  die  Geschäftsräume,  von  sich  aas 

*)  Das  Bei^tr  in  Kurze  darüber  bei  >'eamanu  ;i.  a.  0. 

**)  Wagner,  üruiidlcg.,  §.  155  sub  'd\  Fm.  1,  §.  127  Nr.  3,  bes.  Note  25. 
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üf  ihre  Koilen  benlellaii  mtliseii,  benilit  tvf  dem  Bebrags-Prinoipe 

und  ist  Öfters  ganz  zweckmässig  und  gerecht. 

Ueberhanpt  ist  ein  g  u  t  e  i  u  g e  r  i  c  h  t  et e 8  und  passend  a  ii  h  - 
gedehntes  fieitragssystem  eine  richtige  Ergänzung 
<<owobl  des  gewöhnlichen  Geblihrcnweeens  als  der  eigen!- 
iiohea  Besteuerung  und  damit  ein  geeignetes  Mittel,  den 
common  istischen  Gharacter  des  Staats  nnd  der  Selbstver- 
wiUuigskOrper  so  besehrftnken.  Wo  dies  principieü  znlSssig 
und  practiscb  durchführbar  ist,  mnss  es  geschehen.  Das  ist  eine 
Forderung  der  vertheilendcn  Gerechtigkeit  im  „zwangsgemcinwirth- 
schafUichcn  System''  (§.  2^4). •'•^)  Sie  muss  hier  um  so  mehr  zu- 
gegeben werden,  je  weniger  der  unvermeidliche  und  berechtigte 
„Communismus^^  dieses  Systems  gerade  in  der  modernen 
loeialen  nnd  wirthscbaftlichen  Entwicklong  theoretisch  abzoweisen 
ud  praetiseh  absolehnen  ist^) 


Anhang. 

EliimluBe  m  herreoloseiii  VermOgeo,  . 

§.  326.  2^ach  den  Erörterungen  über  die  ,,£inkUnfte  ans  Hoheits- 
reehten''  im  1.  Bande  bilden  diese  keine  besondere  finans- 
wissensebaftliche  Kategorie  von  Einnahmen,  bis  anf  einen 
FsU:  den  Erwerb  ans  dem  Hoheitsrecht  an  herrenlosem 


Freilich  nkdlt  iamer!    Wenn  z.  B.  aus  Gern eindemitt'-ln  Localitäffn  für 
BuiHitialefl.  Telegr.-Aemter  u.  s.  w.  beschallt  oder  Beiträge  dazu  geleistet  werden,  so 
öfters  noi  eiit  eages  Ciasscuiiitcre»6c  mit  den  Mitteln  der  gröüäercn  Geaieiu> 
«Mt  bemitltt«  —  ein«  der  bei  ans  gar  nicht  lelteoen  Formen  eines  sehlechten 

Ca—innlsmqs.  Dagegen  würde  z.B.  der  Beitrag  von  Handelskammern  ftlr  solchen 
Z»eck  —  richtig  auf  die  einzelnen  Mitglieder  repartirt  —  sich  wohl  hilli-ren  lassen. 

Dies  der  richtige  (iesichtspunct  —  bei  vielen  Ucbertreibunj^en  in  Her  1  olircrung 
<iuaag  —  in  den  Steuertheorien  der  deutschen  freihäudicridchen  Vuli^wirthe,  bet$. 
rmher*t  (B(mIk  s.  Coam.-BDdge(i,  Yolktv.  Yieite^iahnohr.  1863»  IL),  K.  Brnnns 
<flMi-i.Oa[L-^flni,  eh.  ISSS,  IL)  ■.  A.  m.  Tgl.  Friedherg,  Best  d.  Gem.«  S.  46  C 

**)  Eine  von  der  liberalen  Wirthschnfbächulc  mit  Unrecht  bekämpfte  Entwii  klung. 
S.  d.  1877er  Terhandl.  über  die  CommnnaIt<t.fr.  anf  d.  Berl.  Congrcss  u.  mein  Keforat, 
^  &  lä  (der  bepar.-AusgJ  betr.  die  Rechtfertigung  des  Aasdiucks  „Communismiia** 
niivtter  aaeh  neiiie  mndlegnng  §.  171.  Ick  halte  es,  im  üntenchied  von 
Tidai  ^athcdenodalisten'*,  nicht  ftlr  richtig,  den  Vorortheilen  d(  r  -:roi>son  Menge 
^ ZQgeständnis4  ru  machen,  Hnen  richtisren  n.  bestimmten  Ausdruck,  der  die  Sache, 
^eckt,  zu  rermeiden ,  ontci  dem  fahicheu  Vorgeben ,  mau  solle  nicht  ,,proFOcirende*' 
Aslillht  htwtJMn 


Dlgitized  by  Google 


184       3.  B.  1.  K..  Anbrair.  EbUL  wo»  lieimdM.  Yamagoi.  §.  326, 827. 

Vermögen.^)  Darttber  tiiid  hier  im  Anhang  nur  Lehre  tob  den 
Gebflbren  noch  einige  BemerkoDgen  erforderlieh.*) 

Ein  bezügliches  Ilolieitsrecht,  wonach  herrenlose  Güter  aus- 
Bchliesslich  an  den  Staat  oder  an  seinen  finanziellen  Repräsentanten, 
das  Aerar,  bez.  an  den  Fürsten  und  seinen  Fiscus  fallen  oder  wo- 
nach wenigstens  dem  Staate  ein  Antheil  am  Werth  solcher  Güter 
gebohrt,  findet  sich  sehr  allgemein  in  yerachiedenen  Reebtseyetemeii, 
▼om  Alterthmuy  doreh  das  Mittelalter  hie  in  die  Gegenwart 
Ein  Bolohes  Vorrecht  ist  auch  saohlich  got  begründet,  was  kdnei 
nftheren  Beweises  bedarf.  Die  finanzielle  Bedentong  desselbeB 
hftngt  wesentlich  von  dem  Umfang  ab,  welchen  die  Rechtsordnung 
dem  Begriff  „herrenloses  Vermögen'^  giebt;  ferner  von  den  Rechts- 
ansprüchen, welche  sie  dritten  betliciligten  Personen,  z.  B.  den 
Findern,  ersten  Occupanten,  den  GrundeigenthUmern,  an  diesem 
Gute  gewährt;  ^)  endlich  von  der  Theilnahme  an  diesem  Gate, 
welche  Andereni  insbesondere  dfientlichen  K()ipem|  wie  Gemeinden, 
milden  Stütnngen,  neben  oder  statt  des  Staats  eingerilnmt  winL^) 
Die  praetisohe  Bedeutung  des  Rechts  wird  auch  von  allgememeo 
Zeit-  nnd  LandesTerhftltnissen  mit  bedingt,  k.  B.  in  Betreff  des  Er- 
trags vom  Schatzfinden.^) 

^)  Kau- W  agner,  Fin.  I,  i^.  11»',;  Wagner  I.  §.  147  am  Schluss. 

Raa  eiw&hutc  die  Einuahme  kurz  in  Flu.  I,  §.  84,  auch  237  Note  b.  Voa 
MalcKns  I,  §.  31,  S.  145.  Umpfenbach,  Fin.  II,  §.  155—159  pass.  Stein.  Pin. 
3.  A.  S.  223:  ««Enrerb  durch  An&U'*. 

*)  Ans  dem  rOm.  Recht  gehören  hieher  die  Bestinunangea  Aber  bona  Tacaati», 
rrblosc  Güter,  die  nach  d.  T..  Julia  an  d.  Aerar,  später  an  d.  Fisrus  fielen  (Pncbt>, 
lustit.  §.  327);  Uber  AuthcU  des  Fiscuä  ao  dem  gefundenen  Schatz  ^tho&aurus),  (eb. 
§.  291).  Im  llteren  deutschen  Recht  das  ursprungl.  königl.,  splter  landeÄeriL 
Recht  auf  crblose  Güter,  der  Antheil  des  Gcrichtsherrn  an  K'*'fundenen  Sachen .  Vor- 
Schriften  über  den  Schatz  (s.  B eseler,  T).  I^iratrecht.  ij.  löo.  ij.  Aus  modernen 
Kechten  z,  B.  die  sehr  eingehenden  Beätioimunffeu  des  preusb.  Landrech tt>  ubri 
erUese  VeiiasteBSchifien,  Th.  II,  TIt  IS,  A!»(»n.  2,  über  gefundene  Sndiee,  T%.  l 
Tii  9.  Abschn.  2,  Ober  den  Schatz,  Th.  I.  Tit.  9.  Abschn.  3  §.  85,  88,  102,  103. 

*)  Genaue  Bcstiuiinungen  darüber  1'-.  hdax  Schatze,  so  im  röm.  Recht,  wo  di»" 
fiscaÜsche  Teudeoz  zeitvcbc  sehr  zur  Geltung  kam.  Unterscheidung,  ob  zofaUij 
gefonden  oder  absichtlich  g*}sncht  wird ;  in  letzterem  Fall  Yenrirkung  der  Rechte  <hs 
P-inders;  dann  Untenchcidung.  ob  auf  eigenem  oder  fremdem  Boden  gefunden  n.  s. 
Antlieil  des  Fiscas  wechselnd,  zeitweise  alle  Schätze  dem  Fiscus  vindicirt.  Durb 
Bestimmung  Hadrians  erhielt  der  Eigenthumer  des  fremden  Bodeoä,  auf  dem  d.  ^hau 
gedulden,  —  Pirfoee^  od.  Staat,  Stadl  od.  Piif.pers.  —  die  Hllfto;  tmter  lIieodoaolL 
ein  Viertel  Pochta,  Instit  II,  683  C 

*)  Gewährung  von  Antheilen  am  Fundgewinn  bei  Funden  höheren  Werths  an  die 
Armeiicassc  d-  s  Orts  im  Preuss.  Laruirccht,  Th.  I,  Tit.  9,  §.  45,  4t».  Erblo^o  V?r- 
iassenschafieu  nach  deutschem  l'aiUcularrecht  öfters  allgemein  oder  io  gcwü^scn  iallcD 
an  die  StadtgemeindeD. 

*)  Grosse  Bedentong  in  der  spUeren  Zeit  des  rOm.  Veitreichs,  Im  Mittdaltor. 
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*§.  897.  Die  wichtigsten  liierlier  geliörigen  Fülle  sind: 
1)  Erblose  YerlasseiisoliafteiL   Sie  fielen  nnd  fallen 
regefanisBig  dem  Staate  oder  seinem  Vertreter  (Fflrsten)  zn,  ans- 

üabmsweise  nach  Gewohnheitsrecht  oder  Privileg  anderen,  wie  dem 
Gerichtsherrn,  der  Gemeinde,  welcher  der  frühere  EigenthUmer  an- 
gehürte  oder  wo  er  wohnte,  der  Armencasse  u.  dgl.  ni.  Die  Höhe 
des  Ertrags  hängt  hier  ganz  besonders  von  der  Gestaltung 
des  Erbrechts  ab.  Wo  namentlich  die  geBetzlictie  Intestaterb-  ' 
folge  eine  aof  einen  gewissen  Kreis  näherer  Blutsverwandten  be- 
•cfarinkte  ist,  wie  z.  B.  im  ftlteren  dentsehen  £rbreoht,  steigert  sieh 
die  Bedentnng  dieses  Beohts  des  Staats  wesentlich.^)  Eine  solche 
Beiebrinknng  kann  soeialpoHtiseh  nnd  nationalSkonomiseb  recht 
wohl  gebilligt  und  selbst  gefordert  werden,  wie  dies  neuerdings  auch 
mehrfach  geschehen  ist.  Die  ganze  Frage  hängt  aber  mit  der 
Frage  der  Gestaltung  des  Erbrechts  zusammen,  welche  in  der 
„voikswirthschaftiicben  Grundlegung'^  principiell  zu  erörtern  ist. 
in  finanzwissenschaftlicher  Hinsicht  ist  die  Frage  auch  mit  dem 
Sjsteme  der  Erbschafltsslenemy  das  freilich  selbst  wieder  in  Ver- 
iMong  mit  der  Begelnng  des  Erbrechts  gebracht  werden  mnssj 
in  Beziehnng  zu  setzen  nnd  wird  daher  besser  im  folgenden  Kapitel 
im  Absehnitt  von  der  Erbsehaflsstener  erledigt.  ^)  Finanziell  kann 
die  Einnahme  aus  erblosen  Verlasseuschalten  bei  der  vollends  in 
der  modernen  Welt  zulässigen  engeren  Beschränkung  des  Intestat- 
erbrechts recht  wichtig  werden,  während  sie  jetzt  meist  sehr  un- 
bedeutend ist^)  Der  Anfall  an  den  Staat,  statt  an  die  Ge- 
meindCy  Armencasse  u.  s.  w.,  erscheint  gerade  in  der  Gegenwart 
ib  das  principiell  Sichtigste.  Die  grundsätzliche  Verwendung  der 
Ehmahme  sn  gesetzlich  bestimmten  Zwecken  ist  wenigstens  bei 
beweglichem  Vermögen  (incl.  Forderungen  n.  s.  w.)  nicht  passend. 

^)  Vgl.  Beseler,  D.  Priffttrecht.  §.  150. 
Vgl.  bes.  V.  Scheel,  Erbn^cbtsref.  u.  Erbschaftasteoern,  2.  A..  Jena,  1877. 
kuk  Dmpfenbach,  d.  Volkes  Erbe,  fierl.  187^. 

^)  Im  preass.  Etat  filr  1877 — 78  Ist  eine  Einnahme  v.  116,ü2U  M.  ans  herren- 
^isen  Erbschaften  feraoschla^.  Die  Stadt  Berlin  bezog  ans  herrenlos.  Erbsch.  1875 
13,446  M.,  mit  Vm  M.  Ausgabe,  ls76  29H2  M.  sogar  mit  9210  M.  Anssrnh.-,  also 
HäöL  (SUt.  Jahrb.  v.  Berl.,  4.  Jahrg.  Ib7%»,  S.  22ti),  In  Frankreich  nach  Hau 
HM  790,000  Fr.  (grösserer  Dmfanp:  dieses  Erbrechts  des  Staats),  in  Belgien  1853—57 
^VNS  ft.  —  FrtüieT  bestaixhMi  nütunter  EinrichtOBgaD,  die  die  Einnahmo  t*.  «i.  Staat 
Wartender  machten,  so  daa  Ua^estul^(•n^t■ch^,  wonach  {gewisse  ^täctzliche  Erben  der 
H<[WlmUiJU  za  Gunsten  des  Staats  ausgeschlossen  waren ;  das  Erbrecht  des  Fiscus  an 
<ia  HwMmi  das  Im  Lande  rentoibeneii  Fnmdeii  (das  später  sogen.  Albannsreclit, 
^  d'aobaioe),  n.  an  Stelle  der  onehel.  Kinder  („Bastanlfall").  S.  ZOpfl,  Recbtsgascb. 
in,  239,  265.  —  Von  viel  crrflsserer  Wichtigkeit  war  in  der  Zeit  d<M-  L«>hen8ferfa8sang 

Sack&U  der  Leben  an  den  König  u.  s.  r.,  bei  beschränkter  äacccssiou  in  die  Lehen. 
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Vielmehr  hat  die  Einnahme  zur  ordentlichen  zn  zählen  und  kt  fär 
die  Deekong  der  laufenden  allgemeinen  Anagaben  Terwendbar. 
Bei  Anftll  von  GrnndTermagen  lieesen  sieh  gesetzlich  bestimmte 
Vemendnngsswecke  eher  yentilirea.'^ 

2)  Gefundene  bewegliche  Sachen,  (indos.  Metall-  mid 
Papiergeld,  BanknoteD,  auf  den  Ueberbringer  lautende  Werth- 
papiere u.  dgl.),  deren  Eigenthümer  nicht  wieder  zu  ermitteln  ist. 
Vielfach,  und  mit  Recht,  besteht  hier  eine  Ptiicht  für  den  Finder, 
den  Fond  bei  einer  Behörde  anzuzeigen.  Der  Fund  pflegt  daim 
dem  Finder  zuzufallen,  aber  öfters  hat  der  Staat  den  Ansprach 
auf  einen  Antheii  am  Werth  oder  der  Staat  gewülirta  der  Gemeindfl^ 
einer  Stiftang  o.  s.  w.  mnen  solchen  Antheii:  im  Princip  wird  sich 
dies  rechtfertigen  lassen.  Aber  von  grosser  prackischer  BedeatOBg 
ist  die  Sache  nicht  und  kann  sie  nicht  wohl  sein,  da  der  AndieQ 
des  Finders  nicht  sehr  verringert  werden  darf,  um  die  Verheim- 
lichung des  Funds  nicht  zur  Regel  zu  raachen.") 

Aehnliches  gilt  von  dem  zeitweise  practisch  wichtigeren  Fall: 

3)  dem  Schatz  finden,  in  rechtsnnsicheren  Zeiten  und 
Ländern  wird  oft  in  grossem  Umfange  „thesanrirt'^,  d.  h.  Gfiter 
hohen  speeifischen  Werths^  besonders  Metallgeld,  Sohmuek,  GeriUh 
ans  edlem  Metall  wird  vergraben  n.  s.  w.  Das  Wiederanftndea 
solcher  „SchWM*  dnroh  Dritte  erfolgt  dann  dnreh  Znfall  oder  seilwl 
durch  planmässiges  Nachforschen  später  vielfach.  Nicht  seUen  lit 
hier  vom  Rechte,  wie  dem  Eigenthümer,  auf  dessen  Boden  der 
Schatz  von  Dritten  gefunden  wurde,  so  auch  dem  Staate  ein  An- 
theii zugesprochen  worden:  im  Princip  ebenfalls  wohl  zu  bilhgen, 
meist  auch  eher  durchznfuhreui  da  sieh  das  iSchatzfinden  nicht  so 
leicht  verheimlichen  lässt^') 

4)  £ndlieh  k()nnte  noch  ein  speoifiseh  modemer  Fall  hieiher 
zi&hlen:  der  Gewinn  ans  Papiergeld  und  Banknateo, 
welche  bei  der  Einruf  ung  nicht  zurtick  kommen  und  nseli 
einem  Präclnsivtermine  werthlos  werden.  Diese  Scheine  lautes 
auf  den  Ueberbringer  und  dienen  an  Stelle  der  Mtlnze  als  Uni- 
laufsniittel.  Regelmässig  geht  davon  ein  Betrag  verloren,  besonders 
von  den  kleineren  Werthgrössen.  Diesem  Betrag  entspricht  ein 
Actiyum  des  Emittenten,  das  dadurch  disponibel  wird,  z.  ß.  bei 


'*)  Vgl.  die  veitgrclfcnden  Pläne  ?on  UmpfaBbAoh  ftber  YenrendoBf 
IK8  an  Erbschaftsabgaben  in  „des  VolkfS  Erbe". 
^)  S.  die  selur  caauisL  Bestimmongea  des  preus».  Laudrechts  a.  a.  0. 
*^  8.  die  BesliiiiB.  d.  iSbl  laehto  «.  im  preoM.  Ludnehla  (oboa  Nolo  S 
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ener  Bank.  Es  liease  stoh,  samal  bei  dem  System  der  Veileihiiiig 

des  Rechts  der  Notenausgabe  an  Banken  Seitens  des  Staats  —  im 
Lüterscbied  vom  System  der  Bankfreiheit  —  nach  der  Function 
dieses  Umlaufsmittels  im  öffentlichen  Verkehr  recht  wohl  billigen, 
(las3  dieser  Gewinn  gesetzlich  dem  Staate,  nicht  dem  privaten 
Emittenten  (der  Actienbank  u.  s.  w.)  zufiele:  das  Activurn,  welches 
der  l^ote  zur  Deekang  diente,  ist  dareh  Verlorengehen  der  Note 
gefnaeermaseea  „herrenloseB''  Gat  geworden.  Unter  Umstanden 
kaoo  der  Gewinn  bedeutender  sein.") 

Aneh  hier,  wie  in  den  anderen  FUlen,  zeigt  sieh  daher  der 
Zosammenhang  der  „Einnahme  aus  herrenlosem  Vermögen"  mit  be- 
stimmten Normen  des  Privatrechts  Über  die  Eigenthumsordnung  u.  s.w. 

§.  328.  Abweichend  von  diesen  Fällen,  aber  doch  verwandter 
Art  ist  schliesslich  noch 

5)  Das  Heimfallsrecht  (richtiger  gerade  hier:  dasAnfalU- 
recht)^^)  des  Staats  nnd  anderer  öffentlicher  KOrper,  wie  der  Ge- 
mdade,  in  Bezog  auf  Anstalten  und  Unternehmnngen,  welche  ans 
Fkiraikapitalien  hergestellt  worden  sind,  nach  Ablanf  einer  bestimmten 
Zeitfristy  —  ohne  Entsehftdigung  oder  gegen  eine  im  Voraus  be- 
Btimmte,  hinter  dem  Werth  zurückbleibende  Entschädigung.  Es 
handelt  sich  hier  um  Anstalten,  welche  zweckmassig  in  den  Händen 
des  Staats  u.  s.  w.  sich  befinden,  aber  aus  technischen,  ökonomischen, 
tmanziellen  Gründen  von  der  Privatwirthschaft  (Gesellschaft)  er- 
richtet und  eine  Zeit  lang  betrieben  werden,  —  etwa  so  lange,  um 
das  hineingesteckte  Kapital  mit  einiger  Sicherheit  aus  den  Betriebs- 
Ibeisehnssen  amortisiren  zu  können.  Dergleichen  FiUle  sind  auch 
frtlber  wohl  sehon  Torgekommen,  z.  B.  bei  Brtteken.  Eine  grosse 
praetische  Bedeotung  hat  ein  solches  Recht  bei  Verkehrsanstalten, 
iMionders  bei  Eisenbahnen,  in  den  nächsten  Menschenaltem, 
kraft  des  beztlglichen  Vorbehalts  in  den  Concessionsurkunden  der 
PriYatbahngesellschaften.  Von  der  Zweckmässigkeit  dieses  Vorbe- 
halts ist  schon  im  1.  Bande  geredet  worden.")  Aehnliche  Be- 
stimmungen lassen  sich  in  gleichfalls  passender  Weise  in  Bezug 
üf  locale  Anstalten  fttr  gewisse  Gemeinbedttrfnisse  treffen:  auf 
Hfedebahnen,  Wasserversorgung,  Gasfabriken,  anoh  ganz  allgemein 


^  &  A.  Wagner,  Syst  d.  Zettelb-poUt  8.  69,  S9S,  S76.  Bei  d.  prettss. PriT«t- 
häm  ift  dteier  Oewina  rar  müddiltige  Zveclte  zd  Tenrenden. 

YoD  Stein  in  Btvug  auf  d.  EitenbahiieD  enrihot  8.  224«  ohne  dan  weitere 

CdUeqaeDzen  daraus  gezogen  werden. 

S.  Kau- Wagner,  Fin.  I,  §.  2-10  u.  Note  e,  Waguer,  Fin.  I,  §.  252  u.  Note  77. 
A«  WagB«r,  FiiuMixwi.HjteuachAft.   II.  V* 
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auf  gewisse  grössere  Gebftiide.  Es  darf  wobl  angenommen  werden, 

dass  gerade  solche  Verhältnisse  in  nicht  femer  Znknnft  immer 
häufiger  werden.  Net)en  der  grossen  finanziellen  Bedeutung  tUr 
den  Staat,  die  Gemeinde  n.  s.  w.  hat  dies  auch  eine  nicht  geringe 
socialpolitische  und  volkswirthschaftliche  Wichtigkeit,  indem  aber- 
mals das  privatwirthsehaftliche  Gebiet  durch  das  genieinwirtbscbaft- 
licbe  and  das  Privatkapital  und  damit  verbundenes  FriTat-Gmad- 
eigeniham  dareh  „öffentliehes  Eigenthom^'  in  gr^teseran  Maasse 
enetat  wird.^*) 


^)  Aach  hier  daher  wieder  der  enge  Zusammenhang  zwischen  Finanzfragco  and 
dan  aUganeiatten  Fragen  der  TolkswirthschaftJicben  Organisation  und  Rechtsordaang. 
VgL  Wagner,  (irundleg.  3.  Kap.  Abschn.  1,  i.  Kap.  Abschn.  3,  h.  Kap.  §.  307,  36b. 
Im  Yerkehrbwesen  lasst  sich  der  üebergang  von  der  Privatunternehuiuug  zur  Offenü. 
Unternehmung  u.  roa  dieser  ZOT  OlfentL  Anstalt,  aach  der  Termiuologifl  ron  Saz,  fflü 
dieser  Einrichtnag  eines  Anfidlneclito  ia  Verbiadnag  briagea.  YgL  Saz,  Veikelm- 
mittol,  I,  SO  fi: 
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Die  Besteuerung. 

Orieatirend«  Yorbamerkvag  aad  Literaturnaehwait. 

Die  BMtoDenifll^  ist  der  wichtigste  aad  soliwierigste  Theil  des  neaeroo  Flnani- 

^t>cni  jjeirordeii.  Dem  entspricht  ihre  Stellang  in  der  Finanzvissenschaft  uufl  iu  der 
Ut;ratur.  Da  sie  sich  mit  den  vcrbcbiedensten  Verhältnissen  des  Volks-  und  Slaats- 
Itlxim  berührt,  so  bietet  sie  auch  die  vcn>chicdcusten  Seiten  der  Betrachtung.  Die 
Litantur  ober  sie  ist  daher  nicht  nur  eine  ausserordentlich  grosse,  sondern  auch  tone 
ah  rerschiedenartige ,  in  eine  Reihe  von  Wissenschaften  hinübergreifende  oder  aus 
di':sea  herrührende.  Zur  finanzwissenschaftlichen,  bez.  nationalökouomi- 
schen  tritt  die  reclxtsphilosophische  und  theoretisch-politische  Literatur 
ftber  Bestcueruu<;^.  Diraa  reiht  sich  die  geschiclitlic  he,  statistische,  finanz- 
rechtliche  in  Bezug  auf  das  Steuerwesen  einzelner  Zeiträume  und  Länder.  Die 
ail|eueiau  Literatur  Uber  die  gesammte  Besteuerung  als  Thcü  des  Fiiiaazveä<uu 
vüi  darch  die  monographische  erg^üizt.  Die  SpecialUtenlaz  Uber  einzelne 
Steoen  tritt  hinza,  in  welcher  bei  dem  engen  Zosammenhaog  der  Dinge  ein  Eingehen 
laf  die  allgciiu'ineren  und  principiellen  Fragen  meist  nicht  zu  vermeiden  ist.  Reichstes 
Material  enthalteu  die  neueren  ßegierungsrorlageu  Uber  Steuern,  mit  ihr6% 
Xotiren,  die  Conunissionsbeiichte  and  die  Terbaadlangen  der  parlamentiriscben 
Körper.  In  Summa:  eine  ontlberw&ltigbare,  Itaam  fiberschaubare  Literatur,  die  nur 
tmüK  umfassende  Bihlio^rraphieea  einigenuMsen  ToUstftndiger  rasammenstellea 
lO&üea.  Diese  fchlca  aber  bisher. 

Aach  aar  als  soldie  bibliographische  Hilfsmittel  empfehlen  sich  die  ia 
'^'»gLer,  Fin.  l.  S.  44,  45  genannten  Werke.  S.  bes.  d.  Katal.  d.  Biblioth.  d. 
L  Statist.  Bar.  zu  Berlin,  Abth.  I,  ßerl.  1S74,  S.  334  ff.,  343  II",  u.  die  j-t/.t  >  r-diicnenc 
Abth.  II,  Berl.  Ib79,  „nach  Staaten  geordnet",  wo  bei  den  eiu^chleu  Staaten  u.  d. 
K.  jnasaiwissensch.'*  die  betreff.  Finaoz-  n.  Stenerliter.  angefahrt  ist,  aus  der  neaestea 
tA  woU  ziemlich  vollständig.  Ein  brauchbares  bibliogr.  ^^'erk  ist  aach  fiir  die 
fesammte  Steucrlitcr.  Kletke,  Lit.  Ub.  d.  Fin  w^.  d.  preuss.  Staats,  3.  A.,  Berl. 
1ST6.  Sonst  ist  für  die  Bibliogr.  d.  Besteuerung  auf  die  meisten  Lehr-  u.  Haud- 
Wher  über  Finanzen  und  Steaera,  Illerer  wie  neuerer  Zeit,  zu  verweisen,  welcbe 
fevöholich  die  Haaptschiiften,  dima  etwas  roUstftadiger  ihre  zeitgenössische  Literatar 
nsammeasteUen. 

Darauf  muss  sich  noth  wendig  aach  dieses  Werk  beschrtniten,  wobei  an  dieser 
Stdte  ftr  einen  grossen  Theil  derlÜeiatar  auf  die  „Bibliographie  der  Finanz- 
Wissenschaft"  im  1.  B.  verwiesen  werden  kann.  Vgl.  den  1.  B.  der  Wagner'- 
Kkm  Heabearbeitung  von  Bau 's  Fin.wiss.  S.  26  IT.  u.  bes.  die  2.,  als  selbst&od.  Werk 
MdL  AaH  S.  4S  C  Seitdem  die  dortige  SSanmmeiiBtellnng  gemaeht  woxdo  (Aa&ag 
l^TT),  ist  nur  wtaig  Neuersciüenenes  hinzuzaf&gen.  Doch  ist  hier  der  Ort,  tmsh  ftber 
-Mjre  dt.T  dort  genannten  Schriften  einige  orientirendo  Bcmcrkunfron  in  Bezug  auf 

fiedeotuug  fUr  dio  Stenerlehre  zu  geben.  Sonst  handelt  es  sich  hier  darum,  die 
litai  Smunmeaateihug  nach  der  Sata  speciall  der  Stenerlitentar  za  erglnzaa; 
iBKihar  die  m.  E.  richtige  Behandlaagsweiso  der  Steuerlehre  zu  orientiren. 
iltk  was  in  letzterer  Hiasicht  za  lagaa  ist,  iBgt  sich  an  die  eiazeinen  Zweige  der 
Utastar  passend  an« 
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L   Die  Stenorlehre  in  den  nllffemeinen  Werken  aber  Politltelie 

Oekonomie  überhaapt. 

S.  Rau,  5.  Aufl..  I,  21,  Rau-Wagner  I,  25,  Wagner  I,  45.  Bei  dem  bis  ia 
die  Gegenwart  hinein  Torhandenen  Mangel  einer  selbständigen  AnsUUimg  vnd  Bier. 
Behandlung  der  Finanivinenselinit  in  der  fremden  Literatur  ist  natOrliui  weh  die 

Stenerlehre  zu  kurz  gekommen.  Der  einseitig  individualistische,  wenig  staats- 
fir(»ndJiche  Standpunct  der  phy8iokrat.-Smith'8chea  Nat-Oekon.  hinderte  rieUach 
die  ToOe  q.  richtige  principielle  Wflrdigung  der  Besteaemng.  Deck  sind  die  Tolki« 
wirthschaftl.  Wirkungen  der  Stenern,  die  Fragen  betr.  Wahl  der  Steuerqaelle, 
Ueberwälzung  gut  behandelt  worden  (Ricardo)  und  die  Anfstollung  sogen,  oberster 
Steaerprincipien  bei  A.  Smith,  —  obwohl  eigentlich  nur  theils  theoretisch  selbst- 
▼eisUndliche,  bless  pnctiscli  aohwlerlg  n  feririiidiohende  Klnghdtsregeln  in  Beng 
auf  die  Steuerverwaltung,  theils  Gerechtigkeitspostnlate  nach  den  Anschauungen 
und  dem  sich  bildenden  Steuerrecht  der  „stjiat.sliUrgerlirhen"  Periode  (s.  u.  d.  Vorbom. 
zum  2.  Hauptabschn.)*  —  haben  einen  nachhaltigen  EinÜuss  auf  die  Steuerlehre  aas- 
geabt  8e  ist  decb  »noli  bier  an  Smith  (ireelth  ef  nat,  bes.  B.  Y«  Ksp.  2,  Abth.  2, 
Asher's  üebersetz.  II.  340  ff.)  nnd  an  Ricardo  (princ.  c.  S— IS.  2U)  anzuknüpfen. 
Daniber  ist  aber  die  fremde  und,  wenigstens  bis  auf  die  jüngste  Zeit,  ein  grosser 
Theil  auch  der  deutschen  nat.Okon.  u.  finanzwiss.  Liter,  (im  Wi^enti.  bis  auf  Bau. 
diesen  nodi  eingeschlossen)  nicht  hinansgekommen.  Den  gerade  hier,  wie  flbenU, 
wo  er  den  Zusammcnlnni?  von  Staat  n.  Volkswirthsch.  berührt,  viel  zu  enpen  Gesichts- 
punctcn  u,  öfters  falschen  firundanscbamingen  von  Smith  ist  die  engl.  u.  französ. 
Liter,  sogar  fast  sclavisch,  selbst  in  Betr.  der  formellen  Behandlung,  gefulgt  So 
genügt  die  Stenerlehre  des  Andtnds  u.  der  älteren  deutschen  Theoretiker  bes.  in  des 
nilgemeinen  Principienpuncten  („allgemeine  Stcuerlebr»^")  nicht. 

Ans  der  älteren  allgem.  nat.Okon.  Liter,  ist  auch  for  gewisse  Poncte  derSteaer- 
lehre  Hermann  darch  seine  Lehre  7.  Einkommen  n.  s.  w.,  die  dann  specidl  is 
rorzuglicher  Wdse  fttr  die  Steuertheorie  von  Schmoll  er  weiter  ausgebildet  wurde, 
wichtig.  Hermann,  staatsw.  üntersnch.,  2.  A.,  bes.  S.  .^^2  If.;  Schmoller,  I*  t. 
Eink.  in  ihrem  Zus.haog  mit  d.  Grundprinc.  d.  Stcuerlehre,  Tub.  Ztschr.  1  i>63,  XDl,  1, 
hier  nnch  Dogmengeschichtliehes.  Er  knüpft  zugleich  an  eine  roftreffliche  Aibdt  m 
Schiff le  in  d.  Deutschen  Viertelj.8chr.  1861  H.  4  an:  ««Mensch  n.  Gut  in  d.  Volks- 
wirthsch.", worin  ebenfalls  d.  Grundprincipicn  d.  Bcstener.  rerldirt  weiden.  S.  darUber 
Sch&ffle's  Note  in  Schmollers  Aufs.  S.  61. 

Die  Bftngdhnfte  Behnndlong  der  Besteoemng  bei  den  Mheren  nntionaMHis. 
Theoretikern,  noch  Rau  und  seine  meisten  (auch  jüngeren)  Zeitgenossen  eingeschlossen, 
war  die  notliwendige  Folge  der  einseitig  privatwirthschaftlichen  AufTassung  der 
Volkswirthschaft:  im  Grande  genommen  eine  Identihcirung  der  Volkäwirthschaft  mit 
dem  ]»iimtwif<hsehftfiBchen  System.  Erst  dnreh  die  neuere  Stents»  nnd  Geseiisdiafb- 
nnd  durch  die  Verwaltungslehre .  daher  bes.  durch  L.  Stein,  ist  hier  auch  in  die 
Stenerlehre  eine  andore  fiffero  und  richtigere  Betrachtung  eingedrungen.  Aber  e^t 
durch  die  Lehre  von  der  Organisation  der  Volkswirthschaft  und  von  der 
Gemeinwirthschaft,  namentlich  der  Zwangsguneinwirthschait  wie  sie  ron  Sch&ffle 
nnd  mehrfach  im  Anschluss  an  inri  von  mir  In  der  ..Grundle^nng"  entwickelt  wurde, 
erhält  m.  E.  mit  der  franzeu  Finanzlehrc  auch  die  Stenerlehre  ihre  feste  Basis. 
Dadurch  wird  der  Ausgangspunct  fUr  die  Ableitung  der  Steuerprincipien  und  f\lr  «fit 
Aufstellung  des  Stsaenystems  und  der  Schlüssel  für  das  tiefere  Verständniss  d« 
Steuergeschichte  gewonnen.  In  der  1.  Abtheil,  dir-si  s  Kapitels,  in  df-r  ..allsrem.  Steae^ 
lehre"  sind  daher  vielfach  auch  nur  Conseqnenzen  aus  den  beztigl.  princip.  ErörteruDgeB 
in  der  „Grundlegung*'  zu  ziehen,  auf  welche  ich  mich  fUr  die  game  Behandlung  der 
Steuerlehre  ausdrücklich  berufe.  S.  meine  r. rundleg.  1.  Aufl.  Kap.  8  u.  4,  bes. 
§.  118,  150,  154  ff..  158,  2.  Aufl.  Abth.  I,  Kap.  3  u.  4.  spcc.  dieselben  §§ 
Sch&ffle,  geselldch.  Syst  2.  Aufl.  §.  176  ff.,  198  ff.,  274  ff.;  3.  Aufl.  passim,  oam. 
n,  997,  403  £;  passim  aneh  im  See  K5rper,  so  lY,  224  ff. 

Gerade  die  Beschäftigung  mit  dw  Stenerlehre  hatte  mich,  wie  ich  im  Tonroit 
zur  1.  Aufl.  meiner  Grundlegr.  schon  ausgesprochen  habe  (S.  VD,  zu  der  rebcrzeugiiDC 

feführt,  dass  sich  diese  Lehre  „ohne  tieferes  Eingehen  auf  die  allgemeioea 
^rincipien  der  Pelit  Oekonomie**  nicht  genügend  behandeln  lasse.  In  diaser 
üeberzeuprung  bin  ich  jetzt  wihrend  der  Ausarbeitung  der  Steuerlehre  nur  auf  Schrit! 
und  Thtt  beiä&ikt  worden.  Die  «Gmndlegnng**  wurde  ron  mir  mit  um  der  Steneriekie 
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WIDen  vmogeschickt  fn  ihr  Hegt  daher  auch  die  Begründang  für  die  principiellen 

Ponct'^  Tin<!  AuffajiSTingcn  im  folgenden  Kapitel,  bes.  in  dessen  1.  Abtheil.,  in  der 
söjren.  allgemeinen  Stcnerlehro.  Nur  in  diesem  Znsamm enhang  der  Stener- 
Ichre  mit  der  Polit.  Oekon.  ist  es  m.  E.  möglich,  zur  Klarheit  auch  in  den  principiellen 
CoBtrofenen  der  Bcsteuernng  zu  gelangen  nnd  dieselben  zn  schlichten.  Aber  es  ist 
TOT  AHem  dio  (^Jemeinwirthschaftslehre ,  nieht  dit?  Lelire  vom  privatwirthsch. 
System,  an  welche  man  anknüpfen  mass.  Jene  fehlte  der  Smith 'sehen  Nationalökon.. 
laAatb  nützte  es  ihr  auch  nicht  soviel,  als  sonst  zu  erwarten  gewesen  wäre,  dass  sie 
die  Steaerfragen  zugleich  als  nationalökonomisrho  Fragen  behandelte. 

II.  Die  Steaerlehre  in  den  selbstilndigon  Werken  Uber  Finanz- 
TisscQschaft, 

Solehe  sind  bis  auf  einige  neverdlngs  erst  sich  mehrende  Ananahmen  hisher 

romemlich  nur  in  der  deutschen  Fachliter.  Torhanden.  S.  dieselben  an  den  ohtti 
S.  I3S  gen.  Stellen  der  verschied.  Auflagen  des  B.  1.  Uebcr  die  Früheren  fl.  Bnn, 
^  A  I,  19,  B.-W.  Neubearb.  I,  28,  bes.  in  d.  2.  Aufl.  S.  34  ii. 

Bes.  herrcTznheben  sind  ans  der  eameralist  Liter.per.  d.  m.  Jahihnnd.  r.  Jnsti 
(9i  Wagner  I,  80)  n.  ?.  Sonnenfels  (eb.l  Letzterer  hat  in  dem  1.  Kap.  s.  Werks 
tr.  Pinanzsystem),  S.  42  II",  d.  6.  Aufl.,  mancherlei  noch  heute  Beachtenswerthcs  Uber 
PoDcte  d.  allgem.  Steaerlehre  u.  tiber  die  Controverson  am  Beginn  der  staatäbürgerl. 
Pttfode;  Kap.  Y  8.  260  f.  dann  Uber  d.  einzelnen  Stenern.  Ans  der  deutschen 
^oanzwiss.  Liter,  der  neueren  Zeit,  vor  Ran,  sind  die  beiden  wichtigsten  Werke  auch 
f.  <i.  Steaerlehre  v.  Jacoh's  n.  v.  Malchns'  Fin.wiss.  Der  erstere  bew.ihrt  sich 
Mcb  hier  als  tüchtiger  Systematiker,  nach  dem  wissenschaftl.  Standpanct  seiner  Zeit- 
pmmm.  Seine  allgemeine  Stenerlehre  ist  aber  diesem  Standpnnct  gemiss  dürftig 
0.  veraltet:  IT.  3ß5  tt'.  (1.  A.).  v.  Malchus  ist  hier  wie  immer  der  tüchtige  wissen- 
schaftlich durchgebildete  Practiker,  dessen  St&tke  aber  mehr  in  d.  spec  als  allgemeinen 
Steocriehre  liegt   Bes.  I,  148  IT. 

Einen  ernehUchen  Fortschritt  gegen  alle  seine  Vorgänger  nnd  Zeitgenossen 
bezeichnet  auch  in  der  Stenerlehre  R  au ,  in  Bezug-  auf  Systematik,  in  der  Betrachtang 
der  Steuern  im  Zusammenhang  der  volkswirtlischaftlichcn  Verhältnisse  und  an  Reich- 
tbom  des  Materials  übertrifft  er  alle  weit.  Die  eigenthUmlichcn  Vorzüge  Ran 's  treten 
ÜMChanpl  wohl  in  seiner  Finanzwissenschafl  noch  melir  wie  in  den  anderen  Theilen 
seines  grossen  Lehrbuchs  hervor  und  die  Stenerlehre  macht  davon  keine  Ausnahme. 
Die  ahe  cameralwissenschaftlicho  Tradition  wirkt  auch  hier  nach,  in  den  speciellen 
LdHen  nicht  zun  Schaden  des  Werks.  Ueberall  klare  Disposition,  einfache  Ein- 
flieüangen  der  Steuern,  welche  bei  aller  Rücksicht  auf  die  Pruds  nnd  deren  Termi- 
Bologie  doch  mit  Recht  an  die  tieferen  Unterschiede  ankntJpfcn  —  so  in  der  Haupt- 
oathnlnng  aller  Stenern  in  „Schätzungen"  und  „Aufwandsäteaem'%  statt  in 
«direetn**  nnd  „indireete**,  worin  nnten  im  Text  Ran  im  Wesentlichen  beige- 
tSmmt  wird  — ;  überall  nüchtern  verständige  Auffassung.  In  formeller  Hinsicht  ist 
^  Rausche  Stenerlehre  hier  noch  lieut*^  ein  Muster  und  im  flpedellen  Theil  bietet 
na  aach  in  sachlicher  Hinsicht  noch  immer  viel  Werthvolles. 

Aber  die  BHngel  ItOnnen  doch  anderseits  jetzt  nicht  mehr  veifannt  werden.  Es 
sind  dieselben  wie  in  Rau's  ganzem  Lehrbuch  und  wie  in  der  Nationalökonomie  seiner 
Blöthezeit,  in  den  1920er  bis  50er  Jahren,  tlberhaupt.  Die  historisch-relative 
Betrachtungsweise,  die  Einsicht,  dass  auch  die  Besteuerung  etwas  geschichtlich 
Bedingtes  ist,  dass  man  sie  nicht  überall  nnd  allezeit  nach  demselben  Massstab 
bevtheilen  und  einrichten  kann  und  darf,  fehlt  bei  Rau  noch  fast  ganz.  Diese 
Betrachtungsweise  ist  aber  auch  hier  geboten,  sie  darf  nur  ni*  lit  dazu  fahren,  Steuer- 
geschich te  und  fmanzwisscnschaftlichc  Steuerlehre  zu  verwechseln.  Sie  steht  auch 
lieht  in  Widenpmoh  mit  der  Forderung  an  die  Theorie,  ein  eigenes  Stenersystem 
tofaistellcn.  nur  muss  der  historisch-  und  örtlich  n^lative  Character  desselben  aner- 
baat  wenlcn.  Obgleich  nun  die  unhistorische,  rein  rationalistische  Behandlung  des 
Stois  Ran  und  andere  Fachgenossen  seinerzeit  gerade  zur  Aufstellung  eines  eigenen 
Stenersystems  folgerichtig  h&tte  führen  mtissen,  fehlt  doch  im  Grande  ein  solches. 

gin?  hier  in  der  Theorie  wie  in  der  Praxis:  von  einem  wirklichen  ..System" 
in  nicht  die  Rede.  Statt  dessen  bringt  auch  die  Theorie  nur  eine  Kritik  der  bestehen- 
^  euphemistisch  „System**  genannten  Besteuerung,  mit  einzelnen  Verbesserungsvor- 
KUlgen.  J>ie  Eildämng  hierftir  liegt  vor  Allem  in  der  ungenügenden  „allgemeinen" 
iMRhInit      Mangel  der  letateren  folgt  aber  wieder  ans  dem  Fehlen  einer  Gemein- 
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wirthschaftslehre  und  der  einseitig  privatwirthschaftlichen  Auffasäuug.  Die  eigentlichen 
principiellen  Streitfragen  über  die  richtige  Steaerquulle,  Uber  die  AUgeiueiuhcit  und 
Gleiehsiissigkcit  der  Besteaerang,  über  den  Steaerfuds  u.  dd.  werdea  fiel  za  neb«D- 
sicblich  bebandelt.  Wenn  auch  die  Nothweodigkeit  emiifiiiiiMift  wild,  gerade  iu  «ner 
wissenschaftlichen  Lelm;  von  der  Besteuerung;  den  Zusammenhang  der  Steuern, 
das  Verhältoiss  gegeiuieiliger  Ergänzung  und  des  Ersatzes  zu  beachten,  so  werdea 
daraus  doch  twine  tresenmclien  practischen  Folgerungen  in  Bezog  auf  das  Stener- 
sjrstem,  die  Wahl  und  Einrichtung  der  einzelneu  Steuern  gezogen.  Hier  bleibt  riel- 
mehr  Alles  kritisrlie  Paraphrase  <ler  Praxis,  ilen  u  M  iiifrel  wohl  erkannt,  aber  wieder 
nicht  gentigcnd  aus  den  massgebenden  V  erhaitaisscu  erklart  wei'den.  Die  allgemeine 
Stenerlebre«  velche  in  ihrer  za  knappen  BeichrftalRing  aof  die  Hinstellnng  fielftdi 
strittiger  Sitze,  mit  Umgehung  mancher  eigentlichen  Streitpunkte,  auch  uosseriich  iu 
einem  gewissen  Missverhältniss  zu  der  speciellen  Lehre  stehen  möchte  ;,in  d.  5.  Aal 
1,  'db3  —  446,  letztere  II,  l->i^lt>),  genügt  daher  wohl  in  keiner  Weise  mehr.  Ich 
habe  daraos  fast  nichts  in  mein  Werk  herttlier  genommen  und  meiner  Debenengung 
nach  nicht  anders  verfahren  können.  Auch  in  der  speciellen  Steuerlehre  sind  es 
uicht  die  principiellen  Erörterungen,  sondern  die  steuertecbnischen  Einzel- 
heiten und  das  Üuissig  und  sorgsam  gesammelte  Material,  in  denen  m.  £.  gegen- 
wArtig  noch  der  Hanptverth  des  Ban*schen  Werks  liegt 

I  nter  den  früher  im  1 .  B.  angeführten  d<;ütschen  allgemeinen  finanzwissenschaft- 
lichen Werken  der  50er  und  6üer  Jahre  sind  neben  Hau  noch  Umpfenbach  and 
V.  Hock  hervorzuheben  und  Bergius  und  Pi'eiifer  zu  nennen,  umpfeabach's 
Lehrbuch  ist  aach  in  den  Absduittten  Ton  der  Besteuerung  ein  brandibaies,  klar 
geschriebenes  Compendium,  das  zwar  im  ^bn/cn  in  den  (jrundansch.uiuiij^n  mit  Bau 
Übereinstimmt,  dessen  stofflichen  Keichthum  es  gar  uicht  erstrebt,  in  einigen  Punct«  n 
aber  doch  schon  zu  mehr  principieller  Behandlung  fortzuschreiten  sucht,  namentlich 
in  d.  Abscho.  l,  102 — 171,  von  den  „allgemeinen  (Handsätzen".  —  v.  Hock's  „öilcatL 
Abgaben  und  Schulden"  sind  mehr  als  eine  Monographie  der  allt?emeinen  Steuerlehre, 
i>ie  bringen  die  Besteuerung,  wie  die  finanz wissenschaftlichen  Werke,  iu  Zusammen- 
hang mit  dem  ganzen  Einnahmewesen.  Ueberali  verräth  sich  der  grosse,  wissen- 
schaftlich  durchgebildete  und  deshalb  die  Theorie  achtende  Practiksr.  Auch  wena 
man  Hock's  Steuersystem  nicht  für  richtig  hiilt,  kann  man  nicht  leug-nen,  dass  hier 
venigsteas  ein  beachtenswurther  Versuch  zur  AuistcUong  eines  eigenen  theoreL 
Stenersysteas  yoiliegt,  der  f  or  Stein  eigentlich  bei  allen  Finanztheoretikem  feUt 
Viel  Vorzügliches  bislsii  die  ErOrttfungen  über  die  Steuerprincipien,  dann  bes.  aber 
Verhältnisse  der  Stenorvcrwaltung.  In  letzterer  Hinsicht  verdanke  ich  ihm  manche 
Belehrung  und  kenne  kein  vorzuglicheres  Wissenschaft!.  Finanzwerk  über  solche  Puncte. 

In  Bergius'  Fin.wiss.  ist,  wie  ftberhanpt,  so  auch  in  der  Stenerlehie  tob  einen 
..System''  keine  Rede.  Die  allgemeinen  Erörterungen  im  Anschluss  an  Smith  und 
Mill  (2.  Aufl.  S.  404)  sind  höchst  dürftig,  die  einzelnen  Steuern  gehen  beliebig  durch- 
einander, der  Staudpunkt  ist  der  des  extremen  nergelnden  Manchesterthums.  Aber 
die  Hineinilechtnng  der  Kritik  preoss.  StenerverhSJtnisse,  mit  manchen  liclitigen 
Bemerkungen  neben  viel  Eiüseitit;keit  des  ürtheils,  giebt  dem  Buch  doch  einen  gewissen 
Worth.  —  Pfeiffer's  ..St  iat>' iniiahmen''  behandeln  im  R.  '2  in  derselben  plan- 
populären  Wci^e  nach  dem  Staudpunct  des  ökonomischeu  u.  politischen  Liberaliaiaas 
molaris  die  Bestenening,  wie  im  1.  B.  die  anderen  Einnahmen.  Im  Eintdnea 
manches  Brauchbare,  auch  im  Material «  im  Ganzen  aber  ohne  etfentUche  visssn- 
schaftliche  SelbständiKkeiL 

Der  weitaus  bedeutendste  wissenschaftliche  Fortschritt  der  ganzen  Finanzwissen- 
sdhaft  und  spcciell  der  Steuerlehre  Uber  Bau  hinaus  knüpft  sich  an  L.  r.  Stein  an, 
dessen  ..Lehrbuch  der  Finanzwissensch,  für  Staats-  und  Selbstverwaltung.  Älit  Ver- 
gleich der  Liter.-  und  Finanzges.geb.  v.  Engl.,  Frankr.,  DeutschL,  Oesterr.,  EoasL  o» 
Italien''  nunmehr  bereits  in  4.  Aufl.  (jetzt  in  2  Binden,  Lpz.  1S78)  vorliegL  Ich 
kann  nicht  umhin,  in  sehr  vielen  einzelnen  und  manchen  Hanptpnnctcn  v.  Stein  aba- 
weichen  und  gegen  viele  seiner  willkürlichen  Constructioncn ,  Definitionen ,  Ein- 
theiluagen  u.  s.  w.  zu  polemisiren,  in  der  Steuerlebre  wie  in  den  Torausgehendcn 
Abschnitten  der  Finanzwissenschaft.  Um  so  mehr  mOchte  ich  hier  ansdrOfikUch  her> 
vorheben,  dass  ich  Stein's  „Finanzwissenschaft'',  diese  als  Ganzes  betrachtet,  mit 
voller  üeberzeugung  den  weitaus  höchsten  Hanjj:  in  der  gesammten  wissenschaftlichen 
Finanzliteratur  bereitwillig  eiuraumc.    Stein  hat  hier  die  Finanzwisoeuschaft  in  deni- 
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sdkM  Maaiwe  and  tu  Folge  derselben  Methode  und  Aullassunj^  Uber  Kaa  liiuaut> 
gdmelrt,  wie  4ie  Innen  vcnntltiiiigdaliie  Uber  B.     MohL  Sein  Lehrlmeh  der 

nuBzwiasenschaft  reiht  sich  vurdig  seinem  bedentendstan  Weri»*,  der  Vervaltang:s- 
.'ehre.  an.  In  beiden  tritt  nicht  wie  in  anderen  dogmatischen  Werken  Steins  dit? 
Hegei  sche  Diakctik  störend  herror.  Ia  die  Steuerlehre  hat  Stein  richtig  die  historische 
MnASmtg  einfeftbrt,  venngleleh  «r  liier,  wie  eonst  to  fielfkch,  im  Elnzeliieii  vill- 
kahrtich  consfruirt  und  über  seine  „staatsbürgerliche'*  Periode  hinaus  keinen  rechten 
Fortschritt  "i'  ht ,  so  dass  seine  ganz  richtigen  BeineTknng<'n  Uber  das  auftaurhen<i.' 
-Sociale*'  Moment  in  der  Besteuerung  zu  keinem  Abschiuss  kommen.  Er  macht  nicht 
bio68  den  Versach,  sondern  ihm  geUngt  <e  ucb  mertt,  ein  foUflttndiges,  aas  dem 
Wirthschaftsleben  abgeleitetes  Steuersystem  aufzustellen,  das  er  geistvoll  nach  all<n 
>:iten  begrilndet.  J5ic8  System  euthiiit  wohl  wesentliche  IrrthUmer  und,  wie  so  oft 
üei  Stein,  subjective  Willküriichkeiten.  Es  beruht  auf  seiner  vielfach  der  Berich- 
tigng  bedürftigen  Avfiusung  der  Volkswirthschaft.  Seine  schiefe  Ldire  vom  Ein- 
tflimifli  und  den  Factoreu  seiner  RiKhing.  bes.  vom  Kapital  führt  hier  zu  nnhaltbareii 
Folgerangen.  Aber  das  Steuersystem  Stein's  ist  aus  einem  (iusse  und  als  (i&nzcs 
betrachtet  trotz  dieser  Fehler  höchst  bedeutsam.  Einzelne  Puncte,  wie  die  Verkehrs- 
uerth«?orie .  die  von  Stein  willkuhrlich  als  ,4ndinete**  besEeicluiete  Besteuerung  der 
Arkit,  sind  glänzende  wissenschaftliche  Leistungen,  so  sehr  auch  hier  die  Aus- 
fbhmogen  irieder  der  Berichtigung,  Ergänzung,  Ausdehnung  bedürfen.  Bei  Stein 
«9t  in  Folge  der  ganzen  AQ&«ong  die  „allgemeine**  StenerleliTe  zu  ihrem 
R<^chte  gekommen  und  der  Schwerpunct  aus  der  specieilcn  Lehre  dallln  verlegt  «oiden. 
Die  specielle  Kichtung  Stein's  brachte  es  dann  mit  sich,  dass  er  das  Finanz-  und 
Steaerrecht  aht  Theil  des  Verfassungs-  und  Vervraltunjsrechts  viel  mehr 
it  im  Veideifnuid  eeUebt  M.  E.  f&bft  dnee  leicht  so  einer  n  froeseA  Verdrängung 
der  fMDZwissenschaftlichen  und  politisch-ökonomischen  Bohandlang  der 
Probleme.  Aber  in  hohem  Maas^e  dankenswcrth  sind  auch  diese  Partieen,  mit  denen 
ich  in  meinem  eigenen  Werke  am  Wonigsten  wetteifern  konnte  und  wollte.  Endlich 
kl  Stein,  suial  in  der  letzten  Aull.,  das  Finam-  ond  Stenerweeen  der  Selbstvef- 
»■altang  mehr  und  mehr  zu  einem  integrirenden  Glied  der  Finanzwissenschaft  neben 
dea  Staatsfinanzen  zu  machen  verstanden .  was  ebenfalls  wieder  einen  wesentlichen 
Fortschritt  gegen  die  frühere  BeUandluti;r  bezeichnet,  dessen  priucipiellc  Berechtigung 
Mch  mir  unzweifelhaft  ist  (s.  Wagner  I,  §  IS).  Lanter  hoch  bedeutende  ITeidieiiete, 
neben  (!.  n -n  die  zahlreichen  kleinen  Fehler  im  Detail,  die  der  Specialist  so  gern  und 
»  selbstzulriedun  an  Stein  rilgt,  do<-h  nicht  so  schwer  ins  Gewicht  fallen.  Meine 
eifeaen  rielfältigsten  Abweichung'on  von  Stein  werden  oft  genug  im  weiteren 
Veriaif  herroftreten.  Die  Weiterführung  der  Fin.wiss.  auch  aber  Stein  hinaus  und 
Ergioznngen  von  Stein's  AulTassang  sind  m.  E.  in  mehr  als  einer  Hinsicht  noth- 
veadif.  Stein  selbst  zeigt  durch  seine  vielfachen  Aenderungen  in  neuen  Auflagen, 
Mine  eii^e  Systematik  nicht  als  endgiltige  erklftrt  werden  kann.  Seine  häu6ge 
Polemik  gegen  mich,  bes.  in  d.  4.  Aufl.,  kann  ich  mit  bestem  Willen  selten  zutreffend 
Sttden.  Stein  zeigt  in  diesem  wie  in  anderen  Werken  geringe  Fähigkeit,  —  oder 
liest  «8  an  der  lieignng  und  Anfmerksamkeit?  —  sich  in  den  Gedankengang  Anderer 
iMi  n  Tflnem».  ^OnUai^  ist  nein  beliebteitfls  Sdfibwort  wider  Anderamefnende 
ntd  die  eigene  Keinung  bezeichnet  er  mit  VecUebe  ala  JÜMf',  während  gerade  vielen 
■^r  Erörterungen  dies  Epitheton  von  Anderen  gern  und  nicht  selten  mit  Kecht 
^IfBiywchen  wird.  Aber  auch  solche  Eigenthümlichkeiten  dürfen  einem  Manne  wie 
Mm  «iU  n  Onto  gebahen  werden.  Mich  weatgitena  kann  dae  Alles  nicht  faindem, 
hohen  Verdienste  um  die  eigentliche  „Verwissenschaftlichung''  der  Disciplin 
ofiöi  anznertennen.  Stein  fordert  sehr  oft  zur  Kritik  heraus,  aber  er  regt  auch  über- 
di  mm  Nachdenken  an.  Er  neigt  leicht  dazu,  alles  Wirkliche  fUr  vernünftig  zu  halten, 
iAm  rwfliir  Biebl  In  deo  Felder  mserer  hiatoiischen  NatienalOkenemen.  Er  seigt 
*ir  den  radicalen  Doctrinären,  dass  das  Wirkliche  meist  einen  vernünftigen  Kern  und 
jedenfalls  historisch  erkl.irliche  (irönd«  hat.  mit  denen  allein  oft  »^s  sieh  verändern  kann. 
Aus  der  fremden  hnanzwissenscb.  Literatur  (s.  I,  45  2.  Aull.)  ist  namentlich 
vidMlfea  und  nmfaiendee  firnnzMaehea  Werk  in  neueatar  Zeit  hinzu  gekommen: 
P.  Leroy-Beaulieu ,  traitö  de  la  science  des  finances.  2  starke  Bände  (TIC  und 
*t*  S.),  Par.  1S77,  2.  vormehrte  Aufl.  1S79.  Zugleich  eine  Art  krit.  ('ommentar  dos 
fatffcl  Finanzweeens,  mit  Excnraen  in  handelspolit  Fragen  u.  dgl.  m.  In  die  Stener- 
MllfrikM  teSnftlheil  d.  1.  BaiidB,  p.  108  fL  AUgemeine  piladp.  EiOitermsea 


Olgitlzed  by  Google 


144 


3.  B.  2.  K.  Besteuerung.  Vorbem.  Literatur. 


über  Stoaem  gehen  voito  und  Idten  aneli  die  Abschnitte  ttber  die  einsehen  Steeen 

eio.  Sie  eiithalteu  viel  Trefieodcs,  aber  im  Ganzen  erheben  sie  sich  doch  wenig  über 
das  Niveau  der  ulteren  ähnlichen  Bttrachtangeu  yon  Suiith,  Say  und  ihren  Naob- 
folgurn.  Von  der  „socialen"  Auffaiiäung  der  Besteuerung  ist  keine  Eede  (2.  B.  bei 
der  Erbechnftaetener,  I,  488),  die  Beveiefbbning  in  den  nationalOinNu  Poncien  beM 
sich  ganz  im  Gleis  der  engen  privatwirthschaftl.  Betrachtung  der  Volks vi-irthschafl 
Hier  und  sonst  zeigt  sich  doch  deutlich  der  Mangel  einer  princi piel  1  cm  ErOrtenmg 
und  ciuub  umi'acsseuduu  systemat.  Aufbaus,  wonach  die  neuere  deutsche  Wisscu- 
«ebaft  itiebt.  Die  leichhaltigsten  Materialsauiniluugen  und  Spednlontersuchaogeit 
verlieren  sonst  einen  grossen  Theil  ihres  Werths.  —  In  grOsster  Kürze,  aber  klar  und 
scharf  behaudelt  die  ätcuerlehre  C088*,  primi  elementi  di  itcieaz«  delle  finanxe,  2.  ed. 
Hil.  1876  p.  52  ff. 

UL  Die  monogrnpbisobe  finanzwissenschaftliche  Literatur  aber  die 
Besteuerung  im  Ganzen  und  Uber  die  allgemeine  Steuerlehre  oder  Ober 
priucipielle  Uauptponcte  derselben.  J^laucherlei  theoretisch  -  principielle 
Erörterungen  enthilt  aneb  die  Specialliter.  Uber  d.  Flnanziresen  einzelner  LÜder, 
bes.  über  die  sogen.  Steuerreformfragea  in  denselben.  S.  Kau,  5.  A.  I»  22  C 
IL-W.  I,  27  ir.,  2.  A.  I,  47  Ii'.,  u.  nuten  unter  Nr.  C,  5,  S.  147. 

A.  A eitere  Literatur  bis  auf  Kau  (meist  nach  Kau 's  Zaa.8teU.  6.  A.  I,  364, 
mit  einigen  rerwmdten  Schriften).  Ueber  manche  der  ilteren  Antoren  oiientirtiB 
aller  KUrzc  trefllich  Boscher  in  s.  Gesch.  d.  NatOk.  Mehr&ch  vollständigere  Angaben 
in  älteren  Ünanzwissens«  !).  \Verken.  Vergl.  bes.  über  d.  ältere  T.iter.  d.  Steuerwesen« 
Pfeffinger,  Vitriarii  institut.  jur.  p.  iUustr.  lü,  —  Ziucke,  Cameralistea- 
biblioth.  8.8S8— 868.— Bergius,  Ganier.biblioih.a564  (1762).— Herl«  Hnndb.I,4$i 

C.  Klock,  tract  de  contribntionibna«  Francof.  1655,  Fol.  (mehr  z.  deutschen  Staats- 
recht als  z.  Fin.wiss.  gehörig,  so  wie  die  vielen  Dissertationen  aus  jener  Zeit).  — 
(J.  D.  Eulner),  pract.  Vorschläge,  welchergest&lt  Steuer  u.  Gontribution  .  .  .  ein- 
luichten  seien.  1721.  2.  A.  mit  Benenn.  d.  yer£  Maib.  1741.  4*  (ohne  th6er.UBte^ 
suchungen).  —  C.  A.  Broggin,  trattnto  de'  tribati,  Nap.  1713  Class.  ital.,  parte 
antica  IV  (älteste  geordnete  Steuertheorie).  —  J.  W.  v.  d.  Lith.  polit.  Betrachtungen 
Uber  d.  vci'schied.  Artcu  d.  btcueiu,  Beri.  1751;  dess,  neue  Abhandl.  v.  d.  Steuer«. 
Ulm  1766.  —  (Strelin)  Eiuleit.  in  d.  Lehre  v.  d.  Auflagen,  Nördlingen  177S:  desi 
Revision  der  Lehre  v.  Auflagen,  Erl.  1821  (mit  d.  Namen  d.  Verf.).  —  F.  W.  ?.  Ulmen- 
stein.  Versuch  einer  .  .  .  Einleit  in  d.  Lehre  d.  deutschen  Staatsrechts  v.  Steuern 
u.  Abgaben,  Erlangen  1794.  —  C.  G.  Prätori us.  Versuch  tlber  d.  Besteuer.weseu, 
KOnign».  1S02.  —  K.  Kröncke.  d.  Steue'rweson  nach  s.  Matnr  n.  l.  Wirkungen. 
Darmst.  lSü4;  ders.  Ausfabrl.  Anleit.  z.  Regulirung  d.  Steuern,  Gieseon  1810,  II. 
ders.  Uber  d.  Grundsätze  einer  gerechten  Besteuerung,  Ueidelb.  1819.  Kröncke 
gehört  noch  heute  zu  den  beachtensvertheren  der  älteren  Stenertheoretiker,  s.  tlber 
ilw  Roscher,  Gesch.  S.  G62.  —  de  Monthion,  quelle  influence  ont  les  direnies 
especes  d'iinputs  sur  la  moralite,  l'activitc  et  l'industrie  des  peuples?  Par.  ISOS. 
Deut^h  r.  Zimmermann«  Giessen  1814.  —  ^Uofer)  Ideen  z.  einer  leicht  ausfuhr- 
baren Steserperäqoation  in  einem  Staate  vie  das  Ofonherz.  Baden,  Kariemhe  1908.  — 
l).  C.  H.  Eschen  maier,  Vorschlag  z.  einem  einfachen  Steuersystem.  Heidelb.  ISOS.  4*. 

—  Seeger,  Vei-sueh  über  d.  vorzüglichste  Abgabesystem,  Heid.  1810,  2.  A.  ISll.— 
J.  P.  Uarl,  Haudb.  d.  Steuerreguiir.  Erlangen  lbl4,'lblti.  IL  (2.  Aufl.  Heid.  1827— V). 

—  Ghriftian,  des  impositions  et  de  lenr  inflaence  snr  Tindastrie  agricole,  mannfcci 
et  commerc.  et  sur  la  prosperite  publ.  Par.  1814.  —  A.  Krchl,  d.  StenersysL  nach 
d.  Grundsätzen  d.  Staatsrechts  u.  der  Staatswirthsch.  Erl.  1S16.  —  H.  W.  Cromf. 
d.  Steuerwcs.  nach  rechtl.  Gesichtspunct  betrachtet  Uildesh.  1817.  —  H.  Kessler. 
Abgabenliande,  Tob.  1818.  —  A.  S.  t.  Kremer,  DarstelL  d.  Stenenres,  Wien  1821,0. 
2.  unveränd.  A.  1825.  —  A.  L.  v.  Seutter,  d,  Besteuer.  d.  Völker,  Speier  1S2S. — 
V.  Deleconrt,  disput.  oecoii.  polit,  de  tributis  ac  vectig:alibus,  Lovan.  1829.  — 
G.  K.  ran  llogendorp,  lettres  sur  la  prosper.  publ.  Amsterd.  1830,  IL 

B.  Llterator  der  neoeren  Zeit,  während  Raus  hanptsichL  Wirk* 
samkeit  S.  auch  Wapnor,  Fin.  I  (2.  A.)  S.  46.  E.  Ph.  v.  Sensburg,  Ideen 
über  einige  Probleme  im  Steuerwesen,  Heid.  1831.  —  K.  Murhard,  Theor.  u.  Polit 
d.  Bcsteuer.,  Göttingen  1884.  „Ein  llandb.  f.  Staatsgelehrte,  Volksvertreter  u.  GeschiftI* 
männer'  (seichter  Smithianitmot,  Aber  ihn  trellend  Roscher,  Qeseh.  8.  846%  — 
Ueber  reifalltnisemlss.  Besteoerang,  oder  wie  jeder  Staatsangehörige  nnoh  der  (Msse 
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seiner  fioandellen  Knft  zn  den  Allgemeinlwten  beitragen  wOrde.  Leipzig  1884.  — 
f.  K.  r.  Fulda,  über  d.  Wirkaug  d.  verschied.  Arten  d.  Steuera  uf  d.  Moralitit, 
i  Fleiss  u.  d.  Industrie  d.  Volks.  Stuttg.  1837.  —  J.  (i.  Hoffmann,  d.  Lehre  v. 
d.  Steaern,  alü  Anleit.  z.  grUodL  Drtheileu  Uber  d.  Steuerwe^en,  ,uiit  bes.  Bezieh,  auf 
d.  ftvm.  StMt,  Beri-  184Q.  Der  attsgezeichneie  preo«.  Practiker  tritt  in  den  Einzel- 
keitca  dieser  Schrift  auch  hier  henror,  aber  die  vteenschafdiche  Bedeutung  derselben 
iät  doch  beschränkt,  die  Schrift  auch  in  ihrer  irrossen  P'oruilusigkcit  weit  entfernt  von 
eiaem  System,  watt  bei  HüU'mauu  selbst  u.  bei  seiueu  Auhäugeiu  vielleicht  ab  Vorzug 
gilt,  aber  mit  Duecht.  So  ist  das  Bncli  doch  eigentlidi  nor  dne  tiieoietisclie  Glosse 
nr  preuss.  Pnuds,  oder,  wie  Roscher  treifeod  urtheilt:  ,3oSmaou's  Finanztheorie 
iit  im  Guten  wie  im  BOsen  fast  nur  ein  Abbild  der  gleichzeitigen  prcuss.  Staatspraxis." 
iGesch.  S.  740).  Die  eigenthOmliche  Auffasäuug  der  directea  und  iudirecteu 
Bmtm  ab  Stenern  auf  dem  Besiti  ond  anf  Handlnn^pen  ist  gezwungen  n.  schief 
vS.  69).  Mit  der  Abneigung  gegen  die  Einkommensteuer  und  der  Vorliebe  far  eine 
Dich  socialen  u.  s.  w.  Momenten  aufgelegte  Glassensteuer  (S.  140  If.)  verkennt  H.  die 
BedOrfiiisse  seines  eigenen  Zeitalters  durchaus.  Die  Verurtheilung  der  Grundsteuer 
efitbitt  etwas  Bichtiges,  ist  aber  zn  pessimistisch  und  Obeisieht  wesentliche  Pnncte 
S.  94  ff.).  Ich  kann  mich  nur  dem  Urthcil  Koscher's  Uber  Hoffmann  a.  a.  0. 
inschliessen.  —  M.  v.  Prittwitz,  Theor.  d.  Steuern  u.  Zolle,  mit  bes.  Bezieh,  auf 
Prcosseu  u.  d.  D.  Zoll?ereiu.  Stuttg.  1S42.  —  IL  L.  Biersack,  ub.  Besteuer.,  ihre 
(jirmdafttze  n.  Ausftihr.,  Frankf.  a.  M.  1850.  —  K.  Arnd,  d.  natniigemtae  Steaer, 
ftaakf.  a.  M.  1854. 

Aus  der  fremden  Lit.  bes.  J.  R.  M'Culloch,  trcatise  ou  the  princ  a.  pract. 
iaftieace  of  taxat.  a.  the  fund.  syst.  Lond.  1S4ü,  3.  A.  Ediub.  1S6S.  —  £.  de 
Girardin.  de  Timput^  Par.  1852,  6.  ed.  —  Bes.  Esqulrou  de  Paricu,  trait6  des 
:a)jnjts,  Par.  1862  ff.,  2.  ed.  1866—07,  4  vol.  Reich  an  Stoff,  Ru.ksicht  auch  auf 
deutsche  Liter,  u.  Verhältaisse .  aber  in  wissenschaftl.  Hinsicht  noch  mehr  als  das 
oben  gen.  Werk  f.  Leroy-Beaulieu  zu  bemängeln:  mehr  in  den  speciollcii  als  in  den 
illgemtäneu  iiohren  gentlgend. 

C.  Literatur  der  neueren  und  neuesten  Zeit,  bes.  seit  der  lieginneuden 
sdürfcrea  kritischen  Stellung  der  deutschen  natök.  Wissunschaft  gegen  den  Smitlüa- 
nisaus  o.  seit  dem  Hervortreten  socialer  Gesichtspuncte. 

Die  fortgesetzte  wissenschaftliche  Arbeit  im  Gebiet  der  Nationalökonomie  hat  in 
Deutschland  iu  Verbindung  mit  den  Ereignissen  von  184S  und  den  neuen  Strömungen 
des  ötfeutiiclieü  Lebens  auch  in  Betreff  der  Besteuerung  zu  einer  schärferen  Auffassimg 
nd  Fotmvliranf  der  principiellen  Fragen  gefuhrt.  Diese  Fragen  bezieheu  sich 
lOBieatBcb  auf  den  leitenden  volkswirth^chaftlichen  Gesichtspunct«  nach 
»dchem  die  Besteuerung  eingerichtet  werden  suU:  Besteuerung  nach  dem  Princip 
foa  Leistung  und  Gegenleistung  oder,  wie  man  es  neuerdings  wohl  genaunt 
te.  nach  dem  Interesse,  oder  Besteuening  nach  der  wirthschaftlichen 
LeittaBgsf ihigkeit?  Das  erste  Priucip  hat,  getreu  ihrer  ökonomischen  Grund- 
»oschauung,  namentlich  die  Smith'sche  Schule  der  Doctrin  der  freien 
Ooacurrenz,  inDeubchlaud  z.Tkdio  sogen,  deutsche  Freihandelsschule,  mit 
Mir  oder  weniger  AnsschUesdichkdt  in  der  Staats-  ond  vollends  in  der  Commonal- 
l>esteacruog  vertreten.  Das  zweite  fand  bei  einem  Theil  der  Gegner  dieser  Schule, 
•  i  Nationalökonomeii  d'-r  neuerdings  soj^cn.  socialpolitischen  Richtung  <  Neu- 
Aaao -Tübingen  u.  A.  m.;  Billigung,  wenn  es  auch  nicht  zur  alleinigen  Kichtschnur, 
wttL  tk^t  in  der  Commonalbesteuerung ,  gemacht  wurde.  Dazwischen  stehen  dann 
iie  vermittelnden  Ansichten  (A.  Ileld,  Nasse).  Weitere  solche  neuerdiiiirs  erst 
'if-kr  erfasste  mit  der  eben  genannten  in  Zusammenhang  stehende  Priucipieufrageu 
bcudfen  die  Auslegung  der  „Ger echtigkoitsprincipieu",  d.  h.  der  Grundsätze 
Iv  Allf  emetnheit  u.  der  Gleichmässigkeit  in  der  Besteuerung,  im  Einzelnen 
iaher  die  Fragen  der  „Freiheit  des  ExisteUi^miniuiums'',  des  proportio- 
ialen,  gleichtj^uotigen  oder  des  progressiven  S te  u e r f  usses,  des  vei' 
ickiedenen  Steuerfusses  ftlr  das  Arbeits  -  und  das  Besitzeinkommen  o.  dgl.  Alle 
iriebe  Fragen  hängen  mit  Grundfragen  der  Yolkswirthschaftalehr  -  tmd  der 
»irth'.c  haftlich«!  n  Rechtsordnung  zusammen.  Die  KntsclieiJuDg,  welche  sie 
edahreo,  kann  nicht  nur  nach  fiuanzWiasenschafUicheu  Gesichtspuucten  erfolgen, 
Mkni  Auss  die  richtige  Conseciuenz  aus  allgemoinen  rolkswirth- 
^Wsf       ffnaasiriMcasehalt  IL  10 
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schaftlichcü  und  socialökonomi  srlien  Principien  sein.  Wegen  tlt-r  \\r- 
keiiuuiit;  dieser  Thatsache  sind  die  gcj^erischeu  Ausiehtcu  meistcos  gar  Dicht  »ui* 
soi^eichen  gewesen«  da  die  Streitenden  sieh  auf  einem  ganz  Tendiiedenen  Bodca 
bewegen.  Ein  gegenseiti|j«'s  V-  rstohcn  i.^t  »  ret  mOglicb,  wenn  eben  die  Möglichkeit 
zwticr  verschied  euer  j<  rinc  ipicller  Standpuncto  .  doMjenig^cn  des  Systeme 
der  freien  Concurrcu/  uud  des  entgegengesetzten  einer  JBegeluug  der  freien  Coucurrem 
nach  Qemeinschaftsintefessen  zogegeben,  die  GrQnde  für  nnd  wider  diese  bdden 
Standpunctc  verglichen  and  alsdann  untersucht  wird,  welcln-  Consequenzcn  luf  I  m 
finanziellen  Gebiete  aus  beiden  abzuleiten  sind.  Danach  wird  die  Entscheidung  über 
die  genannten  priucipielleu  Streitfragen  aber  aus  der  Finanzwisäenschaft  liinaus  iü  dca 
grundlegenden  Theil  der  Allgemeinen  Yolkswirthschalblehre  zu  verlegen  sein.  Di« 
Fragen  selbst  werden  zurückgeführt  auf  den  (iegensatz  des  i  n d  i  v  i  d  u  al  istischea 
Und  des  socialen  oder  (iemuiuschaftspriucips  in  der  Volksvii-th:3chaft.  Auch 
die  Steuertheoretiker  der  neneren  socialpolitischen  Richtung,  wie  Neu  mann,  Held 
haben  das  m.  E.  nicht  richtig  erfasst.  Ich  beziehe  mich  ausser  auf  die  unten  folgende 
„allgemeine  Steuerlehre",  bes.  die  Abschnitti-  Uber  die  volkswirthschaftlichen  und  die 
Gerechtigkcitsprincipien  der  Beüteuerung ,  namentlich  wieder  auf  die  Erörterungen  io 
der  „OrandlegaDg*',  spcciell  Uber  die  Organisation  der  Volkswirthschaft,  den  Stut 
nnd  da»  wirthschaftliehe  Verkehisrccht. 

Aus  der  Literatur  knmuien  mehrfach  die  Verhandlungen  über  Stcucrprindpin 
0.  dgL  in  den  Yersammlungen  rolkäwirthschaftl.  Vereinigungen  in  Betracht 

1.  Liberal-indiridnalist  Bichtnng.  S.  d.  Anftitze  tlber  Bestenenmg 
und  einzelne  Stenern  in  licntzsch*  IlandwOrterb.  d.  VolkswirthschJehi«,  mei»t 
y.  Emminghaus.  Am  Schärfsten  u.  Charaeteristischstcn  J.  Faocher,  Staats-  u. 
Communalbudgets  in  s.  Tolkswirthsch.  Viertelj^schrift  lb6;(,  II,  lä4;  —  AL  Meyet. 
Uber  Stempelsteiieni,  eb.  1864,  III,  51  ff.;  —  C.  Brann,  Staats-  n.  Gemeindestenen 
im  Zus.han>r  mit  Staats-,  Heeres-,  Gommanal-  u.  Agrarverfass.,  eb.  1S66,  II,  1;  — 
Vcrhaudi.  d.  rolkswirthsch.  Congresses  zn  Uambni^  Uber  d.  Commanalsteuerfinge. 
1867,  in  d.  gen.  Ztschr.  Iö67,  IIL 

2.  Socialpolitische  n.  verwandte  Bichtnngen.  Die  beiden  wichtigstaD 
grösseren  Schriften  sind  A.  Held,  die  Einkommensteuer,  finanzwissensch.  Studien  zur 
Refonn  d.  directen  Steuern  in  Deutschland,  Bonn,  1S72  u.  Fr.  J.  Neumanu  (Tübin«:cu). 
die  progressive  Einkommensteuer  im  Staats-  u.  Gemeindehaushalt,  Lpz.  1874  (zugleich 
B.  Vm  d.  Schriften  d.  Vereins  f.  Sedalpolitik). 

Die  Held'sclie  Schrift  giebt  w-sentlich  mehr  als  der  Titel  hesag-t.  Sie  enthilt 
eine  werthvüUe  umfassende  kritische  Revision  der  allgemeinen  Steucrlchre,  mit  grösseren 
literarisch  -  kritischen  Ausfahrungen.  Auf  letztere  sei  hier  bes.  für  die  Spccialliter., 
nam.  d.  Shere,  verwiesen.  Der  Verf.  hat  n.  A.  nam.  das  Veniienst,  im  Anschlass  an 
die  neuere  org-anis(hi'  Staats-  n.  Rerlitslelire  die  Auffassuni^  der  Steuer  als  „Tausch** 
des  Einzelnen,  dann  folgerichtig  <ias  Princip  von  „Leistung  u.  Gegenleistung"  za 
bekämpfen.  Er  £asst  auch  ganz  richtig  jedes  Einzeleinkommen  als  Antheil  an  den 
durch  gesellschaftl.  Cooperation  entstehenden  Gesammteinkommen  auf  o. tilgt 
socialpolit.  Rücksichten  in  Bezug  auf  d.  Besteuerung  der  Aerraeren  Rechnung.  Ab»T 
er  geht  m.  £.  nicht  immer  scharf  genug  auf  die  f  rincipienfragen  ein  o.  neigt  zu  sein 
ZQ  Öompromissen  nach  Rechts  n.  Links,  was  mindestens  in  der  Theorie  nnterbldbes 
sollte.  Mit  seinen  Resultaten  nimmt  Held  eine  Art  vermittelnder  Stellung  ein. 
womit  man  für  die  Praxis  sich  vielfach  einverstanden  <  iklären  kann.  Die  princi- 
pielle  Mothwendigkeit  von  Ertragssteaem  neben  Einkommensteuern  wird  aber  wohl 
ZU  wenig  beachtet  nnd  das  Streben  nach  einem  „rationellen  Stenersystem**  mit  Unrecht 
ferworfen  (s.  Held,  Socialism.,  Lpz.  1S78,  S.  127).  Von  Held  ist  noch  zn  nennen: 
z.  Lehre  v.  d,  Ueberwiil/.ang  d.  Steuern,  Tub.  Ztschr.  ISÜS  S,  421  u.  kleinere  Referate 
u.  dgl.  in  Hildebr.  u.  Conrads  Jahrbüchern  f.  Natök.,  so  1678,  II,  23b  zur  ncaercn 
liten^  itber  die  Gonunnnalstenerflrage. 

Neumann 's  auch  an  Icgislat.  u.  Statist.  Material  bes.  reiche  Schrift  strebt  wohl 
mit  Recht  noch  mehr  als  Held  nach  princip.  Behandlung.  Sie  leistet  P>heblich''^ 
für  die  Klarstellung  des  Gegensatzes  der  beiden  Principien  der  Besteuerung  „nach 
dem  Ibteresse**  n.  nach  d.  Leistnngsflhigkeit  n.  für  die  Feststellung  der  Pille,  in  deoen 
eines  von  beiden  angemessen  ist.  Sie  hat  m.  E.  in  den  Ausführungen  gegen  Held  u.  A. 
meistens  Recht.  In  ihrer  Befarwortuii!^  der  Progressivbesteuerung  stimme  ich  ihr  bei. 
Aber  es  muss  doch  wohl  auch  hier  noch  weiter  auf  die  Rechtsprincipien  iu 
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Jer  Völkswirthschaft  Oberhaupt  zurückgegangen  werden,  am  eine  feste 
Begründimg  für  die  Progre:>sivbesteueruug  zu  erlangen ;  ferner  unlssen  noch  weitere 
CoQäetiuenzen  hinsiclitlich  der  Behandlung  der  Bcätuuurung  als  eines  bcrechti^n 
Mittels  wu  BeeinlosBungr  der  ElnkoniieiirertheUiiBf  E^^HS^  werden,  wis  KMunuiii 
(ß.  idrwfliBt.  Von  ihm  ist  noch  zu  nennen  :  das  kritische  Referat  Uber  die  unten 
gea.  Gutachten  über  d.  Comumnalst.fr.  in  v.  Holtzendorff-Brentano's  Jahrb.  d. 
D.  Bdcbs  l;>77,  U.  3,  S.  132  il.;  dann  „Ertragsstcuern  oder  persAnl.  Steuern  von 
tUkaamm  o.  YennOgen  V''  (mit  bw.  Bosiab.  »nf  Baden),  Freib.  i.  Br.  1S76. 

Femer:  Gatachten  über  Personalbesteuerung  (Schriften  d.  Vereins  f.  Socpol.  III, 
L|ia.l873),  alle  beachtenswerth.  bes.  d.  von  Nasse,  mit  d.  richtigen  Zurückdräiigung 
i«r  Fnge  gerechter  Steueryertheiluug.  Im  Anscbluss  daran :  VerhandL  über  Ein- 
kommensteuer in  d.  3.  VerauunL  d.  Ter.  t  Socpol.  zu  Eisenach  1875,  B.  XI  der 
Ver.schriften .  mit  d.  Referaten  v.  Gensei  u.  Held.  —  Sodann  „Die  Communal- 
äteoerfrage",  10  Gutachten,  Schriften  d.  gen.  Vereins,  B.  XII,  1S77,  ebenfalls  alle 
beichtenaverth,  bes.  d.  t.  E.Meier,  v.  Reitzenstein,  Nasse,  letzterer  scharf  den 
gilugMieil  Nachveif  fülmnd,  dass  in  der  Communalb^teuerung  auch  Ertragt- 
steuern  nothwendig  seien ,  eine  Förderang  des  Problems  auch  über  Neumann's  letzte 
Arbeit  hinaus.  JDaiaa  anknüpfend  die  Verhandl.  auf  d.  Vereiosrcrsamml.  in  Berlin 
1877,  Bit  d.  Befeitten  tob  mir  n.  Weirner  Aber  Ooniiniiudbettener.,  Sehriften  des 
Vereins  B.  XIV.  Mein  Referat  uberarbeitet  IL  weiter  ausgeführt,  auch  mit  Noten, 
selbständig  u.  d.  T.  „Die  Communalsteuerfrago",  Leipz.  u.  Heidelb.  1878.  — 
T.  Scheel,  progress.  Besteuer.,  Tab.  Ztschr.  1875,  B.  31,  27d;  ders.,  d.  Erbschafts- 
ämsn  «.  ErbradilsraliDiB,  3.  A.  Jeu  1877,  beide  principiell  tclMuf.  —  J.  Baron, 
i.  Erbftch.steuer,  Hildebr.  Jahrb.  B.  26,  275.  —  r.  Bilinski,  LnxillBteuer  als  Corrcctir 
i.  EiniLsteuer,  Lpz.  J875.  —  S.  Glattstem.  Steuer  v.  Einkommen,  Lpz.  1876  (Diss,). 
—  iL  Schmidt,  Steuerfreib.  d.  Exist.min.,  Lpz.  1877  (Diss.).  —  0.  Peucker,  über 
Beftetin;  einer  gew.  (Saaae  r.  StaatabOrgem  r.  d.  persflnl.  Beatoaer.  (Diss.),  Gott 

1877.  —  R.  Friedberg,  Börsensteuer,  Berl.  1876.  —  Gutachtliche  Aeusserungen  (26) 
aber  d.  Gntarhten  Hansscn's  betr.  d.  Brem.  Grumlsleuervcrhältnisse ,  Bremen  1877, 
eise  richtige  i  rage  socialpoUt.  Besteuerung,  der  „Baustellen"'  u.  dgl.,  betr.  —  J.  Lehr, 
kliL  Betracht  d.  Gründe  für  n.  wider  d.  progreaa.  Steoerfiiaa,  Hildebr.  Jahrb.  29, 
1,  19.1   Ders.,  Kapitalis.st.,  Zinsrcntenst.  u.  Doppelbcstcner.,  Tüb.  Ztschr.  1S77,  193. 

In  den  S«  hriften  nhor  Commnnalbesteucrung,  zu  welchen  ein  Theil  der  ge- 
mnten  schon  mit  gehört,  sind  bes.  neuerdings  die  Principieni'ragon,  weiche  sich  auf 
dea  ÜAteiaclüed  von  Staats  -  u.  GommnnaU.  Einkommen-  n.  Ertragssteoem 
beliehen,  behandelt  worden.    So:  Tt.  Friedberg,  d.  Besteuerung  d.  Gemeinden.  Berl. 

1878,  scharf  u.  klar,  in  den  Kesultateu  im  Ganzen  viel  Richtiges,  v.  Bilinski,  die 
Gemeindebesteuerung  u.  deren  Heform,  Lpz.  1878,  sehr  reichhaltig,  aber  in  der  Ver- 
tretung d.  Grundsatzes  d.  Besteuerung  nach  d.  Leistongsfähigkett  in  d.  Gommnne  zn 
•A  gehend  u.  in  ihrer  bes.  Empfehlung  der  Miethsteuer  als  f  'omra.steuer  m.  E.  verfehlt. 

3.  Andere  neuere  Schriften  u.  Abhandl.  Uber  Steuerwesen,  die  in 
Mae  der  beiden  genannten  Richtungen  genau  mit  einzureihen  sind:  E.  Laspoyrcs, 
Art  Staatsviftiiach.  in  Bluntschli's  Staatswörterb.  B.  10  (aus  1866).  —  Const.  Rössler, 
Gtächtspuncte  d.  Steuerpolitik,  Berl.  1868.  —  Eisenhart,  Kunst  d.  Besteuer.,  Berl. 
Ib66.  —  C.  Walcker,  d.  Selbatrervalt  d.  Steuenresens  u.  d.  russ.  Steuerreform, 
M1M9  (Oberlriebener  Gnelal'aeber  Standpunct).  —  H.  Mnnrna,  moderne  Beeteuer. 
1.  Besteaer.reform  r.  Standp.  d.  gemeinen  Rechts,  Heid.  1870.  (Viel  Originelles,  aber 
Bit  radic^em  DoGtrinariamna  and  willkOhrL  (3onatraction  einea  „gemeinen  Be<^ta** 
wrbanden). 

4  Am  der  fremden  Liter,  n.  A.  noch  Prondhon,  thtorie  de  TimpAt,  Bmx. 
1981.  —  H.  Heuschling,  l'impöt  sur  le  revenu,  Par.  et  Brüx.  187.H.  —  Monier, 
lUor.  et  applic.  de  l'imp.  sur  le  capital,  Par.  1874.  —  Cliffc  Leslie,  finanr. 
tdam,  iu  d.  Ck>bden  Club  Essays  1871—72,  D.  t.  Brömel,  Bcri.  1872  (gute  krit. 
ImI.  tiMT  die  wirAflch.  StArungen  doroh  die  YeibnoGbabeBleaeranf). 

5.  Literatur  der  Steuerreformfragen.  Manches  Beachtenswerthe  findet 
«dh  ••inoh  iilier  allgemeinere  steuertheoret.  Puncte  in  (i  1  e  cn  h  e i  t s  -  u.  fihnlichen 
Sckhften,  welche  schwebende  Steuerfragen  einzelner  Länder  du  lege  ferenda  behandeln 
ii«  noM  SMMHiergesetze,  mit  RQckaicbt  anf  die  darOber  geflihrten  Parlamentär.  Ver- 
kaadhiBgeD,  lritis(  h  beleuchten.  Hierher  gehören  aus  neuerer  Zeit  u.  A.  folgende, 
Idl  hntamt  gewordene,  aber  die  bezttgL  Liter,  nicht  erschöpfende  Schriften  (mit 
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Beschrätili.  auf  Deutschi,  u,  Ocstcrr.).  In  Betreff  der  Einkommensteuern  in 
Deatschland  und  aUgem.  Deutscher  Steuerreformfragen  verscMed.  sto&eiche 
Avftllse  11.  Mtterinlnmiitlangen  in  Hirth'i  Aanalen  d.  D.  Balehs,  bes.  Bnrkart, 
Jg.  1876,  1877.  —  Geffcken.  Reform  d.  Deatschen  Reichssteueru,  Heilbroun  1879. 
—  Mein  Aufs,  über  d.  schwebenden  D.  Finanzfragen,  Tab.  Ztschr.  1H79.  S.  6S.  — 
(ti.  Mayr)  d.  D.  Keich  u.  d.  Tabanonopol,  Sluttg.  1676,  I.Studie.  —  ücber  Prcussen  , 
ftpec:  Krids,  Hb.  d.  preuss.  Einkonuneosteoer  ilb.  w.,  Tab.  Ztschr.  1855,  1856.  —  I 
Nasse,  Bemerk,  über  d.  preuss.  Steuersystem,  Bonn  1861.  -  Bossart,  Reform 
des  Systems  d.  dirccteii  Steuern  in  Preussen  u.  Deutschi..  Ilaiiiiov.  1872  (bcachtens- 
werth).  —  V.  Czuduochowski,  Steuerreform  u.  s.  w.  iii  Preussen,  Berl.  1673  (rui 
gemebit,  aber  ganz  unUsr).  —  Held,  Hb.  d.  neuen  prenss.  Steueigesetze  in  llüdwr.  | 
Jahrb.  B.  "iO.  —  R.  Gneist,  Sti'iKTreform  in  Pr.,  Berl.  1S7S.  —  Uel>er  Baiern: 
Helferich,  Ref.  d.  dir.  Steuern  in  Baiorn,  Tüb.  Ztschr.  1673,  2  Art.  —  Verschied. 
Artikel  v.  Vocke  über  d.  hauptsüchl.  dir.  Steuern  Baierns  in  d.  Tub.  Ztschr.  1S64. 
65,  68,  73,  74,  75.  —  Krit.  Bcleucht.  d.  beier.  Stenerrefonnfirage,  Landsb.  a.  L.  1877 
(ganz  unbrauchbar).  —  Uebcr  K.  Sachsen  u.  seine  neue,  principiell  u.  prarti^'-h 
irichtige  Reform  der  directen  Steuern:  Aufsätze  v.  J.  (ieusel  in  Uirth's  Anoaien 
1874,  75,  7Ü,  krit.  Revuen  darüber  v.  Conrad  in  Hildebr.  Jahrb.  B.  16,  21,  52.— 
lieber  Baden:  schon  die  ältere,  noch  heute  sehr  beachtensvcrtho  Abhandlung  toi 
Hclferich  üb.  d.  Einfuhr,  einer  Kapitalsteuer  in  Baden,  Tüb.  Ztschr.  1840.  Danr. 
Uber  d.  wichtige  neueste  Beweg,  z.  Reform  d.  directen  Steuern:  neben  Neumano» 
oben  gen.  Sehr.  üb.  Ertragsstenem  bes.  Hecht,  d.  bad.  Steoerrrf.  iL  t.  w.,  IfoimlL  I 
1874,  ders.  in  Hildebr.  Jahrb.  B.  27,  ders.  in  Hirth's  Annalen  1876  (hier  neb>t 
and.  Mater,  darüber).  —  üeber  Wurtemb.  (iemeindesteuerreform  Hack  in  d.  Tüb. 
Ztschr.  1872.  —  lieber  Groüsh.  Hessen  Vortrag  r.  Steuerrath  Rau  üb.  d.  Reform 
d.  dir.  Steaem,  Damst  1877.  —  üeber  Oesterreich:  0.  Hftflten,  i.  Stenerret 
in  Oest.,  Wien  1864;  ders.,  Princ.  d.  Steuerreform,  Referat  (Schriften  d.  G»:sellscb. 
österr.  Volkswirthe).  Wien  1675,  Debatten  darüber  auf  d.  1.  Cong^r.  österr.  Volkswirthe 
in  Wien  1675,  Vcrhaudl.  S.  5  Ii.  —  BL  Talir,  üb.  d.  Reform  d.  dir.  Steuern  .  .  . 
nach  d.  Antrigen  d.  Regier.,  Prag  1874.  Ders.,  einige  Gedanken  aber  d.  proris.  ; 
Begelang  d.  dir.  Bestener.  in  Oost.,  Prag  1877. 

IV.  Rcchtsphilosophische  und  thcoretisch^politische  Literatur 
über  Besteuerung. 

8.  Bau,  5.  A.  £  22;  Ban-Wagner,  1,  27;  Wagner,  I,  46  sab  4.  Was  die 
Re r htsphilosophteen  für  die  Begründung  der  Besteuerung,  bez.  der  Steucr- 
pllicht  des  Einzelnen  geltend  machen ,  folgt  ans  ihrer  Auffassung  dfs  Wesens  dei  , 
Staats  u.  seines  Verhältnisses  zur  Buvölkerung.  Die  ueuere  organische  Staatslehre.  I 
im  Unterschied  ron  der  Theorie  des  ehemal.  Natureehts  Uber  den  Staatsrcrtrag  u.  d^.. 
hat  hier  das  Richtige  gefunden.  Die  Aui^fuhningen  der  Rechtsphilosophen  über  die 
Besteuerung  und  bes.  über  die  Steuer\'ertheilung  sind  aber  sehr  dürftig  u.  cntbehreu, 
wie  80  oft,  der  schärfereu  nationalökon.  Begründung.  Vgl.  z.  B.  Ahrens,  KaLrecht 
6.  A.  II,  466  (Princ  d.  Besteuemng:  alle  Barger  nach  dem  Verhiiltniss  ihres  Ein- 
kommens;  in.'l^sic'  progressive  ßesteuer.  gerechtfertigt,  da  die  Sieucrfähigkeit  stärker 
als  d.  Einkommen  wächst);  —  Trendelenburg,  Nat.recht  2.  A.  S.  360  (Besteuef. 
Aufgabe  d.  distribut.  Gerechtigk.,  Maass:  zuerst  d.  Lebtungsf&higk.  der  Einzebca, 
mit  einigen  weiteren  sehr  allgemein  gehaltenen  Ausführungen).  —  Stahl,  RechtsphiL 
2.  A.  II.  2.  S.  41l>  ff.  (iiorli  am  Besten:  Rechtsgrund  d.  Steuern,  schlechthin  die  ünter- 
thauenschaf t ;  doppeltes  Princ.  d.  Besteuer. :  sie  sei  bestimmt  durch  das  Verhiltniss 
der  fermftgenerzeugeuden  Societät  als  eines  organischen  Ganzen  n.  darcb  d.  Yerfclllaiss 
des  Einxelnen  als  b^chtigter  Persönlichkeit,  die  überall  selbst  Zweck  sei ;  OkoDomisch 
Unklare  über  d.  Maassstab  <l.  Rt  stcucr.,  S.  122:  Polemik  jregen  die  v.  d,  „ratioiiali«t. 
Staatslehre"  als  die  vcruunttgcmässc  aufgestellte  Vermögens'  u.  reine  EinLsteoer, 
8.  425).  Vgl.  anch  d.  sporad.,  aber  geistvollen  n.  m.  E.  riditigen  Bemerkungen  HbM 
Besteuerung  nach  socialen  (lesichtspuncten  in  v.  Ihering.  Zweck  im  Rocht,  I,  520. 

Auch  die  Schriften  über  Theorie  der  Politik,  allgemeines  Staatsrecht  u. 
d§^  beschäftigen  sich  mit  der  Begründang  der  Besteuerung  u.  mit  Auisteiluog  allge- 
skelner  Grandsitie  dafiir,  bleiben  aber  gewflhnlieh  ebenftUs  zu  sehr  bd  einigen  all-  I 
gemeinen,  wenig  sagenden,  verschiedenster  Auslegung  f&higen  Sätzen  stehen.  S.  z.  B. 
Bluntschli,  allg.  Staatsrecht  5.  A.  S.  51S  ff.  (.Vnerkenn.  d.  Grundsatzes  d.  öffentl. 
rcchtl.  Steuerpflicht ;  aber  Allgemeinh.,  Cileichmässigk  ;  progrcss.  Bcsteuer.  nicht  unbe- 
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dingt  abgelehnt,  wenn  man  vom  Rechte  des  Staats  ausgelic,  S.  527).  In  den  „pracf 
Politiicen  wird  mehr  rom  Stenerbewilligangsrecht  gehande!t,  so  z.  B.  von  Esc  her, 
II,  2il,  womit  dann  der  Uebergang  zor  folgenden  Kategorie  von  Schriften  gebildet 
»ird.  Der  Mangel  einer  Lehre  v.  Staat  u.  s.  w.  als  eines  Hauptorgans  gemein- 
rirthscb.  Functionen  macht  sich  m.  £.  in  allen  bishcrigeu  Schriften  der  Politiker, 
Rechtsphilosophen  v.  s.  w.  deutlich  fühlbar. 

Y.  Staatsrechtliche  Literatur  Uber  Besteuerung.  Das  Staatsrecht  I(ommt 
für  die  Finanzwissenschaft  vornemlich  in  zweierlei  Beziehungen  in  Betracht:  einmal 
veil  das  positive  Steuerrecht  ein  Bestandtheil  des  Öffentlichen  Rechts 
does  Landes  ist;  sodann  weil  die  concreto  Gestaltung  der  Besteuerung  mit  der  poli- 
tischen Landesverfassung,  dem  St&ndcwcscn,  dem  Steuerbewilligungs- 
recht des  Volkes  oder  seiner  Vertreter  eng  zusammenhängt  Auch  in  allen  steuer- 
politi^hen  Erörterungen  de  lege  ferenda  muss  die  Finanzwissenschaft  regelmässig  an 
das  bestehende  Steuerrecht  anknüpfen  (Vgl.  u.  §.  Mii  S.).  Fur  uns  handelt  es  sich 
vornemlich  um  das  deutsche  Staatsrecht,  far  welches  auf  die  betrefl'enden  Lehr- 
bücher und  Systeme  zu  verweisen  ist.  Von  diesen  werden  hier  nur  einige  von  mir 
uut&a  öfters  angeführten  genannt:  IL  A.  Zachariä,  das  Staats-  und  Bundesrecht, 
IL,  112  ff.  (in  d.  von  mir  gebrauchten  2.  A.  Gött.  1S53),  mit  reichhalt,  litor.  Noten 
iber  d.  Liter,  d.  Steuerrechts.  —  v.  Rönne,  Staatsr.  d.  D.  Reichs,  2,  A.  Lpz.  1877, 
II,  6i  ff.  —  Laband,  d.  FinanzTccht  d.  D.  Reichs,  in  Hirth's  Ann.  VI,  AQh  (von  s. 
deotschen  Staatsrecht  fehlt  der  Band  noch,  der  d.  Fin.wesen  mit  behandeln  soll).  — 
(Clinches  Bezdglichc  auch  in  meinen  Aufs.  d.  Reiclis- Finanzwesen ,  in  v.  Uoltzen- 
dorTs  Jahrb.  d.  D.  Reichs  L  58^  HI,  601  ~  ücber  Preussen  v.  Rönne,  Staats- 
recht 1  A.  L  L  Abtli.  S.  um  ff.  II,  2.  A.  S  611  ff.  —  üeber  Baiern,  Pözl,  baier. 
VenralLrecht,  iL  A.  S.  hAA  ff.  —  üeber  d.  heutige  englische  Badgetrecht,  Gneist, 
engl  Verwalt.recht,  1  A.  II,  §.  ßS  S.  832.  —  Vgl.  auch  F ricker,  Natur  d.  Steucr- 
Tenrilligung,  Tüb.  Ztschr.  1861  S.  fiSfi. 

VI.  Literatur  über  Geschichte  der  Besteuerung  u.  des  Steuerrechts. 
Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Besteuerung  hängt  von  einer  Reihe  verschiedener 
Ftctorea  ab,  wie  dies  in  der  Stouorlehre  unten,  bes.  in  d.  L  Abtheil,  näher  darge- 
legt werden  wird.  Unter  diesen  Factoren  stehen  die  wirthschaf tlich-technischon 
üben  an,  was  aber  die  bisherige  allgemeine  Geschichtsschreibung  ebenso  wie  die 
spedelle  der  Finanzen  u.  Steuern  gewöhnlich  kaum  beachtet  hat.  In  der  Aufdeckung 
dieses  Znsammenhangs  hat  sich  wieder  Rodbertus  ein  besondres  Verdienst  erworben. 
S.  dessen  in  diesem  Puncto  classischen  u.  noch  viel  zu  weni^  gewürdigten  Aufsätze 
über  d.  röm.  Tributsteuem  in  Hildebr.  Jahrbüchern  IV.  ML  V,  135.  241,  VIII,  8L 

auf  deren  Auffassung  ich  in  d.  Steuerlehre  vielfach  Bezug  nehme.  S.  bes.  unten 
^.  2^  u.  Note  'dl  dazu. 

Die  wichtigsten  hierher  gehörigen  Schriften  sind  sonst  die  im  L  Bande  genannten 
^ber  die  Finanzgoscbichte  u.  das  Finanzwesen  einzelner  Länder.  S.  Rau  fL  A.  L 
22 ff.,  Rau- Wagner  L  21  ff.  u.  bes.  2l  A.  L  ^  ff-   Hinzuzufügen  sind  noch: 

Geber  das  alte  Rom:  Vocke,  d.  directen  Steuern  d.  Römer,  Tüb.  Ztschr.  1859 
\uth  den  grösseren  bist,  u.  Fachwerken). 

ücber  d.  europ.  Mittelalter  u.  d.  üebergangszeit  v.  Ifi. — 18.  Jahrhundert: 
Von  G.  Waitz'  Deutscher  Verfass.gescb.  bringt  der  inzwischen  erschienene  Band 
Vni(Kicl  1878)  eine  ausserordentlich  reichhaltige  Zusammenstellung  u.  kritische  Ver- 
iibcituflg  des  Materials  Uber  d.  Deutsche  Finanz-  u.  Stcuerwesen  f.  d.  Periode  von 
S50— IISO,  S.  216  ff.  —  K.  IL  Lang,  bist.  Entwickl.  d.  deutschen  Steuerverfass.  seit, 
d.  GtroUngem.  Berl.  u.  Stettin  1793,  worüber  noch  ein  neuester  Historiker,  d.  u.  gen. 
Zenmer,  nrtheilt:  „d.  Werk  enthält  neben  vielem  Verkehrtem  manches  Treffliche."  — 
L  F.  Ilse  Gesch.  d.  Deutschen  Steuerwesens.  L  Abth.  L  Per.  Glessen  1844.  — 
I  f.  Thttna,  ReichszoUrocht  z.  Zeit  d.  Sachs.8piegeb>,  Hildebr.  Jahrb.  XH,  2fi.  —  Aus 
dea  reichs-  n.  rechtsgeschichtl.  Handbüchern  ist  immer  noch  auch  für  diese 
VerhSltnisse  das  Eichhorn 'sehe  das  reichhaltigste;  s.  im  Index  s.  v.  „Steuern", 
kalter  u.  Zöpfl  sind  sehr  dürftig.  —  Eingehender  Uber  d.  geschieht!.  EntwickL 
d. Bestaierungsrechts  in  Deutschi.  IL  A.  Zachariä,  d.  Staatsr.  II,  479.  K.  Zeumer, 
d.  deutschen  Städtestenem ,  insbes.  d.  städt.  Reichssteuern  im  UL  u.  1^  Jahrh.  (in 
S-tbmoIler's  Forsch.  L  21,  Lpz.  1878;  behandelt  vornemlich  die  v.  d.  Städten  dem 
ijaige  oder  einem  anderen  Herrn  entrichteten  directen  Steuern,  geht  aber  auf  manche 
iiigemeinere  Fragen  der  älteren  Steuergeschichte  ein  und  revidirt  die  bisherigen  An- 
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stchteo  darüber,  so  die),  aber  denÜrspron;  derStenen,  8.  S6  ff.  WetteiM  bei.1feer 

tlldt.  Steuenrerhältnisse  in  Arnold 's  Verf^ch.  d.  deutschon  Freistldte,  Gotha  1SS4; 
?.  Manrer's  Gesch.  d.  Städtev  rfass.  Erlangen  ISTO,  71.  Srharfe  principielle  Beur- 
theUuig  der  geschichü.  Ejitwickluug  des  Stenervesens  in  d.  Städten  Ton  (iierke  ia 
s.  deutschen  Genoseensohjecht  II,  §.  27,  29  pass.  (Berl.  1878).  —  Eise  yeoenttich  die 
Steoerverh&ltnisse  einer  wichtigen  mittelalteri.  Stadt  behandelnde  sehr  gmane  Speci«]- 
arbeit  ist  G.  Schön  her  's  Finanzrerbältnisse  d.  Stadt  Basel  im  14.  n.  15.  Jahrh. 
Tub.  1879,  bes.  Uber  d.  Yermögeos-  u.  Feisonalsteucra,  so  eingebend,  wie  wir  noch 
keiM  andara  Schrift  Ohor  dgL  beottsen  «.  toa  aUgamelner  Badentoog  f.  dM  Yw- 
atlDdniss  des  miltalaltarL  stidt  Steaerwesens.  —  Vgl.  auch  Koscher,  Gesch.  d. 
Nationalökonomie  ß.  S9  «nd  ftbtt  das  Begalienweaeu  Ban- Wagner,  L  §.  101, 
Wagner  I,  §.  141. 

Zur  Qeaobidito  dea  iltena  prenss.  Straenreaeiii  (aoaaer  daii  in  Vagner  I,  46 

g«D.  ßchriften):  G.  Schmoller,  d.  Epochen  d.  preass.-Fin.polit  in  v.  Holtzend.-Bren- 
tano*8  Jahrb.  d.  I).  Reichs,  1877,  S.  33  11.  Bes.  über  d.  17.  Jalirh.  ff.  üntcRcheid  t. 
4  Epochen,  von  dcuun  die  erste  n.  zweite  wohl  auch  zus.  gefasst  werden  ibmea. 
WetChfoU  aoch  für  die  allgameine  Theorie  der  Stenerentwicklung.  —  r.  iDama- 
Strrnegg,  d.  Äccisestreit  Deutscher  Fin.thcurctiker  im  17.  u.  IS.  Jahrh.  fLitt'r.?osch.\ 
Tab.  Ztschr.  1S65,  S.  515.  —  Gliemann,  Einfuhr,  d.  Acciso  in  Preussen.  cb.  1873, 
S.  177.  —  Kries,  bist.  EntwickL  d.  Stonerrerfass.  in  Schlesien,  Bresl.  1S42  (lehr 
instmctiv  in  Bozu^  auf  d.  EnMeh.  neoer  Steuern  u.  der  ständ.  Mitwirkung  dabei).  — 
(Br.  Hildebrand)  Vcrmögensataner  u.  Steuerrerfass.  r.  Alt-Hessen  im  KJ.  u.  17. 
Jahrb.,  in  Uild.  Jahrb.  XXV,  297.  —  Garnap,  üb.  d.  Ursprung  d.  Stenern  in  Jolicli, 
Berg  Q.  8.      Tab.  Ztschr.  1858,  S.  348  (nnsenMÜndig). 

üeber  Sachsen  :  Steuerbewill.  d.  Landstände  in  Kur-Sachb«  n  bi.s  Anf.  d.  18.  Jihrh. 
Tub.  Ztschr.  1874  S.  .M!)5,  1S75  S.  114.  (Sehr  breit,  aber  auch  lehr-  u.  inhaltsreich.) 
—  Uober  ältere  Steuer  Verhältnisse  in  WUrtemborg,  Baiern,  Oestorreich  s.  d. 
Wagner  I,  46, 47,  48  gen.  8ehrlft«B.  —  D«bar  Wttrtenb.  noch:  d.  dfreeteB  Steaen  I 
f.  Ertr.  u.  Eink.  t.  Blecke,  Wtlrt.  Jahrb.  1879  S.  77  ff.  lieber  die  älteren  GroDd- 
steuem  in  Oesterreich  sehr  kurz  Einiges  in  d.  Einlelt  S. XI C der  Tafeln air Stalittik 
des  Steuerweseus  im  dsterr.  Kaiserstaat.  Wien,  1858. 

Ueber  England  §.  auch  Oaeist,  engl.  Venraltiecht,  v.  bes.  daa  rorrtgüde 
Werk  von  Vocke,  Gesch.  d.  Steuern  d.  brit.  Reichs,  Lpz.  1867.  —  üeber  Franl- 
rcich  u.  A.  noch  Yaitry«  Stades  aor  le  vägime  financ.  de  la  France  araat  U 
röTol.  Par.  1878. 

Hieran  wttrde  rioh  nvn  noch  eine  Uehexsicht  tther  die  LIteratw  dea  gegea- 

wärtigen  Steuerwesens  der  Culturstaaten  und  Uber  die  Steuergesetzgebong 
reihen  können.    Diese  Uebersicht  wird  aber  verschoben  auf  die  Vorbemcrkunp  zur 
specielluu  Steuerlehru,  für  welche  sie  von  besonderer  W'ichtigkeit  ist.   Zum  Iheil 
kann  aber  aoch  achon  anf  die  aUgamefne  bihUcgiivhlKhe  Debenioht  im  1.  Bande  \ 
a.  a.  0.  vefwiflien  werden. 


Blilcltiinii:,  besonders  Termiiiologrie. 

L  —  §.  329.  Begriff  der  Steuer. Die  Steuern  bilden 
nach  dem  Früheren  die  zweite  Haaptart  der  AnflageD.  Sie 
worden  im  ersten  Bande,  mit  Rttekaicht  anf  die  beiden  Zwecke, 
welchen  sie  dienen  kennen,  den  rein  finanziellen  nnd  den  social- 
politischen  Zweck,  als  Zwang8beitri^^  der  Einselwirthschaftea 
theils  zur  Decknng  der  allgemeinen  Staats-,  bez.  der  „öffent- 
lichen Ausgaben  (wenn  die  anderen  Zwangsgemein wirthschafteo 


*)  Vgl  Raa,  Flu.  I,  §.  247,  6.  Aufl. 
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neben  dem  Staate  gleich  hier  bei  der  Begriffsbestimmung  mit  bei  ück- 
sichtigt  werden),  theils  zur  Herbeiführung  einer  veränderten  Ver- 
theilung  des  Volkseinkommens  bezeichnet.*) 

Selbst  wenn  der  socialpolitische  Zweck  nicht  ausdrücklich 
beabsichtigt  oder  nicht  klar  erkannt  wird,  so  haben  die  Stenern 
wenigstens  thata&chiieh  sehr  oft  eine  solche  socialpolitische  Wirknng 
ftr  die  VertheOnng  des  Volkseinkommens.  Mit  Rttcksicht  darauf  ist 
es  angeroesseni  von  vornherein  bei  der  Bestenemng  die  rein  finan- 
zielle nnd  die  socialpolittsclie  Seite  zn  nnterseheiden.  Die  grund- 
sätzliche Berechtigung  einer  Einwirkung  der  Besteuerung  auf  die 
Vertheilung  des  Volkseinkommens,  bez.  des  Volksvermögens  ist 
im  ersten  Bande  bereits  hervorgehoben  worden  und  wird  im  weiteren 
Verlauf  noch  mehrfach  berührt  werden.  Auch  wenn  diese  Berech- 
tignog,  insbesondere  in  der  zu  befttrwortenden  Richtang  einer 
gOnstigeren  Vertheiinng  des  Volkseinkommens  nnd  VolksrermOgens 
naeli  Unten  zn,  aber  bestritten  wird,  mnss  man  sich  Uber  die 
besOgliehe  Wirkung  vieler  Steuern  nicht  täuschen,  wie  namentlich 
gewisser  Erbschafts-  nnd  Verkehrssteuem,  eines  gewissen  Steuerftisses 
bei  Einkommen-  und  Vermögensteuern.  Solche  Steuern  sind  daher 
stets  zugleich  mit  nach  diesen  Wirkungen  zu  beurtheilen  und 
eventuell  eben  wegen  derselben  folgerichtig  zu  verwerfen.  Geschieht 
dies  in  Theorie  und  Praxis  gleichwohl  nicht,  so  bewegt  man  sich 
in  inneren  Widersprüchen  oder  gesteht  implicite  doch  die  Berech- 
tigung einer  solchen  socialpolitischen  Wirkung  der  Steuern  mit  zu. 

Die  richtige  AuflSueung  der  Bestenemng  hlingt  ferner  von  der 
seharfen  grnndsfttsliehen Unterscheidung  zwischen  Stenern 
ud  Gebtihren  ab.  Hierfttr  ist  jetzt  ganz  auf  Früheres  zu  ver- 
weisen, theils  auf  die  kurze  allgemeine  Characteristik  dieser  beiden 
Arten  von  Auflagen  im  1.  Bande'*),  theils  auf  das  vorausgehende 
Kapitel  von  den  Gebühren.  Als  Ausgangs])unkt  und  Richtschnur 
für  alles  Weitere  kann  folgender  Hauptsatz  in  der  früheren  Fassung 
dinen:  „das  Unterscheidungsmerkmal  zwischen  Gebühren  und 
ttnem  liegt  in  dem  Moment  der  speciellen  £ntgeltlichkeit  nnd 
fartendeekoDg  besonderer  Staats-  (bez.  „OffentUeher'')  Leistungen 


*)  Was:ner,  Fin.  I,  §.  Erweiterung-  der  Begriffsbestimnninc:  go';:cn  Knu- 

▼trn^T.  Fin.  I,  §.  10(3.  mit  Kücksicht  auf  den  socialpoÜt.  Zweck,  den  die  Besteueruug 
fktclutuug  verfolgeQ  kann,  s.  Wagner«  Fin.  I,  §.  2G.  Vgl.  r.  Ihering,  Zweck  im 
IMH  1,010. 

*)  H*v -Wagner,  Fin.  I,  g.  95  ff.  nnd  106  C;  Wagner,  Fin.  I,  §.  187  ff.. 
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und  der  generellen  Entgeltliehkeit  und  Kottendeekong  der  all- 
gemeinen sonstigen  Staatsleistongen/'^) 

Die  Lebre  von  den  Stenern  lerfäUt  nach  einem  einfsehsoy 
keiner  nftheren  BegründuDg  bedürftigen  Princip  in  einen  all-  i 

■  gemeinen  und  einen  speciellen  Theil.  Im  ersten  sind  die  den 
einzelnen  Steuern  wesentlich  gemeinsamen  Puncte  zu  behandeln. 
Dieselben  lassen  sich  in  folgende  vier  Gruppen  bringen,  denen 
die  vier  Uauptabscbnitte  der  ersten  Abtbeiiang  dieses  Kapitels 
gewidmet  sind: 

1)  Princip,  Wesen  nnd  Entwicklung  der  Bestenenug 
flberhanpt; 

2)  Die  obersten  Ornndsitze  der  Besteaemng; 

3)  Das  Steuersystem  nnd  die  H an pt arten  der  Besteneruiig 

sowie  die  Entwicklung  dieser  Steuerarten;  ' 

4)  Die  allgemeinen  Grundsätze  der  Steuerverwaltung. 
Daran  reiht  sich  in  der  zweiten  Abtheilung  dieses  Kapitels  die 

specielie  SteuerlebrCi  d.  b.  die  Lehre  von  der  DorcbfUbrung  der 
Bestenemng  im  Einzelnen  nnd  yon  den  einseinen  Stenern.*) 


*)  Id.  den  beiden  gen.  Aoflagea  bez.  §.  lOS  u.  §.  143. 

*)  Diese  Systematik  w.icht  von  Kau  (dessen  fünfte  Aufl.  im  Folgenden  rcgel- 
m&säig  gemeint  ist)  wüscntlich  ab.  Doch  hat  auch  er  die  Lehre  ?on  den  Stenern 
nach  demselben  Gesichtspunct,  wie  ich  liier,  in  zarei  Abtheilangen  gebracht.  Die 
ganze  Lehre  bildet  bei  ihm  den  4.  Abs^ntt  des  2.  Buchs  von  den  „Staatseinkünfteo** 
nnd  zerfallt  in  die  l.Abth.  ..das  Steuerwesen  im  Allgemeinen",  §.247—262,  —  der 
Schioss  des  1.  Bands  der  i'inanzviss.  — ,  und  in  die  2.  Abth.  „die  einzelnen  Arten 
Ton  Stenern**,  §.  297~4ß2,  die  erste  grössere  Hälfte  des  2.  Bands  des  Werks,  h 
dar  1.  Abth.  behandelt  Rau  nach  einer  behr  kurzen  Einleitong  die  allfremeine  Steaer- 
lehre  in  4  Hauptstücken :  KutiricUung  der  obersten  Bestcueningsgnnidsätze  §.  250 
hin  267,  die  Folksvirthschafü.  Wirkungen  der  Steuern  (namentlich  Fon  d.  Uebervilzuog) 
§.  26S— Einfielitnng  de«  Steaenresens  (ZmammenhaDg  n.  AnsfBlinjng  d.  Stenefii) 
§.  276—290,  endlich  Einthcilung  der  Steuern  §.  291-^296.  Bei  Raa  wie  bd  allea 
Acltercn  treten,  wie  in  d.  Vorbem.  oben  S.  I  II  IL  näher  ausgeführt  wurde,  die  ,jülge- 
meinen  Lehren"  hinter  die  speciellen  sehr  zurück,  weil  der  piiratwiithscliaiUiche  nnd 
teehniMlie,  Uer  bewoden  der  stevartediniiehe  Standpnnet  die  EiSitening  ganz  be- 
herrscht. Der  Zusammenhang  mit  den  Fragen  der  Tolkswirthschaftl.  Organisation  und 
mit  dem  ganzen  Volks-  und  Staatslcben  wird  dabei  zu  wenitr.  oft  überhaupt  kaum 
verfolgt  Von  meinem  in  der  „Grundlegung"  und  im  1.  Baude  der  Flu.  entwickeitea 
Standpancte  aus  ist  dies  ein  Fehler.  Aneh  fflr  die  Bestenemng  sind  in  d«r  „allge- 
mein en  Lehre**  eine  Reihe  ron  principiellcn  Punctcn  höchster  Bedeutung  zuerst 
zu  erörtern.  In  der  spec.  Lehre  handelt  es  sich  dann  mehr  nur  um  die  weitere  Aus- 
führung der  Untersuchung,  wie  die  festgestellten  Principicn  im  Einzelnen  zu  Fe^ 
wifidiehen  üiid.  Hier  iat  das  stsnarlaclinische  Detail  die  Haoptfaehe.  Im  UntMtefafed 
fOn  Bau's  Werk  wird  daher  die  all)?cnieine  St«  iierlehre  im  Folgenden  viel  umfiug- 
reicher  und  behandelt  eine  Menp:e  Piiiirte.  weU  lic  Hau  noch  kaum  berührte  oder  doch 
nicht  im  Zusammenhang  mit  den  volkswirthschaftlichen,  politischen,  socialen  Verhält- 
nitsen  und  mit  der  ganzen  gescbiGhll.  Entwicklung  des  Volks-  u.  Staatateheu  brachte. 
Namentlich  die  riitersucliunffcri  des  r>l£rciideii  1.  H:\nptnl)S<  lin.  der  1.  Abth.  fehlen 
daher  bei  Kau  fast  iranz,  bis  auf  ein  paar  einschlagende  Bemeikttogen  in  seiner 
Einleitung  §.  247—241). 
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IL  —  §.  330.  Vorl&nfige  Feststeilnng  einiger  Hanpt- 
pinete  der  Terminologie.  Diese  stebt  in  Theorie  nnd  Praxis 

nicht  endgiltig  fest  uüd  bietet  manche  Schwierigkeit,  weil  sie  mit 
den  Principien  der  Besteuernng  selbst  zusammenhängt.  In  späteren 
Abschnitten,  besonders  in  demjenigen  vom  Steuersystem  und  den 
Steaerarten,  wird  daher  auch  genauer  auf  einige  der  Ck)Dtrover8eii 
der  Terminologie  nnd  der  Classification  der  Steuern  einzugehen 
sein.  Es  ist  jedooh  nnvermeidlieh,  sehon  hier  einige  Hauptpunkte 
der  Tenniaologie  YorMnfig  festsastellen,  nm  im  weiteren  Yerianf 
TOB  hestimmten  teehnisehen  Ausdrucken  Oebrsneh  machen  zu 
kSunen.  Zu  diesem  Zweeke  werden  hier  die  Begriffe  Steuer- 
(nelle  und  Bemcssungsgrundlage;  dann  verschiedene 
technische  Ausdrücke  des  Steuerwesens  wie  Steuersubject, 
-Object,  -Einheit  oder -Fuss  und  damit  zusammenhängende;  endlich 
der  Begriff  „Steuer 87 stem^'  erläutert  und  werden  die  wichtigeren 
£iBtheilnngen  der  Steuern  vorgefllhrt  nnd  charaeterisirt 

A.  Steuerqneile  und  Bemessungs-  (Umlegungs-,  Ver- 
tbeilungs-y  auch  Yeranlagangs-}  Grundlage  oder  Steuer- 
object  (in  diesem  Sinne)  s.  unten  9-  370  £ 

Steuerqneile  ist  derjenige  Gtiter-  bez.  Werthbetrag,  ans  dem 
die  Steuer  reell  entrichtet  (gezahlt,  getragen),  Bemessungs* 
Grundlage  dagegen  die  Thatsache  bez.  das  Object,  nach  welchem 
die  Steuer  umgelegt  wird.  Steaerquelle  und  Bemessungsgrund- 
können  identisch  sein,  sind  dies  aber  nicht  nothwendig. 
Enteres  ist  z.  B.  der  Fall  bei  der  gewöhnliehen  Einkommensteuer, 
wogegen  bei  den  tfbiiohen  VermOgenssteueni  zwar  das  Vermögen, 
bei  den  Verbrauchssteuern  der  Verbranch  die  Bemcssungsgrundlage, 
ib«  das  Einkommen  die  Steuerquelle  ist 

1)  Ausdrücke  wie  „Vermögenssteuer^^  „Kapitalstener''  haben 
daher  eine  wohl  zu  unterscheidende  D  oppelbedeutung:  sie  können 
ebensowohl  Steuern  bezeichnen,  bei  denen  das  Vermögen,  das 
Kapital  die  Steuerquelle,  als  die  Bemessungsgrundlage  ist.  Meistens 
bedeuten  sie  letzteres,  d.  h.  es  handelt  sich  um  nominelle 
(■ehsittbare)  Vermögens-  nnd  Kapitalstenem,  die  nur  nach  dem 

*)  YgL  Raa,  I,  ^.  254,  281  iL.  291  ff.,  mit  dem  ich  in  terminologischen  Puncten 
^tltr  als  in  prindpieillen  fibereiiislimiiM.    Stein,  4.  Ani.  I,  4SS  ff.,  der  gevade  in 

Terminolngie  oft  sehr  willkülirlirh  ist  and  nnnÖÜiig  roi  der  bisherigen  abweicht. 
Jöchtcosverth  auch  Hock,  Abpaben.  14  ii.  passim.  "Eine  Anseinandersetznnpr 
ein  11.  A.  über  einzelne  technische  Bezcichnnngen  wird  absichtlich  auf  die 
J>äteren  Abschnitte  renchoben.  In  diesen  erfolgt  auch  die  Begnindnng  deijenigen 
'^^üKilogiaclMB  Poncte,  welche  mit  der  Anfstellnng  des  SteoeiiyBtems  in  Yerhindnng 
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VermSgen  aufgelegt,  aber  in  Wirklicbkeit  EinkommeDSteneni  sind. 
Im  Cnterschied  davon  lässt  sich  eine  Vermögens-  oder  Kapitals- 
steuer der  ersten  Art  als  eine  eigentliche  (wahre,  reelle) 
bezeichnen,  die  wirklich  aus  dem  Vermögen  einer  Person  u.  s.  w. 
entrichtet  wird,  dasselbe  vermindert.  Ob  eine  nominelle  Ver- 
mögenssteuer zu  einer  reellen  oder  eine  Einkomuensteoer  zn  einer 
eigentlichen  VennOgensstener  wird,  hängt  öfters  yon  der  speciellea 
Art  der  Steuer  and  von  derErhebnng8art(z.  B.  bei  £rbsohafti- 
Stenern,  Beaitaweebselabgaben),  femer  namenfliob  Ton  der  Hohe 
dea  Stenersatzea  ab.  Für  die  riehtige  endgiltige  Rnbricining  einer  ' 
solchen  Steuer  ist  die  thatsäc bliche  Wirkung,  nicht  die 
Voraussicht  oder  Absicht  des  Gesetzgebers  massgebend. 

2)  Mehrfach  ist  hier  auch  wieder  die  strenge  Scheidung  des 
Volks-,  und  des  einzel-,  bez.  privatwirtbachaftlichen  Stand- 
pnncta  znr  richtigen  Beurtheilung  des  Wesens  Ton  Stenern  gleichen 
Namens  geboten,  so  besonden  bei  den  Vermögens-  nnd  Kapital- 
Stenern.  Eine  solebe  Stener  kann  einael-  oder  pri?atwirdi0obdttdi 
Tielleiebt  eine  reelle  Vermögensstener  sein,  welebe  ans  dem  Ver- 
mögen einer  Person  entriebtet  wird:  so  die  meisten  Erbsohafis-  ' 
steuern,  manche,  besonders  sehr  hohe  Besitzwccbselabgaben  t.  B. 
bei  Verkäufen  von  (Trundeigenthum.    Damit  ist  diese  Steuer  aber 
nocb  nicht  nothwendig  eine  eigentliche  Vermögenssteuer  im  volks- 
wirthschattlicheu  Sinne,  welche  zugleich  das  gesammte  Volk8ve^ 
mögen  yermindert.    Sie  überträgt  vielmehr  möglicher  Webe  nnr 
Vermögen  von  einer  Wirthsohaft  an  andere,  direot  oder  indiieei.  | 
So  kann  die  Wirkung  von  Erbsohaftsstenem  sein,  wenn  ihr  Ettng  i 
dem  Staat  oder  der  Gemeinde  an  Kapitalanlagen  dient  oder  aH-  ! 
'  gemein,  wenn  eine  solche  oder  Shnliebe  Steuer  nnr  znr  Erleiehterang 
der  Steuerlast  Dritter,  z.  B.  Aermerer,  führt  und  von  diesen  ?er- 
hältnissmässig  mehr  eigenes  Kapital  erspart  wird. 

B.  —  §.  331.    Verschiedene  technische  Ausdrücke 
des  Steuerwesens.   S.  bes.  unten  Hanptabschn.  4  d.  1.  Abtheil.  ^ 

1)  Stenersubject  oder  Steuerpflichtiger  ist  diejenige 
Person,  yon  welcher  reohtlich  die  Stener  sn  zahlen  iat  Im  ' 
Gegensatz  dazu  ist  Stenerobject,  in  einem  dem  im  vorigen  §.  | 
erwähnten  fthnliehen,  aber  nicht  gleiohen  Smne,  der  Umstand,  | 
dessentwegen  nnd  insbesondere  die  Sache,  für  welche 
(wegen  des  Besitzes,  Verbrauchs  derselben  u.  s.  w.)  die  Steuer 
zu  zahlen  ist,  z.  B.  der  „Einkommenbezug'',  der  „Vermögensbesitz", 
das  Haus,  das  Grundstück,  der  Hund,  die  und  die  einzekie  Waare.  , 
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2)  Steuerzahler  ist  der,  welcher  als  Steuersubject  die  Steuer 
zuerst  entrichtet  oder  auslegt,  also  im  Normalfall  der  Geld- 
steuer sie  aus  seiner  Kasse  bestreitet;  Steuerträger  der,  welcher 
sie  endgiltig  aus  seinem  Ein k ommeD  oder  Vermögen  deckt. 
Steuerzahler  und  Steuerträger  können  identisoh  sein  und  sollen 
iu  mitnnter  nach  der  Absicht  oder  wenigstens  nach  der  Vorans- 
sieht  dee  Gesetzgebers»  wie  bei  den  nnten  tu  erwähnenden  sogen, 
»direeten''  Stenern  (§.  338  ,  388)  anch  sein.  Sie  können  nnd 
•olleB  eventneü  aber  auch  verscbieden  sein,  wie  bei  den  sogen* 
„indirecten"  Steuern.  Verkehrsprocesse,  welche  man  als 
„Ueberwälzuug''  zusammenfasst  (§.  382  ff.)  bewirken,  dass 
Tieifacb  der  Steuerträger  ein  anderer  als  der  Steuerzahler  wird. 

3)  Steuereinheit  ist  das  einzelne  Steaerobjeet  nach  Zahl, 
Maass»  Gewicht  n.  s.  w.  bestimmt,  nach  welchem  die  Steuer  be- 
nessen wiidy  s.  B.  der  „Kopf^  oder  der  „ml&nnllche  Kopf,  oder 
der^^opf  des  nnd  des  AHers'S  oder  die  „Familie",  wonach  Kopf- 
BndFamilienstenem;  „ein"  Gewerbebetrieb,  „ein  Hnndert"  Ertrag 
TOD  Chnmdstfleken ,  Hänsern,  Gewerben,  vom  Einkommen,  vom 
Vermögenswerth,  nach  welchen  Ertrags-,  Einkommen-,  Vermögens- 
steuern; „ein  Eimer"  Maische,  nach  dem  Branntweinsteuern;  „ein 
Centner"  Gewicht,  nach  dem  Zolle  und  Accisen;  „ein"  Contract, 
Vollmacht,  UrkondCi  wonach  Verkehrssteuem  in  Stempelibrm  he- 
Bwssen  werden. 

Steneraats  ist  dann  der  Betrag,  weloher  yon  der  Steuereinheit 
sb  Sieaer  erhoben  wud,  s.  B.  2  Rubel  yom  Kopf,  4  vom  Hundert 
des  Hauaertrags,  8  vom  Hundert  des  Einkommens,  1  Thaler  yon 
tiaer  Vollmacht,  20  Mark  vom  Gentner  Kaffee  u.  s.  w.   Mit  dem 

Begriff  des  Steuersatzes  ist  eigentlich  der  des  Steuer fus ses  gleich- 
bedeutend. Doch  wird  letzterer  Ausdruck  auch  wohl  auf  die  Fälle 
beschränkt,  wo  die  Steuereinheit  in  einem  Geld  werthbetrag, 
wie  bei  Einkommen  -,  allgemeinen  Vermögens-,  den  meisten  Ertrags- 
Btenem,  aueh  vielen  Verkehrssteuem  besteht,  im  Unterschied  von 
4mi  FiUen,  wo  die  Steuereinheit  eine  Person  selbst  oder  ein 
taehillabelrieb  oder  eine  Sache  ist  nnd  wo  man  dann  nur  vom 
AMMuaats  sj^eht. 

4)  Steuer k ata 8 ter  nennt  man  insbesondere  bei  den  sogen, 
ßeal steuern  des  Ertragssteuersystems  die  amtlichen  Sammlungen 
der  Thatsachen  zur  Feststellung  der  Steuersnbjecte  und  -  objecte , 
wwic  zur  Ermittlung  der  individuellen  Steuerschuldigkeiten  der 
oiMctoea  Steuerpflichtigen.  So  spricht  man  namentlich  von  Grund-, 
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Gebttnde«,  Gewerbesteaer-Kataater.  Analog  Mast  sieb  aber  aueh 
bei  anderen  direeten  Stenern ,  b.  B.  den  Leibsins-,  VermOgeBs-i 
den  LnxQSStenem,  selbst  bei  gewissen  indireeten  VerbrancbBsteneni, 

nemlich  bei  denjenigen,  welche  sich  an  den  Betrieb  eines  inlindischsii 
Unternehmens  kntlpfen,  von  Stenerkatastern  reden. 

5)  Stenerr ollen  oder  Steuerlisteu  sind  die  namens  weisen 
amtlichen  Verzeichnisse  der  Steuersubjecte  mit  Angabe  des  scbnl- 
digen  Stenerbetrags  eines  Jeden.  Sie  kommen  specieli  bei  den 
sogen,  direeten  Stenern  tot,  ergeben  sieb  bei  maneben  davon  tli 
Anssflge  ans  den  Katastern^  werden  aber  aneb  wobl  selbetindig, 
s.  B.  ftlr  Kopf-,  Eänkommenstenem  aufgestellt 

6)  Steoertarife  sind  die  amäleben  Verveielinisse  der  8telle^ 
einheiten  und  Steuersätze  immer  je  fllr  eine  Reihe  einzelner  Steuer- 
objecte,  welche  zu  einer  bestimmten  Steuergattung  gehören.  Sie 
finden  sich  specieli  bei  den  sogen,  indireeten  Verbrauchssteuern. 
So  die  Zolltarife,  mit  der  Gliederung  in  Ein-,  Aus-  und  Durch- 
fuhrtarif; die  städtischen  Thors  teuer  tarife,  die  Verkebr8Stell6^ 
tarifOy  die  Stempeltarife,  wie  anderseits  die  versebiedenen  Ge- 
bttbrentarife,  s.  B.  für  Ldstnngen  der  Post|  Telegrapbiei  der 
Qeriehts-  und  VerwaltungsbebOrden  n.  s.  w. 

Zabireiohe  weilere  teebnfeebe  Ansdrtleke  des  Slenerwesens 
beziehen  sich  mehr  auf  Einzelheiten  der  Steuerverwaltung  und 
können  hier  noch  übergangen  werden.  Darüber  wie  auch  über 
Fragen,  welche  sich  an  die  erläuterten  Begriffe  anschliessen, 
Näheres  im  4.  Hauptabschnitte  der  1.  Abtheilaog  dieses  iLapitela. 

C.  —  §.  332.  Steuersystem  und  Stenerarten. 

Ersteres  bezeichnet  den  Inbegriff  der  rarsebiedenen  Stenern, 
dnrob  welebe  die  Bestenemng  im  erforderlieben  UmCuig,  daher 
mit  dem  gebotenen  Gesammtertrage ,  unter  Bertteksiebtiguog 
der  obersten  Bestenemngsgrandsitse  dnrcbgefHbrt  wird  oder 
werden  soll. 

Die  einzelnen  Steuern  bilden  nach  gewissen  gemeinsamen 
Merkmalen  Stenerarten  oder  -Gattungen  oder  Steuerkate- 
gorieen.  Man  kann  hierbei  drei  Eintheilungsprincipien  benatzen: 
naeb  der  yerschiedenen  Steuerqnelle,  der  verschiedenen  Be- 
messnngsgrnndlage  nnd  der  versebiedenen  Erbebnngsart 

1)  Naeb  der  (elnselwirtbsebalUieben).  Stenerqnelle  sind 
Vermögens-,  bez.  Kapital-  nnd  Einkommensteuern  an  nnte^ 
sebeiden.  Zu  letzteren  gehören  bier^  wenigstens  naeb  ifarer  meistens 
beabsichtigten  und  gewöhnlich  auch  allein  eintretenden  Wirkung, 
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allster  den  den  Namen  fünkommeoBteaeni  führenden  Stenern  die 
wüifm  enrShnten  sogen.  Ertrags-,  Verbraoehs-  nnd  die  meisten 
TeikelirssteQeni. 

Die  im  Folgenden  dargelegte  Eintheilung  der  Vermögens - 
and  Kapitalsteueru  nach  dem  Ursprung  und  Umfang  der  besteuerten 
Werthbeträge  lässt  sich  auch  auf  die  eigentlichen  Vermögens- 
steuern, bei  denen  das  Vermögen  die  Steaerquelle  ist,  anwenden. 

§.  333.  —  2)  Kach  der  Bemessungsgrundlage  sind  ver- 
ttkiedene  £intheUnngen  der  Steuern  möglieh,  insbesondere:  a)  Ver* 
mOgens-  (Kapital-)  nnd  Einkommenstenem;  b)  Erwerbs-, 
Besitz-  nnd  Gebr  an  oh  s  Stenern;  c)  Personal*  nnd  Real- 
stetem; d)  Sobatznngen  nnd  Verbranobsstenem;  e)  all- 
gemeine oder  eigentliche  Ertrags-,  specielle  Ertrags- 
oder V^erkehrs-  und  Einkommensteuern.  Mehrfach  sind  diese 
Eintheiiuncrcn  mit  einander  zu  combiniren  oder  gehen  selbst  in 
einander  Uber,  wie  die  unter  Chiffre  b  und  d  genannten  Steuerarten, 
a)  Vermögens-  nnd  Einkommensteuern. 
Die  hierher  gehörigen  Vermi^gensstenem  sind  die  nominellen. 
Bd  ihnen  dient  der  Besitz  einer  Person  an  Werthobjeeten  als 
Bemessnngsgmndlage  der  Bestenemng:  insofern  gehören  sie  aneh 
III  den  in  §.  384  genannten  Besitzstenem.  Einkommenstenem  im 
gegensätzlichen  .Sinuc  zu  Vermögenssteuern  sind  dann  solche 
i>tenern,  bei  denen  das  irgend  wie  ermittelte  Einkommen  (der 
Krwerbj  oder  Tbatsachen,  aus  welchen  auf  das  Einkommen  rtlck- 
geschiossen  wird,  die  Bemessungsgrundlage  bilden.  Hier  bandelt 
es  sich  daher  wesentlich  am  die  in  §.  dd4  besprochenen  Erwerbs- 
■od  Qebranohsstenem. 

Je  nach  dem  Ursprnng  der  bezUgliehen  Werthbetrftge  nnd 
nsek  dem  Umfang  der  Bestenemng  ergiebt  sich  für  die  (nomi- 
adfen  wie  reellen)  VermOgeiisstenera  weiter  folgende  BIntheiInng: 
o)  Die  Steuer  kann,  was  den  Ursprung  des  Besitzes  anlangt, 
sich  richten,  einmal  nach  dem  „normalen"  Wertbbetrag,  den  eine 
Person  aus  ihrem  selbst  erworbenen  Einkoinnien  in  ihrem  Ver- 
mögens- bez.  Kapitaibesitz  , ^anlegte";  oder  zweitens  allein 
sdst  mit  nach  demjenigen  Wertbbetrag,  der  zu  diesem  Besitz 
oliQe  ihre  persdnliehe  Leistnng  „anfällig^'  binzngewaohsen 
kL  bn  letzteren  Fall  entstehen  Stenern 

ia)  saf  den  Werthznwaehs  ans  „Conjanetnrengewinnsten'*  (Gmnd- 
t%Hhsm!),  sowie  ans  reinen  Spielgewinnsten  (Lotterie)  (§.  462  iF.). 
bb)  anf  den  Anfall  ans  Erbscbaft;  Legat,  Geschenk  (§.  468). 
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ß)  Nach  dem  Umfang  sind  so  nntencbeiden: 

aa)  Allgemeine  Verm0geii88teaeni,  welcliedas  gesammte^ 
wie  immer  beschaffene  VennOgen  einer  Person  (Gebranehsvemflgeo, 
insbesondere  NntsyermOgen,  wie  Kapital,  Immobil-  wie  MobÜYer- 
mögen)  treffen  (§.  478),  nnd 

bb)  partielle  Vermögenssteuern,  welche  eine  bestimmte  Kate- 
gorie des  Vermögens  einer  Person  oder  selbst  nur  Theile  einer 
solchen  Kategorie,  z.  B.  nur  das  Kapital  oder  nur  das  Nutzver- 
mügeu,  nur  das  Immobil-  oder  nur  das  Mobilvermögen  oder  gewisse 
BestandtbeUe  jeder  dieser  Gattungen  belasten.  £iDzelne  der  sogen. 
Lnxnssteaenii  s.  B.  anf  den  Besita  von  Wagen,  Gold«  nnd  SUbe^ 
geschirr  n.  dgl.  sind  Bdspiele  Ton  ganz  spedeUen  partiellen  Ye^ 
mOg^nsstenem  (§•  474  ff,). 

§.  884.  —  b)  Erwerbs-,  Besitz-  und  Gebranebssteners. 
Üicsc  Eintheilung  der  gesaiumtcn  Steuern  wird  in  der  späteren 
Untersuchung  über  die  finanzwissenschaltliche  Bildung  des  Steuer 
Systems  genauer  erörtert  werden  (§.  438  ff.).  Sie  ist  in  dieser  Wei>e 
ungewöhnüch,  möchte  aber  fUr  die  Fragen  des  Steaers^stems  be- 
sonders passend  sein. 

Aneh  diese  Untersobeidung  ist  eine  solche  naeh  der  Be- 
messnngsgrnndlage  (§.880).  Erwerbsstenem  in  diesem  all- 
gemeinsten Sinne  (im  e  ngern  Sinne  kommt  der  Ansdmek  mehr- 
fach in  Theorie  nnd  Praxis  vor,  s.  B.  für  Yerallgemeinerte  (^eweile- 
steuern,  Einkommensteuern)  sind  Steuern  ^  welche  das  Einkommen 
und  Vermögen  eines  zu  Besteuernden  im  Erwerb,  d.  h.  in  der 
technisch -ökonomischen  und  rechtlichen  Entstehung  bei  ihm, 
als  8 ein  ^'  Einkommen  oder  Vermögen^  aufsuchen.  Besitz  steueru 
sind  diejenigen,  welche  das  Einkommen  oder  Vermögen  des  Einzel- 
nen in  dessen  Besitz  verfolgen.  Gebranebsstenem  endlich 
sind  Stenern  I  welebe  sieh  an  den  Geb r aneh  von  Einkommea 
oder  Vermögen  oder  Tbeilen  davon  anknUpfeUi  daher  namentlieh 
bei  der  Voran sgabnng  von  Einkommen  (im  arbeitstlieiligen 
Verkelirj,  bez.  beim  „Verbrauch''  und  bei  der  Benutzung  von 
Vcrmögensobjecten  Seitens  einer  Person  vorkommen.  Practiscb 
und  theoretisch  am  Wichtigsten  ist  die  erste  und  zweite  Gattung. 

a)  Die  Erwerbssteuern  zerfallen  in  diejenigen  auf  den 
berufsmässigen  Erwerb,  auf  den  Erwerb  durch  einzelne  Acte 
oder  Beebtsgesehäfte  nnd  anf  den  Erwerb  dnreh  Anfall 
(wie  Erbsebaft,  Gesohenk)  nnd  dnreh  Werthznwaehs  ohne 
eigene  wirthsehaftliehe  Leistung  des  Erwerbers  (§.  441  ff.). 
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aa)  Die  Steuern  auf  den  berufsmUssigen  Erwerb  sind  wieder 
entweder  Sabject-  oder  Obj ectsteuero.  Jene  knUpi'eu  sich  an 
die  Person  des  Erwerbers,  welche  EiDkommeiii  Erträge,  Vermögen 
io  sieh  als  in  der  Beehtsperstfnliehk«!  zasammenfasst.  Dahin 
gdiOren  namentlich  Kopf-,  Familien-,  allgemeine  VennOgena-, 
besonden  die  nominellen  sogen.  „Einkommenstenern".  Die  0 bj  ect- 
itenem  halten  sich  an  die  Erträge  gebenden  oder  doch  Ertrags- 
fähigkeit  besitzenden  Obj  ect e  als  solche,  ohne  nähere  Rück- 
sicht aul  die  die  Erträge  mit  bewirkende  und  sie  beziehende  Person. 
Solche  Steuern  sind  die  unten  genannten  „Ertragssteuern/*  Diese 
Subject-  und  Objectsteueru  bilden  einen  Haupttheii  der  in  336 
besprochenen  sog.  Schätzungen 'S  und,  wegen  ihrer  ttblioheni 
Übrigens  nicht  allein  yorkommenden  Erhehungsform,  der  sogra, 
„directen<<  Stenern  (g.  dd8,  442  £). 

hb)  Die  Stenern  anf  den  Erwerb  durch  einzelne  Acte 
oder  durch  die  bezttglichen  Rechtsgeschäfte  im  Verkehr  kann 
man  mit  Stein  (übrigens  nicht  ganz  in  demselben  Umfang  und 
nioht  mit  ganz  derselben  Begründung  wie  er)  Verkehrs  steuern 
ueauen.  8ie  werden  viellach,  wie  gewisse  Gebühren,  in  Stempel- 
form erhoben,  denn  der  Stempel  ist  keine  Steuer art,  sondern 
eine  Steuer-  und  GebUbrenerhebangsform  (§.  320),  verbinden 
lidi  anch  i^fiers^  im  einzelnen  Fall  untrennbar,  mit  Gebühren.  Sie 
werden  gewöhnlich  zu  den  „indirecten"  Stenero  gerechnet^ 
meislens  mit  Unrecht,  da  sie  vielmehr  in  der  Regel  „directe^' 
niid,  d.  h.  den  Steuerzahler  auch  als  Steuerträger  treffen  oder 
doch  treffen  sollen.  Sic  haben  nur  auf  der  anderen  Seite  mit  den 
8*jg.  Verbrauchssteuern  darin  eine  Aehnlichkeit,  dass  sie  nur  in 
Folge  bestimmter,  mehr  oder  weniger  vom  Willen  einer  Person 
abhängiger  Handlangen  oder  Vorgänge  im  Verkehr  eintreten.  S.  u. 
3a7,  453  ff. 

ec)  Die  Stenern  auf  den  Erwerb  durch  Anfall  und  durch 
fkm  Tom  Betreffenden  ökonomisch  nicht  „Tcrdienten"  Werth- 
iivaeha  sind  Steuern  auf  Spielgewinnste,  auf  Erbschaften 
vdGescbenke  und  auf  den  speculatiT  erstrebten  oder  ganz 

loftUigeD  Conjunctureugewinn.  Die  betreffenden  Steuern  ge- 
boren als  selbständige  Steuern  zu  den  directeu  und  meist 
tt^den  Schätzungen.    S.  u.  §.  459  ff. 

ß)  Die  Besitzsteuern  können  auch  als  Formen  der  vorher- 
B^BSden  Steuergattung  vorkommen.  Es  gehören  yon  selbständigen 
Hnu  dahiB:  allgemeine  Vermögenssteuern!  partielle 
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VermügensBteuern  voo  Kategorieen  von  Vennögensobjecten 
und  Steoern  von  einzelnen  Objecten  des  NntsTennOgenSi  wie 
die  sogen*  direeten  Lnxnsstenern,  die  anderaeits  wieder  Oe- 
braneh 8 Stenern  sind.  Alle  diese  Stenern  sind  gewObnlieh  direete 
Stenern  nnd  znm  Theil  Sehatznngen.  S.  n.  §.  471  ff. 

y)  Die  Gebrauchssteuern  zerfallen  in  die  Verbranchs- 
steuern von  einzelnen  sachlichen  Consumptibilien  und 
in  die  Steuern  von  Nutzungen  des  Nutz vermügens,  bez.  einzelner 
Objecto  desselben,  sowie  von  gewissen  persönlichen  Genüssen.  ^ 
Die  Verbrauchssteuern  sind  meistens  die  praetisch  wichtigste  Steuer- 
gattnng  der  modernen  Staatsbestenemng  geworden.  Sie  sind  es, 
welche  man  bttnfig  schleebtweg  als  „indireete''  Stenern  bezeichnet 
(§.  338),  weil  sie  im  hentigen  Verkehr  gewöhnlich,  aber  nicht  ans- 
sehliessÜchy  indirect  erhoben  werden.  Sie  sind  den  Sehatznngen  ; 
gegenttber  zu  stellen.  Die  Nutzungssteuern  sind  auch  Gebrauchs- 
steuern,  werden  aber  regelmässig  direct  erhoben  und  erscheinen  ! 
zugleich  als  Besitzsteuem  und  als  Schätzungen.  S.  u.  §.  476ft. 

Einige  weitere  Bemerkungen  über  die  Erwerbs-,  Besitz-  und 
Gebrauchssteuern  schon  in  §.  336, 337,  eingehend  darttber  in  §•  440 ff. 

§.  335.  —  c)  Personal-  nnd  Bealsteuem. 

a)  Ganz  allgemein  genommen  bezeichnen  beide  Ansdriicke 
ziemlich  dasselbe  wie  die  im  vor.  g.  erw&hnten  Snbject-  nnd 
Objectstenem:  Person alstenem  sind  solche,  welche  sich  nach 
persönlichen  Verhältnissen  des  Steuerpflichtigen  oder  nach  Ein- 
kommen- und  Vermögensverhähnissen,  welche  in  ihm  („sub- 
jectiv^j  zusammengefasst  werden,  richten;  Kealsteuern  da 
gegen  solche,  welche  sich  an  die  vom  berechtigten  IndiYiduum 
getrennt  betrachteten  („objectivirten")  Vermögensverhält- 
nisse knttpfen.  Personalstenem  sind  daher  die  Kopfstenem,  die 
Familienstenem  (anoh  wohl  reine  Personalstenem  genannt,  wenn 
anf  Vermögenslage,  Art,  Grosse  des  Einkommens  dabei  gar  keine 
Rflcksicht  genommen  wird).  Personalstenem  in  diesem  Sinne  sfaid 
aber  auch  die  allgemeinen  Einkommen-  und  Vermögenssteuern, 
welche  nach  einer  auf  genereller  Abschätzung  oder  Selbstangabe 
beruhenden  Bemessung  des  gesammten  Einkommens  oder  Vermögen;^ 
einer  Person  aufgelegt  werden.  Kealsteuern  dagegen  sind  Steuern, 
welche,  ohne  Rücksicht  auf  die  sonstigen  persönlichen  Verhältnisse 
des  Eigenthttmers,  auf  Vermögensobjeote  als  solche  gelegt  werden, 
z.  B.  auf  den  Grand  nnd  Boden,  die  Gebttnde,  anf  Theile  der 
beweglichen  Prodnotionsmittel  (des  Kapitals),  des  KntsvermOgens 
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und  nach  Ansahl,  Umfang,  Werth  n.  8.  w.  dieser  Objeote  hemeaaen 
werden. 

ß)  In  verwandtem,  aber  etwas  speciellerem  und  noch  mehr 
änsserliebem  Sinne  nennt  man  auch  einif2:e  besondere  Steuern, 
oemlich  die  Grund-  und  Haussteuer,  mitunter  auch  die  Gewerbe- 
steuer Realsteaem,  zum  Unterschied  von  Lohn-,  Beaoldangs- 
steaem  und  den  versehiedenen  Formen  der  Einkommenstenem, 
ab  den  Personalsteuem..  Diese,  Übrigens  nieht  feststehende  nnd 
für  die  Gewerbestener  aneh  nicht  gans  zutreffende  Terminologie 
wird  n.  A.  bei  den  einzelnen  Stenern  des  hernach  zu  erwähnenden 
(modernen)  Ertragssteuersystems  gebraucht. 

§.  336.  —  d)  Schätzungen  und  Verbrauchssteuern. 
Diese  schon  in  §.  334  nach  einer  Seite  behandelten  Steuern  ver- 
langen noch  eine  andere  vorläufige  Erörterimg  zur  Gharacteristik 
ihres  Wesens  und  ihrer  Erscheinungsformen. 

er)  Unter  dem  etwas  alterthtlmliehen,  im  heutigen  Sprachge- 
biiQch  selten  gewordeneni  aber  ganz  guten  Namen  ^^Schätzungen'' 
kam  man  mit  Rau  (I,  §.  292)  diejenigen  Steuern  zusammenfassen, 
w^ehe  bestimmten  einzelnen  Personen  aufgelegt  werden  auf 
Orond  bestimmter  Thats ach cn  ihrer  individuellen  Lebens-, 
Besitz-  und  ErwerbsverhUltnisse  und  der  in  diesen  That- 
^achen  sich  äussernden  Steuerl'H  hi^Mveit.  Nach  Thatsachen 
der  Lebensverhältnisse  ergeben  sich  allgemeine  oder  partielle  Kopi- 
>teuern  (z.  B«  bloss  für  die  männliche  oder  fttr  die  Bevölkerung 
aber  einem  gewissen  Alter),  Familien-,  Herdsteuern,  reine  Personal* 
ileoem.  Nach  Thatsachen  des  Besitzes  oder  Erwerbs,  Einkommens 
B.  s.  w.  werden  Schätzungen  unter  dem  besonderen  Namen  von 
aflgemeinen  und  partiellen  Vermögens-,  Kapital-,  Grund-,  Haus-, 
Gewerbe-,  Ertrags-,  Einkommen-,  Erbschaftssteuern  aufgelegt.  In 
Tiden  der  letzten  Fälle  knüpft  die  Besteuerung  an  den  Process 
des  Erwerbs  oder  der  Gewinnung  des  Einkommens,  der 
P  r  0  d  u  c  t  i  0  n  des  einzelwirthschaftlicben  Reinertrags  an.  Mit  Rück- 
sicht darauf  lassen  sich  Schätzungen  dieser  Art  auch  wohl  wie  in 
§.334  Erwerbs- (allenfalls  auchProductions-) Steuern  nennen, 
kl  Ckgeneatz  zu  der  folgenden  Kategorie. 

fi)  Verbrauchssteuern  (auch  Verzehrungs-,  Gonsum- 
tltfte-,  Aufwands-,  Verwen du ngs steuern  genannt),  richtiger 
'  Wessen  /.luiächst  noch  genereller  als  G  e  l)rauch88teuern  zu  be- 
ttichnen,  sind  nemlich  umgekehrt  Steuern,  welche  sich  an  den 
hocess  der  Verwendung  oder  Benutzung  des  Vermögens 

A.  WAgaer,  Finanxwiaseaschatt.   IL  11 
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für  Zwecke  der  BedflrfoiBBbefiriedigimg  nnd  namenilieh  an  die 
VeraiiBgabiiiig  des  Emkommeoe  knttpfen.  Sie  treffen  daher 
nicht  im  Vorans  bestimmte  einzehie  Personen,  sondern  jeden  Be- 
liebigen dann,  aber  auch  nar  dann,  wenn  er  eine  bestimmte 
Verwendung  oder  Benutzung  des  Vermögens  oder  eine  bestimmte 
Ausgabe  macht,  an  welche  das  Gesetz  eine  Steuer  anschliessi. 
Wichtigere  Beispiele  sind:  die  Wohnnngs-  (Mieth)  Steuer  des 
Hausbewohners^  die  sogen.  Luxussteuern  i'Or  einen  Besitz  oder  Ar 
eine  £inkoiiimenverwendung,  welche  einen  gewissen  grosseren  oder 
aparten  Aufwand  darstellen  (Wagen-,  Sehmnek-|  Hnnde-,  Bedientes- 
stenem  n.  dgL  m.);  besonders  aber  die  im  engeren  Sinne  passend 
aliein  sogenannten  Verb ranchs Stenern  anf  Nabmngs-  nnd  Genius- 
mittel,  wie  Mehl,  Brot,  Fleisch,  Salz,  Getränke,  Tabak,  Zucker  und 
andere  Colonialwaaren ,  sowie  auf  einige  andere  Artikel,  auch  anf  j 
Roh-  und  Hilfsstoffe  zur  Verarbeitung,  wie  Brenn-  und  Baumaterial, 
auf  Artikel  für  höhere,  selbst  fUr  geistige  Bedürfnisse,  wie  Papier, 
Kalender  u.  v.  a.  m. 

In  einem  theils  gleichen,  theils  sehr  ähnlichen  gegensSAsiichen 
Sinne  werden  öfters  in  der  Praxis,  im  popniAren  Sprachgebraocb 
nnd  auch  von  einzehien  Theoretikern  statt  der  Ausdrücke  „Sobatuta- 
gen"  nnd  „Verbranehsstenem''  die  Ansdrfleke  „direete''  nnd  „in- 
directe"  Stenern  gebranoht  Das  unterbleibt  aber  besser  (§.338) 
und  wird  auch  nicht  genügend  dadurch  gerechtfertigt,  dass  die 
Schätzungen  zumeist  (aber  nicht  ausschliesslich)  nach  der  Er-  ' 
hebungsart  directe,  die  Verbraachssteuern  gleichfalls  nor  zumeist 
indirecte  sind. 

§.  337.  —  e)  Ertrags-,  Verkehrs-  und  Einkommen- 
Stenern.  Anch  diese  schon  in  §•  ddi  bertthrte  Unterscheidang  ist 
Mer  noch  etwas  weiter  zu  chaiacterisuren. 

Die  Eintheilnng  beruht  anf  der  Verschiedenheit  des  Ver- 
fahrens, welches  man  einschlägt,  um  die  Steuerschuld igkeiten 
richtig  zu  ermitteln,  d.  h.  verhältnissmässig  oder  den  Erwerbsrer- 
hältnissen  entsprechend. 

«)  Bei  den  (allgemeinen)  Ertrags  steuern  geht  man  aul 
die  Uauptquellen  der  einzelwirthschaftlichen  I^einerträge  zurtick  ; 
und  sucht  im  Anscbluss  an  diese  Quellen,  als  die  Objecto,  ohne 
Rücksicht  anf  das  wirthschaftende  Snfaject  und  dessen  specielle 
Thätigkeit,  jedesmal  den  Totalbetrag  des  Beinertrags  einer  solchen 
Quelle  in  einer  einzelnen  Wirthschaft  zu  ermitteln,  auf  mancherlei  i 
yerschiedene,  in  der  modernen  Bestenemng  of  t  auf  ausserordentlich 

I 
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compiicirte  Weise.  Wegea  dieses  Anschlusses  an  die  Objecte, 
weiebe  den  Ertrag  geben,  kann  man  diese  Stenern  anch  Object- 
iteaera  nennen.  In  der  älteren  wie  in  der  modernen  Bestenerong 
geboren  namentlich  drei  solche  Stenern  hierher:  die  Grandstener 
(besonders,  aber  nicht  ansscbliesslich,  yon  landwirihschaftlich  be- 
nutztem Boden,  als  Tbeil  von  ihr  oder  anch  als  besondere  Stenen 
eine  Wald-,  eine  Hausflächen-,  auch  eine  Gelallstcuer  von  den 
Zehent-  und  ähnlichen  Gefällen  des  Grundherrn),  die  Gebäude- 
oder Haussteuer  des  EigenthUmers  (im  Unterschied  von  der 
Haas-  oder  Wohnangssteuer  des  Bewohners) |  die  Gcwerbe- 
sleMr  (woneben  anch  eine  besondere  Berg  wer  k-,  Actienge- 
sellschafts-y  Eisen  bahn  Steuer  vorkommt)«  Ihnen  reiht  sich 
als  eine  vierte  allgemeine  Ertragssteuer  die  Leihzinssteuer  (von 
der  Rente  verliehener  Kapitalien,  auch  im  engsten  Sinn  „Kapi- 
talstener^'  genannt),  femer  mitunter  auch  eine  Arbeits  Steuer  auf 
den  Reinertrag  der  Arbeit  schlechtweg  (dirccte  Lohn-,  auch 
Besoldungssteuer)  an.  Doch  liegt  hier  der  Uebergang  zur  Ein- 
kommensteuer nahe  und  ist  die  Lohn  und  Hesoldungssteuer ,  wie 
auch  die  Steuer  vom  Ertrage  der  Arbeit  ia  selbständigen  liberalen 
Berufen  nnd  wie  die  Leibzinssteuer  Öfters  nur  als  ein  Glied  der 
Einkommensteuer  vorhanden. 

fl)  Die  Verkehrssteuem  (L.  Stein)  sind  den  eben  be- 
spro^enen  Ertragsstenem  verwandt  und  können  neben  ihnen 
wohl  specielle  Ertragssteuem  genannt  werden.  Sie  suchen 
heralich  ebenlälls  ohne  Rücksicht  uul  die  sonstige  Lage  des  wirth- 
acbaftenden  Subjects  nach  dem  Reinertrag"  und  führen  ihn  auf 
die  einzelnen  Acte  des  Verkehrs  oder  Erwerbs  zurück,  durch 
welche  er  entsteht.  Sie  trefifen  daher,  in  dieser  üinsicht  ähnlich 
wie  die  Verbrauchsstenem,  jeden  beliebigen  alsdann,  aber 
sssh  nur  dann,  wenn  er  einen  bestimmten  solchen  einzelnen  Act  zu 
Siwerbas weoken  und  dabei  dann  muthmasslich  entweder  unmittelbar, 
«te  mittelbar  einen  Gewinn  macht,  der  einem  Ertrag  analog  ist 
Die  Verkehrssteuem  knOpfen  sieh  deshalb  namentlich  an  die  ein- 
zelnen Geschäfte  des  Verkehrs,  besonders  an  die  Verträge 
and  die  damit  in  Verbindung  stehenden  Urkunden,  an  Kauf 
nnd  Verkauf,  Creditgeschäfte  u.  s.  w.  an.  Man  hat  sie  auch  als 
«Steaern  für  den  Erwerb  von  Rechten'^  (y.  Hock)  be- 
Hiphnet,  ein  in  der  fiegel  zutreffender  Name. 

i)  Die  Einkommensteuern  endlich  suchen,  dem  ökonomischen 
^tffMl  Bad  Wesen  des  Einkommens  gemäss  |  die  Besteuerung  un- 
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mittelbar  an  das  (gesammte)  „EiDkommen"  eines  Snbjects  anzn* 
knflpfen,  das  BeinertrSge  n.  8.  w.  als  sein  ßinkommen  znaammeii- 
fasst  Sie  sind  insofern  recht  eigentlich  Personal-  nnd  Snbjeet- 
Stenern.  Die  allgemeinen  Einkommenstenem  treffen  gewGhnM 
jede  Art  Einkommen,  einerlei  welches  sein  Ursprung.  Sie  sind 
EiDkommeusteiiern  im  strengeren  Sinne,  wenn  das  Einkommen  in 
seinem  Betrage  wenigstens  ungefähr  beziffert  wird  (in  Geld  u.  s.  w.), 
um  die  Steuer  nach  der  Hohe  des  Einkommens  umzulegen ;  im 
weiteren  Sinne,  wenn  die  ökonomischen  VerhiUtnisse  der  PersoDco 
nach  gewissen  aligemeinen  Merkmalen,  der  gesammten  Lebenslage, 
des  Berufs,  Stands  n.  s.  v.  festgestellt  uid  danach  abgestnfte  Stener* 
betrSge  aofgelegt  werden  (sogen.  Klassenstenem). 

§.  338.  —  3)  Nach  der  Erhebnngsart  oder  nach  dem  Ver- 
fahren, welches  man  anwendet,  nm  von  den  zn  bestenemden 
Personen  die  Steuer  wirklieb  zu  erlangen,  unterscheidet  man 
directe  und  indirecte  Steuern. 

a)  „Richtet  sich  die  Forderung  geradezu  an  die  Personen, 
welche  man  belasten  will,  so  sind  solche  Steuern  unmittelbar 
erhobene,  directe.  Hier  ist  der  Stenerzahiende  sogleich  der 
Belastete.^' 

b)  i^Werden  Stenern  von  Personen  gefordert,  die  sie  nach  der 
Absiebt  (oder  der  Voranssicht)  der  Staatsgewalt  nicht  selbst  tragen, 
sondern  von  den  za  Bestenemden  sich  ersetzen  lassen  sollen,  so 
sind  es  mittelbar  erhobene,  vorgeschossene  oder  in- 
directe Steuern.  Man  setzt  hierbei  voraus,  dass  derjenige,  welcher 
die  Zahlung  an  die  Staatscasse  leisten  muss,  im  Stande  sein  werde, 
die  wie  einen  Yorscbuss  entrichtete  Summe  auf  diejenigen  Uberza- 
wälzen,  welche  man  zu  bestenem  beabsichtigt.  Wenn  der  Ver- 
käufer einer  Waare  eine  Stener  vorschiesst  und  den  Vorschofls  in 
dem  nm  die  Stener  erhoheten  Preis  wieder  einzieht,  so  tritt  er 
swischen  die  zn  bestenemden  Einzelnen  nnd  die  Staatscasse  in  die 
Mitte  nnd  erscheint  als  Werkzeug  der  Stenererfaehnng."  (Rau,§.  293.) 

Die  Schätzungen  werden  meistens  direct  erhoben,  die  Ver- 
brauchssteuern dagegen  grösstentheils  indirect,  weil  es  sich  hier 
um  eine  Besteuerung  von  Waarcn  zu  handeln  pflegt  und  es  dabei 
„gewöhnlich  leichter  ist,  die  Steuer  von  den  Verkäufern  (bez.  Pro- 
ducenten)  als  von  den  viel  zahlreicheren  Käufern  entrichten  zu 
lassen.  Es  ist  daher  Üblich  geworden,  die  Verbranchsstenero  in- 
directe, die  Schätzungen  directe  zn  nennen.  Dies  ist  jedoeh 
nicht  richtig,  denn  es  giebt  FftUe,  in  denen  diese  Namen  nicht 

I 
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zuticrtend  sind.  Man  kann  Schätzungen  nachweisen,  welche  indirect 
erhoben  werden,  z.  B.  wenn  der  Pachter  und  Miether  die  Grund- 
und  Haussteuer  für  den  Eigenthümer  auslegt  und  sie  bei  der  Zins- 
zahlung abrechnet,  und  es  können  bei  einer  und  derselben  Schätzung 
beide  £rhebnngsarten  Yorkommen,  z.  B.  bei  der  GeflUl-  und  Zins- 
renten-  oder  LeihzinBsteaer,  die  bald  beim  Glftnbiger,  bald  beim 
Scboldner  erhoben  werden  kana  Noch  häufiger  sind  Beispiele 
direet  erhobener  Verbranchsstenem,  k.  B.  die  Wohn-  oder  Mieth- 
Btener  des  Hansbewohners  (die  man  umgekehrt  auch  indirect^  nem- 
lich  durch  Vermittlung  des  Hauseigcnihlimers  erheben  kann),  ge- 
wisse Luxussteuern,  Steuern  auf  Hunde,  Pferde,  Wagen,  Abgaben 
vom  Weinkaufe,  beim  Schlachten,  beim  Einbringen  zoll-  oder  accise- 
pflichtiger  Waaren  fUr  den  eigenen  Hansgebraach  u.  s.  w."  (z.  Tb. 
Dach  Bau  §.  294). 

Die  wichtigsten  Arten  indirecter  Verbranchsstenem  sind  die 
GrenszOlle  (besonders  die  EinfahrstfUe);  die  in  Form  yon 
Thorabgaben  n.  dgl.  beim  Eingang  in  die  Gemeinden  (Städte) 
tof  Staats-  wie  anf  Gommnnalrechnnng  erhobenen  Steuern  von 
mancherlei  Artikeln  (Octrois,  Aufschlüge,  Accisen, 
„Mautheu'');  die  meistens  beim  inländischen  Producenten 
erhobenen  Steuern  („inliin di sch e  oder  innere  Verbrauchs- 
^teoern'',  im  Unterschied  von  den  EinfuhrzöUeD,  ebenfalls  Accisen, 
Aufschläge,  genannt)  von  Getränken  (Wein,  Bier,  Branntwein, 
auch  beim  Wirth  erhoben),  von  Mehl,  Fleisch,  Salz,  von 
Zseker,  Tabak  nnd  Tabakfabrikaten,  frtther  Ton  vielen 
uderen  Artikehi;  die  in  Form  von  Monopolien  erbobenen 
Stenern  (Salz,  TUiak,  Pulver),  a  nnten  §.  478  ff. 
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Allgemeine  Hteuerlelire. 

Vgl  Bau,  Ffn.  I,  §.  247—296.  —  WasentUch  foa  deneUieii  GrandHuekMUff 

aus  wie  ich  hier,  wenn  auch  mit  minch&ch  abvreichender  Behandlang  und  verschie- 
denen Resoltaten ,  hat  nur  L.  v.  Stein  in  seiner  Fin.wiss.  die  allgemeine  Stetier- 
lehro  cbcofalls  stark  in  den  Vordergrand  geschoben,  in  d.  3.  Aofi.  bes.  S.  297—400 
(„allgemniiter  Theil"*,  dem  dann  such  der  „besondM^  Ton  dea  oinrelnen  Steaen 
handelnde  Thcil  folg-t),  -1.  A.  I,  396,  431,  d.  spcc.  Stenerlehrc  jetzt  in  B.  II.  Ich 
vermochte  mich  Stein 's  Schematismen  und  Kategorieen,  sowie  seiner  gerade  hier  überaus 
iiUnstlichcn  und  m.  £.  oft  wilikuhrlichen  und  irrcftihrenden  Terminologie  nicht  oft 
anzuschliessen.  Dabei  verkenne  ich  jedoch  auch  hier  nicht  die  grosse  Anngug, 
welche  Stein  in  s.  allgcm.  Steacrlehre  für  eine  tiefere  Auffassang  der  Bestenernnf 
gegeben  hat,  und  die  vielfachen  geistvollen  Bemerkungen  Uber  die  Zusammenhinge 
der  Besteuerung  mit  den  geschichtlichen,  polltischon ,  gesellschaftlichon  YerhSltnisM. 
Umere  Hanptdiflerenz  liegt  wohl  in  der  Auffasrang  der  Volks wirthschaft  und  des  ihr 
zu  Grunde  lieirende^n  Rechts.  Mir  scheint,  dass  der  hahnbrechendc  Verfasser  de> 
«^Social,  u.  Gommunism.  im  heut.  Frankreich'*  hier  in  seiner  Theorie  der  Volkswirthsch 
noch  lücht  die  gerade  seiner  eigenen  Lehre  m.  E.  mit  Nothirendigkeit  ntspriBgeiule 
Auffassung  der  heutigen  Volkswirthschaft  u.  ihres  Prifirtiechtssystems  gewonnen  \at 
Aach  ilim  geht  die  Volkswirtlisrh.  noch  zu  sehr  im  privatwirthsch.  System  auf,  sind 
die  Privateigenthnms-  und  die  gescilschaftL  Glassenordnung  noch  etwas  zu  Absolatei 
(Vgl.  Pin.  8.  Aul  S.  814  fL,  821  S,),  Sein  Kapitalbegriff  ist  m.  £.  eben&lb  unhaltbtf. 
Ich  beziehe  midi  ftr  alle  aololie  Differenzpuncte  auf  die  SiOitomiigeii  in  ndBer 
„Grundlegung". 

Die  Übrigen  Systematiker  der  Fin.wiss.  stehen  in  der  formellen  Behandlang  des 
Gegenstands  Bau  nahe.  Herronoheben  wegen  gater  Bemerkungen  in  d«  allgea. 
Staneriahre  sind  v.  Malchus,  Fin.  I.  §.  .32—88  (auch  f.  ältere  Liter.),  Umpfen- 
bach,  Fin.  I,  §.  45—74,  v.  Hock,  ölFentl.  Abgaben,  §.  1  — IS,  dem  ich  mich  mehrfach 
angeschlossen  habe.  Von  Aelteren  sonst  z.B.  v.  Jacob,  Staatstin.  wiss.  I,  §.  451— 514; 
Falda,  Fin.  §.  186^152;  ScliSn,  Gnmds.  d.  Fin.  Kap.  5  u.  6;  Pfeiffer,  StaatniBB. 
n,  Thl.  6;  Berglns,  Fin.  2.  A.  §.  36;  Garnier,  Fin.  rh.  4  u.  ff.:  Leroy- 
Beaulieu.  Fin.  I.  lirre  2,  ch.  2  u.  fl.  —  Ans  der  Liter,  über  Besteoerung:  Murhard, 
Besteuer.,  1.  Abth.  J.  ü.  Hoffmann,  Lehre  v.  d.  Steuern,  Abschn.  I,  S.  1—94. 
Maurus,  mod.  Besteuer.,  bes.  Kap.  1,  pass.  auch  7  u.  8.  Pariev,  impAt  foL  L 
Jetzt  bes.  A.  H  eld  ,'EinLsteuer,  Kap.  2,  4 — G ;  Fr.  J.  N  e  u  m  a  n  n ,  progress.  Eink.stenor 
passim.  Auch  die  Gutachten  des  Vereins  f.  Soc.polit.  über  Personalbesteuer.  (Schri/t<a 
Nr.  3,  1873),  bes.  dasj.  v.  Nasse,  passim.  —  S.  ferner  den  Abriss  in  Schäffle« 
gesellsch.  System,  2.  A.  S.  531  ff.,  8.  A.  II,  S.  403  ff. 

In  allen  Arbeiten  über  Besteuerung  im  Allgem.  spielen  die  sogen.  Grundregeln 
für  die  (moderne)  Besteuerung  eine  grosse  Kolle.  Gern  hat  sich  die  Erörterung  an 
die  Formulirung  dieser  Regeln  durch  Ad.  Smith  (wealth  of  nations,  b.  V,  ch.  2, 
Sect  2)  angeschlossen.  Die  fremde  nat.Okon.  u.  finanz.  thcoret.  Literatur  ist.  wie  schon 
bemerkt  wurde .  bf^s.  in  ihrer  allgemeinen  Steacrlehre  über  eine  Paraphrase  dieser 
Smith'schen  Sätze  kaum  hinausgekommen.  Vgl.  z.  B.  selbst  J.  St  Mill,  polit.  Oekoa.. 
B.  y,  ch.  2.  —  Dais  die  Begeln  theilweise  auch  nicht  absolute  sind,  sondern  ros 
historisch  -  relativen  Verhältnissen  abhängen,  wurde  nicht  immer  genügend 
beachtet  Ein  einseitiger  Bationalismos  bat  hier  oft  das  Bäsonnemcnt  der  Thooietiker 
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n  sehr  beherrscht.  Ebenso  wurde  Afters  übersehen,  dass  mit  der  einfachen  azioaui- 
tisrhcn  PlinstciJung  der  Kegeln,  namentlich  der  Gercchtigkeitspostulate  der  Allgemeinheit 
and  Gleicbmassigkeit  der  Steuern,  ircoig  gewonnen  ist  Die  theoretische  Schwie- 
ligfcflit  beginnt  erst  bei  der  Feetetellong  des  Begitifo  eines  soldMn  Ant^cb,  wie 
,JLllgeineinheit"  und  „GIdcbmässigkcit"  und  die  in  der  Theorie  za  nntersucliende 
praktische  Schwierigkeit  boq^innt  erst  bei  der  Verwirklichung  des  bezüglichen 
Poc>tQlats  in  der  Steuerpraxis.  Deswegen  verlangen  gerade  solche  Regeln  eine  sehr 
eingebeode  ErOrterong.  Dabei  ist  wiMler  der  Znsaounenbang  mit  anderen  Ponoten 
der  allgemeinen  Steuerlehre  festzuhalten,  was  auch  meist  nicht  genügend  geschehen  ist. 
Für  diesen  Theil  der  Steuerlehre  ist  im  Uebrigen  entscheidend  die  Auf- 
fassung Fon  der  Volks wirthschaft,  ihrer  Organisation,  ihrer  Bildung  erst 
dneb  dM  privat-  nnd  gemelnwiitbscbafÜiebe  System  zisammen,  die  AnfEsKrong 
des  wirthschaftlichen  Verkehrsrechts,  nameatlich  des  Eigeuthumsrechts  u.  s.  w.  Ich 
b'^ziehe  mich  dalier  auch  hier  vornemlich  auf  die  Schriften  desjenigen  Autors,  mit 
dem  ich  mich  in  Betreü  dieser  entscheidenden  Puncte  am  Meisten,  und  Uberhaupt  fast 
dnrchtreg,  in  Einklang  befinde,  Scbftffle's,  namentlich  sein  gesellscbaftL  System 
(u.  A.  bes.  2.  Aufl.  §.  200 — 220),  u.  nunmehr  auch  auf  manche  Partieen  seines  neuen 
grossen  Werks  „Bau  u.  Leben  des  socialen  Körpers",  speciell  z.  B.  IV,  224  11*.  Meine 
eigene  Auffassong  der  einschlagenden  Puncte  aus  der  allgemeinen  Volks«r.8ch.lehre 
s.  bes.  in  meiner  ^Grundlegung*',  namentl.  Kap.  3  u.  4,  auch  .>  passim.  leb  mQBB 
di'se  Auffassung  gerade  für  die  allgem.  Steucrlohre  hier  als  bekannt  Foransietzen, 
weil  Fielfach  nur  Consequenzcn  daraus  für  das  Steuerweseu  zu  ziehen  sind. 

In  der  folgenden  ersten  Abtheilung  sind  nun  mOgUchst  consequent  alle  hanpt- 


behanddt  worden.  Dadurch  wird  auch  Manches  vorweggenommen ,  was  Andere, 
mehrfach  auch  Kan,  erst  in  der  speciellen  Lehre  erörtern.  Der  von  mir  eingeschla- 
gSM  Veg  bat  m.  E.  nncb  in  fonneUer  Hinsicht  den  Yorzag.  Er  ist  aber  nncb  meiner 
li&ssQng  der  Sache  aus  inneren  Gründen  notb wendig  gel  o ton.  Denn  nor 
so  ist  es  mAi^lich,  die  Entscheidung  der  Streiffragen  tiefer  zu  bciiründen ,  indem 
Hin  diese  Fragen  eben  selbst  in  Zusammenhang  mit  den  (irundvcrhältnissen  der  Volks- 
viitlttebnft  nnd  der  Reebtsordnnng  bringt  nnd  die  Tencbiedene  Entsdieidong  als  eine 
Folge  der  Verschiedenheit  dieser  Verhältnisse  nachweist.  Wie  wenig  Rau  noch  eine 
solche  Einsicht  frewonnen  hatte,  ergiebt  sich  z.  B.  aus  der  Bemerk,  in  §.  259,  Note  d : 
dass  die  Streitfrage  Uber  progrossif e  Steuer  u.  s.  w.  „bei  der  allgem.  Einkommensteuer 
(in  spec  Theil)  abgehandw  werde,  weil  man  geinde  bei  ueser  Schätzung  jene 
SMgsiruig  bes.  empfohlen  habe". 


PrlneliH  Wesen  lud  £ii(wiekliiBs  der  Beftlenenmi. 

§.  339.  Einleitung.  Die  hierhergehörigen  Gegenstände  sind 
folgende  vier: 

1)  Die  Beziehungen  der  Besteuerung  zur  ganzen  Organisation 
derVolkswirthschaft,  daher  auch  zurEigenthumsordnung, 
besonders  soweit  diese  die  sachlichen  Prodnotionsinittel,  den  Boden 
«id  das  Kapital,  betrifft,  sowie  zur  Erwerbsordnung. 

S)  Die  Beziehangen  der  BeBteoening  zur  politischen  Ver- 
fiMing,  ZOT  Bechtsordniing  zwischen  Staatsoberhanpt  oder  Ee- 
(ittimg  und  Volk,  nnd  znm  politischen  Stftndewesen. 

3)  Die  Beziehungen  der  Besteuerung  zu  den  wirthschaft- 
lichen Interessengruppen,  und 
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4)  di^enigen  tu  den  geBelUobaftliohen  oder  socUlen 
Klassen,  insbesondere  zu  den  besitzenden  und  nicbt-be- 
sitzenden. 

Diese  vier  verschiedenen  Beziehungen  umfassen  alle  Kämpfe 
der  Praxis  um  die  Besteuerung,  alle  geschichtlichen  Entwicklungen 
und  gesetzlichen  Veränderungen  der  letzteren  und  alle  theoretischen 
Controversen  über  sie.  Aus  jenen  vier  Beziehungen  ergeben  sich 
dann  viererlei  Einflüsse  auf  die  Besteuerung  und  deren  Entwicklung. 

Sowohl  diese  Einflüsse  wie  jene  Beziehungen  hängen  aber  je 
nnter  sich  znssmmen.  Verttndemngen  anf  der  einen  Seite  werden 
regelmässig  bewirkt  dureh  solche  anf  einer  anderen  Seite  und 
wirken  ihrerseits  wieder  anf  letztere  znrflck.  Die  allgemeinste  and 
eingreifendste  Bedeutung  für  die  Gestaltung  der  Besteuerung  hat 
wohl  die  Organisation  der  Volkswirthschaft  und  die  Eip:enthums- 
und  Erwcrbsürdiuing.  Dadurch  wird  wesentlich  die  ükonomiscbe, 
sociale  und  politische  Ötructur  des  Volkslebens  selbst  wieder  be- 
dingt VeränderuDgen  in  dieser  Organisation  fuhren  nothwendig 
zu  entsprechenden  Veränderungen  der  inneren  politischen  Lage 
und  der  socialen  Verhältnisse.  Aber  auch  hier  besteht  eme  Wechsel- 
wirkung: die  innere  politisehe  Verfassung,  die  Gruppirnng  der  wirlh- 
schaftliohen  Interessen,  die  sich  daraus  entwickehide  Parteiung  und 
der  Interessengegensatz  der  besitzenden  nnd  nicht- besitzenden 
Klassen,  d.  h.  der  eigentlich  so ciale  Gegensatz,  wirken  ihrerseits 
wieder  auf  die  volkswirthschattliche  Organisation  und  auf  die 
Eigenthums-  und  Erwerbsordnung  zurück.  Das  Verständniss  der 
Geschichte  der  Besteuerung  und  die  Aufstellung  richtiger 
En  twickl  n  n  g  s  z  i  e  le  der  letzteren  in  bestimmten  Geschiehtsperiodeo 
hftngen  von  der  Erkenntniss  dieser  Zusammenhänge  ab. 

Die  Besteuerung  ist  hiernach  auch  keine  blosse  Finanzallg^ 
legenheity  am  Wenigsten  bloss  eine  Sache  der  Finanztechnik.  Sie 
ist  vielmehr  zugleich  stets  eine  socialpolitische,  politische  nnd  volks- 
w^irthschaftliche  Angelegenheit  höchster  Bedeutung  und  h'an^t  mit 
der  öffentlichen  und  mit  der  Privatrechtsordnung  enge  zusammen. 
Das  darf  auch  die  Finanz  Wissenschaft  niemals  ausser  Acht  lassen.'' 

In  den  folgenden  beiden  Abschnitten  werden  von  diesem  Stand- 
puncte  der  Auffassung  aus  die  beiden  ersten  der  genannten  Be* 
Ziehungen  und  Einflüsse  behandelt  Die  Beziehungen  der  Bestens* 
rung  zu  den  wirthsohaillichen  Interessengruppen  —  YomesDheh 


»)  S.  WifBcr,  Fin.  I,  §.  26. 
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iuMriialb  der  besitzenden  Klaseen  selbst  nnd  zu  den  socialen 
Klassen  treten  besonders  in  den  einzelnen  Arten  der  Besteuerung; 
hervor.  Sie  werden  deshalb  besser  erst  im  zweiten  und  dritten 
Haaptabschnitt  näher  mit  verfolgt  werden. 

1.  Abschnitt 

Me  Besteiieninfc  im  flnpe»  Bezlehiiiifen  m  Oigavlsattoii  der 

Tolkswirthschaft,  sowie  zur  Eijreuthums-  und  Erwerbsordnnn^, 

Ein  entsprechender  Abschnitt  fehlt  bei  Kau  u.  den  Idsher.  Finanzschriftstellcm. 
Auch  bei  6t ein  Uom  einzelne  hierher  gehörige  8poradii>cho  Bemerkungen.  Der 
wiüeMcluiftüche  SodaUtmns  bat  dagegen  diesen  ZnsanuneRhang  zwtecheD  Bastenerang 
uui  Organisation  der  VolkswirÜwchaft  wohl  erkannt,  so  u.  A.  Rodbertus.  S.  u.  S.  192 
Note  34.  Desgl.  Sc häft'Ie,  der  von  der  Steuerwirtlischaft  mit  Recht  sa'4,  «  ic^t  in 
äex  liberalen  Periode  ?or,  während  die  „unmittelbare  Vorwegnahme  des  linanzgcäotzlich 
bestimintdn  Slaatabeduft  ans  dem  IMiage  gesellschaftlicher  Gwectirprodoction  den  Hans- 
bsit  dfli  Tonendetan  Sodalistenstaatea  chaiactaiiaiieD  moaste**;  Socialer  KOiper  IV,  224. 

§.  340.  Für  diese  Beziehungen  ist  das  Recht,  Stenern  zu 
erheben,  die  wirkliche  Durchführung  der  Besteuerung  und 
die  Entwicklung  der  letzteren  zu  untcrscbeiden.^) 

L  Das  Recht  der  Besteuerung  an  sich,  d.h.  das  Recht, 
in  den  Stenern  Zwangsbeiträge  für  allgemeine  ,,öffentliche^* 
Zwecke  nnd  Aufgaben  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungs- 
kOrper  —  oder,  in  der  yolkswirthschaftlicben  Terminologie,  der 
„Zwangsgemeinwirthsehaften"  —  von  den  untergebenen 
Eiszelwirthscbaften  zu  erbeben,  findet  seine  prineipieile  Be> 
grtindung  in  der  absoluten  Nothwendigkeit  und  damit 
im  Existenzrecht  des  Staats  und  des  z  wan gsgemein- 
wirthschaftlichen  Systems.  Daraus  folgt,  dass  die  Begrün- 
dung dieses  Rechts  gar  nicht  in  die  Finanzwissenschaft,  sondern 
nach  der  ökonomischen  Seite  und  nach  dem  Zusammenhang  mit 
der  £igenthums-  und  Erwerbsordnnng  in  die  yolkswirthschaftlicbe 
Gfindlegang,^  nach  der  politischen  und  Öffentlich  rechtlichen 
Me  In  die  allgemeine  Staatslehre  und  Politik*)  und  nach  der 
pUoeopMseben  Seite  in  die  Rechtsphilosophie^)  gehört  Hier  im 
System  der  politischen  Oekonomie  ist  der  Zusammenhang  des 

*^      der  eisto  Pnnet  wird  gewdhnüeh  in  den  Finanzirerinii  berOliTt 

•)  Vgl-  Grundlegung  §.  15S. 

^  Vgl.  z-  B.  Bluntschli.  allj^cm.  Staatsrecht  an  d.  in  d.  Vorbem.  S.  148  gen. 
SUhw  JL  A.Zacbariä.  D.  Staats-  u.  Bundesrecht,  2.  AuÜ.  Gött.  1854,  II,  §.218. 
tterlo,  ßtmoms,  n,  §.  27,  29. 

*)  Vgl  z.  B.  Stalil,  Trendelenbiirs,  Abrena  an  den  in  der  Torbemerinins 
&  US  gen.  Stallan. 
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Besteneiiiiignreehts  und  der  DnrebiUhnnig  und  Entwicklang  der 
BeBtenening  mit  der  Organisation  der  VoHuwirthsehaft  nnd  be- 
•onders  mit  der  Aoflbildnng  und  Function  des  zwaogsgemeinwiitli- 

ecbaltlichen  Systems  am  Wichtigsten.  Auf  die  Erörterungen  hier- 
über im  1.  Bande  des  ganzen  Lehrbuchs,  in  der  „Grundlegung", 
ist  daher  hier  Bezug  zu  nehmen.  Was  dort  entwickelt  wurde,  ist 
aber  hier  als  bekannt  vorauszusetzen.^) 

U.  —  §.  341.  Die  wirkliclie  DurohfUhrnng  der  Besteae- 
mng.  Sie  wird  Konttelist  and  zumeist  von  der  jeweilig  be- 
stellenden Organisation  der  Volkswirthseliaft,  namentlich  m 
der  jedesmaligen  Combination  des  privat-  nnd  des  gemein- 
wirtbscliaftlichen  Systems  bestimmt  Mit  einer  jeden  Organisation 
der  Volkswirthschaft  und  mit  einer  jeden  solchen  Combination 
dieser  beiden  Hauptsysteme  neben  welchen  übrigens  auch  die 
Function  des  sogen,  „caritativen"  Systems  gerade  hier  von  Be- 
deutung ist*^)  —  hängt  eine  bestimmte  Gestaltung  der  Rechts- 
ordnung, insbesondere  der  Eigenthumsordnung  flir  die 
sachlichen  Prodnctionsmittel  —  Boden  nnd  Kapital  — 
nnd  eine  bestimmte  Vertheilnng  der  leteteren  als  eigentUebes 
Privateigenthnm  an  die  Privatwirthscbaften  nnd  als  ,»Offent- 
liebes'' Eigenthnm  an  die  Zwangs  gern  ein  wirthsobaften  (Stsaiy 
Gemeinde  u.  s.  w.)  zusammen.  Daraus  ergiebt  sich,  ob  und  in 
welchem  L'm fange  eine  Besteuerung  überhaupt  eintritt  oder 
m.  a.  W. :  ob  die  Kosten  der  eigenartigen  Productions  wirtb- 
schaft,  welche  derötaat  and  jede  andere  Zwangsgeraeinwirthschati 
als  Hersteller  yon  Leistungen  n.  s.  w.  repritoentirt|  ttberhanpt  in 
der  Rechts  form  von  Stenern  erscheinen. 

Solche  ProdnetionslLosten  des  Staats,  der  Gemeinde  -  sind 
selbstverständlich  bei  jeder  frttheren  und  kttnftigai|  bei  jedw  denk- 


*)  Vorneml.  auf  Kap.  3  u.  den  dort.  Abschnitt  10  ?.  zwangsgemeinidrthsch.  System, 
dann  auf  Kap.  \  <lt!r  (iriindleg.  1.  Aufl.  u.  dieselben  Partieen  in  Abth.  1  der  2.  Aol 
ist  zu  verweisen.  —  Vgl  Stein,  Flu.  3.  Aufl.  8.  297  iL  Die  correlatiFe  Begrua<iaQ{ 
der  Stenerpflicht  des  Einzelnea  hat  auch  die  FinaosUieoietiker  beschlftigt  Sie 
haben  gewöhnlich  die  herrschende  Lehre  vom  Staat  dahei  terworthet ;  so  wird  frOhtf 
diese  Pflicht  auf  die  Vorthoile  im  Staatsverband,  nam.  auf  den  Schutz  des  Staat» 
ftlr  (Person  und)  Eigenthum  zurückgeführt,  das  „Absecuranzprincip",  oder,  in  föT- 
waadter  Anschauunir,  die  Auffaflsiing  der  Stener  als  „Taosch**  des  Elnielnsi- 
Diese  AnfTasr.  ist  mit  Recht  auch  in  der  Pinanzwiäs.  jetzt  ziemlich  beseitigl  Darüber 
unten  im  Absrhn.  v.  d.  „Glcichinässigkeit  der  Besteuerung:**  §.  419.  S.  bes.  Held. 
Eink^t  Kap.  U,  nebst  d.  Iiterarge»chichtl.  Machwei^eu  S.  39  If. 

*)  Ueber  dies  System  a.  Gmodlef.  §.  1 19,  147  C  Die  caiitat  Leiatoageii  i.  B> 
der  Kirche  kflnnen  ..rtfTentlichc"  ünterstützunf?  mit  „öfTentlichcir'.  d.h.  durch  Stcoem 
beschafi\en  Mitteln  in  pn'()^i'*'in  Umfang  entbehrlich  machen,  \ric  dies  die  latheÜSchc 
Kirche  des  Mittelalters  und  selbst  der  2icQzeit  beweist    S.  unten  §.  344. 
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baren  Organisation  der  Volkswirthschaft  vorbanden.  Sie  sind  iaao- 
fem „natürliche" oder  „volkswirth schaftliche"  Kosten,  — 
eine  absoiate^rein  ökonomische  Kategorie  des  Wirthschafts- 
iebens  und  spedell  der  Finanzwirthsehaft.  Bloss  als  Stenern 
kommen  diese  Kosten  aber  nnr  in  bestimmten  gesobiebtlieben 
Phasen  der  Organisation  der  Volkswirtbscbafty  der  Reebtsordnnng 
Air  die  saehlieben  Prodnetionsinittel  nnd  der  Vertbeünng  der 
letzteren  vor.  Nenalich  nur:  wenn  der  Grund  und  Boden  und  die 
Materialkapitalien  ausscbliesslich  im  Privatei^cnthum  der  Privat- 
wirthscha l'ten  stehen  und  demnach  die  Organisation  der  Volks- 
wirthsehaft  in  der  materiellen  Wirthschat'tssphäre,  bei  der  Production 
der SachgUter,  eine  rein  privat wirthschaftliohe  ist  Je  nachdem 
eine  bestimmte  Volksinrthsohaft  mehr  oder  weniger  diesen  Be- 
diogongen  entspriebt,  also  z.  B.  in  grosserem  oder  geringerem 
Umfange  Oflbntiiches  Gmnd-  nnd  Eapttaleigenthnm  (älteres  nnd 
neneres  Domaniam,  Privaterwerbsanstalten  nnd  €tobflhrenzweige 
des  Staats)  vorhanden  ist,  erscheinen  jene  Kosten  der  staatlicbcn 
Prodnctionswirtbscbaft  auch  in  anderen  Rcchtsformen,  nemlich  als 
Privaterwerb  aus  Renten  u.  s.  w. ,  als  Gebühren.  Danach  richtet 
sich  dann  der  relative  Umfang  der  Besteaerang,  im  Yerhältniss 
van  Gesammteinkommen  des  Staats. 

Die  Bestenernng  ist  daber  keine  absolute,  keine  rein 
Skonomisebe  Kategorie  des  Wirtbsebaftslebens  nnd  der  Finanz- 
wirtfascbaft,  sondemeine  bistoristsb-reebtliebe Kategorie.  Die 
yoranssetznng  wirklicher  Bestenernng  oder  das  Princip  des 
Be^ngs  von  Steuern  Seitens  der  Zwangsgemein wirthschaften 

das  Recb tsinstitut  des  Pri vateigentbu ni s  an  sach- 
lichen Pr 0 d uc  tio n s m  Ittel n ,  besonders  am  Boden,  und  der 
thatsächiieh  ganz  oder  doch  Uberwiegend  erfolgte  Ue bergan g 
des  Bodens  nnd  des  Materialkapitals  an  die  Privatwirtb- 
Hkaften.  Die  £rkenntniss  dieses  Zusammenhangs  der  Besteuerung 
■it  den  OrganisationsAragen  der  Yolkswirfbsebaft  nnd  den  Eigen- 
ftiBsverbSltnissen  ist  zur  Klarstellung  der  einschlagenden  Okono- 
nMien,  finanziellen  nnd  socialen  Probleme  entscheidend.^  Es 
wird  dadnrch  auch  der  ScblUssel  zum  Verständniss  einer  wichtigen 
Seite  der  Entwicklungsgeschichte  der  Besteuerung  geliefert. 

^  IKasc  AuCfassung  ist  dem  Wissenschaft].  Socialisinus  zu  rerdaiikon  u.  findet  sich 
WdcTS  bei  Rodbertus  ii.  Srhafflc.  Bei  Stein.  Fiti.  .*!.  A.  S.  310  IF.  tritt  sie 
II  den  Abechnittcn  aber  die  geschicbtl.  £|>ochcn  der  Besteuerung  nicht  hervor,  woraus 
J|b  flfei»  n  enge  Fassang  der  .socialen  Gestalt  der  Steaerfiage**  in  der  jetzigen 
mtitb,  8.  SSI  £  mit  eridftit  Ebenso  noch  in  der  4.  A.  I,  414  ff. 
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HL  —  §.  348.  Die  Entwloklnng  der  Bestenemiig. 
Auch  sie  wird  in  den  groaaen  GrondzUgen  Yorhemcbeod  tob  der 
Entwicktang  der  Organisation  der  Velkswirthschaft^  der  CombinatioB 

des  gemein-  und  privatwirthsobaftliclien  Systems  und  den  damit 
zusammenhängenden  Puncten,  der  Eigenthumsordnung  und  der 
Vertheilung  des  Grund-  und  Kapitaleigenthums  an  Privat-  und  an 
ZwangsgemeinwirthschaftCDy  bestimmt.  Die  inneren  politischen 
Verhältnisse )  die  Landesverfassung  and  das  Ständewesen,  die 
Kämpfe  der  wirthsohaftliehen  Interessengruppen  des  privatwirth- 
sebafUieben  Systems  and  die  sooialen  Klassenkämpfe  der  Besitzen- 
den  and  Nicbtbesitsenden,  beberrseben  die  Entwieklang  mehr  nur 
im  Einzelnen,  in  den  Pbasen,  and  begünstigen  oder  ersebwerea 
diejenige  Entwicklung  der  Besteuerung,  welche  von  den  Entwick- 
lungsteudenzen der  Organisation  der  Volkswirthschaft  gerade  ver- 
langt wird.  Aber  aut  die  Dauer  macheu  sich  doch  diese  letzteren 
Tendenzen  stets  geltend,  wenn  überhaupt  ein  Fortschritt  erfolgt 
A.  in  primitiven  Volkszuständen ,  im  „nnentwickelten'' 
Staate  and  in  der  ttberwiegend  nataralwirthschaftiichen 
Phase  der  Volkswirtbsehaft  fehlen  Stenern  ganz  oder  fast  ganx. 
Sie  erscheinen  nnr  etwa,  wie  in  der  älteren  germanischen  Geschiebte, 
als  „freiwillige",  wenngleieb  vielleicbt  dareb  die  Sitte  schon  ■ 
mehr  oder  weniger  gebotene  Beiträge'^  an  das  Oberhaupt,  den 
Fürsten  u.  s.  w.,  anfangs  meist  nur  bei  besonderen  Gelegenheiten, 
als  Ehrengaben  bei  Festen  u.  dgl.  m. ,  als  Beihilfen  in  Nothlagen. 
Ausserdem  kommen  bei  schon  etwas  entwickelteren  Verbältnissen 
Stenern,  und  zwar  auch  Schätzungen  der  Bürger  nur  etwa  aU 
aasserordentliebe Einnahme,  fUr  besondere  Bedürfnisse,  nament- 
lich Krieg,  vor,  wie  das  Tributum  in  Bom.  Das  Fehlen  all- 
gemeiner  and  erheblicher  Steuern  als  einer  regelmässigen 
Einnahmequelle  erklärt  sieb  in  dieser  Mberen  Periode  der  VMke^ 
geschichte  aus  den  obwaltenden  Verhältnissen  und  Bedürfnissen 
und  wird  nicht  als  Mangel  empfunden.  Die  Volkswirthschaft  ist 
in  dieser  naturalwirthschaftlichen  Phase  ganz  Uberwiegend  privat- 
wirthschaftlich ,  die  Staats-  und  sonstige  „öflFentliche  Thätigkeit", 
wie  die  „öffentlichen"  und  die  Gemein bedürfnisse,  und  damit  aocb 
der  Finanzbedarf  sind  äusserst  geringfügig.  Soweit  letzterer  aber 
Torli^,  kann  er  leicht  ohne  Stenern  bestritten  weiden,  deren  Er* 
bebung  ohnehin  bei  ▼orberrsebender  Naturalwirthschaft  technisch 
besonders  schwierig  ist  Noch  ist,  wenn  auch  Tielleicbt  Privat- 
eigenthum an  Boden  sich  schon  eingebürgert  hat,  ein  erheblicher 
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Theii  dea  Bodens  „öffentUohea"  fiigenthmn^  zar  Verfügung  des 
Fanten I  der  Stammes-,  Siedelangs-  Gemelnsehafty  der  Stadt  und 
des  Stadtstaats  n.  s.  w.,  oder  der  Fürst  hat  selbst  grösseres  Grand- 
eigenfham.  Theils  aus  der  Eigenbewirthsobaftang  dieses  Bodens, 

theüs  aus  der  Vergebung  desselben  an  Private  zur  Nutzung  gegen 
Dienste  und  Naturalabgaben,  später  auch  schon  gegen  Geldabgaben, 
wird  ein  fUr  gewöhnlich  ausreichendes  Einkommen  zur  Bestreitung 
des  „tffiTentlichen'^  Aufwands  gewonnen.  Der  iiest  des  Finanzbedarts 
wird  durch  mancherlei  gebtihrenartigeEinnabmen|>  für  die  richterliche, 
polizeiliehe  Thätigkeit,  dureh  Verm(5gensstrafen  n.  s.  w.  gedeekt  Die 
regelmässig  besonders  wiebtige  Finanzlast  des  entwiekelteren  Staats, 
diejenige,  welehe  ans  dem  Webrwesen  benrorgebt,  fehlt  nrsprttng- 
lieb  in  Friedenszeit  oder  wird  von  den  einzelnen  Dienenden  grösten- 
theils  selbst  direct  getragen.  i\Ian  kann  diese  Ulteste  Finanzepoche 
daher  wohl  als  die  vorherrschend  domaniale  bezeichnen.^) 

*)  Ueber  die  ursprUnglichcu  t  inaDzverhältoiase  der  autikea  Staaten  ist  fast  oichts 
bebsit,  vdl  die  gvsohiclitliebeii  Anfzeichoiiiigen  erst  ron  Perioden  berichCeii,  In 
wdchcn  bereits  eine  ^össere  Entwicklung  eingetreten  ist.  Die  „domaniale"  Periode, 
il  welcher  öfFcntlidic  Ländercien  des  Staate,  <lor  (iemeinden  und  Tempel,  Viehweiden, 
Fönten,  auch  Aclioriaiid,  Ilauser,  Sakwcikc,  Ucwasser,  Bergwerke  durch  Verpachtung 
nvbbar  gemacht  werden,  ngt  in  den  kriech.  StMton,  spec.  in  Athen«  in  die  spätere 
!:e5chi  htlii  h  bekannte  Zeit  hinein.    S.  Hurkh,  Staatsbaush.  d.  Atli.,  2.  A.  S.  414  Ii.; 
aber  den  t'hararter  der  StaatS'.inkunfte  der  gnech.  Freistaaten  im  Allgcm.  eb.  8.  408  II'. 
Bei  Anlage  von  Coloniccu  u.  bei  Eroberungen  fremden  Gebiets  vurdo  wohl  ein  Theil 
4m Bodens  für  den  Staat  zurückbehalten  und  dann  verpachtet.  S.  Bttchsenschut/, 
Res.  u.  Erwerb  im  gricch.  Alterth.,  S.  ü'.i  II".  —  In  Horn  waren  zur  republikan.  Zeit 
die  Mgeo.  vectigalia,  d.  h.  die  Abgaben  von  dem  in  Staatseigeuthum  belindiichen 
Boden,  die  Haaptcinnahmc  des  aerarium,  auf  welche  der  regelmässige  Etat  basirt  war. 
Bei  den  Eroberungen  wurde  die  Domäue  immer  wieder  vermehrt,  indem  ein  bedeu- 
tend« r  TIi>  il   meist  '     auch  ''j,  -/.,  und  s«'lbit  Alles)  des  eingezogenen  Lands  zu  ihr 
geKhlageu  wurde,    iliervon  wurde  wieder  ein  Theil  für  den  Staat  reservirt  und  von 
ifai  eigens  verwaltet  oder  verpachtet.  In  Italien  ist  indessen  beim  Schloss  der  repnbl. 
UHÜt  itel.  Domäne,  soweit  sie  in  cultiv.  Ackerland  bestand,  in  Piiratbesitz  tlber- 
re?an?eD,  da  die  Einkünfte  aus  den  Provinzen  die  ält<Tc  Einnahme  aus  dieser  itaj. 
i)«ffl4ae  entbehrlich  machten.    Eine  directc  bteuer  für  die  rogelmass.  ßedurluisso 
ttithi  dar  fepabL  Zeit  Kach  Marquardt,  rOm.  StaatBrerwalt.,  II,  156,  157,  145, 
UTC  Ueber  den  älteren  Charactcr  des  tiibotnm  als  ausserordentl.  VermOgensstenor 
"Jer  Töm.  Bürger  f.  aus?erord.  Bedtirfnisso ,  wie  Krieg>!  est'  n  u.  TnippensoTd ,  s.  eb. 
^  157.  —  Bei  den  üermanen  in  d.  ältesten  uns  bekaxiuteu  Zeit  bezieht  der  König 
MH  jlhiliche  „Gaben**  des  Volks.   Diese  haben  sich  dann  fUr  die  freien  Yolks- 
|MMn  in  die  sp&tere  Zeit  hinein  «rhaltcn.    Im  fränk.  Reich  der  Mcrovinger  und 
ö'X'b  in  die  caroling.  Zeit  hinein  bringen  die  (iaue,  die  Grossen,  die  kirchl.  Immuni- 
uiica  in  b( stimmten  Zeiten  im  Jahre  dem  Könige  Ehrengaben,  dona,  über  welche  in 
der  caroL  Zeit  schon  Yereinltoningen  mit  dem  KAnig  erfolgen,  so  dass  der  Chanetor 
älf  Steuer  mehr  hervortritt.  Ueber  diese  im  Einzelnen  u.  in  d.  Entwicklung  vielfach 
IBicherou  Verhältnisse  s.  bes.  G.  Waitz,  1».  Verf.gesch.  II,  2.  Aull.,  S.  .>>3  Ii.,  Uber- 
^pi  das  Kap.  7.  Danach  ist  Einzelnes,  was  in  den  Lehrbüchern  der  iiechtsgeschichtc, 
«uh  roa  Eichhorn,  aufgestellt  wird,  zn  berichtigen.    Anch  Waitz  vermair  aber 
iWfiich  nur  nacli/tr.v  im.'d,  dass  die  bisher.  Annahmen  unsicher  oder  gewisse  Thcsi.'n 
Asekr  veraligt'meincrt  sind.    Zu  festen  Resultaten  kommt  er  nicht  immer.    Für  die 
■iteaioL  Zeit  v.  9.— 12.  Jahrh.  s.  Waitz,  VIII,  223  tf.,  377  ü.    Vgl.  sonst  Eich- 
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B.  —  §.  343.  Die  Weiterentwicklung  ist  aber  bei  aiiea 
wirklich  fortschreitenden,  daher  zu  höherem  Staatsleben  gelangenden 
Völkerni  snmal  bei  eigentliehen  Cultnrvölkeriiy  wie  denjenii^eD  des 
antiken,  mittelalterlichen  nnd  modernen  Eoropas  —  nnd  mit  diMen 
nnd  ihren  Abkömmlingen  in  anderen  Weltfcheilen,  America  Torm, 
haben  wir  es  hier  im  Weiteren  allein  tu  thnn  —  dieselbe:  immer 
mehr  „GemeinbedUrfnisse"*)  treten  hervor,  werden  als  „öffentliche" 
anerkannt;  immer  eumplicirterc  VerhUltDissc  des  privatwirtbsclialt- 
liehen  Verkehrs  entfalten  sich  und  verlangen  nicht  nur  eine  Coutrole 
und  Kegelung;  sondern  immer  mehr  eine  UnterstUtzoug  des  Staats, 
der  Gemeinde  und  Uhnlicher  Körper;  immer  höhere  nnd  zugleidi 
schwieriger  zn  erfttllende  Anforderungen  werden  in  Beang  taf 
Rechtsschntz  Ton  Personi  Eigenthnm,  Verkehr,  anf  nationale  und 
staatliche  Sicherheit  nnd  Selbstllndigkeit  nnd  selbst  ki  Bezog  tvf 
das  Geftthl  dieses  Reehtsschntzes  und  dieser  Sicherheit  gestellt,  — 
ein  neues  und  wahres  „Culturbedürfniss".  Alles  dieses  führt  zu 
einer  sich  regelmässig  auch  verwirklichenden  Tendenz  nach  Aus- 
dehnung und  intensiverer,  feinerer  Gestaltung  der  „öffentlichen'' 
Thätigkeit  des  Staats,  der  Gemeinde  u.  s.  w.,  m.  a.  W.:  die  Ge- 
rne in  wir  tbschaft,  durch  diese  wichtigsten  Glieder  vertreteD, 
ringt  sich  zu  immer  grtfssereri  yielflUtigerer  nnd  reiferer  Thätigkeit 
durch  y  indem  sie  ganz  neue  Aufgaben  ausführt  oder  alte  Gebiete 
der  Ftivatwirthschaft  an  sich  nimmt.  Darin  yoUzieht  sich  ehie 
Verftnderung  in  der  Organisation  der  VolkBwirthschsft 
und  in  der  Combination  des  privat- und  (z  wangs-j  gemein- 

horn«  D.  Stuts-  und  Bechtegesch.,  5.  A.,  I,  (i75  fT.,  Qberh.  §.  171.  Walter, 
D.  KechlBgwch.,  2.  Aufl.,  I,  182.  Zöpfl,  I).  Hccht^gesch.,  4.  A.,  II,  220.  Im  iri  .K. 
Kcirli,  unter  d.  Carolingern  u.  später  im  D.  Rcit  li  i'-t  dii'  o  nui ii  i a  1  c  Epoche  ilurchaus 
vorherrsdiead.  Das  kOuigL  Dumauiaigul  liefert  dea  gröäätcn  Tlieü  der  Eiukuiüte 
(Eichhorn  a»  ».  0.  f.  d.  Ende  d.  9.  Jahrhujid.).  Im  ehemaL  iSm.  Beich8g<ebi«t 
erhalten  sich  abtf  die  röm.  Steuern  aach  unter  den  german.  HfiRSChen,  bes.  die  röm. 
Grundsteuer.  Sie  scheint  uieistons  zu  einer  Keallast  geworden  m  sein  und  traf  dann 
auch  den  Bodcu,  der  von  Kümauen  au  Deubche  gelangte.  Auch  hier  ist  aber  Vieles 
sehr  lusieher.  YgL  Waitz,  II,  564  fl.«  679  ff.,  bes.  aber  die  Tenrickelte  FAife  der 
Fortdauer  der  rOm.  Steuern.  Die  Kop&tcuer  traf  nur  die  Romanen.  Yersoclie,  sie  aaf 
Franken  auszudehnen,  fehlen  nicht,  scheinen  aber  vereitelt  zn  werden.  Waitz,  II,  57S. 
Steuerart.  u.  giundherrl.  Abgaben  verschmelzen  vicliach«  so  dass  der  Uharacter  späterer 
Gmndzinse  n.  s.  w.  oft  nicht  genao  lo  bestiamen  hrt.  —  In  den  Gemeinden,  aach 
den  Städten  hängt  die  Entwicklung  der  Steuern  mit  der  Entstehong  der  Ge- 
meinde oder  Stadt  zusammen.  Alte  deutsche  Dorfgemeinden  haben  regelmässig  (ieincin- 
eigenthum  an  einem  grö:>äeren  oder  geringeren  Thuil  dcti  üodeuä  u.  Nutzungen  darau^t 
noch  ftir  die  Gemeindenreefce  aelbat  Daher  bedarf  es  hier  Iteioer  oder  eist  spittf 
der  Steuern.  Anders  in  solchen  Städten,  die  sich  nicht  aus  der  Dorfgemeinde  ent- 
wickelten. Ein  iiiffMo>>.  15<i>i»ii'l  ist  Basel,  dessen  Gcmeindewirthsch.  von  Anfang 
an  wesentlich  aul  Sieuereamaiaueu  basirt  war.  Schön  bürg ,  Baäelä  Fin.verh.  S.  14  £ 
*)  Ueber  diesen  Begriff  s.  Gmodlcfuig  §.  139  ff. 
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wirthsoha^ehen  SystemSi  abiolnt  und  relativ  zu  Gunsten  des 
kteteien.^^  Die  finansielle  Folge  dieser  Veittndening  ist 
Iber  eine  Steigerung  des  Finanzbedarfe  nnd  die  Deoknng 
desselben  wird  die  Voranssetsnng  iHr  die  Verwirkliebnng 

dieser  Gestaltungen.  (§.  i545) 

Besonders  wichtig;  auch  fUr  die  finanzielle  Seite  dieser  Verhält- 
nisse sind  zwei  ^loniente:  Die  W  ehr  Verfassung  und  der  mehr 
oder  weniger  natural-  oder  geldwirthficbai'tlicbe  Zostaud 
der  Volkswirtbsohai't 

1)  Von  enterer  bingt  niobt  nnr  dieHl^be  des  Finanabedarfs, 
sondern  aneb  der  Umstand  ab,  ob  nnd  wie  wdt  das  Webrwesen 
Iberbaapt  den  Finanabedarf  nnd  spedell  den  regelmassigen 
Finanzbedarf  berührt.  Letzteres  gescbiebt  im  Wesentlieben  nnr 
bei  eigentlichen  Soldherren  oder  in  Zeiten  der  Sold  Zahlung  (im 
Kriege  selbst  u.  s.  w.),  also  nicht,  wenn  die  Mannschaft  sieh 
selbst  unterhalten  muss  oder  wenn  Dritte  (Lehensträger  ihre  Leute, 
Contingentssteller  ihr  Contingcnt  u.  dgl.  m.)  für  die  Unterhaltung 
lUUt  des  Staats  eintreten.  Auch  speciell  der  Stand  der  militäri- 
sehen  Teebnik  —  selbst  wieder  ein  wiebtiges  Moment  für  die 
Gestaltang  der  Webrverfassnng  —  in  Betreff  des  Personals  nnd 
Materials  ist  von  Einflnss:  nnr  bei  besonderer  längerer  Sebnlnng 
der  Lente  nnd  bei  der  Ausstattung  der  Heere  n.  s.  w.  mit  künst- 
licheren AngriflTs-  und  Vcrthcidigungswalfen  und  Mitteln  (maschi- 
nelle Technik  u.  dgl.  auch  hier)  führt  das  Wchrwesen  zu  einen» 
eigenen  grösseren  regelmässigen  Fina nz  bedarf,  auch  schon 
im  Frieden.  Bekannte  Verhältnisse  im  entwickelteren  altrömiscben 
ud  seit  der  Erfindung  des  Sohiesspulyers  im  modernen  Heerwesen 
dienen  ab  Belege  bierflir.  Der  finansielle  Einflnss  grade  des 
modernsten  Heerwesens,  das  selbst  wieder  zngleieb  eui  Prodnet 
Bederaer  Teebnik  ist,  wnrde  sebon  im  1.  Bande  dargelegt:  Er- 
Merungen,  welche  auch  für  die  Entwicklung  des  Finanzbedarfs 
vd  der  Besteuerung  wichtig  sind.") 


(irandk'gTing  §.  120,  §.  154  fi.,  bes.  Kap.  1,  Absclin.  3  vom  „Gesetz  der 
tacb«eo(iäa  Auaüeho.  der  buataüiiitigkeitea".  Aach  daü  eb.  im  Abschii.  4  erörterte 
VmImi  des  Pitventifpriiicii»  im  «ntwickeltoi  Statt  wirkt  in  der  RichtODg,  dan 

Ruaibcd&rf  regelmässiger  zu  machen  uud  ihn  zu  steigern,  vodorch  wieder  die 
J^veadigkeit  entstellt,  da^s  die  iJestouerung  aus  einer  unrcgelmSMigOD,  Z.  B.  DUr 
Ä  Kneg&fklleD  erOllaeteu,  zu  einer  regelmüs^igeu  Einnahme  wird. 

Vagier,  Fla.  I,  §.  11]  ~  120  Uber  MilitbOkonomik.  —  Den  Einfio«  der 
«fererfassang  auf  das  Fin.in/,-  und  Steuerwesen  hat  namentlich  Lang  in  s.  histor. 
ftlwicklnng  der  teu(s<  hen  Steuerverfassang  seit  den  Carolingem  bis  auf  unsere  Zeit 
(tTtS)  nachzaireisen  gesucht.    £r  ütellt  den  Satz  auf:  ,,jede  Veränderung  im  System 
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2)  Im  naturalwirthBchaftliohen  Znstande  der  Volk»- 
wirttuBchaft  ist  eine  nmfiUMeiidere  ThtttigkeU  der  staatiiehen  fmd 
eommanalen  Gemeinwirtiischaft  weder  Bedttrfbus,  nooh  finaniiell 
aogemessen  dnrehzuffibren.  Erat  die  Geldwirthsohaft  wird, 

wie  innerhalb  des  privatwirthschaftlicben  Systems,  so  zwischcii 
diesem  und  dem  gemeinwirtbschaftlicben  die  ökonomiscb-technische 
Grundlage  der  Arbeitstheilung.  Denn  unter  dem  Gesichts-  i 
punct  der  letzteren  mass  auch  jede  Combination  zwischen  diesen 
beiden  Systemen  aufgefasst  werden,  wenn  die  Arbeitstheilung  sieh 
bier  aucb  niobt  y,frei'%  sondern  „zwangtweiae''  entwiekelt.") 
Mit  der  QeldWirtbscbalt  treten  immer  mebr  GemeinbedUrfhiese  auf 
und  wird  die  Notbwendigkeit  wie  andrerseits  die  Möglicbkeit  der 
Dazwischenkunft  der  Gemeinwirthsehaft  in  das  privatwirthscbafl- 
liebe  System  und  die  tbeilweise  V^erdriingung  des  letzteren  durch 
jene  immer  allgemeiner.  Damit  wird  die  Geldwirthscbaft  also  erst 
die  Voraussetzung  jener  dargelegten  Veränderung  in  der  ganzen 
volkswirtbscbaftlicben  Organisation. 

C.  —  §.  344.  £inflU88  von  Centralisation  nnd  Decen- 
tralisation  im  gemeinwirtbsehaftlieben  System.  Diese 
typiscben  Gmndstlge  der  Entwieklnng  lassen  sieb  in  der  Gesobiehte 
aller  fortsobreitenden,  aUer  GultnrvOlker  naobweisen,  insbesondere 
in  der  Geschichte  der  Volkswirtbschafl  und  der  gesammten  öffent-  i 
lieben  Verwaltung.  Sie  treten  natürlich  nur  nicht  immer  gleich- 
massig  deutlich  hervor  und  die  einzelnen  Vorgänge  gestalten  sich 
nach  Zeitaltern  und  Völkern  manchfacb  verschieden.  Einen  äusser- 
lichen  Hauptunterschied,  weicher  auch  für  das  Finanzwesen  und 
speciell  Air  die  Besteuerung  wichtig  ist,  macht  die  überwiegesd 
eentralistisobe  oder  decentralistiscbe  Biobtang  im  Ge- 
meinwesen. 

1)  Wo  die  entere  vorwaltet,  lassen  sieb  jene  typiscben  Gmnd- 

Züge  der  Entwicklung  leichter  erkennen,  so  im  altrömischen  Staat 
der  späteren  Zeit  der  Kepublik  und  unter  den  Kaisern,  und  in  deu 

der  Auflagen  oder  dem  Stenenresea  ist  zuerst  ia  einer  voraasgegan'genen  Veränderunz 
des  Kries:swescns  ganz  sicher  zu  suchen".  8.  4,  und  unten^cheidct  dann  die  Systeme  , 
des  Heerbanns,  der  Luhunmili/,  der  besuideten  Uaustruppou ,  der  besoldetea  £eicbs* 
atineo,  der  best&ndigen  Kreis-  und  Ezecntionssoldaten.  Die  Eitliroof  ftr  dleBen  Zi* 
aammenhang  findet  er  in  dem  gemeinsamen  Hanptzweek  von  Soldaten  and  Steaem: 
Sicherheit.  Schon  a  priori  ist  ein  solcher  ZusamineiihanK-  im  Allg'eineinon  wohl  zu/n- 
geben.  Der  Militaraut'wand  ist  immer  eine  der  wichiigstcn  biaatsuusgaben,  uubediü^ 
die  wichtigste  vor  der  höheren  Entikltang  des  Cnltnr-  und  Wohliahrtsswecks.  In 
Einzelnen  wird  aber  die  Entwicklang  doch  noch  7on  anderen  Fsctoien  bestifflat,  VM 
bei  Lans:  nm  sciiier  These  Willen  zu  sehr  znrftcktzitt. 
")  UruaUlegung  §.  102. 


Digitized  by  Google 


Einflttss  ron  Centnlisation  n.  8.  v. 


177 


nodeinen  enropSisehen  Staateo  seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters, 
inbegriffen  die  deutschen  Territorien.  Hier  ist  es  namentlich  die 
Staatsthätigkeit,  welche  von  allen  „öffentlichen"  Thätigkeiten 
extensiv  und  intensiv  am  Meisten  wächst,  aod  der  Staatstinanz- 
bedarl  nimmt  daher  auch  am  Meisten  zu. 

2)  Wo  eine  grössere  Staatsbildung  unterbleibt,  oder  wo  im 
Staate  die  CeDtrmlieation  niebt  so  stark  zur  Anebildang  kommt, 
da  treten  jene  Gnmdzttge  der  Entwieklimg  weniger  sebarf  nnd 
nelitbar  heryor,  sie  feblen  aber  doeh  aneb  bier  niobt  So  bei  den 
HeDenen,  wo  diese  Bntwieklnng  anf  die  Einzelstaaten  im  Wesent- 
Itcben  beschränkt  bleibt  und  auch  hier  nicht  tiberall  weit  gedeiht. 
So  überhaupt  im  ganzen  Mittelalter,  in  welchem  man  das  Vor- 
handensein einer  solchen  Entwicklung  und  schon  einer  solchen 
£ntwickltmg8tendenz ,  bekannten  geschichtlichen  Erscheinungen 
^genttber,  wohl  selbst  bestreiten  möchte.  Dennoch  wlbre  das  ein 
Irrtbom.  Allerdings  lOsen  sieb  die  grossen  Reiebe,  voran  das 
fiiakisehe  nnd  in  einem  tansencysbrigen  gesobiebtlieben  Process 
das  Dentsebe  Reieb,  das  ebaraeteristisebste  Beispiel  bierfttr,  in  eine 
lose  Verbindung  fast  selbständiger  autonomer  grosserer  nnd  kielnerer 
Territorialherrschaften  aut.  Diese  übernehmen  für  länger,  wie  bei. 
uns  und  in  Italien,  für  kürzer,  wie  in  Britannien,  Frankreich, 
Spanien,  die  „öffentlichen"  Functionen  des  „Staats".  Dem  „Reiche" 
bleibt  zeitweise  davon  wenig  oder  nichts,  daher  auch  wie  im  alten 
Deutschen  Reich  eigentlich  gar  kein  Finanzbedarf  des  Beicbs  als 
solchen  mebr.  Aber  innerbalb  der  einzelnen  Territorien,  aneb  in 
Deotsebland  immer  mebr  seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters,  dann 
in  den  Städten  vielfaob  scbon  von  nocb  firttberer  Zeit  an,  maebt 
«Kh  dieselbe  Entwieklungstendenz  vermebrter  nnd  reieberer  Offent- 
licker  „gemeinwirthschaitlicher"  Thätigkeit  geltend. 

Es  würde  dies  schon  im  Mittelalter  noch  mehr  der  Fall  gewesen 
sein,  wenn  nicht  damals  die  eigenthUmlich  grossartige  Stellung 
aud  Function  der  Kirche  und  der  kirchlichen  Anstalten 
(Klöster,  Stiftungen  u,  s.  w.)  dem  „caritativen  System"  eine  unge- 
wöhnliche Ausdebnnng  versobafit  bätte  nnd  dadnreb  ein  erheblicber 
Tbsii  des  nationalen  Bodens  nnd  Kapitals  gewissen  öffentUeben 
Siiecken  nnd  Gemeinbediirinissen  in  der  Becbtsform  des  kireblieben 
?llmögens  cnr  Verfügung  gestellt  worden  wftre.  Hit  der  Sprengung 
i»  mittelalterlichen  katholischen  Kirche  durch  die  Reformation 
■4  die  sie  begleitenden  Ereignisse  niusste  denn  auch  im  1(5.  und 
17.  Jahrhundert  gleich  auf  einmal  eine  lormlich  sprungweise  grosse 

X.  Wagnrr,  Finanxwiüspnschaft.  II.  12 
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Aafldehnniig  der  „öffenilieheii"  Thätigkeiten  der  Staaten,  Territorial, 
Gemeinden  erfolgen  (Polizei,  Armenwesen,  Sehnlwesen  o.  a.  m.), 
am  Meisten  natttrHeh  «vnftehst  in  den  proteetanttsehen  LHnden. 

Die  allmUlige  VergrosseruDg  der  Territorien,  ihre  AusbilduD^' 
zu  eigentlichen  Staaten,  die  Unterdrückung  der  localen  autonomen 
Körper,  die  neue  Wehn'erlassung  u.  A.  m.  haben  dann  auch  hier 
die  Centralisation  mehr  hervortreten  lassen.  Der  Finanzbedarf  flir 
öffentliche  Zwecke  nahm  die  Form  des  Staatsfinanzbedarfs  an. 
Doreh  die  Bildung  neuer  Staataformen  wie  des  einheitliehen  Itali€Bi, 
dee  Denteehen  Reiehs  hat  diese  Entwicklang  in  unseren  Tag« 
aneh  hier  dieselhen  Erscbeinnngen  politischer  ond  finanzieller  Art 
wie  schon  länger  in  den  anderen  Staatsgebieten  Europas  he^ 
vorgerufen. 

3)  Noch  jetzt  bestehen  aber  nach  der  verschiedenen  politi- 
schen Organisation  der  Reiche  und  Staaten,  besonders  nach  dem 
Maasse  der  Entwicklung  der  Selbstverwaltung  der  kleineren  räum- 
lichen Körper  bemerkenswerthe  Verschiedenheiten  im  Wirkungs- 
kreise der  einseinen  Glieder  des  zwangqgemeinwirthschaftlicheii 
Systems,  woraus  sich  dann  entspreohende  Verschiedenheiten  des 
.Finanzbedarf^  und  der  Besteuerung  ergeben.  Die  Verhiltmsse  der 
Beiohs-,  Landes-  oder  Staats-,  Provinzial-,  Kreis-,  Gememdefinanien 
u.  8.  w.  und  die  darauf,  besonders  die  auf  das  betreffende  Steuer- 
wesen sich  beziehenden  Streitfragen  finden  dadurch  ihre  Erklärung. 
Bei  strafferer  Centralisation  im  ganzen  Staatswesen  und  geringerer  , 
Entwicklung  der  Selbstverwaltung,  daher  beschränkterer  Sphäre 
der  Selbstverwaltungskörper  betrifft  die  extensive  und  intensive  1 
Entfaltung  der  öffentlichen  Thätigkeit  und  folgeweise  die  Steige- 
rung des  Finanzbedarfs  mehr  den  Staat  als  die  anderen  KOrper: 
daher  der  eharaeteristische  Unterschied  zwischen  Einheitsstaat  und 
Bundesstaat,  zwischen  Frankreieh  und  den  meisten  continentalen 
Staaten  einer-,  Grossbritannien  andrerseits,  zwischen  der  bisberigeo 
Lage  in  den  deutschen  Staaten  ,  besonders  in  Preussen,  und  der 
demnächstigen  nach  erfolgreich  durchgeführter  Decentralisation  der 
Verwaltung  und  nach  Herstellung  vermehrter  Selbstverwaltung,  .le 
nachdem  kann  liier  bei  einem  einzelnen  Gliede  der  Beihe  auch 
wohl  in  Folge  von  Uebertragnng  gewisser  Functionen  auf  ein 
andres  Glied  statt  der  üblichen  Ausdehnung  eine  Einsehränkmig 
der  öfFentliehen  Th&tigkeit  und  des  daraus  entstehenden  Finans- 
bedarfiB  eintreten,  z.  B.  flBr  die  Einzelstaaten  bei  der  ersten  Bildoog 
und  allmäligen  Erweiterung  eines  Bundesstaats,  so  im  neuen  Deut- 
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sehen  Reich,  oder  für  den  Staat  bei  der  Organisation  der  Selbst- 
Terwaltnng.  Aber  die  Functionen  des  ganzen  zwangsgemeinwirth- 
icbaftUeben  Systems  und  damit  der  Finanxbedarf  für  daaeelbe 
erweitern  sieh  dennoch.  Und  das  ist  hier  das  Entscheidende. 

D.  —  §.  345.  Einwirkung  des  Tcrmehrten  Finansbe* 
dsrfs  auf  die  Art  djsr  finanziellen  Deckung.  Die  somit 
nachgewiesene  Entwicklung  ist  an  die  Voraussetzung  gebunden, 
(lags  der  vermehrte  Finauzbedarf  seine  richtige  finan- 
zielle Deck  ung  finde  (§.  343).  Diese  Voraussetzung  ist  eine  um 
so  unbedingtere,  je  mehr  der  zwangsgemeinwirthschaftliche  Bedari' 
eben  Finanz  bedarf  wird,  d.  h.  nicht  oder  nicht  mehr  durch  unent- 
geltliche oder  Yon  Dritten  unentgeltlich  gestellte  (Katural>-Dienste 
gedeckt  wird,  wie  in  ftlteren  Wehrverfassungen,  im  Ehrenamts- 
system u.  dgL  m.  Die  Entwicklung  der  Yolkswirthscbafty  die  An- 
forderungen an  die  Beschaffenheit  der  Leistungen  des  gemein- 
wirthschaftlichen  Systems  (berafsmässige  Ausbildung,  technische 
Schulung  der  Arbeitskräfte  u.  s.  w.)  machen  diese  directen  Dienst- 
leistungen für  den  Staat,  die  Gemeinde  unzulänglich.  Es  ver- 
wandelt sich  daher  der  ^^öffentliche  Bedarf'  immer  vollständiger 
ia  Finanz  bedarf. 

Aaeh  die  Deckung  des  letzteren  hängt  dann  wieder  eng  mit 
der  Orgaaiaation  der  Volkswirthschaft,  der  Eigenthumsordnnng  und 
der  ihatBftchliehen  Vertheüong  des  nationalen  Bodens  und  Kapitals 
zwischen  den  Privatwirthschaften  und  den  Zwangsgemeinwirth- 
tehaften  zusammen.  Die  allgemeine  Entwicklung  besteht  darin, 
(ÜM  für  den  gesteigerten  Bedart  die  alten  Einnahmequellen  nicht 
mehr  ausreichen,  um  so  weniger,  als  diese  Quellen  sich  selbst 
uieiÄtens  sehr  vermindert  haben,  weil  der  Boden  immer  mehr  in 
das  volle  Privateigenthum  der  Privatwirthschaflen  übergegangen 
ist  und  diesen  die  Erwerbsthätigkeiten  in  der  materiellen  Wirth- 
Khaftssphaie  fast  allein  ttberlassen  sind,  ihnen  daher  dann  auch 
das  Materialkapital  der  Nation  immer  ausschliesslicher  gehOrt 
Diese  Entwicklung  zeigt  sieh  im  Alterthum,  im  Mittelalter  und  in 
<ier  Neuzeit  Sie  tritt  im  Finanzwesen  des  Staats  und  der  kleineren 

")  Dies  laast  sich  auch  fiuanzatatistisch  verfolgen  an  dem  Wachsthnin  des  Etats 
dei  Korddcutächeu  Banden  and  des  Deutschen  Reichs  einer-,  der  Einzelstaatcn  auderer- 
Irfa.  LetBlere  sind  fon  giwsen  Av^bezweifcn  entburdet  worden,  namentlich  vom 
ÄüitSretit.  u.  haben  gleichzeitig  einen  Theil  ihrer  alten  Kedcrkutigsuiittel,  bes.  Zölle 
1.  innere  Verbrauchsteuern,  an  das  Reich  abgetreten :  nur  der  finanzielle  Ausdruck  für 
4b  ttärkere  politiäcbe  Centralisaüon.  Aehnlich ,  nur  in  geringerem  Qnde ,  dto  Ettt- 
vidteg  in  der  Sehwcii  ud  ihiea  KutoiMn. 

J2» 
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Körper  in  der  absoluten  und  relativen  Abnahme  des  älteren  Privat- 
erwerbs deutlich  hervor,  trotz  steigender  Ausgaben ,  wie  dies  im 
1.  Bande  bereits  dargelegt  worden  ist.^^) 

Die  anderweite  finansielle  Decknng  wird  dann  stets  ttber- 
wiegend  oder  selbst  aassehliesslieb  in  der  Besteuern ng  gefnnden: 
diese  ist  das  Hanptmittel  znr  AnsfUbrung  der  sieb  immer  mehr 
erweiternden  Zwecke  des  zwangsgemeinwirthscbaftlichen  Systems 
bei  vorwaltend  rein  privat wi rthschaftlic her  Organi- 
satiuii  der  materiellen  Production  und  bei  der  hiermit 
verbundeneu  Vorherrschaft  des  Privateigenthums  der 
Privatwirthscbaften  an  Prodactiousmitteln.  Die  Entwick 
long  der  Besteaemng  wird  daher  regelmässig  darcb  zwei  wirth- 
scbaftlicbe  nnd  reebtltebe  Momente  bestimmt:  die  £ot- 
faltang  des  zwangsgemeinwirtbsebafUieben  Systems  nnd  gldch-  i 
zeitig  die  Verdrängung  der  öffentlieben  Körper,  besonders  des  ' 
Staats,  aus  dem  Eigenthum  an  Productionsmitteln,  vor  Allem  am 
Boden,  und  aus  dem  Gebiet  der  SaehgUterproduction.  Wo  dieses 
letztere  Verhiiltniss  besteht,  da  ist  es  wenigstens  auf  die  Dauer 
stets  unvermeidlich,  dass  die  Ausdehnung  des  gemein wirthschatt 
liehen  Systems  mit  vermehrter  Besteuerung  verbunden  ist 
Die  Finanzepocbe  vorherrsebender  oder  fast  alleiniger  Steuer- 
wirtbscbaft,  welobe  fttr  die  moderne  staatsbflrgerliebe  oder  libe- 
rale Periode  cbaraotenstiseb  ist  nnd  an  die  Stelle  der  domanialeo 
Epoebe  rttekte,  hängt  daber  auch  mit  dem  Uebergang  fast  alles 
Bodens  ins  yoUe  Eigenthum  der  Privaten  und  mit  dem  fast  an»- 
schliesslicb  privaten  Gewerbebetrieb  eng  zusammen.  Die  uno^e- 
heure  Vermehrung  der  Besteuerung  ist  in  dieser  Hinsieht  die  0»n- 
se<{uenz  des  iadividualistiscbeu  Wirthschaitosystems  und  seioer 
Kechtsbasis. 

£.  —  §.  346.  Auswege  statt  der  ßcstenernng.  Wo  die 
Besteuerung  aus  anderen,  besonders  politisoben»  sooialen,  reeb^ 
lieben  Gründen  aber  nieht  oder  nicht  entsprechend  vermehrt  werd» 
kann,  und  dennoch  der  Drang  nach  Entfaltung  der  Oemeinwiitb- 
schaft  vorhanden  ist,  da  zeigt  die  Finanzgesehichte  zwei  Aus- 
wege: entweder  verschafft  man  dem  Staate  u.  s.  w.  wieder 
mehr  K i g e n t h  u  in  an  P  r o d u c t i  o n  8 m  i  1 1 e  1  n  ,  damit  Gelegenheit 
AU  neue m  P r i  v  a t e  r w e r b  oder  zur  Eiuriclitung  ge  b Ii h r c n  a r  t  ige r 
Zweige;  oder  mau  sucht  ausserordentliche  Hülsquelleo  zu 

Wagner,  Fift.  I,  Boch  2,  Ktp.  1,  Absohn.  b  8.  540  IT.,  b«.  §.  IM«  1&7. 
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eröffnen  und  behandelt  deren  Ertrag  als  regelmässige  (ordent- 
liche) Einnahme. 

1)  Der  erste  Weg  ist  in  einem  besonders  wichtigen  und 
ioteressanten  Falle  im  Kegalienwesen  des  späteren  Mittelalters 
ood  der  Uebergangszeit  des  16.  bis  18.  Jahrhanderts  bescbritt^ 
wocddOi  besonders  in  der  Form  der  gewerblichen  Monopole 
in  Wohlfabrts-  nnd  Polizetstaat  dieser  letzten  Periode.  Aebniiebe 
Tendenzen  kebren  neuerdings  bier  nnd  da  wieder  unter  dem 
Drange  steigenden  Finanzbedarfs  nnd  bei  besonderen  Scbwierig- 
keiten,  letzteren  durch  gewöhnliche  Steuern  zu  decken  (deutsches 
TabakmoDopol-Project).  Die  Au.shildung  grosser  moderner 
Wirth  seh  af  tsanstalten  im  Gebiete  des  \  erkeh  rswescns 
and  sonst;  welche  dann  nach  dem  privatwirthschaftlichen  oder 
nach  dem  Gebttbrenprineip  verwaltet  werden,  gehört  ebenfalls  mit 
hierher^  wenn  sie  aueb  zunächst  nnd  zumeist  allgemeine  volkswirtb* 
sdiaftliehe,  nur  nebenbei  finanzielle  Zwecke  verfolgt  Die  syste- 
oiatische  Entwicklung  des  ganzen  Gebttbrenwesens  radlicb  gebt 
neb  mit  ans  dem  finanziellen  Streben  bervor,  die  einmal  als 
noihwendig  erkannten  gemeinwirtbschaftlichcn  Zwecke  ohne  oder 
mit  nur  theilweiser  Zuhilfenahme  der  Besteuerung  ausfuhren  zu 
können.  Die  Ausdehnung  des  modernen  Geblihrenwesens  und  die 
Kinrichtong  neuer  Wii-thscbaftsanstalten  der  gedachten  Art  (Staats- 
Eisenbahnen !)  ist  mit  einer  Ucbertragang  von  Grund-  und  Kapital- 
eigenfthum  in  bedeutendem  Maasse  an  den  Staat  nnd  an  die  Seibst- 
Terwaltungskarper  verbunden.  Die  wichtigen  socialpolitischen  und 
finsoziellen  Folgen  davon  sind  klar.  Alle  beztlglicben  Seiten  der 

I  Frage  sind  in  früheren  Absebnitten  dieses  Werks  aber  bereits  . 
I  behandelt  worden.       lieber  das  ebenfalls  schon  früher  berührte 
Kegalien wesen  ist  dagegen  hier  noch  Einiges  hinzuzufügen  (i?.  347). 

2)  Der  zweite  Weg,  die  Eröffnung  ausserordentlicher 
I  HiUsqaeilen,  erscheint  in  der  Finanzgeschichte  wieder  als  ein 
j  doppelter:  man  wUlzt  einmal  die  Last  des  heimischen  Staats- 
I  Wesens  möglichst  auf  Fremd e,  entweder^ In  der  Form  von  Con- 

tributionen»  Tributen,  Beitragen  n.  dgl.  auf  sonst  wenigstens  nominell 
«nabbangige  Völker»  auf  ^^Bundesgenossen'*  u.  s.  w.,  oder  mittelst 
tmbentender  Provinzialverwaltung  anf  die  dem  eigenen  Staate 
angegliederten  Provinzen :  Beides  besonders  im  Alterthum  mehrfach 
10  einem  förmlichen  „System"  aasgebildet,  namentlich  im  römischen 

S.  das  Torige  Kapitel  von  den  Gebühren  in  diesem  Bande  ood  die  Lehn  70m 
Piimenrerb,  lies»  rem  Gommmiotiona-  nnd  XransportirefleB  im  1.  Bande. 

I 
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Reiche.  Sodann:  man  hilft  sich  solange  als  möglich  mit  Staats- 
schnldenvermehrung  statt  der  erforderlichen  Steuervermelirung, 
—  die  moderne  Methode,  welche  dann  im  Fall  von  Bankerott, 
Zinsredaction  n.  s.  w.  bei  auswärtigen  Schulden  auf  die  ältere 
Methode  einer  Abwälzung  der  beimischen  Finanzlasten  auf  die 
FremdOi  bei  einheimisehen  Sobnlden  auf  die  Ansbeiitniig  eioes 
TheÜB  der  besitzenden  Glassen  zu  Gunsten  des  Staats  bmaag- 
kommt      S.  §.  349. 

§.  347.  —  1)  Das  Finanzregalien  wegen  ist  bereits  in 
1.  Bande  und  in  der  Gebtihrenlehre  berührt  worden.  Die  Regali- 
airung  dient  nach  den  früheren  Erörterungen  vielfach  als  Be- 
steuerungsform und  ist  in  dieser  Hinsicht  später  noch  besonders 
zu  untersuchen.  Auch  wenn  man  sich  frttber  in  der  Praxis  und 
Theorie  nicht  Uber  diese  Wirkung  eines  Regals  als  Steuer  klar : 
war,  so  ist  dieselbe  implieite  in  der  Verwaltung  der  Begalien, 
besonders  der  sogen,  gewerblieben  (Finanzmonopole)  regelmlBrii; 
beabsiebtigt  gewesen  nnd  ancb  wirklich  eingetreten.  Denn  bei  1 
der  Selbstverwaltung  wie  bei  der  Verpachtung  dieser  Regalien,  bei. ' 
Monopole  war  die  leitende  Richtschnur,  die  Preise  der  Producte 
in  der  Art  der  Monopolpreise  höchstmöglich  anzusetzen,  d.  h.  so 
hoch,  dass  die  Verwaltung  den  grössten  Gesammtgewinn  bezog. 
Der  Zweck  der  Regalisirung  oder  Monopoiisirimg  war  darauf  ge- 
richtet, durch  Ausschluss  der  Concnrrenz  andren  Producenten  dies 
zü  ennOgliehen.  Der  Gewinn  sollte  so  Aber  die  Höhe  des  gewOhn* 
liehen,  fireien  Gewerbsgewinns  gesteigert  werden.  Dies  wwde 
aneh  regelm&ssig  erreicht,  nnd  dieses  Pins,  dieser  dem  Vorreeht 
oder  Au  sschlns  Brecht  zu  verdenkende  Extra  gewinn  ist  Steuer. 
Selbst  wenn  beim  Ansatz  der  Preise  der  Monopolartikel  auf  eine 
gewisse  Schonung  der  Consumenten  Rücksicht  genommen  und 
die  Preise,  welche  ohne  eigenen  Nachtheil  des  Fiscns  etwa  noch 
hätten  gesteigert  werden  können,  absichtlich  unterhalb  des  mög- 

Man  könnte  etwa  noch  als  an  einen  dritten  Auswege  an  die  athenische 
LiturgiecQ,  die  römiächea  Auiweudangeu  der  höheren  Beamten  für  öffeBtlicfte 
Zwecke«  wie  Spiele,  Braten  n.  t.  w.  denken.  Indessen  fallen  die  enteren  doch  utBr 
den  StcaerbegrifT.  Sie  stellen  eine  Art  Kxtrabesteuerang  der  Reicheren  dar,  wotäX 
sich  der  Gesichtspunct  einer  zugleich  ehrenvollen  Leistung  fUr  das  Gemeinwesen  wdil 
verträgt.  Vgl.  Böckh,  Staatshaushalt  Athens,  I,  593  If.;  eb.  S.  700  über  die  MMh 
OldenUiche  Utnigie,  die  Trier nrekie,  d.  h.  die  KQstnni^  nnd  Besongrang  der  Kric«:^- 
SChÜTe  auf  Privatlcostcn,  aber  meist  mit  Retheiligung  des  Staats.  Die  idilirischen  nnd 
ähnliche  Yerveudongen  in  Kom  hängen  mit  dem  £hronamtscharacter  des  Barnten- 
thoms  zusammen. 

Rau-Wagner,  Fin.  I,  §.  101  ff.,  109  ff.;  Wagner,  Fin.  I,  §.  Ml,  145-14: 
Dran  oben  Kap.  1,  §.  282, 2SS.  Ebb  Uber  Mttnie  §.  2»9C,  Post  §.  SOS  ff.,  Telesr.  §.511 
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liehen  Maximums  gehalten  wurden,  wie  allerdings  viellach  beim 
Salz,  80  sollte  doch  der  Monopolpreis  hoch  genug  bleiben,  um 
einen  Extragewinn  erzielen  zu  können,  welcher  immer  noch 
als  Steuer  erscheint.  Insofern  kann  die  FinaDzregaliRining  nicht 
als  ein  Aasweg  bezeichnet  werdeoi  den  nuuii  mr  Vermeidnng 
der  BeBteneniDg  besohritt  Bei  allen  Regalien  mit  wirklicher 
Stenerwiikiuig  —  also  mit  AnsschlnsB  der  Begalien  im  Oe- 
b  Ahr  engebiete,  wo  die  Regalistmng  nnr  dazu  dient,  die  Vor- 
nahme der  Leistungen  durch  den  Staat  zu  erleichtern  und  die 
gnte  Beschaffenheit  dieser  Leistungen  zu  verbürgen,  —  ist  diese 
Steuerwirkung  so  sehr  das  die  Sache  Characterisirende  und  regel- 
mässig auch  das  practiscb  Wesentliche,  dass  die  Auffassung  der 
betreffenden  Einnahmen  aU  Stenern  wohl  richtig  ist  und  dem* 
gemäss,  nach  den  früheren  genaueren  EriJrtemngen  im  1.  Bande, 
dieBehandlimg  dieser  Einnahmen  im  finanswissMischaiUiehen  System 
m  die  Stenerlehre  gehört^*) 

Hiermit  steht  es  aber  nieht  in  Widerspmeb,  einen  gemischten 
ökonomischen  und  rechtlichen  Character  der  Gesammt einnähme 
ans  einem  gebührenartigen  und  steuerartigen  Regal  anzuerkennen: 
ein  Theil  des  Reinertrags  ist  privatwirthschaftliches  Ein- 
kommen für  den  Staat  als  Rechtssubject  der  betreffenden  Unter- 
nehmungen, vornemlich  Zins  und  Rente  ans  Kapitalien  und  Qrnnd* 
besitz,  auch  Gewerbsgewinn.  Aach  ist  es  bei  der  Einrichtong  nnd 
Foitfllhmng  eines  Finansregals  der  mehr  oder  weniger  klar  be- 
WQsste  Zweck)  vermittelst  der  R^alishmng  zugleich  solches  privat- 
wirthschafUtche  Einkommen  dem  Staate  zn  ttbertragen.  Es  ist 
gelegentlich  selbst  die  Idee  vertreten  worden,  dass  dies  die  Haupt- 
sache oder  sogar  die  alleinige  Wirkung  des  Regals,  bez.  Monopols 
sei,  z.  B.  beim  Tabakmonopol,  wobei  also  die  Steuerwirkung  ganz 
verkannt  oder  nur  als  geringfügig  erachtet  wird.'"')  So  einseitig 
osd  meistens  unrichtig  dies  ist,  so  sind  es  doch  solche  Auffassongen, 
welche  geschichtlich  in  der  Entwicklung  der  Finansregalien  mit- 
wiikten  und  selbst  heute  noch  bei  ihrer  Empfehlung  mitspielen. 


**)  Kau-Wagner,  lin.  I,  §.  116;  Wagner,  Fin.  i,  §.  147.  Anden  Kau,  der 
4fe  JBIidtQnlla  ftos  Hoheftsrechten**  inclns.  der  geirerU.  FÜMBiregaUen,  wie  Salz, 

Tibak,  als  selbständige  Einnahmeart  neben  den  Privaterworb,  die  Gebühren  und 
die  Stenern  stellte.  Die  eingehende  Begründung  dc-r  Abweichung  ron  Bau  gab  icb 
ia  1.  Bande,  bes.  in  d.  2.  Aufl.  Buch  2,  Kap.  1,  Abschn.  1. 

Die$>e  Auffassung  deutlicb  bei  FOist  Bismarck  in  den  Ueichstagsdebatten  ron 
WB  tb«  dia  TtbakbeUMMTimg:  die  lociatiattsdh»  IdentUidnuig  tob  StM«r  u,  Kapitel- 
I.  OolMaaliiiiafawjai. 
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Fflr  das  richtige  Verständniss  des  ZosaxumeDhangB  solcher 
Finansfragen  und  speciell  der  EDtwicklangsgeschichte  der  Em- 
nahmen  mit  der  Organisation  der  Volkswirthiehafty  mit  der  Eigea- 
thmna-  und  Erwerbaordnnng  nnd  mit  der  Yerdieiliing  des  Eigen- 
thnms  an  Frodnctionsmitteln  nnter  Pri?at-  und  öffentiiehen  WMk- 
Schäften  sind  selbst  solche  einseitige  AniÜMsangen  beaehtenswerth. 
Der  richtige  Kern  darin  ist  aber  von  allgemeiner  Bedeutung  für 
das  Verständniss  der  Finanz-  und  Steuergeßchichte  und  der  Ge- 
schichte der  Volkswirthschaft. 

§.  348.  Soweit  jene  älteren  Finanzregalien  wirklieh  vorwiegend 
oder  allein  finanaieilen  Zwecken  dienten,  bildet  ihre  EntwicUnng 
den  Uebergang  von  der  älteren  Torherrschend  doma- 
nialen  zu  der  neueren  Periode  Torherrsehender  Stener- 
wirthschaft  des  Staatsfinanswesens.  Die  grnndherr- 
schaftlichen  Regale  entwickeln  sieh  znerst,  in  Verbindimg  mit 
gewissen  Anschauungen  des  Patrimonial-  und  Feudalstaats  in 
Betreff  des  ganzen  Bodens  des  Landes.  Die  Regalien,  welche 
sich  auf  die  Benutzung  der  Gewässer  beziehen,  schlicssen 
sich  an.  Die  gewerblichen  Regalien  und  Finanzmonopole 
folgen  besonders  seit  dem  IB.  und  17.  Jahrhundert,  nach  bedeotes- 
derer  Entwicklung  des  Gewerbewesens,  des  Volks- EinkomoMiis 
daraus»  Überhaupt  des  Verkehrs,  und  in  Zusammenhang  mit  des 
Ideen,  Rechtsansprüchen  und  bald  auch  Rechten  der  Staatsgewalt 
in  der  absolutistischen  Uebergangsperiode  Yom  Feudalstaat  com 
modernen  Staate. 

Die  treibende  Potenz  war  die  Entwicklung  der  öffentlichen 
Thätigkeit  des  Staats,  —  m.  a.  W.  das  Piervordrängen  der  Gemein- 
wirthschaft.  Der  Weg  der  Finanzregalien  wurde  aber  durch  den 
Umstand  gewiesen,  dass  Boden,  Kapital  und  Gewerbsthätigkeit 
grossentheihi  private  geworden  waren.  Der  Weg  der  eigentlieheo 
Besteuerung,  welcher  allerdings  ungef&hr  gleichzeitig  mit  dieser 
Entwicklung  der  Regale  aneh^  immer  mehr  und  immer  consequentBr 
beschritten  wurde,  bot  ftlr  die  Decknng  des  ganzen  erfordwlichen 
Mehrbedarfs  noch  zu  viel  Schwierigkeiten.    Die  besonders  ftir 


■-")  Den  Einfluss  auch  der  wirtlischaltüclien,  finanziellen  u.  polit.  Theoretiker,  dann 
der  ivomaui&tcu  auf  diese  EntwiclduDg  weist  Koscher  in  s.  Gesch.  d.  D.  Nat.oL  näher 
luicli.  Kap.  S,  T.  Ebidiliigen  des  wibchen  Begalismiis,  Imb.  §.  80  S.  159  (s.  <L  CHU 
ftOS  Boscher  in  Wagner,  Fin.  T,  ^.  111  Note  19).  „In  die  deutschen  Finanzen  ist 
der  Regalismus  viel  später  und  im  (»anzen  aurh  wenig:rr  tit>f  einircdruniren"  l  als  in  die 
firemdeu).  £b.  S.  164.  £s  hängt  dies  auch  mit  der  i.  Th.  dem  Staudewe^eD  zu  rär« 
dankenden  gr^seien  Eriudtnsg  des  territorialen  Domaninms  xnnmiien. 
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foete  Steaem  erforderliehe  Mitwirkfing  der  Stände,  die  Opposition 
der  beTorreohteten  Stande  nnd  die  Privilegien  der  letzteren  in 
Bezug  anf  Stenerfreiheit,  die  Autonomie  der  Städte  nnd  deren 

Zoll-  nnd  ähnliche  Privilegien  mehr;  namentlich  aber  auch  die 
eigentlich  stenertechnischen  Schwierigkeiten  bei  der  Anlegung 
directer  und  indirecter  Steuern,  welche  man  aus  Mangel  an  Er- 
lahrungen,  an  tUchtigen  Beamten  und  bei  der  allgemeinen  Unvoll- 
kommenheit  des  Behördenwesens  noch  nicht  zu  überwinden  wusste; 
ferner  die  ConsnmtioDSverhllltnisse  der  Bevüikemng,  besonders  der 
imteien  Clnssen,  weiche  die  Erhebung  allgemeiner  Verbranohs- 
abgaben  reichlichen  Ertrags  nnr  erst  thdlweise  gestatteten,  dies 
ASes  hemmte  vom  16.  bis  18.  Jahrhnndert,  hier  mehr,  dort  weniger, 
die  genügende  Entwieklnng  der  eigentlichen  Besteuerung. 

Um  so  mehr  half  man  sich  durch  das  Finanzregalsystem, 
später  besonders  durch  die  gewerblichen  Hegale  und  Finanzmono- 
pole, Gestaltungen,  welche  ohnehin  der  bevormundenden  Wirth- 
schafts-,  besonders  der  Clewerbepolitik  und  der  allgemeinen  inneren 
Politik  des  sich  emporringenden  absolutistischen  Staats  und  des 
Woblfidirts-  und  Poliaeistaats  entsprachen.  Durch  Ueberlassnng 
der  Ausnutzung  der  Regale  an  Dritte  gegen  Abgaben  oder  durch 
Verpachtung  der  Finanzmonopole  Überwand  man  die  Schwierige 
ketten,  welche  sich  aus  der  Unvollkommenheit  der  Staatsverwaltung 
ergaben.  Mehr  und  mehr  bildeten  sich  aber  dann  diese  Regalien 
70  Formen  der  Besteuerung  aus,  z.  B.  die  Abgaben  beim 
Hergregal  zu  Bergwerkstenern,  die  Finanzmonopole,  z.  B.  das  Tabak- 
monopol zu  Formen  der  indirecten  Verbrauchsbestenerung  u.  s.  w. 
io  dieser  Hinsicht  werden  wir  dpn  Begalien  später  in  Yciscliiedenen 
Abschnitten  der  Stenerlehre  wieder  begegnen. 

Hier  genflgt  es,  die  wichtige  Stellung  characterisui  au  haben, 
welche  die  Finanzregalien  in  der  Entwioklungsgeschichte  des 
Finanzwesens  der  neueren  Völker  einnehmen.  Indem  sie  sich 
zwischen  die  domaniale  und  die  reine  Steuerperiode  schieben, 
vereinigen  sie  Elemente  beider,  daher  des  Privaterwerbs  und  der 
Steuer,  letzteres  später  immer  mehr,  in  sich.  Sie  sind  aber  stets 
ngkieh,  wenn  auch  zunächst  finanziellen  Zwecken  dienend,  von 
bemerkenswerthem  Einfluss  auf  die  Organisation  der 
Volkswirthschaft  und  auf  die  Rechtsordnung  und  die 
Vertheilung  des  Eigenthums  an  Productionsmitteln, 
Uer  auf  das  priyate  Erwerbsleben.  Denn  in  ihnen  liegt 
unpfidte  zugleich  der  Versuch,  theils  henimeud,  theils  rflck- 
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bilde  od  in  die  £otwickluDg  rein  privatwirthschaftlicher  Organi- 
sation  der  Sachgttterprodaetioii  und  in  den  damit  znsammeahängeD- 
den  Uebergang  alles  Bodens  nnd  alles  Materialkapitals  in  das 
▼oUe  Privateigenthnm  einzugreifen.  Insofern  enthält  in  der  Tluit 

jedes  Regal  und  Finanzmonopol,  neben  seinen  finanziellen,  beson- 
ders seinen  Steuerwirkungen,  „ein  gutes  Stück  Principientrage"") 
für  die  volkswirthschaftliche  Organisation  und  für  die  allgemeine 
wirthschaftliche  Rechtsordnung,  besonders  für  die  Eigenthums- 
ordnung: ein  selten  genügend  beachteter  Znsammenhang.  M.  a.  W. 
die  Regalisirnng  ist  bei  ihrer  ersten  Einftthrnng  eine  Form 
der  Entsie hnng  von  Privateigenthnm  an  Prodnetionsmitldn  nnd 
▼on  dem  damit  verbundenen  Einkommen  ans  Renten  und  Geweri» 
gewinn  zn  Gunsten  gemeinwirthsehafUieher  Entwicklnng;  bei  ihrer 
Fortdauer  wird  die  Regalisirung  ein  rechtlicher  Vorbehalt 
von  Eigenthum  an  Productionsmitteln  und  von  daraus  fliessendem 
Einkommen  für  den  Staat  zu  Ungunsten  der  privatwirthschaft- 
lichen  Entwicklung,  daher  auch  des  Privatkapitals.  Deshalb  auch 
die  Feindschaft  der  Smithischen  Nationalökonomie  gegen  die 
Regalien,  denn  diese  stemmen  sich  den  „wirthschaitsfreiheitlichen'^ 
Forderungen  der  Sehule  und  der  „liberalen  Periode^  m&chtig 
entgegen. 

§.  349.  —  2)  (S.  0.  §.  846.):  Ausserordentliohe  Hilfs- 
mittel zur  Deckung  ordentlicher  Aasgaben.    Die  AusfÜhrnng 

grosser  öft'entlicher  Ausgaben  des  Staats  ohne  entsprechende  Zn 
hilfenahnie  der  Besteuerung  ist  eine  so  bemerkenswerthe  geschicht- 
liche Thatsache,  dass  der  zweite  der  oben  erwähnten  Auswege, 
die  Benutzung  ausserordentlicher  Hilfsmittel,  hier  noch  eine  beson- 
dere Betrachtung  verdient 

a)  Die  erste  Form,  im  Wesentliehen  also  das  System  der 
Ueberwftlznng  der  einheimisohen  Staatslasten  auf  die 
Fremde,  erscheint  nach  unseren  heutigen  politischen,  sittKehen 
und  rechtlichen  Anschauungen  freilich  vielfach  fast  ähnlich  ver- 
werflich wie  etwa  das  Institut  der  Unfreiheit.  Die  ökonomischen, 
socialen  und  finanziellen  Folgen  solcher  Verhältnisse  wollen  deshalb 
aber  doch  unbefangen  geprüft  werden.  Sie  sind  in  so  wichtigen 
weltgeschichtlichen  Beispielen,  wie  etwa  im  Tribntsystem  des 
athenischen  Staats")  oder  vollends  in  der  provinsialea  Aas- 

")S.  Pierstorff  über  die  Tabakstenerliter.  in  Ilildcbraml  s  Jahrb.  1878  I.  8.32«^. 
^)  Böckh,  buatshaush.  d.  AUi.  I,  520,  Tribute  „diQ  bei  Weitem  bedeateudätc 
^DBahme  dm  atb.  StMls**.  S.  oben  &  iS. 
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bentang  des  römischen  Staats  bedeutsam  genug. '^\)  Konnte 
doch  dank  diesem  System  und  trotz  der  ungeheuren  Staatsthätig- 
keit,  ja  der  förmlichen  Ernährung  und  Unterhaltung  des  ilrmeren 
Theils  des  römischen  Volks  durch  den  Staat,  der  römische  Bürger 
und  bald  ganz  Italien  von  directen  Steuern  im  Wesentlichen  Jahr- 
bunderte  lang  befreit  bleiben.*^)  Auch  im  Mittelalter  und  in  der 
Nemeit  haben  aber  wenigstens  zu  Zelten  solche  Verhältnisse  nicht 
gefehlt  and  Tribnte  besiegter  Volker,  Abgaben  unterworfener  Neben- 
linder o.  dgl.  immer  wieder  die  practisch-finansielle  Bedentnng 
des  Vae  victis  bewiesen.*-')  Am  Meisten  System  gebracht  wurde 
in  solche  Beziehungen  zwischen  dem  leitenden  Hauptvolke  eines 
Staats  und  den  abhängigen  Völkern  durch  ausbeutende  Colo- 
nialverwaltung,  wie  sie  im  modernen  Colonialwesen  selten 
ganz  gefehlt  hat.  Wenn  auch  gewöhnlich  nicht  directe  Steuer- 
bdtiftge  der  Colonieen  bezogen  worden,  so  fand  doch  anch  eine 
finanxieUe  Ausbeutung  dnrch  Handels-  und  Zollpolitik  des 
Xstleilands  stttt  oder  die  Golonie  ward  wie  ein  grosses  Doma- 
Dimn  bewirthsehaftet,  wobei  es  ohne  solche  Anshentimg  anch  nicht 
abging.  Ein  wichtiges  Beispiel  liefern  noch  jetzt  die  indischen 
Colonieen  der  Niederlande.**)  Endlich  bieten  auch  solche  Ver- 
bältnisse Aehnlichkeit ,  wo  die  Vertheilung  der  Staatslasten  in 
einem  grösseren  Staatsgebiete,  z.  B.  pro\nnzenweise,  sehr  ungleich 
ist:  die  überbürdeten  Provinzen  erscheinen  hier  für  den  Betrag 
der  Ueberlastnng  anch  ökonomisch  nnd  finanziell  zu  Gunsten  der 
flbr^ien  ansgebentet  Daran  Ändert  sich  nichts,  wenn  eine  solche 
Veisehiedenheit  der  Belastung  anch  nicht  bewnsste  Absieht  ist. 


^  Marquardt,  rOm.  Staatsrerwalt.  II,  175  ff. 

*^  Cb.  8.  171  ff.   KichteAabuig  des  Bttmer-TiUmtom  seit  167  vor  Ghiittiw, 

iJdche  Steuerfreiheit  für  ganz  Italien  seit  S9  ?.  Chr.  So  Marquardt  mit  Savigny, 
Hischke,  Kudorff,  Mominsen  u.  A  m.  Anderer  Ansicht  Walter  u.  nam. 
S«dbertas  in  Hildebr.  Jahrb.,  der  zu  we^eatlicb  andren  Ke^ultaten  gelangt.  Nach 
ikaiit  das  BOrgertribot ,  nach  allerdiiiga  iSngor  bestaudener  giozl.  Steuerfreiheit  der 
Römer,  i.  J.  711  d.  St.  (i^  v.  Chr.)  wieder  eingeführt  worden.  Z.  (iesch.  d.  Tribut- 
sieuern ,  bes.  Jahrb.  IV.  40S  ti.  Am  Ende  d.  H.  Jahrhund,  nach  Christus  wurde  das 
PlOfiazialtributum  in  ganz  Italien  eingeführt  Oeber  die  Getreidevertheilung  u.  deren 
iMlea  a.  «.  A.  Marquardt.  II,  100  tl.  Die  Ansichten  von  Rodbertns  tlber  den  Zu- 
sunmenhanc:  zwischen  ital.  T.andbau,  Entstehung  des  Colonats,  Getreideeinfuhr  n,  s.  w. 
vöchen  von  denen  der  philolog.  Historiker  vielfach  ab.  Endgiltig  entschieden  sind 
•Ba  Aaie  Fragen  wohl  noch  nicht.   Vgl.  Grundlegung  2.  Aufl.,  §.  211.  Note  12. 

*)  Dacknag  dar  franxOs.  Kriegskosten  unter  Napoleon  I.  reprclmäsaig  duoli 
CoDtributionen  u.  s.  w.  S.  z.  B.  über  di'  Leistungen  des  besiegten  Prenssen  an 
Fnokreich  Dancker,  Ztschr.  f.  Preuss.  Gesch.  187 1,  auch  in  der  Preoas.  Statist. 
bAr.  187t  8.  874. 

*)  Im  nicderländ.  Budget  ftir  1876  aind  an  .^mdkOomä  der  CokB.Tenralt'* 
T«nMchlagt  lO-fij^,  1877  9*97  M.  fl. 
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sondern  nur  ans  den  thatsäehliohen,  geschiehtUch  ttberkommenen 
StenerverfaftltnisBen  hervorgeht. 

Dem  Grade  nach  sind  natUrlicb  die  Ökonomisoben  nnd  finftB- 

ziellen  Folgen  in  diesen  \ erschiedcnen  Fällen  verschieden,  im 
Princip  sind  sie  ^gleichartig.  Die  wirthsehaftlichen  Guter,  die  Arbeits- 
producte,  welche  alle  solche  „Beiträge"  n.  s.  w.  schliesslich  dar- 
stellen, nehmen  fUr  das  empfangende  Gemeinwesen  und  Volk  ganz 
oder  theilweise  —  letzteres  anter  Abrechnung  der  staatlichen  Gegea- 
leistangen,  welche  die  tribntilren  Lftnder  von  dem  herrschendeD 
doch  meistens  In  mancherlei  Form,  vor  Allem  in  der  QeviiUir  der 
Bechtsordnnngy  erhalten  —  die  Natnr  von  „freien^'  Gtttem  aa.^) 
Die  Vertheilnng  des  Volkseinkommens  nnd  Volksvermögens  des 
ganzen  betreffenden  Gebiets  wird  sieb  dabei  gewöhnlich  sehr  zu 
Gunsten  des  empfangenden  und  zum  Xuchtheil  des  gebenden  Landes 
gestalten.  Zugleich  wird  die  gesammte  wirthsehaftliche  Arbeitslast 
in  derselben  Weise  verschoben.  Die  Folge  ist  ein  wenigstens  rela- 
tives Zurückbleiben  der  Wirthschaf%s-  nnd  Galturentwickinng,  selbst 
eine  Verkttmmerong  hier,  eine  raschere  nnd  bedentendere  Est* 
wieklang  dort,  namentlich  em  grosserer  Aaiisehwang  der  eigent- 
liehen  feineren  Cnltnr,  freilieh  aber  aaeh  eine  bedenklichere  Ver- 
geilung  und  VerUppiguug  des  öffentlichen  und  des  Privatlebens, 
vor  Allem  unter  den  Classen,  welche  an  der  »Spitze  des  Staats 
stehen,  Uberhaui)t  aber  unter  den  besitzenden  und  bisweilen  selbst 
bis  berab  zu  den  unteren  Classen  des  herrsehenden  Volks.  Athen 
und  Rom  sind  für  die  Glanz-  und  Schattenseiten  solcher  Zustände 
die  ewig  typischen  Beispiele.  Unverkennbare  Analoga  finden  «eh 
in  den  Matterländem  grosser  Golonialreiche  (Grossbritannien!)  nod 
in  Staaten  mit  systematischer  Ansbeaiang  der  Provinzen  (Türkei!) 
aaeh  in  der  modernen  Welt.  Die  Folgen  selbst  solcher  vorüber- 
gehender,  aber  wegen  ihrer  Grossartigkeit  gewaltig  einwirkender 
Ereignisse,  wie  der  „Fünf  Milliarden  Contribution**  Frankreichs  au 
Deatscbland,  bieten  ebeDlalis  einige  Aehnlichkeit^) 

Mindestens  Spuren  solcher  Verhältnisse  in  den  meisten,  allm.ilig  durch  V.r- 
bindong  verschiedener  (iebiete  entstandenen  Grossstaaten,  selbst  wenn  später  allgemeine 
Steucrreformeu  durchgeführt  worden  sind,  b'o  sind  z.  B.  uiuhrfach  die  zuf^IÜg«^ 
altan  Orandtteueischoldigkciten  noch  in  den  neuen  Katastersystemen  mit  berücksichtigt 
worden,  selbst  in  Frankreich.  PxorinzieUo  Aosgleichunf  der  Omndsteter  in 
Preusson  erst  1861. 

Wie  mit  Bttcksicht  auf  solche  Verhaltnisse  der  Bogriff  „freies"  und  „wilth* 
schaftliches"  Gut  Überhaupt  ein  r.lativor  ist.  s.  (irundleg.  §•  i>  („sociale**  Auffassaiig). 

Darlegunj?  u.  Kritik  dieser  Folgen  in  Wagner.  Keirhsfin.wesen,  in  Holtzeo- 
dorff's  Jahrb.  d.  D.  UeicUs,  III,  230  ti.  (1874).  S.  auch  mein  Referat  tLber  d.  Liteittox 
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Auf  die  Dauer  mOebte  es  kaum  zweifelhaft  sein,  dam  die 
SkooonuscbeD,  soeialen  ond  fiiuuiziellea  Folgen  solcher  Venehiebmig 
der  Kosten  oder  Lasten  des  heimisehen  Gemeinwesens  anf  die 
Firemde  aneh  fUr  das  empfangende  Land  nnd  Volk  ttberwiegend 
Bacbtheilig  sind,  die  Besteuerung  daher  doch  den  \'orzug  verdient. 
Ohnehin  ist  die  Grundlage  solcher  Verhältnisse,  die  Überlegene 
Macht,  naturgemäös  eine  unsichere  und  nicht  allzu  dauerhafte.  Mit 
ihrem  Zusammenbruch  fehlen  die  Deckungsmittel  des  Bedarfs, 
während  die  BedtürfDisse  zni>äch8t  meistens  geblieben  sind.  Die 
eigene  Besteuerung  im  erforderlichen  Umfange  ist  selten  mOglich, 
jede  Vermebrnng  der  Besteuerung  schon  höchst  druckend.  Nur  zu 
locht  wird  daher  das  ganze  Staatswesen  zusammenstttrzen. 

§.  850.  —  b)  Die  zweite  Form  der  ansserordentliehen  Hilfs- 
mittel zur  Deckung  ordentlicher  Ausgaben  ohne  Besteuerung,  das 
beständige  Schulden mac hen  für  „chronische  Deficite" 
auch  in  der  ordentlichen  Gebahrung''  verbietet  sich  mit  der  Zeit 
freilich  von  selbst,  weil  es  nicht  mehr  durchzuführen  ist.  Vom 
Stmdpnncte  der  Finanz  Wissenschaft  und  rationeller  Finanzpolitik 
BISS  es  nach  den  Erörtemogen  im  1.  Bande  unbedingt  yerworfen 
werden.  Dennoch  spielt  es  leider  in  der  Praxis  der  modernen 
WeU^  zumal  der  neuesten  Zeit,  ekie  nur  zu  grosse  und  zu  Terhäng- 
ninTolle  Rolle,  selbstrerstHndlich  nicht  im  cigcotlichen  Sinne  „be- 
ittodig",  aber  doch  verhUltnissmÄssig  längere  Beriuden  hindurcli. 
Bei  einigermassen  solider  Finauzverwaltung  wird  wenigstens  die 
Vermehrung  der  Besteuerung  zum  Behufe  der  Zinszahlung  möglichst 
io  gleichem  Schritte  gehen.  Aber  selbst  dies  ist  nicht  immer  leicht 
zu  erreichen  und  öfters  in  der  Finanzgeschichte  neuerer  Staaten 
lange  Zeit  hindurch  unterblieben  oder  doch  nicht  genttgeod  ge- 
schehen. Mitunter  aber  hat  es  selbst  an  emstlichen  Versuchen  in 
dieser  Bichtung  gefehlt,  so  dass  sich  bis  zu  dem  unvermeidlichen 
Zttsmmenbmch  die  öffentliche  Schuld,  znmal  die  Papiergeldschnld, 
Mhlie.s.slich  lawinenartig  vermehrte,  allerdings  meistens  in  Kriegs- 
nnd  Revolutionszeiten,  aber  nicht  ausschliesslich,  sondern  wirklich 
mit  zur  Deckung  ordentlicher  Ausgaben,  wie  IMö  i\.  in  Oesterreich, 
l65dff.  in  Italien,  in  der  Türkei. Längere  Zeit  liess  sich  dies 

f^tr.  die  fraozöä.  KriegskosteDcntschädigung  (Bamberger,  SOtbeer  tt.  A.  m.)  in 
Hildebr.  u.  CouraU'ö  Jahrb.  f.  ^■at.ökon.  IS74. 

")  Widitifere  Beispiele  «os  der  neueren  Finuizgescbichte  sind:  Frankreich  in 
^  «ntMl  Zeit  der  Revolution  während  (l<'r  Assignatenwirthschaft ;  die  Vereinigten 
SMa  TOB  Nordamcrica  während  des  Burgerkriegs  1861—65  (s.  v.  Hock,  amer. 
^&  437  ff.;  eb.  S.  501  Ii*,  aber  das  schliesslich  ganz,  zusammenbrechende  Finanz- 
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wohl  durchfuhren,  einmal  einfach  durob  VenDehrnng  des  Staats- 
oder  Bankpapiergelds,  das  uneiiüö&bar  geworden  imd  des  Zwaon»- 
cnni  fllhrtey  bis  snr  rettnogBlosen  Entwerthmig  desselben.*^)  Dass 
aber  auch  unter  leidiger  specidatiTer  Vennittlnng  des  modernen 
Banktbnms  dnreb  die  Vermebmng  der  TersinsUeben  Sebnid.  Die 
Aussicht  auf  grossen  Frovisionsgewinn  und  auf  andere  materielle 
und  ideelle"  Vortheile  war  für  dieses  Bankthum  lockend  genug.  Und 
die  Möglichkeit,  in  geeigneten  Zeitpuncten  die  neuen  Staatspapiere 
trotz  alles  Misscredits  im  Publicum,  selbst  mit  Gewinn  gegen  deo 
Uebemahmscars,  abzusetzen,  stellte  sieh  lange  genug  immer  wieder 
ein  oder  ward  durch  künstliche  Manoenvres  herrorgemfen.  Die 
Geschichte  der  tOrkischen,  ägyptischen,  mancher  sttd-  und  mittel- 
americanischen  Anleihe-Emissionen  anf  dem  enropäiscben  Markt 
liefert  eine  Fttlle  interessanter  Thatsachen,  ¥ne  solche  Staaten  ihre 
„öffentlichen  Aufgaben''  auch  ohne  Besteuerung  Jahre  lang  finanziell 
zu  bestreiten  wussten.^*) 

Man  muss  in  solchen  Fällen  freilich  die  eigenthtlralicbe  Lage 
berücksichtige D ,  in  welche  gerade  in  unserer  Zeit  die  Staaten  der 
kleineren  und  ärmeren  Volker  versetzt  sind.  Sie  machen  an  sich  ' 
selbst  ähnliche  Ansprache,  wie  die  Staaten  grosser  nnd  reicher 
Vdlker  nnd  -werden  dorch  die  internationale  Goncnrrenz  in  poli- 
tischen ,  militärischen  Dingen  nnd  in  Cnltnrbestrebnngen  faat  ge- 
nOthigt,  möglichst  gleichen  Schritt  in  den  „öffentlichen  AnfWen- 
düngen^'  zu  halten.    liire  eigene  volkswirthächaftliche  Lciätuiigi^-  , 


wescn  der  südstaatl.  Gonfödcration) ;  Oesterreich  in  d.  französ.  Revol.zeit  bis  ISll 
uad  wieder  1813 — l&lti  (s.  Wagner,  z.  Gesch.  u.  Knük  ü.  österr,  Baacoxettclperiode. 
Tab.  Ztschr.  1861  o.  1863,  n.  A.  Beer,  Fin.  Oeeterr.8,  Png  1877,  Kap.  1^8),  daoo 
wieder  1848  — 186S  (s.  Wagner,  Art.  Oesterreich»  Staatshaashalt  in  Blmitschli's 
Staatswörterb.  VII,  ders.  Oesterr.  Fin.  seit  d.  Frieden  v.  Villafranca  in  „Uns.  Zeit" 
lb03,  Beer  a.  a.  0.  Kap.  6 — 9);  Ungarns  Fin.  seit  18Gb  (s.  Horn,  Ungarns  Fio. 
Wien  1874):  It«lieii8  Fin.  seit  1859  Ms  in  die  letiten  Jahre  (e.  d.  Annnar.  fiaaac.); 
Knssland  bc-;.  in»  Krimkriege  (s.  Goldmann,  d.  niss.  Papiirccld ,  Riga  iSlVi. 
Wagner,  d.  lus^.  Paji.währ.,  Kigii  IStiS,  bfs.  Kap.  s)  und  wieder  im  letzten  Orient. 
Kriege  (für  denselben  au  500  Mill.  Kubcl  neues  Papiergeld  „zeitweise"  emittixt,  ZB 
780  Hill.  B.  aiten,  meist  noch  aus  dem  Krimkriege  herfahrenden  hinzogecretao): 
Spanien  seit  lan^jer  Zeit;  die  Ta^l^ei  seit  dem  Pariser  Frieden  von  1S56  bis  znin 
letzten  Kriege  (darüber:  d.  tUrk.  Fin.  bis  l!573,  Berl.  lb7S,  —  nicht  im  Buchhandel). 

Der  Werth  des  CoalOdorationspapicrgeldes  iu  America  schirand  schUeflKch 
gfaulich  dahin.  Aber  auch  in  weniger  extremen  FftUen  erweist  sich  die  Dedtong  der 
Aasgaben  mit  Papiergeld  schliesslich  unthunlich,  wenn  der  Curs  immer  mehr  weicht 
Charact.  Beispiel:  Osterr.  Bancozettel  Ibü^ — 11.   Die  Menge  stieg  von  500  auf  lOtio 
Mill.  11.,  der  Cors  Ton  224  auf  800—960  fl.  B.  Z.  f.  100  IL  S.1 

S.  G.  Cohn  in  d.  Tub.  Ztschr.  1876  u.  1877  ftber  d.  auswärt.  Anleihen  an 
d.  Londoner  Börse,  „ein  Beitrag  z.  Lehre  v.  Untemehmergewinu",  bes.  XXXII,  4l4  fi.. 
bes.  Uber  sttdamehc.  Emissionen.  Ueber  Aegyptea:  liist  fin.  de  l'Ji^ypte  depuia 
Said  Paach*  1854—70,  Par.  1878. 
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labigkeit  ist  daza  aber  za  gering.  Die  UDyermeidUohe  Folge  ist 
dann  das  SehaldeDmachen  fast  um  jeden  PteU,  so  lange  es  gehe» 
Bameotlieh  die  Aufnahme  aoswftrtiger  Sehalden.  0ie  neuere  Finans- 
geschiehte  mancher  ost-  nnd  sfidenropftiBohen  nnd  sfld-  nnd  mittel- 

americanischen  Staaten  ßndet  hierin  theilweise  ihre  Erklärung  und 
immerhin  einige  Entschuldigung. 

Die  finanzielle  und  volkswirthschaftliche  Beurtbcilung  dieser 
staatsschuldenpolitik  gehört  erst  in  die  spätere  Lehre  von  den 
Staatsschulden.  In  dem  practisch  besonders  wichtigen  Falle  der 
taswärtigen  Anleihe  sind  die  Folgen  fttr  das  abborgeade  Land 
iholiche  wie  bei  der  obigen  Ansbentnng  des  Auslands  dureh  Tribute. 
Zeitweilig  wird  eine  kttnstliehe  BMltiie  erreieht,  die  aber  gewöhnlieh 
BchoB  sehümme  Seiten  genug  zeigt,  Verschwendung  öffentlleher 
Gefaier  u.  s.  w.  Mit  der  Stockung  der  Zinszahlung,  welche  letztere 
oft  nur  aus  neuen  Anleihen  bestritten  wurde,  erfolgt  der  Zusanimen- 
brnch,  welcher  dem  weitereu  Scbiildenniachen  freilich  zunächst  ein 
jähes  Ende  macht.  Das  Ausland  hat  dann  das  Nachsehen,  einen 
definitivcD  Kapitalverlust,  der  leider  zumeist  die  Mittelclassen  trifft, 
welche  sich  die  fremden  Papiere  haben  aufhängen  lassen  oder 
dueh  die  Beclame  yeranlasst  wurden,  sie  zu  kaufen."*)  Die  Folge 
iflt  alsdann  gleichseitig  eine  ungünstigere  YertheiluDg  des  Volks- 
mmögens  unter  den  Ökonomischen  BeTOlkerungsclassen  des  aus- 
leihenden Landes.  Ein  besonders  characteristisches  Beispiel  liefert 
das  Schuldenwesen  der  Türkei  seit  dem  Pariser  Frieden  von  1856. 

F.  —  §.351.  Die  scbliessliche  Notbwendigke it  eigent- 
licher Besteuerung.  Alle  diese  Auswege  zur  Vermeidung  der 
Besteuerung  bei  einer  Vermehrung  der  öffentlichen  Bedürfnisse 
bilden  nach  dem  Vorausgebenden  nur  Ausnahmen  in  der  finanz- 
geiehiclitlieben  Entwioklnng.  Sie  k(^nnen  nur  seitweise  unter  be- 
Nuderen  Umstilnden  .beschritten  werden  oder  gehen,  wie  im  Fall 
der  Finanzregalien,  in  Besteuerung  Uber.  Insofern  tritt  schliesslich 
doch  stets  die  Nothwendigkeit  eigentlicher  Besteuerung,  bez.  einer 
Vermehrung  der  letztt^ren,  ein,  soweit  nicht  etwa  grosse  neue  privat- 
wirthschaftlicbe  und  Gebührenzweige  gegründet  werden  können, 
welche  dem  Staate,  der  Gemeinde  u.  s.  w.  direct  Einkommen  aus 
Omnd-  und  Kapitaleigenthum  und  aus  gewerblichen  Tbätigkeiten 
ufilhren. 

Die  Entwicklung  der  Besteuerung,  namentlich  die  That- 
ische,  dass  überhaupt  und  in  immer  grosserem  Umfange  Stenern 

■)  S.  Cohu  a.  a.  U. 
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I 

eintreten  mttsseni  ist  demnach  in  der  That  nrsäehlich  znrttek- 
znflihren  anf  die  Entwicklangstendens  des  (swangs-) 
gemeinwirthschaftlieben  Systems  bei  ansschllesslichem 

oder  stark  vorwaltendem  Privateigenthum  der  Pri vatwirth- 
schaften  an  den  sachlichen  Productionsmitteln  (§.  345). 

G.  —  §.  352.  Die  Art  uiul  Weise  der  Entwicklung  der 
Besteuerung  oder  die  Ausbildung  des  practischen  Steuer- 
systems und  der  Steuer  arten.  Sie  hängt  zunächst  aacb  wieder 
von  der  Gestaltung  der  Voikswirtbschaft  nnd  zwar  nnnmehr  . 
specieU  von  derjenigen  des  priyatwirtbscbaftlicben  Systems 
ab.  Diese  Gestaltang  aber  wird  wieder  daich  recbtliche  Momente, 
die  Einriebtnng  der  Priyateigentbnms-  nnd  Erwerbsord- 
nnng  und  der  ganzen  wirthschat'tlichen  Rechtsordnung  flr 
jenes  System  bedingt  und  steht  mit  der  Vertheiluug  des  Eigen- 
thnms  an  sachlichen  Productionsmitteln,  Boden  und 
Kapital;  unter  den  Privatwirthschat'ten  selbst  in  enger  Verbindung. 
Davon  hängt  dann  wieder  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  i 
nnter  den  Privatwirthsebaffcen  wesentlich  mit  ab.  ' 

I 

In  Folge  dieser  Znsammenbftnge  nnd  Gansalverbältnisse  msss 
anf  eine  Ver&ndernng  in  der  Gestaltang  des  privatwirtb- 
sebaftlieben  Systems  regelmSssig  eine  Verftndernng  in  der 

Art  der  Besteuerung  folgen.  Bezügliche  Tendenzen  zeigt  die 
Stcuergeschichte  auch  allgemein.  Dies  kann  aber  erst  unten  im 
3.  Hauptabschnitt  (§.  43Ö  ff.)  näher  nachgewiesen  werden.^) 

**)  Den  inneren  Zasammonhang  zwischen  den  Veränderungen  im  priratwirdiicli. 

System  und  den  Arten  der  Besteoemiig  hat  besonders  Rodbert us  in  s.  Aufsätzen 
zur  Geschichte  der  rfliii.  Tril)iitsr'Miorn  dargelegt,  —  ein  sonst  kaum  bcichteter.  auch 
von  den  üiätorikern  gcwöiiuücb  uberüelicner  üesicbtüpimct.  Kodbertus  zeixt,  vie 
die  Auflösung  der  alten  Wirthseliaftseinbeit  des  Oikos  durch  Temehile  Afbeite- 
thcilung  bei  eintretender  freier  Coucurreuz  und  beginnender  schärferer  Trennung  foo 
st&dt.  u.  ländl.  Arbeit  ursachlich  auf  Veränderungen  in  den  Steuern  einwirkte.  Er 
fuhrt  den  Unterschied  zwischen  antiken  u.  moderneu  Steuerprincipien  auf  den  Unter* 
schied  in  den  privatwiithschtfaiclien  TeHiSKnissen  zarock.  8.  bes.  Hildebr.  Jabib. 
lY.  842  ff.— 356,  403  ff.  (wegen  der  Verbindung  v.  Fabrikation  mit  der  Bohfixodaction 
in  derselben  Wirtlis- haft  ist  das  provinz.  Büdentribut  keine  reine  Grundsteuer, 
sondern  zugleich  eine  Besteuerung  des  gewerbl.  Kapitalgewinuä ,  S.  407;;  V,  13T  tl. 
(„.VerfUl  des  Oikos,  AnflOsnng  des  einen  sich  selbst  genOgenden  antiken  Handialls  is 
eine  mehr  qualitative  Vertheilung  des  NationniFermögens",  unter  dem  Einfluss  d-- 
Freihandels  bei  voller  „Kuhe  u.  Ordnung**  in  d.  bürgert.  Gesellsch.  in  den  ersten  Jahr- 
hunderten der  Kaiserzeit,  S.  lÜU),  268  Ü.,  28011.,  291,  297,  29911.,  307  (noth wendiger 
ffinzntritt  andrer  Stenern  zam  Bttrgertribot,  als  sich  die  „prodoctionswiithseb.  Eisbett 
des  Hauses"  auflöste  und  das  eine  Biirfjertribut  nicht  mehr  ..alle  rerschiedenartic'tt 
VerinAjensbt'Standtheile  u.  ErwerbszwcigC  traf,  S.  Hll),  VIII,  b3  ö'.,  125,  387  iBe- 
fordcruüg  der  localeu  Scheidung  der  Kohuroductions-  u.  Fabrik.arbeiten  durch  das  isr 
'  Blathe  kommende  Colonatsystem :  EiowirL  anf  d.  Besteuer.  8.  988;  besondre  hobere 
Besteuerung  des  Fabrikation^kapitals  durch  ein  höheres  tribntnm  capitis  f.  d.  aitifioes« 
S.  393,  395,  als  für  gewöhnliche  liaus>  and  Feldsclaven). 
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Nicht  nur  in  die  Eutwicklunfr  der  Besteuerung  Uberhaupt, 
-ondem  auch  in  diejenijre  der  Steuerarten  greifen  ferner  die 
wirthschaft liehen  und  die  socialen  Parteiungen  mehr  oder 
welliger  entscheidend  ein.  Es  entstehen  dadurch  in  der  Praxis 
flin  gewisse  Steaerarten  wirthschaftliche  ond  sociale  Stener- 
klmpfe,  deren  jeweiliges  Ergebniss  dem  ganzen  Stenersystem  • 
oft  das  characteristische  Gepräge  aofdrflekt.  Nfther  wird  auch 
liieranf  erst  später  einzugeben  sein.  Zur  vorläufigen  Orientirung 
mögen  folgende  Bemerkungen  genügen. 

1)  Unter  dem  Einfluss  def  Entwicklung  des  privatwirthschaft- 
lichen  Systems  und  der  Erwerbs-  und  Besitztheilung  desselben 
bilden  sich  wirthscbaftliclie  Interessengegensätze  der 
verschiedenen  Erwerbs-  und  BesitzlLreise  der  besiUen- 
den  Classen  ans.  Dahin  gehören  namentlich  die  Gegensätze 
iwiaehen  Grundbesitz  und  beweglichem  Kapitalbesitz  und  zwischen 
Laad  und  Stadt;  zwischen  Gross-  und  Kleinbesitz  dort,  Uansbesitz 
Dod  Gewerbebetrieb  hier;  zwischen  Rentenbezug  aus  Verpachtung, 
Venuiethung  und  Verleihung  von  Kapital  und  selbst  erworbenem 
Gewerbsgewinn;  zwischen  Gross-  und  Kleinindustrie,  Fal)rik  und 
Handwerk;  zwischen  Handel  und  Gewerbe;  zwischen  materieller 
Prodaction  und  liberalem  Beruf  (Beamte  n.  s.  w.)  und  ähnliche 
Fälle  mehr.   Es  ist  hier  immer  die  Veränderung  der  Arbeits- 
th eilung  ond  der  damit  stets  zusammenhängenden,  theils  zu  ihr 
flüvenden,  theils  wieder  durch  sie  henrorgerufenen  Theilung 
:  der  Besitzkategorieen  und  Einkommenarten  mitbestimmend 
flir  die  Arten  der  Besteuerung  und  für  die  Veränderungen  darin. 
Jeder  ökonomische  Erwerbs-,  Berufs-  und  Besitzstand  und  jeder 
'laraas  hervorgehende  politische  „Stand"  sucht  die  Steuerlast  dem 
uideren  Stande  zuzuwälzeu,  indem  er  solche  Steucrarten  begünstigt, 
I  welche  nicht  ihn,  sondern  diesen  anderen  Stand  vorzugsweise  treü'en: 
der  Städter  ist  der  ländlichen  Grundsteuer,  der  Landmann  den 
\  Midiischen  Steuern,  der  Gewerbe-,  Kapitah*enten-,  Einkommen-, 
Bfnenstener  n.  s.  w.  gttnstig.  So  ergeben  sich  zwischen  diesen 
I  nSüaden''  die  wirthschaftlichen  Steuerkftmpfe,  welche  einen 
grossen  Theil  der  Steuergeschichte  der  Völker  bilden.  Diese  Kämpfe 
J>crflhren  sich  vielfach  mit  den  eigentlich  politischen,  zwischen  den 
Terschiedencn  politischen  Ständen  geführten  (§.  359  ff.)  und  mit 
dea  socialen  Steuerkämpfen,  decken  sieb  aber  mit  beiden  nicht 
vüUig.  Auch  in  Betreff  ihrer  ist  der  enge  Zusammenhang  mit  der 

A.  Waf  »tr.  FtetMwtatMueluft.  If.  18 
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Gestaltaog  des  privatwirtbschafldichen  Systems,  seiner  Rechtsordniug 

für  Erwerb  und  Besitz  und  sciuer  Einkommen-  und  Vennögens- 
vertheiluDg  nicht  zu  übersehen. 

2)  Vielfach  noch  schUrlcr  treten  sich  die  Interessen  der 
besitzenden  und  der  nicht-be  sitzenden  Classen  gegenüber. 
Jene  (Jlassen  suchen  auf  diese  die  Steuerlast  besonders  in  der 
Form  der  sogen,  indirecten  Verbrauehsbesteuernng  von  G^ea* 
ständen  eines  allgemeineren  Verbrauehs  in  der  ganzen  BevOlkenmg 
und  in  dien  unteren  Stilnden  zn  wftlzen,  sobald  diese  Kreise  in 
etwas  verbesserter  Lebensweise,  naraentlicb  im  Consam  von  sogen. 
Lnxusnabmogsmitteln  nnd  Getrftnken,  einigermassen  eine  grössere 
wirthschaftliche  Leistungsfähigkeit  zeigen.  Und  umgekehrt  tritt 
mit  der  Eniancipation  der  unteren  ('lassen  bei  diesen  das  Streben 
her\or,  diese  Verbrauchsteuern  zu  vcrniindern,  weil  sie  die  kleinen 
Leute  relativ  schwerer  als  die  wohlhabenden  Classen  belasten: 
sowie  darcb  stUrkere  Hestenening  des  Besitzes,  darch  directe 
Steuern,  progressive  Einkommensteuern,  Erbsehaftssteuem  u.  s.  w. 
der  grosseren  Stenerfthigkeit  der  besitzenden  und  der  ClasseD 
höheren  Einkommens  die  Steuerlast  zuzuwftlzen.  Um  so  mehr 
und  um  so  bewusster  tritt  dies  Streben  hervor,  je  mehr  sich 
Privatreichthuin  ausbildet  und  bei  Einzelnen  concentrirt  und  je 
mächtiger,  neben  oder  statt  eigenen  ökonomischen  Vcrdieü.st>. 
„( 'oiiiuiictur"  und  „Glück"  hierbei  eingreifen.  Diese  Interessen 
gegcnsütze  führen  dann  zu  den  eigentlich  socialen  Steuer  kämpfen, 
welche  begreiflicher  Weise  in  unseren  Tagen  schärfer  als  noch 
je  in  der  G^eschicbte  hervortreten.  Auch  hier  ist  jetzt  nur  daisn 
zu  erinnern,  dass  diese  Kämpfe  in  volkswirthschaftlieher 
Beziehung  eben  das  Product  der  Entwicklung  des  privst- 
wirthschaftlichen  Systems,  seiner  Rechtsordnung  ood 
der  auf  dieser  Grundlage  wich  vollziehenden  Einkommen-  und 
Vermögensvertheiluug  sind.'*) 

Vgl.  Schmoller  in  HoitMBd.-BKntaBd'a  Jahrb.  1S77,  S.  IIS.   Stein,  Fii. 

11,  4  N  II.,  4.  A. 

''^  Die  gcachichtlir  he  Kntwioklung  der  Besteufirung  ahorhatipt  und  der  cinz''lni  a 
bieucrurtcu  Id^ät  aich  nicht  wulii  weiter  trconuD.  sls  es  hier  geschehen  ist  GeuMeros 
dnher  erit  im  3.  Haupubechnitt,  Abschn.  2  §.  43S  If. 
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%,  Abschnitt 

IMe  Besteuerang  in  ihrer  Beziehung:  zur  inneren  Yerfossuni:  and 

zun  politischen  StAndewesen« 

Bs  beitglieher  Absebnitt  feUt  l>ei  Rtu.  Eintebie  BemeilrongcD  patatm,  z.  B. 

§  249  Note  a.  Bei  dem  engen  Zusammenhang  der  Entwicklung  der  ficstenerang  mit 
itr  poliL  Verfassung  ist  ein  solcher  Abschnitt  aber  auch  in  der  Finanzwisseuschaft 
üAeaibehrlich.  Vgl.  Stein,  Fin.  3.  A.  „Recht  U.  Steuer  u.  Gesch.  d.  Steuervesens*' 
&  SlOfl,  4.  A  I.  402  ff.«  600  ff.  YorneDlich  gehört  die  Litentnr  der  Oeschiehte 
des  öf  f  e  n  tl.  Rechts  u.  diejenige  des  positiven  Staatsrechts  hierher,  nament- 
kh  die  deutsch»'  (s.  oben  S.  149  di.-  Citate  in  Rubrik  V  u.  VI);  aus  jener  (jeschichte 
bes.  die  Entwicklung  der  l'arlamcntc  in  dtu  t-i^entl  Staaten,  der  Laudstuude  in  dea 
deaucben  Territorien,  des  pariam.  u.  stand.  SteuerbevilligiiDgsrechts  specielL  Im 
ilion  Deutschen  Reich  sind  auch  die  \\  ahlcapitulationen  zu  erwähnen.  S.  z.  B.  tlber 
lie  deutschen  Verhallnisse:  Eichhorn,  D.  Staats-  u.  Rccbtsgesch.  5.  Aufl.  u.  A. 
II,  §.  306,  III.  §.  423  if.  (üb.  d.  Entsteh,  der  landständ.  Verfass.,  Lit.  darüber  S.  227), 

427,  438,  IV,  §.  477  (Wahlcapit.  Karl  T.,  Reichssteuem  nicht  ohne  Bewillignnf 
li-r  6  Kurfürsten  ausschreiben),  §.  537;  §.  546,  547  (Inndständ.  Steuerbewiil.  in  den 
leihtorien  im  16.  u.  17.  Jahrh.);  §.  5*J5,  596  (landständ.  StcuerbewilL  vird  nach  d. 
S*!.  Kriege  durch  die  steigende  Macht  der  Landeshoheit  herabgedrückt);  §.  616  (Ver- 
fassung der  D.  Lande  nach  Auf  lös.  d.  Reichs).  —  Walter,  D.  Rcchtsgescb.,  2.  Aufl., 
Bonn  1S57.  J^.  127.  20«.»  H..  304  II".,  350,  306,  370—372.  —  Zöpfl,  D.  Rechtsgesch.. 
4.  Aal.  1S72,  II,  §.  40  ^bcs.  Ht.  III,  S.  22U),  50,  §.  54  (d.  Landtage  in  d.  Tenit 
lib  r  14.  Jakrli.;  Ober  StenertewilL  8.  288),  §.  75.  —  6.  Waitz  pass.  in  den  Ab- 
^cklutten  aber  Finanzwesen  in  s.  D.  Verf.gesch.,  bes.  II  (2.  A.  1S70)  Kap.  7  meror. 
ieitj,  rV'  (1.  A.  1861)  Kap.  6  (carol.  Zeit),  VIII  (H7S)  Kap.  15  d».— 12.  Jahrb.).  — 
L  A.  Zacbariä,  D.  Staats-  u.  Buudcsrccbt,  2.  A.,  bes.  7.  d.  landstand.  Verfassung 
i  Oeottchen  BnndesstaateB  I,  586  ff.  (Ut  daselbst);  dann  II,  474  S.  ron  d.  Stenern 
u-  d.  Besteuerungsrecht  in  d.  D.  Staaten,  bes.  über  d.  geschieht!.  Entiricldong  dieses 
'>''\its  S.  479  If.  —  Aus  d.  Speciallit.,  welche  die  Entwicklung  der  Stenern  in  Verbind. 
m.  d.  öflentL  BeclU  genauer  beiiandelt,  s.  die  oben  S.  14U  11.  genannten  Monograplucen 
mp.  Avftitae  ?.  Kries  (SddeiieD),  Hoffmann  (Fbuwes.  v.  Wttrtemb.  z.  Auf.  d. 
K  Jahrb.,  Tab.  1840),  Falka  (Xnr-Sachsen) ,  Zeamer  (Städtesteuern);  auch  die 
Stbnften  v.  Hullmann,  Lang,  die  Aufs.  v.  Vocke,  G.  SchmoUcr  (d.  Epochen 
i  prettsä.  Fin.poliL);  dsgl.  die  Werke  Uber  d.  Uesch.  d.  Landständc,  so  loger,  üesch. 
i  D.  LandsOiide,  3  B.,  Hann.  1844,  n.  a.  a.  (Speclit  darüber  f.  d.  einzelnen  D.  Staaten 
Zachariä  a.  a.  0.,  587  fr.).  ücbcr  Preussen's  jctz.  öfT.  Recht  der  Steuerbewillig. 
Bit  Ruckbl.  auf  d.  alten  landständ.  Verfassungen)  v.  Rönn«  .  pnss.  Staatsrecht.  ?>.  A. 

§•  3,  4,  §.  68 — 70.  lieber  d.  geltende  Reichs fin.recht  v.  Rönne,  Staabrecht 
<L  0.  Beichs,  2.  A.,  II,  1.  Abth.  S.  65  ff.  n.  in  d.  zu  erwartenden  3.  B.  v.  Laband's 
StMlsr.  d.  D.  Reichs  (dcrs.  darüber  in  Uirth*s  Ann.  d.  1).  Reichs,  VI,  405).  Dogmat. 
».  principiell  üb.  d.  Natur  der  StcuerverwiUig.  u.  des  Finanzgesetzes  Fricker,  Tub. 
Ma.  IS61,  XVII,  (336  11.,  ub.  d.  posit.  D.  Recht  daselbst  S.  681  ff.  —  üeber  Eng- 
Und  s.  Qneist,  engl.  Verw.recht  2.  A.  I,  §.  12  (normann.  Zeit),  S.  277,  2!>7  (magna 
•-harta),  S.  280.  326  ff.  (rei-  h^ständ.  Zustimmung  z.  d.  Steuern):  liciit.  Vl^cht  II,  §.  62. 
•»3,  68.  —  Im  Text  handelt  es  sich  nicht  um  die  Darstellung  des  Steuerbewilligungs- 
nckli  n.  seiner  geschichtL  Entwicklang  an  n.  fOr  sich,  sondern  nur  um  die  Darlegung 
iei  7i— iHimimhOTgs  dieses  Beohts  mit  der  EntwicUang  der  Besteuerung. 

I.  —  §.  353.  Die  Anordnung  der  Besteuerung.  Die 
Besteuerung  als  eine  Zwangsleistung  von  SaehgUtern  oder  Geld 
Seitens  der  Bevölkerung  an  den  Staate  an  die  Übrigen  öffentlichen 
Körper  oder  deren  Repräsentanten  (Fürst,  Hegierong,  Obrigkeit) 
erhält  ihre  formelle  Regelang. durch  ^e  innere  politische 
Verfastiing.   Unter  letzterer  wird  hier  sonüchBt  das  anerkannte 

18* 
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Kechtsverhältniss  zwischen  der  Staatsgewalt  und  der  Bevölkerung 
des  Landes  verstanden,  weiter  auch  die  rechtlich  anerkannte 
(politisch-)  ständische  Gliedemng  der  Bevölkemog.  Nach  dieser 
Verfassiiog  richtet  sich  die  Rechtsform,  in  welcher  flberhaopt  eise 
Bestenemng  Ittr  „öffentliche  Bedürfnisse"  angeordnet  wird, 
aber  von  der  Verfassang  hängt  anch  der  Begriff  „Offentiiehes 
Bedürfniss"  ab.  Die  Verfassung  ist  daher,  nach  der  Organisation 
der  Volkswirthtjchaft,  ein  weiteres  entscheidendes  Moment  für  die 
Entwicklung  der  Besteuerung  und  für  die  Gestaltung  der  letztereu, 
daher  auch  für  die  Ausdehnung  der  Besteuerung  unter  der  Be- 
v(")lkeraDg,  fUr  das  Steuersystem  und  die  Steuerarten.  In  dieaei 
Beziehungen  ist  die  verfassungsmässige  ständische  Gliederong 
besonders  wichtig. 

Sacht  man  zunächst  die  ausserordentliche  Mannigfaltigkeit 
der  geschichtliehen  Verhältnisse  in,  Bezug  auf  die  AnordnuDg 
der  Besteuerung  auf  typische  Grandzüge  zurückzuführen,  so  lassen 
sich  deren  nach  den  massgebenden  politischen  Verfassungen  wobl 
drei  Haupt  formen  unterscheiden.  Nur  kommen  diese  Fornieu 
natürlich  selten  ganz  rein  zur  Erscheinung,  sie  gehen  in  einer 
Menge  von  Varietäten  in  einander  Uber.  Immerhin  tritt  aber  in 
den  zu  einer  jeden  dieser  Hauptformen  gehörigen  Fällen  ein 
leitendes  Princip  hinreichend  deutlich  hervor,  welches  dne 
solche  Eintheilung  zu  machen  gestattet  In  Kfirze  lassen  sieh 
diese  drei  Rechtsformen  der  Anordnung  der  Besteuerung  bezetchneo 
als  ,,  Auflegu  ng'*  der  Besteuerung  Seitens  der  Staatsgewalt, 
als  „Vertrags m U ssige  Regelung"  und  als  ^^verfassuugi^- 
mässige  Bewilligung''  der  Besteuerung. 

A.  —  §.  354.  Die  Auflegung  der  Besteuerung.  Die  Ver 
fassungen  sind  einmal  solche  mit  politischer  Rechtlosigkeit 
der  Bevölkerung.  Hier  erfolgt  die  Anordnung*  der  Besteaemng 
einseitig  durch  Auflegung  Seitens  der  Staatsgewalt  (des  FOrBten). 
Die  Steuern  können  hier  in  einem  engeren  Sinne  des  Worts  Auf- 
lagen genannt  werden.  Hierhin  gehört  die  Besteuerung  in  eigeDt* 
liehen  Despotieen,  wie  besonders  denen  des  Alterthums  und 
asiatischer  Reiche  von  Altcrshcr  bis  in  die  Gegenwart  (Türkei). 
Ferner  die  Besteuerung  in  absoluten  Monarehieen,  wie  denen 
des  modernen  Europas  nach  der  Besiegung  der  Stände  und  der 
Beseitigung  der  ständischen  Mitwirkung'  bei  der  Besteuerung  seit 
dem  17.  Jahrhundert  bis  in  unsere  Tage  hinein.  Partiell  bat 
denselben  Gharaeter  die  Besteuerung  politisch-rechtloser  Pro  Tin- 
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*'ial bevöIkeruDg,  wie  z.  B.  im  altromiscben  Reiche,  oder  der 
(  oloniaibevölkerang  Seitens  des  Mutterlands,  Dassdbe  gilt  von 
der  Bestenernng  politisch-rechtloser  Volkse! assen,  neben  solchen 
ClsMen,  welche  etwa  rechtlich  steuerfrei  sind,  oder  nach  einem 
der  beiden  andern  Systeme  der  Anordnung  besteuert  werden,  z.  B. 
TOS  der  Besteuerung  der  unteren  Landbevölkerung  im  Unterschied 
vos  Adel ,  Geistlichkeit  und  Städten  im  enropäisohen  Mittelalter 
md  in  der  Uebergangszcit  seit  dem  16.  Jahrhundert,  wenn  auch 
die  häufig  bestehende  Abhänc:i^?kcit  dieser  Landbevölkerung  (Hinter- 
sassen) von  den  bevorrechteten  Ständen  etwa  für  die  letzteren 
wieder  zu  einer  Mitwirkung  bei  der  Staatsbesteuerung  ihrer  Unter- 
gebenen geführt  hat^) 

Diese  einseitig  i^anfgelegte''  Besteuerung  bringt  natflrlioh  leicht 
besondere  Gefahren^  derHärte^  des  Uebermaasses,  der  Ungereohtig- 
kdt  mit  sich.  Die  schlimmsten  Missbrituohe  solcher  Art  zeigt  die 
Stenergeschichte  auch  bei  diesen  j^Anflagen".  Indessen  sind  solche 
Missbiituchc  doch  nicht  unbedingt  die  nothwendige  Folge  dieses 
Systems  der  Anordnung  der  Besteuerung.  Wo  sie  besonders 
H'hreiend  gewesen  sind ,  wie  in  Despotieen ,  in  ausgebeuteten  Pro- 
viozen,  ist  weniger  diese  Art  der  Anordnung  ^  als  der  allgemein 
maogelbatte  ßechtszustand  daran  schuld. 

In  geordneten  Staaten,  wie  sie  die  neuere  absolute 
Monarehie  darstellt,  verdankt  man  dieser  „Auflegung''  der  Be- 
iteoenmg  sogar  grosse  Fortschritte.  Diw  Staatsform  war  es 
Toniemlicb,  welche  in  den  letzten  Jahrhunderten  die  beiden  grossen 
Grundsätze  der  Gerechtigkeit  in  der  Besteuerung  (365,  396  tf.),  die 
Allgemeinheit  und  die  Gleichmässigkeit,  mehr  und  mehr 
verwirklicht  hat,  wenn  auch  die  geschichtlich  überkommene  Steuer- 
verfassuDg  des  ständischen  iStaats  and  das  herkömmlich  Bestehende 
hier  noch  vielfach  Schwierigkeiten  in  Bezog  auf  Steuerfreiheiten 
tad  Privilegien  machte^  welche  die  absolute  Monarehie  noch  nicht 
Toflatindig  flberwinden  konnte.*)  Die  letztere  hat  sich  auch  hier 
tfters  grosse  Verdienste  um  die  unteren  Glassen  durch  die  Dureh- 
ttlming  des  Grundsatzes  der  staatsbtirgerlichen  Gleichheit  erworben. 
Der  ihr  oft,  wenn  auch  nicht  selten  mit  Uebertreibungen ,  nach- 
gerühmte Vorzug,  dass  sie  kein  Interesse  habe,  eine  Volksclasse 

')  Eichhorn  II.  S.  460. 

•)  Vffl.  Schmoller  a.  a.  0.  S.  56  fT.,  namentlich  S.  59  über  den  Gcneralhufcii- 
der  unter  Friedi.  Wüh.  I.  in  Ostpreossen  an  d.  Stelle  der  bisherigoa  v.  platten 
iai»  gezihltea  Stmeni  tnt  und  sqIiob  danab  m  ^^eamst  rebtttf  genchten  gleioh- 
■lirigMi  Stwerbdcgiuig  der  Ubidliehen  'Q^iihsohaltMi''  ftthrte. 
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vor  der  anderen  zu  beg^Ünstigen ,  bewährte  sich  hier.  Und  selbst 
eine  gewisse  Schonung  der  allgemeinen  fciteuerkraft  ist  im  eigeoea 
Interesse  der  Monarchie  wohl  erfolgt. 

Anderseits  sind  wieder  in  Despotieen  bei  der  ,,Aul legung'' 
der  Bestenemng  die  Grundsätze  der  Aligemeinheit  und  Gleich 
mftssigkeit  nicht  immer  massgebend  geworden.  Aneh  bei  völliger 
politischer  BechÜosigkeit  des  ganzen  Volks  und  demnach  für  alle 
Classen  fehlendem  Recht  der  Mitwirkung  bei  der  Bestenenmg  ist 
doch  gewöhnlich,  wenn  auch  nicht  dem  Despoten  selbst  gegenüber, 
80  doch  in  der  Bevölkerung  eine  ständische  Gliederung  durch  Recht 
und  Sitte  anerkannt  gewesen  und  hier  auch  vom  Herrscher  geachtet. 
Die  höheren  Stände  wurden  bevorrechtete  ulU  haben  auch  in  der 
bteuerverfasBung  der  Despotie  Befreiungen  und  BegUnstigungCD 
erfahren,  die  eben  nur,  znm  Unterschied  von  dem  folgenden  System 
der  Anordnung  der  Bestenening,  kein  „Recht''  dem  Despoten  gegen- 
ttber  bildeten.  Bei  der  grossen  Macht  der  „Sitte''  auch  in  solchen 
Ländern  und  bei  der  vielfachen  Interessengemeinschaft  des  Hem 
und  der  beYorreehteten  Stände  bedeutete  der  Mangel  eines  solchen 
,,Rechts'^  indessen  nicht  so  viel.  Die  SteuerbegUnstigUDg  war  doch 
*  von  nachhaltigem  Werth. 

Unter  den  geschichtlichen  Beispielen  dieser  Anordnung  der 
Besteaernng  in  der  Form  der  ^»Auflegung''  Seitens  der  Staatsgewalt 
allein  nimmt  neben  der  Steuerverfassnng  der  modernen  Monarchie 
dicijenige  des  altrömischen  Reichs  in  der  Kaiseraeit  die 
Aufmerksamkeit  auch  ftir  die  Finanswissenschalt  besonders  m 
Anspruch.  Diese  Steuerverfassung  nähert  sich  durch  die  allgemeiae 
Ausdehnung  der  directen  Personal-  und  Grundsteuer  und  durcb 
die  Art  ihrer  Anordnung  immer  mehr  den  Steuerverfassungen  der 
orientalischen  Despotieen.  Aber  sie  verwirklichte  doch  auch  die 
Grundsätze  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  mehr  und 
mehr  und  erinnert  mit  ihren  Katastnrungen ,  Steuerrollen  und 
Erhebungsarten  an  die  Steuerreformen  des  modernen  „aufgeklärteo 
Despotismus"  seit  dem  17.  und  18.  Jahrhundert,  wo  auch  Alles 
mdgliohst  „rationell"  gestaltet  wird.  Hier  wie  in  so  Manchem  ist 
das  altrOmisdie  Kaiserreich  ein  Vorbild  der  modernen  Grossstaaten.*) 

S.  Marquardt  II,  198  ff.  üb.  d.  Steuerreformen  unter  Atipnstos,  u.  217  ff.  unter 
Diocletian  u.,  auch  hier  ridfacli  abweichend,  Eodbertus  aber  d.  rOm.  Tribatätouem 
in  Hild.  Jahrb. «.  0.  Das  Streben  nach  ^lefehmisslgerer  Yeiaeiluug  der  Steneriait 
unter  die  einaebuB  Orandbesitzer  und  Bewohner  ist  Idtendes  Princip.  Im  EinxelaM 
Vieles  oasicher,  aach  ?<hi  Rodbertna  voU  nicht  iouner  daa  Üchtige  getrofiea. 
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B.  —  §.  355.  Die  vertragsmässi ge  Regelung  der  Be- 
iteoeniiig.  So  ittsst  sieh  wobl  riebtig  die  AnordonDg  der  BesteneniDg 
in  Yerfasflnngsziistilnden  bezeichnen,  wie  sie  dem  stilndischen  Staate 
des  gennaniseb-romamscben  Mittelalters  eigen  waren.  Ein  OffentHoh- 
rechtliches  Moment  in  der  Bestenemng,  eine  Verpfliebtniig  des  Volks, 
Stenern  zu  leisten ,  fehlt  zwar  auch  hier  niemals  völlig.    Aber  es 
tritt  das  Alles  zurück  gegen  die  gewissermaKsen  i)rivat rechtliche 
Auffassung  und  P>ehandlung  der  Beziehungen  zwischen  der  Staats- 
gewalt (den»  Fürsten)  und  dem  Volke.     Die  Vermischung  des 
Staats-  und  Hof- Haushaltes,  die  Verpflicbtnng  des  Landesberm, 
diese  beiderlei  Aasgaben  znnäehst  ans  seinem  Domaninm  und  ans 
den  gebflhrenartigen  Einnahmen  bei  der  Ansflbnng  der  Hoheits- 
reehte  zn  bestreiten,  Uessen  eine  klare  Pflieht  zur  Stenerzahlnng 
nieht  leieht  anfkommen.    Reichen  die  gewöhnlichen  Einnahmen 
aas  diesen  Quellen  nicht  aus  oder  treten  besondere  Nothlalle  u.  dgl., 
wie  Krieg,  Gefangenschaft  des  Landesherrn,  ein,  so  wird  zwar 
eine  Verptiichtung  des  Volks,  Steuern  zu  gewähren,  von  der  Staats- 
gewalt geltend  gemacht  und  vom  Volke,  bez.  von  den  Ständen 
anch  in  gewissem  Umfange  anerkannt.    Darin  liegt  das  auch  hier 
mitspielende  öffentlich-rechtliche  Moment,  welches  dann  in  weiterer 
Entwieklnng  zu  der  dritten  Anordnnngsform,  der  verfassnngsmftssigen 
Bewilligung,  gefttbrt  hat    Aber  sogar  in  Zeiten  der  Kriegsnoth, 
wo  bei  deotlieh  mit  Yorhandenem  Interesse  des  Volks,  bez.  der 
Stände  selbst  noch  am  Ersten  dieser  öffentlich-rechtliche  Character 
der  Besteuerung  hervortritt,  erfolgt  doch  die  Anordnung  der  letzteren 
zwischen  der  Staatsgewalt  einer-  und  den  Ständen,  dein  Adel,  der 
Geistlichkeit,  den  Städten  andrerseits  wie  in  einem  freien  Vertrage, 
und  vollends  in  anderen  Fällen,  wo  es  sieh  mehr  um  die  Deckung 
normaler  Ansgaben  oder  unbestritten  nm  fürstliche  Angelegenheiten, 
TL  B.  nm  Tilgung  und  Verzinsung  von  Schulden  handelt  —  deren 
Aufnahme  im  oder  mit  im  Landesinteresse  etwa  nur  ein  Motiv 
der  Steuerfordemng  abgiebt  —  wird  wie  zwischen  zwei  freien 
Vertragsebliessenden  über  die  Gewährung  der  Steuer  zwischen  dem 
Landesherrn  und  den  Ständen  verhandelt.    So  wird  ausdrücklich 
eine  Verptiichtung  der  Stände  abfrewicsen ,   die  Steuer  nur  als 
Zeichen  des  guten  Willens  hingestellt,  dies  Rechtsverhältniss  und 
diese  Auffassung  auch  vom  Landesherrn  anerkannt  und  fUr  die 
Steuer  gedankt.  Die  Steuer  wird  nach  Umfang,  Art,  Zeitdauer 
fenaa  bestimmt  und  als  vorübergehende  Massregel  bezeichnet 
BsiBügungen,  wie  Bestätigung  von  Rechten,  Gewährung  von  Privi- 
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legien  und  Freiheiteo,  werden  gestellt  und  zugesagt,  Versprecbungeu 
ausbedangen.  Der  Zweck  wird  testgesetzt,  wenigstens  im  Allge- 
meineo,  wenn  auch  der  Ertrag  der  einmal  bewilligten  Steuer  nach 
dem  für  die  An8gal>en?erwaltang  bestehmiden  Finanarecht  der 
Zeit  dein  Fürsten  mitonter  ohne  weitere  Gontrole  an  verwendeo 
flberlassen  wird.  In  Allem  der  Vertragsgesichtspnnct  des  do  nt 
des,  keine  Identität  zwischen  Staats-  nnd  Volksinteresse  nnd  keine 
eigentlich  rechtliche  Verpflichtung  zur  Steuerleistung  behals 
Deckung  des  ganzen  Finanzbedarfs.'*) 

Die  politische  Voraussetzung  einer  solchen  Anordnung  der  Be- 
steueroDg  war  ein  noch  wenig  entwickeltes  Staatsleben,  daher  ein 
geringer  Finanzbedarf.   Die  ökonomisch-finanzielle  Voranssetoimg 
war  das  Vorhandensem  andrer  Einnahmen,  ans  Domftnen  n.  s.  w., 
Gebühren  y  wdohe  wenigstens  für  gewöhnlich  in  der  Hanptsaebe  ■ 
ansreichten.  An  einzelnen  Einnahmen  eigentlichen  Stenercharaeten,  ; 
welche  von  dieser  vertragsmftssigen  Gewährang  unabhängig  wafen,  ' 
hat  es  dabei  auch  nicht  immer  gefehlt:  iUtere  teste  Steuern  vom 
Grund  und  Boden,  vom  Hause,  welche  ein  für  allemal  zu  leisten 
waren  und  als  eine  Verpflichtung  von  Alter.sher  anerkannt  wurden. 
Uber  weiche  hinaus  dann  aber  um  so  weniger  eine  Steuerpflicbt 
bestand.  ■ 

Im  Einzehien  sind  die  Verhältnisse  manchfach  ▼erachieden, 
der  ganze  mittelalterliche  Beichthnm  an  individuellen  Gestaltongen  i 
tritt  auch  hier  hervor.  Je  nach  der  Stellung  des  Königthnms  mm  ' 
Land  nnd  Volk,  nach  der  Entwicklung  des  Lebenswesens  und  der 
Ausbildung  mehr  oder  weniger  selbständiger  Territorial herrsc haften 
aus  dem  ursprünglichen  Patrimonialgebiet  und  dem  damit  ver- 
wachsenden Lehensgebiet  treten  weitere  Unterschiede  nach  Land 
und  Zeit  hervor.  Der  Uebergang  zur  dritten  Anordnangsforro  der 
Bestenemng,  znr  verfasanngsmässigen  Stenerbewillignng^  gestaltet 

*)  S.  einzdue  Beispiele  aus  Braudcnb.  1342,  Salzb.  1327,  überbaiern  1302,  i30T 
hei  Rao,  Flu.  I,  Kote  *  so  §.  249.  —  Eiehliorii  n,  §.  806  (bes.  Uber  d.  Bele). 

III,  §.  420,  IV,  547.   üebcr  d.  B-  irrifT  „Bede"  oder  „Bitte"  s.  bes.  Zeumer  a. ».  0. 
S.  3b  ti. ;  von  „bitten"  herrührend,  Iruh  mit  Stcut-r  identisch,  auf  den  ür^^prung  der 
Besteuerung  in  d.  Terhtoricn  hinweisend  (die  Ableitung  dcä  W  orts  v.  bieten,  gebieten, 
bei  Lanir,  oder  ron  Bai»,  (^Ideb  Hülfe,  bei  Moser,  ist  anftogeben),  laL  piecam. 
prccatio,  preratnn,  pctitio,  s.  Waitz.  Vcrf.gesch.  VIII,  304  ff.    Nach  Z  cum  er  sind 
die  Beden  u.  Steuern  uberh.  nicht  wesentlich  zu  unterscheiden,  sie  wären  ursprUng-lich  > 
meist  private  Unterstützungen  der  Herren  gewesen,  später  durch  Verknüpfung  mit  der  , 
Gerit  litab.irkeit  u.  Landeshoheit  öffentlich-rechtlicher  Natur  geworden,  eine  AnffassiiBgt 
die  Waitz  VIIl.  3*JS  nicht  .iiigemein  billigt.  —  Bcs.  lehrreich  sind  die  Verhandluflgen 
in  Sachsen,  bei  Falke  a.  a.  0.,  und  in  Schlesien,  bei  Kries  a.  a.  0.,  z.  B.  ■ 
Erl  es  8.  ft,  2S  ff.  (die  Biersteoer  v.  1546  soll  nach  Ablauf  d.  bestimmten  Zeit  „gaaz 
todt  Q.  alle  Beiii"),  wo  die  Belege  fta  die  leitenden  Grondttlge  der  Gestaltans  in  Teit 
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neb  danach  yersehieden.  Die  Reichs-  ond  Landessteaeni  erhalten 
früher  und  deaüioher  den  affentlich-rechtliohen  Gharacter  aufge- 
prägt, als  die  Territorialstenem.  Jene  werden  aber  avch  namens 

lieh  in  Deutschland  mit  dem  Verfall  der  Reichsgewalt  unwichtiger, 

letztere  mit  der  Ausbildunij  und  Verselbständigung  der  Territorial- 
lierrscbatten  immer  wichtiger  und  hllufiger,  so  dass  bei  ihnen  jenes 
vertragsmässige  Feilschen  um  die  Gewährung  der  Steuern  practisch 
cridärlieh  wird. 

§.  356.  Besonders  characteristisch  erscheint  diese  zweite  Form 
der  Anordnung  der  Besteuemng  im  Stenerwesen  der  deutschen 
Territorien.  Hier  entwickelt  sieh  im  engen  Zusammenhang  mit 
den  Bedttrfiiissen  und  fürstlichen  Gesuchen  nach  Steuern  und  mit 

den  Verhandlangen  darüber  die  landständische  Verfassung.  An- 
tänglich  und  in  manchen  einzelnen  Füllen  noch  bis  ins  17.  und 
18.  Jahrhundert  hinein  zei^^t  sieb  hier  deutlicb  das  geschilderte 
Verbältniss  der  vertragsmUssigen  Regelung  der  Steuern,  zu  deren 
Bewilligung,  wenn  Überhaupt,  so  nur  sehr  unbestimmt  eine  Art 
öffentlich-rechtlicher  Verpflichtung  anerkannt  wird.  Nur  soweit  es 
och  in  den  Territorien  um  reiohs-  und  kreisTerfassungsmässige  oder 
auf  den  Reichstagen  bewilligte  Steuern  handelt,  wird  im  Allge- 
memen,  wenn  auch  mit  manchen  Weiterungen,  eine  solche  Ver- 
))flichtung  Seitens  der  Landstände  zugegeben  und  besteht  sie  auch 
wenigstens  formell  nach  dem  Reichsrecbt.  ^)  |Dcr  Haupttbcil  der 
sogen,  noth wendigen  Steuern  des  älteren  Keichsrecbts.'^)]  Bei 
der  vSchwäche  der  Reicbsgewalt,  der  Verwickeltheit  und  Strittigkeit 
des  Reichsrechta ,  der  oftmaligen  Renitenz  der  Landesfürsten  und 
städtischen  Obrigkeiten  selbst^)  hatte  diese  öffentUch-rechtliohe  Ver- 
piiiehtung  auch  in  diesen  Fällen  nicht  immer  die  erforderliobe 
prsetisehe  Bedeutung.  Um  so  weniger  aber  wurde  darttber  hmaus 
ftr  die  eigentliehen  Territorial-  und  fUr  die  landesberrUeben  Be> 
dtirfnisse  eine  Verpflichtung  zur  Steuerbewilligung  eingeräumt, 
wenn  es  auch  nach  der  Landesverfassung  gewöhnlich  einige  sogen, 
nothwendige  Steuern,  wie  z.  R.  die  Fräulein-  oder  Trinzessin- 
«teuer  für  die  Ausstattung  sich  vermählender  fürstlicher  Töchter, 
gsb.  Die  Übrigen  Steuern  fttr  die  Landesbedttrfnisse  waren  daher 


^  Eichhorn  IV,  §.  537,  547;  Zacharii  U,  §.  219,  &  4S2,  4S8. 
*)ZaehtnS,  §.  23L 

'i  So  z.  6.  machen  in  Sachsen  die  St&nde  Schwierigkeiten,  selbst  die  Turkcn- 
stoier  iü  d.  Form  des  „gemeinen  Pfennig"  zu  zahlen,  weil  ihr  Korfttnt  diese  UÜf« 
flicht  selbst  milbewiUigt  habe.   Falke,  Tüb.  Ztschr.  B.  31  S.  117. 
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sogen,  ,,freiwillige'^^)  Für  sie  bat  sich  jene  vertragsmäuige 
Regelang  zwiBohen  Fttrat  nnd  Ständen  länger  erhalten. 

Erst  mit  dem  immer  weiteren  Verfall  des  Reichs  nnd  dem 
Uehergang  von  Staatsfnnctionen  von  ihm  auf  die  Territorien,  mehr 
noch  mit  der  unvermeidlichen  Ausdehnnn^  der  OffenÜiehen  Thätig- 
keit,  welche  die  Folge  der  Eiitwiekhiii^cu  vom  15.  bis  17.  Jahr- 
hundert war  und  den  Finanzbedarf  uni::eniein  steigerte,  tritt  das 
öfifentlich-rccbtliehe  Moment  in  der  Besteuern ii*^  vor  jenem  privat- 
rechtlichen  Moment  immer  mehr  hervor.  Damit  kommt  die  dritte 
Form  der  Anordnung  der  Besteuerung  zum  Durchbrach.  Aber  wie 
die  dentschen  Territorien  tlberhaapt  doch  bis  znm  Untergang  dei 
Reichs  noch  immer  nicht  ganz  volle  Staaten  geworden,  so  blieb 
anch  der  landständischen  Stenerverfassnng,  wo  dieselbe  nicht  der 
fürstlichen  Omnipotenz  gewichen  war,  etwas  von  dem  alten  Gha- 
racter  gewahrt.  Die  liesteuernng  war  in  der  Theorie  der  deutschen 
Cameralisteu  des  IS.  Jahrhunderts  immer  noch  eine  anomale,  eine 
Ausnahme  bildende  Einnahmeart  und  in  der  landstäudischen 
Praxis  nicht  minder«  obwohl  sie  meistens  schon  regelmässig  bestand 
und  die  Bewüligong  auf  Zeit  immer  mehr  zn  einer  Formalität 
herabsank. 

Aach  in  manchen,  übrigens  in  den  verschiedenen  Territorieii 
Öfters  verschiedenen  nnd  im  Laufe  der  Zeit  sich  verändernden 

Einzelheiten  der  älteren  landständischen  Verfassung  tritt  der  Oha- 
racter  einer  quasiprivatvertragsmässigen  Regelung  der  Besteuerung 
öfters  besonders  prägnant  hervor.  So  wenn  jeder  Stand  für  sich 
eine  Steuersurame  bewilligt,  keine  Majorität  von  zwei  Curien  gegen 
die  dritte  entscheidet,  die  Stände  vielmehr  durch  Pactiren  unter 
einander  sich  bewegen,  die  Last  in  bestimmtem  Verhältniss  anf  sieb 

")  Zacharlft  n,  499.  —  In  EngrlaB^l  nach  d.  megna  Charta  Zutiaiikfecht  staalL 
KienvasaUen  tarn  „Lehenliilfsg:cld",  auxilium,  mit  Ausnahme  der  3  hcrkömml.  Ehren- 
ti.  Nothfillo  (Rittenchlag  des  Sohns,  Ausstatt  d.  Tochter,  AoslOe.  ans  (iefangenscL). 

(inciät  I,  ISO. 

*)  Koch  nach  dem  80j&hr.  Kriege  var  das  Streheo  nach  idchsgeeeldicher  Ane^ 
kennnog  eines  unbesoh rankten  Beston.  ninfrsrochts  der  Landesherrschafl ,  wonach 
die  Landstände  u.  Untertlianen  auch  die  Mittel  zur  Bestreitunir  dt;:  <  i^.'ntlichen  Landes- 
ansgaben  in  grösstcm  Umfang  anf  Bogehr  darzubringen  schuldig  »ciü  sollten,  nicht 
darchznsetzen.  Der  Kaiser  rerweifrerte  einer  bezttirUchen  Ansdehnmig  des  Ueichs> 
ubschieds  v.  Ui54  §.  ISO  in  einer  Iv  aolution  v.  1671  seine  ZostiBUaang.  S.  darUber 
Eichhorn  IV,  §.  547,  Zachariii  II,  §.  211*  S.  4S3. 

««)  So  sagt  z.  B.  Jüsti.  Syst.  d.  Fin.wes.,  Halle  17««.  S.  .149,  350,  allerdinpi 
wesentl.  aus  einem  pol  it.  Standpuncte  urtheilend:  Abgaben.  Steuern,  Schatznogcn 
•nullten  '1'  III  Fürsten  nicht  auf  botinuliir.  bondern  nur  jährlich  h.-willigi  werden.  Sic 
äeiuu  deshalb  fjm  eigeutL  u.  arsprUngl.  Verstände"  nicht  zu  den  ordentL  Einiimfiea 
des  Staats  zu  rechnen. 
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ZU  nehmen;  wenn,  wie  gewöhnlich,  ohne  landesherrliche  Organe 
die  Erhebung  der  Steuer  erfolgt,  und  dann  Jeder  Stand  seine  über- 
nommene Schuldigkeit  selbst  repartirt  and  den  Gesammtbetrag 
abllibrt. 

Gewöhnlich  sind  es  Schätzungen  oder  sogen,  directe 
Steaern,  Personal-,  Einkommen-,  Vermögen-,  Grondsteaem,  bei 
•welchen  die  stitoidische  Mitwlrknng  nnentbehrlich  ist.  fiel  manehen 
sogen,  indireoten  Verbranehstenem,  im  heutigen  fiminzwissenschail- 
lichen  Sinne  dee  Worts,  namentlich  bei  den  yerschiedenen  Arten 
Zöllen,  welche  bald  mehr  Gebühr,  bald  mehr  Steuer,  bald  Beides 
vereint  sind,  gingen  die  selbständigen  Befugnisse  des  Landesherm 
weiter  und  wurde  das  Recht,  solche  Abgaben  aufzulehnen,  auf 
kaiserliche  Ermächtigung  zurückgetiiln  t  oder  aus  den  allgemeinen 
Uoheitsrecbtcn  des  Landesherrn  abgeleitet.  Doch  findet  wenig- 
stens bei  allgemeinen,  anoh  im  Territorinm  selbst  erhobenen 
mdiieoten  Verbranohstenem,  wie  bei  den  seit  dem  15.  nnd  16.  Jahr- 
bimdert  häufigeren  allgemeinen  Trankstenem  nnd  „Ziesen"  (Acci- 
sen)")  anf  Terschiedene  Lebensmittel ,  Gegenstände  des  gewöhn- 
lichen Marktverkehrs  und  Kaufmannswaarcn,  besonders  in  früherer 
Zeit  eine  ständische  Bewilligunj^  statt.  Die  Territorialherrschaft 
hat  sich  aber  hier  mebrfacli  früher  und  vollständiger  als  bei  den 
directen  Steaern,  besonders  nach  dem  30j ährigen  Kriege,  bei  diesen 
Abgaben  von  dieser  ständischen  Mitwirkung  frei  gemacht;  mit  ein 

"  Das  Zollrecht  wird  in  der  älteren  Auffassung,  wie  sie  im  deutschen  Reichs- 
ätaatärecbt  rechtliche  Aocrkuuuung  gefunden,  nicht  zum  Üe^tcuerungsrecht  gerechnet 
El  bildete  bis  1806  ein  kais.  Besenratreelit,  das  nnr  knft  iudserl.  Verleilnuif  oder 

iDTordenklichen  Herkommens  von  Reichsstünden  und  anderen  Berechtigten  ausgeübt 
Verden  konnte.  Zachariä  II,  §.  22'.>  S.  517.  Ver?l.  indessen  die  Streitigkeiten 
wrischeu  dem  Laudcsherrn  u.  den  Standen  Schlesiens  über  d.  Einfuhr,  des  Grenzzollä 
1S56  Q.  ff.  in  Schlesien,  Kries  S.  72  ff.  Genaueres  bei  Fftllte,  Gesch.  d.  Dentscliea 
Zollvesens.  S.  auch  v.  Thüna,  Rcichszollrccht  zur  Zeit  u.  nach  d.  Grundsätzen  des 
^Sachsenspiegels.  Hildebr.  Jahrb.  XII.  1861),  S.  2t».  Der  Ertrag  der  Zölle  u.  dos  Geleits 
gdiftrte  zum  landesherrl.  Kammergut.    Zachariä  II,  §.  209  S.  421. 

^  Der  Name  stammt  von  incisio,  incisura  ab  u.  deutet  auf  die  uralte  Verrech- 
MUigaut  des  ,J^erbens'\  Incisio.  auch  tallia.  früher  für  Bede  gebraucht,  also  fttr  eine 
directe  Steuer,  später  für  eine  Consumtionsabgabe.    Vergl.  Näheres  bei  HttllmaiiD, 

D.  Fifl.gesch.  im  Mitulalt.  r.  S.  ]-M  (1.    Auch  Waitz,  VIII.  3U5. 

**)  Z.  B.  ständ.  Bewilligung)^  einer  Bicrsteuer  in  Schlesien  au  den  König  im 
lt.  Jabili^  ftber  bei  der  Verwaltung  von  vornherein  die  ständ.  Mitwirkung  bcsdiränktcr 
bei  den  sogen.  Schatzungssteuem.  Kries  a.  a.  0.  S.  63  ff.,  mit  niherer  Ausfuhr. 
Uber  d.  Kritvickl.  u.  d.  Verlust  des  stiind.  Kinflusses  boi  dieser  Steuer  —  Bewiliicr. 
daer  !>elir  ausgedehnten  Ziese  (Getränke.  Getreide,  Feld-  u.  GartenfrUchte,  Marktvieh, 

Eaenginase  nnd  ArbeHsstoffe  der  Ibndverke)  Seitens  der  Sttnde  in  Stcksen, 
^»Ike  CTub.  Ztscbr.  3i),  100  if.),  in  14S8  u.  später  mehE&ch,  bes.  Truksteuer  (Wein, 
Bier)i  im  16.  Jabrh.  desgleichen. 
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Grand  ftlr  die  nunmehrige  grössere  Entwicklung  der  indireetea 

Verbrauchsteuern. 

C.  —  §.  357.  Die  verfassungsmässige  Steuerbewi  lli- 
gung.  So  wird  hier  die  Anordnung  der  Besteuerung  genannt, 
wenn  die  Bevölkerung  persönlich  und  politisch  frei  und  dazu  be- 
rechtigt ist,  das  Stenerwesen  selbständig  oder  in  Verbindung  mit 
der  Staatsgewalt  zu  regeln,  aber  wenn  anderseits  anoh  im  Bedarfs- 
fall eine  öffentlieh-reehtliehe  Verpflichtung  zur  Steuer- 
bewilligung  anerkannt  ist  nnd  eigentlich  fttr  selbstverstindlich  gilt, 
nnr  dass  anch  das  Vorhandensein  des  Bedarfefalls  sdbst  dabei  der 
Entscheidung  der  Bevölkerung  unterliegt.  Die  Voraussetzung  dieser 
Art  der  Anordnung  der  Besteuerung  ist  die  im  Volksbewusstsein 
anerkannte,  im  öffentlichen  Recht  zur  Geltung  gelangende  Iden- 
tität des  Staats-  und  V^)lk siuteresses  und  daraus  resultirend 
einer  Steuerpflicht.  Die  Besteuerung  erscheint  hier  als  noth- 
wendige  Bedingung  der  Erfüllung  der  Staatszwecke  nnd  damit  der 
Lebensaufgaben  des  Volks  selbst  In  der  Besteuerung  schafft  und 
gewährt  sich  das  Volk  also  seine  eigenen  Lebens-  und  Geddhens- 
bedingungen.  Eben  hierin  liegt  auoh  der  Grund  zu  einer  Offient- 
lioh-rechtlichen  Verpflichtung,  die  einmal  erforderlichen  Steuern  zu 
bewilligen,  und  die  Unznlässigkeit  eines  eigentlichen  Steuerver- 
weigerungsrechts in  einem  anderen  als  formellen  Sinne. 

Die  verfassungsmässige  Steaerbewilliguug  ist  die  Form  der 
Anordnung  der  Besteuerung  bei  freien  Culturvölkern  mit  entwickel- 
tem oder  doeh  sieh  entwickelndem  öffentlichen,  insbesondere  Staats- 
leben. Ihre  specielle  Form  ist  nach  der  Form  der  politischen  Ver- 
fassung verschieden.  Aber  der  Gedanke,  dass  die  Besteuerung 
frei  anerkannte  Bedingung,  nicht  des  Staatslebens  an  sieb,  sondern 
des  letzteren  um  des  Volkslebens  willen  und  deswegen  eine 
r»ffentlieb-rechtliche  Verpliichtung  des  Volkes  gegenüber  dem  Staate 
sei,  geht  Uberall  erkennbar  hindurch.  Die  Städte-Republiken  des 
Altertbums,  besonders  die  Demokratieen,  die  modernen  Staaten  mit 
republikanisoher  nnd  constitntionell-monarchischer  Verfassung  sind 
die  wichtigsten  Beispiele  von  ▼erfassungsmissiger  Steuerbewilligung. 

Vgl.  7.  iBama-Sterness,  Acdsestreit  im  17.  v.  16.  JaJirh.,  Tttli.  ZtKhr. 

XXI.  ÖI5  fl.,  527.  —  Gliemann.  Einftthr.  d.  Accise  in  Preasseo,  eb.  1873.  175. 
In  Brandenb.  allsrem.  Accihc  noch  nach  Landtagsbcschluss ,  eb,  S.  193.  Nach 

zeitveil.  Aufhebung  Wiedereiafahr.  U.Neuordnung  165^,  1067,  lOSü«  im  \Vc:ientL  mit 
tnuDefr  weiterer  ZwQckdrftngnng  der  stiDd.  MUwiifciing  dabei,  aach  in  Betr.  dar  yer- 
waltang,  die  in  den  Stidtaa  au  der  stIdtlBclieii  mehr  zar  landesfiMlieheD  wird« 
Uliemann  S.  208. 
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Die  mittelalterlichen  selbständigen  stAdtisehen  Gemeinwesen 

bieten  verwandte  Erscheinungen.  Der  reicbsständische  Staat  des 
Mittelalters  und  das  Territorium  mit  landständischer  Vertassun«; 
sind  regelmässig  auf  dem  Uebergang  von  jener  älteren  mehr  pri- 
vatrechtücben  Regelnog  zu  dieser  neueren  verfassungsmässigen  Be- 
wUligimg  der  Bestenemng  begriffen.  Die  Entwicklongsgescbichte 
der  ständischen  Mitwirkung  an  der  Bestenening,  namentlich  auch 
in  den  deutschen  Territorien,  bildet  daher  einen  besondere  belehren- 
den Fall  der  hier  mitspielenden  Factoren. 

Im  Princip  macht  es  keinen  Unterschied,  ob  das  ganze  Volk 
imiiiittelbar  die  Steuer  bewilligt,  wie  mitunter  in  reinen  Democra- 
tieen.  oder  ob  dieses  verfassungsmässige  Recht,  wie  die  sonstige 
Mitwirkung  an  der  Gesetzgebung,  durch  Vertreter  ausgeübt  wird; 
ebenso  wenig,  ob  Volkssouveränetät  im  vollen  Sinne  anerkannt  ist 
oder  die  Staatsgewalt  als  ein  selbständiger  Factor  neben  dem  Volk 
oder  der  Volksrertretung  steht;  auch  nicht,  ob  die  Verfassung  eine 
lepablikanisehe  oder  constitutionell-monarchische;  noch  ob  sie  eine 
stindische  ist  und  der  Beschlnss  von  Volkstheilen,  z.  B.  politisch 
bevorrechteten  Ständen  oder  von  Volksvertretungen,  welche  auf 
Grund  eines  Wahlcensus  ( Vermögen,  Steuer)  gebildet  sind,  das 
ganze  Volk  bindet.  In  allen  diesen  Füllen,  von  der  alten  land- 
ständischen  Verfassung  mit  ihrer  späteren  Entwicklung  des  Steuer- 
bewilligUDgsrechts  an  bis  zu  den  modernen  Verfassungen  mit  all- 
gememen  directen  Volkswahlen  und  bis  zum  schweizerischen  Refe- 
nodom,  ist  der  obige  Gedanke,  dass  die  Besteuerung  Staats-,  weil 
Y<dksintere88e  und  deshalb  eine  allgemeuie  Pflicht  sei,  der  leitende. 
Er  ringt  sich  z.  B.  in  der  älteren  deutschen  landständischen  Yer- 
fwBung  trotz  aller  Schwierigkeiten,  welche  die  eigenthüraliche  Ver- 
wickeltheit  der  politischen  Verhältnisse  bietet,  und  aller  Cautelen, 
mit  welchen  die  Stiiiide  den  älteren  Standpunct  der  „freiwilligen" 
Gewähr  der  Steuer  iestaiubalteu  suchen^  dennoch  hindurch.  Das 
ältere  äteuerverweigerungsrecht  wird  practiseh  obsolet  und  eine 
Uosie  Formalität 

„Der  Dnrchbruch  des  Gedankens  der  Stenerpflicht  ist  ein 
vogdieiirer  sittlicher  und  geistiger  Fortschritt  Welche  Abstractioo, 
onem  unpersönlichen  Wesen  ohne  jede  genaue  Abrechnung  im 
ßwclnen  einen  freiwilligen  (?)  Antheil  an  allem  Einkommen  der 
Staatsbürger  zu  gönnen!  Welch  sittliches  Vertrauen,  welche  eom- 
plicirte  Organisation  setzt  das  voraus.  Kein  Wunder,  dass  die 
Völker  Jahrhunderte  lang  gegen  diesen  Gedanken  sich  gesträubt^ 
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dass  sie  ihn  jetzt  noch  eutfernt  nicht  ganz  begriffen  haben  osd 
daher  so  Yiel£seh  noch  mit  den  finanziellen  Mitteln  nnd  Foimen 
älterer  Zeiten  wirthschaften  mflssen"  (6.  Sehmoller).*^) 

§.  358.  Die  Entwicklung  des  landstftndi sehen  Steuer- 

bewilligungsrechts  in  Deutschland  zeigt  sich  zuerst  io 
mancherlei  thatsäcbliclieu  N'erhältnissen ,  nach  und  nach  auch  in 
der  Gestaltung  des  öflfentlicheu  Itechts  selbst.  Die  gewährten 
Steuern  bürgern  sich  immer  mehr  als  bleibende  Einrichtung  ein. 
£ine  eigene  Verwaltung  und  ein  besonderes  Cassenwesen  wird  für 
sie  geschaffen  nnd  wird  eine  bleibende  Inatitotion:  die  land- 
ständische  Stenerverwaltnog,  hei  gewissen  Steuern  auch  die  stitedi- 
sehe  Erhöhung ,  stibidische  Ausschüsse  zur  Gontrole,  ständisebe 
SchatzcoUegien ,  eine  besondere  Landessteuercasse,  in  welche 
unter  ständischer  Verwaltung  die  öteuererträge  fliessen  und  aus 
welcher  die  bestimmten  Ausgaben  bestritten  werden ,  neben  der 
K a mm ercasse,  welche  die  Donianial-  und  Regaleiunahmen  be- 
zieht. Die  speciellen  Bedingungen  bei  der  iSteuerbewilliguufc 
werden  zwar  lange  nach  Möglichkeit  von  den  Ständen  in  der 
früheren  Weise  beibehaltoOi  aber  nicht  nur  wegen  der  Schwächoog 
der  ständischen  Macht  gegenttber  der  Regiemng,  sondern  nach  der 
Natnr  der  neuen  Staatsverhältnisse  werden  sie  practisch  hedeutnogs- 
loser  und  von  der  Regierung  mit  Erfolg  bei  dner  immer  grösseren 
Reihe  von  Ausgaben,  welche  eben  ö  fl  entl ich e  Zwecke  betreffen, 
bekämpft.  Sie  werden  eine  Formalität  und  verschwinden  endlich. 
Es  bildet  sich  schliesslich  die  Anschauung  einer  Verpflichtung  zur 
Steuerbewilligung  aus  und  tindet  auch  im  öffentlichen  Recht  ihre 
Anerkennung.  So  wird  namentlich  seit  dem  17.  Jahrhundert  ia 
den  deutschen  Territorien  den  Ständen  ein  Recht,  die  in  Ermange- 
lung andrer  Einkünfte  zur  Deckung  der  Landesbedtirfnisse  noth- 
wendigen  Steuern  zu  v  e  rw  e  i  g  e  r  u ,  mehr  und  mehr  abgesprochen. 

Schmoll  er  im  Jahrb.  d.  D.  Reich,  1877  S.  112.  Xgl  aberhiapt  hier  den 
Schlnss  dieser  Abhandl.  S.  101 — III.  —  Ueber  d.  Eritwiokl.  d.  Bcbteneriin^  in  d^M 
uiiUclalteri.,  hos,  deutschen  ütadL  üemeiaweüeu,  aib  eiuer  wuhrbaft  ölleatlicb- 
reehtl.  Abgabeart  s.  Gierke  a.  a.  0.  II.  698  n.  It.,  bas.  in  d.  Gitat  bei  Schon berf, 
Bas.  Flu.  S.  11  ^  <il.  ülicrhaujpt  (iierke's  ganzes  Kaj»,  4  in  R.  II,  über  dir  Stadt- 
persönlichkeit, Itt's  Ü.  27.  2*5,  2!».  Bei  dem  cng«Tt*n  Intor.  ssenkreis  der  Stadt  war 
natürlich  die  Auerkeunung  eines  „öüeutlicheu"  Beduri'uis:>eä  und  einer  öffentlich' 
reohtUcben  Steoerp flieht  hier  fiel  leichter  nnd  itt  früher  errncbt  worden  als 
im  Staate. 

Davon  ist  schon  im  1.  Bande  hei  di  r  Dom.inenlchre  gehandelt.  Raa  5.  Aufl 
J».  92,  U3,  Kau -Wagner  §.  120.  121,  Wagner  §.  154.  S.  auch  Zacharii» 
il,  §.  210,  220,  bes.  8.  495,  §.  227.   Eichhorn  III,  255. 
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Die  Reichsgerichte  sollten  in  solchem  Fall  die  Einwilligung  er- 
gänzen. 

Den  vorläufigen  Abschluss  hat  die  Entwicklung  des  Steuer- 
bewilligungsrechts in  Deutschland  in  den  neuen  landständi- 
«chen  Verfassungen  dieses  Jahrhunderts  erhalten.  Im 
Einklang  mit  der  hier  dargelegten  Auffassung  gehen  y^alle  neueren 
Verfassnngsurknnden  yon  dem  Grandsatze  aus,  dass  die  Unter- 
thasen  und  resp.  die  Stände  die  Mittel  zur  Deckung  der  Staats- 
bedflrfhisse  zu  gewähren  yerpflichtet  seien,  insoweit  sie  nicht 
ans  den  vorhandenen  dazn  bestimmten  Mitteln  (Staatsgütern, 
Domänen)  zu  bestreiten  sind.  Sie  erkennen  daher  kein  Steuer- 
bewilliguugsrecht  in  dem  Sinne  an,  dass  die  fltr  den  Staatsbedarf 
nothwendigen  Steuern  auch  willkürlich  verweigert  Averden 
könnten  und  sprechen  dies  meistens  indircct  auch  dadurch  aus, 
dass  sie  den  Ständen  verbieten,  die  Bewilligung  der  Steuern  mit 
emer  Bedingung  zu  verbinden,  welche  nicht  den  Zweck  und  die 
Yerwendong  derselben  selbst  betrifft"  (H.  A.  Zachariä.)'^)  Die 
Voransset^nng  ftlr  die  Stenerbewilligung  ist  dann  aber,  in  Ueber> 
dnstimmung  mit  dem  jetzigen  deutschen  Staatsrecht,  dass  zuvor 
das  Bedtlrfniss  anerkannt  sein  muss,  d.  h.  dass  die  Aus- 
gabe als  nothwendig  und  andere  Deckungsniittel  als  nicht  vor- 
liauden  oder  als  nicht  ausreichend  nachgewiesen  werden.  Das 
•Steuerbewilligungsrecht  steht  daher  hier  mit  der  Vorlage  des  Aus- 
gabe- und  des  gesammten  Einnahmeetats  an  die  Volksvertretung 
in  Verbindung.  Namentlich  haben  die  deutschen  Ständekammern 
demnach  auch  bei  der  Feststellnng  der  Domanialein- 
lahmen  aller  Art  mitzuwirken  und  verschwindet  in  derConse- 
qoenz  der  modernen  Staatseinheit  und  Finanzeinheit  die  ehemalige 
Trennung  zwischen  Kammer-  und  Landessteuercasse,  wie  dies  im 
1.  Bande  schon  erörtert  worden  ist.*'-') 

Dem  richtigen  tinanzwissenschaftlichen  BegrilT  der  Steuer  ent- 
spricht es  auch,  dass  sich  das  Steuerbewilligungs-  und  Mitregulirungs- 
recbt  des  Volks,  bez.  seiner  Vertreter  auf  alle  unter  diesen  Be- 
griff „Steuer^'  fallenden  Arten  von  Abgaben  bezieht, 


Zacharii     §.  222  S.  502,  freilich  in  einem  gevitten  Widenpraoh  mit 

<»kids«;rl.  Resolution  v.  If.Tl,  s.  o.  Note  9. 
")  Zachariä  II,  §.  222  S.  505. 

An  d.  in  Note  lü  gen.  Stellen,  üebcr  die  Besteuerung  nach  neuerem  und 
J<te%em  Deutschen  Staatsrecht  u.  über  den  Umfang  dra  Stcuerbewilligun^^n  chts  der 
Uadstiodo  s.  Zachariä  II,  §.  222  u.  223.  U(;b''r  das  (/..  Th.  etwas  abwinrhende) 
P'eoss.  Tcrfass.mäss.  Bccbt  v.  Rönnu,  preass.  Staatsr.  I,  1.  Abtli.  §.  G9,  70. 
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daher  namentlich  nicht  nur,  wie  früher  öfters,  auf  die  sogen, 
directen  Stenern ,  sondern  aneh  anf  alle  die  verschiedenen  in- 

(lirecten  Steuern,  darunter  solche,  welche,  wie  das  Zollrecht, 
nach  dem  älteren  Kechtsbegrifi*  nicht  zum  Steuerrecht,  sondern 
zum  sogen.  Kamniergut  gehörten.  Das  ist  im  neueren  deutseben 
Staatsrecht  aacb  anerkannt.  Am  Langsamsten  und  wenigstens 
in  der  Praxis  noch  heute  nicht  immer  vollständig  ist  dieser  Gnmd- 
satae  bei  den  Gebühren  nnd  Regalien  znr  Geltang  gelangt 
Es  erkl&rt  sich  dies  auch  ans  dem  rechtsgeschichtlichen  Zusammen- 
hang des  Gebtthrenwesens  nnd  der  Regalien  mit  dem  Kammergnt 
nnd  mit  der  Anstlbnng  von  Hobeitsrechten  nnd  heute  noch  ans  der 
Verbindung  dieser  Einkünfte  mit  der  allgemeinen  Staatsverwaltung. 
Im  Princip  ist  aber  auch  hier  stets  die  Bewilligung  der  Volksver- 
tretung zu  verlangen  und  in  allen  wichtigeren  Fällen,  bei  den 
Gerichts- 1  YerkehrsgebUhren  (Posttaxen ,  Eisenbahntarile,  Tele- 
graphentaxen), bei  den  Regalien,  welche  nur  Steuerform  sind  (Salz, 
Tabak)  erfolgt  auch  die  Mitwirkung  dieser  Vertretung  bei  der 
Regelung  der  Taxen.  In  allen  anderen,  auch  den  zahlreichen 
untergeordneten  Fftllen  bei  einzelnen  Verwaltnogszweigen  moss  das 
Recht  znr  alleinigen  Regelung  der  Taxen  im  Verordnnngswege 
durch  die  Staatsgewalt  auf  Ermächtigung  der  Volksvertretung  zu- 
rückgeführt werden. 

Es  bedarf  keiner  weiteren  Auslllhrung,  dass  die  verfassungs- 
mässige Steuerbewilligung  für  unsere  Rechts-  und  Cultnrstaaten  die 
einzige  zulässige  Form  der  Anordnung  der  Besteuerung  ist.  Auch 
die  Finanzwissenschaft  hat  zu  betonen,  dass  diese  Form  die 
relativ  grOsste  Bargschaft  für  die  gute  Ordnung  des  Staatshan»» 
haltes  und  fttr  die  richtige  DurehfUhrnng  der  Besteuerung  bietet, 
mehr  wie  anch  in  der  besten  absoluten  Monarchie  die  Form  der 
„Auflegung".    (§.  im.)'') 

Die  Handhabung  der  verfassungsmässigen  Steuerbewilligiuiji: 
hängt  von  der  specielleu  Verfassungsform  ab.  Sie  ist  daher  nach 
letzterer  sehr  verschieden  and  von  verschiedener  practischer  Be- 
deutung für  die  Finanzen.  Darauf  näher  einzugehen,  ist  hier  in- 
dessen nicht  die  Aufgabe. 

Zacbariä,  U,  512. 

Es  sind  bier  mehr  refwaltongstochBische  Verhlltoisae,  bet.  im  Gaterpaffcelir« 

welche  in  der  Praxis  öfters  noch  die  Regelung  der  Taxen  im  Yerordnungs-  statt  im 
Uesetzesv^  beibehalten  Hessen.    Heber  Post  Q.  Telesmpliie  8.  d.  vorif«  Kapitel 

«)  S.  Wagner,  Fin.  I,  §.  U,  11. 
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1£,  —  §.  359.  Die  Besteuerung  und  die  ständische 
GliederuDg  der  Bevölkerung.  Der  Aasdruck  ,|Stäiidi8che 
GUederong''  wird  hier  im  weiteren  Sinne  genommen  und  nmfasst 
daher  sowohl  die  Person ftUtandsTorhältnisse»  die  Unfrei- 
heit mit  ihren  yersehledenen  AhstaAingen  nnd  die  Freiheit,  als  anch 
die  politischen  StandesTorh&ltnisse  nnter  den  Freien.  Nament- 
Keh  Bind  die  verschiedenen  berorrechteten  Stftnde  von  der 
übrigen  Bevölkerung,  sowie  besonders  die  Stände,  welchen  allein 
eine  Mitwirkung  beider  Besteuerung  zusteht,  von  den  anderen 
Volksclassen  zu  unterscheiden. 

A.  Unfreie  im  vollen  ^inne,  Sclaven,  sind  als  unpersön- 
lieh  nnd  ohne  vermögensrechtliche  Fähigkeit  nicht  nnmittelbar 
BteaorpfliiAtig.  Wohl  aber  kann  ihr  Herr  fttr  sie  besondere  Stenern, 
saeb  ihrer  Zahl  nnd  Oattnng,  sn  entrichten  haben,  wie  dies  ror- 
gekommen  ist.») 

B.  Unfreie  minderen  Grads,  Leibeigene,  Hörige,  Schollen- 
pliichtige  u.  s.  w%,  können  doch  der  Staatsgewalt  gegenüber  zugleich 
aU  Unterthanen  gelten  und  dann  auch  direct  gegen  sie  steuer- 
pflichtig sein.  Sind  sie  auf  dem  Boden  des  Grundherrn  angesiedelt 
nnd  diesem  zu  Diensten  und  zu  Grundabgaben  von  dem  ihnen 
fiberlassenen  Boden  verpflichtet,  so  nnterliegen  sie  gew((hnlich  nnr 
oiittelbar  der  öffentlichäi  Bestenemng.  Die  letstere  trifft  zunächst 
den  Gnmdhemi  als  solchen  nnd  dieser  yertheilt  die  Last  weiter 
saf  seme  Hörigen  oder  erhöht  deren  sonstige  Abgaben  zu  diesem 
2ireek.M) 

")  In  Athea  ,^fliBt  eUe  BMteoeniii^  der  Sdaren  selbtt  stettgefluidai  n 

lubea;  die&e  wäre  dann  die  einzige  unmittelbare  u.  regelmäasit^e  Besteuerung  von 
finem  Tlieile  des  Vormöpons  der  Barfrer  aiisst-r  den  Liturj^ion^'.  Böckh  I,  448.  — 
Aach  in  Rom  hat  dur  Herr  für  den  bclaveu  zu  zahlen  u.  zwar  —  wenigstens  in  der 
apiteren  Zeit  —  knne  gl«ic]ie  Kopfabgabe,  sondern  eine  nach  dem  Wem  der  Selaren 
»bgestufte.  Marquardt,  rAm .  Staats\  erwalt.  II.  220 ;  K  n  rl  b  e  r  t  u  s  in  Ilildebr.  Jahrb. 
VIIL,  393.  —  In  Nordameri  /a  sind  Steuern  auf  die  Sciaven  auch  durch  die  Dnion 
beabsichtigt  gewesen  17hi),  ä.  Adamä,  Tub.  Ztschr.  1879,  S.  728. 

**)  Letzteres  YerhlitniM  scheint  in  der  späteren  Kaiserzeit  in  Rom  bestanden  n 
babeo.  wo  die  Colonen  den  wichtigsten  Theil  der  Kopfstenerpflichtigen  bildeten, 
ihn  Kopfsteuer  vom  Herrn  deä  Guts  zugleich  mit  der  Unindäteuer  eingezahlt,  aber 
visier  Ton  ihnen  eingetrieben  wurde.  Marquardt  II,  2Sß.    -  Im  mittelalterl.  stand. 
Stut  werden  die  Unfreien  (ein  damals  ohnehin  so  schwankender  Begril^  mit  manchen 
Abstufungen!)  wie  andre  „Unterthanen"  mitbesteuert.   Der  K e  i c  h s  b.>-;teueningy  2.  B. 
ün  15.Jidirh.  dem  „gemeinen  Pfennig'*  unterliegen  auch  die  Unterthanen  dOTBeichs- 
flSifc  nnmittelbar  (Eichhorn  III,  16S,  32U).    Mit  der  steigenden  Entvickhmg  der 
Tmitohalgewalt  werden  aber  nor  die  Beichsunmittclbaren  besteuert  Ihr  sogen.  Sah- 
<^ectation5recht  gilt  dann  gegennbcr  all»'n  ihren  Untergebenen.  Zarhari.i  II,  4S2. 
Bettele  allgemeiner  Vermögens-  u.  Per^onaläteuem  ^mit  Abstufung  nach  Ständen) 
^  db  TWfllMrtflUgr  des  „gemdnea  Pfennigs  -  m  1491  (ISjlhi.  Leote  1  Blaghait 
1  Wt(g«r,  FiMaswiiwMcluift.  IL  14 
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G.  Unter  den  Freien  scheiden  sieh  zunächst  wieder  die 
Einheimischen,  die  Bürger  oder  Unterthanen,  von  den  Fremden. 
Die  8teiierpflicht  betrifft  als  staatsbürgerliche  Pflicht  nur  die 
ersteren.  Die  Besteuerung  wird  aber  in  der  Form  von  Schutz- 
geldern u.  dgl.  auch  gern  auf  die  Fremden  ausgedehnt,  sobald 
dies  nach  den  thatsächlichen  Verhältnissen,  daher  vor  Allem  nacli 
der  Zahl  nnd  dem  Wohlstand  der  Fremden  pnctisdi  ist  (s.  B. 
grieoh.  Altertimm^)].  .Im  Lanfe  der  modernen  Stenerentwieklimg 
hat  sieh  eine  immer  allgemeinere  nnd  yollsttndigere  Bestesenng 
der  Fremden  aasgebildet,  wie  unten  hei  der  Erörterung  des  Gnmd- 
Satzes  der  Allgemeinheit  der  Besteuerung  näher  uachgewieseu 
werden  wird  (§.  408).*«) 

D.  —  §.  360.  Am  Wichtigsten  ist  für  uns  wieder  die  Be- 
trachtung des  mittelalterlichen  ständischen  Staats  und 
seiner  Fortsetzung  in  den  Uebergangstaatsfonnen  bis  zur  Gegen- 
warty  speeiell  in  den'dentsehen  Territorien.*^)  Hier  tritt 
namentUeh  der  Oegemiata  der  mit,  dem  .StenerbewilHgongsredit 
ausgestatteten  Stände,  —  gewöhnfidr,  aber  nieht  immer  die  be- 
kannten drei,  Prälaten,  Ritterschaft,  Städte*^)  —  zu  den  „H^nls^ 
Sassen"  dieser  Stände,  vor  Allem  ihren  Bauern,  dann  zu  den 
„Kammerbauern"  auf  den  landesherrlichen  Domänen  und  zn 
etwaigen  sonstigen,  meistens  in  den  Landständen  nicht  vertreteneo 
„freien  Leuten",  Bauerschaften ^)  n.  s.  w.  auch  für  das  Stene^ 
wesen  als  practisch  wichtig  hervor.  Einige  Analogie  bietet  sich 
in  dem  Stenerbewülignngsiecht  emes  VoUu»  nieht  nnr  fttr  aich, 
sondern  anoh  ftr  unterworfene  Lftnder  (antike  Staaten)»  fibr  Colo- 


Kopfgeld,  V.  200  II.  u.  darüber  fl.,  v.  lüUO  iL  u.  darüber  1  ü.  Steuer;  u.  später, 
die  „TurkeDsteuem"  d.  16.  Jahrh.  Vgl  Lang,  ISO;  Falke,  Tüb.  ZtschE.  XZX, 
H)S,  4vJ0  (Sachsen.  14SI,  1542);  Oberleitncr,  österr.  Fiu.  u.  Kriegswes.  unter 
Ferdin.  I.,  Wien  1855»,  S.  16  (TUrkenst.  v.  I,^2'{).  In  den  Städten:  s,  Schönberg, 
Baiicrä  Fin..  ganz  generelle,  alle  Stände  omfassende  Personalsteaem ,  rerbuiiden 
mit  Vennögensäteucm,  z.  B.  1446,  S.  202,  207. 

**)  So  (];is  athenis.  lif^  und  auch  wohl  sonst  in  griech.  Städten  vorkommeMU 
Metoikion  oder  Schutzgeld  der  ansässigen  Fremden,  das  jeder  Fremde  nach  eisar 
bestimmten  Zeit  des  Aofenthalts  zahlen  mnsste;  in  Athen  12  Drachmen  jihrlidi. 
Befreiungen  kamen  vor.   Böckh  I,  445—448. 

Wichtiger  als  fttr  die  Staatsbesteuemne-  ist  die  Frage  der  Bestcoorong  der 
„Fremden"  (MFoxeos^'*)  noch  für  die  Cremeinden.  S.  §.  410.  Ursprao^liche  Be- 
sehiiakang  der  Steaerpdiclit  in  den  SOdten  auf  die  aUdtisdien  Bürger,  d&e  Pflicht 
eine  Folge  des  Bargerrechts.   Gierke  IE,  69S. 

^  Vgl.  bes.  Eichhorn  nnd  Zachariä  an  «ien  in  der  Vorbem.  gen.  SteUeo. 

**)  Vgl.  Eichhorn  III,  247.   Zachariä  I,  bib.   In  Tirol  z.  B.  4  Stände. 

**)  Soidie  freie  Lente,  bes.  ganz  freie  BMuncJiaftflB,  konntoB  lidit  viDktitteh 
besteuert  werden,  z.  B.  in  Hobtein.  Fiir  sie  hattM  die  Landsttade  luäa  8taier> 
bewiUigongtoecht  Zacharii  I,  54».  II,  4»5. 


Oigitized  by  Google 


Mlttelalleii  Stlndev«Mii.  211 

neMi  lu  dgL  m.  (x.  B,  ehemalige  sohweiierisehe  i^gemeuie 
Hffnehftfteii'<> 

Aneh  die  alteren  politischen  StandesverWtnlme'^  haben  regel- 
mässig eine  ökonomische  iiasis:  wirthschaftliche  Verhältnisse, 
namentlich  Besitz-  und  Erwerbsverschiedenheiten  der  Bevölkerung 
Dnd  bezügliche  Satzungen  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung, 
der  Eigenthams  -  und  Erwerbsordnung  liegen  ihnen  mit  zu  Grunde. 
Und  amgekehrt  diese  politischen  Standesverhältnisse  itthren  wieder 
n  TenehiediiBeii  wirthaehiftliehen  Bemfen  und  demgemftss  nur 
Difugens  der  wirtlHQluifUicheii  Inteieiseii. 

Die  beTOrreehteten  Stinde  speeielly  znnftehst  der  enie  ond 
iweHe  Stand,  hebere  CMstüohkeit  und  Adel  im  iUfeeren  stindisehen 
Staatswesen,  sind  in  ökonomischer  Hinsicht  vorwiegend  die  Eigen- 
thümer  des  nationalen  Grund  und  Bodens,  besonders  der  ländlichen 
GrossgUter,  die  Bezieher  der  Grund-  und  Kapitalrente.  Die  Grund- 
rente tUlit  ihnen  auch  vermittelst  des  Zehuten  und  anderer  Grand- 
abgaben Yon  dem  ihnen  nicht  rein  privateigentbtUnlicb  gehörenden 
Boden  mit  so.  Die  Kapitalrente  bexiehen  sie  ans  Leihkapitalieni 
nekbe  aie  aie  ihrem  Benteneinkommen  bildeten  und,  wie  die 
QMiehkeity  dirdi  Sehenknngen ,  Stiftungen  n.  b,  w.  erhielten. 
Der  dritte  Staad,  die  Städte  des  Mittelalters  und  der  folgenden 
Jahrhunderte  bis  auf  unsere  Zeit,  nehmen  wenigstens  in  ihren 
bevorrechteten  Classen  (Patriciat,  Geschlechter)  und  in  ihrem 
Vollbürgerthum  (zUnftlerische  Handwerksmeister  u.  s.  w.)  ebenfalls 
an  dem  Bezug  der  Grund-  und  Kapitalrente  Theil,  als  städtische 
Haiti-  und  aneh  als  ländliche  Gnmdbesitzery  als  Kapitalverleiher. 
Sedina  haben  sie  em  mehr  oder  weniger  umfangreiehes  Beehts- 
BMMpol  nd  mindestena  ein  faetisehes  Monopol  des  Gewerbs- 
bfllrieh^  des  Handds,  des  GeUgesehäfts  und  besiehea  darans,  im 
WcsentUehen  awwehliesslich,  den  dvreh  die  monqM>li8tisehe  Stellang 
oft  gesteigerten  Gewerbsgewinn  nebst  der  durch  die  eigene  Ver- 
wendung des  Kapitals  im  Geschäft  erworbenen  Kapitalrente.  Die 
drei  Stande  des  älteren  ständischen  .Staats,  welche  gewöhnlich 
^ein  das  Steuerbewillignngs recht  haben,  sind  daher  die  liaupt- 
reprisentanten  der  „besitzenden  Classen'^  jenes  Zeitalters, 
wentikh  der  reiehere  nnd  in  jeder  Hinsicht  anabhängigere 


^TgLSehiffle,  Socialer  Kftrptr  1,  299  C  ni,90C   Er  fiMt  dai  Sttod«- 

V'^D  als  Srhichtong  nach  Berofisantenddodai,  das  ClMMMlweBen  als  Schiebtang  nach 
^tz  (L  Nirbtbcäitz.  innerhall)  dm  Besitzes  nach  BeslUfVOMe  tt.  Beaitiart  aut  Die 
Aufii&iUDg  im  Text  steht  Uaiuit  nicht  lu  \\  iüeniprucb. 
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Theil  dieser  Classen.  Die  beiden  ersten  Stände  vertreten  dano 
wieder  Tomemlieh  das  Interesse  des  ländliehen,  besonden  doi 
Grossgrandbesitzes  nnd  der  Iftndliehen  Rohprodnotiony  der  dritte 
Stand  dasjenige  des  mobilen  Kapitals,  der  StofiVeredliuig  ind 

des  Handels. 

Den  drei  Ständen  stehen  die  Bauern,  die  Hintersassen  aut 
den  Gutem  der  bevorrechteten  Stände,  die  Kammerbauern *^),  dann 
die  eigentlichen  unteren  ^^arbeitenden  Classen'^,  welche  keinen  Grund- 
besitz in  Land  und  Stadt  und  keinen  selbständigen  stitdtischen  Ge- 
werbebetrieb haben,  die  Masse  der  Tagtöhner  n.  s.  w.,  gegenflber. 
Die  Banem  auf  eigenem  nnd  selbst  die  gegen  Dienste  nnd  Abgaben 
anf  fremdem  Boden  angesiedelten  Banern  lassen  sieh  zwar  noeh  so 
den  „besitzenden  Classen^  der  Periode  des  stilndiscben  Staats  reehnes. 
Aber  ihre  Grundreute  theilen  sie  im  Zehnten  und  den  mancherlei 
Abgaben  mit  dem  Grundherrn  und  der  Kirche  und  die  kleineren 
Bauern  sind  Uberwie^^end  nur  noch  Bezieher  von  selbst  verdientem 
Arbeitseinkommen.  Letzteres  ist  in  der  Form  des  vertragsmässigen 
Arbeitslohns  die  alleinige  ökonomische  Basis  des  Taglöh nerstands 
nnd  der  Gewerbsgeselien  n.  s.  w.  Die  nicht  mit  dem  Stenerbe- 
willigangsreoht  ausgestatteten  Stände  sind  daher  doch  die  Hanpt- 
Vertreter  der  ,,nicht-besitsenden''  Glasse  oder  des  Inneien 
und  abhängigeren  Theils  der  besitzenden  Glasse  des  Zeitaltm. 

Der  Gegensatz  zwischen  „besitzenden"  und  „nicht -besitzenden" 
oder  zwischen  vornemlich  Renteneinkommen  und  Arbeitslohn  be- 
ziehenden Classen  ist  die  eigentliche  Grundlage  des  socialen 
Classeugegensatzes.  Dieser  letztere  tritt  aber  im  ehemaligen 
ständischen  Staatswesen  überhaupt  nnd  auch  anf  dem  Bestenernngs- 
gebiet  nur  ausnahmsweise  als  solcher  hervor.  Man  mnss  nur  nicht 
Übersehen,  dass  sowohl  dieser  sociale  Gegensatz  wie  deijenige  der 
wirthsobaftliehen  Berafs-  nnd  Erwerbsinteressen,  des  ländlichen 
Grundbesitzes  und  des  stildtisehen  Kapitals  hinter  dem  die  Zeit 
noch  fast  allein  beherrschenden  poUti sehen  Classeugegensatz 
schon  verborgen  liegt.  Die  Steuerkämpt'e  haben  daher  zwar  noch 
kaum  einen  socialen  Anstrich  und  auch  noch  nicht  so  deutlich 
ausgeprägt  den  Character  des  wirthschaftliehen  Interessenkampl's 
zwischen  Stadt  and  Land,  Grundbesitz  nnd  mobilem  Kapital,  Böh- 


la den  älteren  deutschen  landständ.  Verfassungen  kommt  den  Landst&nden  ein 


^  StooerbewUligungsn^cht  fUr  diese  In&assen  der  landesherrl.  Aemter  nicht  zu.  Meistens 
h&ngt  aber  auch  hier  die  Rechtmässigkeit  der  Besteuenintj  davon  ab,  dass  die  Stinde 
allgemein  die  Nothwendigkeit  der  Steuer  anerkannt  hatten.  Zachariä  I,  106  am 
Schluas,  S.  550. 
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prodaetion  und  StoffveredloDg,  sondern  sie  tragen  yorwiegend  einen 
politischen  Ckaraeter.  Sie  drehen  sich  nm  die  von  der  Regie- 
rung zngemuthete  Uebemahme  von  Steuern  überhaupt  und  nm 
deren  Vertheilung  unter  die  bevorrechteten  Stände.  Diese  suchen 
sich  dann  die  Last  gegenseitig  zuzuschieben,  wobei  jene  wirth- 
sehafllicben  Interessengegensätze  doch  schon  mehr  henortreten. 
Im  Uebrigen  gilt  es  allen  drei  Ständen,  namentlich  den  zwei  ersten, 
Piilsten  und  Ritterschaft,  als  selbstverständlich,  dass  die  vom  Stande 
flbmommene  Steuer  alsdann  möglichst  mit  anf  die  eigenen  Unter- 
thtnen,  Hintersassen,  die  Bauern  n.  s.  w.  gewälzt  wird.  Dies 
wird  aneh  im  9fFentlichen  Recht  anerkannt:  nachdem  in  Dentsoh- 
land  die  rechtsgeschichtliche  Entwicklung  dahin  gelUhrt  hatte,  die  • 
Reichssteuern  nur  auf  die  Reicbsunmittelbaren  zu  legen,  erhielten 
diese  die  Befugniss,  ihre  Unterthanen  entsprechend  herbeizuziehen 
(^babcoUectatioDsreeht''  der  Reichsstände),  und  wesentlich  ebenso 
ging  es  bei  den  Landständen  in  Betreff  der  bewilligten  Landes- 
steuera.*') 

Die  Bestenemng  des  ständischen  Staats  hat  dadurch  doch 
sehen  eine  wichtige  socialpolitische  Wirkung,  indem  sie 
die  nichts  oder  wenig  besitzenden  Glassen  besonders  be- 
lastet, die  besitzenden  Classen  verhältnissmässig  schont. 
Nur  hat  diese  Periode  diese  Wirkung  theils  nicht  voll  erkannt, 
theils  als  nothwendig  und  berechtigt  hingenommen.  Erst  die 
folgende  Periode  des  modernen  Staats,  in  welcher  wir  noch  mitten 
mne  stehen,  hat  die  volle  Erkenntniss  dieses  Sachverhalts  gewonnen 
und  in  der  Theorie  schon  vieifach,  wenn  auch  noch  nicht  allgemein, 
in  der  Praxis  wenigstens  hie  und  da  begonnen,  daran  Anstoss  zu 
sehmen  und  nach  Verbesserungen  zu  suchen. 

In  der  älteren  stilndischen  Periode  des  Stenerwesens  geht  das 
Streben  dann  auch  vornemlich  nur  etwa  darauf,  zwischen  den 
bevorrechteten  Ständen  die  Grundsätze  der  Allgemeinheit 
and  der  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  mehr  zu  verwirk- 
lichen: wenn  der  eine  Stand  mitsteuert,  soll  es  auch  der  andere, 
nnd  möglichst  in  richtigem  Verhältniss,  wobei  aber  immer  das 
Herkommen  eine  Richtschnur  mit  abgiebL^)  In  der  späteren  Zeit 

»;  Za.'hariä  II.  2l!>,  S.  4S2,  4S3.  Eirfihurn  IV,  306.  Die  Rittcnschaft 
•AUt  ihre  bteuerlreiheit  um  so  leichter,  je  bereitwilliger  sie  das  ihr  zugemuthetc 
%Hiiiiiiiliiin  r<Mi  UureD  üntnrthttiflii  eiidiebt  8.  Zachariä,  II,  526. 

")  AIlerÄigs  bezieht  sich  das  Yerlaogea  der  Reichsgesetze,  dass  bei  der  Ver- 
•hÄing  der  Steuer  aof  die  Unterthanen  „Gleichheit  gehalten"  werde  (z.  B.  R.  A.  v. 
Ii42  bei  d.  Turkensteaer,  bei  Eichborn  IV,  30ö)  nicht  nur  auf  die  Vertheilang 
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der  abBoloten  Monarchie  weideii  beide  GnuodfltM  lebon  iMiir 
individnalistieeh,  nemlioh  »  Beäug  anf  die  einzelnen  Stauer- 
Pflichtigen,  %n  yerwirkliehen  geraeht^)    In  der  neoeren  mid 

neuesten  Zeit,  in  der  socialen  Epocbe  der  Bestenenmg,  wie  man 
sie  nennen  kann,  bestrebt  man  sich,  die  richtige  Verbältnissnaässigkeit 
der  Besteuerung  mit  Rücksicht  auf  die  indi  vidu eile  Leistu ngs- 
fähigkeit,  welche  vom  Besitze  und  von  der  Art  des  Erwerbs 
mit  abhängt,  herbeizuführen  (§.  425  ff.)-  Mit  nach  diesem  Gesicht»- 
punct  erfolgt  jetzt  die  Prflliuig  der  bestellenden  Stenern  auf  ihre 
Wirkungen  und  die  Fordening  yon  Reformen  im  Stenenmen:  cm 
GedditBpnnot,  der  dem  Btftndiaehen  Staate  noeh  fehlt 

E.  —  §.  361.  Steaerfreiheiten-*a]s  Folge  von  Bland«- 
Verhältnissen. 

Die  ständischen  Verhältnisse  der  Bevölkerang  sind  sehr  häufig 
auch  die  Ursache  von  Steuerfreiheiten  gewisser  Stände,  daher  ihrer 
Mitglieder,  von  der  Besteuerung  Überhaupt  oder  von  bestimmten 
Arten  von  Steuern  gewesen. 

1)  Hierher  gehört  schon  der  Fall,  dass  der  voll  freie  Bürger 
wenigstens  von  directen  periOnliehea,  d.  h.  anf  der  Person 
als  solcher  haftenden  Abgaben  firei  bleibt  Es  entapiieht  diBi 
der  Anffassung  von  der  persOnliehen  Freiheit  in  vielen  ZeitaUan, 
so  im  classischen  Alterthum,  bei  den  G^rieehen  nnd  Rtaem,  md 
im  Mittelalter,  besonders  bei  den  Deutechen.      Die  Personalsteoer 

unter  den  drei  St&nden,  sondom  auch  auf  diejenige  unter  den  Unteithanea  dir  Sttnde. 
Aber  in  der  Praxis  hing  die  AusfUmuig  docli  ganz  von  den  Stloden  selbst  ab.  Audi 
bei  den  Landesstenern  war  es  ebenso.  Eine  unmittelbare  Besteaenmg  der  Hintersasfn 
der  St&nde  duoh  die  Landesregierung  lieas  sich  liaum  durrAfQhwn.  Zftcliaru 
n,  524,  bes.  die  Noten.  —  üeber  die  EntwicUung  der  ,,StadttteQeni**,  welche  die 
Stidte  dem  K.  nif^  zu  leisten  hatten,  in  Deatschland  s.  Qierke  II,  711  u.  Zeumcr 
a.  a.  0.  S.  59  II.  Die  Stadt  als  Körperschaft  wird  beitolieit,  die  TeitheUong  der 
Steuer  auf  ihre  Burger  ist  ihre  innere  Angelegenheit 

So  bei  d.  OrmidsteiieReflnBien  des  16.  lehih.,  z.  B.  in  Oestemieh. 
^)  „Unter  allen  Abgaben  widerstreiten  nicht  nur  im  Allgem.,  sondern  auch  nack 
den  Grundsätzen  der  Alten  keine  mehr  dem  Gefalil  der  Freiheit  als  persönliche  Steuern: 
in  Athen  war  es  anerkannt,  dass  nicht  Fom  Körper,  sondern  vom  Vermögen  gesteoen 
weMeB  mllMe:  iber  «ach  dee  Yennfigen  der  Bttiger  woide  mii  im  NodiM  beeleieit 
oder  unter  einer  ehrenroUeu  Form/'  Böckh,  L  407.  —  Aehnlich  in  Rom  die 
pcrsönl.  Abgabe  ein  Zeichen  der  (polit/i  rnfreiheit,  am  Schimpflichsten  die  gleiche 
Kopfsteuer  der  asiat  De^tieen.  Alle  Frovinzialen  zahlen  im  röm.  Kcich  ein  mbutam 
capitis,  das  all  Zeichen  ihrer  Unfreiheit  gilt  Marquardt«  II,  791.  —  Anch  „den 
Deutsrhen  erschien  die  Verpflichtung  inr  Kopfsteuer  als  eine  Minderung  der  persönl. 
Freiheit".  „Es  gehört  zum  Wesen  der  "rahren  Fr-Mheit,  dass  «»iner  nicht  in  d.  öffentl. 
Steuerrollen  steht;  es  wird  ausdrücklich  als  eine  Aufhebung  derselben  bezeichnet, 
wenn  er  dem  SlFentL  Tribut  unterworfen  wird.*'  So  in  d.  meroving.  Zeit  d.  friak. 
Beichs.  WmitK,  IL  577.  Auch  im  carol.  Reich  galt  „der  Grundsatz,  dass  dar  Freie 
weder  von  seinem  Laude  .  noch  von  seiner  PerBon  eine  dffientl.  Abgabe  zu  entrichten 
habe,  als  Kegel".    Waitz,  IV,  %. 
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gik  ais  Merkmal  der  Unfreiheit  oder  doch  doB  fehlenden  vollen 
Slaatrt»lii^;eneeht8,  wie  im  Fall  der  Bestenerang  der  ProTinsialen 
an  rOmisehen  Beiehe»  der  Bomanen  in  den  ftUeren  germaniBchen 
Beieben  anf  ehemals  römischem  Beicbsgebict.  Das  Streben,  auch 
FMlieit  von  Grundabgaben  lUr  den  in  vollem  Eigenthum  des 
freien  Bürgers  stehenden  Boden  zu  erlangen  oder  zu  erhalten,  ist 
eine  mitunter  gezogene  weitere  Consequenz  dieser  Auffassung  der 
persönlichen  Freiheit. -'^'^) 

2)  Eine  zweite  Art  äteuertreikeiten  bezieht  sich  auf  die  be- 
Torreehteten  Stände  unter  der  freien  Bevölkeniog.  Diese  Steuer- 
fieihdten  spielen  wiederum  im  ständischen  mittelalterliehen  Staat 
«ad  in  den  aus  ihm  henrorgegangenen  Staatswesen  der  Uehörgangs- 
periode  bis  xnr  Gegenwart  eine  wichtige  Bolle.  *^  Es  ist  dabei 
aber  nach  dem  rechtlichen  Ursprung  und  der  ökonomischen  Be- 
deatung  dieser  Freiheiten  ein  Unterschied  zu  beachten. 

a)  Die  Steuerfreiheit  kann  eine  solche  des  Standes  als 
solchen  und  eine  wahre  (reelle)  Steuerfreiheit  von  Anfang  an 
Min,  der  keine  andere  ökonomisch  messbare  Leistung  des  Standes 
lad  der  zu  diesem  gehörigen  Person  entspricht:  auch  im  ständischen 
Staat  mehr  eui  Ausnahmefall.  Beispiele  sind  die  Personalfreiheit 
te  GeistUehen  Ton  allen  öffentlichen  Lasten  schon  seit  d^r  ohrist- 
Bchen  Zeit  des  altidmischen  Bdehs;»^)  die  ZoUfireihdt  von  Bittem, 
Pfaffen  und  deren  Gesinde  im  deutschen  Reich  im  Mittelalter 
(Sachsenspiegel). 

b)  Die  Steuerfreiheit  kann  sodann  zunächst  nur  eine  schein- 
bare („nominelle")  sein,  indem  sie  als  Compensation  für  ander- 
weit zu  leistende  öffentliche  Dienste  gewährt  ist.  Dahin 
Sshdrt  der  praetisch  wichtigste  Fall:  die  Steuerfreiheit  der 
Rittetsebaft  auch  fttr  ihr  Vermögen,  besonders  für  ihren 
Clr  und  be  Sita  im  ständischen  Staat ,  weil  die  Bitterschaft  persdn- 
lieh  und  mit  ihren  Knechten  den  militärischen  Dienst  selbst  leisten 
mnsste.   Diese  Steuerfreiheit  war  an  sich  berechtigt,  solange  der 

„Aach  eine  Steuer  v.  eigenen  Grond  a.  Boden  ist  den  Deutschen  nrsprünglich 
aabekaiiQt.  '  Daher  fraglich  ,  oh  d.  röm.  Grandsteuer  im  frUnk,  K«nch  auf  deutsche 
Onndbesitzer  angewandt  worden.  S.  darüber  Näheres  bei  Waitz  II,  679  fi.,  Eich- 
horn I,  675,  ZOpfl  TU  220,  Walter  I«  181.  —  Deb«  dto  ^AUgrei^eiBbait** 
lUdt  Personaläteueni  in  Basel  s.  SchOnberg  a.  a.  0. 

Eichhorn  I,  §,  95,  114,  U,  §.  329,  UI,  426,  IV,  547;  Zachariä 
n,  S-  225,  226.  Er  unterscheidet  Steuerfreiheiten  unter  Beraftmg  auf  gewisse,  dem 
fOÜiBea  Recht  entnommene  Excintionsprivilegien .  ferner  solche,  welche  sich  auf 
»der«  schon  begnindete  als  Ae^uivaleut  geltende  Verpflichtungen  stützen,  endlich 
Mlche,  welche  auf  specieller  Zusicherung  oder  Verleihung  der  Freiheit  beruhen. 

bi  rerschiedenem  Umfuig  zur  Geltung  geUngt  8.  Eichhof  B  a»  b.  0. 
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Ritterdienst  wirklich  geleistet  wurde  und  die  (ikonomische  Last 
desselben  ungefähr  der  Steuerlast  der  anderen  Classen,  auch  der 
nicht  persönlich  dienenden  ünterthanen ,  gleich  kam.  Sie  wurde 
nur  dflera  schon  nicht  aas  diesem  Kechtsgnmde,  sondern  als  Adels- 
vorreclit  mög;lichst  weit  und  übertrieben  ansgedehnt  Einiger- 
massen  analoge  FftUe  fehlen  Übrigens  aneh  in  der  Nenaeit  meht, 
so  die  Stenerfreiheit  oder  die  Vergttnatigongen  OffenÜieher  Beamten 
bei  gewissen  Stenern,  namenflioh  Personalstenem  [Einkommoh 
steuer**)];  gewisse  Steuerfreiheiten  des  activen  IfilifSrs.^') 

c)  Eine  Steuerfreiheit  der  vorausgehenden  Art  kann  endlich 
ganz  oder  thcilweise  eine  wahre  werden,  wenn  die  ihr  als  Corre- 
lat  und  innerer  Berechtigungsgrund  dienende  anderweite  öffentliche 
Leistung  ganz  oder  theilweise  aufgehoben  oder  obsolet  wird.  So 
ist  es  in  Folge  der  Umgestaltung  der  Wehnrerfassnng  mit  der 
alten  ritterschaftliohen  Stenerfreiheit  gegangen:  die  Bitterdieaate 
hörten  anf ,  die  Steuerfreiheit  blieb  trotsdem  besteben  oder  ea  tiat 
wenigstens  nieht  die  yoUe  sonstige  Bestenemng  ein.  Erst  dadnreh 
wurde  die  Reehtsgleichheit,  der  Grundsata  der  Ällgemdnbeit  und 
Gleichmässigkeit  der  Hesteuerung  verletzt,  jene  Steuerfreiheit  ein 
wahres  Privileg.  Daher  die  lebhafte  Opposition  gegen  die  Grund- 
steuertreiheit  der  Rittergüter  besonders  in  der  neueren  liberalen 
Periode  der  staatsbürgerlichen  Gleichheit:  Steuei  kämpfe ,  welche 
in  Deutschland  bis  in  die  unmittelbare  Gegenwart  hineinragen  und 
gewöhnlich  mit  der  gesetaliehen  Aufhebung  dieser  alten  Sleae^ 
freiheiten  end^en.  Ein  Hauptbeispiel  noeh  aus  jttngst  veigaagener 
Zeit  ist  die  preussisohe  Orundsteuerregdung  von  1861.^) 

Uebrigens  kann  eine  solehe  ehemals  scheinbare  Steuofreihei^ 
auch  wenn  die  ihr  entsprechende  andenveite  Leistung  bestehen 
bleibt,  unter  Umständen  wenigstens  theilweise  zu  einer  wahren 
werden^  nemlich  in  dem  FaUe,  dass  diese  Leistung  un?eränderlicb 


^  Und  nicht  eiM  piifitfeehtL  Yeipfliolitiiiig  tos  dem  Lehendtenitf «rhiltniii  wai. 
Zachftriä  II,  527. 

^  Auch  die  Ritterschaft  hat  dch  nicht  immer  von  Stenern  freihalten  können, 
bes.  voa  «Meerord.  Stenern,  die  aber  dann  volK-udN  den  Charactcr  (kr  Kreiwilligkeiu 
ala  donum ,  behalten  sollten.  Beispiele  bei  Falke  a.  a.  0.,  f'iehhorn.  III.  249, 
lYt  Peraonalbestenenrng  auch  der  £dlen  in  Städten     Schönberg  a.  a.  0. 

So  in  Prensfleii  im  Allg.  nur  Belegung  der  Offentl.  Beamten  mit  der  hallMi 
GommunalstiMiLi. 

Na«  Ii  i\.  Deutschen  Keirhsmilit.^es.  v.  2.  Mai  1^^74  ist  das  Militäreiiiküinmen 
der  Personen  des  Unteioiiticicr-  u.  Ciemeiuenstands  (im  activen  Ueer)  o.  im  Fall  der 
MoMhufilmiir  dai  ICUitMaluimmeii  aUer  Angehörigen  des  «ot  Heen  bei  d.  Yenm* 
lagong,  bez.  SAebong  von  Staatssteuem  ausser  Betracht  zu  ItmSL,  §.  46. 
^}  Nibeiee  n.  im  Abschn.  r.  d.  AUgeffleinbeit  der  Bestenerong,  ^416. 
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ist,  utliraid  die  ihr  nnprttoglich  entsprechende  sonstige  Bestene- 

rang  immer  grösser  wird.  Diese  Entwicklnng  trat  schon  im  16.  nnd 
1".  Jahrhundert  ziemlich  allgemein  ein  und  bewirkte,  dass  die  wegen 
der  Ritterdienste  gewährte  Steuerfreiheit  schon  damaiä  zu  einer  par- 
tiell wirklichen  SteneriVeiheit  wurde. 

Im  modernen  btaat  sind  die  älteren  persönlichen  jStandes- 
pririlegien  im  Steaerwesen  nnd  die  sonstigen  wahren  Steuerfrei- 
äflitsn  immer  allgemeiner  beseitigt  worden  nnd  grundsätz- 
lich werden  keine  neuen  gewährt:^)  eine  Consequenz  des 
politiBehen  Principe  der  staatsbtlrgerliehen  Gleichheit,  das 
IQ  der  Besteaenmg  in  den  beiden  „Postnlaten  der  Gerechtigkeit'^, 
iü  den  Grundsätzen  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  der 
Besteuerung  zur  Geltang  gelangt.  Bei  der  Erörterung  namentlich 
des  ersten  dieser  Grundsätze  wird  von  den  Steuerfreiheiten  noch 
weiter  zu  handeln  sein  (§.  404).  Auch  den  scheinbaren  oder  nomi- 
nellen Steuerfreiheiten,  welche  an  sich  nicht  mit  der  Forderung 
der  Allgemeinheit  der  Besteuerung  in  Widerspmeh  stehen,  ist  die 
Gegenwart  ans  politischen ,  stenertechnischen  und  Ökonomischen 
Gfflnden  meistens  abgeneigt,  so  dass  auch  sie  immer  mehr  ver- 
sehwinden  (Beseitigung  von  pers{$nlichen  Portofreiheiten,  Aufhebung 
oder  Beschränkung  der  Steuerfreiheiten  der  Beamten  u.  s.  w.). 

F.  —  §.  362.  Verschwinden  der  politischen  und  Her- 
vortreten der  wirthschaftlichen  und  socialen  Stcuer- 
kämpfe.  Auch  in  allen  anderen  Beziehungen  sind  im  heutigen 
Sisate  der  modernen  Cnltnrvölker  absichtliche  direete  Begünsti- 
gnogen  ohnehin  ja  meist  yersehwundener  persOnlieh  und  politisch 
bemreohteter  Stände,  aber  auch  etwa  noch  vorhandener  Reste  von 
solehen  im  Steuerrechte  weggefaUen.  In  dieser  Hinsicht  ist  der 
OnmdsatK  der  AUgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  im  Wesentlichen 
darcbgeiührt.   Damit  ist  der  ehemalige  grosse  Einfluss  der  Per- 

Näheres  über  d.  Aufhebung  d-^r  Steuerfreiheiten  in  Deutschland  bei  Zachariä, 
II.  §.  226.  Auch  Uber  d.  Verfahren  dabei  u.  Uber  d.  Entdchädi^ungsfrage  s.  u.  §.  416. 
(leviase  ▼omclite  bUeben  nach  der  Deotecben  BnodoHM^  den  Medlatirirteii  {weh 

Mch  1866  noch).  Partic.rechtl.  sind  frei  die  Mitglieder  d.  regierenden  Familie  v.  d. 
Penoo&bteuera  (so  in  Preussen  v.  d.  Einiioinraensteuer).  —  Die  Steuerfreiheit  des  fUr 
Mnd.  a.  wohlthiit.  Zwecke  dienenden  Vermögens,  der  Kirchen,  Schulen  etc.  ist  ander» 
n  beoitheileo.  Aach  sie  begebt  nicbt  allgemein  mehr,  z.  B.  nicht  immer  fUr  die 
Realifeneru.  Ihre  Gewährung  ist  eigentlieh  ein  (verhüllter)  Staatsbi  iting  f.  d.  Zwecke 
JäWJ  Anstalten.  S,  §.  4i;{.  —  Die  Hesteui^rung  der  werbenden,  Ertrag  gebenden  Staatsgüter 
WlRbleibt  gewöhnlich,  ist  aber  aus  (irunden  den  Rechnungswesens  zu  billigen,  s.  u. 
ifill  Schwieriglnltan  macht  bei  diesen  Gutem  II*  bei  denen  der  anderen  ähnlicbea 


deren  äteucrsystemeo.   S.  u.  §.  412,  414. 


swiBchen  Staat  und  Gommnnen 


DigitizQd  by  Google 


219  3  \,A.  Allg.Sleaerl«'^  1.U.-A.  2.A.  Bezieh. z. SUndevasen.  §.861 


sonalstands-  uiid  der  politischen  Standesverhältnisse  auf  die  Be- 
.  steneniiig  und  besonders  auf  die  Yertbeihng  der  Steuerlast  be- 
seitigt und  das  politische  Frineip  der  staatsbürgerlichen  Qleiehlicit 
aller  Angehörigen  des  Volkes  hier  wie  in  den  meisten  politisches 
Verhältnissen  zum  Siege  gelangt.  Eine  widitige  Epodie  der 
SteuergC8cbicbte  ist  abgescblosseu. 

Um  so  mehr  treten  aber  jetzt  erst  die  wirthsc haftlichen 
und  die  socialen  SteuerkUmpfe  in  den  Vordergrund.  Psycholo- 
gisch und  politisch  begreiflich :  denn  nach  der  Herstellung  der  per- 
sönlichen und  politischen  Gleichheit  der  Hevölkenmg  ersebieo 
ToUends  jede  Ungleichheit  der  Bestenening  als  Unrecht,  währeod 
dieselbe  frflher  mit  der  Ungleichheit  der  stilndischen  Verhättniiie 
in  einer  gewissen  Uebereinstimmung  gestanden  hatte.*')  Die  be- 
stehende Bestenening  wie  jedes  nene  Stenerprojeet  werden  daher 
jetzt  eifrig  von  den  wirthschaftlichen  Interessengruppen  und  von 
den  socialen  Parteien  darauf  hin  geprüft,  ob  sie  nicht  thatsäch- 
lieh  dem  Rechtsgrundsatz  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit 
der  Besteuerung  widersprechen.  In  den  theoretischen  Controverseu 
wie  in  den  praetischen  Steuerkämpfen  tritt  der  Streit  um  die  Steuer* 
arten,  directe  und  indirecte,  Einkommen-  und  Verbranchsbeslese- 
mng»  einzelne  Arten  der  Ertragsstenem  n.  s.  w.  immer  schärfer 
hervor.  Denn  diese  Tcrsohicdenen  Stenerarten  verwurklichen  ji 
erst  die  Bestenemng.  In  ihnen  alsdann  Verstösse  gegen  die  Allge- 
meinheit und  Gleichmässigkeit  zu  vermeiden,  ist  die  practische  AdI- 
gabe,  deren  richtige  Lösung  auch  bei  voller  Anerkennung  jener  Gc- 
rechtigkcitspostnlate  so  schwierig  und  so  strittig  ist  (§.  451  ff,). 

Wir  stehen  gegenwärtig  in  Theorie  und  Praxis  in  diesen 
Kämpfen  noch  mitten  inne.  Ueberwiegend  sind  es  bisher  noeb 
die  Streitigkeiten  unter  den  wirthschaftlichen  Interessen- 
gruppen  der  besitsenden  Classen  selbst  —  eine  Art  häasliehcD 
Streits  der  letzteren  — ,  welche  dem  Kampf  ihr  Gepräge  aof* 
drttcken:  Interessengegenidltse  von  Stadt  und  Land,  GmndbesitK 
und  mobilem  Kapital  u.  s.  w.,  wie  sie  oben  (§.  352)  skizzirt  wurden. 
Die  ländliche  Grundsteuer  einer-,  die  Besteuerung  des  mannigfachen 
städtischen  Erwerbs  andrerseits,  die  Ertragsbestenerung  und  die 
Eiukommenbesteuerung  stehen  hier  im  Yordertrefilen  der  Di&- 


*^)  Auch  hi<  r  ist  der  Einfluss  der  errongenen  politischen  Gleichheit  auf  dio. 
Fordeniug  grösserer  wirthachaftlicher  o.  socialer  Gleichheit  onrerkeimb&r.  Eine  Seite 
der  floc  Frage,  die  oamenUich  r.  Scheel  in  e*  Soc  Fnige,  Jena  18T2,  htmAAL 
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dttrion«^'}  Schon  jetxt  aber  fehlt  es  nicht  an  Anzeichen,  dase 
diflie  Fragen  bald  hinter  jene  eigentlich  socialen  Steuer- 
Probleme  mehr  zurück  treten  werden,  welche  mit  der  Wahl 
iwischen  directer  Einkommen-  und  indirecter  Verbrauchsbestene- 
nmg  zusammenhängen  und  Proportionalität  oder  Progression  des 
Steuerfusses,  Gleich-  oder  llöherbesteuerung  des  fundirten  Ein- 
kommens, VenndgeDS-  und  Erbscbaftsbesteuerung  neben  der  Ein- 
kommenbeflteaemng  betreffen:  die  „sociale  Frage^'  will  auch 
inf  dem  Stenergebiet  zmn  Aastrag  gebracht  werden.  £ine  eigent- 
lieh  sociale  Epoche  der  BestenemDg  beginnt 

Anf  alle  diese  Pnnete  wird  im  zweiten  md  dritten  Hanpt- 
ihsfthnitt  mit  einzugehen  sein. 


Die  Umgestaltung  im  privatwirthsch.  System  ist  für  dies  Alles  entscheidend. 
S.  obea  §.  352  und  daselbst  in  Note  34  über  die  Anflaasang  r.  Hodbertas.  Diese 
himt  B.  B.  in  der  Beaeren  enrop.,  Mch  spedell  der  dflottehoi  tocUcilite  der  direeten 
Stenern  ihre  rolle  Best&tiLMini::  mehr  u.  mehr  tritt  neben  d.  «Itea  Grandsteuem  eine 
selbständiL'^c  Haas-,  Ge^rerbc-,  Kapitalrenten-.  Einkommenstenern,  s.  w.,  weil  sich  eben 
^  ehem&iä  ronraltende  Wirthschaftseinheit  dea  ländL  (inindbesitzers  auflöst  oder 
Hbea  flir  aaders  WirChsolinfto-  iL  EnrerbseinheiteB  entstehen.  AehnHelie  Entvidthinif 
TetmatUieh  jetzt  InRussland.  wo  die  hauptsichl.  directe  Steuer,  die  Kopfsteuer, 
eben  überwiegend  eine  baaerliche  Grundcinkommen-Bestenerung  ist.  N&hcres  §.  438  If. 

Im  Eigebnias  ebenso  Stein  3.  A.  S.  321  tt.,  4.  A.  I,  414  ftl  und  Schmoller, 
^fn6tm  d.  pnm.  FtaupoL  8.  118. 
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Obente  Grniailfläiae  der  Bcatemnins. 

Vgl.  Kaa  I,  §.  250—266:  „Kntwickelungr  di^r  obersten  Be8teae^ung:sJr^m^^^atze'^ 
Ableitung  der  Regel  der  Allgemeiaheit  and  üleichfdrmigkeit,  dann  des  Begrilli»  der 
Stoaeiftägfceit,  EiOrtonuigeii  Uber  die  Stenerqnelle.  Die  feUeade  Untoneheldnng  des 
rein  finanziellen  und  des  socialpolitisoben  Staiidpuncts,  dann  des  cinzel-  and  rolks- 
wirthschaftlichcn  prajudicirt  den  Kesultaten  der  Erörterung.  Darauf  untersucht  ßau 
die  „volkswirtbscli.  \Virkuugen  der  Steuern",  §.  267  —  275,  darunter  bes.  die  üeb«- 
välzung,  d.  h.  LebrcD,  die  unten  bei  den  „volkiwirUiBclL  Stanerprincipien**  von  ab 
behandelt  werden.  Einzelnes,  was  ich  in  die  Untersuchung  über  die  Steuerprincipien 
ziehe,  findet  sich  bei  Kau  am  Ii  in  dem  Abschn.  von  der  „EinrichL  d.  Steaenre&eoäi" 
und  im  2.  Bande  in  den  Einleitungen  zu  den  Stcuergattungen. 

Die  Hauptrolle  in  den  finnnnriss.  Erörterungen  tiber  die  Steuerprincipien  spielen 
seit  lange  die  vier  sogen.  Steucrregeln  oder  Grundsätze  (mudnu)  f.  A.  Smith.  Sie 
lauten  im  Original  iB.  V  ch.  2  part  2  im  Anfang): 

1.  The  snbjects  of  erery  State  oaght  to  contribate  towaids  the  sapport  of  die 
goTemment  asnenriy  as  poedble,  in  proportion  of  tbeir  respectire  nbilities, 
that  is.  in  proportion  to  the  rcvcnue  whirli  they  respectively  enjoy  under  the 
protection  of  the  State.  Also  Besteuerung  der  üutertbanen  im  Yerh&ltniss  zu  ihrer 
Leistnngsf&higlteit  (wie  Asber  II,  346  wobl  nicht  unrichtig  abersetzt),  db.fi 
ihrem  EinkommeUt  das  sie  ante?  dem  Schutze  des  Staats  geniesscn:  ein 
<iruudsatz  für  die  pererhte  Steuervertbeilung  oder  die  sogen.  IJe^el  der  Gleicb- 
mädsigkeit.  Letztere  wird  hier  ohne  Weiteres  iu  der  ferhkltuissmässigea  Besteue- 
runip  des  Einkonmens  gefonden,  mtk  der  Grund  dtAtr  sogleicb  in  äm  ,3ebBlif* 
des  Staats  fOr  das  Einkommen  angefeben.  Mit  diesem  sogen.  Grundsatz  werden  aber 
die  Schwierigkeiten  nur  theils  umgangen,  theils  danhbauen.  nicht  {relöst,  er  enthält 
ausserdem  iii  seiner  Erläuterung  eine  blosse  petitio  principii.  Dennoch  ist  er  ron 
nbDosen  NncbfolKeni  ünmer  einjEu^  angenommen  und  paraphiadrt  wofdenl 

2.  The  tax  which  eacJi  indiridual  is  bound  to  pay  ought  to  be  certain  and  not 
arbitrary.  The  time  of  payment .  the  manner  of  payment,  the  ijuantity  to  be  ptid 
ought  all  to  be  clear  and  plaiu  to  the  coutributor  and  to  erery  other  persoo:  der 
sogen.  Giundaalz  der  „Bestimmtbeit**  der  Besteuemng. 

3.  Erery  tax  ought  to  be  leried  at  the  time  or  üi  tbe  mannei .  in  which  it  is 
most  likely  to  bc  convenient  foi  the  contiibutor  to  pay  it:  der  Grundsatz  der 
„Bei^uemlichkeit". 

4.  Erery  tax  ought  to  be  so  contrired  as  botb  to  labe  out  and  to  keep  out  of 
the  pockets  of  the  poeple  as  little  as  possible ,  orer  and  aborc  what  it  brings  into 
the  public  treasury  of  the  statc:  der  (irundsatz  der  „billigen  Erhebungskosten", 
unter  letzteren  die  unmittelbaren  und  mittelbaren,  die  eigentlichen  und  uneigentliches 
Kosten  (s.  Wagner,  Fin.  I,  §.  94,  U5)  verstanden. 

Die  drei  letzten  Grundsätze  sind  solche  der  rationellen  Steuerverwal tiing  oder 
wie  man  sie,  eine  trellende  Bezeichnung  v.  ilock's  etwas  rerallgemeinemd  ^öfieutL 
Abgaben  S.  27)  nennen  kann:  es  sind  Grands&tze  der  Logik  im  Steuenreeen. 

VkI.  iiber  diese  Sätze  z.  B.  Hill,  poL  Oek..  B.  .">.  K.  2;  Leroy-Beaulieu 
I,  131  II.;  Bcrgius  S.  404  II",  (er  nennt  die  K.'<reln  mit  Mill  „elastisch");  Stein 
I,  423,.  4.  Aufl.,  der  vollkommen  richtig  sagt:  die  4  Kegeln  seien  nicht  so  sehr  im 
System  des  Stouervesens  begründet,  als  eben  die  erste  FonauUning  des  8taalsbaIgc^ 
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liehen  Steaeisysteiiis;  auch  ^Oifte  es  kaam  etwas  Unklareres  geben,  als  was  Smith 
inseiaem  ersten  Satz  sage'*;  am  Eingehendsten  noch  neoerdings  A.  Held,  Einkommen- 
lieoer  S.  9b  ffn  dei  mit  liecht  nur  bei  der  ersten  Smith'schen  Regel  theoret  Schirierig- 
IfliMi  tMoAeiiiit  n.  dann  die  in  dieser  Begel  gefdoderte  „proportuHude  Bestenerang  des 
TSiu^lmnlrAiMiiAnft"  kritisirt  Q.  berichtigt,  den  Grundsatz  der  „Allgemeinheit"  der 
B«steiiening  aus  Smith 's  Satz  ableitet,  aber  das  Verlangen,  dass  die  Steuer  des  Einzelnen 
in  gleicher  Proportion  zu  der  ürOsse  seines  Einkommens  stehen  müsse,  nicht  gerecht- 
Sbi^  indet  Bei  Held  8.  121  ff.  aach  eine  gote  üebenicht  aber  die  Lllentor  der 
Steneiprincipien ,  mit  dem  Nachweis,  dass  Smith  auch  hier  Vorläufer  in  der  Auf- 
stelhing  solcher  Kegeln  hatte  (Justi,  Bergius,  Vauban)  und  speciell  über  die 
Beartheilung,  die  Smith's  Kegeln  in  d.  Liter,  gefunden.  Vgl.  ferner  noch  Neumann, 
progr.  Einuteoer,  8.  75  C 

Die  neuere  deutsche  Wissenschaft  ist  dann  auch  über  A.  Smith  hinaus  geschritten« 
indem  sie  das  Problem  der  Stcuerverf h filnn g  tieftr  erfasste  u.  gründlicher  behan- 
delte u.  den  ersten  Smith'schen  ürundsatz  als  ?iel  zu  vag  u.  zweideutig  urkanate.  Dcun 
dM  gerade,  was  A.  Smith  hier  obae  Weiteres  als  selbitrentiiidttch  aanimmt,  ist  so 
fhghch.  Bes.  wichtig  sind  Held  u.  Neu  mann  a.  a.  0.  Erstcrer  S.  95  ff.,  136  ff. 
formulirt  drei  Regeln  der  Steuerveilhoiluntr  fS.  V2\):  T.  ..Alleemeinhcit  der  Steuern, 
d.  L  Jeder,  der  ein  Eiiikommeu  hat,  soll  Steuer  zahlen",  mit  richtigen,  aber  noch 
niebl  aasreidienden  AtmAlmingeD  itber  die  Schwierigkeiten  der  Venrirtliehuig  dieser 
scheinbar  so  einfachen  Regel  u.  mit  richtiger  Unterscheidung  der  Staats-  u.  Commnnal- 
steuern  dabei.  —  II.  Gleichheit  der  Steuern,  d,  h.  das  Einiiomui'  n,  das  in  verschie- 
denen Productionsz^'eigen  erworben  wird,  soll  ohne  Kucksicht  auf  die  Art  seiner 
Quelle  gleichmässi^  besteuert  werden^*,  ~  ein  viel  zn  rager  u.  in  dieser  Pom  kaum 
haltbarer  Satz.  III.  „Möglichste  Schonung  di  s  Nationalwohlstands  und  seines  Auf- 
schvQngg  durch  beständige  Rücksicht  auf  die  emporstrebenden  ärmeren  Classen  und 
nf  die  kapitalrermehrenden  reicheren  Stände",  welche  Kegel  mit  der  „socialen  Frage'' 
nssamenUiige  8.  148  ff.:  gewiss  eine  richtige  Auffassung,  die  aber  Hold  in  seiner 
Neigung  zu  Compromisscn  am  h  in  der  Theorie  nicht  zu  den  richtigen  Cünst'nuenzen 
renrerthet,  bei  manchen  tretlenden  Ausführungen  im  Einzelnen.  FOr  meine  vielfachen 
Ahweichangen  von  Held  mnss  ich  mich  auf  den  Text  selbst  beziehen.  Ich  kann 
Q.  A  aach  Heidts  Abstinenz  in  Bezug  auf  das  Streben  nach  „gerechter"  Besteuening 
nicht  für  richtig  halten.  S.  darulx  r  auch  nor-li  s.  (tutachten  über  Personen bestenerung 
(in  d.  Sehr.  d.  Yer.  L  Soc.pol.  III).  Das  ist  nur  eine  Einseitigkeit  in  entgegengesetzter 
Hehtung  voft  der  bisherigen,  wo  fast  nur  die  „Gerechtigkeit**  erstrebt  worde. 

[q  der  pnncipiellen  Erörterung  m.  E.  schärfer  imd  klarer  als  Held  und  in  der 
Polemik  gegen  denselben  meistens  im  Recht  hat  Neumann  das  Problem  der  Steuer- 
rertheilung  auch  im  üauzeu  wohl  erheblicher  gefördert  als  Ueld.  S.  nam.  Kap. 
2—4  s.  progreas.  EinkjCener,  eine  sachlich  rielfach  rorlreffliehe  ErOrlenmg  bei 
iMullur  Formlosigkeit  und  grossem  Mangel  der  Systematik,  was  auf  die  Klarheit  der 

Ssboisse  öfters  nachtheilig  einjrewirkt  hat.  Bes.  wichtig  u.  im  Wesentlichen  gewiss 
tig  ist,  dass  Nenmanu  die  Priucipien  der  ,3esteuerung  nach  den  Yortheilen" 
(dem  Jnteresse^')  and  ,jiaeh  der  Leistnngsfihigkeit**  beide  als  nlatir  berechtigt 
Ucikennt.  Das  zweite  Princip  ist  das  massgebende  ftlr  die  •  i  ^  ntlicheBssteaerong, 
Jas  erste  für  das  Gebtlhrenwesen  u,  V<rwandtcs.  Ken  mann  vortheidigt  jenes  geschickt 
gegen  Schmoller,  Nasse,  Held  u.  A.  und  beweist,  dass  dies  Princip  nicht,  wie 
wth  meint,  in  der  Bestenerung  nach  dem  Einkommen  anfgdie  n.  dass  in  der  Praxis 
der  Staats-  und  Communalbesteuerang  andt  re  die  Leistungsfähigkeit  beeinflussende 
Momente  schon  vielfach  berücksichtigt  wurden.  Kr  zieht  dann  aus  dem  Princip  (h>r 
Liistangsfähigkeit  den  Schluss  zu  Gunsten  der  Progression  des  Steueriusses 
md  efaiige  weiteie  Conseqnenzen.  In  den  Resultaten  stimme  ich  grossentheils  mit 
lüiaiBn  tiberein,  in  der  Motivirnnjr  imr  theil weise.  Auch  bei  Neumann  fehlt  die 
^hMSBCheidunii:  des  einzel-  u.  v ol ks wirthsch.  Slandpuncts  (die  Polemik  in  dieser 
^Briebong  gegen  Held  ist  verfehlt,  S.  102)  u.  des  rein  tinanziellen,  der  „staatsbUrger- 
Ikkea"  Wiäh»cfaafts-  und  Recbtsperiodc  entspfecheaden  einer-,  des  socialpolitischen 
^dpnncts  anderseits,  eine  Interscheidung .  ohne  welche  man  nicht  zur  Klarheit 
Wnt.  Sie  hiiugt  aber  mit  den  (irundi'rageu  der  Rechtsordnung  in  der  Volkswirthschaft 
■HUMD,  Ikber  die  auch  Nenmann  hinweg  sieht.  Vgl.  ttber  Ifeomaiin's  Bnch  auch 
Itid'i  Becension  in  Hildebr.  Jahrb.  B.  24  S.  62  ff.,  deren  Ausf&hrangeo  gefea  N. 
ich  nt  fOB  UeiBsteo  Theil  Sta  richtig  halten  kann. 
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Unter  der  soiistigori  liicher  gehörigen  neueren  Literatur,  die  sich  um  die  Klänug 
der  Priacipioofia^üu  Veidienäte  erworben,  iat  bes.  noch  üaiie  ia  8.  Gutachten  ober 
PMMBtlbetleMr.  m  aMnan,  den  idi  in  der  Znrtickttelliiiif  des  Piiidps  geradis 
Stanenrertheilong  (S.  2)  betstfaune,  waüa  keift  Widenprach  oSk der  oUgen  B«miIbv 

gegen  Held  liegt 

Am  Selbständigsten,  aber  gerade  hier  oft  nkkt  gladdich  hat  wieder  Steia  die 
bcMi^eheii  Fragen  behendelt,  §.  4.  A.  I,  346  £,  442  f.  Rlelitig  bleibl  beeoMleB  die 

lilstoriiGh-relative  Auffaasni^  der  SleoeipltDcipien  u.  Postulate.  Aber  in  8ds«r 
an  sich  ganz  berechtigten  Neigung,  die  Praxis  zu  rechtfertigen,  gelangt  Stein  selbst, 
der  doch  immer  nach  priocipieiier  £rfassung  strebt,  hier  darchaos  nicht  zu  kiarea 
Priadpien.  Was  er  s.  &  Ober  soeiaie  Bestsmraag  sagt  (&  448  C),  ist  gaas  itehig 
(trotz  der  ängstlichen  Verwahrnng  gegen  einen  Mibsbrauch  mit  dem  progreaiiSB 
Stouerfoss  S.  452  ',  al>nr  die  Formulirung  S.  450  bleibt  mir  unverständlich,  die  Motiri- 
ruDg  dioa&c  Formel  äclucf:  die  «Jiöchst  rage  Voiüteilung  vom  progressiven  äteueifon 
aiQsse  aendieh  ia  die  gaas  bestiauate  (?I)  Fsnael  aal|^l8st  werden:  dass  die  Flo> 
gression  des  Steuerfusses  identisch  sein  soll  mit  derjenigen  Progression  der  Kapitai- 
bildungskraft  jeder  Kapitalseinheit,  welche  doroh  die  YerneliältigaBg  der  hauits» 
erzeugt  wird." 

NatttiUch  hat  sich  fast  jede  theoret  Arbeit  ttber  Bssteaemag  aach  mit  den  leHaa- 

den  obersten  Grundsätzen  beschäftigt.  Die  c:'"nannten  »  iithaltcii  wohl  das  Wichtigste 
darüber.  Zu  nennen  sind  ausserdem  etwa  noch:  v.  Jacob,  Fin.  §.  4ii0  Ii.,  (tiraad- 
sitze  d.  Gurechtigk. ,  —  u.  A.  Gleichh.  oder  Ebeomaass  in  d.  Yertheilnng  so,  dw 
Jeder  in  dem  Maiasse  mit  Abgaben  bdegt  wild ,  als  er  an  dem  (iemcinwcU,  das  dar 
Staat  dadurch  hervorbringt,  Thcil  nimmt  — ;  femer  der  Nationalökonomie  —  nameot- 
lich  nur  reine  Einkommeubeäteuerong  — ;  endl.  der  Fin.wissenschafl).  —  v.  Malchas, 
I,  §.  33  ff.  (Postulate  der  austheilenden  Gerechtigkeit:  Allgemeinh.,  (Heichh.«  GrOsse).  — 
Murhard,  Ikvtou.  r.  r.T  tl. ,  S7  II.  —  J.  G.  Hoffmann,  Steuern  pass.  S.  29£, 
ff.  —  ümpfenbach,  Lehrb.  I.  105  tf.  (Grundgesetz:  Jedt;r  nach  seiner  Beitrags- 
f&higkeit,  was  die  Anforderungen  der  Allgemeinh.,  GleichmässigL,  VertheiL  d.  Steaera 
aaeb  d.  reiaea  Eiakoauaen  eathalle).  —  Laspeyres,  Art  Staalswirthseb.  imSusti 
wOrterb.  X,  106  ff.  —  v.  Hock,  ö£  Abgaben  §.  1  ff.  (viel  Treffendes).  —  Eises* 
hart,  Kunst  d.  Best.  S.  5(1.  —  Maurus,  Best.  Kap.  7.  —  Femer  Schmoller  in 
d.  Abhu  Uber  Einkommen  in  d.  Tub.  Ztschr.  1803;  eine  bes.  für  d.  volkswirthsch 
räadpiea  der  Besteneraag  wichtige  Arbeit,  die  aadsiea  QroBdrtlie  werisa  av 
gdegentlich  berOhrt  EadUch  die  renoUedaaea  Gataehtaa  Aber  Peiaeaalbeilsas- 
niDg  (1S73). 

Die  Abwdchungen  in  meiner  dgenen  folgenden  Darstellung  von  Bau  and  den 
AeHeiea  a.  aadi  Tea  Steia,  Veaaiaaa,  Nasse,  Held  a.  udeiea  Neaena  be- 
treffen zum  Theil  die  Steuerprincipien  sdbst  n.  die  daraus  —  bes.  für  das  Steuer- 
system —  abrubntondon  Folgerungen,  zum  Theil  u.  im  (ianzon  mehr  noch,  nam. 
auch  gegenüber  den  genannten  neueren  Theoretikom,  die  Mo  ti  vi  rangen  der  auf- 
gestdltMi  OraadsUte  a.  Pestalata  Der  Qntad  der  Abwdcbaag  Hegt  ia  der  Toa  air 
ftir  nothwenditr  gefundenen  Z u rückführu ng  der  Steuerprincipien  auf  die 
Trincipieii  der  wirth schaftlichen  Kechtsordnuni»,^  und  in  der  damit  ia 
Verbindung  stehenden  Unterscheidung  des  eiuzei-  und  des  volkswirth- 
scbaftlicbea  sowie  des  StandpuKts  des  Systeais  der  freiea  Goaearreai 
einer-,  einer  .,socialpolitischRn"  Regelung  der  freien  Concurrenz  u. 
der  V«  rmögens-  u.  Einkommensverthcilung  anderseits.  Meiner  wieder- 
holt hervorgehobenen  Auffassung  gemäss  ist  ein  solches  Vorgehen  auch  in  der  Finanl- 
Wissensch,  und  spcciell  in  der  Steaeilebre  geboten.  Die  Begrfl.ndang  dafür  u.  mit- 
hin für  Vieles  im  fulirt'nden  Hauptabschnitt  liegt  daher  auch  wieder  in  meiner  ,.voIks- 
wirthsch.  Grundlegung",  auf  die  ich  mich  hier  von  Neuem  beziehe  (bes.  Kap.  2—4 
d.  1.  Abth.  d.  2.  Ausg.). 

Die  einseitige  Betonung  gereckter  StsaerrertheiluDg  haben  adbon  Vs»e* 
Held  u.  A.  mit  Recht  der  Itishorigen  Lehre  von  den  Steuerprincipien  gum  Vortmrf 
gemacht  Die  von  mir  sogenannten  finanzpolitischen,  aber  aaek  die  rolit' 
wirthtebaftliehea  Steaerpriaeipien  müssen  vidmehr  den  RücksiditoB  ssfgsisaki* 
Steaervertheilang  vorangehen.  Denn  bei  jenen  handelt  es  sich  um  die  Bedinguo^en 
für  die  Existenz  u.  für  das  Gedeihen  der  Gemeinschaft,  ))oi  der  Steuervertheilung 
vor  Allem  um  das  Interesse  der  Einzelnen.   Die  Gemeinschaft  ist  das  Höhere. 
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Ei  ist  auch  nicht  ttblich,  in  der  Weise,  nie  ich  es  tfave,  ron  ««finanzpolitischen" 

n.  ron  „volkswirthschaftlichcu"  Steuer„pri ncipica"  zu  siinihcn,  welche  neben  die- 
jenigen der  Gerechtigkeit  a.  der  Verwaltung  treten.  Aber  hier  hat  wohl,  wie  öfters, 
inr  die  an  A.  Smith  ankntlpfende  Tradition  nachgewirkt  u.  eine  andere  formelle  Bo- 
bisdlang  rerank^ät.  Es  liegt  kein  Grund  vor,  die  Lehna  ttber  die  richtige  volks- 
n.  ein/elwirth^chaftl.  Stcucrf|uclle,  ilbcr  die  Wahl  der  Stcucrartcn  u.  die  Ucberwälzung 
nicht  auch  zu  Stcuerphncipien  zu  formuliren.  Erat  dadurch,  dass  das  geschiebt  u. 
disi  gleichfalls  die  zwingenden  Anforderungen  der  Finanzwirthschaft  an  das  Steuer- 
wesen  ihnüch  als  „Principien"  gefsast  ▼eideo,  welch«;  für  die  Einrichtung  der  Be- 
«teuemnir  mit  hcstimmcnd  sein  mUsden ,  Türken  auch  die  (iefeQhti|^teitt-  Q.  die  Vei^ 
valtanißprincipieii  in  die  richtige  zweite  Stuilu. 

b  Betrsff  der  ^OeTechtigkeit"  in  der  Bestenerongr  befinde  ich  mich,  wzs  die 
finadttschauung  IL  die  MotiviniBg  enlangC,  mit  allen  bisherigen  Theoretikern  in 
Widerspruch,  auch  mit  Stein,  Nenmann.  Hier  gilt  es  eben  m.  K.  die  h i s t o r  i s c  h  e 
Anschanong  in  die  Beweisführung  hinein  zu  tragen  u.  demgemäss  zu  zeigen,  dass 
die  t^iBceohte  Stenerrertfaeilong**  sich  no0iwendif  Indeit  mit  den  Bechtsgrond- 
lagen  der  Yolkswirthschaft  u.  der  Gesellschaft  u.  mit  der  Beurthoilnng  dieser 
Grandlagen  im  V o  1  k s b  c  w  u s s t s c  i  n.  Die  G I ei  c h  m  ;i s s  i  tr k «•  i  t "  der  RcsteTicnin<r 
vird  deshalb  anders  verstand^  in  der  ..ständischen'',  anders  in  der  „staats- 
bürgerlichen**, anders  in  der  beginnenden  „socialen**  Epoche  des  Stener- 
vesens,  u.  pnz  foIgerichti-,^  Nur  bei  dieser  Auffassung  lassen  sich  die  end- 
W'n  Streitigkeiten  tiber  pruportionale  u.  progressive  Besteuerung,  gleiche  oder  ver- 
»cluedeue  Besteuerung  des  iuudirten  u.  nicht  limdirten  Einkommens,  Steuerfreiheit 
des  „EziBtenzmiflimnins** ,  indirecte  Yerbiaochs-,  Kapital-,  Erbschaftssteoem  n.  s.  w, 
tdwiliaapt  schlichten;  weil  nur  so  die  getroflene  Entscheidung  auf  die  Prindj^en 
der  Rechtsordnung  zurückgcftlhrt  wird.  Tiai  dem  bisherigen  Verfahren  der  Beweis- 
führung überzeugt  ja  auch  Niemand  den  andern  und  Behauptung  steht  gegen  Be- 
hoptnng,  z.  B.  dass  nnr  die  proportionale  oder  nnr  die  prog:n88ire  Besteuerung 
die  „gleichmlssige"  sei.  die  Alle  woil-n.  (ierade  Stein  lag:  es  besonders  nahe,  zu 
dieser  Auflassung  zu  gelangen,  aber  er  bleibt  eben  überhaupt  (trotz  der  Ausführ.  I. 
414  ff.)  dodi  zu  sehr  in  der  Idee  stecken ,  als  sei  die  „staatsbürgerliche'"  Periode 
dis  Endglied  der  socialen  n.  ökonomischen  Entwiddnng  der  cifiHsirten  Völker. 
Atich  Held  u.  selbst  Neu  mann,  sogar  v.  Scheel  (progrcss.  Besteuer.  Tab.  Zt-M  hr. 
^  31 ,  S.  273) ,  welcher  letztere  dieser  meiner  Auttassung  am  Nächsten  steht  und 
Wdli  ron  einem  „socialpolltischen"  Maassstabe  der  Besteuerung  spricht,  dem 
^  ,jechDerischc''  weichen  müsse  (S.  292),  wären  zu  festeren  Ergebnissen  gelangt, 
vom  sie  diese  „historische**  Anschaimig  gehallt  hAtten.  8.  nam.  nüen     396  if. 

1.  Abschnitt, 
fiiiadtimf» 

I.  —  §.  363.  Bedeutung  solcher  oberster  Grundsätze 
der  Besteuerung.  Als  Richtschnur  für  die  Einrichtung  der  Be- 
stenerang  bat  die  Finanzwissenschatt  eine  Keibe  von  obersten 
Grundsätzen  anfznstelien ,  welche  dann  za  practischen 
^ostnlaten  der  Steuerpolitik  werden.  Sie  mnss  dabei  eine 
doppelte  Bflekstcht  nehmen,  einmal  auf  die  Bedttrfniese 
«lerFinanawirthBchaft,  des  Staate  wie  der  tthrigen  VfibnÜiohen 
KBrper  (Gemeinden  n.  e.  w.),  sodann  anf  die  tu  besteuernde  Be- 
völkerung. Jene  obersten  Grundsätze  hat  die  Wissenschat't  da- 
tar  mit  aws  dem  Wesen  der  Finanzwirthschalt  und  aus  den 
Wirkungen  der  Besteuerung  aal  die  Bevölkerung  abzuleiten. 
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Solche  GrandBfttze  lassen  sieh  aber  sehen  ftr  die  Theorie 
nicht  immer  als  absolute  hinstellen.  Mehrere  von  ihnen  sind  iriel- 
mehr  wesentiieh  zeitlich-  und  Ortlich -relativer  Art  md 

häügcu  mit  den  gegebenen  Cultur-  und  Wirtbschaftsverhältnissen. 
mit  den  jeweiligen  V^olksanschauungen  und  mit  dem  Zustande 
des  Recbtsbewasstseins  und  des  öffentlicben  Hecbts  zusammen, 
verändern  sich  daher  auch  mit  diesen  Momenten:  sind  mit  einem 
Worte  zum  Theil  nicht  rein  logische,  sondern  historische 
Kategorieen.^)  Das  ist  von  der  Wissensehaft  nicht  immer  gentlgend 
beachtet  worden.  Nicht  jeder  einsdne  Grondsats  femer  kann 
immer  fttr  sieh  allein,  getrennt  von  den  anderen  massgebend  sehii 
sondern  ▼ersehiedene  derselben  sind  oft  neben  einander  so  be* 
folgen.  Daraus  ergiebt  sich  aber  dann  gewöhnlich  die  Nothwendig- 
keit  einer  Modification  des  einzelnen  Princips  bei  seiner  Anwendung. 
Auch  darauf  hat  schon  die  Theorie  Rücksicht  zu  nehmen  und  deshalb 
von  voniherein  die  Zulässigkeit  solcher  Modificationen  zuzugeben. 
£b  folgt  daraus  abermals,  dass  die  obersten  Bestenernngsgrnndsätze 
meist  nnr  eine  relative  Bedentnng  besitaen.  Auch  hier  hat  sieb 
die  Finaniwissensehaft  nicht  immer  yor  einem  sn  weitgehenden 
Absolntismns  ihrer  Forderungen  gehtttet 

Einselne  Grandstttee  ergeben  sieh  so  sehr  ans  dem  Wesen  der 
Sache  und  aus  den  notorischen  Stenerwirkungeu ,  dass  sie  in  der 
Steuerj)raxis  niemals  ganz  unbeachtet  bleiben  konnten,  lange  vor 
jeder  theoretischen  Formulirung.  Der  Fortschritt  hat  dann  nur  in 
der  Ableitung  dieser  Grundsätze  als  ausdrückliche  Kichtschnur  für 
die  Praxis  und  in  dem  Bemühen  dieser  letzteren  um  eine  strengere 
Befolgung  dieser  Biehtschnnr  bestanden.  Mit  der  Entwicklang 
der  Finanstheorie  sind  die  Grundsfttse  aur  genaueren  Formnlimng, 
tieferen  Begrttndnng  und  schärferen  Bestimmtheit  gebrach^  nnd  m 
dieser  Besiehnng  immer  weiter  an  gelangen ,  ist  die  Aufgabe  der 
fortschreitenden  Wissenschaft.  Dadurch  wurden  und  werden  jene 
Principien  immer  geeigneter,  der  Praxis  zur  Leitung  zu  dienen. 
Die  bestehende  Praxis,  daher  namentlich  die  geltende  Steuergesetz- 
gebung und  deren  Wirkung  auf  die  Bevölkerung  ist  an  ihnen  za 
prttten.  Die  Grundsätze  selbst  sind  aber  auch  ihrerseits  stets  von 
Neuem  auf  ihre  Bewährung  und  —  auf  ihre  Durehftthr  barkeit 

')  Hier  wie  w  oft  ?efd«ike  ioli  den  Anregongen  der  Bodb  er  tue 'sehen  Be- 

tfachtungswcis  :  il<  s  Wirthschafte-  u.  Geseilflcbaftalebeiis  die  m.  £.  riehtke  AafTassuoc: 
einer  der  walirhaft  „historischen"  Nationalökonomen,  der  nicht  io  Wt  Weise  cio- 
zeitiger  Specialiätcn  den  Waid  vur  lauter  Bäumcti  Ubersieht. 
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•a  der  Pnxis  zu  prttfeo.  So  allein  erfolgt  die  erapriesslicbe 
flTeehselwirknDg  zwisoheo  WiflsenscliAft  und  Praxis  und  wird  das 
Ziel  einer  gerade,  hier  bei  der  Anfstelinng  oberster  Bestenemngs- 

gnindsätzc  für  die  Praxis  arbeitenden  Wissenschaft,  wie  der 
FiDanzwißsenschaft,  soweit  als  möglieh  erreicht.    Angesichts  der 
in  der  Praxis  sich  oft  kreuzenden  Anforderungen,  welche  aus  den 
eiozelueu  Grundsätzen  hervorgehen,  and  der  Qri^sse  der  im  Leben 
zu  überwindenden  Widerstände  muss  die  Wissenschaft  sich  nur 
tbennals  in  ihren  Ansprüchen  anf  Verwiridichang  ihrer  Postnlate 
beiefaeiden:  sie  Icann  jene  Gmndsiltse  nnr  als  Ziel  hinstoUen,  dem 
iDSn  sieh  in  der  Praxis  möglichst  nähern  soll  Wie  weit 
ktiteres  geBngt,  das  litogt  oft  gar  nicht  tod  finanziellen  Momenten^ 
wie  z,  B.  der  Einrichtung  des  ►Steuervveseiis,  der  Steuerarten,  dem 
F.rhebungsmodus  u.  s.  w.  ab,  sondern  wieder  von  den  «gegebenen 
Wirthsc  hafts-,  Cultur-  und  Rechtsverhältni  sseu.  Nur 
mit  der  meist  von  ganz  anderen  Factoren  bedingten  Veränderung 
dieser  Verhältnisse  lassen  sich  dann  gewisse  Stenerprincipien,  z.  B. 
das  der  Allgemeinheit,  der  Gleiohmä88igli:eit,  der  geringen  E^ 
liebimgskoflten,  flberhanpt  oder  hesser  verwirklichen.   Jene  ge- 
gebenen Verhaltnisse  des  Ltebens  sind  sogar  nicht  selten  so  mächtig, 
dsn  sie  zn  Einrichtungen  der  Besteaemng  nöthigen,  welche  an  sich 
unvermeidlich  einen  grösseren  Verstoss  gegen  bestimmte  Steuer- 
principien  mit  sich  bringen,  als  andere  Einrichtungen,  die  aber 
erst  eine  ganz  andere,  höhere  Culturstufe  des  Volks  oder  Entwick- 
lung des  Rechtsbewusstseins  voraussetzen.   I^fan  muss  z.  B.  viel- 
I  Isicht  eine  Stenerart  wählen,  welche  höhere  Erhebangskosten  macht 
i  Qsd  migleichmässiger  die  Volksclassen  nnd  Einielnen  heiastet,  weil 
in  der  gegebenen  Lage  nnr  so  der  erforderliehe  Stenerbetrag  anf- 
nbringea  ist  (Fall  der  indirecten  Verbranchstener  statt  directer 
Einkommenstener)  oder  weil  andre  Scbwierigkeiten  bei  andren 
'  Stenern  nicht  zu  uberwinden  sind,  z.  B.  die  richtige  Ermittelung 
des  Einkommens  bei  der  Einkommensteuer. 

Mit  solchen  Zugeständnissen  verlieren  die  obersten  Steuer 
[riocipien  der  Finanzwissenschat't  nicht  ihren  Werth  und  wird 
Qattirlich  auch  nicht  ein  „Prineip"  sanctionirt,  dass  die  Abweichung 
von  jenen  obersten  Sätzen,  weil  oft  unvermeidlich,  auch  nnschädlich 
^  Es  wird  vielmelir  nnr  den  gegebenen  Lebensyerhältnissen  als 
dM  einmal  immer  mitsprechenden,  mitunter  entscheidenden 
^^Mlsr  Bechnnng  getragen.  Die  Finanswissensehaft ,  speciell  die 
Steserlebre  hat  auch  dies  nicht  immer  genügend  gethan.    Das  ist 

I 
I 
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ihr  mit  Beeht  nicht  selten  von  der  Prelis  voigeworfen  worden: 
sie  erschien  dieser  xn  doctrinttr.  Anderseits  darf  aber  die  Theorie 
anoh  verlangen,  dass  man  in  der  Praxis  die  Abweichnng  ven 

obersten  Stcuergruiidsätzen,  deren  Richtigkeit  allgemein  anerkannt 
wird,  nicht  so  leicht  nehme,  wie  es  oÜ  geschieht.  Namentlich 
spricht  die  Praxis,  wenn  sie  gewisse  Postulate,  z.  B.  das  der 
Gieichmässigkeit,  verwirklichen  soll,  oft  ohne  genügenden  Beweis 
yon  lyUntlberwindliehen  Schwierigkeiten^',  während  vielleicht  sn 
deren  Beseitigung  gar  kein  erostlieher  Veisach  gemacht  worden 
ist  oder  ans  andren,  nicht  oder  nicht  ansrdehend  gereehtfertigteo 
Rttcksichten  ein  solcher  nnterfoldbt  Im  modernen  Beohts-  mid 
Cnltnrstaat  sollte  nnd  in  der  bereits  beginnenden  „socialen^  Epoche 
des  Steuerwesens  wird  auch  ein  derartiger  Vorwand  immer  mehr 
abgewiesen  werden.  *) 

So  hat  .sich  die  Theorie  allerdings  vor  dem  DoctrinarisniBP 
absoluter  Principien  und  Postulate  der  Praxis  gcgciuiber  zu  hüten. 
Sonst  yerliert  sie  ihren  £influss  auf  die  Praxis,  Fiscalisinns  und 
Routine  grassiren  nm  so  mehr.  Die  Praxis  aber,  welche  ohse 
Koih  die  obersten  Stenergmndsfttse  TemaehUtasigt,  erschwert  ihie  i 
eigenen  Aufgaben  und  sinkt  zu  gemeiner  Bontine  herab.*) 

n.  —  §.  364.  Die  Stenerprincipien  nnd  das  Steuer- 
system. —  Die  obersten  Steuerprincipien  haben  die  practische 
Steuerpolitik  namentlich  bei  der  Wahl  der  einzelnen  Steuern 
und  bei  der  Aufstellung  des  ^::anzeu  Steuersystems  zn 
leiten.  Jede  Steuer  ist  au  diesen  Principien.  zu  prüfen  und  mög 
liehst  diejenige  zn  wählen,  welche  unter  den  gegebenen  UmständcD 
die  meiste  Aussicht  bietet,  den  hiemach  zu  stellenden  Anford^ 
rungen  am  Besten  zu  entsprechen  oder  —  womit  man  sich  nur  ze 

-)  Ein  Beispiel  Udert  oft  die  Einkommcusteut  r,  deren  richtige  (jesultuiig 
überhaupt  oder  deren  progressiver  Steuerfoss  wenigstens  fUr  „undorchführbai**  gih. 
Vollige  Genauigkeit  wird  man  freilich  nicht  erreichen.  Aber  eine  hinläii^clie  wohl, 
^uhald  man  eben  nicht  Anstand  nimmt,  bes.  den  wohlhnbendi  ii  ('lassen  gegenüb<.T 
mit  ;dem  Zweck  auch  die  Mittel  zu  wollen  u.  die  sich  bietenden  Mittel,  wie 
strenge  Controie,  auch  beim  Erbgang,  DecJar.zwang,  Strafen.  OclTentlichkeit  wirklich 
all  zuwenden.  Wideisprftcbe,  wie  i.  &  in  der  preuss.  Steoerpravis,  möglichst  richtif 
das  Einkonim»^n  srhätz('n  zu  sollen,  nbiT  , .nicht  in  die  porsönl.  V«Thaltni?so  eindnn?err' 
za  dttifeu  —  wasch'  mir  den  i'elz,  aber  mach'  mich  nickt  nam  —  sind  fralicb 
nnhaltlMr.  Aber  Stenewrgebnisse  einer  solchen  Pnuria  rind  auch  kein  Bereis  for  ; 
die  ündurchführbaritoit  eines  Steuerprincips  oder  einer  Steuerart,  | 

')  Kein  Gorinsrerer  als  Hock  hat  seinem  Werk  Uber  die  öfTcntl.  Abjfaben  ein  ' 
Motto  vorgesetzt,  da^  gerade  in  der  Gegenwart  auf  diesem  (jei>iete  den  Tiraden  der 
pnetiflchen  Verichter  der  Theorie  tmter  den  Sttttaminnen  entgegcngerafen  vefden  i 
kann,  das  Wort  Boyer-Gollard's:  „Die  Theorie  nb  tthttÜHif  eAUna  heisst  d<  d 
Hochniuth  haben,  mau  brauche  nicht  zn  wiiseni  wns  nun  sagt,  WCBB  nun  ^richU  i 
und  was  man  thut,  wenn  man  handelt.**  | 
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oft  begofigen  mvm  —  am  Wenigsten  sn  widerapreclien.  Wegen 
der  Yersehiedenheit  dieser  Anforderungen  nnd  wegen 

der  practischen  Schwierigkeit,  dieselben  mit  einander 
zu  vereinen,  erweist  sich  auch  eine  einzige  Steuer  zur 
Aafbringung  des  ganzen  Steuerbedart's  von  vorneher- 
ein nicht  geeignet,  vielmehr  erscheint  eine  s^weckmässige 
Verbindung  mehrerer  versehiedenartiger  Steuern  oder 
ein  eigentliehee  Steuersystem  hier  richtiger,  mit  dem  leiten* 
doi  Gesiehtqranct,  didnreh  dem  Ziel  einer  möglichsten  Verwirk- 
liekuig  aller  massgebenden  Postulate  nahe  zu  kommen. 

Grosse  Schwierigkdten  Hegen  hier  stets  vor.  Die  geschicht- 
lich tlberkommene  Besteuerung  unserer  Culturstaaten  setzt  sich 
regelmässig  aus  einer  grösseren  Anzahl  einzelner  Steuern  zu^ 
sammen.  Von  der  Verwirklichung  aller  obersten  Steuerprincipien 
ist  darin  gewöhnlich  keine  BedCi  wenn  aoch  öfters  einzelne  Ver- 
änderungen oder  yjReformen"  yorgenomnien  worden  sind,  um  eines 
oder  das  andere  Postulat  sn  Terwirkliohen,  z.  B.  um  die  Allge- 
iMinheit  oder  Gleichmilssigkeit  besser  herzustellen  ^  gewisse  volks- 
wirtfasehaftiieh  nachthdlige  Wurknngen  emzelner  Steuern,  z.  B. 
VofcehrssUlnuigen ,  Hemmungen  technischer  Fortschritte,  zu  be- 
leHigen,  Erhebungskosten  zu  vermindern  n.  dgl.  m.  Ein  Steuer- 
system stellt  diese  Besteuerung  trotzdem  nicht  dar,  wenn  man 
uiter  diesem  Ausdruck  eine  richtige  Combination  von  verschiedenen 
bteueru  zur  Verwirklichung  der  obersten  Besteuerungsprincipien 
versteht  In  der  Regel  begntigt  sich  die  Praxis  damit,  dass  ihre 
Besteuerung  das  wichtigste  Postulat  erAlllt,  den  Bedarf  zu 
decken,  und  nicht  gar  zu  arg  gegen  die  andren  Postulate Ver- 
itSiit^  nondestens  niefat  so,  dass  in  dieser  Hinsicht  zu  laute  Klagen 
der  BefOlkemng,  z.  B.  wegen  verletzter  Gleichmässigkeit,  eitOnen. 

Die  Theorie  wird  dann  zwar  mit  Recht  weitere  Verbesserungen 
anheben  und  verlangen  müssen  und  die  rationelle  Praxis  wird  die 
i^ereehtigiing  dazu  nicht  läugnen.  Jedoch  hat  die  Theorie  hierbei 
zweierlei  Einwände  zn  beachten,  weiche  die  Praxis  oftmals  erhebt 
1)  Einmal  kann  die  Besteuerung  in  ihrer  ursprünglichen  An- 
lage sehr  mangelhall  sein  und  riehtigen  und  wichtigen  Postulatmi 
wUnspiechen.  Aber  der  lange  Bestand  hat  hier  doch  vielleicht 
ikle  M&ngel  ausgeglichen.  Man  hat  sich  an  die  Besteuerung  ge- 
«Alt  und  das  thnt  hier  viel.  Es  kann  auch  wirklieh,  nemlieh 
sitteist  der  sogen,  lieber w alz un^^,  eine  genügende  Ausgleichung 
dir  ursprünglichen  Ungleicbmässigkcit  eingetreten  sein.   Oder  es 

15* 
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ist  dies  vermeintlich  gescheheiii  in  den  Augen  der  Betheilig 
ten,  was  die  Öffentliche  Meinung  auch  beruhigt  Man  wird  sbh 
deswegen  in  der  Praxis  Öfters  mit  Recht  bedenken ,  an  einem  sh 

bestehenden  Steuerwesen  viel  zu  rütteln. 

2)  Anderseits  bringen  auch  die  besten  neuen  Steuern, 
selbst  wenn  sie  nicht  den  Gesammtbetrag  der  Steuern  erhöhen, 
sondern  nur  anders  vert heilen  sollen,  unvermeidlich  neue 
Störungen,  einen  neuen  Druck  mit  sich.  Dies  selbst  in  dem 
Falle,  dass  sie.  in  der  That  gewisse  PostulatCi  b.  B.  die  Gleich- 
mftssiglLeiti  genauer  yerwirklichen.  Um  so  melur  aber  in  dem  viel 
häufigeren  Falle,  dass  die  entgegenstehenden  Schwierigkeiten,  der 
EigennntE,  die  Unbildung  der  Besteuerten,  die  beschränkte  Leistangs- 
fahigkeit  der  Steuerbehörden  u.  8.  w.,  doch  wieder  nicht  genügend 
Uberwunden  werden  können.  So  ist  abermals  die  Theorie  zur  Vor- 
sicht bei  ihren  Reformt'orderungen  „behufs  besserer  VerwirklichuDg 
der  obersten  Steuerprincipien"  zu  ermahnen. 

Es  ergiebt  sich  hieraus  die  freilich  auch  wieder  nur  relative 
Richtigkeit  des  oft  angeführten  Satzes:  „jede  alte  Steuer  ist 
gut,  jede  neue  schlecht*)  £in  Sats,  welcher  in  Folge 
einer  zu  grossen  Werthlegang  auf  die  Ueberwilsung  in  der  Pkans 
öfters  missbraucht  worden  ist  (§.  388  ff.),  aber  doch  dnen  beachtenS' 
werthcn  Kern  enthält. 

Für  die  Finanzwissenschaft  folgt  aus  dem  Vorausgehenden 
von  Neuem  die  Lehre,  die  practische  Bedeutung  mancher  an  sich 
durchaus  richtigen  obersten  Besteuerungsgrundsätze  nicht  doctrinär 
zu  Überschätzen,  weil  eben  die  Verwirklichung  dieser  Grundsätze 
im  Steuerwesen  zu  schwierig  ist. 

III.  —  §.  385.  Uebersioht  der  Prineipien.  —  Die  ober- 
sten Grundsätze  der  Besteuerung  und  practischen  Postulate  der 
Steuerpolitik,  welche  in  den  niehsten  Abschnitten  erörtert  werden, 
sind  neun  an  der  Zahl  und  bilden  nach  den  für  sie  massgeben- 
den Gesiehtspuneten  vier  Gruppen.  Die  Erläuterung  der  tecb 
nischen  Ausdrtlcke,  welche  im  Folgenden  für  die  einzelnen  Priu- 
cipien  gewählt  sind,  findet  in  den  betreffenden  Abseimitten  statt. 

I.  Finanzpolitische  Prineipien: 

1)  Ausreichendheit  der  Besteuerung. 

2)  Beweglichkeit  der  Besteuerung. 

*}  So  namenU.  zuerst  formnlirt  von  Canard,  Grands,  d.  polit.  Oekon.  aus  den 
Französ.  r.  Volk,  Aagsb.  1824,  S.  174,  in  Ycrbindang  mit  einer  ncl  zu  weitgebendeo 
Theorie  de:  Steuerüberwälzung,  wie  almlich  v.  Tritt witz,  Theorie  d.  Steuern, S,  lOOC 
Weiteres  Uber  Canard 's  Lehre  bei  Raa  in  d.  Noten  zu  Fin.  I,  g.  270  ff. 
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II.  Volkswirthschaftliche  Principien: 

3)  Wahl  richtiger  Steuerquellen,  d.  h.  inHbcsoudcre  Er- 
örterung der  Frage,  ob  die  Besteuerung  nur  aus  dem  Einzel-  und 
Volkseiu kommen  oder  auch  aus  dem  Einzel-  und  Volksver- 
mOgen,  bez.  -  Kapital  schöpfen  darf  und  ob  and  wie  hier  volks- 
■94  eioselwirthschallUeher  StandjNiiiot  zu  anteiBcheiden  Bind. 

4)  Berttekfliehtigung  der  Wlrkangen  der  Besteueriuigy  ins- 
iMoadere  der  yersehiedenen  Steverarten  auf  die  Steuer- 
zahler und  generelle  Untersuchung  der  j^ogeu.  Ue berwälzung 
der  steuern. 

Iii.  Principien  der  Gerechtigkeit  oder  der  gerechten 
SteoerTertheilang. 

5)  Allgemeinheit  und 

6)  GleiehmftBsigkeit  der  Besteaening. 

IV.  Steuerverwaltungsprincipien  (oder  Principien  der 
Logik  im  Besteuerungswesen). 

7)  Bestimmtheit  der  Besteuerung. 

8)  Beqnemliehkeit  derselben.  . 

9)  Streben  naeb  mOgliehst  geringen  Erbebnngs- 
kosten  der  Stenern. 

Die  finanzpolitischen  Principien  folgen  aus  den  Bedürfnissen 
der  Finanzwirtbschaft.  Es  ist  nicht  üblich,  sie  unter  die  obersten 
ßestcuernngsgrundsätze  zu  stellen,  aber  es  ist  dies  durchaus  noth- 
weodig  and  sie  geboren  sogar  an  die  Spitze,  namentlich  auch 
Tor  die  Principien  der  Gerechtigkeit.  OewObnlieb  bat  sieb  die 
FSoanswisaenschaft  in  dieser  Lehre  nur  mit  diesen  letzteren  und 
Bit  den  Stenerverwaltnngsprincipien  befasst  Dieselben  entsprechen 
iai  Weeentlieben  den  von  Adam  Smith  aufgestellten  Steuer- 
regeln  (s.  o.  S.  220).  Die  Principien  der  Gerechtigkeit  sind  Grund- 
"'ätze  für  die  gerechte  Vertheilung  der  Steuerlast  im  Volke. 
Auch  die  volkswirthschaftlichen  Steuerprincipien  beziehen  sich  mit 
aul  das  Problem  richtiger  Steuervertheilung  den  einzelnen  Bestcuer- 
tea  g^enüber.  Sie  betreflfen  ausserdem  aber,  was  noch  wichtiger 
■t,  weil  es  sieh  dabei  um  Interessen  der  Gemeinschaft,  nicht 
sBf  der  Einzelnen  handelty  Grandfragen  des  Verhältnisses  der  Be- 
taerong  snr  Volkswirthschaft.  Die  Stenerverwaltnngsprincipien 
lb%en  ans  Begriff  und  Zweck  der  Besteuerung  und  geben  fUr 
Frtgen  der  Einrichtung  und  Ausführung  derselben  mit  die  Richt- 
iscbnur  an. 
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Die  aofgeflthrten  Prinoipien  haben  zum  Thdl  die  Natar  tod 
Axiom  eiiy  wie  besonders  die  drei  GnindsMie  der  Bestimmtheit, 

Bequemlichkeit  und  des  Strebens  nach  möglichst  geringen  Er- 
hebungskosten ,  d.  h.  sie  sind  eigentlich  mit  Begriff  und  Wesen 
der  Besteuerung  «gegeben,  ohne  weitere  Begründung  zu  bedtlrfen. 
Von  den  beiden  Principien  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit 
gilt  dies  zwar  nicht  unbedingt,  weil  die  Ansichten  Aber  das,  was 
hier  „gerecht*^  ist,  nicht  absolnte,  allgemein -menschliche  sind, 
sondern  seitlich  nnd  örtlich  yeränderliehe,  weebsdndBil 
den  Cnltnr-  nnd  SechtSTerhiUtnissen  des  Volks.  Fflr  daa  heutige 
Zeitalter  persönlicher  Freiheit  nnd  ,yBtaatsbttrgerlieher''  (politischer) 
Gleichheit  und  für  das  in  demselben  waltende  Volksbewnssiseiii 
nehmen  aber  auch  diese  beiden  Principien  die  Natur  von  Axiomen 
an,  die  mit  dem  Begriff  der  persönlichen  und  politischen  Freiheit 
und  Gleichheit  gegeben  sind.  Sie  kamen  daher  auch  mit  dem 
Durchbruch  der  „liberalen"  staatsbürgerlichen  Periode  in  der 
Theorie  sofort  (A.  Smith),  in  der  Praxis  aUmählich  immer  allge- 
meiner nnd  schftrfer  zur  Geltung.  ^) 

Die  AnfsteUuig  nnd  FormnUrnng  dieser  aziomatisehen  Frio- 
cipien  nnd  practischen  Postnlate  ist  deshalb  anch  leicht  Um  so 
weniger  darf  sich  die  Theorie,'  vollends  wenn  sie  der  Praxis  den 
Weg  weisen  will,  damit  begnügen.  Die  Schwierigkeit  fängt 
erst  an,  wenn  das  einfache  Princip  und  Postulat  in  der 
Theorie  seinen  genauen  und  klaren  Inhalt  und  UmfaDg 
erhalten  und  in  der  Praxis  durchgeführt  werden  soll. 
Hier  mnss  die  Finanzwissenschait  viel  mehr  specialisiren  xmd 
casnistisch  verfahren,  als  sie  bisher  gewöhnlich  gethan  hat^  wenn 
ihre  Lehrö  von  den  obersten  Stenerprincipien  wissenschaftlich  isd 
practiseh  werthyoll  werden  soll.  Sie  setzt  sich  sonst  dem  Yorwiuf 
der  Aufstellung  blosser  Trivialitäten  oder  Selbstverständlichkeiten 
nicht  mit  Unrecht  aus.  Kommt  sie  aber  dieser  erweiterten  und 
dann  zum  Theil  ziemlich  schwierigen  Aufgabe  nach,  so  kann  ihre 
Lehre  von  den  Stenerprincipien  als  ein  sehr  wichtiger  Theil 
der  ganzen  Steuerlehre  zu  gelten  den  Anspruch  machen.  In  Folge 
dieser  unserer  Auffassung  von  der  hier  vorliegenden  wissenscbaH- 
liehen  Aufgabe  nehmen  freilich  die  folgenden  Erörterungen,  ht 
sonders  Uber  die  Principien  der  Voikswirthsohaft,  der  Gerechtigkeit 
nnd  der  Stenenrerwaltung,  eine  yiel  grossere  Ausdehnung  an,  sIs 

Vgl.  Stein  I,  407  fl.,  411. 
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iB  dee  meiiteii  tbeoretuohen  Behandlnngen  dieser  Pnncte,  Raa's 
Lehrbncli  lobcgiiffeii. 

Die  drei  ersten  der  obigen  Kategoriewi  und  die  secbs  ersten 

PrinoipieD  werden  in  den  folgenden  Abschnitten  dieses  Hauptab- 
schnitts erörtert.  Aus  den  genannten  drei  Steuerverwaltungsprin- 
cipien  folgen  liir  einen  wesentlichen  Theil  der  gesammten  Steuer- 
Verwaltung  die  Normen.  Bei  dem  engen  Zusammenhang  aller 
Verhältnisse  und  Einrichtungen  der  Steuerverwaltung  erscheint  es 
iweekmttssigy  die  nähere  £rOrtemng  der  Qrundsiltse  7—9,  insbe- 
Kmdere  der  ans  ihnen  henrorgebenden  Gonseqnenzeni  mit  der  Be* 
handlnng  der  allgememen  Grundsätse  fttr  die  Stenenrerwnltang  im 
Tierton  Hanptabsebnitt  zu  verbinden. 

2.  Absehnitt 
I.  Die  liuanzpolitischen  Steuerprincipient 

Di'-  rirhligc  Wurdigang  dieser  Princijäcn  ist  von  der  richtigen  Anffassang  des 
Staats  als  des  Hauptorgans  drr  Goin  ei  n  wirthschalt  abhängig.  Auch  hier  hat  die 
Fuua£iriäsen»chaft  au  die  grundlegenden  Lehren  der  Nationalökonomie  anzukitupfeu, 
i.  miM  Qniiidleir-,  1*  Abth.  Kap.  3,  bes.  §.  118,  140     150,  154—160  fi.  o.  Kap.  4. 

Erst  in  der  neueren  organischen  Staatslehre,  im  (logensatz  zu  der  früheren 
indiridualistischen  und  zur  Tlicorie  \rom  Staatsvertrag  ist  es  möglich,  wie  das 
Steoerrecht  selbst,  so  auch  diu  Bedeutung  der  iinanzpolitibchen  Principien  und  deren 
Vorrang  ror  allen  aaderen  richtig  za  begründen.  Vgl.  die  zatreiictiden  Ausführungen 
TOD  Ä.  Held.  Eink.st.  Kap.  2.  bes.  S.  2o  und  Nasse  in  dem  Gutachten  aber 
Pttsonalbesteuernng  im  Anfang.   Anch  unten  §.  418,  419. 

Die  folgenden  ErOrtemngeu  sind  zugleich  eine  richtige  Conseqaenz  der  im 
1.  Bande  der  Fin.wiss.  gegebenen  Theorie  der  Deckung  des  Finanzbedarfs, 
Ras-Wagncr,  S.  198  Ii.  u.  hes.  2.  Aufl.  50  It.  Die  BeglUlMluig  Ptt  das  Folgende 
iat  daher  anch  z.  Th.  an  diesen  Stellen  schon  gegeben. 

L  —  §.  366.  Stellung  dieser  Grundsätze  an  der 
Spitse.  Die  finanspoUtisehen  Stenerprineipien  der  Ansreiehend- 
M  und  Beweglichkeit  der  Besteuerung  folgen  aus  dem  Wesen 
dir  Finanswirtbsohaft  und  aus  dem  obersten  Postulat,  welches  Ülr 
Äfleatliche  Haushalte,  iubbesondere  für  den  StaatshauBhalt ,  aufzu- 
stellen ist:  dass  neralich  die  Einnahme  durch  die  Höhe  des  Bedarfs 
bestimmt  und  letzterer  durch  jene  gedeckt  werden  muss. Sic 
äind  auch  an  die  Spitze  aller  theoretischen  Steuerprincipien  und 
^ler  Steuerpostulate  der  Praxis  zu  stellen.  Denn  nicht,  wie  die 
ämith'sehe  nationalökonomische  Sehnle  ihrem  individnalistiscben 
iHHdpunet  gemiss  lehrt,  „€toreobtigkdt  gegen  den  Einselnen'S 
lieht  der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  und  der  Gleichmüssigkeit 


S.  Band  I,  I.  Aufl.  §.  82,  2.  A.  51. 
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der  Besteiiernng,  sondern  ErfllUnng  der  fiedingnngeii  des 
im  Staate  und  den  flbrigen  Offentliehen  KOrpern  er- 
folgenden Gemeinschaftslebens  ist  die  oberste  Regel: 

„Beschaffung  der  Mittel  für  die  Erhaltung  des  Staats  und  für  die 
Erfüllung  seiner  Zwecke  "  (Nasse).*)  Die  Begründung  dieser 
Auffassung  liegt  in  der  Lehre  von  den  Zwan^sgemeinwirthschaften 
und  speciell  von  der  höchsten  Form  derselben,  vom  Staate,  woftr 
hier  auf  die  Erörterungen  in  der  „Grundlegung^'  Bezug  zu  nehmen 
ist  Die  Aoffasanng  von  „höheren  Recht  der  Gemeinsehaft'* 
ist  in  letzter  Linie  eme  Conseqnenz  der  soeialreehtlieheny  statt  dsr 
indiyidnalreehtliohen  Behandlung  der  Wissenaehaften  von  Badit, 
Staat  und  Wirthscbaft. 

Es  handelt  sich  aber  hier  keineswegs  um  einen  principielleu 
Punct  von  bloss  theoretischer  Bedeutung,  sondern  um  einen  Punci 
von  grosser  Tragweite  auch  für  die  Praxis,  wie  sich  sofort 
aus  der  näheren  £rörteraQg  der  beiden  finanzpolitischen  Grund- 
sätze ergiebt 

Ii.  —  §.  367.  Sinn  und  Bedeutung  der  beiden 
Prinoipien. 

1)  Unter  dem  Grundsatz  der  „Ausreiehendheit''  der  Be- 
steuerung ist  zu  verstehen,  dass  die  letztere  den  in  einer  Finanz- 
periode  gegebenen  Finanzbedarf  rauss  decken  können, 
soweit  anderweite  Deckungsmittel  dafür  fehlen  oder 
unzulässig  sind.  Die  Besteuerung  hat  ihre  Aufgabe  gegenüber 
der  ordentlichen  Ausgabe  erst  nach  dem  Priyaterwerb  und  den 
UeberscbUssen  der  Gebührenzweige:  sie  muss  den  Rest  dieser  Aus- 
gabe, welcher  nach  der  Benutsung  dieser'  beiden  anderen  ordent' 
liehen  Einnahmen  noch  ttbrig  bleibt,  dieeken.  Die  etwa  sonst  io 
Betracht  kommenden  Mittel,  nemUch  die  Eingänge  aus  VerftusseruDg 
von  öffentlichem  Vermögen  und  aus  der  Benutzung  des  Credits, 
sind  nach  der  im  1.  Bande  entwickelten  Theorie  der  Bedarfsdeckung 
principiell  zur  Bestreitung  ordentlicher  Ausgaben  ausgeschlossen.') 
Bei  ausserordentlichen  Ausgaben  sind  diese  beiden  Mittel 
zwar  bedingt  zulässig,  soweit  dies  von  der  Natur  und  den  Wir- 
kungen  der  Ausgaben  abhängt^)  Aber  die  wirkliche  Benntsong 

Gutachten  üb.  Pers.bcbt.  S.  2,  zugleich  mit  der  richtigen  Beschränk,  des  Satzes. 
Aehiilich,  aber  zu  weitgehend  iu  d.  ZurUckschieb.  des  GerechtigkeitspostolaU»  Held, 
eb.  S.  24,  wogegen  irieder  Nemnann,  progr.  Steuer  S.  106,  ni  tlaik  mgiit,  veaig- 
stens  weno  seine  Aosdrackc  wörtlich  genommen  veiden.  DierichtifelfitleiilltNHsei 

")  B.  I  1.  A.  §.  82     2.  A.  §.  59. 

*)  Ebendaselbst 
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MUMotlkh  des  Orediti  ist  doch  «uf  bestunmtey  praotisch  niefat 
umer  vorliegende  Fllle  in  besehrftnken.  Dann  mm  sneh  die 

^mreichendheit^'  der  Besteuerung  mit  zur  Deckung  der  ausser- 
ordentlichen Ausgabe  einer  Finanzperiode  verlangt  werden. ''j 
Endlich  ist  auch  hier  der  im  1.  Bande  behandelte  Fall  in  Betracht 
ZQ  ziehen,  dass  der  Staatscredit  gegenüber  Ausgaben,  für  welche 
er  eyentneil  benutzt  werden  darf,  nicht  willfährig  genng  ist  oder 
la  tfaener  kommt  Hier  bat  nach  dem  Frflheren  einmal  der  Staate- 
«bati  seine  bereehtigle Fonetion,  Bodaan  aber  mnes  anf  „Extra- 
atenem^'i  woU  beeonden  anf  gewiaee  Einkommeasteneni  nnd  Ver- 
mdgengatenem  (aOenfidlB  in  Form  von  Zwangsanleihen),  namentlieh 
auf  solche,  welche  die  vermögenderen  Classen  treffen,  zurück- 
gegriffen werden  kOnnen.  Die  Besteuerung  muss  daher  so  einge- 
richtet werden,  dass  sie  eventuell  auch  für  diesen  practisch  wichtigen 
Fall  (Kriegszeiten!)  „ausreichend^'  ist*^) 

2)  Der  Grundsatz  der  „ Beweglichkeit'^  der  Besteuerung 
bedentety  dass  die  letztere  mindestens  soleheBestandtheile  oder 
Arten  enthalten  rnnss»  welohe  sich  dem  Wechsel  des  Finanz- 
bedarfs bes.  dem  Weebsel  der  yon  diesem  dnroh  Stenern  zu 
bedeckenden  Quote  anpassen  nnd  die  etwaigen  Ansfälle 
anderer  Steuern  und  anderer  Deckungsraittel  (wie nament- 
lich der  privat wirthschaf t liehen  Einnahmen)  ersetzen  können. 
Gegentiber  dem  „Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung  der  Staats-, 
bei.  der  öffentlichen  Thätigkeiten'' ^)  muss  nach  diesem  Grundsatz 
Qsmentlich  die  Fähigkeit  der  Besteuerung,  steigerte  Erträge 
so  liefern,  verlangt  werden.^)  Gegenüber  den  Schwankungen 
des  fInanzbedarfSi  des  Reinertrags  der  privatwirthsehafttichen  nnd 
der  Qebflhrenzweige  nnd  des  Ertrags  einzelner  Stenerarken,  sowie 
gegenitber  dem  vorher  erwähnten  Falle,  dass  die  Benntzung  des 
Staatscredit«  unmöglich  oder  zu  theuer  ist,  muss  die  Bestenemng 
femer  die  Filhigkeit  der  Anpassung  an  diese  Verhältnisse  be- 
utten.^)  Fehlt  ihr  die  erforderliche  Beweglichkeit,  so  kann  ent- 

Eb.  ^  B«grttnd.  in  d.  folf .  §§. 

•)  Üb.  1.  A.  §.  83.  83  c,  2.  A.  §.  04,  «56. 

Eb.  1.  A.     1  Note  a,  2.  A.  §.  30  u.  bes.  (iruadleg.  1.  u.  2,  A.  K»p.  4  AbsduL» 
(ii  d.  2.  Ausg.  Kap.  4  in  d.  1.  Abtb.). 

*)  GesflUKok  ganz  stabile  Stenern,  z.  B.  Gmndateoeni  nach  dem  System  des 

^bilen  Katasters  ( Frankreich,  ( »esterrpirh  otlov  für  unbeg^renztn  Dauer  im  (icsnirmit- 
eitn^  fixirte  Steuern  (preuss.  Gmodsteuer  von  lU  Mill.  Thlr.  für  die  alten  Frovinzea, 
kä  ^ntiogeotirte"  Classensteuer  von  42  Mill.  M.)  sind  daher  im  Widenproch  mit 
te  obigen  Onmdsatz. 

*)  Die  neueste  Pinanzi^eschichte  der  (leHtscln'ii  Staaten  mit  ihrem  grossen  alten 
Qid  Qeaen  Domaninm  liefert  in  Folge  don  Einfluäseü  der  politischen  u.  wirtbschaftL 


Digitized  by  Google 


234  S-B.  2.K.  I.A.  AUg.lijteiieri.  2.U.-A.  2.A.  FiiupoL Steaefprinc.  §.367,3eS. 

weder  der  Finansbedarf  mehl  die  yom  Staatsleben  Terlangle  Gestalt 
anneliiiieii  oder  er  wird  anf  eine  sebädliohe  Weise,  namentiisb 
dnrch  Scbnldanfnahme  gedeekt^**)  Rasoh  wachsende  oliroiiiBehe 
Deficite  sind  dann  die  nnvermeidliohe  Folge.  Der  Staatsiiaake- 
rott,  d.  h.  die  AbschUttelung  der  Zinsen  der  Schuld  oder  eines 
Theüs  davon,  läs.st  sich  schliesslich  nicht  immer  vermeiden.^-) 

III.  —  §.  3G8.  Anwendung  der  finanzpolitischen 
Principien.  Die  Grundsätze  der  Ausreichendheit  und  BewegUch- 
keit  der  Bestenemng  müssen  daher  bei  der  Einrichtung  der  Ge- 
sa m  m  t  bestenernng  besonders  beachtet  werden.  Die  AnforderanieB, 
welohe  in  dieser  Hinsieht  ans  ihnen  absoleiten  and,  gestalten  sieh 
nach  den  gegebenen  VerhlUtniaseii.  eines  Offenfliohen  Haishste 
▼enehieden;  so  nach  der  Höhe  des  Bedarfs  tlberhaupt,  nach  den 
Vorhandensein  und  der  Beschaffenheit  anderer  Einnahiueu,  nach 
der  Sicherheit,  den  öffentlichen  Credit  benutzen  zu  können  u.  s.  w. 
Die  Deckung  des  ganzen  Steuerbedarfs  durch  eine  einzige  Steuer, 
mehrfach  als  theoretisches  Postulat  aufgestellt,  widerstreitet  auch 
anderen  Besteuerangsgmndsätzen,  namentlich  denen  der  Gerechtig- 
keit: sie  steht  aber  ebenso  mit  den  beiden  fiaanapoliti- 
sehen  Grundsätzen  in  Widerspruch.  Die  letateren  sind  für 
die  Anordnung  des  Steuersystems  und  die  Wahl  der  8tene^ 
arten  und  selbst  für  die  Erhebnngsformen  *nnd  den  Veras- 
lagungsmodus  bei  einer  einzelnen  Steuerart  besonders  wichtig. 
Dabei  werden  sich  leicht  Conflicte  mit  anderen  Steuerprincipien. 
so  mit  denea  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeiti  mit  dem 

Vorgänge  seit  1^70  auf  den  Ertrag;  cio/eliier  Steuerartcn  u.  Zveüe  des  rhraterverb 
(Berg-  Q.  Httttenwerko,  Forsten,  Eisoobahnen)  reiche  Belege  ftr  mase  Sitee.  Oend« 
niMMrem  grossen  staatlichea  Privaterwerb  g«fenOber  ist  unser  Steuersystem  riel  x« 
unbcwoglich.  So  war  z.  im  pr»Miss.  Haushalt  nach  dem  Anschlag,  der 
immer  mit  KUcksicht  auf  die  Ergebuisso  des  oder  der  vorausgehenden  Jahre  auf^esteÜt 
wird,  der  Ertrag  der  „Stempelsteaef*  (incl.  Erttselialtest,  die  fHÜier  dailt  fgrtiMiM) 
1S70— 76  u.  1.  Apr.  1877—80:  HUI.  M.  20  :^3,  21  0,  21*0,  30  0,  30*0  (Spccalation! . 
271),  27m),  2(1'.'{.  2fi  M.  25*0,  wovon  in  d-  n  l.  tzten  Jahren  noch  ein  wachsender  .\nthfil 
auf  d.  flrbschaftssteuur  kam.  Der  Voranschlag  t  d.  Reinertr.  des  Bergw.-,  Ufitteo- 
n.  Salinenwesens  Prenssens  m  1870  —  76:  13*4,  13*2,  16*6,  3i*S,  27*6,  38*0,'  t9>% 
1.  Apr.  1877  — SO  lö'S,  13  4,  11-9  Mill.  M.:  gani  die  Corro  der  Conjunctur  der 
betr.  Industrie!  Die  wirklichen  Ertiige  schwAiiktAii  sogar  noch  mtiuti  1872  'Ü, 
1873  57.  1S79  9  Mill.  M.I 

**)  Selbst  in  Preosaen  trat  dies«  Nothwendigkeit  seit  1079  wohri  «tat  Und  dif 
finauz.  Hemmnisse  fur  die  Entwicklang  des  Staatslebens  (Verschiebaug  der  Projec^e 
der  ..Verstaatlic  hung;*'  ?on  Priratbahnen ,  Unterrichtsgesetz  mit  s^^iner  Vorausset2W»J 
bedeutender  Staatszuschtlsse)  machten  sich  wenigstens  zeitweise  obeufaUs  geltend. 

")  Das  lehrt  die  FiiiaaigeicUehte  Oesterreiohi  ron  1848  ao,  vo  man  dis 
Steuern  dem  Bedarf  nicht  folgen  iMMa  konnte,  X.  TL  irogen  der  inUtate»  StiUfitlt 
des  directen  Steuersystems. 

Mittel-  u.  sttdamcric.  Staaten  u.  die  TUrkei  liefern  neueste  Beispiele. 
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Grundbatz  niedriger  Erliebnngskostcn  und  mit  den  volkswirth- 
8chaftlichen  Postnlaten  ergeben.  In  solchen  Fällen  sind  nach 
Möglichkeit  die  erforderlichen  Rttcksicliteu  zu  nehmen,  Compromissc 
bei  der  Einrichtung  des  Steuerwesens  und  der  Wahl  der  Steuer- 
arten imd  Erhebnngsformen  einziigelieiL  Die  Nothwendigkeit  der 
Deoknng  des  Bedarfs  wird  indessen  den  finanspolitisclien  Prinei- 
pien  doeh  die  entscheidende  Bedentong  ▼ersehaffen. 

Bei  der  Betraclituig  der  einzelnen  Stenerarten  nnd  Brliebungs- 
fonnen  n.  8.  w.  ist  später  nllier  darsnlegen,  wie  weit  dieselben 
den  Grandsätzen  der  Ausreicbendheit  und  ikvveglichkeit  der  Be- 
stenemng  entsprechen.  Einige  Bemerkungen  darüber  sind  zur 
Orientirung  schon  hier  am  Platze.  Sie  beschränken  sich  aber 
aal  die  Hanptkategorieen  der  Besteuerung.") 

1)  Die  sogen,  indireeten  Verbranchssteuern  auf  Qegen- 
lOade  des  Massenoonsuns  waefasen  im  Ertrage  im  Garnen  mit 
der  Vermehrnng  der  BevOUcemngy  dem  steigenden  Wohlstände 
und  der  Verbreitung  der  betreffionden  Consnmtionssitte.  Sie  eignen 
rieh  insofern  fttr  die  Finanzwirthschaft  fortschreitender  GnltonrÖlker, 
deren  Finanzbedarf  stetig  wächst.  Aber  sie  schwanken  im  Ertrage 
nach  den  Verhältnissen  des  Volks-  und  Staatslebens  und  nach 
wirthschaftlichen  Conjuncturen,^*)  entsprechen  daher  in  einzelnen 

**)  Die  folgwidM  Sitze  sind  dednetif  und  indnctir  gewonnen.   In  letzterer  Hin- 

sieht  hat  namentlich  die  Finanzstatistik  Dienste  zu  leiston.  Nur  kann  man  auch 
hier  mit  ihr  allein  nicht  zu  1) ranchbaren  Kosultati-n  kommen  u.  mnss  sich  hüten, 
tiie  Erfahrungen  eines  Landes  oder  einer  Periode  zu  sehr  zu  verallgeineinern.  Dio 
fliudnen  Sitte,  z.  B.  tkber  die  indireeten  YerbnnehBStenem,  lind  femer  noch  veiter 
narh  einzelnen  Arten  der  Steuern  u.  nach  Steuerobjectcn  zu  specialisiren.  So  muss 
die  Bewegung  der  Zolleinnahmen  natürlich  etwas  verschieden  sein,  je  nachdem  es  sich 
um  Zölle  auf  wichtige  Kahrungsmittel ,  auf  Colonialwaaren ,  auf  feinere  Luxusartikel 
huddC;  femer  je  nachdem  in-  nnd  ausländ.  Prodncte  (Tkbak,  Zocker)  neben  u.  statt 
einander  consumirt  u.  versteuert  werden.  Zur  genaueren  Prtlfung  der  folgenden  Sätze 
bedurfte  es  eines  grossen  Statist.  Apparats,  den  zusammenzubringen  die  Aufgabe 
einer  eigenen  finanzätatist  Monographie  wäre.  Bis  jetzt  fehlen  systematische  statistische 
Untersuchungen  dieser  Art,  deren  Ausführung:  namentlich  jüngeren  Privatstatistikem 
hiennit  empfohlen  werden  mag.  Bei  der  Verschiedenheit  der  Productions-  und  Con- 
MmtioDsrerhiltnisse  der  einzelnea  Länder  sowie  der  Besteuerung,  der  Höhe  der  Steuer- 
tfbe  n.  I.  w.  selbst  dürfen  nnr  die  fttr  ein  Land  gefiindenen  Thatsaohen  q.  statistiflchen 
Se^elmässigkeiten  („Gesetze**)  nicht  ohne  Wdtraea  anf  ein  andres  Land  übertragen 
werden.  Gewisse  allgemeine  Er^-hnisse  vermag  die  vergleichende  StatistUt  aber 
imiftftrhin  festznstelien.   Im  Folgenden  handelt  os  sich  nur  um  Beispiele. 

^  Bei  mner  genauen  statiat  tTntenooliQng  mnas  natürlich  den  verinderongen  in 
den  betr.  Tarifen,  z.  ß.  im  Zolltarif  Rechnung  getragen  werden.  AmtL  Statist 
Arbeiten  dieser  Art  existir-n  z.  B.  für  England,  altere  Daten  daraus  n.  A.  in 
Porters  progr.  of  the  uation  (Ausg.  t.  1847,  S.  493  ff.).  Neuere  in  d.  Statist,  ab- 
UrMto,  z.  B,ln  d.  Znsjtell.  t  1861—75,  Lond.  1876,  p.  15  ff.  Die  rohe  Zolleinn. 
Gr.-Britn.  Irlands  schwankte  zw.  1861— 75  zw.  24-03  Mill.  Pf.  St.  in  1863  u.  10  3 
in  1875,  nur  bei  grösseren  Tarifänder.  um  mohr  als  5°/o  jährlich.  In  dieser  Periode 
äod  für  14*57  MiU.  Pf.  Zölle  aufgehoben  oder  ermässigt,  nur  für  20,000  Pf.  neu  auf- 
gd^gt  —  Viel  sttihere  Schwanfai&g  im  Dentschen  ZoUrorein.  Hier  hingt  die 
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Zet^nncteii  dem  Grondsats  der  Anereiehendheit  nicht  und  sind 
auch  nicht  beweglich  genug,  plOtsliehe  AnslUle  in  andren  Ein- 
nahmen nnd  plötzliche  Bt&rkere  Steigerungen  des  Bedarfs  n 
decken.  Gerade  für  solche  Fälle  bedflrfen  sie  daher  der  Er- 
gänzung durch  andere  Steuern,  besonders  durch  EiakonuDOl- 
and  eventuell  durch  Yerniögciissteuern. 

2)  Die  sogen,  allgemeinen  E r trägsten  er  n  liefern  nach 
den  Quellen,  die  sie  treffen,  und  nach  der  Art  ihrer  Veranlagung 
bei  milssiger  Höhe  eine  besonders  sichere  Einnahme  und  dienen 
üwoweit  gut  zu  Fundirung  eines  Theile  der  Oflfenüichen  Auagaben. 
Aber  de  sind  ihrer  Natur  nach  sehr  schwer  beweglich,  m- 
tragen  nach  ihrer  Veranlagung  häufig  kerne  einfaohe  prooentweiie 
Erhöhung,  weil  sie  dann  zn  einer  reellen  Kapitalbesteuerung  so 
ilUhren  drohen,  und  eignen  sich  daher  nicht  als  Haupteinnahme 
von  Finauzwirthsclial'ten  mit  rasch  wachsendem  Bedarf.  Ebenso 
wenig  zur  Deckung  plötzlicher  Ausfälle  an  andren  Einnahmen 
oder  plötzlichen  Mehrbedarfs.  Sie  mtissen  deswegen  hier  dorch 
andere  öteuerarten  ergänzt  werden. 

Bewegnog  der  RUbenzuckerprcKiucüoa  und  Steuer  mit  der  Zolleinnahniß  aus  Zocker 
etVBS  ZDsainm«!.  Die  BrattoeinnabiBe  an  ZoUmi  war  1809— <77  in  MilL  M.:  79*T, 

S5-5,  95-7,  122-5,  l.Hl-«).  llo  .*?.  120  S.  1211,  107  (kleine  Abweich,  d.  Zahlen  zw. 
proris.  u.  dotin.  Abrochn.).  Aik  h  liier  (l-  utlieh  der  Einfluss  der  aufsteigenden  Coa- 
juüctur  u.  der  Krise.  Dabei  seit  1^1 1  der  Beitritt  v.  Els.-Lothr.  Da  die  Erhebung»* 
kosten  u.  s.  w.  ziemlich  sti^U  bleiben  (c  11*5  Mill  M.),  so  schw-anken  die  Netto- 
erträge natürlich  noch  mehr.  Vergleiche  zw.  directen  u.  indirecten  Steuern  in  Ben? 
auf  die  Elasticität  u.  s.  w.  der  Einuahiueu  daraus  stellt  Luroy-Beaulieu  an 
I,  cb.  4,  bes.  p.  220  (!'.  Die  Schlüsse  S.  227,  dass  die  Erträge  der  indirecten  StOMia 
in  kritischen  Zeiten  abnehmen,  aber  niclit  so  viel  als  man  meint,  enthalten  schon  eise 
zu  grosse  (jeneralisatiou  u.  werden  durch  die  Daten  ni<'lit  genügend  belejj^t.  —  Ceber 
Ocsterr.  Daten  in  de  Muliuen,  hu.  de  l'Autr.  f.  186S— 11.  —  Stärker  schwankt 
unter  d.  EinBass  des  Wecliseb  der  Rübenernte  n.  der  Handebconjnnctnren  der  Eitnf 
der  Rübenzuckersteuer.  S.  d.  reiclilialt.  stat.  Daten  ond  Tabdlen  in  v.  Kaufmann, 
die  Zii(  kcrind..  Bt-rl.  ISTs.  Im  D.  Zollverein  war  z.  B.  nach  den  Monatsheften  dt?r 
Keichsstatistü  der  Bruttoertrag  Ü572  -7Ü  HT\i,  44'1>,  57-7,  51G,  08*3;  1.  Apr.  ISTG 
bis  78  57'],  65*3  MilL  M.,  wogegen  begieifi.  Weise  der  Ertrag  der  intead.  Saloteaer 
des  Reichs  nur  um  wiMiige  Procente  schwankte  in  1872 — 76  zw.  33'1  u.  34*4  MilL  M. 

Einmal  nemlich  sind  aus  manch-'rlei  Gründen  sofortige  Tarinindeninpen  ki 
zollen,  Accisen  u.  s.  w.  misslich  u.  äodauu  nützen  sie  auch  nicht  immer  mit  Sicherheit 
sofort  Denn  die  Spocolation  antidpirt  z.  B.  Erhöhungen  nnd  fthrt  noch  rasch  nsdi 
dem  alten  Tarif  Waarcn  ein  (wie  im  grossen  Umfang  im  J.  1870  in  Deutschi.,  aö  h 
in  der  Schweiz)  u.  da  der  höhere  Finanzbedarf  oft  in  kritische  Zeiten  fillt,  wo  Handel 
und  Gonsum  abnehmen,  nützt  die  Erhöhung  auch  sonst  nicht  cnbprechend. 

^  Das  hat  I.  B.  Rnssland  in  den  leütsii  Jahren  za  seinem  Schaden  wahr- 
genommen, als  der  Orient.  Krieg  u.  der  schlechte  Curs  des  Papierrubels  dit  Einfnlsi 
und  die  Zolleinnahme  zeitweise  sehr  verminderte,  gerade  in  der  Pi-riodc  höebstefl 
Bedarfs.  Bei  den  deutschen  Steueneformplänen  des  Fürsten  Bismarck  wird  dies 
ebenfalls  viel  zu  sehr  übersehen. 

'*)  r.elege  liefert  die  Finanzstatistik  in  d<T  grossen  Stabiii  tat  der  Einnaluncfl 
»US  den  Eilragsteueni  in  unseren  Staaten,  bei  gleich  bleibendem  Steuersatz,  so  in 
Frankreich,  Oesterreich  und  den  deutsclieu  Staaten.   Zwischen  den  verschiedenon  Sr* 


i_.yiu^ccl  by  Google 


AnvaidoDgr  der  fiBaozpoIit  PriDcipien. 


287 


3)  Die  eigentlichen  £inko  mm  enstenern  (und  ähnlich  all- 
gemeine Vermögens  Stenern)  bieten  besondere  Schwierigkeiten 
flir  die  gleichm&ssige  Festslellnng  der  Stenerschnldigkeiten 
der  einseinen  Stenerpflichtigen.   Absolut  sehr  grosse  Betrüge 

Öffentlichen  Bedarfs  lassen  sich  daher  mit  diesen  Steuern  schwer 
erbeben,  weil  die  üngleichmässigkeit  in  der  Belastung  der  Einzel- 
nen bei  dem  dann  erforderlichen  hohen  Steuerfuss  bald  unerträglich 
wird.  Auch  wird  der  Steuerdruck  bei  solchen  Sätzen  leicht  zu 
empfindlich.  Hiernach  eignen  sich  diese  Steuern  finanzpolitisch, 
wenigstens  flttr  den  gegenwärtigen  sittlichen  Znstand  unserer  Cultnr- 
y^lker,  mehr  nnr  zn  Ergänzangsstenem,  bleibend  neben 
»deien  Stenern,  welche  den  Hanpttheil  des  Bedarf  decken,  zeit- 
weilig, wenn  andere  Hilfsmittel  versiegen,  als  Ersatz  letzterer. 
Sie  entsprechen  dann  recht  wohl  den  beiden  finanzpolitischen 
Principien,  namentlich  dem  Grundsatz  der  Beweglichkeit  und 
tnlden  passend  das  mobile  Element  im  Steuersystem  mit  einem 
Steuerfuss,  welcher  nach  dem  Bedarf  wechselt.  So  können  mit 
ihnen  plötzliche  Bedarfssteigerungen  gut  gedeckt  werden,  wo 
die  etwaigen  Ungleichmässigkeiten  und  das  Gefühl  des  Steuer- 
dnieks  weniger  Bedenken  erregen,  weil  die  Hohe  des  Satzes  selbst 
leieht  verilndert  werden  kann  nnd  etwa  nnr  ein  vorttbei|^hender 
Extmbedarf  vorliegt.  Diese  Stenern,  besonders  aUgemeine  Ver- 
■Ogensstenem  der  wohlhabenderen  Theile  der  besitzenden  Olasse, 
sind  daher  namentlich  auch  in  Staatsnothlagen,  Kriegszeiteu 
u.dgl.  passend,  um  hier  als  Extrasteuern"  die  mangelnde 
oder  die  zu  theure  Hilfe  des  Staatscredits  zu  ersetzen,  die  Deckung 
des  Bedaris  sicher  zu  stellen  und  die  Last  anf  die  kräftigsten 
Sehnltem  sn  legen,      Eventuell  dttrten  sie  in  solchen  Fällen  die 

^ag^^tcue^^  bcäteheu  aber  wieder  kleine  Uulcräcbiede  in  dieser  Hiusicht.  Die  agrarische 
Gniikdstcaer  reiner  AgiiooUiuatMteii  d.  der  IhqiortliBder  ron  Agnrprodncten  schwankt 
ia  ihren  Ergebnissen  femer  mehr,  unter  dem  Einflass  der  Ernte,  der  Handels- 
cnjoDcturen,  zoinal  wenn  die  Steuer  hoch  ist.  Da  bleiboa  dann  grossere  Rttcltstiuide. 
Bfl  Beispiel  liefert  etwa  Ungarn. 

^  So  wird  es  mit  der  Einkommensteuer  principioO  mit  Becht  in  England  ge- 
Ittltea.  Zwis'  hcn  1^61—75  j^itnl  fa»t  jährlich  Veränderungen  des  Steuerfusses  erfolgt. 
£r  war  für  da»  toU  besteuerte  Emkommeu  IbOl — 63  9d.,  sp.itcr  6,  4,  5.  zuletzt  3 
nd  2d.  pr.  Pf.  St.,  also  resp.  zwischen  3*75  und  c.  G'S-H^/q,  der  Ertrag  schwankte 
ivischen  lQi)2  u.  4*11  Miil.  Pf.  Auch  in  der  preuss.  Einkommen- u.  Classcusteuer 
^»oweit  l'tztcre  bleibt)  ist  wohl  nach  »'iii-rn  solchen  wechselnden,  im  jedesmaligen 
£tat  leütge^tellteu  Steuerfuss  zu  streben.  Schon  jetzt  sollte  doch  wenigstens  das  kleine 
Mfiit  in  Ordisftrinm  dnreli  Zusebläge  zur  Etakommaiiateaer  n.  bes.  n  dexen 
Ukeren  Stufen  gedeckt  werden ,  statt  dass  man  «icli  dafUlr  Sdliidden  aofliiiDnit  und 
dMlfimd  die  Finanzen  mit  deren  Zinsen  belastet. 

**)  Za  dieser  Motivirung  der  Einkommensteuern  u.  s.  w.  auf  diu  Besitzenden 
l<lngt  andi  Held,  EinkJi  Kap.  6  o.  7.  Dsgl.  Neanann  passiDi. 
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Form  von  Zwangsanleilicn  anoehmen.  Als  fester  Bestandtheil 
d6B  Stenersystemi  geben  sie  bei  fortschreitenden  Vülkem  steigende 
Ertri^;e^  wdl  BcrMkerong,  Volks-  ond  Einzeleinkommen  und  Yer 
mOgen  wmehsen  nad  der  Stonermeehanismis  sidi  alkn&Uieh  ter- 
bessert^  Gleiches  ISsst  sich  im  AIlgemeiBen  von  der  Erbschafts- 
steuer sagen. 

4)  Die  sogen.  Ve rkchrssteuern,  vom  Besitzwecbsel  u.  s.  w., 
öfters  in  8tempelform  erhoben,  steigen  im  Ertrage  ebenfalls  mit 
der  Entwicklung  der  VolkswirthBchaft.  Sie  schwanken  darin  aber, 
mitunter  noch  mehr  als  die  Verbrauchssteuern,  nach  wirthschaffc- 
Uchen,  politischen  Coignnctaren.*^)  Es  fehlt  ihnen  daher  die  ge- 
nügende Beweglichkeit  9  sich  dem  Wechsel  des  Finainibedaift 
anziq»assen. 

Aach  je  nachdem  es  sich  mn  Staats  Stenern  und  nm  Com- 

mnnalstenern  bcandelt,  ergeben  sich  bei  den  erwähnten  einzelnen 
Steuerkategoriecn  einige  Unterschiede  in  Bezug  auf  die  nach  den 
beiden  finanzpolitischen  Principien  zu  fordernde  Anpassung  an 
den  Bedarf.  .Steuern,  deren  Ertrag  stark  von  wirthschaftlicheo 
Conjunctaren  beeinflusst  wird,  sind  z.  B.  als  Hauptbesteuerong 
für  Commnnen  noch  weniger  geeignet  als  Äir  den  Staat 
Denn  in  letzterem  wird  der  stOrende  fiinflnss  einer  ongllnstigeD 
Coigonctor  gewöhnlich  mehr  als  in  einw  GonunnaCy  s*  B.  ener 
Industriestadt  (Bestenerung  der  ActiengeseUschaflen!)  dnrdi  tfi- 
derweite  günstige  Verhältnisse  ausgeglichen  werden. 

Der  grosse  Einfluss  der  Erheb ungs form  auf  die  Höhe  des 
Ertrags  und  daher  auf  das  Maass,  in  welchem  die  „Ausreichend- 
heit" der  Steuer  erreicht  wird,  zeigt  sich  namentlich  bei  gewissen 
Verbrauchsstenern,  z.  B.  bei  der  Zucker-  und  Branntweinbesteuerang, 
je  nachdem  Rohstoff-  oder  Fabricatbestenemng  besteht»  bei  der 
Tabakbestenemng,  je  nach  der  Bestenening  m  Monopcdfonn  oder 


*•)  Dafür  liefern  die  Ergebnisse  der  preiiss.  Eiukommensteuor  (vom  Einkömmen 
Uber  3000  M.)  auch  ia  deu  letzten  Jahreu  deu  Beleg.  Im  Etat  v.  1875  (deu  eisten 
oach  der  Stenemf.  ?.  1879  in  Bez.  uf  Hahl*  n.  SdihcMmer  iL  s.  ▼.)  aliad  die 
( lass.  Eink.st.  mit  28*05,  in  d.  t.  1.  Apr.  1878—79  mit  30-66,  und  1879-80  wä 

:U-35  Mill.  M. 

*')  S.  die  Daten  über  Preussen  in  Note  9  oben.  Auch  der  Ertrag  der  Beiciu* 
WedhiflbleinpelBteDer  ist  in  den  letzten  Jaluren  gesunken. 

^  Das  hat  sieh  z.  B.  in  den  rheiaiflchAU  Stldten  in  den  leWen  Jeliw 

gezeigt,  wo  die  schlechte  Lage  der  Qesellschnflen  deren  Stcu^^rerträge  Termindort«;. 
was  dann  mitunter  um  so  mehr  die  directc  Besteuerung  der  Bevölkerung  za  erhöhen 
zwang.    Vgl.  d.  Statist.  Daten  bei  Wegnor,  Aerh.  d.  Yer.  f.  Soc.pol.  IHll,  i. 
Witten  S.  72. 
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nittelst  andrer  SteaerformeD.**)  Aehnlich  ist  die  Veranlagung 
bn  direeten  Einkoromeo-  und  Vemi9gen88toiieni  anf  den  Ertrag 

▼OD  Einfluss,  z.  B.  ob  Hchätznng  durch  Dritte  oder  Selbstschätzung 
mit  entsprechenden  Controlen  und  Straf bcHtininuingen  (sonnen. 
Declarationszwang).  Alle  diese  Momente  verlangen  bei  der  Kiii- 
riebtung  der  Besteuerang  aufmerksamste  Beachtung,  was  soviel 
belagt,  als  dass  die  beiden  finantpolitifichen  Frincipien  stets  mit 
nur  Riehtsebnnr  dienen  mitssen. 


3.  Abschnitt 
n.  Die  TellMwirdisehaflUclien  Principien. 

A.  Wahl  dar  Stenerqaelle. 

Hier  zeigt  sicli  ror  AUem  der  Mangel  einer  streng  folgerichtig-en  Untoneheiduog 
u-3  einzcl-  u.  des  Tolks virthsch.  Standpancts  in  Bezug  auf  die  Krörternngen  über 
die  Wahl  der  Steüerqnellc,  Eink.-  n.  Vermögensbcsteuer.  v.  Einflass,  aoch  noch 
bei  den  ucutisten  a.  besten  Autoren  wie  Stein,  Neumann,  Held,  die  im  Ganzen 
▼oM  wichtigste  bieAeigehftiige  Arbeit,  diejen.  ron  Schm oller  in  der  Tttb.  Ztsclir. 
1863  nicht  ausgenommen.  Ncamann  weist  hier  sogar  den  Begriff  Kational- 
eittkommeo,  N a  ti o  ti  alkapital  als  etwas  S cl '> s t .i  n di  p »■  s  nb.  protrr.  Eink.sf.  102 
was  die  Klimng  der  einschlagenden  Fragen  der  Volkswirtiiächaftälehrc  u.  hier  üpeciell 
teStoMHehre  nicht  ftrdert  Ich  scUiene  mich  noh  hier  wieder  der  Betnchttngs- 
Tfliie  Ton  BodbcrtQs  an.  Ohne  abstractcs  Denken  ist  gerade  in  diesen  Pauctcn 
Jct  Steaerlehre  nicht  zur  Klarheit  zu  kommen.  Fflr  ä]o  (irundbe;^rillc  „Ertrag",  „Ein- 
koBmen",  „\  ermögen".  Volks-,  Einzel-,  Privateink.  u.  Yerm.  u.  s.  w.  iKUciehe  ich  mich 
Mf  neitte  ^6nuidlegung'\  §.  23—31,  82— 8S. 

Tir  Do^mengeschichtlichcs  u.  Prinripielles  s.  namentl.  Schmoller  a.  a.  0.,  bes. 
S.  2G  tf.  Aus  d.  allpem.  nal.ok.  Liter,  sind  bes.  Hermann  u.  Kicardo  ftlr  die  Ein- 
Ummenlehre ,  Preis-  u.  kustentbeorie ,  die  damit  zusammenhangende  Lcberwälzungs- 
tkewle  widitig.  S.  sonst  die  literar.  Vachweise  an  der  SpiUe  dieses  Hanptahschnitls 
S.  220 ff.  Speciell  handelt  vom  Gegenstand  des  folgenden  .\bs<  hnitts  Ran.  I,  §.  '2'ti  ff., 
T.  Hock  §.  9,  Stein,  I,  31»r,  fl'.,  43S  H.,  4SI  fl".,  b.s.  A.  Held,  Eink.st.  Kap.  4,  paiwim 
Mch  die  folgenden  Kapitel:  ebi-ntalls  passim  Neumann,  progr.  Einkommensteuer. 

L  —  §.  369.  Einieitnng.  Hteaerqnelle  ist  nacb  der 
frfiberen  Begriffsbestimmong  (§.  330)  degenige  Güter-,  bez.  Werth- 
betrag, ans  dem  die  Steuer  reell  entrieh t%t  (getragen,  gezahlt) 
wird  nnd  genan  zn  unterscheiden  von  der  Bemessnugsgnmdlage 
oder  dem  Steuerol)iect. 

Möglicher  Steuerquellen  giebt  es  drei:  das  Einkommen, 
l>ez.  der  Ertrag  (Keincrtrap:) ;  das  als  Productionsmittel  dienende, 
bez.  das  Keote  gebende  Yermögeui  d.  h.  dasKapitalj  endlich 


Bei  der  Tabakbesteucrung  hängt  die  Ergiebigkeit  fui  in  erster  Linie  ron  der 
Stenerfonn  ab.  Mit  dem  Monopol  wetteifert  nur  die  americ.  Stempel  -  Steuerfonn. 
Vgl  May r,  Tab.mon.;  M.  Mohi,  lieichstab.regie,        \  Fclser  in  Hirth  s  Ann.  1S78. 
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das  Gebrauchs  vermögen :  ans  den  zu  jeder  dieser  drei  Kate- 
gorieen  gehörigen  SachgUtera,  bez.  den  beim  Absatz  ihre  Stelle 
vertretenden  GeldBammeii  kann  möglicher  Weise  eine  Steuer  in 
der  Art  entriohtet  werden,  daas  aieh  der  beallgliohe  Gflte^  odor 
Werthbetrag  nm  die  Steuer  ▼ermindert 

Fllr  die  riebtige  Wafal  awiechen  diesen  drei  StenerqueUn  iit 
es  nnn  von  principaler  und  trotzdem  meistenfl  ttbersebener  Be- 
deutung, auch  hier  streng  zu  unterscheiden  den  einzel-,  bei. 
privatwirthschaftlichen  und  den  v(ilk8\virthschaftlichen  Stand- 
punct  der  Beurtheilung,  besonders  in  Bezug  auf  die  Kapitalbesteue- 
rangi  temer  den  rein  finanziellen  und  den  socialpoliti- 
sehen  Gesiehtspanet  in  der  Bestenerang;  endlich  ist  anch  auf  den 
Zweok  der  Verwendung  des  Stenerertrags  Bftcksieht  zn  nehneo. 
Manehe  Irrthttmer  nnd  einseitige  Urtfaeile  nnd  Fordenmgen  der 
Theorie  vribren  yermieden  worden,  wenn  man  diese  Untersoheidmigea 
beachtet  hfttte.  Manche  Streitfragen  lOsen  sicli  einfaeb|  wenn  man 
in  der  hier  näher  dargelegten  Weise  unterscheidet  nnd  zngleteb 
Steuerquelle  und  Steuere bject  oder  Bemessungsgrandlage  scharf 
auseinander  hält.  | 

II.  —  §.  370.  Die  volkswi  rthschaftlichen  Steuer- 
qnellen.  Die  normale  v o  1  k s wirtbschai'tliche  Steuerqueile  ist 
das.  Volks-  oder  Nationaleinkommen,  d.  h.,  dem  allge- 
mmnen,  auch  hier  anwendbaren  Begriff  des  Emkommens  gemlM» 
der  einem  Volke  in  einer  Periode  (Jahr)  zar  Verfügung  stehende 
Qttter-  bez.  Werthbetrag,  welcher  allenfolls  in  dieser  Periode  ▼oll- 
ständig verzehrt  werden  könnte,  ohne  dass  das  frtthere  National- 
verniügen  vermindert  wird.  Auf  die  Dan  er  kann  und  darf  die 
Besteuerung  nur  aus  dieser  Quelle  des  Volkseinkommens  schöpfen. 
Ein  öfteres  oder  vollends  ein  beständiges  Zurückgreifen  auf  da> 
Volksvermögen  oder  das  Nationalkapital  würde  sieb 
wegen  der  dntretenden  Verminderung  des  letzteren  bald  von  selbst 
verbieten.  Mit  den  betroffenen  Einzel-  oder  Privatwirtfasohsta 
wttrde  anch  die  ganze  Volkswirthschaft  znrttckkommen  and  sehlieai- 
llch  minirt  werden,  die  Volkszahl  abnehmen. 

Eine  Besten crun«;  des  Nationalkapitals,  d.  h.  des 
(  werbenden)  V'orraths  an  sachlichen  Productionsmitteln  oder  de« 
Kapitals  im  rein  ökonomischen  Sinn  im  Gegensatz  zum  Kapital- 
besitz im  historisch-rechtlichen  Sinne,  ^)  i'tthrt  notbwendig  zu  einer 

*  >  8.  d.  Untencheld.  in  d.  GniiuUsf  .  3.  A.  S.  90  o.  §.  28. 
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EiBBebränkiiDg  der  Prodnctioo  und  zn  einer  harten  Rednetion  der 
Bedürfnissbel'riedigung  des  Volks.  Solange  solche  Folgen  nicht 
wirklich  eintreten,  wird  auch  der  hier  angenommene  Fall  nicht 
vorliegen,  d.  h.  die  Besteuerung  wird  eben  noch  nicht  das  National- 
kapital reell  treffen,  sonderD  aas  dem  V'^olks  e  i  n  k  o  m  m  e  n  gedeckt 
werden.  Regelmässig  werden  die  unteren  arbeitenden  Classen  den 
tehweralen  Druck  empfinden^  in  unvermeidlicher  LohnFcrkUrzang, 
weiche  nnr  etwa  dadurch  etwas  wettgemacht  wird,  dass  die  Ver- 
wendung des  Steuerertrags  t,  B.  fttr  Kriegszweckei  Truppennnter- 
hsltang,  auch  diesen  Classen  wieder  «u  Gute  kommt  Dann  wird 
sich  aber  hinterher  um  so  mehr  die  Lage  derselben  verschlimmern. 
Aach  die  Ergänzung  und  Neubeschatfung  stehenden  Kapitals  muss 
ins  Stocken  gerathen,  was  dann  weiter  die  Productiou  lähmt 
israelisch  wird  eine  solche  Besteuerung  zunächst  nur  das  um- 
laufende Kapital  treffen.  WUrde  sie  gar  auf  das  stehende 
Kapital,  einschliesslich  des  im  Boden  steckende n,  fallen,  so 
iribe  dasselbe  von  seinen  Eigenthtünem  xu  Schleuderpreisen  zu 
Taiassem,  um  Zahlungsmittel  zu  erlangen.  In  irgend  grosserem 
Umfang  Hesse  sich  dies  nicht  einmal  erreichen,  es  mtlsste  denn 
etwa  an  Ausländer  verkauft  werden,  was  in  solcher  Sachlage 
attch  nur  in  Ausnahmefällen  zu  erwarten  ist.  Die  Flucht  der 
Besteuerten,  das  einfache  Verlassen  von  Grund  und  Boden,  Haus 
und  Hof  und  Werkstatt,  die  Verödung  von  Land  und  ötadt 
wäre  die  unausbleibliche  Folge  (Colonenflucht  im  spiUeren  Alter- 
thom!). 

In  dieser  Welse  würde  eine  Besteuerung  wirken,  welche  an- 
dauernd das  National  kapita^  mehr  oder  weniger  mit  träfe. 
Die  formelle  Einrichtung  und  Veranlagung  dieser  Besteuerung  ist 
hier  gleiehgtlltig.  Es  wird  sich  dabei  nicht  sowohl  um  eine  nomi- 
nelle Vermögens-  oder  Kapitalbesteuerung  handeln,  obwohl  die- 
selbe vielleicht  auch  vorliegt,  als  vielmehr  um  die  Gesammtbe- 
btenernng  in  ihrer  schliesslichen  Wirkung  nach  der  Höhe,  die 
»ie  im  Ganzen  erreicht,  vielleicht  in  der  Form  hoher  Einkommen-, 
Ertrags-,  Verkehrs-,  Verbrauchsbesteuerung. 

Die  „Schonung  des  Vermögens  und  Kapitals**,  das 
Verdiet  gegen  (eigentliche)  Vermögens-  und  Kapital- 
•teuern  ist  denn  auch  ein  allgemeiner  richtiger  und  hochwichtiger 
Süi  der  neuem  Steuertheorie  —  und  ein  Postulat  der  rationellen 
Prtxis  seit  der  Entwicklung  der  Wissenschaft  der  Politischen 
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Oekonomie  und  der  Erkenntaias  der  Function  des  Kapitals  in  dtr 
Volkswirthsehaft,  specieU  im  ProdnctionsproceBS.  *) 

Aber  zweierlei  darf  doch  nicht  fiberseben  werden ,  wie  « 
i^eistens  geschehen  ist.  Einmal  hat  auch  schon  die  Theorie  die 
Berechtigung  von  wirklichen  Ausnahmefällen  von  der 
Regel,  dass  das  Nationalvermögen  und  Kapital  nicht  mit  zu  be 
steuern  sei,  anzuerkennen.  Und  zweitens  darf  nicht,  wie  gewöhn 
Heb  geschieht,  eine  reelle  Besteuerung  des£inzel-  oder  Privat- 
kapitals,  —  in  der  Form  nomineller  Vermögens*  oder  Kapital 
Bteneni  oder  in  der  Form  anderer^  aber  in  der  Wirkung  auf  reelle 
VermiSgeBsbestenernng  hinauskommenden  Steuern  —  ohne  Weitem 
mit  einer  reellen  Besteuerung  des  National  kapitale  identifi* 
cirt  und  mit  den  GrUnden,  welche  gegen  diese  letztere  sprecheo, 
abgewiesen  werden. 

A.  —  §.  371.  Reelle  Besteuerung  des  Volksver- 
mögens. Ausnahmefälle,  wo  auch  die  wirkliche  Mitbesteuerung 
des  Volksvermögens  und  Kapitals  gerechtfertigt,  weil  unvermeid- 
lich sein  kann,  liegen  in  grossen  Staatsnothlagen  vor,  wie 
z.  B.  in  gewissen,  für  das  Volks-  und  Slaatsleben  fjobotenen  Krieges 
(„Befreiungskriege^',  »»Einigungskriege",  —  die  oonereten  Beispiele 
der  Geschichte  smd  bekannt).  Wie  hier  „ein  Volk  sein  Alles  seilt 
an  seine  Ehre''  und  den  letzten  Mann  stellt,  so  wahrlich  aneh  den 
letzten  Groschen.  Die  Rücksicht  auf  die  Schonung  des  Volksver 
mögens  muss  hier  ebenso  wie  diejenige  auf  die  Schonung  des 
Bodens  der  einzelnen  Volksangehörigen  selbst  den  höheren  Rück- 
sichten auf  die  Erhaltung  der  Existenz ,  der  löelbständigkeit  und 
der  Ehre  des  Volks  und  Staats  weichen  -  und  ist  bei  VOlken 
und  Staateui  welche  des  Erhaltene  werth  waren  ^  aueh  immer  ge- 
wiohen:  „Gut  und  Blut"  wurde  rttekstehtslos  geopfert,  aber  aaefa 
bereitwillig  daigebracht 

Nur  kann  und  darf  eben  ein  soloher  Znstand  der  Besteuenmg 
nicht  andauern,  nicht  normal  werden,  so  wenig  wie  der 
Kriegszustand.  Vermag  ein  Staat  auf  die  Dauer  nicht  ohne 
eine  Besteuerung  der  geschilderten  Wirkung  auszukommen,  so  be- 
weist er  dadurch  die  Unmöglichkeit  seines  Kegierungssystems, 

*)  So  auch  Kaa  I,  §.  255:  „Schonung  dos  Kapitals  eines  Volks  ist  siso  eise 
nodiweudigc  Auforderun^^  au  Jedes  Stcaeräyütcui."  Freilich  ubenidit  auch  Kau  di<-- 
AusnahiuetäUc  u.  id«atificirt  wie  ÜMt  «lie  bisher.  SchriXtsteller  Prirat*  «.  NationaUEspitaL 
S.  u.  Note  i». 
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oder  selbst  seine  Lebensuntähigkeit,  mindestens  aber  die  Un- 
haltbarkeit  seiner  Finanzlage.  Die  tinanzielle  liadicalciir  ist 
(lami  im  letzteren  FaU  unTermeidlich  ein  wenigstens  partieller  Staats- 
baakerotty  von  dem  es  freilioh  aoch  iweifelhaft  bleibt,  ob  er  noeh 
gentigend  hilft.  Leider  ist  nieht  zu  längoeo^  dass  die  best&ndige 
Schnldenyerinehriiug  für  Zweeke,  dnroh  welebe  nicht  wieder 
ein  Renteneinkommen  des  Staats  beschafft  oder  wenigstens  die  Pro- 
dnctivität  der  nationalen  Aibeit  wirklieb  gesteigert  wird,  in  vielen 
Maaten  zu  einer  bereits  ausscrordentlicben,  sieb  immer  noch  steigern- 
den Höhe  der  Gesammtbesteuerung  geführt  hat,  um  jene  Schulden 
zu  verzinsen.  30,  40,  50  Procent  der  ordentlichen  Einnahmen  sind 
dann  vielleicht  hierttir  zu  verwenden,  während  die  eigentlich  pro- 
dacti?en  Staatsthütigkeiten  gleicbaeitig  etwa  nur  kflmmerlieh  erfttUt 
weiden  kOnnen.  Eine  Bestenerong  solchen  Umfange  itlr  solche 
ZwedLC  droht  allerdings  auch  aar  Bestenening  des  Nationalkapi- 
tals  sn  werden  y  wenn  etwa  die  Staatsgläubiger  noch  grossentheüs 
.Aasländer  sind  ucd  in  der  Fremde  die  Rente  beziehen.  Symptome 
solcher  Verhältnisüc  zeigen  sich  wohl  mitunter  in  Nothzuständen 
des  Grundeigenthums  in  Land  und  Stadt,  bei  enormer  üöhe  der 
Ertrags-  und  Verkehrssteueru.  ^) 

ß.  —  §.  372.  Kothwendige  Unterscheidung  zwischen 
reeller  Bestenerang  des  National*  nnd  des  £inzel- 
kapitals.  Die  Verwerfung  der  Bestenerang  des  National* 
kapitals  sehliesst  nicht  ohne  Weiteres  diejenige  der 
Bestenerang  des  Einzel*  oder  Priyatkapilals  in  sich. 
Gfl  ist  ein  verhängnissvoller  Fehler  der  meisten  Finanztheoretiker, 
das«  sie  hier  nicht  gentigend,  oft  j;ar  nicht  unterscheiden.  Dieser 
Fehler  war  aber  freilich  die  iiothwendige  Folge  davon,  dass  der 
Doppel  begriff  von  Vermögen  und  Kapital,  der  rein  ökonomische 
und  der  historisch-rechtliche,  verkannt  oder  ailgemeiner  ausgedruckt, 
der  volka-  nnd  einzelwirthschaftiiohe  Standpunct  hier,  wie  auch 
••■•t,  Yonnengt  worde.  Die  Folgen  dieses  Fehlers  wurden  noch 

•  Verl.  srhon  die  Aasfllhrung  im  1.  Bande,  Ran-Wapnor  I.  Aufl.  I.  §.  Mfi— 37» 
j  Md  2.  AulL,  §.  04  über  das  Vurbaituisä  des  Fluaiubudarfü  zum  Volkiuiukouiuicü. 
I  bin  flchww  zo  sagea,  ob  die  Klagen,  vdclie  b«.  io  ongunatisai  Zeiten,  bei  ge- 
^rtchen  Prodnctenpreisen  n.  dgl.,  in  Theilcn  von  Oesterreich.  Italien  über  die  „Uner- 
I  ttäfüchkeit*'  des  Steuerdrucks  wohl  ertönt  sind  ,  volle  Begründung  haben.    Die  ernat- 
rv  igung  verdienen  sie  jedenfalls,  zuuial  wenn  die  Steuern  in  so  hohem  Betrage 
ftkr  Scbuld/in^ea  des  Staats  verwendet  werden  müssen.    In  WeeUMemich  absorbM 
ilbri.  Schuldetat  (ohne  die  Zinssubventionen  <ler  Eisenbahnen  u.  s.  w.)  jettt  wieder 
,  c.  ik*4^  der  (esanunten  ordentL  Nettoeinnahme,  in  Italien  desgL  c.  44  "fo« 
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dadurch  verschlimmert,  dass  zugleich  bei  Ausdrücken  wie  „Ver- 
mögenssteuer", )iKapital8teuer''  die  iSteaerquelle  and  das  Steuer- 
0  b  j  e  c  t  öfters  verwechselt,  also  die  D  o  p  p  e  1  bedentung  dieser  An»- 
drttcke  flbersehen  wurde;  ferner  weiter  noch  dadoreh,  dass  auch 
der  wenigstens  mögliche  Doppelswcek  der  Bestenentng,  der 
rein  finanzielle  und  der  socialpoUtisehe,  ttberseben  oder  ohne  ge- 
nauere BegrHndnng  nor  der  erste  für  snlSssig  befonden  und  end- 
lich der  Zweck  der  Verwendung  des  Steuerertrags  ganz 
unbeachtet  gelassen  wurde.  Nur  diese  logischen  Verstösse  erkläreu 
es,  dass  mitunter  ohne  Weiteres  die  Vermögens-  und  Kapital- 
besteuerang mit  solchen  Gründen  verworten  worden  ist,  welche  nor 
g^en  die  reelle  Besteuerung  des  Tolkswirthschaftlichen  Kapitals 
gelten,  z.  B.  die  £rbschafts-  and  gewisse  Verkehrsstenenii  ond 
dass  sich  ttberhanpt  in  der  Behandlang  dieser  Poncte  vid  Ver 
wirrnng  in  der  Theorie  and  ansicheres  Schwanken  in  der  Praxis 
einstellte. 

1)  Ueber  die  Verwechslung  von  Steuerquelle  und  Steuer- 
bemessungsobject  braucht  nach  dem  Früheren  (§.  330)  nichtc« 
Weiteres  gesagt  zu  werden.  Die  meisten  in  der  Praxis,  zumal  iu 
normalen  Zeiten,  vorgekommeneu  Vermögens-  oder  Kapitalsteaen 
dieses  oder  eines  ähnlichen  Namens  sind  nur  nominelle,  nicht 
reelle  Stenern  dieser  Art  und  sollen  jenes  in  der  Regel  ausdrtick- 
fich  nach  der  Absicht  des  Gesetzgebers  aach  nar  sein.  Sie  sind 
meistens  nar  Formen  der  Einkommenbestenerang  und  siod 
als  solche  zn  würdigen.  Es  kann  sich  also  bei  ihnen  nar  daram 
handeln ,  festzustellen ,  ob  sie  nicht  doch  unter  Umständen  naeb 
ihrer  Veranlagung,  Erhebung,  Höhe  und  schliesslichen  Wirkung 
in  eigentliche  Vermögens-  und  Kapitalsteuern  Ubergehen.  Da- 
wird  bei  allgemeinen  nominellen  Vermögenssteuern  schon  wegen 
der  üblichen  Niedrigkeit  des  Satzes  selten  der  Fall  sein,  die^e 
wirken  vielmehr  in  der  Kegel  als  Einkommensteuern,  e?entaeU  als 
etwas  höhere  fttr  Renteneinkommen  n.  dgl.  m.  Dagegen  wiikeo 
Erbschaftssteaern ,  gewisse  in  Stempel-  and  ähnlicher  Form  er 
hobene  Besitzwechselabgaben  and  einzehie  andere  VerkehrssteoOTi 
nach  ihrer  Veranlagungs- ,  Erhebnngsart  und  oftmals  vorkommeD- 
den  Höhe  (Erbschattssteucr  lUr  die  entfernteren  Verwandten,  hohe 
Steuer  von  Uebergängen  des  Grundeigenthunis  ini  Kauf)  allerdings 
häutig,  vielleicht  sogar  regelmässig  als  Hestcuerung  des  einzel-  oder 
privatwirth.^chaftlicheu  Vermögens,  bez.  des  Kapitals  derjenigen 
Wirthschaft,  welche  diese  Steaem  zahlt.   Ob  and  wie  weit  sie 
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trutzdeni  zu  billigen  sind,  das  häugt  dann  von  den  lolgcuden  Er- 
wägungen ab,  welche  zugleich  ergeben,  dass  die  Verwed'nng  solcher 
Steuern  noch  keineswegs  in  derjenigen  der  oben  besprochenen 
VermiJgeiissteuern  nothw  endig  enthalten  ist.  Für  die  EDtscheidung 
im  eoDcreteD  Fall  der  Praxis  kommt  aaeh  der  Char acter  des 
ginsen  Stenersystems  (Anerkennaiig  flocialpoUtischer  Geriehts* 
pimcte  oder  nicht)  und  die  Stelliiog  dieser  Steaem  in  diesem  System 
mit  in  Belraeht.  Soweit  endlieh  nach  dem  Früheren  in  Ansnahme- 
fiÜlen  llherhanpt  reelle  Steuern  auf  das  Nationalvermögen  ge- 
recbtlertigt  sind,  künnen  Vermögens-  und  Kapitalsteuern  der  genann- 
ten Art,  welclie  eventuell  solche  Wirkung  haben,  sogar  eben  des- 
wegen eine  passende  Steuerlbrni  sein. 

2)  Das  allgemeine  Vordict  gegen  Yermügens-  und  Kapital- 
Stenern^  z.  B.  gegen  Erbschaftssteuern,  weil  sie  „das  VermOgeni 
dsB  Kapital  angriffen'',  ist,  anf  Stenern  dieser  Art  bezogen,  welche 
zunächst  das  einzdwirthschaftliohe  Vermögen  n.  s.  w.  treffen,  des- 
ittlb  nicht  richtig,  weil  eine  solche  Steuer  noch  nicht  nothwendig 
mit  dem  Einzelkapital  auch  das  Nationalkapital  vermindert,  sondern 
eventuell  nur,  direct  oder  indirect,  ein  (Privat -Eigenthums-)  Recht 
an  Partikeln  des  Nationalvermögens  von  einem  auf  andere  Wirth- 
^chatb-  und  Rechtssubjecte  Uberträgt.  Ob  und  wieweit  dies 
tbatsäcbücb  geschiebt,  hängt  einmal  von  der  Verwendung 
<ies  Steuerertrags  ab,  zweitens  von  den  directen  nnd  indirecten 
Wdterwirknngen  der  betreffenden  fiestenernng,  namentlich  ftlr  die 
Yertheilnng  des  Volksemkommens  anf  die  Einzelnen  nnd  für 
die  Bildung  von  Privatvermdgen  oder  Privatkapital,  welche  diese 
Eimehien  vornehmen.  Ob  nnd  wieweit  durch  Steuern  eine  solche 
Vennögensübertraginig  bewirkt  oder  selbst  als  Ziel  der  Steuer- 
|)olitik  hingestellt  werden  darf,  das  hängt  von  der  Beurtheilung 
«ler  bestehenden  Vcrtheilung  des  Volkseinkommens  und  Ver- 
mögens, daher  besonders  von  der  Beurtheilung  der  Rechtsord- 
nung ab,  auf  welcher  sich  diese  Vcrtheilung  volkiebt,  —  fttr  die 
G^^enwart:  das  moderne  System  der  freien  Conenrrenz.  —  Da- 
ateh  richtet  sich  auch  wieder  das  Urtheil  darttber,  ob  nnd  wie 
«dt  es  znlftssig  oder  selbst  geboten  ist,  durch  die  Bestene- 
rang  in  die  Einkommen-  nnd  Vermögensvertheilung  einzugreifen, 
BL  a.  W.  ob  neben  dein  rein  finanziellen  (fiscalischen)  auch 
ein  social  pol  itische  r  Zweck  der  Besteuerung  anzuerkennen 
ist  Alle  diese  zuletzt  berührten  Fragen  sind  nicht  in  der  Finanz- 
wisBcuscbalt,  sondern  im  grundkgeudeu  Tbeil  des  Systems  der 
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Politischen  Oekonomie  zu  entscheiden.*)  Die  Finanzwissenschaft 
oder  die  Steuerlehre  hat  nur  die  bezüglichen  Ergebnisse  herüber 
zu  nehmen,  und  zwar  nur  zum  Theil  hierher  in  die  Erörterung 
fiber  die  volkswirthschaf^lichen  Principien,  zum  grösseren  Theil  in 
die  Erörterung  ttber  die  Grandsätze  der  Gerechtigkeit  im  Stener- 
wesen  (§.  d97  ff.).  Die  Frage  einer  Besteoermig  mit  socialpolitiacbeii 
Wirkungen  oder  selbst  mit  solehen  Zweoken  ist  zwar  eine  volks- 
wirtbsoliafUtebe,  anob  das  Prodoctionsbuteresse  berllbrende  Frage 
von  grosser  Bedeutung.  Aber  noch  mehr  ist  sie  doch  eine  Frage 
der  Besteuerungs-Gerechtigkeit. 

C.  —  §.  373.  Frage  der  reellen  Besteuerung  des 
Einzel  Vermögens.  Eine  eigentliche  Vermögens-  und  Kapital- 
steneri  welche  reell  das  private  Vermögen  des  Besteuerten  trifft, 
also,  wenigstens  zeitweilig,  es  vermindert  —  einerlei  wieder  ob  es 
.  zogleieh  eine  nominelle  VermOgensstener  ist  oder  ob  eine  andere 
Art  Steaem  einzeln  oder  im  Ganzen  diese  Wirkung  bat  —  Tcmiag 
non  in  der  Tbat  nnter  Umstünden  wobl  das  Nationalvermögen 
in  seinem  Betrage  unverändert  zu  lassen  nnd  nnr  dessen  Ver- 
theil ung  umzugestalten. 

1)  8o  wenn  der  Steuerertrag,  nach  der  im  1.  Bande  in  der 
Lehre  vom  öffentlichen  Bedarf  festgestellten  Terminologie,  für 
privatwirthschaftiiche,  aber  auch  fUr  staatswirth  sc  haft- 
liche Kapitalanlagen  verwendet  vnrd.^)  Ankäufe  von  Feldgäterz, 
Forsten,  Bergwerken,  Eisenbahnen,  Neuanlagen  von  letzteren  und 
von  einzehien  Anstalten  des  Gebttbrenwesens,  LandesmeliorationeB, 
Wegebauten,  Hafenbauten,  Flussoorreetionen  u.  s.  w.  u.  s.  w.,  welelie 
aus  Stenerfonds  bewerkstelligt  werden;  Reformen,  Organiss- 
tionen  im  Gebiete  der  verschiedenen  Zweige  der  öffentlichen  Ver- 
waltung (Neubewaffnung  des  Heeres,  Schiffsbauten,  „Hetablisse- 
ment"  nach  Kriegen,  Bauten  aller  Art  u.  A.  ni.),  welche  gleichfalls 
aus  Steuern  bestritten  werden,  sind  bekannte  Beispiele  im  modernen 
Staate.  Wenn  wir  Staatseisenbahnen  in  gleicher  Weise  ans  ordent- 
lichen Einnahmen  oder  Steaererträgen  herstellten,  wie  es  mit  den 
Landstrassen  grossentheüs  geschehen  ist,  so  würde  sieh  hand- 
greifUeh  zeigen,  dass  eine  privatwirtbsoluifUich  als  Kapitalstoser 

*)  Das  habe  ich  auch  in  meioor  Grundlegung  zu  thun  versucht,  in  Kap.  2  dtf 
1.  Aufl.  §.  94  —  104,  und  noch  schärfer  und  principicll«'r  in  der  2.  Aufl.  indem 
5.  Hauptabschn.  S.  134  H.  ,J)er  Bedarf  oder  die  Einkommenlehru  vom  \  eitheiluiigi>- 
•taadpimcl  betnchtot**  Im  Text  oben  wird  an  dieie  EiSiternngeii  angekiittpft,  die 
selben  können  aber  hier  nicht  wiederholt  werden, 
a  I  1.  Anil.  §.  41  b  &  72,  2.  An«.  §.  55. 
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«otafmssende  Bestenenuig  volkswiithBobafttieh  diesen  Charaeler 
nieht  oothwendig  an  sich  trUge.  Die  nenen  Stoatsbahnen  reprftsen- 
tirlen  eben  nur  eine  andere  An I  age  des  Nationalkapitals,  eben- 
so wie  neue  Privatbahnen ,  welche  mit  Privatkapital  gebaut  sind, 
(lies  tbnn. 

2)  Die  gleiche  Wirkung  einer  blossen  Ii  eher  tragung  von 
Privatverm<")gen  oder  Privatkapital  zwischen  den  Eiuzelwirthschaften 
einer  Volkswirthschaft  kann  nun  wenigstens  sneh  die  Bestenenmg 
des  PriyatFermttgeDS  o.  s.  w.  habeni  wenn  daraus  eine  entsprechende 
Verindernng  der  Höhe  der  Pri?atehikominen,  spedell  nach  der 
Hohe  der  darin  enthaltenen  freien  Einkommen^  nnd  der  Stibrke 
der  SparflÜiigkeit,  welche  wieder  von  der  Hohe  des  freien  Ein- 
kommens abhängt,  hervorgeht.  Eine  solche  Wirkung  wird  um  so 
leichter  ermöglicht,  wenn  etwa  gleichzeitig;  mit  dem  Ertrage  dieser 
Steuern  Leistungen  hergestellt  werden,  welche  Uberwiegend  den 
aateren  ärmeren  Ciasseu  zu  Gute  kommen ,  deren  wirthschaftlichc  • 
Leistungstahigkeit  erhöhen  u.  s.  w.  (Schulwesen!).  Wttrde  z.  B. 
eise  hohe  and  schwer  empfundene  Lohnbesteaemng  (in  der  Form 
diieeler  Arbeatslohasteaem  oder  indirecter  Verbranchsstenem  auf 
Msssenconsnmptihilien)  dnreh  eine  Vermögensbesteaemng  des 
rdeheren  Theils  der  besitsenden,  ttber^iegend  Gmnd-  nnd  Kapi- 
talrenten nnd  Conjuncturengewinne  beziehenden  Classen  ersetzt, 
80  ist  es  sehr  wohl  nniglich  und  sogar  wahrscheinlich,  in  einigem 
1  mlange  selbst  gewiss,  dass  durch  die  hier  eintretende  Verönde- 
•  rang  der  freien  Einkommen  und  der  wesentlich  durch  diese  be- 
dingten bparl'ähigkeit  trotz  dieser  Vermögensbesteuerung 
tbeilwdse  wenigstens  keine  proportionale,  vielleicht  tlber- 
hanpt  keine  Vermindernng  des  Nationalvermögens, 
sondern  nur  eine  ve ränderte  Vertheiinng  desselben  —  mehr 
Ufline,  weniger  grosse  Prifatvermögen  — •  sich  ergeben  wOrde. 
hl  die  Spareassen  wttrde  etwa  fliessen,  was  sonst  an  die  Effecten- 
bfcse  zur  Anlage  oder  zur  Speculation  gelangte. 

Die  Beurtheilung  eines  solchen,  wenigstens  möglichen, 
Kebultates  einer  N'erinogenssteuer  hängt  nun  freilich  ausser  von 
Erwägaogen,  welche  vom  ätandpnncte  der  Gerechtigkeit  aus  an- 
zostellen  sind,  auch  noch  von  weiteren  volkswirthschaftiichea 
£rwägangeD  ab.  Allgemein  in  der  Theorie,  wie  im  concreten 
fsllo  in  derPraiis  genfigt  die  blosse  Möglichkeit  eines  solchen 

*l  Uber  diABeii  Begrifl':  Gruadleguug     85;  Roscher,  Syst  l,  §.  14& 
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Ergebnisses  nicht,  es  miiss  vielmehr  auch  der  Grad  der  Wahr- 
Bcheinliehkeit  zu  ermittehi  gesnoht  und  mit  danach  das  Fflr 
oder  Wider  entsehieden  werden.  Femer  ist  aaob  tom  Tolkswirth* 
schaftlieheii  Standponet  ans  der  weitere  Einfliue  einer  solchen 

Bestenemng  aaf  die  allgemeine  Vermögens-  nnd  Kapitalbildang 

und  -Vertheilung  zn  beachten,  die  Rückwirkung  auf  die  Lage  der 
reicheren  Classen  und  wiederum  die  Rückwirkung  dieser  Lage 
auf  das  wirthscbaftliche  und  persönliche  Verhalten  dieser  Classen. 
£b  können  Bedenken  auftauchen,  ob  eine  solche  Besteaeningy  weil 
sie  in  die  einmal  bestehende  Vermögen  svertheilang  eingreife,  nicht 
rechtlich  and  socialpolitisch  nacbtheilige  Gonseqnenzen  mit  sieb 
bringe,  welche  ancb  im  Gesammtinteresse  des  Volks  nnd  der 
Volkswirlhscbaft  zn  schenen  sind.  Alle  solche  Erwägnngoi  lenkea 
vielleieht  mit  Recht  yon  solchen  Stenern  ab.  Aber,  was  fllr  nnsere 
jetzige  Betrachtung  das  Entscheidende  ist,  aus  solchen  anderen 
Gründen,  nicht  aus  dem  gewöhnlich  allein  betonten  sogenannten 
„rein  volkswirthschaftlichen"  Grunde,  dass  die  Vermögens- 
steuer verwerflich  sei,  weil  sie  „das  Nationalvermögen  (Kapital) 
angriffe/^  Denn  das  ist  wie  gesagt  nicht  immer  ihre  nothwea- 
dige  Wirkung. 

Ancb  abgesehen  von  der  Frage,  ob  sich  principiell  ein  Em- 
griff  in  die  Vertheilnng  des  Vermögens  dnrcb  Steneni  recht- 
fertigen lasse,  darf  endlich  doch  nicht  Übersehen  werden,  dass  der 

gewöhnliche  Ursprung  des  Priyatvermögens  nnd  Kapitals  in  dem 
früheren  Einkommen  des  Eigenthtimers  liegt  und  dass  hier  im 
Grunde  genommen  die  Besteuerung  des  privaten  Ei n k  omnicns 
ebenso  in  die  Bildung  und  Vertheilung  des  Privat v er m  ögens 
eingreift  wie  die  Vermögensbesteuemng.  Wenn  z.  B.  eine  be- 
stimmte Person  oder  Kategorie  von  Personen  nach  dem  bisherigeo 
Stenersystem  rechtlich  oder  nach  der  mangelhaften  Ansfttbnqg 
der  Bestenemng  faetisch  keine  oder  keine  genügenden 
Stenern  zahlt,  oder  wenn  überhaupt  die  Gesammtbestenerasg 
rechtlich  nnd  faetisch  ungleich  die  Einzelnen  triflit  —  niul 
wo  und  wann  that  sie  es  nicht!  —  so  wird  dadurch  natürlich  die 
Höhe  der  freien  Einkommen  der  Einzelnen,  folgeweise  wieder  die 
Sparfähigkeit  und  schliesslich  die  Grösse  der  neu  gebildeten  Privat- 
vermögen und  Privatkapitalien  beeinflusst.  Im  einen  Fall  wird  sich 
ein  Minus ,  im  anderen  ein  Plus  ergeben ,  welches  gerade  auf  die 
das  Einkommen  als  Steuerqnelle  treffende  Bestenemng  snrttckia- 
illbren  ist  Anch  darnach  erseheint,  von  allen  anderen,  ans  dem 
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Wesen  der  privatwirtheehaftlielieii  Einkommen-  und  Venntfgens- 

verAeilnng  entnommenen  RechtfcrtigangsgrüDden  abgesehen,  die 
Vermögen 8 besteuerung,  welche  nun  in  dieses  Plus  und  Minus 
corrigirend  eingreift,  rein  aus  dem  BesteaerangsgesicbtspUDCte 
betrachtet,  sehr  wohl  zulässig.^) 

D.  ~  §.  374.  ErgebnisB  in  Besng  anf  die  Wahl  d^r 
Stenerqnelle.  Ans  den  bisherigen  Erörterungen  folgt:  die  nor- 
male Tolkswiribschaftliehe  Steaerqaelle  bildet  das  National- 
einkommen, vorbehaltliob  gewisser  AnsnahmefUlle,  in  welchen 

auch  auf  das  National  vermögen  bez.  Nationalkapital  zurück- 
gegriffen werden  muss  und  darf,  welches  sonst  möglichst  zu  schonen 
ist  Aus  letzterem  Satz  folgt  aber  noch  nicht,  dass  auch  die 
fiesteaemng  des  Einzel  ,  bez.  Privat  Vermögens  oder  Kapitals 
ovr  in  jenen  AnsnahmeßUien  zulässig,  mithin  im  Uebrigen  auch 
ovr  das  Einaeleinkommen  die  richtige  Steaerqnelle  seL  Viel- 
mehr ist  zwar  das  Einzel  einkomm  en  allerdings  aneh  die  hanpt- 
sichliche,  aber  selbst  vom  bloss  volkswirthschaflliehen,  ge- 
schweige ,  wie  sich  zeigen  wird,  vom  socialpoUtischen  ond  6e- 
rechtigkeitsstandpuncte  nicht  die  allein  normale  Steuerquelle, 
wie  dies  wohl  vom  Nati o iiiileinkommen  gesagt  werden  kann. 
Neben  dem  Einzeleinkommen  darf  auch  das  Einzel ve rmögeu 
oder  Privatkapital  als  eine  normal  berechtigte  ISteaerquellc 


^)  £iu  practkcbes  Beispiel,  welches  dem  im  Text  hypotlietibch  aügeooniiueueii 
fcui  entspricht,  liefert  die  neaere  Geschichte  der  preuss.  directen  EinkommeB- 
)  •^t<>neraog.  Bis  zar  Einfahrang  der  classiticirteii  Einkommenstoaer  im  J.  1851  bestand 
i:i  Pr-  uss.^n  als  directe  Personsilsteuer  des  Staats  nur  die  Classenstcucr,  deren  höchste 
bteaeniatze  in  der  obersten  Clus«  4b,  96  u.  144Thlr.  für  dea  Haushalt  waren.  Die 
nidito  Familie  zahlte  nur  ein  eotehee  niedriges  Hazimiiai.  Dordi  die  Refom  rem 
y  1S51  (Ges.  V.  1.  Hai)  trat  die  Einkominenitaner  hiimi,  die  alles  Einkommen  über 
HHJO  Thlr.  mit  annähenid  S^/o  belegte.  Angenommen,  eine  Familie  hatte  von  jetzt 
aa  100  Thlr.  mehr  au  Einkommensteuer  zu  zahlen,  als  in  den  vorausgegangenen 
H  Jahiei  m  CliweMtener  o.  ireiter  angenommen,  sie  hatte  diese  bisher  jihiliGh  an 
Siner  cnftfiMl  100  Thlr.  regelmässig  kapitalisirt ,  ao  ist  es  klar,  dass  sie  das  der- 
malen ersparte  „Kapital"  nur  dem  Mangel  in  der  bisherigen  Gesetzgebung  zu 
rerdaoken  hatte.  Von  1851  an  hätte  man  dann  vom  Standpunct  dieser  Familie  auü 
4«  MM  EiBkomneBStener  «och  dea  Yorwvrf  maehen  köaoeB,  dsas  sie  im  Onmde 
»af  (las  Kapital  der  Familie  falle,  weil  sie  dessen  bisherige  regelmiissige  Zunahme 
vm  l'Mi  Thlr.  verhindere.  —  Im  (iesetz  v.  Ib-^il  blieb  noch  ein  festes  absolutes  Steucr- 
BaxiiDuui  für  alles  Einkonuneu  über  240,Ü0ü  Thlr.  hinaus  mit  7200  Thlr.  bestehen. 
Kot  dueh  die  Kotelle  fon  1878  wurde  hestimmt  dass  fhr  jede  weitere  20,000  Thlr. 
Qakommen  hierüb<^r  hinaus  Je  ROO  Thlr.  Stenerpliis  zowarhs'^n.  Im  .1.  1^76  sind 
12 Personen  hiervon  lietroHen  worden,  die  .5H7.UOÜ  M.  Steuern  zu  zahlen  hatten,  gegen 
111,200  M.  nach  dem  Ges.  v.  1851.  Dieses  Plus  von  ilO7,&00  M.  wäre  vermuthlich 
>MI  dem  ,,Ka|iital**  dieser  Personen  hinzogewachsen,  jetzt  wnrde  die  Summ  -  auf  den 
Statt  QbertrageB.  Konnte  man  hier  nicht  anch  ron  dem  „Nachtheil''  der  Kapital- 
stmer  reden! 
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befdobnet  worden,  ftr  deren  lalSssige  Beamipmehnng  dann  nv 
die  FftUe  genauer  naobxaweisen  sind.")  ^ 

III.  —  §.  375.    Weiteres  in  Beiug  anf  reelle  Be-  1 
Steuerung  des  Einzelvermügens.  Auf  die  Frage,  in  welchen  ■ 
Fällen  das  Einzelvermögen  als  Steuerquclle  benutzt  werden  darf 
und  werden  sollte,  geben  die  vorausgehenden  Erörterungen  theil- 
weise  schon  eine  Antwort.   Üiese  Antwort  wird  im  weiteren  Ver- 
laufe, besonders  in  den  Abschnitten  Ton  den  Grandsätzen  der 
Gerechtigkeit  und  ?om  Stenersjstem,  yervoUständigt  werden.  Die 
reelle  VermOgensbesteaernng  ist  in  einer  Hinsieht  verwandt  | 
mit  der  sogenannten  Progressirbestenemng,  d.  b.  der  relativ  ; 
  i 

Dies  Ergfcbniss  widerspricht  d'T  bisher  üblichen  Li^hre  allerdings  wes^^ntH^h. 
uud  ganz  begreiflich,  da  diese  Lehre  Trirat-  u.  NaüonaliuiDiial  gewöhnlich  ideatiäcin.  ^ 
So  sagt  z.  B.  Jacob  I,  §.  4H2:  „die  Nationalökonomie  Tenanfre,  dass  weder  die  g&az>  ^ 
Somnie  der  zu  fordernden  Äbgalieil  das  Stamm-  od<  r  werbende  Vermögen  derV^on. 
noch   die  jedem  Einzelnen   aufgelegte  Abgalie   «Itsscn   Stamm-  oder 
werbendes  Vermügen  antaste,  dondern  dass  sie  ?on  dem  rciaeu  Einkommen 
bezahlt  werden  kOnaen.**  —  Breite  AitsfÜirung  gegen  die  Besteveron^  dee  SliMi-  | 
Vermögens  mit  Herbeiziehuog  einer  Menge  anderer  Autoren  bei  Murhard,  Bestcacr. 
S.  196  ff.    Ebnnso  abweichend  Kan  I.  §.  2.')')  ff.,  al>er  mit  einer  Beweisführung,  die 
eben  nur  in  Bezug  auf  das  National  kapital  richtig  ist    Uock,  ötl.  Abg.  §.  7,  rer- 
kemt  nicht  die  bedingte  Zallssi^eit,  auf  das  Nttfonal? ermögen  fa  der  Beateoeroa^ 
zurückzngrelfen,  aber  hält  dem  Einzelneu  gegenüber  daran  fest,  dass  die  StoU'f  nor 
einen  Theil  seines  frei<'n  Einkommens  betragen  dürfe.  S.  'IH.  ümpfenbaeh  I.  S.  107. 
III  ff.  anbediogt  gegen  Steuer  auf  das  Stammvermögen.    Held,  Eink.st.  S.  ö4  A„  173  , 
giebt  anch  eine  reelle  Besteoemng  dee  Einzelkapitals  zu,  geht  aber  aaf  die  fagt  \ 
nicht  genaner  ein.    Neumann,  progr.  Eink.st. .  w.ist  bei  seiner  Empfehluns:  einer 
Vermö|a:enssteuer  zum  Zwcrk  >trirk<'rer  nesteuening  iles  fundirten  Einkommens  die 
oberflächlichen  Tiraden  von  Murhard.  Lötz,  M.  Wirth  ab,  aber  doch  nur.  indem 
w  engt,  eine  nach  dem  VennOgen  bemessene  Steuer  brauche  noch  keioetiwe^  deu 
Vermögens  stocke  entnommen  zu  werden  (S.  I^M  ff.).  Mit  dieser  Replik  ist  der  Frage 
aber  noch  nicht  Genüge  gcacheheu.  was  freili«  h  auch  nicht  möglich  L^t,  wean  UQte^  . 
Scheidungen  zwischen  National-  und  Privatkapital  u.  s.  w.  fUr  mtUtsig  eridirt  wnitt.  | 
Sehr  richtig  wellt  dagegen  Schmoller.  Tüb.  Ztschr.  XIX.  32  if.,  44  nach,  da&s 
<Jebot  der  nnr-^r^t  hrten  KapitalerhaUiin!;  keine  Kei^el  für  die  Vertheilung  der  Stenern 
gebe''  und  dass  man  Überhaupt  (wie  auch  Mi  11  bemerkt,  der  B.  5,  Kap.  2,     7  meiat.  « 
oasB  Stenern .  welche  anf  das  Kapital  fallen ,  an  rieh  nicht  noth wendig  rerwerflick  . 
seien),  gar  nicht  bestimmen  könne,  ob  eine  Steuer  g:aüz  auf  da.s  Einkommen  lad  gar  I 
nicht  anf  das  Kapital  falle.    Auch  Schmoller  hält  alvr.  im  Anschluss  »n  seiof 
Untersuchung  über  das  Einkommen,  daran  fest,  dass  „die  (iesammtsumme,  welche  der 
l^aebe  an  TerBchiedenen  Stenern  zahlt,  nngefthr  aeiaem  Einkommen  entsprechen  mO,  ! 
nicht  die  einzelne  Steuer,  sondern  das  SteuersTStem  solle  sein  Maass  am  Ein- 
kommen haben",  S.  .V4.  Wird  dies  wörtlich  genommen,  so  ist  im  Prineip  die  reelle  • 
Besteuerung  des  Privatvermögens  ausgeschlossen,  wenn  man  ja  auch  Schmoller, 
Seh&ffle  n.  A.  ganz  darin  beistimmen  kann,  wie  flossig  Einkommen  n.  Yenalffaa 
im  V^  rb  iltniss  zu  einander  seien.  —  Stein's  Stellung  zu  di<:seii  Fnagen  ist  mir  nirht 
klar  gewonlen.    Seine  willkürlich  abwei(h»Mi<lo  Terniiiioluifie  und  seine  sonderbare 
AuÜ'assuug  des  Kapitals  hindern  ihn  jedeniails,  zu  der  klaren  ünterbcheidung  von 
Mationai-  nnd  Privatfa^Mal  an  kommen  nnd  die  Besteuerung  als  ein  doch  wenigstens 
mögliches  fwenn  auch  vielleicht  zu  verwerfendes)  Mitf     ler  Kegelnng  der  Ver- 
theilung  des  Nationalkapitals  an  die  Einzelnen  scharf  mit  ins  Auge  zu  famea. 
S.  1,  438  ff..  458  If. 
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höheren  Besteuerung  des  grösseren  Einkommeus  und  mit  der 
stärkeren  Besteuerung  des  sogen,  fundirten,  aus  Besitzrenlen  her- 
rfihrendeo  £inkomineos  and  bildet  namentlich  in  einem  „social- 
politischen''  Steuersystem  ein  drittes  coordinirtes  Glied 
dieser  beiden  Stenerarten.  Sie  findet  dann  ihre  Reehtfertignng 
und  richtige  Anwendung  im  Rahmen  eines  solchen  Systems  nach 
den  ftr  dasselbe  massgebenden  Gesiehtspnnoten.  Daranf  wird  in 
den  Torgenannten  Abschnitten  mit  eingegangen  werden^  besonders 
in  dem  Abschnitt  vom  zweiten  Grundsatz  der  Gerechtigkeit,  von 
der  Gleichmässigkeit  (§.  417  if.).  An  dieser  Stelle  genügt  es  vor- 
läufig Folgendes  hervorzuheben. 

Fttr  die  Frage  der  reellen  VermOgensbesteuerung  —  Letzteres 
heisst  jetzt  und  im  Weiteren  regelmässig  die  Besteuerung  des 
Einzel-  oder  Privat vermOgens,  im  Unterschied  von  deijemgen 
des  VolksyennOgens  nnd  nmfasst  begrifflich  die  Kapital- 
bestenening  mit  —  ist  nnn  öfters  der  Ursprung  des  Vermögens^ 
sodann  der  Zweck  desselben,  endlich  auch  wohl  wieder  die  Ver- 
wendung des  Steuerertrags  zu  unterscheiden.  Danach  gestaltet 
sich  auch  vom  Standpuncte des  volkswirthschaftlichen  Productions- 
interesses  das  Urtheil  über  die  Vermögcnsbesteuerung  verschieden. 
Schlüsse  und  Forderungen,  welche  vom  Standpuncte  des  volks- 
wirthschaftlichen Vertheilnngs-  nnd  socialpolitischen  Inte- 
resses ans  gezogen  werden,  werden  dadurch  theils  unterstützt, 
tiwUs  beiiehtigt 

A.  —  §.  876.  Dfe  Verm5gensbeateuerung  und  der 
Ursprung  des  Vermögens.    In  Hinsicht  des  Ursprungs 

des  Privatvermögens  erweist  sich  gerade  auch  für  Stenerfragen, 
znmal  für  solche  der  Vermögensbesteuerung,  die  früher  schon 
hervorgehobene  Unterscheidung  zwischen  dem  im  eigentlichen 
SioDe  „ökonomisch  verdienten",  aus  eigener  Arbeit  und 
£nparung  herrührenden  und  dem  ohne  eigene  persönliche  Leistung 
tfiuf&llig''  erlangten  Vermögen  oder  Vermögenswerth  so  wichtig 
(§.  833.).*)  Besonders  ist  bei  der  zweiten  Kategorie  der  Gon- 
jsneturengewinny  der  Spielgewinn  und  die  Erbschaft 
sash  ftlr  die  Stenerfragen  hervorzuheben. 

1)  Gerade  im  Werthe  des  Privatvermögens  (Grnnd- 
ssd Hauseigen th um,  stehende  Kapitale  der  Produc tiu n, 

*)  Die  genaaere  Regrandang  dieser  Unterscheidung  in  meiner  tinndleg.,  bes. 
i»  d.  1.  Anll..  §.  63— Sl.  oder  2.  HenptnlMclin.  aber  ,.4.  Leben  der  Elraetvittfiscli.  i» 
kt  Volkiwirtbscb.",  S.  SO  fl. 
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Werthpapiere)  kommt  die  Conjonetar  eminent  tnr  Geltang: 

häufig  und  andauernd  anch  Werth  erhöhend.  Der  ihr  zu  ver- 
dankende Werthzuwachs,  ebenso  wie  der  Spielgewinn  und  die 
Erbschaft,  sind  an  sich  und  ihren  Beträgen  nach  oft  besonders 
geeignete  äteuerquelleu.  Ob  und  wieweit  sie  als  solche  benutzt 
werden  sollen,  wird  sich  mit  Recht  in  erster  Linie  nach  der  Be- 
ortheiinng  der  socialökonomischen  Bedentang  jener  drei  VerhSlt- 
nisse  riehtan.  Kaoh  der  in  der  „Gmndlegnng''  näher  begrttndeten 
Theorie  bildet  namentlieh  der  Goiganotorengewinn  ein  Object, 
welehes  dnrehans  nieht  als  Steaerqnelle  nnbenntzt  gelassen  werdeo 
darf.  Auch  das  volkswirthschaftliche  Productionsinteresse  spricht 
nicht  gegen  eine  Besteuerung  dieser  Quelle.  Bei  dem  Conjnno- 
turengewinn  macht  allerdings  häufig  die  Ausscheidung  desselbeu 
von  dem  „normalen'%  der  hineinverwandten  eigenen  Arbeit  und 
dem  hineingesteckten  eigenen  Kapital  entsprechenden  Werth  im  6e- 
sammtwerth  eines  Werthobjects  (Grundsttteke,  Gebände)  Sehwierig- 
keiten.  Diese  lassen  neb  aber  mit  der  ftür  alle  solohe  Verbftltaisie 
gentigenden  Genanigkeit»  einzeln  für  jedes  Otgect  oder  nach  Sdie* 
maten  kategorieen weise,  lOsen,  nm  den  nngefthren  Betrag  des 
Conjuncturenwerths,  welcher  als  Steuerquelle  (und  eventuell  zugleich 
als  Bemessungsgrundlagc)  gelten  muss,  festzustellen. 

2)  Beim  Spielgewiun  (Lotterie)  gelegentlich,  bei  der  Erb- 
schaft allgemeiner  hat  die  Praxis  diese  Quellen  auch  bereits 
besteuert.  Die  Theorie  kann  dies  nur  rechtfertigen.  Sie  hat  die 
Aufgabe,  die  Erbschaftsstener  noch  principieller  socialökonomiseb 
zu  begründen,  indem  sie  sie  in  organische  Verbindung  mit  dem 
ganzen  Erbrecht  bringt  nnd  in  ihr  eigentlich  nur  einen  Erbanthail 
des  Staats,  als  höchsten  Vertreters  der  Volksgemeinschaft,  sidit, 
wie  dies  in  neueren  wissenschaftlichen  Arbeiten  mit  Erfolg  ge- 
schieht. Die  Einwendungen,  welche  vom  Standpunct  des  Tro- 
ductionsinteresses  häufig  gegen  die  Erbschaftssteuer  gerichtet 
werden,  weil  dieselbe  vermeintlich  die  Bildung  des  „Kapitals" 
geiährde,  sind  wenigstens  einer  solchen  Steuer  gegentlber  hinfällig, 
welche  sich  bei  der  gerechtfertigten  principiellen  Festhaltung  des 
Erbrechts  selbstverständlich  in  Temünftigen  Sehranken  halten  und 
angemessen  geordnet  sein  ranss.    Sie  beruhen  ausserdem  Öfteis 

Für  dir>  (  'onjiini-tiireimewinne  halu-  irh  das  in  <ier  (irundleg.  schon  MUgefQJut 
§.  76  Note  b  in  lieiden  Auflagen.    S.  unten      473  Ii. 

Yortrefn.  bes.  in  t.  Scheels  Erbsdiutssteueni  a.  Erbraditsnin,  i.  Auf 
Jen»  187S:  s.  nn  h  dess.  vollBwiitludlu  Bemerk,  i.  Befora  das  EilnMlili,  inHirtlis 
Annalen  1877  U7. 
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wieder  auf  der  anrichtigeii  Identificinmg  von  National*  und  Privat- 
kapital  Von  mftssigen  Erbsohaftsatenem,  ancb  bei  Erbacbaflen 
ate  nScbsten  Verwandten,  und  zum  Thell  gerade  bei  ibnen, 
titelt  8ieb  sogar  annehmen,  dass  sie  die  Sparsamkeit  eher  befördern  < 

B.  §.  377.  Die  Vermögensbesteueru iig  und  der 
Zweck  des  Vermögens.  Nach  dem  Zweck  des  Vermögens 
ist  vor  Allem  wieder  Gebrauchs  vermögen  und  Kapital,  in 
ersterem  eventuell  weiter  Verbranchs-  und  Nutz  vermögen,  in 
letsterem  nmlanfendes  und  stehendes  Kapital  auch  fttr  die 
Stenerfragen  an  nnterseheiden. 

Naeh  dem  riobtig  erweiterten  Einkommenbegriff  mnss  ttber- 
hiopt  der  „Gennss''  bez.  selbst  die  blosse  ,,GennssmO£^elikeif 
welche  aus  dem  NntzvermOgen  gezogen  werden  können ,  mit  im 
„Einkommen  angeschlagen  werden.  Das  führt  folgerichtig 
aacb  bei  blosser  Einkomnieubesteuerung  zu  einer  entsprechenden 
ßcrticksicbtigung  dieses  „Einkommenthcils"  in  der  Steuer. 

1)  Eine  Vermögensbesteuerang  des  Gebrauchs  Vermögens  ist 
soDSt  gewöhnlich  nur  eine  Form  der  Einkommen  (eventuell  der 
progressiven  Einkommen-)  Besteuerung ,  wobei  das  Vermögen 
beabfliebtigtermässen  und  thatsttehlich  niebt  SteuerquellOi  sondern 
Steoerobject  (Bemessungsgrundlage)  ist  AusnabmefiUle,  wo  eine 
solche  Steuer  eine  eigentliehe  Vemiögensstener,  das  Vermögen 
Steuerquelle  wird,  sind  indessen  nicht  unmöglich  und  z.  B.  in 
Kriegssteuern  auf  oder  aus  Silbergeräth  vorgekommen.  Auch  kann 
eine  Besteuerung  des  Gebrauchsvermögens,  speciell  z.  B.  wieder 
des  Nntzvcrmögens,  wie  etwa  des  Bodens  von  Parks,  JagdgrUndeUi 
wohl  die  Tendenz  verfolgen,  als  eigentliche  Vermögenssteuer  oder 
wenigstens,  was  ja  annähernd  dasselbe  ist,  als  besonders  hohe 
Emkommenstener  mit  zu  wirken,  nm  eine  im  allgemeinen  Interesse 
S^legene  nutzbarere  Verwendung  des  Vermögens  (Bodens)  herbei- 
nftbren.  Die  Berechtigung  und  Zweekmttssigkeit  einer  solchen 
Steuer  ist  wieder  nach  allgemeinen  socialökonomischen  Gesichb$- 
pnneten  zu  prüfen. 

2)  Fttr  eigentliche  allgemeine  Kapitalsteuern,  welche  einen 
Theil  des  Privatkapitals  und  zwar  des  wirklich  „eigens  erwor- 
^nen^'  Kapitals  einer  besteuerten  Person  aui'  den  Staat  übertragen, 

'0  tirondleg.  §.  84.  Kam.  Schmoller,  Lehre  v.  Eink.,  Tttb.  Ztschr.  1863  S.  53. 
ttboutt  dieaeii  £bü[.b^rifF  fttt,  so  ist  Nenmann't  Motivirong  besoBderer  Vcr- 
Hf^nssteaeni  zur  B^^steoerunji  von  VermögensanlÄgen  in  Luxassachen  u.  dgl.  keine 
Mreicbeiide  priacip.  BegrUudimg,  prugr.  Sinkest.  S.  186,  236.  Man  kauo  sich  dafür 
■v  atf  die  atenertechniache  Opportooitit  berufen. 
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ist  auf  die  früheren  Bemerkuiigeu  über  die  bedingte  Berechtigung 
auch  solcher  Steuern  Bezug  zu  nehmen.  Die  im  nächsten  §.  fol- 
gende Ausführung  Uber  eigentUche  Besteuerung  des  Privatvermögeos 
bei  gewissen  Zwecken  der  Verwendimg  des  Steuerertrags  betnA 
Tornemlieh  diese  ^iKapitaistouem''. 

3)  „Partielle"  Vermaiienssteaeni  {%.  488  ff.),  welohe  taf 
einzelne  Theile  des  Gebranchsvermögens  (Luznaartikel)  oder 
des  Kapitals  einer  Wirtfascbaft  gelegt  werden,  sind  sonst  wiederan 
regelmässig  nur  nominelle  Vermögens-,  reelle  Einkomnieo- 
(Ertrags-  u.  s.  w.)  Steuern.  Auch  sie  können  eventuell  die  Tendenz 
verfolgen,  die  Einkommenverwendung  und  die  Vermögensanlsge 
von  gewissen  Richtungen  abzulenken. 

G.  —  §.  371^.  Die  Vermögensbestenernng  und  die 
Verwendnngszweoke  des  Stenerertrags.  Naeb  soieben 
Zweeken  sind  fllr  die  volkswirtbsebaftliobe  Benrtbeilmig  der  Zu* 
l&ssigkeit  der  eigenüieben  VermOgensbesteneniDg  wobl  folgeide 
drei  m  nntersebeiden :  die  Verwendung  znr  Deckung  der  laufen- 
den öffentlichen  Ausgaben,  besonders  des  sogen.  Ordina- 
riums;  die  Verwendung  zur  Deckung  von  Ausgaben  für  ausser- 
ordentliche Staatskatastrophen,  besonders  für  Kriege; 
die  Verwendung  zu  Ausgaben  für  grosse  Reformen  im  Staats- 
nnd  Wirtbsehailtswesen ,  besonders  tlOr  solebe  zur  Uebang  der 
unteren  Classen  des  Volks. 

1)  Für  den  ersten  Zweok  wird  stets  zuerst  ond  znmdst  die 
Einkommenbestenerang  dienen  mUsseo.  Die  Mitbenntsnng  von 
eigentlieben  Vermögenssteuern  hierfttr  wird  sich  naeb  dem  Gbaraeter 
und  der  Zusammensetzung  des  ganzen  Steuersystems  zu  richten 
haben,  namentlich  wieder  danach,  ob  und  wie  weit  sociaipoiitiscbe 
üesichtspuncte  in  der  Besteuerung  anerkannt  werden. 

2)  Für  Kriegs-  und  ähnliche  Zwecke  darf  dagegen  die  Ver- 
mögensbesteuerung,  besonders  der  reicheren  Classen,  mit  in  des 
Vordergrund  gesoboben  werden.  Durch  sie  kann  hier,  wo  es  sieh 
regelmässig  nm  schwere  materielle  Opfer  des  Volks  handelt,  die 
Last  derselben  sehr  passend  anf  die  kräftigsten  Sdinltem  gelegt 
werden.  Diese  KreUie  vermögen  auch  den  wirkliehen  Rttckgsog 
ihres  Vermögens  noch  leichter  zu  verschmerzen  und  ihn  bei  ihrem 

Die  ganze  Frage  hat  cini(j;e  AcLnlichkcit  mit  der.  ob  statt  gewöhnl.  Steuern 
Staatsschulden  zur  Deckung  üe^  Fiaanzbodarfä  beuutzt  werden  dürfen.  Auch  hier  ut 
nach  der  Verwendung  der  Ausgabe  zu  äpecialisiien.  Die  dritte  iui  Text  genaoote 
Verwendung  kann  unter  den  B^ff  einer  staatswirthaolLXa|ilt»IaiilaselUleD.  S.  Rbibiv. 
I.  1.  A.  §.  4U  ir.«     S2e  ff.,  2.  A.  §.  56,  58  tt. 
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höheren  Einkommen  und  ihrer  ^ttnsUgeren  ökonomischen  Lage 
durah  Termebrte  Sparsamkeit  and  grOmie  Prodaotivitllt  noeh  am 
Ehesten  wieder  ansangleichen.  Namentiioh  kann  Ider  die  Ver- 
BOgenBbesteneniDgj  ebenso  wie  eine  holie  £inkommenl>eBtett6rang, 
taeh  in  wtbweliengwerther  Weise  die  Anfiialime  von  Staatssolmklen 
eotbehrlicber  machen. ") 

3)  Ebenso  wtirde  der  dritte  Verwendungszweck,  wenn  er 
von  cDtsprechendeni  Erfolge  begleitet  sein  soll,  gerade  reelle  Ver- 
mögenssteuern auf  die  Besitzenden  rechtfertigen.  Es  würde 
(Udarch  öfters  nnr  ein  Theil  dessen,  was  diese  Ciassen  fttr  sicli 
durch  Draek  auf  die  Löhne,  durch  Ausnntxnng  von  Coiyanctnren, 
die  ihnen  gewöhnlicli  allein  mOglicli  ist,  an  Vermögen  (Kapital) 
erworben  haben,  aneh  häufig  nor  ein  Thdl  dessen,  was  ans  Zeiten 
udrer  Reehtsordnung  (der  Unfreiheit  des  unteren  Volks,  der  Privi- 
legien, der  Beschi^nknng  der  freien  Concurrenz  zu  Ungunsten  der 
Arbeiter  u.  s.  w.)  herrührt,  den  unteren  Ciassen  in  solcher  Fonn 
zurückgegeben.*^')  Eine  reelle  Verminderung  des  Nationalver- 
mögens brauchte  bei  richtiger  Verwendung  solchen  Öteuerertrags 
Beformen,  welche  die  Froductionskraft  und  Productionslust  jener 
dassen  heben  und  ihnen  durch  veränderte  Vertheilung  des  Elin- 
kouunens  grössere  freie  Einkommen  nnd  damit  vermehrte  Spar 
lUugkeit  zuführen,  durchaus  nicht  die  Folge  einer  solchen  Ver- 
mOgeusbesteuerung  an  seb.*') 

IV.  —  §.379.  Das  Ein  kommen  als  Stenerqnelle.  Die 
hauptsächliche  normale  e i n z e  1  wirthschaftliche  Steuerquelle 
bleibt  indessen  doch  immer  das  Einzel  ei  nko  m  m  en. In  der 
reellen  Besteuerung  desselben  veiwirklicht  sich  auch  meistens  zu- 
gleich die  richtige  Benutzung  der  normalen  volks wirthschaftlichen 
äteaerqaelle,  des  Nationaleinkommens.    Wie  an  diesem  Zweck 

")  Held 's  Bt'w-»>isfilhr.  f.  höhere  Bcstcucr.  der  reicheren  ("lassen  statt  der  Aof- 
iithmt  Ton  Staatäächuiden  gilt  hier  specidl  auch  fUr  den  im  Text  besprochenen  Fall. 
aiHiiUt  8.  1501t 

")  liier  hängt  die  Frage  mit  den  Ycrhältnisäon  der  geschichtlichen  Bildung  d«s 
Priratkapitals  und  des  priratea  timadeigeiithaiDS  zusammen.  S.  meine  Gnmdleg. 
g.  m  iL,  315  £ 

Stein**  (I,  899)  Betonong  der  nothvendigen  Reprodacti?itit  aUer  Steuern 

in  den  Lelstunj^en  des  Staats,  —  eine  Lehre,  welche  fiir  uns  keiner  hcsondern  Aus- 
fabrung  bedarf,  da  sie  '  ine  blosse  Conse<iueiiz  unserer  Auffassunir  der  Volksvrirtlischaft 
«Ii  der  organischen  Verbindung  der  Gemein-  u.  Privatwirthschaft  ist,  —  liissl 
>id>  hier  speddl  auf  den  Im  Text  brnprochenen  Fall  anwenden. 

")  So  auch  Rau,  I,  §.  257.  „Die  Steuerfähigkeit  d.  Bürger  beruht  hauptsächlich 
uf  ihrem  Einkommen  u.  d.  Steuern  sollen  soviel  als  möglich  nach  d.  Verhältn.  des 
Bakommens  ?eitheUt  verdeu''  — :  Raus  dritter  Hauptgruudsatz  des  Steaerveseaa 
M  4er  «JUlfeBeinheif '  lud  „GleichArmigkeiT'. 
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der  Einkoinmenbegriff  za  fassen  ist,  das  hat  die  Finanawissenaehaft 
aus  der  theoretischen  Nationalökonomie  an  entnehmen.^*)  Die  Con- 
seqaenzen  für  die  Einriehtang  derjenigen  Bestenernng,  welche  die 
BenntEnng  des  Einzel-  nnd  Nationaleinkommens  als  Stenerqnelk 

durchfuhren  will,  sind  alsdann  in  dem  späteren  Hauptabschnitt 
vom  Steuersystem  und  von  den  Hauptarten  der  Besteuerung  und 
in  der  speciellen  Steuerlebre  zu  ziehen. 

An  dieser  8telle  ist  aber  noch  auf  einen  verhängnissvolleo 
Irrtbum  hinzuweisen,  welcher  in  der  Steuertheorie  in  Bezog  anf 
das  yfEinkommen^'y  insbesondere  aui'  das  Nationaleinkommen  ab 
Steaerqnelle  wieder  namentlich  in  Folge  der  unklaren  Vermengmig 
des  einzel-  nnd  volkswirthsehaftliehen  Standpuneta  entstanden 
ist  Aneh  Ran  ist  davon  nicht  frei  geblieben.  Die  Beriehtignng 
dieses  Irrthums  ist  bereits  in  der  „Grundlegung"  vorgenommen 
worden,  auf  deren  nähere  Ausführungen  Uber  Ertrag,  Kosten  und 
Einkommen  und  Uber  die  Anwendung  dieser  Kategorieen  auf  die 
Eiozel-  und  die  Volks wirthschaft,  den  Einzelnen  und  das  Volk 
hier  Bezug  zu  nehmen  ist.'^) 

A.  —  §.  380.  Das  Einzeleinkommen  als  Steuer- 
quelle.  Zunächst  hat  man  ein  „reines  Einkommen*'  des 
Einzelnen  eonstmirt,  welches  wenigstens  da,  wo  das  Einkommen 
ans  Lohn  und  Gewer bs verdienst,  im  Unterschied  zn  Onuid- 
nnd  Kapitalrente,  herrühre,  sich  erst  nach  Abzug  des  nett- 
wendigen  („körperlichen")  und  sogar  des  „standesmässigen"  Unter- 
haltsbedarfs ergebe  (Rau).  Auch  dieser  Abzugsposten  wurde  zu 
den  „Erwerbskosten"  gerechnet  und  erst  dies  „reine"  Einkommeu 
sollte  die  Stouerquelle  sein:''")  eine  Theorie  der  sogen.  „ Ueb er- 
sehn ssbestenemng'*,  wie  sie  Neuere  dagegen  polemisirend  ge- 
nannt haben.  Jenes  „reine^'  Einkommen  würde  beim  Lohnarbeiler 
und  kleineren  Gewerbsmann  oft  Null  oder  fast  Null  betragen.  Bei 
dem  Renteneinkommen  wird  Ton  Rau  und  Anderen  die  Zuttseig' 
keit  eines  solchen  Abzugspostens  dagegen  bestritten.  Indessen  'uA 
gegen  diesen  Abzug  auch  bei  dem  Einkommen  aus  Lohn  und  6e- 
werbsverdienst  einzuwenden,  dass  an  und  tllr  sich  auch  die 
Steuerzahlung,  die  Bedingung  fUr  die  Leistungen  der  Zwan^'s- 
gemeinwirthschai'ten,  vor  Allem  des  Staats,  zum  nothwendigen 

S.  Note  12. 

Auch  hierüber  bes.  Schmoller 's  gen.  AbllAodl.,  meine  Grondleg.  §.  S2— SS. 
*")  S.  Rau,  Fin.  I.  jj.  2.j1)  ff.  und  die  Replik  gegen  Schäffle  und  Scbmollcr 
eb.  S.  447.   Auch  Kau,  Vulküw.sch.L,  b.  Aufl.,      245  S.    Dagegen  meine  GruoUlt^. 
§.  S3,  SS,  Scbnoller  a.  «.  0.  S.  SS. 

* 
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Ai^g^betrag  gehört  und  diete  Leistoiigeii  mit  in  deo  „notb- 
mdigeii  ÜntarbaHQDgBbedarf '  jeder  Peraon  eingereehnel  werden 
minen.  Ob  den  Personen  mit  blossem,  smnal  niedrigem  Arbeits- 

emkommeD^  speciell  den  blossen  Lohnempr^ngeni  (Arbeitern)  trotz- 
dem Steuerfreiheit  oder  eine  Erleichterung  in  der  Besteuerung  zu 
gewähren  ist,  muss  nach  anderen  Rücksichten  entschieden  werden: 
p  r  i  n  c  i  p  i  e  1 1  aus  dem  Wesen  der  reellen  „Einkommen  ^'besteue- 
roDg  folgt  es  nicht. Es  bat  sich  wohl  namentlich  danach  zu 
riebten,  ob  neben  dem  rein  finanziellen  ein  Booialpolitiseber  Gesiehts- 
piact  als  bereebtigt  anerkannt  wird.  Als  Frage  vom  „stenerfrden 
finstenzminimmn'^  and  von  der  richtigen  GleiebmSssIgkeit  der 
Besleiiening  wird  darauf  in  den  Absobnitten  von  den  Postnlaten 
der  Gerechtigkeit  mit  eingegangen  werden  (§.  405). 

Hier,  wo  es  sich  um  Feststellung  der  Steuerq  uelle, 
noch  nicht  um  die  Regeln  Itir  die  Steuer verth eil  un  g  handelt, 
rnnss  das  ganze  Einkommen  einer  Person  als  die  richtige 
(einze  1  wirthschaftliche)  Steucrquelle  bezeichnet  werden.  Dies 
ist  aneb  beim  Arbeiter  nnd  Qewerbsmann  bereits  ,,reines"  Ein- 
kommen (eine  beim  ,^inkommen"  flberfaanpt  besser  zn  yermeidendei 
auf  den  lyErtrag"  als  Gegensatz  znm  Robertrag  zn  besebränkende 
Uileisebeidnng).  Dies  Einkommen  besteht  vomemlieh  in  dem 
Reinertrag  der  bezüglichen  Ertragsquelle  (Arbeit,  Unternehmung, 
Besitz),  d.  h.  in  dem  Werthrest  des  Rohertrags,  welcher  nach 
Abzug  der  Gewinnungskosten  bleibt.  Diese  „Kosten"  umfassen 
liie  „oatürlichen"  oder  „volkswirthschaftlichen",  welche  für  Nie- 
manden ein  Einkommen  bilden,  und  die  das  Einkommen  solcher 
Dritter,  welche  mit  ihrer  Arbeit  oder  ihren  Prodactionsmitteln 
hm  der .  Ertragsgewinnnng  betheiligt  sind,  bildenden  „Kosten''« 
Disse  letzteren  ^^osten"  smd  aber  dann  wieder  die  Stenerqnellei 
weil  eben  das  „Einkommen"  dieser  dritten  Personen  mud  in  der 
Tbit  nur  (einzelwirthschaftlich)  „Kosten''  für  Jenen,  welcher  sie 
aus  dem  Ertrage  seiner  Unternehmung  u.  s.  w.  bestreiten  mnss, 
nicht  im  volks wirtbschaftlichen  äinne  „Kosten"  für  das  Volk 
all  Ganzes.'^ 

B.  —  §.  381.  Das  Volkseinkommen  als  Steuerqnelle. 
Wegan  M^gels  dieser  Unterscheidongen  sind  nun  noch  grossere 


8»  aach  SeHmolUr  a.  a.  0. 
*^  üeber  die  „Kosten"  nach  4Ü«mb  Tenchied.  OMicbtapancteii  Grundlcf.  §.  82, 

^3.  bes.  ia  der  2.  Auflage. 

A.  Wsgacr,  PbHswiM«a«ehaft.  iL  17 
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Irrthttmer  hinsiokUeh  der  Steilerquelle  enatendeDi  weMe  ui 
Volkseinkemmen  liegt.  Die  wahre  Steueiqiielle  iet  hier  der  das 
Volksdnkommen  bildende  Reinertrag  der  Volkewirdiiehidt, 

welcher  sich  nach  Abzug  bloss  der  natttrlicheo  oder  volks- 
wirthsehaftlichen  Kosten  vom  Rohertrage  ergiebt.  Man  bat  aber, 
in  Consequenz  der  soeben  berichtigten  Auffassung  des  „reinen" 
Kinkommens  als  cinzelwii-thscbaftlicher  »Steuerquelle,  auch  hier  eis 
„reines^'  . Volks einkommeu  conetrairen  und  dies  ala  Steuer* 
qaelle  bezeicbDen  wollen^  wekhea  jleh  erat  naehAkang  des 
Lebenabedarfa  (ktfrperfiehen  nnd  atandeagemiaaen  Untarfaatti- 
bedarfo)  der  Arbeiter  and  Unternehmer  ergebe. 

So  entateht  implioite  wieder  die  Lehre  von  jener  „lieber- 
schussbesteuerung'^  wo  die  volkswirtbschaftliche  Steuerquclle 
wesentlich  nur  in  Zins,  Rente  und  (höherem)  Unternebmergewiuu 
der  Einzelwirthschatten  bestände.  Die  Consequenz  dieser  Ansicht 
wäre  z.  ß.,  dass  bei  einem  sehr  allgemeinen  und  erheblichen 
Steigen  der  Arbeitslöhne  nnd  der  ähnlichen  Einkommen  der  kleinea 
Unternehmer  auf  Kosten  des  Kapital-  und  aonstigen  Unternehmer 
gewinne  jene  ?olkawirthaehalUiehe  ßteaerqnelle  immer  geiliitf 
würde.  Und  ein  aolohea  Steigen  iat  doeh  ala  mOglieh  aasi^;ebeB; 
es  handelt  aieh  ja  bei  „Lohn''  and  „Kapitalgewinn**  flberhaiipt 
nur  um  die  Formen,  in  welchen  sich  der  volkswirthschaftlicbe 
Reinertrag  als  Einzeleinkommen  unter  die  bei  der  Production 
betheiligten  Personen  nnd  EigenthUraer  der  Productionsmittel  ver- 
theilt. In  jener  hier  angegriffenen  Lehre  wird  aber  selbst  der 
„standesgemftsse"  Unterhaltsbedarf  des  Arbeiters  und  Gewerbanuums 
als  Abzugsposten  angesehen.  Die  hier  gezogene  Conseqnem  leigt 
praetiaeh  die  Unhaitbarkml  der  |,Ueberaohaaabeateaemng". 

Aaeh  wiaaenaehafllieh  iat  die  ihr  an  Grande  ttegende  Aif- 
üusuDg  aber  naeh  dem  fintwiekelten  nnriehtig.  Gerade  daa,  «as 
hier  ato  Abzugsposten  aar  Gewinnnng  eines  f^llsefalieh  so^ 
nannten  „reinen''  Volkseinkommens  betrachtet  wird,  ist  normal  der 
Hauptposten  des  Volkseinkommens  selbst:  eine  um  so  böbere 
Quote  desselben ,  Je  weniger  ungleichmUssig  sich  das  Volksein- 
kommen und  Volksvermögen  (Grundbesitz,  Kapital!)  im  Volke 
vertheilt  Die  practiaehe  Unmöglichkeit,  dieaen  Hauptposten  des 
Volkseinkommens  ganz  steuerfrei  za  lassen,  zeigt  sieh  o.  A-  in 
der  bei  den  modernen  Völkern  allgemein  verbreiteten  hoben  Ver* 
brancbabestettening  wichtiger  Lebens-  nnd  GennssmitteL  Es  ist 
uar  eine  Ineonsequeoz  der  Vertreter  der  Ueliersehnssbestenerong, 
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wem  rie  »olclie  Stenern  von  Ihrem  Standpvnete  ans  nicht  unbe- 

diDgt  verwerfeD,  was  sie  meistens  nicht  thun,  aber  eigentlich 
tbuu  mttssten. 

4.  Absohnitt. 
II.  VolkAwirtliseliaftUclie  Prineipien. 

B.  Ber&oksichtignng^  der  Wirknngen  der  Beitenernng ,  insbesondere 
der  ferichiedenen  Stenerarten,  auf  die  Steuerzahler  and  allgemeine 

Lehre  von  der  Stenertiberwälsnng. 

^'k  im  Text  gezeigt  wird,  hat  man  es  hier  vomemlich  mit  Problemen  zu  tbaa, 
»eiche  Specialfälle  der  allgemeinen  nationalOkonomischon  T^ehren  von  der  Verthei- 
Iiag  des  Nationaleinkommens  als  Eiuzeleinkommeu  an  die  Subjeae  der 
BiaelvirthtelitlleD  mid  ron  der  Bildang  der  Kosten  ud  Preise  der  Steh- 
rjter  u.  I)i  enstlei stunf  en  betretTen.  Es  ist  daher  znnüchst  auf  die  beztigliche 
Lit  ratur  zu  v«'rweijitMi.  Die  bedeutend stfu  hierherffehörig't'n  Arbeiten  über  Einkominen- 
rmbciiang,  Kosten-  u.  Preistheorie  rubren  von  Kicardo  u.  Hermann  her,  deren 
(»«iQfliehe  Lehrsa  ein  bleibender  Gewinn  der  nntOlL  Wissensobaft  geweiden  sind. 
>  bes.  Ricardo,  Princ.  Kap.  1  u.  2;  Hermann,  staatswirlhsch.  üntersuch.,  2.  A. 
AbL  6  —  9.  Wenn  auch  mit  einzelnen  Modihcationen ,  so  doch  im  (lanzen  uberein- 
atiinaecd  mit  diesen  Autoren  haben  die  neueren  Theoretiker  diese  Lehren  dargelegt. 
S.  s.  A.  Mill,  Qninds.  B.  2,  Kap.  H,  4.  9—16,  Buch  H,  Kap.  1—5.  —  Raa,  Volks- 
»itthschaftslehre,  S.  Aufl.  I,  S.  l'H  fl".  oder  3.  Buch:  „Vertheilung".  -  Koscher. 
Systcsi  I,  14.  Aufl.  B.  2,  Kap.  2  u.  B.  3.  —  SchÄffle,  gosellsch.  Syst.,  3.  Aufl.  I. 
$  9!  S.,  II,  §.  286  H;  —  V.  Mangoldt,  Gmndr.,  2.  Aufl.  v.  Kleinir&chter,  §.  62 
-  T4,  §.85—133.  —  Ausserdem  auch  passim  Schäffle,  Thcor.  d.  MMBoUiessendea 
Airsatzrerhältnirise,  Tüb.  Zt^chr.  1S67  u.  selbständig.  —  L'eber  d:u>  ganze  Verth ei- 
'Oassprobium  mit  liUckaicht  aui  die  Kechtsbasis,  auf  der  es  sieh  lealisirt,  und 
«f  die  social  polii  Seite  a  eben&lls  Sehiffle,  psasini  anch  im  Soc.  v.  KapitaBsB. 

im  Soc.  Körper,  dann  Kodbertus.  z.  £rkenntn.  uns.  staatswirthsch.  Zustftnde  o. 
-Xxriale  Krage"  1875,  u.  meine  ürundleg..  h<'s.  Kap.  2  u.  .J  (in  der  2.  Aull,  in  der 
1-  Al)th.)  u.  Hap.  5  (eb.  Abth.  2).  Mau  muss  sich  far  die  Ueberwäkuugslehre  die 
Ksehtsbasii  des  Verkebrs,  bei  ans  heatzntage  also  die  ,,fkele^  Elg«n^nini-  md 
VertrB^rdnaaff,  beständig  ebenso  vefgegenwittigea,  wie  die  teduiiscaea  und  ökono* 
■liscbcn  Bcdincnngen  der  Production. 

Die  Anwendung  der  Lehrsätze  der  theorot.  Nationalökonomie  Uber  Vertheilung, 
^«Isa  V.  Pnie  auf  die  eiaeelilagenden  Panote  der  Steneriehn,  d.  h.  ror  AHem  au 
liüi  HanpCtheil  der  Ucberwälzungslohre  ist  in  der  Literatur  theils  wieder  in  den  allge- 
■eiwn  natök.  Werken,  theils  in  den  besonderen  Schriften  Uber  Finanz  Wissenschaft 
i>ul  Btsteoerong  erfolgt.  Aus  dem  erstun  Zweige  sind  bos.  zu  neuueu:  A.  Smith, 
Wealth  of  MMa,  b.  V,  eh.  2,  part  t.  —  Ricardo,  Prlnc,  ob.  9—18  xl  29  (das 
Sdiitfrte  und  Bedeutendste  in  Bezug  auf  üeberwälzungsverhällnisse).  —  Mill,  b.  V, 
^  2^5.  Diese  wie  fiele  andere  engliscbe,  franzO«.  u.  Italien.  Autoren  behaadela  in 

Hau  war  ein  Uauptver treter  der  hier  berichtigten  Steuertheorie.    £r  hat  die 
Aiftisnng  Ton  Scbiffle  n.  Bcbmoller,  welcber  letztere  sieb  namendicb  nn  den 

Kermano 'sehen  IäalK»aUBeBb€|(riff  auschloes  a.  dessen  Conscquenzen  fnr  die  Steuer- 
l«k»  am  Schärfsten  zog,  in  d.  Bemerk.  S.  447  der  8.  Aufl.  nicht  widerlegt.  S.  auch 
^<lie  ganze  Streitfrage  noch  ileld,  £iuk.st.  Kap.  4.  —  Das  voUc  Vei-ständuiss  für 
*b  Hbm  Ptande  erbUt  man  erst,  wenn  man  mit  Bodbertus  vom  Begriff  des 

Sali  onaleinkommens  ausgeht  und  in  Lohn.  Zins.  Rente  nur  die  durch  das  Recht 
^c^ässiten  Antheile  an  diesem  Einkommen  erkennt.  Vgl.  Kodbertus,  i\u 
Efkeaatniss  unserer  staatswirthsch.  Zustände.  1842. 

17* 
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ihren  Untersuchungen  über  Besteuerung  und  bes.  über  die  einzelnen  Stcuerartea  mit 
Vorliebe,  mitunter  last  ausschli^aUch  die  Uebenrälzuüg^fngen.  So  o.  A.  «od» 
Canard  a.  a.  0.  S.  145. 

Die  ÜBanzfriss.  Schriften  berfthren  natüiL  die  Ueberwilzon^  aBe»  avr  sehr  oder 
weniger  scharf  u,  ring:ehcn(l.  Hervorzuheben  sind  :  Rau.  I,  §.  207  -274,  bes.  klar 
u.  in  den  Kesultaten  wohl  richtig.  —  Pfeiffer,  Staatseinnahmen,  II,  78  —  9b.  — 
(iar  zu  dürftig:  Umpfenbach  I,  §.  6ti.  —  Eine  g^te  Terminologie,  die  ich  groiseii* 
theils  angenommen  habe,  u.  treffende  Bemerkungen  bei  Hock,  Abg.,  §.15  n.  16.  — 
J.  G.  Ho  ff  mann,  L.  v.  d.  Steuern,  S.  57  ff.  —  Parieu,  imput,  I,  (»U  ti".  (gut).  — 
Leroy-Boaulieu,  Fin.  I,  190,  722  (aogeo.  incidence.  repercnssion,  diff'usiou).  — 
Die  umfassendste,  wär  bdkannt  gewordene  neuere  Arbeit,  eine  kiitische  Kerision  d«r 
ganzen  Lehre,  ist  A.  Held 's  Aufs.  „z.  Lehre  r.  d.  Ueberv&lz.  d.  Steoern".  Tab. 
Ztschr.  1868  i^XXIV),  S.  121— 4  !>.").  Held  beginnt  nur  mit  einer  m.  E.  nicht  zatretfeu- 
den  Polemik  gegen  die  Lehre  von  den  Prodactionskosten  als  der  Grandlage  der  Fraa- 
und  OebenrllauigsdiMiie  (wie  ShnL  sonst,  i.  B.  In  «eiiieiii  Qnuulfi«  2.  A.).  Er  be- 
trachtet aoch  nur  die  eine  Seite  der  Frage  :  die  Ueberw&lzun^  in  der  Biditttog  aof 
Herstellunsr  p^röaserer  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung.  Sie  kann  aoch  in  umgekehrter 
Wei^  wirken  übl).  Darin,  dass  Stein  doch  im  Gründe  nichts  Neues  khre, 
fener,  dass  die  Lohnbesteaeranr  meist  nidit  nberwilsbar  sei,  stimme  idh  mit  iks 
aberein.  Vgl.  darüber  auch  Held,  Einkjit,  S.  145.  Das  Resultat  Held 's  in  dem  Aa&. 
ist  wesentlich  neg-ativ,  wie  er  selbst  sagt,  S.  495  (auch  455):  wenn  das  Gestündnbs. 
mau  könne  eine  bestimmte  Antwort  nicht  geben,  einer  bestimmten,  aber  falschen  Ant- 
wort vAxsht  TomizieheB  wire.  Diese  Redfnation  geht  dedi  etwas  in  weit:  ff»  geviae. 
den  Verhältnissen  der  Praxis  angepasste  hypothetische  Fälle  lassen  sich  immerhio 
gewisse  allgemeine  K'etrehi  aufstellen,  für  deren  Modificationen  man  wiedenun  die 
wichtigeren  Vorausäctzuugeu  formulirea  kann.  —  Einzelne  Berührungen  der  Ceber- 
wihnngqnoUeme  vielfiMsh  in  den  Schriften  aber  Stemm,  nnch  bei  Selim  oller  il  n.  On 
in  dem  vorzüglichen  Aii&ntz  ?oii  Helfericb  aber  die  bnd.  KnpitalfenlenMeiui;  Xlh. 
Ztachr.  1846. 

Eine  besondere  iStcUuug  nimmt  endlich  wieder  Stein  iii  diesen  Lehren  tiu, 
It  4S8  E  Nach  ihm  ist  „die  Lehre  von  der  sogenannten  Ueberwälznug  der  Steeea 
eine  der  wunderlichsten  Bepriti'sverwirrungen,  die  es  wohl  je  in  der  Wissenschaft  ge- 
geben hat'\  S.  497.  Man  könnte  geneigt  sein,  mit  diesem  nemlichen  Satze  Steia':» 
eigene  Lehre  zu  characterisiren.  Stein  rechnet  die  Steuern  zu  den  Eistebungskostdo 
jeder  Prodnction;  jeder  Einzelae  zahle  daher  im  Kanfobject  die  Steuern,  welche  das- 
selbe dem  anderen  kostete.  So  trete  an  die  Stelle  der  unklaren  Ueberwälzung  d  r 
Steuern  der  klare  Begrül  der  Prodnction  denselben.  VgL  nntaa  g.  394.  Stein  aber- 
sieht hier  nar  ganz  dim  eigentliche  Problem  bei  der  Ueberw&lznng.  Der  triviik 
Satz,  dass  die  Gesammtsumme  aller  Steuern  alljährlich  als  Mehrwerth  vom  Volke 
wirklich  producirt  werden  muss  und  der  an  sich  richtige  und  bedeutsame,  aber 
gar  nicht  hierhergehöngc  Satz,  dass  der  Werth  der  Venrendong  der  Steuer  (der  Ye^ 
waltnng)  wieder  gleich  sein  moss  dem  Betrage  der  Slaiter,  <tteee  beiden  Sitte  babm 
mit  der  Uebenvftizangsfrage  gar  nichts  zu  thun.  Die  ganse  Theorie  Stein's  disll 
sich  hier  im  Kreise  herum  u.  nimmt  Möglichkeiten,  dass  eine  Steuer  vom  ISnen 
auf  den  Anderen  uben»-äkt  wird,  sofort  fUr  Wirklichkeiten  (S.  493,  494,  49bX 
womit  das  eigentttehe  Problem  umgangen  wird.  Dies  besteht  darin,  die  Bodingungea 
festzustellen,  unter  denen  Uberhaupt  u.  in  dem  n.  dem  Maasse  eine  UeberwUnng  von 
Steuern  zwischen  verschiedenen  Steuer-,  W'irthschafts-  u.  Uechtssubjecten  eintreten  J^anD. 
Dabei  hält  sich  Stein  mcht  auf.  Auch  die  Kritik  S.  497—498  ist  ungewöhiüich  ober- 
lllchlioh.  Er  wirft  s.  B.  dem  aneh  hier  sehr  klaren  Hook  Conftnion  ?or  und  ftagt 
was  man  sich  bei  seinen  Begriffen  von  Fortwülzung,  Abwilzong  u.  ^.  w.  eigentlich 
denken  könne.  Doch  gewiss  mehr  als  bei  dem  „grossen  (sie)  fiMUltate*',  da»  wjede 
Steuer  von  Jedem  auf  Jeden  Uberwälzt  werde*',  S.  494! 

So  leicht,  wie  Stein  es  thut,  darf  die  Ueberwälzungsfrage  nicht  genommen  werden. 
Darin  liegt  auch  ein  gefährliches  Präcedens  der  Theorie  gegenüber  I  r  Praxis  u.  -iom 
Optimismus  der  besitzenden  Classen.  In  unseren  neueren  Steuerreformpl.'inpn  spiel: 
die  Ausdehnung  der  indirecten  Yerbrauchsstcuem  auf  Massenconsomptibüien  eine 
wichtige  Rolle.  Die  Deberwibungsfrage  ist  hier  ?on  grOsster  practischer  Bedeaimig. 
Leider  ist  sie  in  weiten  und  massgel)enden  Kreisen  ausserordentlich  optimistisch  ani- 
gelasst  wurden,  in  einer  Weise,  wie  jedenfalls  die  objectire  Wissenschaft  es  nicht 
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MOlgii,  icmdent  mit  ihren,  wohl  beendeten  Sfttzcu  leicht  vidcrlcgcn  "kann.  Der 
grOaste  Thcil  der  sachlichen  Ansführungcn  Lassa lle's  in  s.  Vertheidigunpsrciic 
„die  iodirecte  Steuer  a.  die  Lage  der  arbciteoden  Glossen"  (Zürich,  IHiVS)  ist  nur  zu 
befTtmdet,  als  dtm  man  ihnen  mit  solchen  ,,DofreisfUhrangen'%  wie  denen  St  ein 's, 
oder  mit  den  UotMi  ^JkXMbmtn**  der  alle  Theorie  Teraditenden  ^rKtikev*'  etwas 
aahaben  konnte. 

£zacte  statistische  Untersoehungeu  auf  diesem  üebiete  fehlen  fast  ganz. 
Sfe  abd  aber  auch  sehr  schwierig  v.  bei  der  Fülle  der  einwirkenden  u.  sich  kreuzen- 

den  Einfliisae,  die  eliminirt  u.  isolirt  werdin  müssen,  kaum  in  dem  Grade  der  VoU- 
kommenhoit  ui'iglich  ,  <lor  in  ui e t  Ii  od  is r  lie r  flinsiclit  für  einen  wirklirlien 
Erfahrongsbewtii»  gefordert  werden  iiiu.->stu.  Die  Aufgabe  ist  auch  hier  die&elbu 
«ie  in  Bezug  anf  die  statistische  Verfolgung  des  Zasanmeahangs  zwischen  Preis 
und  Kosten.  Doch  ist  jetzt,  wo  man  Seitens  der  Statistiker  diesen  ProUemen  mehr 
Aufmerksamkeit  zu  widmen  beginnt,  vielleicht  einijrer  Krfolg  zu  hoffen,  so  bes.  was 
die  Aufdeckung  de^i  wirklich  im  coucrcteu  ball  eingetretenen  Einflusses 
TOS  YeilBdeniDgan  im  Sleoeisatze  ron  VerinaacfasslMieni  aaf  die  Waareopreise  aa> 
laugt  Za  BeaaeD  ist  schon  j<^tzt  die  sorgfältige  u.  metliodisch  feine  Arbeit  des  auf 
dieasem  Gebiete  so  verdienten  Et.  Laspeyres  Uber  den  Eiufliiss.  welchen  die  Auf- 
hebung der  preuss.  Mahl-  und  Schiachtsteuer  in  schlesischeu  Städten  gehabt,  in  der 
OcMsrr.  Statist.  Monatschr.  1877,  wo  eia  gttnstiger  EinÜass  dieser  fid  besprodbenen 
Massr-  T.  1  auf  die  Preisbewegung  ermittelt  wurde. 

Irrtliüiiilich  ist  es  übrieens.  ans  dem  Mangel  cxacter  Erlahrungsbeweise  in  der 
Icberwkizuügslehre  Uberhaupt  einen  Schlu:>s  gegen  die  Beweiskraft  der  deductif 
gsvonnenen  Sitze  dieser  Lehre  abzoleiteo,  z.  B.  in  der  Frage  der  Lohnbestenening  n.  dgl. 
Eine  solche  Statist.  Untersuchung  kann  vielleicht  zeigen,  dass  in  einem  gegebenen 
ialle  die  Erscheinungen  andere  als  nach  der  Ueberwälzungstheorie  sind  und  dadurch 
beweisen,  dass  man  in  den  Hypothesen,  unter  welchen  man  deducirte,  oder  in  den 
Schlössen,  welche  man  zog.  in  diesem  Falle  Fehler  gemaeilt  hat.  woraus  dana 
auch  für  andere  Fälle  di»-  N'otliwendifjkeit  einer  Berichtigung  des  Verfahrens 
folgt.  Aber  das  richtige  methodische  Verfahren  der  Deduction  lässt  sich  auch  unab- 
kicgig  ron  solcher  Gontrole  redit  wohl  ftststellen  a.  aasfUireii «.  die  dabd  gewonnenen 
Sitze  dürfen  auf  Aneikennung  Anspruch  machen.  Jedenfalls  muss  deijenige,  der  rie 
iHfrhTipt  oder  der  ihre  Giltigkeit  im  concroten  Falle  bestreitet,  die 'Beweislast 
tib«raehxnen  u.  sich  nicht  auf  ganz  unmethodische  „Beobachtungen"  oder  auf 
Umso  <^timiBtische  „Annahmen**  benifen,  die  beide  hier  gar  keinen  WerÜi  haben. 

L  —  g«  38S.  EinleitnDg.  Nor  die  Bestimmnng  der  Be- 
■essnogsgriiiidlage  oder  des  Stenerobjects  (in  diesem 
fibme)  und  demgemftss  die  Bestimmimg  der  Person,  welebe  zn- 
liebst  die  Steoer  anslegt  (zahlt),  des  Stenerzablers,  liegt  in 
#er  Maeht  der  das  Stenerrecbt  ansllbenden  «ffentiieben  Gewalt; 

nicht  —  bei  ganz  freiem  Verkehr  —  und  auch  nur  in  be- 
grenztem Maasse  -  bei  gewissen  rechtlichen  Beschränkungen  des 
Verkehrs  —  die  Bestimmung  der  Steuerquelle  oder  der  Person, 
welche  die  Steuer  schliesslich  aus  ihrem  Einkommen  oder  Yer- 
mgen  trügt,  des  Steuerträgers.^)  In  Betreff  dieses  letzteren 
ksn  die  Oflfontliebe  Gewalt  nur  Wflnscfae  hegen  oder  Vorans- 
KlRBgen  maehen  und  durch  die  Ehiriebtnng  der  Bestenening, 
Imden  dnrch  die  Wahl  der  Steaerarten  nnd  Stenerobjeote  darauf 
HuidcDy  dass  sich  diese  Wflnsche  nnd  Voranssetenngen  mit  mehr 
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oder  weniger  Wahrscheiiilichkeit  erfliUeii.  Welches  EimelelB- 
kommen  oder  Vermögen  und  in  welchem  Maasse  dasselbe  aber 
schliessfieb  die  eigenüiehe  Stenerquelle  einer  besthnmten  SkmK 
oder  m.  a.  W.  welche  bestimmte  Person  nnd  in  welchem  Betrage 

dieselbe  schliesslich  Hteuerträger  wird,  das  entscheidet  sich  durch 
Verkehrsprocesse,  welche  man  unter  dem  Namen  „Steuer- 
überwälzung^' zusaramenfasst.  — 

IT.  —  §.  383.  Wesen  der  Steuertlberwälzung.  Letztere 
ist  die  Wirknng  einer  Reaotion  der  erfolgten  oder  zugemutheten 
Stenersablnng  anf  den  Steuerzahler.  Dieser  wird  vielfach  streben» 
die  Steuerlast  wegsuwSlsea,  indem  er  sein  Einkommen ,  daher 
regelmtoig  seine  Productionsthfttigkeit  erhobt  oder  die  aus- 
gelegte Steuer  auf  Andere  schiebt.  Dies  Streben  TcrwirkMebt 
sich  dann  im  Verkehr  als  Steuerüberwälzung  und  diese  äussert 
sich  in  gewissen  Veränderungen  der  Production  und  Vertheilung 
in  der  ganzen  Volkswirthschaft.  Die  Besteuerung  selbst  aber  vor- 
theiit  sich  alsdann  schliesslich  nach  Steuerquellen  und  Steuer 
trägern  vielfach  ganz  anders  als  ursprdnglich  nach  Steuerobjecten 
nnd  Steaersablem.  Diese  sehliessliche  Vertheilnng  ist 
das  Wesentliche.  Sie  eben  soll  den  richtigen  volkswirthschaft- 
liehto  und  den  Grundsttsen  der  Gerechtigkeit,  hier  specieU  der 
Gleichmässigkeit  entsprechen.  Die  wichtige  Aufgabe  ftr  die 
Theorie  nnd  Praxis  der  Besteuerung  besteht  daher  darin,  möglichst 
sicher  zu  ermitteln  ,  welche  Wirkungen  ein  Steuersystem  und  ein 
zelne  Steuerarten  in  Bezug  auf  diese  durch  die  üeberwälzung  er 
folgende  Vertheilnng  der  Steuerlast  ausüben.  Mit  nach  dem  Er- 
gebniss  dieser  Ermittlung  muss  dann  wieder  die  Einrichtung  dw 
SteuersystraiiSf  die  Wahl  der  Steuerarten  und  Steuerobjecte  ge- 
troffsn  werden,  immer  innerhalb  der  Mher  besproeheaen 
Gfensen  (§.  968),  in  welchen  fiberhanpt  anf  diesem  G^biele  be- 
stimmte Prineipien  nur  sur  Riehtsehnur  genommen  werden  kSmieB. 
Denn  andere  Prineipien,  wie  namentlich  die  finanzpolitisehen  und 
solche  der  .Stcuervcrwaltung  und  sonstige  Umstände  machen  es 
vielleicht  nothwendig,  sich  über  die  Bedenken  auch  in  Betreff  der 
Üeberwälzung  bei  bestimmten  Steuerarten  hinweg  zu  setzen.  Wo 
dies  geschieht,  muss  man  sich  aber  wenigstens  dieser  Thatsacbe 
und  ihrer  Folgen  bewnsst  werden,')  und  um  dies  an  thun,  die 
Ergebnisse  der  Stenerflberwälyung  kennen. 

*)  Das  iät  doch  auch  das  Miudtiüte,  was  iu  Bezug  auf  die  iudiiecteu  Verbrauclu- 
steneni  za  foiden  ist,  wm  ab«r  Idder  ein  beqoemar  Optimimiui  Temaidct 
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Ul.  —  m  TheoretUchorGh&raeter  der  üeber- 
wlUoBgaprobUine.  In  den  wielitigeten  Fftllen  der  Uebe^ 
irtttittig  handelt  ee  sieh  niin  am  einige  Grnndprobleme  der 
tllgemeinen  Lehre  von  der  Vertheilnng  nnd  vom 

Preise.  Preise  von  Sachgütern,  Dienstleistungen,  Ertrags-  und 
Einkomnienbeträge  erfahren  gewisse  VerUndeningen  durch  Vcr- 
iiüderungen,  welche  die  Besteuerung  unmittelbar  oder  mittelbar  in 
den  bezüglichen  Verhältnissen  von  Angebot,  Nachfrage  und  Pro- 
diekionakosten  hervorruft.  Die  Theorie  der  Ueberwälzung  der 
Stenern  wird  hier  zur  Einkommen-  nnd  Preistheorie  in  beetiromteai 
FaU,  unter  den  dnroh  die  Veiaalagnng  der  Bestenemng  gegebenen 
Vefamaetanngen.  Die  betreffenden  Pnnete  der  Theorie  dnd  hier 
aaa  der  allgemeinen  Volluwirt^ohaMehre  in  die  Finanxwissen* 
sehaft  herüber  zn  nehmen.  Aach  die  allgemeinen  Voraus- 
Setzungen  in  Bezug  auf  die  wirthschaftliche  RechtsordDUug  sind 
lür  die  Ueberwälzuugstheorie  zunächst  dieselben  wie  für  die 
Theorie  der  Einkommenvertheilung  und  Preisbildung:  es  wird 
Privateigentbum  auch  an  den  Prodactionsmitteln  (Boden 
nnd  Kapital),  Vertragafreiheit  nnd  freie  wirthschai't- 
iieheConearrenz  voranageeetit  Die  vielfaehen Abweiebnngen 
iftt  gesehiehtliohen  wirthaehafttiehen  Beohtaordnnng  von  diesen 
Aonabmen  sind  nur  aneh  bei  den  Fragen  der  Ueberwälsnng  nieht 
I«  vergeoeen.  Um  den  Einfloss  einer  Steuer,  welche  in  eine  be- 
siimuite  Gestaltung  der  Production  und  Vertheilung  in  der  Volks- 
wirthschaft  neu  eintritt,  zu  verfolgen,  wird  ferner  zunächst  von  der 
Voraussetzung  eines  erreichten  Gleichgewichtszu- 
stands der  Gewinne,  Löhne,  Preise  n.  s.  w.  auszugehen, 
daher  a.  A«  öfters  auch  anzunehmen  sein,  dass  die  frühere 
B«iteaerang  dnroh  Ueberwälaang  bereite  gleiehmäaeig  ge- 
raden aei.*) 

In  der  ÖebenrilUnngalehre  sind  dann  annilehBt  Geataltnngs- 
tendeaaen  naeh  der  Merode  der  Dednetion  abanleiten.  Wie 

lach  in  der  Einkounncu-  und  Preislehre  müssen  darauf  zur  Er- 
gänzung, CoDtrole  und  Berichtigung  Beobachtungen 
tngestellt  werden:  einmal  in  Bezug  auf  die  Voraussetzungen, 
TOD  denen  man  bei  der  Dednetion  anaging,  ob  und  wie  weit  sie 

■)  S.  obea  d.  Vorbem.  S.  2tiO.  Die  Einwinde  Held's  Tüb.  Ztschr.  XXIV.  423 
4d  Uer  uriclktig,  während  Umpfenbach  I,  153,  Note,  ron  der  Finaozwissenschaft 
«fid  PMrMt  mlaagt 
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latreffim,  mh  modifioiren  n.  s.  w.,  z.  B.  was  die  Bechtsordiunig 
anlangt;  sodaoii  in  Besag  auf  die  abgeleiteten  Wirkungen,  alio 
auf  die  UebemSknngstendensen,  ob  nnd  wie  weit  diese  sidi  Ast- 
sleblioh  tealisirt  baben. 

Ctorade  in  den  Ueberwälzungsfragen  begegnet  man  hier  aber 
ganz  besonderen  Schwierigkeiten.  Auf  die  wirkliche  Vertheilnng 
der  Stenerlast,  daher  aut  die  wirkliche  Ueberwälzung  änssem 
zahlreiche  verschiedenartige  und  complicirte  Verhältnisse  als  Ur- 
sachen oder  Bedingangen  ihren  Einfluss.  Diese  Verhältnisse  laneo 
sicli  nicht  alle  genflgend  ermitteln  noch  ihr  Einfluss  im  Vorsss 
feslstelleni  so  dass  die  Grundlage  des  dednctiyen  Verfahms  immer 
eine  mehr  oder  weniger  mangelhafte  bleibt  Die  betreffende  thtV 
sSehliehe  VerkehrsgestaUnng  in  Bezug  anf  Preise,  Einkommea- 
beträge  u.  s.  w.,  welche  als  Wirkaug  aufsufindender  Ursachen 
beobachtet  werden  muss,  ist  das  Product  aller  der  mitspielenden 
Momente,  von  welchen  die  Steuer  nur  eines  ist.  Auch  die  nm- 
fassendsten  und  sorgfältigsten  Beobachtungen  gestatten  bloss  eine 
mangelhatle  Isoliriing  der  einzelnen  Ursachen  und  vollends  eine 
unsichere  Messung  des  Einflusses  einer  jeden,  auch  der  Steuer. 
Die  Grundlage  des  indnctiTen  Verfahrens  bleibt  daher  ebeniidlB 
sehr  mangelhaft.  Wie  so  oft  machen  sieh  aber  die  Anhänger  dar 
Dednction  und  Indnction  diese  inhllrenten  Mängel  ihres  Verfahreoi 
nicht  immer  unbefangen  klar.  Die  Notbwendigkeit  einer  Er- 
gänzung beider  Operationen  bei  allen  Problemen  des  pr ac- 
tischen Steuerwesens  und  der  Steuerpolitik,  bei  welchen  es  sich 
um  muthmasslich  eingetretene  oder  eintretende  Ueberwälzungen 
handelt,  ergiebt  sich  eben  aus  diesen  Mängeln.  Nur  darf  man 
sich  nicht  darüber  täuschen,  dass  ancb  eine  Vereinignngdss 
dednetiven  nnd  indnctiven  Verfahrens  die  Schwierigkeiten  mr 
theilwdse  lOst  Vielfach  muss  man  sich,  wie  in  der  NadoDaMko- 
nomie  überhaupt,  in  der  Praxis  nnd  vollends  in  der  allgemeinen 
theoretischen  Untersuchung  mit  der  Deduction  nothgedrungen  be- 
gnügen, d.  h.  gewisse  Gestaltungstendenzen  unter  den  und  den 
Voraussetzungen  ableiten:  nicht,  weil  dies  an  und  ftlr  sich  ans- 
reichte,  sondern  weil  man  bei  diesem  Verfahren  doch  mit  dem 
universellsten  psychologisohen  Factor,  dem  wirtb- 
scbaftlichen  Selbstinteresse,  reebnet  und  weil  die  Schwierig- 
keiten, an  sioheieren  „positiven''  Ergebnissen  an  gelangen,  la 
gross  sind.    „Exacte  Forschung"  im  strengen  Sinne  ist  swsr 
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iieil  hier  dieAifj^be,  aber  —  Dar  soweit  sie  mO^lfeh  ist  und 

816  ist  nur  annähemd|  in  begrenztem  Umfange,  in  einzelnen  Fällen 
mOgiicb.  *) 

W.  —  §.  385.  Die  Ueberwälzung  als  Mittel  zur  Her- 
stellnng  der  Gleicbmässigkeit  der  Bcstcuernng.  In 
Beeng  aaf  die  Ueberwälznng  macht  sieb  suemitch  allgemein  eine 
eigentbttnüiolie  optimistische  Illasion  geltend,  wenn  diese 
«Qoh  denen,  welche  sieh  Übrigens  ToDkommen  bona  fide  verfahrend 
dendben  sehnldig  machen,  gewöhnlich  nicht  klar  wird.  Sie  zeigt 
odi  besonders  m  dem  Satz,  der  ja  einen  richtigen  Kern  enthält, 
dass  „jede  alte  Steuer  gut,  jede  neue  schlecht  sei"*)  und  in  der 
Beruhigung,  welche  man  in  Bezug  auf  ein  mangelhaftes,  ungleich- 
määsiges  Besteoerungssystem  in  der  Annahme  findet,  dass  sich 
tlie  Mängel  und  Ungleichmässigkeiten  desselben  schon  durch 
Ueberwälznng  ausgleichen  würden.  Man  nimmt  nemlich  als  sicher 
an,  durch  Ueberwttlznng  werde  eine  „g  1  e i  chmä s  s i  g e insofeni 
eme  lygerecbte"  Bestenemng  beigestellt,  setzt  daher  ttberbanpt 
Dir  bei  nngleidunissiger  Bestenernng  (nach  der  ersten  Anlage) 
eine  imfassende  Function  der  UeberwXlzung  voraus  und  sieht 
diese  Function  nach  mnthmasslicb  hergestellter  GleicbmSssigkeit 
der  Besteuerung  für  beendet  an.  Eine  solche  Auffassung  hängt 
mit  f^ewissen  optimistischen  Annahmen  der  Theorie  der  freien 
Coneanrenz  in  Bezug  auf  die  Vertheilung  des  Einkommens  und 
die  Preisbildung  zusammen:  als  ob  die  freie  Concurrenz,  und  nur 
^ie,  aber  sie  in  der  That  ausreichend,  eine  richtige  und  gerechte 
Ver&eüung  u.  s.  w.,  eine  den  Qkonomisehen  Leistungen  der  Be- 
tMigften  entsprechende  Vertheilung  verbürge.*)  In  den  wichtig- 
>ln  FUlen  der  Ueberwilzung  handelt  es  sieb  gleichfiiils  um  eine 
wtehe  Ausgleicbnngsfunction  der  freien  Concnrrenz  im  Process  der 
Vertheilung  der  Steuerlast,  und  die  Annahme  ist  nun,  das  die 
CoDcarrenz  hier  nur  in  der  Richtung  auf  gleichmässige 
Vertheilung  dieser  Last  hinwirke. 

Allein  man  muas  hier  doch  scharf  unterscheiden.  In  einer 
wichtigen  Kategorie  von  Fällen  hat  die  Ueberwälzung  allerdings 
die  Tendenz,  unter  den  im  privatwirthschaftliohen  System  wirk- 

*)  S.  auch  olirn  Vorhoni.  S.  2^1.  Auf  diese  F'mg:en  lomine  ich  erst  im  2.  Hände 
Beioer  Alls-<nn.  Volkswirthscliattslelire.  in  dem  Kapitel  von  der  Methode,  n.iher  zn 
TOeheo.  !•  h  liezi-^he  mich  vorläufig  auf  meine  Abb.  „Statistik"  im  Bluntüchii'ächeQ 
mivöTterbach  ß.  Ki. 

^  S.  oben     Mi4,  Kan  I,  §.  274,  Gftoard  S.  174. 
Grundleg.  §.  123  fi. 
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8»eii  ImpolieD  auf  eine  glmohinttssige  oder  doeb  gleiebmUioigaw 
Vertheilimg  ongleiobiiiftstlger  Steaeni  lun  zu  wirken«  Aber  diew 
Kategorie  mnfiust  keineswegs  alle  yorkommenden  Fftlle.  Vielnelir 

giebt  es  eine  andere  Kategorie,  wo  die  Ueberwälznng  möglicher 
Weise  gerade  nach  den  Verhältnissen  des  privatwirthschaftlichen 
freien  Verkehrs  vorhandene  Ungleichmässigkeit  der  Besteaeruog 
noob  steigert  oder  vorhandene  Gleichmässigkeit  aufhebt.^) 

A.  —  §.  386.  Hinwirken  der  üeberwälznng  eat 
Gleichmäseigkeit  der  Besteuerung.  Die  erste  Reihe  vod 
Fällen,  die  Ton  der  PinnnBtbeorie  in  der  Ueberwikmigslebve  meist 
alldn  beaebtete,  begreift  alle  diijenigen,  in  wdoben  mit  einiger 
^eberbeit  eine  fiinwurknng  des  Okonomisoben  Geeetae»  der  Ge- 
winn ans  gl  eich  ung  vorausgesetzt  werden  kann.  Unter  Annahme 
freier  Concurrenz  besteht  das  Streben  nach  dieser  Gewinnaus- 
gleichung in  den  verschiedenen,  frei  zugänglichen  Unternehmungen 
in  der  That.  Ks  verwirklicht  sich  durch  Ab-  und  Zufluss  der 
Kapitalien  aus  und  in  die  Unternehmungen,  eventoell  anter  Ver- 
mittlung des  Credits,  durch  entsprechende  Einschränkai^  and 
Ansdebnong  der  Prodnetion  und  Consamtion,  des  Angebots  and 
der  Naebfrage  ind  daiob  die  daraus  resnltiienden  Beaetionea  anf 
die  Preise.  Eine  nngleiebmSssige  Bestenerang  triti  nan  als  eis 
nenes  Element  in  diesen  Process  der  Gewinnansgleiebang,  stört 
die  bereits  erfolgte  Ausgleichung  und  fordert  gewissermassen  die 
Ansstossung  dieses  Elements  durch  jene  Reihe  von  Verkehrsvor- 
gängen, durch  welche  schliesslich  meder  eine  GewinnansgleieboB^ 
herbeigeführt  wird. 

Bei  den  allgemeinen  Ertragsstenem,  regelmässiger  bei  das 
Ablieben  Verkebrs-  nnd  Yerbranebssteaern  und  einigen  anderen, 
welebe  einzelne  Stenerobjeefte  ans  einer  grosseren  AnaaU  benni- 
beben,  tragen  sieb  solebe  VerkebrsyorgUnge  sn.  Die  iadireeleB 
Verbranebssteaem  auf  einidne  Oonsumptibilim ,  wie  t.  B.  die 
inländischen ,  beim  Producenten  erhobenen  Steuern  aut  Getränke, 
Salz,  Mehl,  Fleisch,  Tabak,  Zucker  u.  s.  w.,  ferner  die  Zölle  sind 
besonders  wichtige  Beispiele.  Hier  wird  denn  auch  der  Leber- 
wälzungsprocess  in  der  Regel  nur  bis  dahin  andauern,  dass  durch 
entsprechende  Preissteigerang  der  besteuerten  Artikel  n.  s.  w.  die 


')  Üas  i>t  auch  in  der  Literatur  der  FrniT'  -nwcit  irli  seh<'.  ganz  Uübeachtet 
gebliebeo.  iu  der  Nationalökonomie  der  Theorie  der  Ireiea  Uoacurrenz  freilich  nicht 
n  T«rwiiiicl6ni. 
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GewinnMie  bestenerter  nod  nieht  basteverter  oder  ungleich  be- 
■tMiertef  Gewerbe  eieb  ansgeglicben  baben. 

Allein  selbst  bei  dieser  ersten  Reihe  von  Fällen  wird  die  Aus- 
«rleichung  der  Steuerlast  durch  den  Process  der  Ueberwälzung  und 
Gewinnausgleichung  nur  unter  einer  Voraussetzung  eintreten:  das» 
nemlich  die  in  Betracht  kommenden  Concurrenten  sich  einiger- 
massen  wirtbsobaftlich  an  Kräften  gleich  stehen  nnd 
in  ähDlicher  Lage  nnd  namentlich  in  Bezug  auf  die  prac- 
tische  Möglichkeit  nnd  Leichtigkeit,  die  Untemehmnng 
eisracArSiiken,  anfsngebcni  Kapital  nnd  ArbcitBluraft  herannn- 
tiihea.  Dieee  Voranceetiang  trifft*  niemals  genau  sn:  eben  des- 
wegen wird  die  Ueberwälzung  nicht  immer  zu  wirklich  gleich- 
massiger  Steuervertheilung  führen.    Namentlich  sind  es  oft  die 
schwächeren  Elemente,  welche  im  Concurrenzkampf  die  Steuer 
behalten  werden,  die  die  stärkeren  za  überwälzen  vermögen.  Mit- 
onter  wird  sich  ferner  nnr  dadurch  eine  Ausgleichung  der  Gewinne 
aid  der  Besteaemng  vollziehen,  dass  der  betrefifende  Yerkehrs- 
pioeeBB  sn  definithrcn  Werthclnbnssen  oder  Werthherabsetznngen 
besonders  der  stehenden  Kapitale  nm  den  Betrag  der  kapitalisurten 
Steoer  iUhrt  nnd  alsdann  diese  redneirten  Kapitalwertfae  der  Be- 
rechnung zu  Grunde  gelegt  werden.   So  kann  es  besonders  bei 
den  allgemeinen  Ertragssteuern,  der  Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe-, 
auch  bei  gewissen  Fällen  der  Leihzinssteuer  (Couponsteuer)  kommen, 
sowohl  in  Bezug  auf  Ungleichmässigkeiten  dieser  Stenern  unter 
einander  y  als  aaf  solche  bei  den  einzelnen  Stenerobjecten  nnd 
Steuerzahlern  innerhalb  jeder  dieser  Stenern. .  Der  nene  Erwerber 
(Kinlbry  £rbe)  ist  dann  nicht  mehr  flbersteaert,  weil  beim  Kauf 
sad  Erbgang  eine  solche  Nenregelnng  der  Kapitalwerthe  erfolgt 
iit  Aber  desto  bedenklicher  ist  die  Wirkung  der  Bestenerung 
iif  die  Recbtsvorgänger :  es  vollzieht  sich  hier  eben  eine,  meist 
ganz  ungleichmässige  reelle  V  e  r m  ö  g  e  n  s  besteuerung. 

B.  —  §.  387.  Hinwirken  der  Ueberwälzung  auf  Un- 
gleich niilssigkeit  der  Besteuerung.  In  einer  zweiten 
Kategorie  von  Fällen  fehlen  aber  überhaupt  die  bei  der  ersten 
doch  mehr  oder  weniger  antreffenden  Voraussetzungen  ftlr  eine  wirk- 
lich auf  Gleichmässigkeit  hinwirkende  Stenerttberwälsnng  grOssten- 
ftdOs  oder  ginslich*  Die  nnter  dem  Dmek  der  Ooncnrrenz  sieh 
gdtend  machende  Ueberwftiznng  ftthrt  entweder  nnr  dnieh  höchst 
bedenkliehe  Vorgänge,  Hbnlicb  wie  bei  dem  eben  erwfthnten 
Beispiel  der  Ertragssteuern,  welche  zu  V'ermügcussteueru  werden, 
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ZU  einer  Gleichiniasigkeit  der  Besteaemng;  oder  statt  det  Gieiek- 
mtoigkett  ergiebt  sicli  nur  dne  verst&rkte  UngleiehmUsiig- 

keit  aas  eiDem  niemals  endenden  Ueberwfthmigsproeeflae.  Beide 
Eventualitäten  drohen  besonders  bei  einer  Bestenerung  der 
unteren  arbeitenden  Classen  durch  directe  Lohn-  (Ein- 
kommen-) und  durch  indirecte  Verbrauchssteuern  auf  Massencon- 
sumptibilien.  Die  Fälle  werden  dann  den  vorhin  schon  erwähnten 
ähnlich  and  es  ist  auch  dasselbe  Regnliningsprincip ,  das  sich  da- 
bei geltend  maoht:  die  im  Gonenrrenskaropf  sohwfteheren  Ele- 
mente vermögen  die  Stenern,  dnreb  welehe  sie  znnSehst  getroffen 
werden,  niebt  zn  ttberwtlzen  nnd  erhalten  ober  yon  den  Steven 
Andrer,  der  Stärkeren,  noch  etwas  anf  sieb  Uberwilit  Dieie 
Wirkungen  aber  können  sich  durch  die  gewöhnlichen  Verkehrs- 
processe,  welche  bei  freier  Concurrenz  die  Vertheihing  und  Preis- 
bildung, daher  hier  speciell  die  Lohn-  und  Gewinnsthöhe  und  die 
Preise  der  besteuerten  Artikel  regeln,  recht  wohl  vollziehen.  Das 
hat  die  Theorie  viel  zu  wenig  beachtet  und  das  eben  ist  die  oben 
gerügte  optimistische  Ilinsion.  An  dem  wichtigsten  hierberge- 
hörigen  Falle,  an  der  hoben  Bestenemng  des  gewöhnlichen  Arbeite- 
lobns,  wird  spttter  dargelegt  werden,  wie  gransam  hier  der  Opti- 
mismus ist,  sieb  anf  „gerecht  ausgleichende^'  Wirknng  der  Uebe^ 
wälzung  zu  verlassen:  entweder  erfolgt  die  letztere  hier  überhaüpt 
trotz  der  darauf  hindrängenden  Verkehrsgestaltungen  nicht  oder 
sie  erfolgt  unter  Vorgängen,  welche  schlimmer  als  das  üebel  der 
ungleichen  Besteuerung  selbst  sind.  S.  §.  510  ff. 

V.  —  §.  388.  Eintheilnng  der  Steuern  mit  Rücksicht 
anf  die  Ueberwälznng.  Eine  solche  Eintheilnng  ist  die  in  der 
Einleitung  Ober  die  Terminologie  (§.  388)  schon  besproehene  is 
directe  dnd  indirecte  Stenern.*) 

Ich  halte  an  ilieser  üblicheu,  uui  h  von  Kau  vertictcuen  Auffiissung  der  B»- 
^rül'e  „directe*'  und  „indirecte"  Steuern  fest  Anders  Uoffmann,  Stenern,  S.  6911. 
und  wieder  ganz  verschieden  L.  Stein,  I,  466  C  Batorer  neiiBt  Stetten  anf  den 
Belitz  directe.  auf  Handlungen  indirecte:  gezmingen  und  gegen  den  Spru^h- 
braucli.  auch,  wii*  HofCmann's  DarlegTinfi:  z^iirf,  nur  mittelst  ver^chicdoner  FictiODcn 
dnrchfuiirbar.  btiiu  Kinwand  gegen  die  ublidiu  Auffassung,  liass  nemlich  oiaDclie 
sogen.  indireGte  Stenern  direct  getragen  wttrden,  z.  B.  die  vom  Gonsnnienten  salkit 
gesahlte  Verbranchsstouer ,  bemht  anf  der  eben  onzuülssigen  Identificimng  roo 
iniBrecten  und  Verbrauchssteuern:  —  es  giebt  nur  „vorwiegend  indirect  er- 
hobene Yerbrauchsstäuem*'.  Stein  nennt  völlig  willkürlich  directe  Steuern  die 
deren  Sobject  der  Besitzer  eines  beetimnten  Kapitals,  deren  Object  das  na 
Kapital  getrennt  und  selbständig  dastehende  u.  berechnete  Einkouimcn  ans  deBMltten 
oder  die  selbständig  gesetzte  Steuerquelle  ist ,  die  hier  als  finanzieller  Reinertrag  des 
Kapitals  erscheint  (S.  45b);  indirecte  Steuern  sind  ihm  dagegen  die  auf  die  Arbeit 
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1)  Direote  Steaern  sind  solclie,  wo  nach  der  VoraoMteht, 
b«.  naoh  der  Abeleht  des  Gesetsgebers  der  Steuerzahler  aoeb 
dar  Slenertrftger  ist,  wo  also  eine  Ueberwttknng  auf  Andere 
oieht  vorausgesetzt  oder  gar  gewünscht,  mitonter  selbst  gesetzlich 
ferboten  und  mit  Strafen  bedroht  wird. 

2)  Indirecte  wSteuern  sind  umgekehrt  solche,  wo  der  Steuer- 
zahler voraussetzuugaweise  nicht  der  .Steuerträger  ist  oder  selbst 
absichUich  es  nicht  sein  soll,  sondern  wo  eine  Uebcrwälzung  auf 
Andere  voraiugesetzt  und  gewttnscht,  ja  ebeni'aUs  wohl  selbat 
dufeh  Gebot  sn  erreichen  gesaeht  wird. 

In  beiden  Fitten  Mgt  ee  eich,  ob  nnd  inwieweit  diese  Vorans* 
wizimgen,  dort  die  wirkliche  Belastnng  des  Stenerzahlers  nnd 
die  Nicbtttberwilinng ,  hier  die  Niehtbetastung  des  Steuerzahlers, 
die  Ueberwäteung  und  damit  die  reelle  Hestciierung  Dritter  erreicht 
werden.  Wenn  auch  die  indirecten  Steuern  Uberwiegend  und  öfters 
Tollständig  tiberwälzt,  die  directen  häutiger  nicht  überwälzt  werden, 
80  kommen  doch  in  Folge  der  Vielgestaltigkeit  der  Wirkungen 
der  Bestenemng  anf  den  Verkehr  mancherlei  Ansnabmen  vor.  Der 
Qeietigeber  darf  sich  daher  nicht  dabei  bemhigeni  dass  die  directen 
«od .  indirecten  Stenern  schon  von  deiyenigen  getragen  werden 
worden,  welche  er  bestenem  will.  Er  mnss  yiehnehr  anch  hier 
die  allgemeine  Theorie  der  Ueberwälsnng  berücksichtigen  nnd  die 
Sitze  dieser  Theorie  an  der  Erfahrung  im  concreten  Fall  zu 
prüfen  suchen.  Er  darf  aber  auch  ebensowenig  die  Wechseltalle 
des  (Jeberwälzungsprocesses  ganz  ignoriren  und  es  dem  Verkehr 
kinweg  Uberlassen,  die  «Steuerträger  im  bestimmen:  eine  ganz 
jiriDciplose  Roatine. 

VL  —  §.  389.  Arten  nnd  Formen  der  Ueberwälanng. 
Die  UeberwSlmng  nmfasst  zwei  Hanptarten,  von  denen  die 
mite  wieder  in  swei  besondere  Formen  serllUlt  Dieselben 
lasMiD  sich  mit  technischen  Namen,  welche  von  Hock^)  herrühren, 
bezeichnen  als  Abwälzung  einer-,  Fort-  und  Rückwälzung 
andrerseits.»  In  beiden  letzteren  Fällen  kann  auch  noch  von 
Weiter wälzung  gesprochen  werden,  d.  h.  von  einer  Fort-  oder 
Kfickwäizung  Seitens  dessen,  auf  welchen  eine  Steuer  zunächst 
tet-  oder  rttckgewiUst  worden  ist,  anf  Dritte,  Vierte  n.  s.  w. 

Ii  Amt  CoDsvimtioB  <8. 464%  —  wo  er  dum  gleich  aelbit  igit  sidi  in  Widerspruch 
\mmt.  wenn  «  r  die  „Genusssteaam**  als  die  wahieii  indiradeD  Steuern  «iif  die 
nBeotzeaden"  aaffasst  (S.  46b). 

*i  Hock,  Air.  Abgaben  S.  96  ff.   Meine  Anafbhrung  z.  Th.  etwas  abweichend. 
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A.  A  b  wälsQDg  ist  der  wirtbsehaftlicbe  ProeesS)  darok  welchen 
€18  betUmmter  Sttnerbotng  «af  eioe  grOMere  kuuJbl  Btoooraloeela, 
einen  grösseren  Ertrag,  em  grosseres  Einkommen  oder  YmOgm 
yertfieilt  imd  dadurch  irenigiteiis  relativ,  im  Varli&ltttist  nm 

Einkommen  n.  s.  w.  verringert  wird.^^)   Sie  geht  daher  beim 

Linzelueii  und  im  ganzen  Volke  aus  grösserer  Productions- 
thätigkeit,  welche  durch  die  Besteuerung  selbst  angeregt  wird, 
hervor,  kann  aber  auch,  unabbängij;  von  solcher  Anregung,  blos» 
die  begleitende  Folge  allgemeiner  technisch- ökonomischer  Pro- 
ductioDsfortschritte,  mitunter  selbst  von  blossen  PreiBveränderangen 
der  beBtenerteo  Objecte  bei  itabilen  Steoersälien  sein.  Bei  der 
AbwSlsmig  werden  also  die  Steuerzahler  und  StenertrSger  e^ 
leichtert  und  i?rar  nieht,  wie  in  den  folgenden  Füllen,  aaf 
Kosten  andrer  Steuerträger. 

B.  Fort-  und  Kück wälzunji;  sind  dagegen  Ucberwälzungen, 
durch  welche  Steuerzahler  und  eventuell  bisherige  Steuerträger 
ihre  Steuer  ganz  oder  theilweise  auf  Dritte  schieben.  Hier 
wird  dann  der  Unterschied  zwischen  Steuerzahler  und  Steuerträger, 
Steuerqnelle  und  Steuerobject  practisch  wichtig. 

1)  Die  Fortwähtung  ist  nun  die  UeberwUlaung  in  der  Bish- 
tung  vom  ersten  Steueraahler  und  eventuell  ersten  Steuertilger 
zu  einem  anderen  Stenertrttger.  Sie  geht  daher  regelmlssig  vor 
sieh  vom  Angebot  zur  Naehfrage,  vom  Produoenten  eines  besteus^ 
ten  Artikels  zum  Consunienten,  bez.  überhaupt  dem  Käufer  des- 
selben, vom  Unternehmer  einer  besteuerten  Unternehmung  zum 
Kunden  der  letzteren  oder  zum  beschUltigten  Arbeiter,  vom  direct 
besteuerten  Arbeiter  zu  seinem  Arbeitgeber  oder  zum  Käufer  der 
Arbeitsproducte.  Fortwäbumg  wird  demnach  vorausgesetzt 
bei  des  indirecten  Steuern,  z.  B.  bei  den  Emiahradllen,  dea 
inneren,  beim  Produceiten  erhobenen  Verbraoehssteueni;  es  frigt 
sich  wieder,  wie  weit  diese  Annahme  richtig  ist.  FortwUnsg 
ertblgt  eventuell  aber  auch  gegen  die  Voraussetsung  bei 
directen  Steuern,  so  bei  gewissen  Ertrags-,  auch  bei  Personal- 
und  Einkommensteuern. 

Die  Fortwälzung  wird  zur  Weite rwälzung,  wenn  die  Steuer 
von  denjenigen,  auf  welche  sie  fortgewälzt  worden  war,  nun  Dritteo, 

Hock  bezefchndt  als  die  «ine  Form  der  Abwilzong  den  Sehmoggel,  ab 

die  zweite  Form,  d.  Abir.  im  engerea  Sinne,  wo  „die  Steuer  auf  irgend  ein 
iinpersfinliches  Element  iibertrapen  wird,  so  daas  sie  in  ihren  Wirkungen  anf  dai 
\  oikäeißkommeu  ganz  verschwindet"'.  Sie  sei  bei  allen  Steuern  mit  Aiuuahmc  «J^r 
EinkoMvenstener  darcbzuflbfen.  S.  9S.  99. 
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TOD  diesen  Vierten  n.  b.  w.  angesohoben  wird,  x.  B.  der  Zoll  wird 
fom  GfOMluiniinanny  weleher  die  Waare  einfllhrt,  geiahlt  nnd  im 

Preise  auf  den  Zwischenhändler,  von  diesem  ebenso  anf  den  Klein- 
hindler,  von  diesem  aul  den  Gastwirtb,  von  diesem  aaf  den 
Qast  gewälzt 

2)  Die  Rückwälzung:  erfolgt  umgekehrt  in  der  Richtung  von 
der  darcb  iortgewälzte  Steuer  erst  zum  Steuer t r  ä g e r  gewordenen 
PeiMMi  aarttek  aaf  den  ersten  Fortwälzenden  (und  eventuell  durch 
dieaen  ind  wegen  disaer  Rttckwälsttng  auf  Andre).  Sie  geht  • 
daher  tot  sieh  too  der  Naefifrage  amn  Angebot,  Tom  Conenmenten 
dee  im  Preise  entspreehead  gestiegenen  Artikels  att  dessen  Pröda- 
centen,  vom  Randen  nnd  Arbeiter,  anf  welche  Stenern  fortgewälst 
worden  waren,  zimi  Unternehmer,  vom  Miether,  dem  eine  Haus- 
steaer  des  Venniethers  ziigewälzt  war,  auf  den  Verniiether  u.  s.  w. 

Stehen  zwischen  dem  ersten  Fortwälzenden  und  dem  Rück- 
wälzenden  mehrere  Zwischenglieder,  wie  z.  h.  zwischen  dem 
Orosskant'mann  und  dem  Consamenten  eines  bezoliten  Artikels, 
80  kann  die  Rttekwälznng,  welehe  sieh  Tom  Rlickwälaenden  an 
seinem  ersten  Vordermann,  Ton  diesem  anm  nächsten  n.  s.  w.  voll- 
zieht, wieder  als  Weite rwälzang  bezeiehnet  werden. 

POr  alle  diese  Arten  der  Ueberwälaung  lassen  sieh  nnn  einige 
aligemeine  Regein  deductiv  aus  der  Untersuchung  der  Wirksamkeit 
der  im  N'erkehr  einwirkenden  Umstände  ableiten  und  durch  die 
Erfahrung  bestätigen.  Diese  Regeln  .specialisiren  und  moditiciren 
8ich  dann  für  die  einzelnen  Aiten  der  Steuern,  z.  Tb.  auch  der 
Stenerobjecte,  der  Erhebungs formen  n.  dgL  m.  Hier  handelt  es 
sich  nur  um  die  Anfstellnng  der  allgemeinen  Regeln.  Die  Ver* 
hillnisse  der  UeberwäJaong  bei  einzelnen  Stenern  worden  dabei 
n«r  als  Beleg  and  Beispiel  aageftthrt  Weiteres  darflber  gehört 
in  die  specielle  Stenerlebre. 

VIL  —  §.  390.  Regeln  fttr  die  Ueberwälznng. ") 
A.  Abvvälz ung.  In  Bezug  auf  sie  gilt,  dass  die  Besteuerten, 
„wenn  und  soweit  es  ihnen  gelingt,  ihre  Einkünlte  durch  ver- 
5itärkte  Leistungen  im  Gebiet  der  Erwerbsthätigkeit  um  den  Steuer- 
betrag oder  um  einen  Tbeil  davon  zu  vergrOssem,  keinen  anderen 
KaehtheU  von  der  Steuer  haben,  als  dass  sie  mehr  Zeit  und  Krall 
urfirsMleo  müssen."^)  Fährt  die  Bestenernng  selbst  aa  einem 
irishsB  Stfebea  aaeh  Abwilaong,  ao  kann  sie  eiBael>  nnd  voOu- 

")  Vgl.  ausser  Ran  §.  ;<67  H.  u.  Uock  bes.  Par ieu  I,  üii. 
Raa  I,  §.  268. 
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wirthschaftlich  sogar  Vortheüe  mit  sich  bringen,  vontoflgeseteti  daaa 
Zeit  und  Knift  der  Besteverten  nicht  ttbermtaig  angeepnnot  oder 
anderen  beieditigten  nicht-wirthschaftUohen  Intereeeen  nicht  sa  aekr 
entlegen  werden.  Gewlaee  Stenern  haben  nnn  in  der  Thal  die 

WirkuDg,  ZQ  OkonomiBch-technischen  Prodnctionsfortscbritten  die 
Besteuerten  (Steucrzalileri  aDZUsporuen.  Wenn  dann  rrodacte  mit 
einem  geringeren  Autwand  von  Arbeit,  worein  sich  schliesslich  alle 
Kosten  auflösen,  besonders  mit  kleineren  „natürlichen"  Kosten 
gewonnen  werden,  so  kann  die  Abwäiiang  einzel-  und  volkswirth- 
acfaaftUch  ein  erheblicher  Gewinn  werden,  der  bei  dem  Urtbeil 
ttber  eine  Stenerart  nnd  Erhebungaform  sehr  wohl  mit  berflek- 
eichtigt  werden  mnas. 

Die  AbwUsnng  kann  vor  sich  gehen  dnreh  VergrössernDg 
und  Verbesserting  des  Products  bei  gleichem-  Arbeits-  aad  , 
Kapitalaufwand  oder  bei  einem  solchen,  welcher  in  geringerem 
Grade  steigt  als  sich  das  Product  vergrössert  und  verbessert;  femer 
bei  gleicher  Menge  und  Güte  des  Products  durch  Ersparung 
am  Arbeits-  und  Kapitaiaafwand,  mithin  an  den  Pro- 
dnctionakosten  oder  dnreh  grössere  Ersparnng  hieran  als  einer 
etwaigen  Verminderung  der  Menge  nnd  Gttte  des  Prodnets  est* 
spricht  Es  hängt  dabei  von  dem  VerhiUtDisB  ab,  in  welchem  sieh 
Kosten  und  Preise  der  Prodncte  proportional  verändern  oder  nidit» 
wie  sich  alsdann  die  Vortheile  der  Prodnctionsfortscbritte  twisehei 
dem  Hesteuerten  einerseits  und  der  als  Käufer,  Arbeiter  u.  s.  w. 
an  der  Production  und  an  der  Consumtion  der  Prodncte  direct 
und  indirect  mitbetheiligten  Bevölkerung  anderseits  vertheilen: 
jedenfalls  bat  die  Volkswirthschait  als  Ganzes  betrachtet 
einen  Gewinn.  Der  Besteuerte  aber  vermindert  relativ  fttr  sieb 
nnd  für  die  Gesammtheit  des  Volks  die  Steuerlast 

Hierher  gehörige  Fälle  können  sein: 

1)  Hinwfarkungen  der  Gesammtbesteuerung  der  Einsehisa 
wie  des  ganzen  Volks  auf  gesteigerte  Thätigkeit  nach  den  beiden 
vorhin  genannten  Richtungen,  besonders,  wenn  solche  BesteueruDf; 
hoch  und  etwa  auch  drückend  veranlagt  ist  (Vermögenssteuer;. 
Bei  der  Verwickeltheit  der  einschlagenden  Verhältnisse  ist  freilich 
ein  genauer  Beweis  ftir  eine  solche  Wirkung  der  Besteuerung  nie- 
mals möglich,  aber  es  lassen  sich  doch  Thatsachen  feststellen^ 
welche  diese  Wirkung  mehr  oder  weniger  wahrecheinlieh  maohsB 
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können.  Von  vorneherein  ist  dieselbe  anch  nicht  unwahrschein- 
lich anter  gewiasen  ümständen  und  ihr  thatsächliehes  Vorlianden- 
flein  tat  lue  und  da  behauptet  worden. 

2)  Wichtiger  sind  solche  FSUe,  wo  eine  bestimmte  einzelne 
Steuer  oder  Stenererhebnngsart  notorisch  zu  gewissen  Pro- 
ductionsfortschritten  antreiben ,  durch  welche  die  Last  vermindert 
werden  kann.  Hier  lässt  sich  das  üb,  Wie  und  Wie  viel  der 
eingetretenen  Abwälzung  auch  ütters  ziemlich  sicher  controliren 
und  auf  ganz  bestimmte  ükoüQmisch-teciinische  Fort- 
schritte,  sei  es  bei  der  Gewinnung  eines  grösseren  and  besseren 
Products  y  sei  es  bei  der  £rspamng  an  Kosten ,  znrttekfllhren. 
Demttige  Fülle  iiegoi  ror  Allem  bei  soleben  indireoten  Verbranebs- 
tteoem  yor,  welcbe  beim  Prodneenten  naeh  der  Menge  des  Rob- 
Stoffs  oder  nach  Betriebsmerkmalen,  ans  denen  anf  die 
Rohstoffmenge  geschlossen  werden  kann  und  im  Steuerrecht  ge- 
schlossen wird,  erhoben  werden.  Die  wichtigsten  Beispiele  der 
neueren  Steuertechnik  liefern  gewisse  Formen  der  Branntwein-, 
Bier-,  Zuckerbesteuerung. ^^j  Verwandt  sind  ähnliche  Erscbei- 
aongen  bei  Ertrags  steuern,  besonders  bei  solchen  mit  fest- 
bleib enden  (stabilen)  nnd  beben  Steuersätzen,  welebe  ebenfalls 
dttv  anreizen  kOnnen,  die  Steuerlast  dureh  Steigerung  der  £r- 
bige  Terhiltnissmilssig  zu  Tennindem.^*) 

An  nnd  für  sieb  kann  eine  solehe  Wirkung  der  Besteuerung 
dem  Staate  nur  erwünscht  sein,  denn  auch  der  eigentlich  volks- 

'*!  M'Culloch.  tÄjation,  p.  (i  If. :  ohne  dca  frauzös.  Krieg  und  die  erhöhute 
Bttteaenm^  wurde  das  Kapital  der  Briteu  uicht  gröä:ier  geworden  sein,  als  es  uuter 
diesen  Umstiiideii  geworden  (?,  Handelssuprematie ,  PoTtschritte  der  mMchinelleii 
Technik  u.  s.  w.  haben  doch  wohl  mehr  geleistet). 

")  Näheres  \n  d.  spec.  Steueriehie.  S.  Hock  S.  100.  Ueber  Zocker,  ?.  Kauf- 
Dano  Zackerindusthe.  Nach  Hock  nahm  man  in  Oesterreich  1836  an,  dass  aas 
inm  Eimer  Maische  mebUger  Stotie  itietreide.  Kartotfeln)  2^/,"  Alkohol,  1S4W  4", 
1  sf;2  in  grossen  gut  geleiteten  Brennereien  7 — 7^,*'  erz<^ngt  wenl.-ii.  Bei 
«icT  KabtJi/cu(  kerproduction  ging  man  um  1840  in  Deutschland  Ton  der  Annahme  aus: 
m  20  Centner  frischer  Rtiben  1  Centn.  Rohzucker.  Durch  Bau  zackeriialtigerer 
Rubea  u.  durch  technische  Fortschritte  in  der  Fabrication  sank  der  erfoideriiche 
BelBf  an  Köhstofr  immer  mehr,  jetzt  braucht  man  11  — 12  Centn,  u.  OOch  weniger. 

Uier  sind  freilich  andere  Umstände,  (s.  a91)  die  mit  der  Beeteueruug 
iiek  sntunmen  h&ngen,  wie  nllgeineine  YeiAndeningen  der  Preise,  Absatzrerhilt- 
äiae,  Cultursysteme,  dann  specielle  techn.  Fortschritte  noch  wichtiger,  so  in  den  auch 
'>a  Eock  angeführten  Beispielen:  engl.  Landtaxe  v.  1H5J»>  war  anfangs  207o.  Mitte 
•it»  19.  Jaitrh.  ^ig-r^^l^  Tom  Reinertrag  ^M'Culloch  S.  58);  die  frauz6s.  ürund- 
«Mr  tuk  reell  in  diesen  Jsfaih.  7.  20  auf  8*/o  (Hock,  Fin.  Fruücr.  S.  142);  die 
"«terr.  Grundsteuer,  im  Nofmalsatz  r.  H)*^/„  (1824)  wurde  um  ISfiO  durchschnittlich 
anr  aaf  ti";^  angenommen;  die  neue  preussische  von  1^61  Ii',  von  nouiinell  über  9*'^ 
^  reell  wohl  nur  höchstens  halb  su  hoch  im  Durchschnitt    In  solchen  b'älleu  spielt 

sich  die  gleich  anflagUch  su  niedrige  Klnsdiktniag  mit 

A  Wftf  n«r,  FiniumriiisekMlwfl.  H.  18 
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wirthschaftliche  Reiüertrag  steigt  dadurch.  Aber  in  eiuer  Hin- 
sicht bat  die  Saebe  auch  ihre  Bedenken.  Dazu  im  Stande, 
eine  solche  Abwälzung  za  bewerkstelligen,  sind  die  Stenerzahler, 
s.  B.  die  Prodneenten  jener  indireet  bestenerten  Artikel,  dnrchaiu 
nicht  in  gleichem  Maasse.  Sie  gdmgt  allem  oder  wenigsteoi 
Yorsllglich  nnr  den  befähigteren  Elementen'',  namentlicb  ansser 
den  wirklich  Ökonomisch  nnd  technisch  geschickteren  nnd  thätigeren 
Steuerzahlern  denjenigen  von  ihnen,  welche  über  grössere  Kapi- 
talien verfügen  und  alle  erforderlichen  technischen  Verände- 
rungen des  Betriebs  leichter  durchfuhren  können.  Im  Ganzen  ist 
iiaher  der  (xrossbetrieb  besonders  im  Stande^  solche  Abwälzungen 
*  zn  bewirken.  Ja,  ein  gewisser  grösserer  Umfang  des  Betriebs  ist 
mitunter  die  Voranssetznng  desErtblgs  der  Betnebsttndenuigeii 
in  dieser  Bichtang  nnd  die  Besteneriing  begünstigt  daher  die 
ohnehin  vielfach  bestehende  Tendenz  zum  Grossbetrieb. 
Dies  hat  nun  aber  nicht  nnr  manche  andere  Nachtheile;  es  führt 
auch  zu  einer  reellen  Ungleichheit  der  Besteuerung.  Die 
Kleinbetriebe  werden  verdrängt  oder  müssen  einen  Theil  der  Steuer, 
die  sie  vielleicht  nur  auslegen  und  fortwälzen  sollten,  wirklieh 
auf  sich  nehmen.  Eine  solche  Wirkung  in  Bezog  auf  die  Be^ 
Steuerung  kann  nur  durch  eine  beständige  Nenregelnng  der 
Grundlagen  der  Steuer,  wobei  jedem  betreffenden  Prodnctionsfort 
schritt  sorgfältig  und  casnistisoh  nachgegangen  wird,  compen- 
sirt  werden.  Allein  em  solches  Verfahren  hat  wieder  manche 
andere  Bedenken  und  thatsächlich  meist  nnttberwindlicbe  steuer- 
technische Schwierigkeiten.  Wie  so  oft  im  Steuerwesen  bringt  daher 
auch  die  Abwälzung  wieder  manches  neue  Dilemma  mit  sich.^*) 

3)  In  zahlreichen  Fällen  endlich  kann  der  Steuerdruck  zu 
Abwälzungen  gar  nicht  führen,  so  wenn  Zeit  and  Arbeitskraft 
schon  hinlänglich  angespannt  sind  —  wobei  man  es  freilich  mit 
ausserordentlich  elastischen  Verhältnissen  zn  tbnn  hat  — ;  oder 
wenn  es  an  Kapital  fttr  eine  yergrOsserte  Production  oder  an  Ab- 
satz für  mehr  Producte  fehlt;  oder  wenn,  wohl  oder  fibel,  die 
Mehrzahl  der  Besteuerten  emmal  nicht  zu  den  erforderlichen  Fort- 


")  (iruiidieg.  137.  Bei  der  Spiiitiu*  u.  ZackeiiDdustiie  be^Oiutigea  zumal 
gewilse  StomifiBfaMD  den  Ofossbetiieb  eatscUedeiL 

<")  Die  hier  sich  eiKebenden  Missrerhältnisse  bat  man  mitunter  selbst  im  SteMr- 
recht  berücksichtigen  müssen.  So  zahlen  nach  d.  norddeotschen  Branntwoinsteoer- 
ceeetzgebtm^  kleine  ländliche  Brennereien  unter  gewissen  BedingQAgpen  nor  deb 
KoonintMB  der  Steser. 

^)  Dm  wild  r.  Hock  ii.  A  Hiebt  geBOgend  berQckiichtift. 
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sebrUten  beflUiigt  Ist  Man  wird  sieh  namentlich  in  Lttndem  mit 
starker  AnsiMumang  der  Steuerschraube,  yoUends  wenn  die  Steuer- 
erträge grossentbeilb  zur  Verziusuiig  von  Staatsschukleu  (etwa  gar 
im  Ausland  befindlicher)  und  zur  Bestreitung  des  Militäraufwands 
dienen,  hüten  müssen,  sich  hier,  wie  es  wohl  geschieht,  auf  den 
.^Sporn^'  der  Bestenenmg  zur  Abwälzung  zu  verlassen.  Die 
Steuer  kann  hier  aneh  mngekebrt  bei  den  kleinen  Leuten  (länd- 
lichen Qmndbeaitzem  n.  8.  w.)  vollends  jeden  Schaffensmnth 
lähmen  y  den  Stnmpfsann  noeh  steigern  und  somit  die  Prodaetlon 
eher  noch  Termindem.  „Ueberstenerte*'  Länder  und  Volksclassen 
zeigen  wohl  solche  Symptome  der  Würkungen  der  Bestenemng. 

§.  391.   Mit  der  vorausgehend  erörterten  Abwälzung  ist  eine 
andere  Art  derselben  nicht  zu  verwechseln,  wenn  dieselbe  auch 
im  Effecte  das  gleiche  Resultat  für  den  Besteuerten  mit  sich  führen 
Iwanu:  nemlicb  die  thatsächliche  Abwälzung  stabiler  Steuern 
in  Folge  allgemeiner  reeller  Vermehrung  der  dergestalt  besteuerten 
Erträge  (Einkommen      s.  w.)  oder  in  Folge  gewisser  Preis- 
erhöhungen der  fttr  den  Qddwerth  der  Erträge  und  Einkommen 
massgebenden  Pirodncte.  Hieher  gehören  namentlich  gewisse  Vor- 
gänge bei  reehdteh  oder  thatsächlich  stabilen  Ertrag sstenem^ 
besonders  bei  der  Grund-  und  Gebäude-,  auch  bei  der  Ge- 
werbesteuer, wenn  feste  Steuersummen  auf  die  Ertragsquellen 
gelegt  sind.    Die  Ertragssteigerung  mit  oder  ohne  Mitwirken  des 
besteuerten  Kechtsinhabers  der  Steuerquelle  (Steigen  des  land- 
wirtbschaftlichen  Bodenertrags,  der  Grundrente,  der  Miethrente), 
die  Preissteigerung  der  Bodenprodncte  (Getreide,  Vieh)  fuhren  hier 
ftr  den  Besteuerten  xu  einer  reellen  relativen  Verminderung  seiner 
Stenerlasl,  d.  h.  an  dner  theilweisen  AbwUaung  der  Steuer.  Bei 
itoen  Grundsteuern  und  selbst  bei  neueren  naeh  stabilem  Kataster 
iit  diese  Wirkung  öfters  in  grossem  UuitaDge  eingetreten,  was  bei 
der  Beurtheilung  solcher  Steuern  ins  Gewicht  fällt.    Im  ganzen 
Steuersystem  entstehen  alsdann  gerade  durch  diese  Art  der  Ueber- 
wähung  Ungleichmässigkeiten,   welche  ihre  Abstellung  in 
Reformen  der  betreffenden  Stenern  oder  in  anderweiten  Ergänzungen 
ind  Umgestaltungen  des  Steuersystems  finden  mflssen.  ^) 

S.  die  Bei'^piel«-  in  Nutf  Itj.  Stärkere  V.Tänderun^'Mi ,  Im./.  Enniissigungcn 
reellen  Steuersätze  treten  in  relativ  kurzer  Zeit  noch  bei  (lebäudesteuem  mit 
<lw  Vemilag:angsart  wie  z.  B.  die  prenssische  in  rasch  foitoelireitMideii  SOdten  ein. 
I^nrch  wird  dann  diese  Steuer  als  Staatssteuer  sehr  ongleichniässig:  niedriger 
ia  Stldt^n.  die  im  Autschrung  begriffen  sind,  als  in  slagnirendeo  Orten  oder  all  auf 
litm  platten  Lande,  wie  man  in  Preusaen  sieht. 

IS* 


Digiiized  by  Google 


276      S.B.        I.A.  AUg.8t«QeiL  2.IL-A.  4.A.  üebenrilz.  §.392. 


B.  —  §.  392.  Fortwälzung.»)  HierfKr  gilt  die  Begd: 
die  Steuer  wird  vom  Steuersahler  oder  erstem  Steuertrilger  dann 
und  in  dem  Haasse  und  um  so  leiehter  fortg;ewSlst,  ate  der- 
selbe bei  dem  in  lietmcht  kommeuden  Angebot  eine  Ein- 
schränkung vornehmen  kann,  in  Folge  deren  ein  nunmehr 
kleineres  Angebot  der  gleichen  Nachfrage  gegenüber  steht.  Bei 
Steuern,  welche  vom  Vorstand  einer  Unternehmung  gezahlt  werden, 
handelt  es  sich  daher  am  eine  entsprechende  Frodnctionsein- 
schränknng,  die  yoranssielitlieb  nicht  sofort  von  anderer  Seite 
durch  grossere  Production  oder  Zufuhr  wieder  aufgewogen  wird. 
Bei  PenonalBteuem ,  wie  z.  B.  auf  den  Arbeitslohn  entscheidet 
sich  die  Fortwftlzung  danaoh,  wie  das  Arbeitsangebot  reell  ▼e^ 
mindert  wird. 

Massgebend  sind  nun  hier  d  r ei  er lei  Reihen  von  Umständen: 
ökonomisch-technische  Verhältnisse  der  betheiligten  Unter- 
nehmungen, Gewerbe,  Ertragsquellen  u.  s.  w. ;  persönliche  und 
persönlich-öko  II  0 mische  Verhältnisse  der  hetheiligten  Steuer- 
zahler; endlich  die  Verhältnisse  der  wirthschaf  tiichenRechts- 
ordnungin  ihrem  Einfluss  auf  die  Möglichkeit  einer  reellen  An- 
gebotsrerminderung. 

1)  Nach  ihrer  Okonomiseh-technisohen  Einrichtung  sumI 
diejenigen  Unternehmungen  u.  s.  w.  begünstigt,  welche  vornemlich 
mit  umlaufenden,  diejenigen  in  erschwerter  Lage,  welche  vor- 
nemlich mit  stehenden  Kapitalien  (wozu  hier  auch  Grund- 
stücke und  Häuser  zu  rechnen  sind)  produciren.  Daher  ist 
die  Fortwälzung  leichter  und  sicherer  —  von  vorübergehen- 
den Conjuncturen-RUckschlägen  abgesehen  —  im  Handel,  auch, 
wenigstens  soweit  dieser  Punct  entsoheidefti  noch  im  Handwerk, 
schwerer  in  der  Fabrikation,  vollends  in  der  Bodenpro- 
duction,  beim  Grund-  und  Hansbesitz.  Wichtig  kann  dabei 
auch  noch  die  speci fisch  technische  Natur  der  sachlichen 
Trod  uctionsm  ittel  (Kapitalien)  und  die  ökonomisch-technische 
Natur  der  Producte  selbst  werden.  Die  Fortwälzung  ist  um  so 
schwerer,  je  mehr  ein  Productionsmittel  nur  zu  einer  oder  wenigen 
bestimmten  Productionen  dienlich',  daher  je  fester  es  an  die  bis- 
herige Production  gebunden  ist,  z.  B.  im  Falle  von  Maschinen, 
von  Gebäuden  iUr  bestimmte  Betriebe  (Fabriken,  Mühlen),  von 
Qrnndstttcken  für  bestimmte  Emxelsweeke  (Bergwerksboden),  nnd 

«>)  Zum  Tbeil  im  Auschloss  au  Parieu  a.  lu  0.  Kau,  I,  §.  26tf  tf.,  Uock 
S.  91  IT. 
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unigekehrt.  Die  Fortwalzung  ist  ferner  um  so  schwerer,  Je  weniger 
l  ical  gebunden  die  rroduction  ist,  je  leichter  sich  der  Bedarf 
anders  woher,  eventuell  zum  alten  Preise,  versorgen  kann,  je  mehr 
das  betreffende  Bedtlrfnlas  eine  Einschränkang  vertrügt,  aofschieb- 
bar  isty  rieh  dareh  Sarrogate  befriedigen  Iftast»  je  traneportfthiger 
Bteh  ihrer  BesehaBenheit  nnd  ihrem  Wertfae  die  Prodnete,  je 
beiBer  die  Commnnieationsniittel  Bind,  nnd  umgekehrt  Eine  Fort- 
wllznng  von  Stenern  wird  daher  z.  B.  dem  Landwirtb,  Bergmann, 
Forstwirth  besonders  schwierig,  zumal  bei  technisch  hoch  ent- 
wickeltem Communicationswesen  (Dampf!). Die  Fortwälzung 
hängt  endlich  noch  ab  von  der  nach  den  einzelnen  Betrieben  sehr 
venMshiedenen  Schwierigkeit  oder  Leichtigkeit ,  unter  den  Pröda- 
oenten  ein  gemeinsames  gleichartiges  Vorgehen  in  Bezng 
tnf  die  Begelnng  der  Prodnetion  und  des  Angebots  zu  bewirken. 
hl  der  LandwhrÜhsehaft  kann  davon  bei  der  gewOhnfiohen  Lage 
der  Besitz-  nnd  BetriebsverWtnisse  kaum  jemals  die  Bede  sein, 
£ut  ebenso  wenig  im  Handwerk,  eher  in  einzelnen  in  grossen 
Unternehmungen  concentrirten  Fabrikations-  und  Handelszweigen. 
Getiers  werden  aber  auch  hier  die  wirthschaftlicb  kräftig- 
sten Unternehmer,  welche  am  Leichtesten  die  fllr  eine  umfassende 
Fortwälzang  erforderlichen  Massregeln  durchfuhren  könnten,  gerade 
eine  Sonderstellung  einzunehmen  für  das  ihnen  Vortheilhatlteste 
hatten.  Die  etwaige  Productionseinsohränknngy  an  der  Andere 
gnÜen  oder  genOthigt  werden,  kommt  ihnen  dann  noeh  an  Gute. 
IXe  besteaerten  Arbeiter  vermögen  voUends  selten  der  Besteuerung 
gegenflber  ein  gleichartiges  Verfahren,  das  die  FortwSlsnng  der 
Steuer  gestattet,  einzuschlagen  (§.  511).    Da  nun  immer  alle  diese 
verschiedenen  Momente  zusammen  wirken,  in  derselben  Richtung 
•>der  sich  kreuzend,  so  ist  ein  bestimmtes  Ergebniss  der 
Fortwälzungstendenz  a  priori  kaum  festzustellen,  a  posteriori  aus 
der  Erfahrung  bei  der  grossen  Verwiokeltheit  solcher  Processe 
Dicht  sicher  zu  eonstaturen.   Um  so  weniger,  da  die  sweite  und 
dritte  Kategorie  von  Umsttnden  gleiehseitig  mitwirkt 

Auch  die  persönlichen  Verhftltnisse  der  Steoerzahler 
M  Yon  bedeutendem  Einflösse,  weil  sieb  danaeh  grossentheils  die 

* 

**)  Die  pnctischen  Verichtor  der  Theorie  in  unseren  gregenwfotlgen  Steuer- 

*l«b«lteii  haben  trotzdem  die  cifrenft  Theorie  aufgestellt,  dass  bei  nns  der  Prris  der 
BoiUopiodacte  darch  —  die  Grundsteuer  gesteigert  werde!  Das  „Bodenlose"  dieser 
IkMrie  weist  Conrad  im  Vorwort  zu  Kremp,  Einfl.  d.  Ernteausialls ,  Jena  1879 
B.  IT,  Bit  Recht  scharf  ab. 

")  B»«  I,  §.  268  hebt  dies  bes.  henor. 
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Ausführbarkeit  einer  Einscbränkung  des  Angebote,  einer  Aenderung 
des  Gewerbes,  Berul's,  der  Kapitalanlage  n.  s.  w.  richtet.  Sowohl 
der  allgemeine  Bildungsstand  als  die  specielle  Berufs-  oder  Fach 
fähigkeit  der  Betheiligten  kommt  in  Betracht,  ermöglicht,  erleichtert, 
ersehwert  den  Wechsel  des  Berufs  n.  s.  w.  oder  macht  ihn  un- 
mOglieb.  Auch  die  persOiilieb-ökoiiomiBche  Lage,  die  Ffthig- 
keit,  linger  oder  kürzer  oder  gar  nicht  den  lanfenden  Erweib 
(Einkommen,  Lohn)  sn  entbehren,  n.  a.  dgl.  m.  spielt  daba  mit 
Die  Arbeiter,  die  „kleinen  Leute",  die  kleinen  Grewerbetreibendcn 
sind  auch  in  dieser  Beziehung  für  den  Concurrenzkampf ,  den 
dieser  wie  jeder  Ueberwälzungsprocess  darstellt^  meist  schlecht 
ausgerüstet  (§.  511). 

3)  Endlich  ist  die  wirthschaftliche  Rechtsordnung  von 
wesentlich  mit  entscheidender  Bedeutung:  so  z.  B.  im  Gewerbe,  ob 
nnd  wie  weit  Ge werbe freiheit  oder  ein  beschrttnkendes  Gewerbe- 
recht, Zunftwesen,  Realgerechtigkeiten,  Concessionawesen  n.  8.  w. 
besteht;  tne  es  sieh  mit  dem  Zng recht  nnd  dem  Nieder- 
lassnngsrecht  verhält,  auch  mit  Ans-  und  Einwanderungs- 
recht;  wie  das  Vertrags  recht,  Zinsrecht  u.  s.  w.  gestaltet  ist. 
Denn  danach  richtet  sich  grossentheils  wieder  die  Möglichkeit, 
diejenigen  Massregeln  vorzunehmen,  von  denen  die  Fortwälznni: 
abhängt.  Das  freiere  Gewerberecht  erleichtert,  das  beschränken- 
dere ersehwert  diese  Massregeln. 

llan  mnss  sich  alle  diese  Umstände  vergegenwärtigen,  weiche 
sieh  im  praetischen  Leben  ja  noch  tansendfaeh  compHdren,  nm 
das  sichere  Vertrauen  auf  die  Fortwälznng  von  Stenera 
in  der  in  Aussicht  genommenen  Weise,  z.  B.  bei  den 
indirecten  Verbrauchssteuern  schliesslich  auf  den  Consumenten,  min 
destens  als  ein  oft  wenig  begründetes  bezeichnen  zu  können,  vollends 
das  Vertrauen  darauf,  dass  so  eine  ,,f2:e rechte",  „gleichmässige" 
Besteuernng  hergestellt  werde.  Man  wird  nur  zugestehen  können, 
dass  wenigstens  nach  den  ökonomisch -technischen  und  den  Beehts- 
verhältnissen  in  der  modernen  Volkswirthsehaft  die  rieht  ige  und 
vollständige  Fortwälznng  von  indireoten  Verbranehsstenern 
der  ttbücben  Art,  EinfUirzOllen,  inneren  Stenern,  Acoisen  n.  a.  w. 
immer  noch  leichter,  daher  wahrscheinlicher  ist,  als  die 
Fortwälzung  von  Steuern,  welche  den  Arbeitslohn  treflfen,  von 
Ertrags-,  Einkommensteuern.  Die  Grundsteuer  wird  wohl  nur 
ganz  ausnahmsweise  durch  Steigerung  des  Productenpreises  aof 
den  Consumenten  fortgewälzt  werden  können. 


Digitized  by  Google 


Pott',  KackwälzatifT.  ^79 

C.  —     393.   HUckwälzang.^^)  Im  Allgemeinen  erscheiuen  . 
bd  üir  di^enigOD  Umsttiide  als  günstig,  welche  eioh  fttr  die  Fort-  - 
«tifeiing  als  nngUiistig  erwiesen,  and  umgekehrt  In  Ueberein- 
stimmang  hiermit  ist  die  Regel  anfsnstellen:  die  Rttekwaisnng 
gelingt  dann  nnd  in  dem  Maasse  und  nm  so  leichter,  als 
die  dabei  in  Betracht  kommende  XaehlVage  eine  Verminderung 
erlaubt  und  verträgt,  so  dass  nunmehr  eine  kleinere  Nachfrage 
einem  gleichen  Angebot  gegenüber  steht.     Im  Einzelnen  zeigt 
sieh  hier  wieder  Alles  von  Einfiuss,  was  vorher  bei  der  Fortr 
wälzung  dargelegt  wurde.     Speciell  mag   noch  hervorgehoben 
werdm,  dass  bei  den  flUr  etwaige  Bttekwftlzang  typischen  Fällen 
der  Bestenerang  einzehier  Verbranohsgegenstttnde»  durch  ZOlie^ 
innere  Stenern ,  dhreete  sogen.  Lnznsstenem  n.  dgl«  m.,  von  Seite 
des  Oonsnmenten,  daher  der  Nachfrage,  wesentlich  die  Natnr 
des  betreffenden  Bedürfnisses,  die  Ersetzbarkeit  des  einen, 
besteuerten  Befriedigungömittels    durch   andere   nicht  besteuerte 
Artikel  (Surrogate)  mit  entscheidet.  Die  Steuer  auf  nothwendigc 
and  nicht  ersetzbare  Consumptibilien  wird  schwerer,  die- 
jenige auf  entbehrliche  und  ersetzbare  leichter  rtickgewälst. 
Daher  z.  B.  öfters  eine  leichte  Rückwälzung  gewisser  Luxnsstenem 
aof  den  Prodncenten  der  betreffenden  Objeete.  Ob  nnd  wie  weit 
dann  der  betreffende  dnreh  die  Rtlokwälsnng  getroffene  Prodnoent 
^  Steuer  endgiltig  tragen  mnss  and  welehes  llberhanpt  die 
Weit  er  Wirkungen   solcher  rtickgewälzten  Steuer  sein  werden, 
dafür  sind  wieder  alle  die  Umstände  mitbestimmend,  welche  die 
Fortwälzuug  mit  reguliren.    Eigenthümlich  kann  sich  bei  Häuser- 
steuera,  die  auf  den  Micther  fortgewälzt  werden,  der  Kückwälzungs- 
process  gestalten.     Besonders   schwierig  wird  gewöhnlich  die 
Rackwälznng  von  Stenern  Seitens  der  Arbeiter  nnd  der  „kleinen 
lisate''  flberhanpt  sein  (§.  511):  die  Bedingungen  daihr,  also 
s.  B.  ftr  die  Bttck^^Uzang  von  indireoten  VerbranolisBtenem,  welehe 
auf  diese  Classen  fortgewälzt  sind  (Salz-,  Tabak-,  Bierstenem, 
nsnehe  Zölle),  sind  die  nemlicben  wie  fUr  die  Fortwälznng  direoter 
Uhn-  und  dgl.  Steuern.    Auch  hier  schätzt  man  die  Schwierig- 
keiten für  die  Rückwälzung  der  Besteuerung  des  Arbeiters  auf 
Arbeitgeber  und  auf  (wohlhabendere)  Connumenten  der  Arbeits- 
prodocte  oti  viel  zu  gering  und  bewegt  sich  in  einem  bequemen, 
aber  nnsnlMasigen  Optimismus,  oder  —  will  sich  darin  bewegen. 
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obgleich  gerade  hier  die  Theorie  recht  wohl  im  Stande  ist,  die 
Umstände  anzugeben,  welche  vorliegen  mttssten,  wenn  eine  be^ 
hanptete  Rflekwälsnng  erfolgen  sollte,  nnd  sieb  leiebt  naehweisen 
lllsst,  wie  wenig  wabrsehetnlieh  oder  wie  bedenklieb  der  £inlritt 
dieser  Umstfade  ist  Darüber  Näheres  nnten  in  §.  511. 

D.  —  §.  394.   Aach  ftlr  die  Weiterwitlsnngen  endlieh,  n 
welchen  sich  die  Fort-  wie  die  Rückwälzung  gestalten  kann, 
lässt  sich  eine  allgemeine  Regel  aufstellen:  je  mehr  nemlich 
die  ganze  Laf]:e  dcKjenigen,  auf  welchen  eine  Steuer  fort-  oder 
rtickgewälzt  worden  ist,  der  Lage  des  ersten  Fort-  und  Rück- 
wälzenden  gleicht,  desto  wahrsobeinlicber  nnd  gleichartiger 
ist  die  betre£fende  Weiterw&lznng  nnd  so  fort.  In  dieser  Weise  wird 
also  z.  B.  die  Weiter-  FortwiUsong  yon  Einfhbnsdllen  anf  die 
yersehiedenen  Naehmänner  des  einfahrenden,  sollbesablaiden 
Grosskanfmanns  bis  sebüesslieb  zum  Gonsamenten  des  bezoDten 
Artikels  ziemlich  gleichmässig  zu  erwarten  sein.    Im  Uebrigcn 
gestalten  sich  diese  Weiterwälzungen  ganz  nach  Maassgabe  der 
Umstände,  welche  hei  der  Fort-  und  Rückwälzung  zur  Sprache 
gebracht  worden  sind.  Sie  fuhren  dazu,  dass  die  Wirkungen  einer 
Steuer  in  immer  weiteren  Kreisen  von  Personen ,  welche  irgendwie 
im  Verkehr  mit  dem  ersten  Steuerzahler,  als  Consnmenten  der 
Prodnote,  Leistungen  desselben  u.  s.  w.,  stehen,  sieh  in  erhohtoo 
Preisen  dieser  Prodncte  geltend  maeben.    Der  nrsprlingliehe 
Stenerbetrag  eines  Stenerzahlera  kann  sieh  anf  diese  Weise  mit- 
unter in  immer  kleinere  Theile  auflösen,  die  sich  wie  ProductionR- 
kostenpartikel  auf  die  Preise  der  Sachgtiter  und  Leistungen,  auf 
die  8ätze  der  Zins-,  Mieth-,  Pachtrenten  u.  s.  w.  zu  legen  suchen. 

Ob  und  wie  weit  dies  freilich  in  Wirklichkeit  geschieht, 
lässt  sich  nicht  allgemein  angeben.  Die  Verhältnisse  der  Goo- 
ennenz  nnd  alle  die  manchfachen  Umstände,  welehe  im  Voravs- 
gehenden  berflhrt  worden  sind,  bestimmen  dies  mit  Man  kann 
die  MOgliehkeit  einer  solehen  allgemeinen  Weiterwäknng  dner 
Menge  von  Stenern  im  freien  Verkehr  nnd  die  Tendenz  dasn  bei 
den  meisten  einzelnen  von  einer  Steuer  betroffenen  Personen  nicht 
bestreiten.  Es  lässt  sich  hieraus  auch  ein  gewisses  Hinstreben 
des  Verkehrs  anf  gleichmässige  Vertheiiung  der  Steuerlast  ableiten. 
Aber  viel  zu  weit  geht  eine  neuere  Doctrin,  dass,  weil  jeder  Be- 
steuerte ein  solches  Streben  verfolge  und  seine  Stenern  als  Pro- 
dnctionskosten  seiner  Güter  nnd  Leistungen  auffasse,  nun  aneh 
daraus  das  sichere  Resultat  hervorgehe:  „jede  Steuer  werde 
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von  jedem  auf  jeden  ttberwftlzt,  indem  jeder  die  Stenern, 
die  er  sahh,  nnr  fOr  den  anderen,  der  sein  Prodnct  braneht,  au«- 
kgtf  um  sie  ihm  in  irgend  einer  Weise  anfenrechnen/'  (L.  Stein). 
Dai>ei  wird  einfaeb  die  Unsumme  von  practisehen,  aber  in  der 
Theorie  wenigstens  kategorieenweise  grossentheils  leicht  aulzu 
findenden  Schwierigkeiten  Ubersehen,  die  sich  einer  solchen  „all- 
gemeinen Ueberwälzung"  entgegenstellen.  Durch  die  „gesammtc 
wirtbsehaftliche  Thätigkeit  einer  Nation''  muss  selbstverständlich 
die  »^Gesammtsnmme  aller  Steuern  wirklich  prodncirt'^  werden. 
Das  Volk  oder  die  Volkswirthsehaft  als  Ganzes  ist  vnter  allen 
Umständen  (von  Bestenemng  des  Auslands  abgesehen)  die  Trägerin 
dieser  Steuerlast  und,  wie  immer  die  erste  Anlegung  der  Steuer 
erfolge,  wer  immer  erster  Stenerzahler  sei:  dureh  den  Verkehr 
tritt  erst  die  endgiltige  „Steuervertheilung"  unter  die  einzelnen 
Volksangebttrigen  ein.  Aber  dieser  „stciiorvertbeilende  Verkehrs- 
process"  ist  nichts  Anderes  als  die  von  jener  Doctrin  seltsamer 
Weise  selbst  „begrifflich  abgethane"  Steuerüberwälzung.  Von 
dieser  nun  gilt  das  frUher  Gesagte.  Wäre  es  anders,  warum 
sollte  sich  Theorie  und  Praxis  auch  um  die  Wahl  der  Steuer- 
arten und  Steuerobjecte  sonst  so  abmähen? 

Vm.  —  §.  395.  Das  Ergebniss  der  Erörterungen  über 
die  Uebem^snng  ist  demgemäss  das  folgende:  dieselbe  erfolgt 
in  der  That  im  Verkehr  vielfach,  aber  doch  häufig  nur  unter 
?!:roHsen  Schwierigkeiten,  welche  mitunter  gar  nicht  zu  überwinden 
sind.  Auch  ist  es  nicht  möglich,  die  Wirkungen  im  Voraus  all- 
gemein sicher  festzustellen  oder  nachträglich  zu  ermitteln.  Eine 
Bürgschaft  dafür,  dass  durch  Ueberwälznng  eine  nacbthcilige 
und  nngleiehmässige  Besteuerung  sich  richtig  vertheile, 
wenn  auch  erst  nach  und  nach,  lässt  sich  daher  nicht 
geben.  Eine  Rechtfertigung  alter  Steuern  gegenüber  neuen  mit 
dem  Hinweis  auf  die  gflnstigen  Folgen  eingetretener  Ueberwftizung 
ist  somit  nicht  allgemein  möglich  und  auch  im  speciellen  Fall 
wegen  der  V^erwickeltheit  des  Causalnexus  auf  diesem  Gebiete 
sehr  schwierig  und  unsicher.  Man  darf  desshalb  in  Bezug  auf 
gewünschte,  p^emuthmasste  und  selbst  auf  wahrscheinliche  Ueber- 
wälzungen  nicht  zu  optimistisch  sein.  Vielmehr  hat  man  die 
Aufgabe,  die  fiesteuerung  von  vorneherein  möglichst  so  einzu- 
liehten,  dass  sie  den  Grundsätaen  der  Volkswirthsehaft  und  der 
Qenchtigkeit  entspricht 

*)  S.  oben  Vorbem.k.  S.  260  Uber  Stein 's  Lehre. 
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Dies  Ergebniss  ist  besonders  für  die  Bildung  des  ISteaer- 
Systems,  die  Wahl  der  eioselnen  Stenern,  Stenerobjeete 
nnd  Stenererhebnngsarten  wiehtig. 

5.  Abschnitt 

III.  Die  Principien  der  Gerechtigkeit  oder  der  ferechten 

Steuervertheiluiin:. 

A.  Veber  gerechte  Steuenrertheilung  im  Allgemeinen. 

S.  oben  die  Vorbemerkungen  zu  diesem  |2:anzcu  llauptabsclin.  S.  220  —  224, 
in  Bezog  auf  d.  Literatur,  auf  deren  Kritik  u.  auf  die  Ab^'eichuugeu  meines  eigenen 
Stnadpancts  a.  der  Behandlnngiweise  der  Streitftigen,  welche  daraus  hemngeht 

In  der  ausdrilckliilK'ti  Einräumung  des  Vorrangs  <Jer  tinanzpolit.  u.  auch  der 
voUcsrirthäcliaftlicben  Steucrprincipien  vor  denjenigen  der  Gerechtigkeit  stimme  ich 
mit  Masse,  Held  u.  A.  ilberein.  Dtnas  folgt  aber  nicht,  wie  Held  anznnelaMa 
scheint,  dnas  die  „Gerechtigkeit"  in  der  ßesteneruffr  fiborhanpk  ein  untergeordnetes 
Moment  sei.  Dj\s  wird  auch  rii<1it  dadurch  b<  ;rnmdet,  dass  es  „ein  einfachem  ali- 
gemein anerkanntes  u.  allgemein  anwendbares  Princip  der  Gerechtigkeit  nicht  gebe, 
wie  schon  der  nie  za  sehuehtende  Streit  daraber  hewefa»,  ob  dem  Stenenyilea  im 
Ganzen  die  Proportion  oder  die  Progresäion  zu  Grunde  liegen  mOsse"  (Held,  Gat- 
achten  über  Pcrs.best^'U'^r.  S.  24.  vgl.  auch  liors.  in  Conrads  Jahrb.  1878.  IL 
236  ff. ,  n.  aber  „Gerechtigkeit''  in  d.  Volkswiithsch.  Überhaupt  in  s.  Grondiiss  £ 
Vorlee.  ttb.  NatSk.  2.  A.  8.  71).  Ganz  richtig  sagt  dagegen  Nasse  (Gotacht  eb. 
S.  2):  ..Daraus  (dass  neml.  die  gerechte  Steuervertheilung  nicht  der  erste,  alles 
Andere  beherrschende  Gesichtapunct  sei)  darf  man  aber  freilich  nicht  anderseits;,  idc 
es  auch  in  neuerer  Zeit  nicht  selten  geschehen  ist,  die  Folgerung  ziehen,  dasä  der 
Oesetzgeber  der  Btteksieht  auf  gleiehmSsiige  Stenerrertheilang  sich  eotsehlagen  dtrih 
u.  dass  die  Frage,  was  ist  gloichmässige  Steuervertheilung.  eine  müssige  sei.  Viel- 
mehr sind  wir  durchaus  der  Ansicht,  dass  überall,  wo  nicht  die  Erhalttinp:  oder 
die  Zwecke  des  Staats  bestimmte  Forderungen  stellen  —  [auch  hier  räumt  Heid, 
Ootaeht.  8.  34,  so  viel  eia,  wenn  er  sagt,  die  Frafe  nach  den  wirthschaftUchen 
Interessen  der  (Jesammtheit  der  I  nterthancn,  der  einzelnen  Stände  (?)  u.  des  Fiscu- 
müsse  immer  in  den  Vordergrund  geschoben  werden**.]  —  Gleichm .issipkcil 
in  der  Stcaervcrtheilung  herrschen  muss  u.  weisen  daher  die  Frage  nach 
dem  Princip  gleichmassiger  Steuerrerthelliuig  keineswegs  ron  ans  ab,  denn  ohne 
einen  solchen  festen  Kichtun^spu  n  <■  t  wtirde  nicht  abzusehen  sein,  wie  man 
eine  bodenlose  Willkür  vermeiden  wollte."  S.  auch  Neumann,  progr. 
£ink.st  S.  106,  wo  mit  vollstem  Recht  in  Bezug  auf  das  Gerechtigkeitsproblem  s. 
Hekl's  Einwinde  gesagt  wird :  „was  der  Gesetzgeber  von  uns  vorlangen  kann ,  ist 
dass  wir  uns  ans  principiellen  Gnmden  für  bestimmte  principielle  Ziele  aus- 
sprechen. Die  Ausfahrung  bleibt  natürlich  Sache  derjenigen,  die  das  Maass  der 
Aosfthrunf^stnnglicbkeil  nach  den  betrefibndmi  YerhiltBisstti  beordidleii  ktasM. 
Aber  in  der  Idee  das  Ziel  suchen,  das  Ideal  construiren,  das  ist  uns  fd.  L 
der  Theorie]  überlassen  n.  daran  haben  wir  fort  u.  fort  zu  arbeiten." 

Was  Held 's  weiteren  Einwand  mit  dem  Mangel  eines  einfachen  anerkannten 
und  «Dwendbaren  Princips  der-Gerechtifkeit  ariangt,  so  ist  es  eben  Uer  die  Av^ssbe. 
die  den  ^historischen"  Nationalökonomen  bes.  nahe  liegen  mUsste,  alle  diese  Fragen 
der  gerechten  Steuervertheilunjr  aus  dem  historischen  Standpuncte  aufzufassen  und 
femer  das  Problem  gerechter  Steuervertheilung  in  Zusammenhang  mit  demjenigea 
gerechter  YeTtheilimg  des  Nationaleinkommens  zn  bringen.  Ich  beziehe 
für  den  ersten  Punct  auf  die  Vorbem.  oben  S.  22S,  fOl  den  zweiten  auf  die  auch 
für  die  Steuerlehre  grundlegenden  Erörterunpen  in  meiner  „Grundlegung",  bes.  ia 
2.  Kap.  (d.  1.  Ausg.,  Kap.  2  d.  1.  Abth.  d.  2.  Ausg.)  über  „den  Bedarf  u.  die  Ein- 
kommenlehre  vom  Vertheilnngsstandinmcte**  §.  94  IL,  fiber  die  „CoignnGtai**  §.  76 1, 
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Aber  die  EigeuthuinsordDung  u.  Uber  Kapital-  Onmdfligeiithain  im  5.  Kap.  (oder 
2.  Abth.  der  2.  Ausg.).  Darch  diese  Auffassung'  ergiobt  si'ii  ciin'  tlnMl\v(M^••  ver- 
schiedene Motiriraog  2.  B.  der  Steucrprogression ,  der  höheren  Besteuerung  des 
AudüUui  Einkommens,  der  erentueUen  Freilaasang  des  „ExistenzminimDmS'N  abweichend 
aach  Ton  Autoren,  wie  Ncumann,  sogar  ?.  Scheel,  mit  denen  ich  sonst  vielfach 
ühereinstinimo.  Nur  dies-'  Auffassung  <*rniflglicht  es  ahcr  ui.  E.  aui  Ii  zu  einer  tieferen 
u.  festereu  Beg^tlndung  gewisser  GerechtigkcitqxMtnlate  u.  deren  Conseqaenzen  in  der 
Besmernng  zu  gelangen  u.  Held'i  0.  A.  Yonrocf  der  WOlkflr  «bzoireiseD.  FUr  den 
Kempunct  der  folgenden  Abschnitte  beziehe  ich  mich  daher  Mch  enf  die  genannten 
Partieca  meiner  „Grandlegong",  was  ich  u.  A.  gegenQber  der  Kritik,  welche  dieie 
Abschnitte  linden  mögen,  ausdrücklich  herrorhebe. 

Die  Bechtsphilosophen,  die  gerade  die  Gerechtigkeitsprindpien  in  der  Be> 
stenenmg  vor  Allem  hätten  klären  mflisen,  kommen  auch  hier  über  vage  Allgemein- 
heiten nicht  hinaus  und  verrathen  überall  den  Mangel  nationalökon.  Verständnisses. 
Sw  die  liter.  Angabeu  oben  S.  148.  Die  Vertreter  der  theor.  Politik  haben  die 
VmgeB  gieiehlklli  nicht  erheblich  fefordeit,  diejenigen  des  positiTeo  OffentL 
Rechts«  dann  die  Historiker  berOhren  höchstens  einmal  eine  solche  Flindpieoftlge, 
deren  genauere  Erörtenintr  ja  auch  ausserhalb  ihrer  Aufgrabe  liegt. 

Die  Nationalökoüouen  und  Finanz-  oder  Steuertheoretiker  haben  sich 
ZW  f^pehaiiBig  mehr  oder  weniger  eingehend  und  scherf  mit  diesen  Fragen  ausein- 
andergesetzt, aller  U.i  d  r,  ihnen  (mit  wenigen  neuesten  Ausnahmen,  wie  zum  Thcil 
Stein,  Schmollor.  v.  Scheel)  inangelnileii  histor.  Auffassang  u.  bei  der  glcich- 
falls  iekieuden  Behajidluug  dieser  prmcipieikn  1  ragen  der  Steuerlehre  im  Zusammen- 
hang mit  der  Lehre  von  der  Einkommenvertheilong  nnd  der  wirthschaftl. 
Kerhtsordnnnc:  sind  sie  nicht  zu  festen  Erireljnissen  gelangt.  Gewöhnlich  ^teht 
Behauptung  gegen  Behauptung,  z.  B.  in  der  Contruvcrsc  in  Bezug  auf  die  „Gleichheit 
der  Opfer**.  Ans  d.  nat.ök.  Liter,  kann  ich  daher  fast  nur  auf  Schmoller 's  Grundfr. 
r.  Recht  w.  Yolkiwirthsch. ,  bes.  Abschn.  IV,  meh  V  {ß.  94)  verweisen ,  wo  fieUich 
die  Erörterung  zu  aphoristisch  bleibt.    Vgl.  sonst  noch  Mill,  B.  5,  K.  2. 

Aus  der  finanz.  Lit.  s.  die  Citatc  in  d.  Vorbem.  zu  den  früheren  Abschnitten, 
spedell  bee.  Ran  I,  §.  250  ft.  (mit  liter.  Daten  Ober  einige  Autoren  in  den  Noten): 
Ümpfenbach  I,  104,  118  fr.;  Pfeiffer,  Staatseinn.  II,  16,  dann  Kap.  3—7; 
Stein  I,  402  Ii'.,  414  IF..  147  iL,  4M  11  eld.  Eiük.st.  Kap.  5  u.  bes.  d.  Liter.revue 
daselbet  S.  121  £;  Neu  mann,  progr.  £ink.8t.  Kap.  4;  Nasse  n.  z.  Th.  die  anderen 
Gutachten  über  Pcnonenbesteneraog  passim;  r.  Scbeel,  progress.  Best,  Tttb.ZtBehr. 
B.  31  S.  278;  Schmoller,  preuss.  Flu. pol.  im  Jahrb.  d.  D.  Reichs  1877  S.  110. 
114  tr. ;  der  conscqnente  Standpunct  der  Th-'oretiker  des  Systems  d.  freien  Concurrrnz 
uam.  bei  Faucher  o.  anderen  deatschen  Freihändlern,  s.  0.  S.  146.  Auch  nenetite 
ftniurita.  Autoren,  wie  Leroy-Beanlien  I,  ISt  £•  wiaen  d.  Theorie  d.  Progiessir- 
ateoer  nw  ab  eine  ,  jeBtinientale  et  non  pas  nüoneOe"  n  chaiaoteiiBirai. 

§.  396.  EiDleif^nng.  „Was  ist  das  Gfeieehte?«'  Diese 
Ulfrage  des  denkenden  Menschen  kannte  anch  an  die  Spitze  der 
Erörterungen  tiber  die  Principien  der  Gerechtigkeit  in  der  Be- 
stenerung  gestellt  werden.  Sie  eingehend  philosophisch  zu  beant- 
worten, dazu  ist  natürlich  hier  nicht  der  Ort.  Es  ist  nur  daran 
sa  erinoern,  dass  alle  Schwierigkeiten  der  Beantwortung  jener 
allgemeinen  Frage  hier  in  der  Erörterung  der  speciellen  Frage 
wiederkehren.  Merkwürdiger  Weise  ist  dies  selbst  in  der  Wissen- 
sehaft  mebt  immer  empfimden  worden.  Es  wSren  sonst  nicht 
manche  sehr  bestreitbare,  mindestens  nnr  sehr  relativ  wahre  Sfttze 
'  aber  die  ,,gerechte''  Bestenerung  ohne  Beweis  aufgestellt  and  dann 
mit  diesen  Sätzen  wie  mit  Axiomen  und  unmittelbar  in  der  Praxis 
anwendbaren  Lebren  operirt  worden.   Man  hätte  in  Streitfragen 
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auch  öftera  emgesebmiy  dMs  man  sieh  nicht  Tentlndigen  kfone, 
weil  man  schon  im  Ansgangspnnct,  in  der  Orandansehannng  be- 
züglich der  ^,Gerecbtigkeit^  in  der  Befllenernng  differire  nnd  dee> 

halb  nothvvendig  in  den  Conseqnenzen,  in  der  Anfstelhmg  bestimmter 
,,Gerechtigkeitsfordernngen''  für  die  Besteuerung  gleichfalls  ans- 
einander  gellen  müsse.  Für  unsere  Zwecke  in  der  Finanzwissenschaft 
und  in  der  8teucrlehre  ist  es  nun  vor  Allem  nothwendig,  genügt 
es  aber  auch,  sich  über  folgende  drei  Puncte  klar  zu  werden: 
nemlich  einmal  ttber  die  historische  Relativitftt  der  ,,Stetier- 
Gerechtigkeit",  femer  Aber  die  Abhängigkeit  des  Urtheils 
besflglich  der  letzteren  von  dem  Urtheil  ttber  unser 
privatwirtbscbaftliches  Conenrrenzsystem  (§. 397--399) 
und  endlich  über  den  Einfluss  von  Arbeitstheilii ng  und  Technik 
auf  die  Anwendung  der  Gerechtigkeitspostulate  (§.  400). 

I.  Relativität  der  Steuer  -  G  erechtigkeit. 

Auch  das  „Gerechte",  wie  alles  „Sittliche"  überhaupt, 
ist  nichts  Absolutes,  sondern  etwas  zeitlich  (historisch) 
nnd  örtlich  Relatives,  durch  die  Cultor  des  Volks  Bedingtes.^) 
Von  der  ^iQereehtigkeit"  in  der  Besteuerung  gilt  das  in  besondenm 
Maasse.  Wir  dflrfen  daher  auch  nicht  nnsere  moderne  Anschannng 
znm  allgemein  giltigen  Maassstab  anderer  Zeiten  nnd  Völker  nehmen. 
Die  ehemaligen  ständischen  Steuerfreiheiten  und  Privilegien  z.  B. 
stehen  im  Einklang  mit  den  gesammten  Rechtsverhältnissen  jener 
Zeit,  mit  der  eigenthümlichen  ständischen  Gliederung  der  Be- 
völkerung. Sie  sind  für  Jene  Pei^ode  nicht  kurzweg  „ungerecht" 
zu  nennen,  selbst  in  dem  Falle,  wo  es  sich  um  wahre  äteuer- 
freiheiten  (§.  361)  handelte.  Wir  fassen  jetzt  die  Frage  der  „ge- 
rechten'' Bestenernng  nur  fttr  nnsere  moderne  Gnltnr-  nnd  Rediti- 
Periode  ins  Ange.  Hier  können  wir  in  der  That  die  Gmndsltse 
der  Allgemeinheit  nnd  Gldchmässigkeit  der  Bestenmng  als  Axiome 
der  Gerechtigkeit  in  unserem,  modernen  Sinne  betrachten, 
welche  mit  unserem  Begriff  der  persönlichen  und  politischen 
(staatsbürgerlichen)  Freiheit  und  Gleichheit  gegeben  sind.  Aber 
nicht  nur  bleiben  auch  hier  grosse  Schwierigkeiten  bei  der  An- 
wendung dieser  einfachen  Axiome  anf  die  practischen  Steuer- 
pfobleme  bestehen:  es  ist  öfters  auch  in  der  blossen  Theorie 

')  Für  die  Beg^nlndung  dieser  ,«Tlie96**.  die  mit  der  hcrrschoudeii  EÜiük  allerdings 
In  directem  Widerspruch  steht,  eritobe  ich  nir  uf  den  in  Aussicht  stehenden  2.  Baod 
V.  Iber  in  g 's  „Zwecic  im  Recht"  m  yenreisen.  Diese  „historische"  AufTÄSsung- 
ist  m.  £.  auch  eine,  freilich  tod  AI.  v.  Ottingen  nicht  gezogene  Coiueqaenz  der 
«Social- Ethik'*  statt  der  hlossen  Indiridaal-Ethik. 
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schwierig,  die  riebtige  und  oonsequente  Anweudtiiig  xn  bezeiobneD. 
J«,  nocb  mebr,  Mioh  wenn  die  ,.Gereobtigkeit''  der  beiden  Axiome 
tn  sieh  tttr  nnsere  Periode  feetstebt,  kmtk  sieb  doob  noeb  häufig 
ein  Streit  darilber  erheben,  welche  Anwendung  der  Sätze  nnn 

die  „gerechte"  sei.  80  bei  dem  immerhin  noch  einlaehereii  uud 
leichter  anwendbaren  Princip  der  Allgemeinheit,  vollends  aber  bei 
demjenigen  der  Gleichmässigkeit.  Bei  diesem  fragt  sich  eben 
wieder;  was  ist  die  ,,gerechte''  Gleichmässigkeit?  Worin  die 
Ansichten  in  mehr  als  einer  Hinsicht  aaseinandergehen  nnd  nicht 
ohne  tieferen  Grand.  Von  besondrer  fiedentong  ist  aneb  hierbei 
uunentlioh  der  folgende  Pnnot 

II.  —  §.  397.  Die  gereebte  Steneryertbeilang  im  Zn- 
sammenhang mit  der  Fnnetion  des  privatwirthsehaft- 
liehen  Concurrenzsystems  betrachtet.  Das  Urtheil  liber 
das,  was  „gerechte"  Besteuerung  oder  Steuervertheilung  sei  und 
was  diese  dann  verlange,  daher  auch  Uber  die  richtige  Anwendung 
der  Grandsätze  der  Allgemeinheit  nnd  Gleiclmiässigkeit  der  ße- 
steuemng  wird  nemlich  wesentlich  bedingt  von  der  Beurtheilnng 
der  bestehenden  Einkommen-  nnd  VermtfgensTertbeilnng, 
wie  sie  sieb  nnter  dem  geltenden  Beohte  der  freien  Con- 
earrens  im  priTatwirthsebaftlioben  System  bildet:  daher 
bei  der  heutigen  persönlichen  Freiheit,  bei  dem  nicht  ansschliesslieh, 
aber  weit  Uberwiegend  vorhandenen  Privateigenthum  der  Privat- 
wirtbschaften an  den  sachlichen  Productionsmittehiy  an  Boden  uud 
iupital,  und  bei  der  Vertragsfreiheit. 

A.  Wer  dieses  System  als  das  unbedingt  richtige  und 
allein  gerechte  betrachtet,  wie  die  liberale  Oekonomik  der 
phjsioeratiaeh-Smith'schen  Schale  es  thut,  der  mnss  folgerichtig 
sneb  die  bestehende  Einkommen-  nnd  VermOgensvertheilangy  das 
Prodnot  dieses  Systems,  als  ganz  allein  richtig  nnd  gerecht  an- 
sehen, —  eine  Conseqnens,  welche  die  schärferen  Denker  der 
Schule  auch  gezogen  uud  bestimmt  formulirt  haben.  ^)  FUr  den, 
der  also  urtheilt,  ist  aber  dann  auch  die  bestehende  Einkommen - 
and  Vermügensvertheiluug  eine  nicht  weiter  zu  diseutirende  That- 
äache,  welche  an  sich  und  mit  allen  ihren  ökonomischen  und 
socialen  Conseqnenaen  hingenommen  werden  muss.  Eine  dieser 
Conseqaenzen  ist  nun,  dass  ein  und  derselbe  Aasgabebetrag  den 
Penonen  mit  Yorsebiedener  Udhe  nnd  yerschiedenen  Quellen  des 

")  GruncUeg.  §.  117,  121  tt.,  126,  129,  134,  mit  U.  Uter.  Noten,  bes.  in  d.  2.  Aaii. 
8.  223,  240. 
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£iiikoiiiiii6ns  und  überhaupt  in  yeraohiedener  ökonomischer  Lage 
einfln  Tenehiedeneii  Dniok  ▼emnaeht  oder  tungekehrt,  daas  die 
Leiitiingsfähigkeit  dieser  Personen  nach  diesen  Okonomisohen  Mo- 
menten dem  gleichen  Ausgabebetrag  gegeollber  verschieden  ist 
Fllr  die  Besteuerung  crgiebt  sich  dann  die  Gonseqnenz,  dass 
sie  an  der  als  richtig  und  gerecht  geltenden  Einkommen  und 
Vermögensvertheilung  an  sich  möglichst  nichts  ändern  soll.  Die 
Besteuerung  wird  daher  hier  iolgerichtig  auf  den  Zweck  der 
Deckung  des  Finanz bedart's  streng  beschränkt  and  der 
früher  hervorgehobene  und  in  diesem  Werk  gerechtfertigte  ,ySOcial- 
poiitische^*  Zweck  der  Bestenemng  wird  abgewiesen. 

Die  Conseqnenaen  dieses  Standpuncts  fBr  die  Anffassong  der 
„Gerechtigkeit^  in  der  Besteoerung  and  fllr  die  Postnlate  der 
Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  sind  dann  in  Kfirze  die 
folgenden  ^) : 

1)  Die  Allgemeinheit  wird  wörtlich  genommen,  daher 
ist  insbesondere  jeder  Staatsangehörige,  einerlei  ob  sein  Ein- 
kommen gross  oder  klein,  ob  Kenten-  oder  Arbeitseinkommen  u.  s.  w. 
im  Princip  steuerpflichtig.  Keine  Stenerireilieit  des  sogen.  Riisteni- 
minimnms  (§.  405). 

S)  DieGleichmftssigkeit  wird  als  „gleiche  Verhftltniss- 
mässigkeit  der  Steuer  snm  Einkommen"  anfgefissst,  d.  h. 
im  Princip  soll  ein  Jeder  die  gleiche  Quote  Steuer  yob 
seinem  Einkommen  entrichten:  „Proportional'^- Besteuerung 
oder  der  gleiche  Procentsatz  von  allem  Einkommen,  also 
Abweisung  der  „Progressiv ''-Besteuerung  d.  h.  des  stärker 
als  das  £iniLommen  steigenden  Steoerfusses  i'ilr  grösseres 
üUnkommcD.  Aach  gleiche  Besteneniag  des  Arbeits-  und 
Renteneinkommens  and  Schonung  des  einxelwirthschaftlichea 
Vermögens-  und  Kapitalbesitaes^  daher  Besehrftnknng  der  Be* 


^)  Am  Charactcristischston  u.  am  Meiston  pointirt  treten  diese  Conseqaenzen  woU 
einzelnen  Rednern  auf  den  rolkswirthschaftl.  Congresten  herror,  so  bei 
Faucher,  Michaelis,  Wolff  u.  A.  iii.  Vgl.  die  Debafton  im  7.  Congr.  1S67  zn 
Hamburg  über  Staats-  u.  Gemeindesteuern,  in  d.  volkäw.  Yicrtclj.ächr.  18(i7  B.  3,  im 
Danziger  Congr.  1S72  Uber  Schulgeld,  eb.  1872,  6.  3.  Die  blosse  (selbst  proportio- 
nale, nicht  progressive)  Einkommensteuer  wird  hier  gelegentlich,  weil  Sie  eine  Yer- 
letnuig  des  Princips  von  Leistung  und  (iegenleistunu:  s«>i,  als  ..commnnistisch" 
oder  füs  „dicht  au  die  Grenze  dos  Gommunismns"  streifend  bezeichnet  Aehnlich  in 
Frankreich  (gelbet  nach  1871  noch!)  Thiers.  S.  die  gat  ai»gevlhlle&  Oitate  W 
Met  mann  S.  66  ff.,  212  IL  Kcumann  übersieht  nur,  dass  diese  Anschaonngeo 
Streng  consequente  auf  dem  Boden  der  Kechtsordnuiig  der  „staatsbargerlichen" 
Periode  u.  nach  der  Theorie  der  freien  (Joncarronz  sind.  —  Die  einzelnen  S&tze 
im  Text  finden  ihn  Eriinteranff  ood  KritUf  in  den  spUeien  Abschnitten. 
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stenerung  auf  die  Quelle  des  Einzel-Einkommens.  Vermögens- 
und Kapitalsteaern  ( wenigstens  als  Regel,  also  von  abnormen 
Zeit  Verhältnissen  abgesehen)  daher  nicht  als  eigentliche  (reelle) 
solche  Steuern,  welche  das  Vermögen  bez.  Kapital  des  Einzelnen 
vennioderUi  sondern  nur  eventnell  als  nominelle  Vermögens- 
steuern, welche  bloss  Formen  der  Einkommensteuer  sind, 
Strang  folgeriehtig  aoeh  die  Ablehnung  jener  Begrflndnng  der 
Progressiybeateaemng  des  grösseren  Einkommens  und  der 
höheren  Bestenernng  des  Renteneinkommens  mit  dem  Hinweise 
auf  die  ^^grössere  Leistungsfähigkeit'^  der  Bezieher  dieses  Ein- 
kommens oder  auf  den  „geringeren  Druck'',  das  „kleinere 
Opfer",  des  gleichen  Steuerbetrags  fUr  diesen  Einkommenbezieher 
im  Vergleich  zum  ärmeren:  denn  diese  allerdings  unbestreitbaren 
Thatsachen  der  grösseren  Leistungsfähigkeit  und  des  geringeren 
Steuerdntokft  sind  wieder  nnr  Conseq Uenzen  der  bestehenden 
Einkommen-  und  VermögensTertheilnng,  an  weleher  nichts  yeiv 
iadert  werden  soll  und  darf,  eben  solche  Ck>nseqaensen  wie  die 
Torerw&hntei  dass  der  gleiehe  Ausgabebetrag  Personen  ungleichen 
Ehikommens  Tersehieden  trifft^)  Die  Progressirbesteuerang  und 
die  höhere  Besteuerung  des  Keutcueinkümmens  ist  vielmehr  hier 
nicht  principiell  an  sich,  sondern  nur  zur  Ausgleichung 
etwaiger  umgekehrt  progressiv  wirkender  Besteuerung  des 
kleinen  und  des  blossen  Arbeitseinkommens  (z.  B.  in  Folge 
«tarker  Verbrauchsbesteaemng)  zu  rechtfertigen,  —  freilich  hier 
•aoeh  vom  Standpnnet  ,,gerechter'S  d.  h.  hier  wahrer  Proportio- 
aalbesteaenuig  zn  Terlangen. 

Der  mit  diesen  Ansfllhrungen  yorttafig  wohl  genttgend  e^ 
iXuterte  Gesichtspmiet  bei  der  Bestenemng  mag,  zum  Unterschied 
von  dem  folgenden,  der  rein  finanzielle  oder  fiscalische 
genannt  werden.  Die  Gerechtigkeit  der  gezogenen  Folgerungen 
fUr  die  Allgemeinheit  und  Gleichniüssigkeit  der  Besteuerung  ist 
nicht  anzufechten,  wenn  man  die  Prämisse  zugiebt:  die  Kichtig- 
keit  und  Gerechtigkeit  der  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung 
UD  privatwirthscliaftlichen  System  der  freien  Concorrens.  Die 
Conseqnenaen  stehen  und  fallen  mit  der  Pr&misse. 

B.  —  §.  398.  Wiederam  bloss  unter  Bezugnahme  auf  die 
emgehenden  Eröftenmgen  Uber  dieses  System  der  freien  Gon- 

*)  "Ehtn  dflduJb  eiachoinC  Mch  mir  fon  di es em  Standpimcte  aus  N  e u  m  an  n  's. 

Schcel's  0.  A.  „Begründung*'  der  Pro|crressivbcsteuenin?.  so  richtig  sie  aa  sich  ist, 
Bukt  beweisiüT&fUg  und  der  Eiawajui  der  (ieguer  uicht  unrichtig. 
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«turrens  in  der  „6raiidle(ping'',  ErOrterimgen,  welche  hier  nicht 
Wiederholl  werden  können,  ist  jedoch  diese  Prämisse,  jedenfidlB 
wenigstens  in  dieser  Allgemeinheit,  wie  die  liberale  Oekonomik  sie 

aufstellt,  nicht  als  richtig  anzuerkenneu.  Die  Beliauptan^  der 
Schule,  dass  die  bestehende  Einkommen  -  und  Vermögcosvertheilung 
richtig  und  gerecht  und  all  ein  richtig  und  gerecht  sei,  weil  sie 
das  Prodaot  der  freien  Coooarrenz,  ist  eines  Theils  eine  petitio 
p r i n c i p i i ,  anderen  Theils  i^orirt  sie  ?Ollig  den  £ i d f  1  u s s  der 
geschichtlich  ttherkommenen,  in  das  System  der  freien 
Concnrrens  als  „wohlerworbene  Beohte''  heraber  genommenen, 
aber  anf  ganz  anderer  Beehtsbasis  entstandenen  PriTal-Besiti- 
rerhUtnisse.'^  Die  Gonsequenz,  welche  fllr  die  Bestenerung  ge- 
zogen wird,  dass  jene  Einkommen-  und  Vermögensvertheilung  ein 
Noli  me  tangere  sein  mlisse,  ist  daher  in  dieser  principiellen 
Allgemeinheit  unrichtig.  Es  darf  vielmehr  noch  ein  zweiter 
Gesichtspanct  neben  dem  rein  finanziellen  für  die  Besteuerong 
anfgestellt  werden:  der  socialpolitische,  kraft  dessen  die 
Steuer  nicht  nnr  Mittel  zur  Deckung  des  FinansbedarfSi  sondern 
sogleich  ein  solches  Mittel  dasn  ist,  welches  in  die  bei  freier 
Coneonens  entstandene  Einkommen-  nnd  VermOgensTertheilmig 
eorrigirend  mit  eingreift.')  Es  hat  dies  namenüieh  in  der 
Weise  zu  geschehen,  dass  zwischen  ökonomischem  „Verdienen" 
und  „Gewinnen  aus  Conjuncturen"  möglichst  unterschieden 
wird  —  ^in  practisch  schwieriges  Problem  bei  der  Flüssigkeit  der 
Grenzen  dieser  zwei  Erwerbe,  aber  ein  in  dem  practisch  genügen- 
den Maasse  nicht  unlösbares  Problem  (§.  473  ff.).  £s  ist  femer  aaoh 
im  gewöhnlichen  ökonomischen  Erwerbsprocess  der  Erwerb  ans 
Arbeit  nnd  der  Bentenbezng  (Gmnd-  nnd  Kapitalrente)  mehr 
zn  nnterscheiden  nnd  die  Thatsache  sn  berttoksichtigen ,  dass  der 
grössere  Erwerb  nnd  die  Vermögensbildung,  welche  er  ermöglicht, 
regelmässig  neben  der  persönlichen  Leistung  das  Mitspielen  des 
Factors  Glück"  im  grösseren  oder  geringeren  Maasse  bedingt. 
Weiter  kann  erst  von  diesem  socialpolitischen  Standpuncte,  nicht 
schon  von  dem  tinanziellen  aus,  jene  an  sich  unbestreitbare  That- 
sache der  grösseren  Leistungsfähigkeit  des  höheren  vor  dem 
geringeren  ebenso  wie  des  Benten-  vor  dem  Arbeitsein- 
kommen in  der  Bestenerung  gerechte  Beachtung  finden.  Und 
endlich  rechtfertigt  sich  von  diesem  Standpuncte  aus  auch  die 

*)  (ii-undleg.      124,  125,  299  II.,  313  If..  309  IT. 
•)  Üruiidleg.      99,  105.  bes.  iu  U.  2.  Aull. 
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prinoipielle  Begttnstigang  der  Oltssen  mit  kleinem  und 
Q&iiclierem  und  blossem  Arbeitseinkommen  in  der  Be- 

gtBoerang,  z.  B.  mittelst  gewisser  Stenerbefreinogen;  Massregeln, 
welche  dann  nothwendig  auf  eine  höhere  Besteuerung  der  wohl- 
habenderen Classen  hinauslaufen,  aber  socialpolitisch  ebenso  ge- 
rechtfertigt sind,  wie  die  bereits  so  vielfach  erfolgende  Herstellung 
üffentücher  Einrichtimgeii  für  die  unteren  Classen  (z.  B.  im  Schul- 
wesen)  ohne  deren  entsprechende  Belastung,  nur  aus  allgemeinen 
öffentlichen  Mitteln. 

Die  Gonsequensen  dieses  soeialpolitisehen  Standpnnets  für  die 
Postnlate  der  Allgemeinheit  and  Gleiohmilssigkeit  sind  im  Einxehnen 
etira  die  folgenden. 

1)  Die  Allgemeinheit  wird  n  ich t  wörtlich  genommen,  auch 
nicht  fUr  die  Staiitsungehörigen.  Es  kann  vielmehr  die  Befreiung 
der  Personen  mit  kleinem,  namentlich  Arbeitseinkommen  von  Steuern 
überhaupt  oder  von  gewissen  Steuern  (z.  B.  directen  Einkommen- 
Stenern)  eintreten  (sociale  Forderung  der  Steuerfreiheit  des 
Existeniminimnms).  Und  zwar  wird  eine  Steuerfreiheit  hier  nicht 
nur,  wie  selbstrersttndlieh  ist,  zur  Ausgleiehnng  anderer  höherer 
Stenern^  sondern  an  sieh  gerechtfertigt,  um  die  „kleinen  Leute'' 
Ökonomisch  reell  zn  entlasten. 

2)  Die  Gleichmässigkeit  wird  hier  verstanden  als  ,,Be- 
Steuerung  möglichst  im  Verbältniss  zu  der  in  stärkerer 
Progression  als  das  absolute  Einkommen  (und  VermiJgen) 
steifjenden  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit."  Da- 
her hier  die  principieUe  Forderung  der  Progressivbesteue- 
niDg  des  höheren  Einkommens,  d.  h.  der  stärker  als  dies  Ein- 
kommen steigenden  Besteuerung  und  Abweisung  der  blossen 
Proportionalbestenemng.  Femer  höhere  Besteuerung  des 
fundirten  oder  Renten einkommens  (oder  kurzweg  des  Besitz- 
einkommens)  als  des  Arbeitseinkommens.  Zn  diesem  Zweck 
demnach  abermals  eventuell  Progression  mit  Unterscheidung  der 
Einkommenquelle,  oder  neben  der  sonstigen,  insbesondere  auch 
der  gewöhnlichen  Einkommenbesteuerung  noch  ergänzende 
eigentliche  Luxus-  oder  allgemeine  Vermögens  bez.  Kapital- 
Stenern,  diese  aunächst  als  Formen  höherer  Einkommensteuer. 
Weiter  Streben  nach  solchen  Steuern  oder  nach  solcher  Einrichtung 
sUcemeiner  Stenern,  mittelst  deren  die  Eztrabesteuerung  des  zn> 
ftlligen,  persönlich  ökonomisch  „unverdienten^^  aus  ,,Conjune- 
tnren  gewinnen"  n.  s.  w.  herrührenden  Erwerbs  getroffen  wurd 

A>  Waguer,  FinuxwisBeHchatl.  If.  |9 
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(gewisse Besitzwcchselßteuern,  Börsensteuern  u.dgl.  §.473 ff.).  Streug 
genommen  erscheint  auch  die  Erbschaftssteuer  nur  von  diesem 
zweiten,  socialpolitischen  Standpuncte  ans  genügend  gerechtfertigt. 
Denn  die  ganze  Eigentboma-  nnd  firbordnong  wird  tiier  Diebt  als 
etwas  ISelbstrentibidliches,  vom  Staate  im  Omnde  UnabbäiigigeB 
angegeben/  wie  in  der  Gmndansebaonng  der  liberalen  Oekonomik, 
sondern  wesentlich  als  Product  der  reebtsbildenden  Thfttigkeit  der 
im  Staate  reprUscntirten  Volksgemeinschaft.  Endlich  können  hier 
auch  eigentliche  (reelle)  Vermögens-  und  Kapitalsteuera. 
welche  nicht  bloss  das  Einkommen  treffen,  ernstlich  in  Frage 
kommen,  wie  denn  die  Erbschat tsstcuer  schon  eine  solche  ist. 

Die  grandsätzlicbe  Hechtfertigung  dieses  socialpolitiscben 
BeBteuemngsgesiebtspimets  nnd  seiner  practischen  Oonaeqaenten 
fttr  die  von  ibm  aus  ,|gereebte''  Einricbtnng  der  Bestenening  ge- 
bdrt  nicht  in  die  Finanzwissenschaft,  sondern  in  den  grnnd- 
legenden  Theil  der  National-  oder  Soeial($konomie. 

§.  399.  Für  die  hier  behandelte  Frage  von  der  „Gcrechtig 
keit"  der  Besteuerung  oder  genauer  gesagt  der  Steuervertheiluug 
ist  nun  besonders  zu  beachten,  dass  es  von  jedem  der  beiden 
Gesichtspunctc  aus,  dem  rein  finanziellen  und  dem 
socialpolitischen,  eine  „gerechte"  Besteuerung  giebt, 
die  sieh  freilich  wesentlich  verschieden  gestaltet  Viele  wichtige 
Streitfragen  wUrden  sich  sehr  vereinfacht  haben,  wenn  man  neb 
dardber  klar  gewesen  wUjre.  Von  jedem  dieser  Gesicbtspnnete  ans 
gelangt  man  daher  auch  zu  einem  zwar  verschiedenen,  aber 
einheitlichen,  streng  logisch  folgerichtigen  und  ratio- 
nellen, der  Gerechtigkeit  entsprechenden  Steuersystem. 

Unser  bestehendes  Steuerwesen  in  den  Culturländern  und 
unsere  bisherige  Steuertheorie  stehen,  dem  Character  unserer 
„staatsbürgerlichen'^  Periode  gemäss,  im  Wesentlichen  aof 
dem  rein  finanziellen  Standpnncte,  aber  —  doch  schon  nicht  mehr 
ansscbliessliob.  Viehnehr  finden  sieh  bereits  in  der  Praxis  einige 
Einrichtungen,  welche  eigentlieh  m  Widefsproch  mit  diesem  Staad- 
pnnete  sind,  z.  B.  gewisse  Rücksichten  anf  nngleiche  Leistangs- 
fähigkeit  auch  bei  gleichem  Einkommen,  Progressivsealen  (oder 
wie  sie  neuerdings,  aus  Scheu  vor  dem  l'rincip,  wohl  genannt 
werden:  Degressivscalen)  bei  Einkommensteuern,  Spielgewinust- 
steuern  und  Aehnliches,  sehr  allgemein,  aber  einzeln  mancbfacb 
verschieden  Erbschaftssteuern.  Auch  in  der  Finanzwissensohait 
sind  sokhe  Einrichtungen  gebilligt  und  öfters  verlangt  woiden. 


oiyiu^cd  by  Google 


G«nebte  Stoiierrertlieihing  von  beiden  princii«.  Standpuuoten  am. 


291 


IiidetBen  die  eonsequenteren  Practiker  und  Theoretiker,  welehe 

dem  System  der  freien  Concurrenz  einmal  anhängen,  haben  sich 
dagegen  verwahrt  und  z.  H.  gewisse  Folgerungen  aus  dem  Priucip 
•1er  liestcuerung  nach  der  Leistungslahigkeit  als  ungerecht  und 
als  „fc^tappen  zum  Socialismus  und  Communismus^'  verworfen. 
Wenn  trotadem  Praxis  and  Theorie  solche  „socialistische  Vellei* 
täten*'  immer  mehr  begehen,  so  liegt  darin  impUcite  die  Aner- 
kennong,  daes  der  rein  finanzielle  Steaergeaiehtspnnet  allein  für 
nek  nicht  mehr  haltbar  Ist,  sondern  einer  Beriehtigang  dureh  den 
soeialpoUtischen  bedarf.  Dicijenigen,  welehe  dies  bestreiten  und 
doch  für  Progressiybestenernng,  Erbschaftssteuern  u.  dgl.  m.  prin- 
eipiell  -  also  nicht  nur  ziini  Ausgleich  umgekehrter  Progressiv- 
besteuerung der  unteren  ('lassen  durch  Verbrauchssteuern  u.  s.  w.  — 
plaidiren,  möchten  sieh  der  Conseciuenzen  dieser  ihrer  Forderungen 
Dicht  ganz  klar  geworden  sein. ')  So  reicht  z.  B.  die  Begründung 
der  Frogressivbesteuerung  des  höheren  Einkommens  als  eine  Forde- 
nug  der  Gerechtigkeit  nicht  aus,  wenn  sie  nur  mit  dem  Hinweis 
auf  die  grossere  wirtfasehalUlehe  Leistnngsflihigkeit  dieses  Ein- 
kommens, auf  den  höheren  Betrag  des  ,,frelen''  Emkommens,  auf 
die  Thatsache  geführt  wird,  dass  bei  höherem  Einkommen  eine 
kleinere,  bei  niedrigerem  eine  grössere  Quote  auf  den  nothwendigen 
Bedarf  des  Einzelnen  oder  der  Familie  verwendet  werden  niuss: 
Alles  ganz  richtige  und  wichtige  Facta,  aber  für  die  Besteuerungs- 
frage nicht  entscheidend,  weil  sie  blosse  Conseqaenzen  der  be- 
stehenden Einkommen  und  Vermögensvertheilung  und  des  privat- 
wirthsehai'tliehen  Verkehrssystems  sind. 

Bichtiger  ist  das  offene  Zugeständniss,  dass  dersoeial- 
politisehe  Standpunct  auch  hier  in  der  Besteuerung 
principlell  berechtigt  ist.  Er  ringt  sich  aber  auch  unabhängig 
von  der  Stellung  der  Theorie  im  V'olksbewusstsein  und  daher  in 
der  Besteuerung  zur  Geltung  empor,  wie  sieh  aus  manchen  An- 
zeichen ergiebt.  Es  bestätigt  sich  dadurch  nur  wieder  der  Eintritt 
einer  neuen,  der  „socialen  Phase''  der  Besteuerung,  welche 
durch  die  ganze  moderne  Entwicklung  der  Colturrölker  bedingt 
iit  Unvermeidlich  erlangt  dadurch  die  Frage,  was  In  der  Be- 
üMeruig  „da«  Gereehte'<  sei,  eine  andere  Antwort,  als  in  der 

^  So  doch  auch  selbst  Neu  mann,  wenn  er  aaf  der  anderen  Seite  gegen  Held 
tia*l  dessen  (allerdings  mit  dessen  sonstiger  Stenertheorie  kaum  vereinbaren)  These 
p^'leinisirt .  dass  durch  die  KestoutTung  der  Gegensatz  zwischen  den  socialen  Ständen 
K«Bildert  werden  solle.    Progr.  St.  S.  9d  (womit  S.  104  nicht  in  Einklang). 
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bkberigen  „Periode  der  staatsbürgerlichen  Freiheit  und  Gleichheit", 
in  welcher  die  Antwort  anf  jene  Frage  selbst  wieder  anders  ab 
in  der  vorheizenden  „stttndisehen  Periode^'  lautete.  Der  gante 
Begriff  der  ^^Gerechtigkeit''  verändert  sich  nnd  offen- 

hart  sich  damit  überhaupt  wieder  als  ein  historischer 
Begrit  f.  Je  mehr  es  geschieht  nnd  im  Volksbewusstsein,  daher 
im  Rechtsgeftihl  der  Nation  zur  Geltung  kommt,  desto  grössere 
Veränderungen  in  der  Besteuerung,  bez.  in  der  Steuervertheiiang 
werden  eintreten,  nm  die  Postulate  der  Allgemeinheit  und  Gieicli- 
mttssigkeit  in  der  neuen  Weise  zu  verwirklichen.^) 

In  den  folgenden  Aheehnitten  Uber  Allgemeinheit  und  CHeieli- 
mSssigkeit  der  Besteuerung  wird  wie  schon  in  den  fkuheren  Er- 
örterungen ttber  Einkommen-  und  (eigentliche)  Kapitalbesteuennig 
der  Abschnitte  von  den  volkswirthschaftlichen  Steuerprincipien 
stets  der  rein  finanzielle  uud  der  socialpolitiscbe  Gesichts 
puuct  iiir  die  Ver^virklicbung  der  Gerechtigkeit  in  der  Besteuenmg 
unterschieden  werden. 

Hl.  -  §.  400.  Der  Einfluss  der  Entwicklung  der 
privat wirthsehaftlichen  Arbeitstheilnng  und  der  Tech- 
nik auf  die  Anwendung  der  Prineipien  der  Allgemeis- 
heit  und  Gleiehmftssigkeit  der  Besteuerung.*) 

Btt  der  praetischen  Verwiikliehung  der  beiden  Postulate  der 
€krechtigkeit  muss  endlich  auf  die  eintretenden  Veiilnderangen  io 

*)  S.  Stein  I.  414  ff.,  SchmoUer,  pranas.  Fbunzepocheii  S.  US,  diennrbode 

die  Frage  m.  E.  noch  etwa:»  zu  klein  und  nur  in  Beziehung  auf  einzelne  Stcu(■^ 
fragen  (Steuerfreih«  it  dos  Existenzminimums,  Kampf  gegen  indir.  Bestcuer.,  pr<>er'*> 
Steuerfusäj,  nicht  im  Zuä.hang  mit  dem  ganzen  Procoss  der  Eiukommeuvcrtheiiuii^ 
imd  der  historischen  Verinderong  der  Kechtebasis  daftr  anfbssen.  —  Gans  schvscb 
u.  unwissensrhafttkh  ist  es  natürlich,  mit  dem  grossen  Haufen  blinder  Antisocialiston 
die  „bedenklichen"  Stcucrforderungen  in  Bezug  auf  indirecte  Verbrauchssteuern, 
Steuerprogresaiou ,  Vermugenüsteuer  u.  s.  w.  dem  „Sucialismuä''  zur  ,^chuid"  zn 
sehieben,  etwa  gar  einzelnen  ,3oci«listen*'  n.  deren  .^Agilatian**.  Vtefanehr  haiMt 
♦'S  sich  eben  auch  hier  wie  im  Socialismus  tlberhaopt  nm  gewisse  Anschauungen  and 
Forderungen,  die  mit  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Besitz-  und 
ErwerbsTerhältnisse  und  nicht  minder  mit  der  wachsenden  Einsicht  io  d«D 
Zusammenhang  der  Ökonomischen  Dinge,  mm.  anch  in  denjenigen  von  «JEechr*  ond 
„Wirthschaft"  nolhwi  ndiir  entstehen.  In  letzterer  Hinsicht  sind  die  Klagen  wider  den 
.4)octiinansmas*'  derjenigen,  welche  den  „unbedeutenden  Lasten"  der  indirecten  Ttf* 
branchsstenern  Nachtheile  zuschreiben  und  Abhilfe  in  gewissen  Stcaerreformeu  Ter> 
inngcn,  gerade  so  berechtigt,  wie  etwa  die  Klagen  es  wären,  daas  die  gcwonueu' 
Einsicht  der  mod-mcii  Naturforscher  über  die  (Jefahr-'n  der  ..im  Kleinen,  alter  täglich 
wirkenden"  elementaren  Lebensbedingungen  der  BeTölkerung  (Luft,  Wasser,  Ucht, 
Nahrungsmittel- Qualität)  immer  wieder  ron  Nenem  die  Innere  Verwaltung,  ;»peeieD 
die  Sanitltspolizei,  an  „onbeqnemen''  Reformmassregeln  nOthigen. 

Ein  bisher  noch  !<ehr  wenig  beachteter  Punct.  Am  Besten,  Schärfsten  und 
Geistvollsten  wieder  Kodbertus  in  s.  Aufsätzen  Uber  Natökon.  des  claüs.  Alterthumä. 
S.  0.  §.  352  Note  34.  NIhens  erst  im  8.  Hauptabschnitt  Tom  Steaenystem,  §.  439  C 
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der  Arbeitstheilaiig  und,  vielfach  im  ZaMmmenhaiig  damit, 
in  der  Technik  der  Prodnetion  Rüekaieht  genommen  werden. 
Die  BesteveruDg  bat  sich  demgemftss  immer  cn  TerUndern,  nm 

gerecht  zu  werden  oder  zu  bleiben:  eine  besonders  schwierige 
Aufgabe.    Wie  zu  diesem  Zweck  zu  verfahren  ist,  muss  in  der 
Lehre  von  der  Bildung  und  Entwicklung  des  Steuersystems  und 
der  iSteucrarten  näher  erörtert  werden.   Hier  genügt  es,  einige 
Hanptpunctc  mehr  beispielsweise  hervorzuheben.  £8  iBt  dabei  an 
den  Sats  in  §.  352  ansnluttpfen ,  daee  das  Stenenyetem  mit  der 
Geetalftong  des  privatwirtiisehaftlichen  Systeme  zusammenhängt 
Je  einfacher  die  WirtfaschaftsTerhlUtnisse,  je  veniger  eair 
widLelt  die  Ärbeitstfaeilnng,  je  mehr  eine  einzige  oder  wenige  wirth- 
scbaftlichc  Beschäftigungen  von  allen  Familien  betrieben  werden 
und  je  gleichmässiger  dabei  die  Technik  ist,  desto  einfacher  kann 
auch  die  Besteuerung  sein,  ohne  gegen  die  beiden  Grundsätze  der 
Gerechtigkeit  wesentlich  zu  Verstössen.    Gleiche  Personalsteuem, 
gleiche  Orandstenem  Air  gewisse  agrarische  Einheiten  entsprechen 
Mer  einigermassen  diesen  Grandsätzen.  Die  Einkommen-  und  Ver- 
mOgensTcrschiedenheit  ist  nicht  so  bedentend  hei  der  Hasse  der 
berechtigten  Volksgenossen.  Ansser  dem  Ackerhan  weiden  kanm 
andere  Gewerhe  seihständig  bemfimiäsBig  hetrieben;  Rohstoff- 
erzeugung und  Verarbeitung  („Fabrikation")  sind  in  Einer  Wirth- 
schaftseinheit  verbunden  (antike  Oikenwirthschaft ,  mittelalterliche 
und  noch  neuere  Bauernwirthschaft,  ehemalige  Frohnhofwirthschaft). 
Die  Productionstechnik  ist  im  Ganzen  bei  Allen  die  gleiche,  z.  B. 
un  Ackerbau ,  daher  eine  wesentliche  Verschiedenheit  des  Verhält- 
UBBes  von  Roh-  und  Reinertrag  in  den  einzelnen  Wirthschaften; 
mir  nach  BodengfltCy  was  leichter  annähernd  herttcksichtigt  werden 
kann;  Das  Kationaldnkonmien  vertheilt  sich  noch  in  yerhältniss- 
mSmg  einfhcher  Weise  als  Einzeldnkommen.  Namentlich  kann 
eine  rohe  allgemeine  Grundsteuer  diese  Einkommen  relativ  leicht, 
sicher  und  genügend  gleichmässig  treffen.    Die  weite  Verbreitung 
solcher  Steuern  (neben  etwaigen  Personalsteuern,  die  sich  bei  ge- 
wissen Classenabstaiungen  mit  der  Grundsteuer  verbinden  können) 
in  älteren  Zeiten  und  in  Ländern  auf  der  Stufe  des  „Agricultur- 
•taates",  die  lange  Daner  dieser  Stenern  ohne  wesentliche  Ver- 
indening  nnd  das  Fehlen  anderer  directer  Stenern  erklärt  sieh 
ifimm  anch  mit  daraus,  dass  eme  derartige  Besteuerung  nicht  all- 
n  lehr  d«i  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  widen^richt 
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Mit  der  Anf  Utoimg  der  alten  Wirtbschaftsverhftkiiiflse  und  «H 
der  Entwiddiiiig  der  ProdnotloiiBtecbiiik  wird  das  anders.  So  im 
Alterthnm  mit  der  Auf  U^song  der  agrarisoh-indastrieUen  und  selbst 
-mercantUen  Wirthschaftseinheit  des  Oikos  (mit  Sclavenbetrieb), 

(lamaLs,  im  Mittelalter  und  vollends  in  der  Neuzeit  mit  der  Trennang 
ländlicher  und  städtischer  Arbeit,  mit  der  Trennung  von  Rohstoff- 
gewinnung, ÖtoftVerarbeitung  und  Handel  und  mit  der  AusbildiiDg 
selbständiger  ßerute  dafür  sowie  mit  der  weiteren  BerutsarbeiU- 
theilnng  innerhalb  der  Gewerbe,  des  Handels,  mit  dem  Empor- 
kommen selbstilndiger  liberaler  (Erwerbs-)  Bemfe,  aueh  mit  der 
Soheidnng  von  ,,Kapital  und  Arbeit''.  Hier  wird  neben  der  eiii- 
faeben  alten  Grondslener  eme  weitere  Reibe  von  direeten  Ertragi- 
and  Personal-  oder  Einkommenstenem  nnd  selbst  von  indiredeD 
Verbrauchssteuern  nothwendig,  um  das  Einkommen  anderer  (Massen 
als  der  Grnndeigenthümer  und  Bauern  zu  treffen.  Das  verlangt 
auch  die  0  c rcchtigkeit,  denn  jetzt  zersplittert  sich  das 
Nationaleinkommen  in  immer  mehr  verschiedenartigere  Einzelein- 
kommen ,  es  differenzirt  sich  qualitativ  und  cjuantitativ  stärker. 
Die  Geschiebte  der  Steaerarten,  z.  B.  im  altrömiscben  Kaiserrnch 
wie  in  der  Nenxeit,  liefert  ancb  den  Beleg  ftlr  diese  Tendens  nseh 
Speeialisirnng  der  Bestenernng  in  Folge  der  Speeiali- 
sirnng  der  Erwerbsbernfe.  Die  Entwieklnng  der  Teehoik 
nnd  die  verschiedene  Technik  in  ein  und  demselben  Gewerbe, 
namentlich  auch  beim  Ackerbau  (Ackerbausysteme),  bei  ver- 
schiedenen Wirthschaftern  macht  aber  lerner  die  eine  einfache 
Steuer,  z.  B.  die  alte  Hufensteucr,  oder  die  Flachen  Grundsteuer 
unzulässig,  gerade  auch  vom  Standpnncte  der  vertheilenden  6e* 
reobtiglLeit  ans.  Daher  hier  die  Stenerreibrmen,  z.  B.  die  feineres 
Kataslersysteme  der  Grundsteuer ,  der  ClassensebematismuA  der 
Gewerbesteuer. 

Je  weiter  diese  tfkonomisebe  nnd  teebnisehe  Entwicklung  geht, 
desto  weniger  reicht  daher  eine  einfache  Besteuerung,  etwa  gar 
durch  eine  „einzige  Steuer"  aus,  um  die  beiden  Postulate  der  Ge- 
rechtigkeit zu  erfüllen ;  desto  mannigfaltiger  und  wechselnder  mnss 
vielmehr  die  Besteuerung  werden.  Die  Steuergeschichle  bestätigt 
diesen  Satz  auch  durch  ihre  Thatsachen.  Dersell)e  ist  im  wahren 
Sinne  des  Wor^  „realistisob^'  begründet.  Er  steht  freilich  in 
Widerspruch  mit  maneben  modernen  Ansehaunngen  und  Forde- 
rungen in  Besng  auf  möglichste  „Einfaohheit''  der  Besteuerung. 
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Eine  solehe  Einfaohfaeit  scheitert  ob&eMii  as  den  Btenertechnischen 

Schwierigkeiten  und  am  Finanzbedarf  des  entwickelten  Gemein- 
wesens. Sie  würde  aber  vollends  in  unserer  heutigen  Gestaltung 
des  privatwirthschattlichen  Systems  auch  der  Gerechtigkeit 
nicht  eutsprechen. 

6.  Abschnitt. 

HL  Die  Principien  der  Gerechtig:keit  oder  der  gerecliten 

StcuervenlicUiiiig. 

B.  XHa  Allgräuiiiheit  der  Basteneruig. 

Die  „Aligememheit"  der  Besteuerung  ist  ?oa  deu  neueren  IrmaaztheoreuJierii 
gsvOhnUdi  ansdrttckUcli  neben  der  „GldehmiMigkeif '  aln  Püncip  ond  Pwliibt  der 

tiflieclitigkeit  aufgestellt  worden,  z.  B.  von  Rau  I,  §.  250,  von  Offlpfenbach  1, 105. 

Aber  meistens  hat  man  sich  bisher  «laiiiit  bep^nügt.  «li»^  närhst  liegenden  Consequenzf'ii 
for  (iic  Besteuerung  aller  StaabbUrger  au:i  dem  Prmcii)  zu  ziehan,  ohne  sich  der 
vetteren  grossen  Soiwierigkeiten  einer  ceneeqnenten  Doielifillinnig  deaielben  «diOA  in 
der  Theorie,  geschweige  in  der  Praxis,  auch  nur  klar  bewusst  zu  Verden.  So  wild 
denn  nur  etwa  die  gesetzliche  Steaerfrcihoit  bevorrechteter  Stände  verworfen  u.  deren 
gesetzliche  Beiieitiguug  verlangt.  Auch  dabei  wird  aber  Übersehen,  daäs  man  es  hier 
gonde  nur  mit  einer  Bechlsforderanir  in  der  ^tantabttigerl.  Periedel''  bcdm  Uebergang 
iie  der  „ständischen"  zu  thun  hat.  Ebenso  wird  etwa  die  Frage  der  Freiheit  der 
Irmereu  Classcn  von  fjcwisscu,  namciitlii  h  vou  ili!'  <  t'  ii  Pcrsorialsteuern  aus  dem 
(ieächbpunct  der  Billigkeit  u.  der  steuertechn.  Zweckmässigkeit  erörtert.  Eine  tiefere 
AnlEuBang  dieser  Frage  vom  histofischen  u.  socialpolidBcben  Standponete  ans  nnfter- 
Meibt  gleichfalls.  In  ler  ,,:iIIi;oiii.'inen'"  Sttuerlehro  fehlt  somit  bisher  eine  genügende 
ÜBtersachtintr  dos  Princips  der  Allgemeinheit  grösstentheils ,  selbst  bei  den  neuesten 
und  besten  Autoren,  wie  bei  Stein.  Das  ist  aber  ein  Maugel,  welcher  durch  das 
selegeotUche  Eingdien  nnf  die  Frage  bei  eintelnen  Stenern  in  der  „speciellen'* 
StfU-rlohre  nicht  f^ohörii^  ersetzt  wird. 

Begreiflich  wird  dieser  Mangel  in  der  Theorie  allerdings  durch  die  Sachlage, 
vdche  bb  vor  Kurzem  in  der  Praxis  bestand,  wie  dies  im  Text  des  ^.  tol  näher 
dvgdegt  wird.  Erst  in  specifisch  modernen  Verhältnissen  wurde  die  rationelle 
ud  consequcntc  Durchfuhrung  des  Princips  so  schwierig  u.  strittig.  Erst  jetzt  liegt 
daher  hier  ein  eigentliches  Problem  auch  für  die  Theorie  vor.  Namentlich  der 
iatemationjie  Personenverkehr,  das  Enrerbegeeellschaftswesen ,  der  locale  Personen- 
Tetlebr,  die  Auflösung  der  alten  Gemeindeordnungen«  die  dgenthomliche  SteUonf 
der  „Forensen"',  il  r  juristischen  Personen  in  der  Commune  u.  A.  in.  fillirteri  hier 
Fragen  der  richtigen  Besteaening  mit  sich,  welche  auch  in  der  Theorie -oft  schwierig 
nniig  XQ  enlMsbeiden  waren.  Ohne  Zweifel  knnn  nnn  Ibnchee  nnr  im  oonoieten  FalC 
Ar  die  Besteuerung  eines  bestimmten  Landes,  u.  nur  für  bestimmte  einzelne  Steuern 
^nd^iitig  richtig  entschieden  werden.  Es.  hat  deslialb  auch  seine  guten  (Jründe.  d.iss 
ooch  gegenwartig  bezügliche  Erörterungen  meistens  nur  in  der  speciellea  Stouer- 
labre  n.  nnmentUch  fttr  gewisse  besondere  YerhSltnisse,  wie  fttr  das  Commnnal- 
steaerweten  und  in  Bezug  auf  die  Gesell  schafton,  angestdlt  werden.  Ein  Ver- 
soch  einer  eingehenderen  zusammenfassenden,  principiellen  Behandlung 
aller  einschlagenden  Fragen  in  der  allgemeinen  Steuerlehre,  wie  ich  ihn  in  diesem 
AWchnitle  nntemehme.  ist  m.  W.  bisher  In  d.  finanswias.  Systemen  noch  nicht 
angestellt  worden.  Im  j-  tzigen  Stadium  der  Entwicklung  der  Wissenschaft  u.  der 
Steuer])raxis  darf  er  aber  ui.  E.  nicht  mehr  untctM-  iben.  Es  handelt  siel»  dabei 
diDu  aber  in  der  That  um  die  folgerichtige  Durchführung  des  Princips  der  „All> 
lemeioheit^,  nnter  das  alle  jene  Einxelfngen  sn  snbiomiren  sind. 

Von  diesem  fJcsichtspunct  aus  ist  mit  Kecht  A.  Held  in  s.  Eink.st.  S.  l."??— 143 
u  diese  Fragen  herangetreten,  indem  er  dabei  die  Staats-  u.  die  Gommunaibesteue* 
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rang  nod  vorachiedene  Kategorieen  von  Steaersabjecteii  in  jeder  ron  beiden  nnter- 
scheidet.  Der  Zweck  seines  Werks  brachte  eine  eingehendere  £rOrteranf  dieeet 
Pnncte  nicht  mit  sich. 

Sooft  ist  b«8.  auf  die  Communalstenerliteratur.  nam.  auf  die  SchriAen  Qbv 
das  Conuniinalstf'uerwesen  cin/selner  Länder  u.  Uber  die  Einrichtung  «inielner  direcler 
Stenern ,  wie  der  Ertrags-  und  Einkommenstouern  für  die  Commune ,  femer  auf  die 
Erörterungen  Uber  die  Bestenening  der  Erwerbs-,  nam.  der  Actiengesellschtftei 
in  d.  Litentar  zu  verweisen.  In  der  Commune  (der  Ortsgemeinde  wie  dun  grrös&ereu 
Selbstverwalt.körpern.  Kreis,  Bezirk.  ProTinz)  ergeben  i>i»  h  liei  der  Durchfuhrung  dci 
Ertrags-  u.  der  Einkomjneniteaem  Conilicte  mit  anderen  Communen  u.  fOr  den  Be- 
steuerten drolit  Doppolbesteoennf.  Bei  der  Actiengesellschaft  ift  die  Ve^ 
bchiedenheit  des  Domicils  der  Gesellschaft  n.  des  Wohnsitzes  der  Acüoniffe«  dm 
das  Vorhandensein  von  Zweigniederlassungen  Ursache  8<  hwif>rig:er  <  ontroTorsen  der 
Besteaerung.  Stein  behandelt  anffallender  Weise  diese  tragen  m  ailg.  Theii,  im 
«jSteiienreseB  der  SellMtrMwaltiuig''  (I,  547—568)  nicht,  nor  tairz,  mit  BerOlir.  der 
Fnge  der  Besteuer.  der  Gesellschaften  n.  Vereine  in  a.  Lehre  r.  Steuersubject.  4.  L 
I,  434  ff.  Bes.  lehrreich  sind  manche  Ausführungen  in  den  Zehn  Gutachten  des  Ver- 
eins f.  Socpolit  Ober  d.  „Commanaistenerfrage'' ,  (.Nr.  XII«  Lpz.  1877),  2.  TL.  ui 
niherar  Annillpf.  an  d.  prevea.  Teihlltiiise,  vo  naeh  der  OeataRnnf  dea  Staat»*  «. 
GoBinranalsteuerrechts  die  Streitfragen  über  Besteuer.  d.  Forensen .  Jurist.  Personen 
einschliesslich  d.  Gesellschaften  u.  s.  w.  Ikjs.  verwirkf  it  sind.  Am  WcrthvoUsten  f.  die 
principielle  Seite  der  ControTerseo  ist  das  rortreifi.  (jutachtca  v.  Nasse,  S.  269  ff^ 
Uber  d.  preMa.  Veihihiiliae  aacih  daa  Emst  Meier,  bes.  S.  JOO  IT.  Idi  habe  ia 
den  Thesen  meines  Referats  über  d.  Comm.8t.frage  Stellung  zu  den  Fragen  genommen. 
8.  d.  Verhandl.  d.  Ver.  f.  Soc.polit.  in  1S77.  (Nr.  XIV)  These  12  (S.  24  .  u.  darüber 
im  Referat  S.  17  ,  eingehender  in  d.  selbst&nd.  Ausgabe  meines  ausgearb.  Referats. 
..Die  Comm.stfrag|er  (Ljpa.  1878)  S.  S5  nnter  Nr.  VIII.  S.  auch  das  Referat  des 
damal.  Corref.  Bürgermeister  W  e  c:  n  e  r .  Verhandl..  hes.  S.  50.  üeber  jene  Gutachten, 
auch  in  Betr.  des  hiehergohOr.  Punct.s,  Neumann,  im  Jahrb.  d.  D.  Reichs,  1$<7, 
S.  589  ff. ,  bes.  über  Nasse  S.  597.  Aus  d.  Liter,  üb.  Commonaibest  s.  anch  die 
principiell  scharfe  Sehr.  t.  R.  Fried  hur  g,  d.  Beateoer.  d.  Qemeiaden,  BerL  1S77, 
V.  Bilinski's  Gem.besteuer.  Lpz.  187S,  den  preuss.  Coinmunalsteuergesetzentwurf 
T.  1877,  nebst  begleitender  Denkschr.  (darüber  u.  A.  Friedberg,  a.  a.  0.  S.  96 ft^, 
z.  B.  in  d.  Ausgabe  r.  0.  Kotze,  Berl.  1877.  Anch  d.  anonyme  Sehr.  ,j.  Ealw. 
eines  Ges.  lib.  Comm.steu.  u.  s.  w.",  Lpz.  lb7S.  —  Ueber  „die  Bestcner.  d.  Actien- 

Sesellscbaft(  II  in  Verbind,  aut  d.  Gem-beateaer.",  a.  K.  Dietzeia  Schrift  anter 
iesem  Titel,  Köln,  1859. 

Im  folcendeii  Abadudtt  hommt  nur  der  Btandponct  der  allgemeinen  SteBe^ 
lehva  BOT  Geltnng,  daher  handelt  es  sich  wieder  nur  um  die  principielle  "Et- 
Ortening  der  Fragen,  nicht  um  die  Entscheidung  dersellwn  in  der  bisherigen  Gesetz- 
gebnng.  Darauf  wird  anch  hier  nnr  gel^entlich  n.  beispielsweise  eingegaogeo. 
wettern  daiftber  gehftrC  nach  der  ByatemaliK  dieaea  Weifca  erst  in  d.  apecielle 
Staaeriehre.  In  principieller  Hinsicht  ist  dann  wieder  die  Unterscheidung  des  rein- 
finanziellen  u.  des  socialpolitischen  Standpunkts  von  öfters  durchgreifendei 
Bedeutung,  so  in  der  .Frage  von  der  Stenerfreihuit  des  „Exlstenzmiiiimums Mebr- 
fkdi  iat  im  Felgenden  a«di  an  Abaeha.  S  über  d.  8teaeri|iiene  aankmipfeB. 

I.  —  §.  401.  Das  Problem.  Der  Grundsatz  der  Allgemein- 
heit der  Bestenerung  wird  jetzt  für  die  gegenwärtige  Zeit  der 
modernen  Culturv^ölker  in  Betrachtung  gezogen,  also  lür  die  „staats- 
bürgerliche Periode  der  persönlichen  und  politischen  Freiheit 
und  Qleiohheit  der  ganzen  Bevölkerung,  im  Unterschied  von  der 
Mheren  „ständisehen'*  Periode.  E»  iet  dabei  aber  flbenll 
Besag  auf  die  GonseqQensen  dee  eoeialpolitisebeii  Besteaeniiigs- 
StaadpanetB  and  aof  die  ,,8oeiale''  Epoehe  der  Besteaening  n 
nehmen,  in  die  wir  eintreten. 
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Der  Grundsatz  der  AUgemeinlieit  erscheint  in  der  staatsbürger- 
lichen Periode  für  die  Staatsangeliürigen  (Staatsbürger)  selbbt  als 
ein  keines  weiteren  Beweises  bedürftiges  Axiom.  Bei  der  An- 
wendung des  Princips  kann  daher  der  Ausgangspunct  in  dem 
2Satze  genommen  werden,  dass  die  Besteuerung  eine  allgemeine 
staatsbürgerliche  Pflicht  sei  und  als  solche  zunächst  die 
(sellMttndigen)  physischen  Personen,  welche  Staatsbttrger 
sind,  treffen  mlisse.  Dieser  Sats  ist  anch  der  Kern  des  modernen 
Bestenernngsrechts.  Bei  der  Durchführung  des  Princips  der  All- 
gemeinheit muss  die  Bestenemng  aber  gerade  um  ,,gereoht"  zu 
sein  und  um  sieh  den  verwickelten  Verhältnissen  des  Lebens  an- 
zupassen, u.  A.  namentlich  auch,  um  die  Bedingungen  wirthschaft- 
licher  Concurrenz  möglichst  gleich  zu  stellen,  vielfach  über  jenen 
Kreis  von  Personen  hin  aus  greifen.  Mehr  und  mehr,  theils  aus 
fiscalischer  Tendenz,  theils  in  der^nseqoenz  des  Princips,  ist  das 
Bestenerangsrecht  anch  so  rofgegangen.  Anderseits  yeriaogt  das 
pnetlsche  Leben  hie  nnd  da  anch  Einschränkungen  der  Be- 
stenemng innerhalb  des  Kreises  der  Staatsangehörigen  physischen 
F^tsonen,  also  insofern  einen  mehr  oder  weniger  weiten  Verzieht 
anf  die  Durchführung  des  Grundsatzes  der  Allgemeinheit,  theils 
aus  steuertechnischen  Rücksichten,  theils  aus  politischen  und  wirth- 
schaftlichen  Gründen,  mitunter  auch  um  der  Gerechtigkeit  willen. 
Das  moderne  Bestenerungsrecht  ist  auch  solchen  Forderungen  mehr- 
fach nachgekommen.  Insbesondere  kann  der  socialpolitische 
dteneigeeichtspnnct  sn  gewissen  Einschränkungen  der  All- 
gemeinheit der  Bestenemng  führen,  namentlieh  zu  einer  Stener- 
Mheit,  wenigstens  von  gewissen  Stenern,  ittr  die  unteren  nicht- 
besitzenden  (arbeitenden)  Classen,  im  Interesse  der  Ökonomischen 
Schonung  derselben.  Anforderungen  dieser  Art  haben  sich  in  der 
Wissenschaft  schon  mehrfach  gezeigt  nnd  hie  und  da  auch  im 
Stenerrecht  bereits  Geltung  erlangt.  Sie  werden  in  der  Zukunft 
immer  mehr  hervortreten,  wenn  die  Berechtigung  des  socialpoliti- 
adiea  Standpnncts  im  Volksbewusstsein  mehr  snm  Dorchbmch 
konunt  nnd  die  „sodale''  Epoche  der  Beetenemng  neben  der  „Staats- 
Migeilichen''  Plata  greift.* 

Ans  dem  Gesagten  ergiebt  sieh  von  Neuem,  dass  die  wissen- 
lehaiUiche  und  practische  Schwierigkeit  in  der  richtigen  und 
gerechten  Anwendung  des  Grundsatzes  der  Allgemeinheit  liegt 
und  mit  der  blossen  Auf-  oder  Hinstellung  desselben  noch  wenig 
gewonnen  ist  (§.  363.)   Unvermeidlich  muss  bei  der  Anwendung 
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casnistisch  verfAhren  werden.  Das  Princip  der  Allgemeinheit 
ist  auf  die  einselneo  Kategorieen  von  Fällen,  welohe  nach  des 

gegebenen  Wirthschafls-  und  nach  den  allgemeinen  Lebensverhik- 
nissen  unserer  heutigen  Culturvölker  gebildet  werden  niUssen,  mit 
logischer  Conseiiuenz  auzuwendeu.  Dabei  muss  auf  die  practischeo 
Schwierigkeiten  und  anderweiten  Bedenken  und  auf  die  berechtigt 
erBcheinenden  socialpolitisohen  Forderungen  bei  der  Durchfttbniog 
gebührend  Rücksicht  genommen  werden.  Jede  Abweichung  tod 
der  an  sich  logisch  richtigen  Oonseqnens  des  Prindps  ist  dem- 
gemäss  genügend  zn  begründen. 

Die  Theorie  nnd  die  Praxis  haben  sieh  bisher  diese  sehr 
schwierigen  Aufgaben  zu  leicht  gemacht.  Die  erste re  hat  gewOhn* 
lieh  nur  den  Grundsatz  der  Allgemeinheit  hingestellt  und  einige 
der  nächst  liegenden  Consequenzen  daraus  gezogen,  wobei  dann 
auch  wohl  diese  oder  jene  in  Frage  kommende  Ausdehnung  oder 
Eioschränkang  der  Anwendung  des  Princips  erörtert  wurde.  Der 
Mangel  einer  scharfen  Unterscheidung  des  rein  finanziellen  üod 
des  sociaipolitischen  Standpancts  hat  hier  meistens  gehindert,  snr 
Klarheit  su  kommen.  GeschichtUeh  erklärt  nnd  entschuldigt  sioli 
die  ungenügende  Behandlung  des  Problems  in  der  Theorie  indesseo 
einigermassen  ans  den  Verhältnissen  des  Lebens.  Vor  der  grosses 
modernen  rcrsonenbcwegung,  wesentlich  mit  der  Folge  der  neueu 
Comniunlcationen,  bei  der  ehemaligen  weit  grösseren  Stabilität  der 
Menschen,  vor  der  Entwicklung  des  internationalen  Personen  nnd 
Kapitalien  Verkehrs  j  vor  der  neueren  Entfaltung  der  Industrie,  der 
Bildung  der  Erwerbsgesellschaften,  vor  der  Umgestaltung  der  alten 
festen  bürgerlichen  Ortsgemeinde  in  eine  blosse  EinwohneigeoMade 
von  lose  oder  gar  nicht  mit  dem  Wohnort  näher  verbundenen  Per- 
sonen u.  s.  w.  handelte  es  sich  eben  yomemlieh  bei  der  Durch- 
führung des  Princips  der  Allgemeinheit  in  Staat  und  Gemeinde 
um  die  Besteuerung  der  im  Inland  und  in  der  lleimathsgemcinde 
lebenden  phobischen  Personen,  bez.  Staats-  und  GemeindesD- 
gehürigeu. 

Die  Praxis  zeigt  ein  buntes  Chaos  von  Bestimmungeu 
ohne  festes  und  richtig  durchgeführtes  Princip,  im 
Staatssteuer-  wie  im  Gommunalsteuerrecht.  Neuerdings,  eot- 
^reehend  der  grosseren  Verwickeltheit  des  l^rthschaftslebeBSy 
namentlieh  in  Staaten  mit  starkem  Finanzbedarf  nnd  drohendem 
Deficit  offenbart  sich  die  deutliche  Tendenz,  die  Staats-  und  Com- 
muualsteuerpßicht  möglichst  weit  auszudehnen,  auf  alle 
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airaohbaren  physifloben  Personen,  Wirthsohaftsarten ,  Emkommen. 
So  s.  B.  die  immer  energisohere  Bestenerang  der  Ausländer  im 
Staate,  der  Fremden  (Forensen)  in  der  Gemeinde,  des  ans  dem 
Auslände  kommeuden  und  mehr  noch,  weil  leichter  zu  ermitteln, 
des  in  das  Ausland  gehenden  Einkommens  (Couponsteuer!),  der 
Erwerbsgeselisehaften  neben  den  physischen  Personen  u.  s.  w. 
Aber  bei  dieser  Ausdehnung  leitet  oft  mehr  der  blosse  Fiscalismua, 
als  daa  Gerechtigkeitspostulat  der  AUgemeinheit  and  als  die  strenge 
Gonseqnena  in  der  Darehftlhnuig  der  einmal  bestehenden  Stenern. 
In  der  Praxis  fehlt  es  denn  auch  nicht  an  schwierigen  Coatro- 
verseo  auf  diesem  Ctobiete,  selbst  bei  der  Anwendung  der  öfters 
einer  verschiedenen  Auslegung  fähigen,  weil  zu  allgemein  gehaltenen 
Bestimmungen  der  Stcuei'gesetze,  vollends  bei  Fragen  de  lege  ferenda, 
i.  B.  über  die  Einriebtung  der  Cunmiunalbesteuerung .  (ibcr  die 
Vermeidung  sogen.  Doppelbesteuerung  der  Ausländer  und  Forensen, 
ttber  Besteuerung  der  Erwerbsgeselisehaften  n.  A.  m.  ^ j  Der  Mangel 
genügender  theoretischer  Vorbereitung  dieser  auf  die  Anwendung 
des  Grundsatzes  der  Allgemeinheit  sich  bestehenden  Fragen  macht 
lieh  ftlhlbar. 

Angesichts  dieser  Sachlage  und  der  fehlenden  wissensehaft- 
Kehea  Vorarbeiten  ist  die  Aufgabe  in  diesem  Abschnitt  materiell 

und  formell  eine  besonders  schwierige,  zumal  eine  monographische, 
ganz  ins  Einzelne  gehende  liehandlung,  welche  eigentlich  nüthig 
wäre,  an  diesem  Ort  ausgeschlossen  ist.  Manches  kann  auch  erst 
in  der  speciellen  iStenerlehre  erörtert  werden.  An  dieser  Stelle 
bandelt  es  sich  um  einen  Versuch,  die  hauptsächlichen 
Folgerungen  aus  dem  Grundsatz  der  Allgemeinheit 
systematisoh,  ohne  zu  grosses  Detul,  zu  entwickeln  und 
dieselben  zu  möglichst  bestimmter  principieller  For- 
nnlirung  zu  bringen.  Dabei  wird  derjenige  Zustand  zum 
Aüsgangspunet  genommen,  welcher  sich  im  persönlichen  Leben 
niid  in  der  Volkswirthschaft  unserer  heutigen  Culturvolker  im 
privatwirthschaftlichen  System  der  freien  Concurrcnz,  daher  unter 
dem  EinÜoss  der  modernen  liberalen  Social-  und  Wirthschaits- 
gesetzgebnng  gebildet  hat  Mehrfach  ist  bei  der  Erörterung  der 
Folgerongen  aus  dem  Grundsatz  der  Allgemeinheit  die  Staats- 

9 


Vgl.  Q.  A.  die  Gontrorersen  in  Prcusbcn,  in  vielen  Erörterungen  der  in  der 
VorWir.  •  rwahnten  LUentur,  bes.  im  Anschloss  au  d.  dort  genannten  Entimrf  eine» 
Coiam.äteuergesetzes. 
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und  die  Gommanmlbeitoiienmg  wa  nntenefaeiden.  im  Folgende 
werden  die  betreffenden  Fragen  yomemfieh,  aber  niebt  anaacblMSi- 
lieb,  flir  die  entere  nntersnebt  Manehee  Einielne  in  Betreff  der 

Gommunalstener  rnnss  ftlr  spätere  Absebnitte,  besonders  für  die 
specielle  Steuerlehre  zurückgestellt  wcrdcu. 

II.  —  §.  402.  Schematismus  der  Durc htti hruug.  Den 
Erörterungen  über  die  Anwendung  des  Grundsatzes  der  AUgemein- 
beit  lässt  sich  folgendes  Schema  zu  Grande  legen: 

A.  Die  Staatsbesteaemng  der  physischen  Personen  oder 
ibrer  Wirtbsehaften;  der  Individnal-  and  Familienwirth- 
scbaften,  bes.  der  selbständigen  Wirtbsebaftsbänpteri 
d.  i.  der  Familienb&npter  ond  der  fttr  sieb  lebenden  Ein- 
zelnen. Hier  sind  zu  nntenebeiden: 

1)  Staatsangehörige. 

a)  Im  Inlande  lebende,  bez.  regelmässig  wohnende. 

b)  Im  Auslande  wohnende. 

2)  Ausländer,  welche  im  Inlande 

a)  wohnen,  d.  h.  sich  dauernd,  oder 

b)  leisen,  d.  b.  sich  vortlbergebend  aaf  halten. 

analoges  Sebema,  nut  Untersebeidnng  der  „fiinbeimi- 
seben^  („OrtsangebOrigen'S  »Domieilirten'O  und  der  Ortsfremdes 
lässt  sieb  flUr  die  Gommnnalbesteneruug  anfetellen.  Die  Sehei- 
dung  der  Kategorieen  wird  aber  durch  die  Gestaltung  des  besflg- 
liehen  Ortsbürger-,  lleimaths-  und  Niederlassongsrecbts  b6ein^iu&8^ 
daher  etwas  veränderlich. 

B.  Die  Besteuerung  anderer  Wirthschatlten ,  nemlich  von 
juristischen  Personen,  gewissen  Erwerbsgeselisehaften ,  be- 
sonders AetiengeseUsebaften,  Ck>rporationen,  gewissen  VereuMS, 
aneb  der  Zwangsgemein wirtbseliaften  selbst,  nemlieb:  des 
Staats  in  der  Gommnnal-,  der  Gemeinde  in  der  Staati-, 
ProTinsial-,  Kreisbestenerong  nnd  in  derjenigen  der  anderen 
Gemeinde  u.  s.  w. 

Für  die  Staatsbesteuerung  sind  auch  hier  mitunter  in-  und 
ausländische  solche  Wirthschaften  (z.  B.  Actiengesellschaften)  zu 
onteiscbeiden«  Ebenso  l'ür  die  Communalbesteuerung  (i.  w.  S.j 
orts-,  bez.  kreis-,  provinzialan gehörige  nnd  fremde,  d.  1l 
solebe,  welebe  anderswo  ihr  Domieil  haben. 

G.  Die  Bestenemng  des  Einkommens  der  Personen  sebleeht- 
weg,  mit  folgender  genauerer  Oasoistik: 
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1)  Das  £iDkommen  der  im  Inlande  wohnenden  (bez. 
donucilirten)  SUatsangehOrigen  ans  dem  InlandOi  —  der 
NormalfalL 

Das  Einkommen  derselben  Personen  ans  dem  Ans- 
tände, —  z.  B.  Zinsbezug  aus  der  Fremde  (internationale 

Werthpapiere?). 

3)  Das  Einkommen  der  im  Ausland  wohnenden  Staats- 
angehörigen aus  dem  In  lande,  —  z.  B.  Rentenbezug  des 
einheimischen,  aber  „absentüstischeu^^  Groudbesitzers  (Irland) 
England,  Kussland!). 

4)  Das  Einkommen  der  im  Ausland  wohnenden  Staats- 
angehörigen ans  dem  Auslände,  —  z.  B.  des  deutschen 
KanimannSy  der  in  Ameriea  etablirt  ist,  aber  Reichsangehöriger 
blieb. 

5)  Das  Einkommen  der  im  Inlande  wohnenden  Auslän der 
aus  dem  Inlande  —  z.  B.  der  eben  erwähnte  Fall,  vom  anierica- 
üischen  Standpuncte  aus. 

6)  Das  Einkommen  derselben  Personen  aus  dem  Aus- 
lande, —  z.  ^B.  der  Fall  englischer  und  russischer  „Absen- 
tüsten^'  bei  uns. 

7)  Das  Einkommen  der  im  Auslände  wohnenden  Aus- 
linder  ans  dem  Inlande,  —  z.  B.  der  inlftndische  Zinsbezug 
solcber  Fremden  ans  unseren  Staatspapieren. 

Alle  diese  Fälle  spielen  im  neueren  Besteuerungsrecht  eine 
Rolle.  Mehrfach  hat  man  nach  allen  diesen  Seiten  die  Besteuerung 
auszudehnen  gesucht.  Es  bleibt  nur  der  Fall  übrig:  Besteuerung 
des  Einkommens  der  im  Ausland  wohnenden  Ausländer  aus 
dem  Auslande,  —  ein  Einkommen ,  das  die  heimische  Be- 
steoemng  gewöhnlich  nicht  treffen  kann,  aber  doch  mitunter  zu 
tnMsü  sncht  und  gelegentlich  wirklich  trifft,  z.  B.  wenn  Binftihr- 
xBlle  Ton  ausländischen  Waaren  theilweise  vom  fremden  Prodn- 
eenten  oder  Verfrachter  (Eisenbahn,  Sehiffbr)  getragen  werden.') 

Für  einzelne  Steuern  ist  diese  Casuistik  mitunter  noch  weiter 
zu  fuhren,  z.  B.  in  Bezug  auf  „Reisende". 

*)  In  <lt  ri  neuesten  deubchen  Zollreformen  spielte  eine  <olchr  Mot^lichkeit, 
«ierea  YervirLiichuug  unter  gewissuu  Umständen  nicht  unbedingt  zu  be^treiteu  ist, 
^ofar  eine  ^ewüne  amie  in  der  BeweisfllhTang ,  so  bei  der  Frage  dee  Getreide-,  bei. 

Roggenzolls,  Seitens  der  Kegicrangsvertreter  in  d.  parlament.  Debslten  v.  1S78 — 79, 
«dbrt  in  »mtl.  Actenstücken.  Su  lieisst  es  in  dem  Bisuiar«  k'schen  Finanzprogr.  v.  l.>.  Dec. 
187S:  in  gewissen  Fallen  werde  der  ausländische  i'riHlucent  den  Zoll  ganz  oder  theil- 
«rin  tnf  sieli  wkmm  mfintn. 


,102  3.B.  2.K.  I.A.  AUg.8tea6iL  2.H.-A.  6.A.  Al]geiiMiDh.d.8t«oeni.  §.401.403. 

Ein  analoges  Schema  lässt  sich  wieder  iHr  die  Commnnal 
besteaening  aiifsteUeii.  Es  ist  praclisch  oft  noch  wichtiger,  weil 
der  Personen-  und  Kapitalienverkehr  innerhalb  des  heimiicheii 
Staats,  zwischen  den  Provinsen,  Kreisen,  Oemeinden  gewöhnlich 

noch  lebhafter  als   der  betreffende  internationale  Verkehr  ist 

Einige  der  schwierigeren  Controvcrseu,  z.  B.  über  die  Besteueruug 
der  „Forensen",  liegen  gerade  hier. 

D.  Besteuemng  der  inländischen  Ertragsqnellen  f&r 
die  Erträge,  welche  wirklich  oder  vermeintlich  ans  ihnen  fliessen 
oder  fliessen  können.  Hier  hat  man  es  mit  den  sogen.  Ertrags* 
steuern  zn  thnn,  wo  die  Röcksicht  auf  die  den  Ertrag  beziehende 
Person  ganz  oder  grossentheils  zurückzutreten  vermag.  I>ei  den 
beiden  reinen  Real  steuern  dieses  Systems,  der  Grund  und 
Gebäudesteuer,  ist  die  Allgemeinheit  der  Steuer  in  der  Staats- 
besteuerung, einerlei  ob  es  sich  um  In-  oder  Ausländer  handelt, 
und  gewöhnlich  auch  in  der  CommunalbestenernDg,  mögen  die 
Eigenthttmer  Ortsangehörige  oder  Ortsfremde  sein,  kanm  strittig. 
Zur  Frage  kann  die  Steuerfreiheit  kleiner  Ertragsqnellen  (s.  B. 
bei  Grundbesitz,  namentlich  bei  Häusern)  kommen.  Fttr  die  Ge- 
werbesteuer gestalten  sich  die  Verhältnisse  zwar  nicht  ganz 
gleich,  aber  doch  ähnlich  wie  bei  den  genannten  Realsteueni. 
Schwierigkeiten  entstehen  t'llr  die  (' oni  ni  n  n  al  bcstenerung,  z.B. 
bei  einem  (Icwerbcbetriebe,  welcher  sieh  über  mehrere  Gemeinden 
erstreckt,  dann  bei  dem  Oewcrhebetrieb  durch  Actiengesell- 
Schäften  u.dgl.  m.  Bei  der  Kapitalrentensteucr  ist  es  leichter, 
anzugehen,  welche  Anwendung  der  Grundsatz  der  Allgemeinheit 
principiell  finden  sollte,  als  diese  Anwendung  nun  durchzuftthreo. 
Bei  der  Staats-  wie  der  Communalbestenerung  ergeben  sich  hier 
dem  „fremden"  Eigenthttmer  der  Renten -Ertragsquelle  gegenfiber 
nianehc  Schwierigkeiten. 

Statt  oder  neben  diesen  Ertragsstenern  kann  aber  aocb 
noch  eine  Einkommensteaer  bestehen,,  welche  die  Erträge  bei 
den  diese  als  Einkommen  beziehenden  Personen  treffen  will. 
Dann  kommt  wieder  das  unter  G  aufgestellte  Schema  von  Fällen 

zur  Anwendung. 

EL  Endlich  ist  noch  die  (nominelle  wie  reelle)  Vermögeos- 
bestenerung  hervorzuheben.  Soweit  das  Vermögen  hier  in 
Ertragsquellen  besteht,  jedenfalls  die  practisch  wichtigsteii 
Fälle,  trifft  das  unter  der  vorigen  Rubrik  Bemerkte  zu.  Die 
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Bestenernng  des  blossen  Gebranchsyermögens  ist  zn  untergeordnet, 
als  daea  sie  hier  noch  beaonderB  berttcksiehtigt  werden  mflBste.') 

Im  Folgenden  werden  nnn  der  Reihe  nach  die  Fslle  cier 
enten  nnd  damit  gleich  in  Verbindung  diejenigen  der  dritten/ da- 
rauf die  Fälle  der  zweiten  Kategorie  erörtert  Die  Fälle  der 
vierten,  bez.  fUiifteu  Kategorie  kommen  nur  nebenbei  mit  zur 
Sprache,  was  für  unsere  Zwecke  an  dieser  Stelle  genügt. 

III.  —  §.  403.  Die  Durchführung  des  Princips  der 
Allgemeinheit  der  Besteuerung. 

Das  vorausgehende  Schema  deutet  bereits  an,  wie  das  Princip 
dar  Allgemeinheit  nicht  durchgeitlhrt  werden  kaan,  nemlich  nicht 
Tennittelst  einer  einzigen,  wie  immer  denkbaren  Steuer,  mag  es 
neb  mn  die  Staats-  oder  am  die  Commnnalbesteaerung  handeln 
(§.  3^0).  Eine  solche  „einzige  Stener*'  kann  sieb  vollends  nicht 
der  heutigen  Tersonenbewegung,  dem  Landes  und  Ortswechsel  der 
Menschen,  den  modernen  wirthscbaftlichen  Verhältnissen,  der  Ver- 
wicklung der  Eigenthumsvertheilung  und  der  manchfachen  obliga- 
torischen V^erbindungeu  unter  den  einzelnen  Bewohnern  eines 
Landes  und  'dieser  wieder  mit  Ausländem  anpassen.  Sie  wUrde 
daher  ebenso  sehr  den  Forderongen  der  Gereehtigkeit  wie  den- 
jenigen der  Volkswirthschaft  widersprechen.  Es  ist  wichtig,  dies 
aaeh  hier,  wo  es  sich  um  die  Verwirklichung  eines  Postulats 'der 
Gerechtigkeit  handelt,  zu  constatiren. 

In  der  Staats-  wie  in  der  Communalbesteuerung  kann  viel- 
mehr eine  auch  nur  annähernde  Verwirklichung  der  „Allgemein- 
heit'' —  und  damit  muss  man  sich  in  der  Praxis  stets  begnügen  — 
bloss  durch  eine  Combination  verschiedenartiger  Steuern 
zu  einem  einheitlichen  Steuersystem  erreicht  werden, 
letzteres  muss  sieh  der  grossen  Beweglichkeit  des  Personen-  und 
Kapitalienverkehrs  im  heutigen  „pri?atwurthschaiUichen*'  System 
der  Volkswirthschaft  anpassen,  sich  demgemftss  auch  immer 
wieder  entsprechend  verändern.  Zu  dem  Zweck  hat  es  namentlich 
ÄÜ8  Steuern  zu  bestehen,  welche  sich  einerseits  mehr  an  das 
^5Dbject,  an  die  Einkommen  beziehende  und  Ausgaben 
machende  Person,  anderseits  mehr  an  das  Object,  an  die  Er- 
tragsquelle, daher  namentlich  an  die  verschiedenen  Besitz - 
arten,  welche  Renten  geben  —  Boden,  Hänser,  Gewerbe,  Leih- 
kapitalien —  anknüpfen.    Eine  Combination  von  sogen.  £r- 


*S  Ld  folg.  HaoptabMhn.  v.  Steaenyiiflm  kommt  lie  zor  Spncbe,  §.  488,  4b9,  494. 
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trags-,  namentlich  Real  Stenern  mit  Personal-,  Binkommen* 
and  VerbrattchsBteneni  ist  daher  anoh  xnr  Dnrehftthrtng 
des  Postnlats  der  Allgemeinheit  (wie  niebt  minder  der 
Gleiehmftsäigkeit)  der  Besteoerang  geboten.  Ein  solehes  eois- 
plicirtes  Stenersystem  hat  freilich  viele  Mängel,  welche  ein  ein- 
faches und  vollends  eine  einzige  Steuer  nicht  bcsässe.  Aber  wie 
68  allein  geeignet  ist^  den  ganzen  wachsenden  Staats-  und  Communal 
bedarf  zu  decken,  so  ist  es  auch  durch  die  Gestaltung  unserer 
Volkswirthschaft,  unserer  Besitzverhältnisse  und  unseres  Personeo- 
Verkehrs  nnvermeidlieh  geworden  und  immer  noch  das  leidlich  ge- 
reobleste.  Oarflber  mns;  man  sieh  auch  in  der  Theorie  Uir 
werden. 

A.  ~  §.404.  Die  Staatsbestenernng  der  physiseben 

Personen.  1)  Insbesondere  der  im  Inland  wohnenden 
Staatsangehörigen,  und  zwar  unter  Voraussetzung  des  ersten 
Falls  der  dritten  Kategorie  des  Schemas:  die  Besteuerung  des 
im  Inland  erworbenen  Einkommens  dieser  Personen. 

Die  Besteuerung  aller  Staatsangehörigen  ist  fUr  unsere  „staats- 
bürgerliche'' Periode  im  Princip  und  in  der  Praxis  entschiedes: 
die  Bestenemng  ist  anerkannte  nnd  mOgUcbst  befolgte  Bogel.  Die 
Theorie  hat  die  Bestenemng  hier  gegenllber  den  gesebielitlieh  über- 
kommenen Stenerfreibeiten  gewisser  bevorrechteter  Classen  md 
Personen  der  ständischen  Periode  gefordert  und  begründet.*)  Die 
Prnxis,  d.  h.  das  öfl'entliche  Steuerrecht  hat  das  Postulat  im  Wesent 
liehen  durchgeführt  und  die  alten  Steuerfreiheiten  aufgehoben.^] 

*)  So  impäcite  in  Smith  ä  erster  Steaerregel.  Schon  Bodinas,  de  republ 
p.  974,  safte  Ton  solchen  Befirefnngen :  quid  enim  abmrdiiis?    (Bei  B»o  $.  SM 

Note  d).  Chararteristisch  für  Zeit  u.  Land  Sonnenf»:ls'  scharfer  Angriff  auf  die 
Steuerfreiheiten  des  Adels  u.  büs.  der  „Klerisei",  Grunds.  Iii,  167  11.  S.  186:  ,J)er 
Schluss  aus  Allem  ist,  dass  ea  von  Seite  des  iüeras  eine  üogerechtigk.  gegen  den 
Staat  IL  die  Bttiiger  s.  vttide,  die  Steneiffeiheit  zu  foiden:  tob  Seite  deBStaati  aber 
eine  Veriet2iing  des  allen  Borgern  gleichschnldigen  Schutzes,  solchen  FordenagMi 
üebOr  zu  gehen."    S.  auch  Biorsaclf,  Best»Mier.  Anhang  S.  241  (aus  IS'Jöl 

*)  Ueber  die  MissrerhuUnissc  und  Schwierigkeiten  im  ehem.  Deutschen  Boich 
Ptttter,  liJator.  EntwickL  d.  lievt  StaatareifiM.  d.  t  Boichs  n«  200.  —  Oeberd. 
neueren  Auflxbung^en  V.Steuerfreiheiten,  eine  Folge  des  „Strebens,  den  theoretisch 
.illgt'inein  anerkannten  staatsrechtlichen  Grundsatz  oiner  gleichen  Vertheilung:  d-r 
Stautslasten  auch  zur  prac tischen  Anerkennung  zufahren'',  s.  K.  A.  Zacharia, 
D.  Staats-  nnd  Bandesrecht,  S.  A.  II,  581  ff.  In  ?erBcbied.  Bheinbundstaatoa 
erfolgte  d.  Anfheb.  der  Steuerfreiheiten  durcli  landesherrl.  Fdict  u.  ohne  Enf^ohrnlik'. 
1S06  (f.  In  Preusscü  wurde  durch  d.  Edict  v.  27.  Oct  1^10  das  Princip  gleicher 
Besteuer.  u.  der  luzulu^sigk.  von  Exemtionen  ausgesprochen.  Von  IblU  an  haben 
dann  „d.  neueren  Verfassungen  den  Grunds,  i^eicher  Besteuer.  tut  dniebgia|ig 
anerkannt  U.  in  Folge  davon  d.  Anfheb.  d.  frfihcr  sresetzl.  bestandenen  Steuerfrci- 
beiten,  sowie  die  Unzulässigk.  neuer  (selbst  gesetzlicher)  Exemtionen  ausgesprochen 
oder  die  schon  früher  geschehene  Aufhebung  bestätigt."    Zachariä  S.  532,  wo  die 
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Za  onterBcheideii  aind  wieder,  wie  oben  in  g.  dtil,  wahre 
(reelle)  Stenerf^iheiten,  denen  kdne  andere  einigermaaaen  der 
Steoer  Okonomiseh  gleiehwerthlge  öffentiiehe  Leistung  entspricht 
nd  seheinbare  (formelle),  bei  welchen  dies  der  Fall  and  wo 
dsher  eine  ander  weite  öffentliche  Ausgabe  erspart  werden  kann. 

a)  Bei  den  wahren  Steuerfreiheiten  ist  die  Nothwendigkeit 
der  Aufhebung  nach  unserem  heutigen  Rechtsbewusstsein  nicht 
strittig.  Es  kann  sich  nur  fragen,  ob  und  wie  weit  eine  wahre 
Steuerfreiheit  vorliegt  and  wie  bei  deren  Beseitigung  vorzugeben 
ist  Bei  der  ersten  Frage  bandelt  es  sich  am  objective  Feststellung 
des  ThatbestandeSi  was  kaom  Schwierigkeiten  bietet,  da  die  That- 
nebe  dner  der  fehlenden  Steuer  gleiehwerthigen  anderweiten  Offont- 
liehen  Leistnng  offenkundig  sein  mnss.  Nicht  prineipiell,  aber 
wohl  in  Betreff  der  Durchführung  bieten  nur  die  Fälle  mehr 
Schwierigkeit,  wo  eine  einstens  scheinbare  Steuerfreiheit  durch 
Wegfall  der  Compensations- Leistung  oder  durch  Verminderung  des 
Werths  der  letzteren  oder  durch  allgemeine  auderweite  Steuerer- 
bOhung  ganz  oder  tbeilweise  zu  einer  wahren  Steuerfreiheit  ge- 
worden ist  Hier  kann  die  lange  Dauer  des  Verhältnisses  aus 
politisehen  und  sonstigen  Gründen  etwa  ebe  gewisse,  Berttck- 
siehügung  verlangen,  ireilieh  nur  nach  Gmndsiltxen  der  Billigkeit, 
nicht  des  strengen  Rechts. 

Practiscb  wichtig  ist  meistens  nur  die  alte  Steuerfreiheit  des 
einst  wehrdienstpflichtigen  ritterschaftlichen  u.s.w.  Grundbesitzes 
nach  Fortfall  der  Wehrdienstleistung.  Hier  handelt  es  sich  wesent- 
Hcb  um  eine  Frage  der  vierten  der  obigen  Kategorieen,  der 
Ertrags-,  bez.  Realbesteuerung  und  um  die  AUgemeinlieit  der 
Grundsteuer,  denn  die  Steuerfreiheit  ist  eine  reale  geworden, 
welche  auf  dem  Boden  ruht,  keine  personale  mehr,  welche  sieh 
Bich  dem  fiigenthttmer  richtet.  Davon  unten  bk  §.  416. 

Die  zu  verlangende  BeseitiguDg  wahrer  Steuerfreiheiten  hat 
principiell  im  Wege  des  gesetzlichen  Zwangs,  nicht  des 
Vertrags  zu  geschehen,  da  es  sich  um  unzweifelhaft  öffentlich - 
rechtliche  Verhältnisse  bandelt   Die  Entschädigungsfrage  ist 


b«r.  Verf.artikcl  citirt  sind,    l'eber  Preussen  s.  Verf.urk.  Art  101,  v.  ROniie, 
fceiitt.  Staatsr.  3.  A.  I,  1.  Abth.  S.  444,  2.  Abth.  S.  239  ff.   Gänzlich  befreit  von 
iSUatisteaeni  n.  Abgaben  sind  d.  Mitglieder  d.  K.  Hauses  u.  d.  hobenz.  Fttrstenfamilie,  \ 
v*C1m8.-  V.  Eink.st.  die  Mitglieder  der  1866  entthronten  Dynastieen.  Ferner  bostandaa  • 
na^  d.  Deuts>  lii-n  ßundesacte  r.  Iblö  u.  nach  partic.  Gesetzen  im  An^ichluss  daran 
Bcfoeiongen  L  d.  ehemai  Mediatisirteü,  worin  sp&ter  aber  Veränderungen  ein- 
gtiNiei  M  a  BSBAe  a.  t.  0.  S.  240  C  Zachaiiä  II,  536  IT. 
A*  Waf  aer,  FfaaaswIaa«Mekaft  IL  20 
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meist  auch  nur  bei  der  Jt^agsbesteaerung  pracÜBcb.  Bei  der 
Aul  bebung  etwaiger  Personalstener-  und  Verbranchssteuer- Freiheiten 
wird  aneh  mu  bloBsen  Bilügkeitagrttoden  nur  ausnahiuBweise  davon 
die  Rede  Beio,  z.  B.  OffentUehen  Beamten  gegenttber^  welche  Com- 
.mQDal Steuerfreiheit  genieBsen,  wo  Gehaltserhöhung  xor  Fra^a' 
kommen  kann.^) 

b)  Scheinbare  Stenertreiheiten,  welchen  eine  der  sonstij^en 
Steuer  äquivalente  Leistung-  entspricht,  sind  auch  in  unserer  slaaU 
bürgerlichen  Periode  priucipiell  nicht  verwerflich.  So  z.B. 
als  Belo h  nun gs form  für  Öffentliche  Verdienste,  als  Bezahlungs- 
oder  6 ehalt 8 form  flir  (öffentliche  Beamte,  als  Beitrag s form  zam 
Zweck  der  UnterstOtsang.  Sie  finden  sieh  anch  noch  bis  m  die 
neueste  Zeit  hie  und  da,  besonders  bei  einseinen  Arten  von  Stesem 
und  Abgaben,  s.  B.  Einkommensteaerfreiheit  der  Beamten,  MiUtIcs, 
Taxfreiheit  oder  Taxennässigung  hei  der  Benutzung  öffentlicher 
Anstalten  (Post,  Eisenbahnen)  für  gewisse  Kategorieeu  von  Persoueii 
(Beamte,  Abgeordnete  zu  den  Volksvertretungen). 

Indessen  sind  solche  Privilegien  gewöhnlich  nicht  zweck 
mässig.  Sie  bilden  eine,  wenn  auch  nur  scheinbare  Dnreb- 
brecbung  des  Grundsatzes  der  Allgemeinheit  der  Besteseroogi 
weiehe  mitunter  in  den  Kreisen  der  Bestenerten  missTerstasdeD 
wird  und  Anstoss  erregt  Fmansiell  erscheuit  weder  die  Offimtfidie 
Einnahme  noch  der  Finansbedarf  im  wahren  Betrage,'  was  n 
T&usehungen  Anlass  giebt.  Die  Oekonomie  der  Benutzung  öffent- 
licher Anstalten  u.  s.  w.  leidet  leicht  unter  der  Taxtreiheit.  Zwischeo 
der  Steuerfreiheit  und  der  Compensationsleistung,  z.  B.  des  Beamten, 
ist  auch  die  richtige  Verhältnissmässigkeit  schwer  herzustellen  und 
noch  schwerer,  wegen  der  eintretenden  Veränderung  auf  beiden 
Seiten,  zu  erhalten.  Daher  sind  anch  die  scheinbaren  Steuer 
freiheiten  mit  Kecht  immer  mehr  beseitigt  worden,  s.fi. 
die  Portofiroiheiten  gewisser  Glassen  und  Personen,  die  Einkomnea- 
Steuer-Freiheiten  der  Beamten.') 

Die  Staatsbesteuemng  der  Staatsbeamten  durch  Unter- 
stellung der  letzteren  unter  die  allgemeinen  Steuern  oder  dnreli 
Bildung  besondrer  Steuern,  bez.  Abtheilungen  von  Steuern  für  sie 

*)  In  Staatsrecht!.  Bexieliuag  ist  eine  aligem.  Steuerfreüi.  ganzer  iSuoiie, 
weil  luer  nicht  tos  Begnff  «in«8  wohlerworbenen  Beohts  ni  ledea  ist,  ohne  SMn 
•  aehldig.  gerechtfertigt,  anders  bei  einem  special!  titolo  filr  ein  boediuntoB  SnlQaet 
begründeten  wirkl.  Privihijt^.    Zachariä  II,  535. 

^)  Li  Deutschland  hat  die  Bewegung  v.  Ibiü  mehrfach  darauf  uut  hiii{$evirU, 
so  in  Betr.  der  Beeohrinkongen  der  ^eihelt  von  d.  Clawenttenet  in  PraMMn. 
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(BMoldungssteiier)  findet  nichts  desto  weniger  mitunter  noch  jetzt 
aus  Opportü  nitätsgrU nden  und  selbst  principiell  ihre 
Anfechtung:  es  sei  zwecklos  und  vermehre  nur  die  Geschäfte 
nnnütz,  mit  der  anderen  Hand  wieder  zu  nehmen,  was  man  mit 
der  einen  gegeben,  ja  es  sei  rechtswidrig,  den  stipulirteu  Gehalt 
dirch  die  Steuer  zu  kürzen.  Der  erste  Einwand  kann  eine 
geiHne  Bereobtignng  haben,  aber  durch  Abzog  der  Steuer  gleich 
Tofi  der  Gehaltsrate  bei  deren  Auszahlung  Ittsst  sich  die  Sache 
sehr  vereinfachen.  Auch  kann  eben  doch  die  Steuer  nicht  immer 
stabil  bleiben ,  was  bei  der  €kwfthrung  der  Freiheit  in  richtigem 
Maasse  angenommen  werden  niUsste.  Der  zweite  Einwand  beruht 
aber  auf  einem  völligen  Missverständniss:  die  Gehaltszahlung  und 
die  Besteuerung  erfolgen  auf  Grund  ganz  verschiedener 
Hechtstitel,  dort  handelt  der  Staat  als  Arbeitgeber  nach  dem 
Staatsdiener- Vertrag,  hier  als  Finanzgewalt  gegentlber  dem  Staats- 
bürger. An  diesem  Verhältaiss  ändert  sich  dadurch,  dass  hier  der 
Arbeitgeber  und  die  Finanzgewalt  in  der  StaatspersOnlichkeit 
suHunmmenfaHen,  nichts. Zu  bemerken  ist  Übrigens  noch,  dass 
die  Begünstigung  des  Staatsbeamten  durch  niedrigere  Besteue- 
rung, z.  B.  im  Steueranschlag  für  die  Einkommensteuer,  nicht  noth- 
wendig  ein  Steuerprivileg  enthält,  sondern  oft  sogar  principiell 
verlangt  werden  muss,  weil  das  Einkommen  des  Beamten  offen 
dem  ganzen  Betrage  noch  vorliegt,  das  der  anderen  Bürger  nicht, 
and  letzteres  daher  gewöhnlich  nicht  zum  vollen  gesetzlichen  Satze 
getroffen  wird. 

Auch  die  Aufhebung  formeiier  Steuerfreiheiten  hat  in  der 
Regel  im  Wege  des  gesetzlichen  Zwangs  zu  geschehen,  je- 
doch ohne  unbedingt  Verträge  darOber  aussusohliessen.  Eyentnell 
mflssen  die  Grundsätze  des  En t ei gnungs rechts  dabei  befolgt 
werden.  Namentlich  kann  eine  Entschädigung  geboten  sein,  z.  B. 
bei  der  Aufhebung  von  Steuerfreiheiten  der  Beamten,  wenn  die 
Thatsache  der  Steuerfreiheit  als  eine  (wenigstens  stillschweigende) 
Veitragsclansel  gelten  muss.  Besondere  Schwierigkeit  würde  in 
unseren  Staaten  wohl  nur  die  Aufhebung  vertragsmässiger 
Steuerfreiheiten  für  Staatsschuldsinsen  machen,  da  sich  hier  der 
^Hast  im  Anleiheoontract  auch  als  Finansgewalt  gebunden  liat. 


*)  Qldchvohl  hat  —  Fom  BisBftrck  im  Parlament  die  Staatsbcstcucrung  der 
B^ffiten  noch  neuerdings  ange^fTen  u.  sie  sogar  mit  il<  i  Couponjäteuer  der  Staats- 
gliiabiger  rerglichea,  —  die  abhgeus  aacb  principiell  zu  rechtfertigen  ist  (§.  409). 
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§.  405.  Insbesondere  von  der  Steuerfreiheit  des  sog. 
Existenzminimnms.  Eine  Darehbrechmig  des  Qrandsatzes  der 

Allgemeinheit  der  ßesteuemng  kommt  bei  ans  sonst  nnr  noch  ftir 
Personen,  bez.  Familienhänpter  mit  einem  Einkommen,  das  einen 
gewissen  niedrigen  Betrag  nicht  überschreitet,  zur  Er 
wägung:  die  Frage  der  sogen.  Steuerfreiheit  des  Existenz 
Minimums.  An  ihr  lässt  sich  gnt  die  Koth wendigkeit  der 
Unterseheidnng  der  beiden  Stener-Gesichtspvncte,  des 
rein  finanziellen  nnd  des  socialpolitisehen,  zeigen,  wsod 
man  znr  Klarheit  kommen  will.*) 


•)  Diese  i-  rage  hat  seit  länger  u.  bis  in  d.  ucueste  Zeit  in  der  T  ii  c  o  r  i  c  rid 
Staub  «ifgewirbelt,  —  rielleicht  mehr,  als  sie  werth  war.  Sie  wird  dalter  in  den 
neueren  Arbfiteu  über  Steiirrprincipien  von  St  }i  moller,  Held,  Neuinann.  Stein 
u.  A.  in.  berührt.  Eine  eigene  kUine  Monographie  dartlber  ist  d.  Leipz.  Dissen. 
V.  H.  Schmidt  ann  Livland :  „die  Steuerfreiheit  d.  Existcazminimums.  Ein  Beitr. 
z.  Theorie  d.  Eink.stcuorn'* ,  Lpz.  1S77.  S.  in  dieser  fleiss.  Arbeit  d.  Specialliteraior 
der  Frage.  Das  Krgel)niss  ist  S.  73  :  „das  steuerfreie  K.vistonzminimum  ers.  heint  al>  , 
die  nothveudige  Cousequenz  des  iu  uiiiem  höheren,  wahrhaft  ethischen  Staadraactc  j 
begrttndeten  Princips  der  Besteuerung  uach  d.  wirkl.  Leistungsfähigkeit,  ui  der  I 
materielle  Amdnick  lllr  diesen  höheren  ethischen  Massstab,  als  d.  Mittel  z.  annähern- 
der Erreichung  einer  wahrhaft  gerechten,  „opfergleichen"  Besteuerung."  Ueber  di-^ 
pract.  Auwcud.  eb.  S.  74 ,  wo  denn  u.  A.  die  indirecten  Stenern  auf  uneotbeluL 
Unterlialtsiiifttel  ganz  folgerichtig  verwoifen  Verdes.  Spedell  ist  d.  Frage  neaeidiig« 
bes.  bei  d.  Reformen  der  Einkomm enst^MT  in  Prenssen  n.  Sachsen  nüt  Beng 
auf  eine  Freiheit  gewisser  kleiner  Einkommen  von  dieser  Steuer  (in  Prcussen  der 
Classeust)  erOrtert.  Daruber  z.  B.  die  früher  gen.  Gött.  Diss.  von  P  e  u  c  k  e  r ,  Gött.  1877. 
Resnltet  den.:  ,JNe  Steoeifreiheit  gewiner  Staatsbürger  bei  der  Penonahtemr  in 
höchst  wünschenswerth  u.  nothwendig."  S.  42.  InPreussen  sind  denn  auchdurcL 
d.  Ges.  V.  25.  Mai  1H7.'<  die  Personen  mit  einem  Einkommen  v.  140  Thl.  von  der 
Glassensteuor  befreit  worden.  —  In  diesen  wie  iu  den  anderen  Arbeiten  ateht  nur 
wieder,  wie  so  oft,  Behauptung  gegen  Behauptung,  ohne  daae  der  Eine  den  Andewi 
überzeugt,  weil  man  die  Frage  nicht,  wie  es  doch  den  histor.  Nationalökonomtr 
(Schmoller.  auch  Stein,  Neumann.  Hei  d)  nahe  gelegen  hätte,  eben  historisch 
auüasst  u.  sie  demgemäss  verschieden  vom  verschiedenen  Kechtsslandpunct  an 
and  nach  der  dieoein  telilmran  m  Grande  Hegenden  Oesammtanaebaoanf  tob  WiiA- 
si  haftsieben  entscheidet.  In  der  stindischen  Periode  war  gerade  die  Bestctie- 
rung  der  „kleinen  Leute",  als  eines  Thcils  der  misera  rontribuens  plebs,  des  {nu\re 
gent  cor?eable  et  taillable  nach  den  Anschauungen  u.  dem  Recht  der  Zeit  gcboteo. 
In  der  stnatsbOrgeriichen  Periode  war  diese  Besteoerung  ebenfidls  eine  richtife 
Consequenz  der  Staatsbürger!.  Freiheit  u.  Gleichheit  u.  /tigleich  der  an  sidi  ri>  hfigcn 
Auffassung  des  Staats.  In  der  socialen  Periode  bleibt  diese  Auffassung  besteh-ü. 
aber  die  nicht  bloss  proportional  rerschiedene  wirthschaftliche  Lt:i>tuu2^- 
f&higkeit  der  ▼erschieden  hohen  SÜnkommen  wird  erkannt  ui  i  danun.wiid  dann  fttr 
die  Besteuerung  die  Consequenz  gezogen,  gewisse  kleine  Kinkommen  stcuerfr^'i  zn 
lassen  oder  sie  niedriger  und  die  grösseren  Einkommen  progressiT  zu  besteaero. 
Die  Freande  und  die  Gegner  der  Steuerfreiheit  des  Existenzminimums  stehen  ebsa. 
wenn  auch  in  der  Regel  ohne  sich  deasen  klar  bewusst  zn  auf  Torsehiedenen 
Standpunctcn  der  Rechtsanschauung,  trcHen  sich  aber  gerade  deswegen  mit  ihren 
Einwürfen  nicht.  Sie  versäumen  es,  ihre  principielle  Eutscheiduuff  der  Frage  selbst 
nor  als  eine  Gonseqnenz  dieses  verschiedenen  Standpuncts  hinzasteUeii.  Idi  ban  tob 
dieson  Vorwurf  selbst  Stein  n.  Schmollor  nur  theilweise  ausnehmen.  Ersterer  in 
s.  Fin.wiss.  I,  41 S.  Letzterer  in  d.  Aufs.  Uber  d.  Epochen  d.  preuss.  Fin.pol.  aw 
Schluss  (noch  nicht  iu  d.  Aufs,  in  d.  Tüb.  Ztschr.  Uber  Einkommen).    NenmaoD  i 
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In  nnaeren  gMohiobtüch  ttberkommenen  oomplicirten  Stener« 
syitemeiiy  wo  eine  Reibe  gans  venehiedener  Stenern  verbunden 
ist  die  Frage  ttir  gewisse  Stenern  flberbanpt  in  der  Praxis 
mllBsig)  nemlich  ftlr  die  indirecten  Verbraucbssteaern. 

Die  Einrichtung  und  Technik  dernelben  lässt  persönliche  Be- 
freiungen jener  Art  nicht  zu.  Soweit  die  betreffenden  Personen, 
selbst  die  ärmsten,  Uberhaupt  die  besteuerten  Artikel  consumiren 
(Öalz!),  werden  sie  mit  besteuert,  müssen  nur  eventuell  in  Almosen 
oder  Lobn  die  Entschädigung  dafttr  mit  enthalten.  Die  principiellen 
Anbftager  der  Steuerfreibeit  des  Existensminimnms  in  der  Theorie 
mllssten  vor  Allem  dann  die  das  kleine  Einkommen  treffenden 
nidirecten  Verbrauobssteuem  verwerfen ,  wozu  sie  aber  nur  selten 
den  Mnth  gefasst  haben. 

Bei  den  anderen  Steuern  sind  die  Personal-,  besonders  die 
Einkommen-  und  anderseits  die  Ertrags  steuern  zu  unter- 
scheiden. Letztere,  als  zunächst  auf  dem  Object  haftend,  gestatten 
aach  nur  schwierig  Befreiungen,  doch  kommen  dieselben  wohl 
Air  gewisse  Minimalerträge,  bez.  Werthe,  z.  B.  der  Häuser,  des 
Bentenbeings»  vor.  Practiseh  wichtig  und  ttberbaupt  emstüoh 
itrittiger  ist  die  Frage  nur  bei  den  Personalsteuern,  besonders 
MKehen,  welebe  nach  ihrer  Anlage  das  kleine  persönUohe  Ein- 
kommen mittreffen  können  und  hier  meistens  mit  als  directe 
Arbeitölohnsteuem  tungiren.  An  dieser  Steile  handelt  es  sich 
uicht  um  die  steuertechnische  Zweckmässigkeit  solcher  Steuern, 
(neben  oder  statt  deren  iudirecte  Verbrauchssteuern  in  Frage 
koounen  und  in  der  Praxis  meisteus  bestehen),  sondern  um  die 
principielie  Benrtheiiung  ans  dem  Gesiehtspunct  der  Ge- 
rechtigkeit 

Auch  wenn  die  Frage  nur  vom  rein  finanziellen  (Gesiehtspunct 
betrachtet  wird,  kann  sie  bloss  mit  Rflcksicht  auf  das 


Beveiiltüir.  (progr.  EinkäL  Kap.  3)  iit  bier  vie  soubt  durchaus  zutreüeod,  aber  den 
6apcr,  I.  B.  die  folgerichtigen  Denker  der  Deutschen  FreOiandebBchoIe,  die  Faneher, 

Miehtellf  nicht  Oberzeagend.  weil  diese.  7on  ihrem  Standpnnct  ans  mit  Recht,  in 
«leben  „socialen "  Kucksichton  einen  Widersprach  mit  Principien  der  Eigenthoms- 
ud  Erwerbsrechtsorduang  der  staat^bUrgerl.  Periode  huden.  —  Bei  dieser  Unklarheit 
Theendker  htt  aneh  die  tpedeUe  ErUlrang  des  Einzelnen  gegen  oder  für  die 

Freiheit  d.  Eiist.min.  keine  besond.  Wichtigkeit.  Ich  verweise  auf  Schmidt  a.  a.  O. 
un<i  Wni'  rk-'  nur,  dass  Rau  I,  §.  25S,  259,  wenn  auch  in  Coriscqucn/  «•inor  falsrhfti 
Emkuumeulehre ,  ijnpiicite  für  die  Freiheit  bei  Lohn»  u.  (iewcrbävcrdiüUbt  iät;  auch 
Sapf«nbneh,  I,  121  IT.  ffkr  Praih.  des  EriM.niinim.,  Hill  B.  V,  K.  2  §.  2  tt.  dgl. 
fttgcn  diese  Freiheit  Sc  hrn oller,  Tub.  Ztschr.  B.  19  a.  a,  0.  pass.,  bes.  S.  Ab  ff.. 
Held.  Kink.st.  S.  KM  tl..  N  asse  ,  (iutacht.  S.  .'i.  -  Hei  N'.'U  m  ann  S.  83  fl'.  fflancbes 
leS^alaOfe  Matena!  über  die  ii^itochuidung  der  Frage  ui  der  i'raxiä. 
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ganze  bestehende  Öteiier»ytt6]ii  beantwortet  werden.  Wenn 
die  „kleiiien  Leate*'  schon  dordi  Verbnuichssteiieni  getroffen  werden, 
was  von  der  Art  der  letzteren,  von  ihren  Wirkungen,  der  lieber 
wälxQDg  Q.  8.  w.  abhängt,  so  kann  eine  Freilassung  von  direefteo 

Personalsteuern  vicUeicbt  deswegen  nothwendig  sein,  um  die 
Gleichmässigkeit  in  der  Gesammtbesteuerung  zwischen  diesen  und 
den  wohlhabenderen  Personen  herzustellen.  Massgebend  für  die 
Entscheidung  der  Frage  ist  daher  auch  die  Höhe  der  versebie- 
denen  Stenern.  In  Steuersystemen,  welche  nothwendige  Oonsnmp- 
tibilien  der  nnteren  Giassen  (Salz!)  und  verbreitete  Gennssmittd 
derselben  (Getribike,  KailM,  Tabak  n.  s.  w.)  bestenem,  maebte 
daher  die  PersonalstenerMheit  dieser  OhMMen  meistens  gerecht 
sein,  gerade  auch  nach  dem  Verbftltniss  blosser  Proportional* 
besteuerung,  wie  sie  vom  rein  finanziellen  Standpunct  aus  zu 
lordern  ist  (§.  397).  Oder  aber,  wenn  ausserdem  die  unteren 
Classen  directe  Personalsteuern  zahlen,  so  muss  um  so  mehr  die 
progressive  Personal  ,  bez.  Einkommenbesteaerang  der  wohl- 
habenderen Classen  verlangt  werden,  wiedemm  nur,  um  im  Ganses 
wenigstens  die  Proportionalbestenermg  in  verwirklichen. 

Bein  abstract,  ohne  Beiiehang  zur  sonstigen  Besteneisiig 
benrtheilt,  ist  dagegen  vom  rein  finansiellen  Standpnnet  die 
prineipielle  StenerMheit  des  kleinen  Einkommens  absa- 
lehnen.  Auch  die  Steuer  gehört  nach  richtiger  AulYassnug 
des  Staat«  und  der  öffentlichen  Thätigkeiten  zu  den  „nothwen 
digen  Ausgaben",  oder  zum  „nothwendigcn  ProductionP 
aufwand^',  die  der  „kleine  Mann"  so  gut  als  andere  solche 
Ausgaben  zu  bestreiten  hat.  Es  ist  dann  nur  die  Steierfreibeit 
der  eigentlich  Armen,  d.h.  der  öffentlichen  AlmosoiempfSager 
za  gewähren. 

Wesentlich  anders  muss  dagegen  die  Entscheidung  dsr 
Frage  von  dem  zweiten  Steuergesiehtspnnct,  vom  socialpoli- 

tischen  aus  lanten.  Hier  darf  aus  Ktlcksicht  auf  die  geringere 
ökonomische  Leistungsfähigkeit  u.  s.  w.  das  kleine  Einkommen 
personalsteuerfrei  sein,  um  die  Leute  zu  schonen  und 
wäre  selbst  eine  weitere  Freiheit  von  anderen  Steuern,  weun  sie 
nur  dniohl'ttbrbar  wäre,  zu  rechtfertigen.  Je  mehr  sieh  die  Be- 
rechtigung des  socialpolitischen  Standpuncts  im  Yolksbewosatseio 
Bahn  bricht,  also  die  „sociale''  wirklich  an  Stelle  der  „staats- 
bflrgerlichen"  Periode  tritt,  desto  mehr  wird  die  Freiheit  der 
kleinen  Leute  wenigstens  von  directen  Personalflteaeni 
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erfolgen  ond  das  Verbranchsstenersystem  nach  solchen 
Rücksichten  verändert  (Aulhebung  von  Steuern  auf  nothwendige 
Lebensmittel!)  und  durch  andere  Steuern  auf  die  besitzenden 
Classen  ergänzt  werden:  gerade  weil  dies  jetzt  als  ge- 
recht erscheint  (§.  528—530). 

Ein  SpecialfiEtU  der  allgedneiiien  Frage  ist  die  Freiheit  gewisser 
F^nonen  „wegem  Armntih'^  Yon  gewissen  GebOhren.  Sie  besteht 
Bsmenllicb  fttr  Oeriobtskoitea  ond  ttast  sieh  hier  allgemdn 
reohlfertigen. 

§.  406.  —  2)  Bestentmng  der  im  Inland  wohnenden  Staats- 
angehörigen für  ihr  Einkommen  ans  ausländischen  Quellen 
(Nr.  2  der  Kategorie  C.  in  402).  Dieser  Fall  ist  das  Correlat 
des  hernach  unter  Nr.  4.  zu  betrachtenden.  Es  handelt  sich  regel- 
mässig um  Renten  Einkommen  ans  Kapitalanlagen  in  der 
Fronde,  in  Gmndhesitz,  Gewerbebetrieben,  Werthpapieren,  n.  s.  w. 
In  Inhinde  Ist  dies  Einkommen  mOgliehst  dnreh  die  heimisehe 
Steuer  sn  erfassen  ond  zwar  fttr  den  Betreg  naeh  Absog  der 
etwaigen  fremden  Stenern.  Der  heimisehe  Staat  hat  gewOhnlieh 
mindestens  kein  besondres  Interesse,  diese  Kapitalanlagen  seiner 
Angehörigen  im  Ausland  zu  begünstigen.  Nur  ist  die  Aufgabe 
stenertechnisch  schwierig,  weil  schon  die  Thatsache,  vollends  der 
Betrag  solches  Einkommens  schwer  zu  ermitteln  sind.  Verbrauchs- 
stenero  sind  snr  Erfassung  mit  geeignet.  Wenn  hier  eine  Doppel- 
bcstenening  erfolgt^  so  ist  es  elier  Sache  des  Auslands,  als  des 
Islands,  im  Interesse  des  Besteuerten  ond  des  Hereinsiehens  von 
Kapitalien  die  Steuer  sn  eriassen:  aoeh  nnr  eine  KIngheits-,  keine 
Gerecbtigkeitsforderang.  In  Betreff  von  Verträgen  Uber  Venneldnng 
von  Doppelbesteuerung  gilt  das  unter  Nr.  4  Gesagte. 

§.  407.  —  3)  Besteuerung  der  im  Ausland  wohnenden 
Staatsan 2:eh (U'igen,  —  mit  Voraussetzung  des  gewöhnlichen 
iialles  (Nr.  4  der  Kategone  C.  in  §.  402),  dass  sie  dort,  also 
MB  ausländischen  Quellen,  ihr  Einkommen  erwerben. 

Die  Frage  ist  wesentlich  nur  fttr  eine  Art  Stenern  praetisoh:  fttr 

Personal-,  bes.  Einkommenbestenemng  sok^er  Personen. 


^  Zu  weit  geht  daher  in  der  Freilass.  z.  B.  d.  preuss.  Eiiik.8t.^es.  t.  1.  Mti  1951 
§.  17,  woDach  das  Eink.  prcuss.  Staatsangohöiifer  aas  ihrem  im  Ausland  gelegenen 
Gnmdcigenthinn  \on  d.  classif.  Kiiik.steiier  ganz  frei  ist.  wenn  d.  Nachweis  geführt 
vild,  daw  sie  wegen  jene»  (irundeigenthom»  im  Ausland  einer  gleichartigen 
Bllter  vnteiliefen.  Aehnlich  gabt  n  w«lt  dag  bad.  Kafkreniatgeaetz,  wenn  es  das 
w  Aiuland  bmienerte  Einkommen  atoa  Kapitalien  (also  z.  &  doieh  d.  Ssteir.  Covpon- 
«N«)  bei  liaet 
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EinesolefaeBeflteaenuig  Hbwttieh  principiell  reehtfertigen 
nnd  besteht  ble  und  da  aiieh.  Denn  die  betreffisoden  Stuten- 
gehörigen,  welche  unter  dieser  Bedingung  der  SteuerzaUnng 
freiwillig  ihr  altes  StaatsbUrgerrecht  beibehalten,  werden  dies  ans 
Vortbeil  oder  aus  Patriotismus  tbun  und  können  dann  auch  der 
Steuerpflicht  unterliegen.'^) 

Aber  unbedingt  zu  fordern  ist  die  Besteuerung  hier  doch 
Dicht  Eher  mtfebte  in  der  Regel  der  Versieht  auf  sie  den 
heimischen  Staate  zn  empfehlen  sein.  Denn  einmal  wird  somt 
Doppelbestenemng  derselben  Person  mdst  nicht  Termieden  mid 
leicht  besonders  hart,  wenn  der  fremde  Staat  ShnKehe  Steaera 
erhebt  und  den  Ausländer  hierbei  mit  Recht  nicht  frei  lässt.  Und 
sodann  fehlen  dem  heimischen  Staat  gewöhnlich  die  Mittel ,  alle 
seine  steuerpflichtigen  Angehörigen  im  Auslande  aufzufinden  und 
vollends,  sie  gleichmässig  zu  besteuern.  Die  Besteuerung  wird 
daher  anf  diese  Personen  sehr  ungleich  ausgedehnt  werden. 
Völkerreehtüohe  Verträge  zwischen  den  betheiligten  Staaten  Aber 
die  fiestenemng  solcher  Personen  konnten  in  Frage  iLommeai  weü 
beide  Staaten  vielläobt  daran  interessirt  sind,  diese  Personen  is 
ihrem  Aofenthalt  und  Erwerb  nieht  durch  die  Steuer  empfindlieh 
zn  stören. 

4)  Besteuerung  der  im  Ausland  wohnenden  Staatsange- 
hörigen in  Bezug  auf  ihr  Einkommen  aus  inländischen  Quellen 
(Fall  3  der  Kategorie  C.  in  §.  402.):  das  Correlat  von  obiger  Nr.  2. 
(g.i06).  Dies  Einkommen  ist  regelmässig  Rente  ans  einheimischem 
Gmnd-  nnd  Kapitalbesitz,  eventaell  anch  Gewerbsgewinn  bei  der 
Betheiligang  von  inlftndisehen  Unternehmungen,  incL  firwerbsgeseU-^ 
schalten,  femer  Ruhegehalt  u.  dgl.  yon  pensionirten  Beamten, 
Wittwen.  Der  seltene  und  practiseh  schwer  greifbare  Fall,  dssi 
dies  Einkommen*  gewöhnliches  Arbeitseinkommen  ist  (z.  B.  aas 
schriftstellerischer  Thätigkeit),  kann  hier  unbeachtet  bleiben. 

Die  Besteuerung  Seitens  des  heimischen  Staats  ist  hier  wichtiger 
und  practiseh  leichter  zu  verwirklichen  als  im  vorausgehenden  Fall, 
bie  besteht  aach  vielfach  und  hat  in  der  Neuzeit  bei  der  Grösse 
des  internationalen  Personenverkehrs  ond  bei  vermehrtem  ,,Ab8eih 
tiismus''  von  Grundbesitzern,  Kapitalisten,  Aeäonftren,  PensiooireD 

")  So  tot  die  Stenerpffieht  nomirt  in  §.  16  des  preoM.  Qmtam  t.  1.  Mai 
Ar  die  £iiik.8t:  a.  zw&r  einerlei,  ob  d.  Eink.  »as  in-  oder  audiad.  Quellen  herrührt 
S.  die  Finjnin.r«iciipto  b«i  lieitzea,  Vonohnftaa  Ober  die  o.  e.  w.  £iBlLic,  Bed. 
1879,  S.  41  £ 
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im  Ausland  öfters  zu  ErörternDgen  und  schon  zn  einer  eigenen 
gesetzlichen,  bez.  völkerrechtlichen  Regelung  geüihrt.  Denn  gerade 
hier  trat  leicht  Doppelbesteuerung  seitens  der  beiden  be- 
tbeiligten  Staaten  ein,  daher  Interessenconflicte  zwischen  ihnen 
und  Beschwerden  des  Besteuerten.  Ein  einfaches  Princip 
Usftt  sich  aber  nicht  aufstellen.  Zwischen  den  betreffenden 
Sieaten  eneliemen  anoh  nicht  einmal  immer  unbedingt, 
mdem  nnr  unter  gewissen  Umständen  Compromisse, 
daher  Verträge  ttber  die  Bestenerung  solcher  Personen  erwünscht 
Der  einzelne  Staat  wird  sich  nemlich  zu  dieser  Frage  verschieden 
sIeDen  je  nach  seiner  Auffassung  des  ,,Absentiismuä''  und  sich 
dann  von  der  einheimischen  Besteuerung  durch  die  Beschwerde 
Aber  Doppelbesteuerung  seines  Angehörigen  auch  nicht  immer 
abhalten  lassen  dürfen.  Im  Uebrigen  wird,  wenn  Doppelbesteuerang 
Tsmiieden  werden  soll,  nach  Steuerarten  zu  unterscheiden  sein. 

IHe  Abwesenheit  der  Absentüsten  hat  für  das  Inland  Oko- 
noadsehe  nnd  sociale  Nacbtheile.  Eine  besondere  Bücksiebt 
aif  diese  Personen  dnreb  <}ewfthrung  von  Stenerfreibeit  ist  schon 
deswegen  nicht  geboten,  auch  nicht,  wenn  denselben  dann  wegen 
der  auswärtigen  Steuer  Doppelbesteuerung  droht.  Umgekehrt  kann 
sogar  eine  specielle  Besteuerung  wegen  des  Absentiismus  emst- 
lich in  Frage  kommen.  Dies  um  so  mehr,  weil  der  heimische 
Staat  immer  einen  Steuerentgang  erleidet,  nemlich  an  Verbrauchs- 
steuern,  auch  an  mani^en  Yerkehrsstenem  und  Gebühren.  Bück- 
nebten  auf  die  Beetenerten  an  nehmen  hat  weniger  der  ein- 
heimische Staat,  welcher  einen  Theil  seines  Volkseinkommens 
voa  den  besser  sitnirten  Classen  seiner  Angehörigen  im  Ausland 
venehrt  werden  sieht,  als  der  fremde  Staat  zn  nehmen,  welcher 
im  Aufenthalt  solcher  Personen  in  seinem  Gebiet  ökonomisch 
interessirt  sein  kann. 

Staatsverträge  Uber  die  Besteuerung  dieser  Personen  werden 
daher  auch  eigentlich  nur  in  zweiter  Linie  aus  Bücksicht  auf 
die  tu  Besteuernden,  in  erster  Linie  aus  einem  allgemeinen 
bteiesse  der  betbeiligten  Staaten  hervoigeben.  Sie  sind  deshalb 
kaam  allgemein  su  erwarten,  sondern  nur  zwischen  Staaten,  welche 
lieh  als  eine  Gemeinschaft  betrachten  oder  welche  Grund  haben, 
gegeneinander  besondre  Rücksichten  zu  nehmen.  So  liegt  die 
Seche  in  Bundesstaaten  und  hier  sind  daher  Verträge  der 


**)  S.  Aber  die  Fngo  aeine  (iroodies.  25a. 
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fitnebttatoa,  bes.  BoBdMgeBOlio  ttber  die  Ooppelbesteaeniiig  an- 
gebf aeht  Bin  Beispiel  baben  wir  ans  DealseblMid  la  dem  CtoielB 

des  Norddeatscben  Bandes  yom  13.  Hai  1870.  Es  ist  kaum  in 

erwarten,  dass  sich  die  Grundsätze  dieses  Gesetzes,  welche  tlir 
Deutschland  wohl  die  richtigen  sind  und  bei  Verträgen  tlber 
Doppelbesteuerung  angesichts  unserer  Steuersysteme  kaum  anders 
gefasst  werden  können,  allgemeiner  zwischen  ganz  fremden 
Staate!  einbürgern.  Ein  Land  ohne  entwickeltes  f^agS8fews^ 
System  und  mit  vielen  reielieii  Absentiiston  würde  sieh  senit  m 
einer  flblen  Lage  befinden. 

Naob  dem  leitenden  Princip  des  genannten  denteehen  GesetMS 
ist  bei  einer  rertragsmässigen  Regelung  der  Bestenenrag  awiachsn 
awei  Staaten  die  persönliche  uiul  die  Uealbesteuerang  zn 
unterscheiden.  Jene  richtet  sich  im  Wesentlichen  nach  dem 
Wohnort  —  also  Besteuerung  nur  seitens  des  „Auslands"  — , 
diese  nach  der  Lage  der  betreffenden  Ertragsquelle,  —  also 
Grand-,  Kapitalbesitz  und  Gewerbebetrieb  nur  im  Inlande  be* 
steuert  Gewisse  weitere  Modifieationea,  bei  fiinkommenbesteveniDg 
neben  d«r  Ertragsbestenerang,  bei  der  Bestonerang  ven  ZaUoigeB 
ans  Staatscassen  (Pensionen  n.  s.  w.),  werden  sieh  wie  in  Deataeh- 
land  naeh  den  concreten  Verhältnissen  ricbten  mttssen.^') 

§.  408.  —  5)  Besteuerung  der  Ausländer,  welche  im  In- 
lande wohnen. 

a)  Halten  sich  dieselben  des  Erwerbs  wegen  in  Inlande  anf, 
(zugleich  der  Fall  5  der  Kategorie  C.  in  §.  402),  als  Arbeiter,  Ge- 
werbetreibende (Unternehmer)  u.  s.  w.,  80  ist  liier  ihre  Bestenentog, 
nnd  zwar  speeiell  aneh  ilure  direeto  Einkosunen-  und  Ertrags- 
bestenernng,  wesentlieb  ganz  in  gleieber  Weise  als  wenn  sie  Ii- 
Iftnder  i^ren  geboten :  eine  Forderung  der  Gereehtigkeit,  aneh  der 
Gleicbstellang  in  der  Concurrenz  halber.  Eine  etwaige  Doppel- 
besteuerung  hätte  höchstens  ihr  Heimath  Staat  durch  Steuercrlass 
zn  vermeiden.    Die  Regelung  solcher  Doppelbesteuerung  durch 


**)  Das  gen.  G^-setz  gilt  nach  spÄt^ron  Bestimm,  jetzt  im  iranzen  I).  Kelche.  Nach 
§.  1  darf  ein  Deutscher  nor  in  dem  Bundusstaatu  zu  den  dirocteu  Staatbätcneru 
heraogezogcn  werden,  in  welchem  er  seinen  Wohnsitz  hat  AW  nach  §.  3  wild 
Grandbesitz  Q. Gewerbebetrich  so\^iü  das  aus  diesen  Quellen  herrQhrcnde 
Einkommen  nnr  von  dem  Bundesstaat  besteuert,  wo  jene  liegen;  nach  4  <ifb»lt. 
Pension,  Wartegeld  nur  in  dem  Staat,  der  die  Zahlung  leistet.  Zinsbezug  «Ines  in 
Saehsen  wohnenden  Prenssen  tos  pnmia.  Staatspapieren  oder  aus  preuss.  Hypotbdmi 
ist  danach  in  Sachsen  steuerpflichtig.  Bei  der  blossen  KiukommenbesteueniDg 
dieses  Einkommens  wohl  richtitr.  bei  einer  Kapitalrentenstener  kaum*  NiheresDit 
verschied.  MinisLerlasseu  bei  Meitzen  a.  a.  ü.  S.  iUb  fl. 


Digitized  by  Google 


BaiteBfliiuig  der  Aoflliadar. 


315 


Slaatefertrilge  kuia  In  Fnge  kommeiii  wenn  das  Inland  und  das 
Aadaad  beide  an  dem  AnfenUialt  dieser  Personen  In  der  „Fiemde^ 

ain  Interesse  haben. 

b)  Andere  im  Inland  wohnenden  Ausländer,  also  regelmässig 
solche,  welche  ihre  Renten  hier  verzehren  {Fall  b  der  Kateg.  C.  in 
§.  402),  werden  selbstverständlich  und  unvermeidlich  von  der  Ver- 
brauchsbesteuening  getroffen.  Wie  weit  aneh  von  der  inländischen 
4ireelen  £inkonimen-  und  Ertragebestenernng  (z.  B.  der  Kapital- 
lenteoeiener),  hingt  von  den  ErwSgnngen  ab»  welche  nnter  Nr.  4 
int  vofflgea  gb  berihrt  worden  sind.  Das  Inland  hat  melBteos  ein 
blereme  am  Aufenthalt  soleher  Personen  nnd  kann  sie  dnreh 
Stenererlass  begtinstigen.  Nothwendig  vom  Standpunct  der  Ge- 
rechtigkeit ist  dies  indessen  nicht.  Leber  Verträge  in  Bezug  aal" 
Doppelbesteuerung  gilt  das  im  vorigen  §.  Gesagte. 

6)  Besteuerung  der  Ausländer,  welche  im  Inlande  reisen. 
Die  allein  fragliche  direete,  namentliob  Personal-  and  Einkommen- 
besteoeniDg  und  GewerbebestenemDg  wird  die  Beisenden  zu  ge- 
werbliehen  Zwecken  (,|Uandelsreisende'0  treffen  dürfen 
nid  mtfssen.  Doeb  sind  hier  Staatsverträge  rar  Regelung  dieser 
Bssfeeaemng,  eventuell  cum  Erlass  gewisser  Steuern  nach  dem 
Grondsalz  der  Reciprocität  in  den  beutigen  Verkehrs  Verhältnissen 
sieht  immer  unangemessen.  Bei  den  Übrigen  ausländischen  Reisen- 
den wird  eine  Zeitfrist  des  Aufenthalts  zu  bestimmen  sein,  von 
wo  an  sie  zur  „Wohnbevölkerung''  zählen  und  eventuell  nach  den 
nnter  Nr.  5  angegebenen  Gesiehtsponoten  der  Staatsbesteuerang. 
dfls  „Wohastaats''  unterliegen.^*) 

§•  409.  —  7)  Besteuerung  des  Einkommens  der  im  Ausland 
wohnenden  Ausländer  aus  dem  Inlande.  Dieser  siebente 
FsU  der  dritten  Kategorie  des  §.  402,  weloher  sieh  mit  den  Fällen 
der  ersten  Kategorie  nicht  wie  die  6  anderen  deckt,  soll  gleich 
bier  erledigt  werden.  Er  ist  z.  Tb.  identisch  mit  der  Frage  der 
Besteuerung  der  Ertragsquellen  (Kateg.  D.  des  §.  402),  wenn 
der  Ertrag  an  den  auswärtigen  Eigenthümer  u.  s.  w.  geht 

Dieser  Fall  ist  in  der  Neuzeit  mit  der  grossen  Entwicklung 
4i8  internationalen  Kapitalienverkebrs  praetiseb  besonders  wiehtig 

")  Z.  B.  ia  Prensseii  wp-nlcn  Au>l.»nder  nach  -  in jähr.  Aufenthalt,  Aussor. 
vean  sie  sich  des  Erwerbs  wegen  im  Inlande  aufhalten,  von  d.  ('lassenst.  u.  dassif. 
BikjL  getroffen.  §.  5  v.  18  d.  Oes.  t.  1.  Mai  1851  bez.  25.  Mai  1873.  —  Vgl.  avcli 
RaQ  I,  §.  26(),  wo  wegen  eines  zu  engen  Begriffs  der  Steuer  (Abgaben  der  Staats- 
h'<r?er)  in  d'T  Bestenf^r.  der  Ausländer  eigentlich  ('fw;i<  Anomnlcs  gesehen  wird. 
Üiejeuigea  Yerkehnverhaltuibse  »lad  hier  auch  zu  weui^  berücksichtigt. 
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gewoiden.  Die  Rntocheidnng  wird  von  der  (tkonomischen  oad 
derBeohtaform  der  Betheiligung  des  firemden  Kapiulitton  an 
inllliidiachen  Kapitalanlagen,  —  namentlicb  ob  ala  Untern  eh  mer» 
Eigenthttmer  vu  s.  w.  oder  anderaeHa  ala  Gl&nbiger  —  so- 
dann von  der  Art  der  inliindibchen  Besteuerung:  ob  sie  nur  Er- 
trags- oder  nur  Ei u kommen besteuerung  oder  ob  sie  Beides 
und  in  welcher  Verbindung  —  mit  abhängen.  Die  KUcksicht  auf 
das  inländische  Interesse  an  der  üereinziehung  fremden 
Kapitals  und  an  einer  etwaigen  Vermeidang  der  Doppelbesteae- 
mng  des  fremden  Kapitalisten  —  hier  nnd  in  aeiner  Heimath  — 
kann  eine  Stenerbefreinng^  welehe  von  der  Gereebtigkeit 
niebt  noibwendig  y erlangt  wUrde,  ana  Gründen  der  Volks- 
wirthaebaftspolitik  riltUieb  machen.  Doch  kann  nmgekehit 
die  Besteuerung  auch  gerade  aus  Gerechtigkeitsgi  Undeu 
geboten  sein. 

a)  Bei  einer  Retheiligung  des  Iremden  Kapitalisten  an  in- 
ländischen Gewerben  als  verpachtender  oder  sich  vertreten 
lassender  Unternehmer,  Socinai  als  stiller  Gesellschafter, 
Aetionär,  als  Grnndeigenthflmer  mnss  derselbe  die  gleichen 
Ertragaatenem  wie  der  Inländer  entriehten,  schon  dem  Chaneter 
der  Ertragaatener  ala  Objeetatener  gemäaa,  aber  aneh  ana  prin- 
oipiellen  TolkawirthschafUichen  Gründen:  well  hier  Theile  dei 
Volkseinkommens  vorliegen,  die  nicht  unbesteuert  bleiben  dürfen, 
wenn  die  richtige  Steuerquelie  getroffen  werden  soll  und  oicht 
minder  aus  principicllen  Gründen  der  gerechten  8teuerver- 
theilang,  weil  sonst  die  Inländer  nur  um  so  höher  besteuert 
werden  müssten.  £rfolgt  die  Besteuerong  des  Ertraga  dieaer  Objecte 
sm^eh  in  der  Form  einer  Einkommenatener,  ao  wird  aoeb 
letatere  vom  Analänder  ebenao  wie  vom  Inländer  an  tragen  aem.") 
Eme  entgcgcngesetite  Entaebeidnng  führte  in  andern  Fällen  sa 
nnbaltbaren  volkawirtbaehafUichen  Gonseqnenzen  nnd  so  eber 
nngerechten  Ucberlastung  der  Inländer,  wie  sich  leicht  er- 
giebt,  wenn  man  sich  einen  etwas  extremen  Fall  vorstellt,  z.  B. 
dass  heimische  Ertragsquellen  (Grundbesitz,  Gebäude,  Bergwerke) 
in  grossem  Umfange  Ausländern  gehören»  Da  das  bezügliche 
Einkommen  mit  Recht  auch  der  Bestenenmg  in  der  Ueimath  des 
Ausländers  unterliegt  (§.  406  Nr.  2),  ao  erfolgt  Doppelbesleae- 
mngy  die  hier  nicht  wohl  an  vermeiden  iat  Die  Stenerbefreioag 


So     B.  in  Pieasieu  nach  d.  i^m.  Ges.  Ib. 
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•  dM  AnsUbiden  im  Inlande,  im  Interesse  der  Hereiniiehmig  ftemden 
Ki|iltal8,  wflrde  öfters  auch  die  Concnrrenibedingungen  der  ver- 
leÜedenen  (Jntemelimimgen  ungleieh  stellen ,  zu  UDgunsten  des 

Inländers,  ausserdem  aber,  wie  gesagt,  auch  eine  bedenkliebe  Ent- 
ziehung der  heimischen  Steuerquellen  ttlr  die  inländische  Besteue- 
rnng  (Grundsteuer  beim  Uebergang  von  Grundbesitz  an  Ausländer!) 
mit  sich  llUbren,  wie  sieb  im  Mittelalter  so  vieltacb  gezeigt  hat, 
wenn  steuerpflichtiger  Grnndbesitz  durch  Eigenthomsübergang«  an 
ateserfreie  Exemte  (Stifter  n.  s.  w.)  steuerfrei  wurde.  Die  in* 
ttndiselie  Bestouenmg  des  Ausländem  gehörigen  Besities  und  des 
dsrsns  fliessenden  Ertrags  und  Einkommens  besteht  aaeh  wohl  als 
Regel  in  den  Cnltnrstaaten.  Das  Gegentheil  würde  eine  grosse 
Schwäche  des  Staats  oder  eine  ausserordentliche  Abhängigkeit  vom 
fremden  Kapital  anzeigen. 

b)  Der  heute  practisch  wichtigere  und  schwierigere  Fall  ist 
derjenige  der  Betheiligung  des  ausländischen  Kapitalisten  als 
Gläubigers  aus  Darlehensgeschäften,  daher  die  Frage  der 
Besteuerung  von  Zinsen,  welche  an  Ausländer  hinausgehen. 
Die  Frsge  wird  sieh  un  Ansohluss  an  die  Art  der  bestehenden 
Besteuerung,  die  Formen  d«r  Feststellung  der  Stenersehnldig- 
ksitea  (bei  Einkommen-,  Zinsrentensteuer)  u.  s.  w.  Öfters  wieder 
steh  den  Arten  der  Darl  ehensgesc hätte  specialisiren,  nament- 
lich ob  es  sich  um  „unversicherte"  und  „versicherte" 
Pfand-,  besonders  hypothekarische  Darlehen,  um  Darlehen 
handelt,  für  welche  ein  börsengängiges  „ Wertbpapier"  (auf 
den  Inhaber  oder  auf  Namen  lautend)  ausgestellt  ist,  ob  in  diesem 
Fall  der  besteuernde  Staat  (Staatssehuideiiobligation)  oder  ein 
Dritter  (besonders  dne  inländische  Qesellsehaft,  s.  B.  bei  den 
Obligationen  der  Bisenbahngesellschaften)  der  Terpflichtete  Schuldner 
iit  u.  s.  w.  Der  praetiseh  wichtigste  Fidl  ist  gerade  diese  Be- 
taerung  der  Zinsen  von  Wert h pap ieren,  welche  sieb  im 
Aaslande  in  aunländisch em  Besitz  betinden  und  hier  dann 
wieder  der  Staatsschuldzinsen,  die  sogenannte  „Coupon- 
be Steuerung",  wie  sie  nach  der  Form  der  Besteuerung  mittelst 
AbiQg»  des  Stonerbetrags  an  dem  fälligen  Coupon  bei  der  Aus- 
uUong  genannt  wird.^^) 

'*)  S.  Hock,  ötr.  Abg.  S.  IS.  22Ü;  meine  „üriln.  d.  öst.Tr.  StaaLshauahalfs", 
Viea  ibUJ,  S.  Ib7— 2Ü«i,  mit  beü.  Beziehung  auf  Üeaterreich,  aber  aucb  priucipiell 
>•  I.  Th.  aaf  die  im  Yoih«rgeheiid«a  betpiocoeiieii  Ftile  eingehead. 
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Einerlei  ob  eine  besondere  Kapitelrentenitener  als  eine  Art* 
der  Ertragssteoer  od«r  ob  neben  oder  statt  ihr  eine  Einkommen- 
Steuer  bestebt^  welehe  dieses  ZinsetniLommen  treffen  soll:  im  Prin- 
eip  ist  die  Besteuerung  der  ins  Aasland  gehenden  Zinsen  ebenso 

wie  diejenige  der  im  Inland  bleibenden  zn  verlangen.  Anch 
hier  tUhrt  die  entgegengesetzte  Entscheidung,  wie  man  sich  wie- 
derum an  extremen  Fällen  leicht  klar  macht,  zu  volkswirth- 
schaftlich  unhaltbaren  Consequenzen  und  zu  Ungerechtigkeiten  ftlr 
die  Inländer.  Ist  nicht  etwa  ein  ausdrückliches  Versprechen 
seitens  des  Staats  ertheilt  worden,  jene  Zinsen  nnbestenert  zu 
lassen,  so  kann  anoh  bei  der  erstmaligen  EintUhmng  einer  sokheo 
Bestenemng  nieht  von  emer  R  e  o  h  t  s  rerletinng  des  fremden 
Qll&nbigers  ;die  Rede  sein.  Das  Bestenemngsreebt  des  Staats  be- 
steht ihm  gegenüber  in  derselben  Ausdehnung  wie  dem  Inlinder 
gegeiulber.  Nicht  Uber  die  Besteuerung,  sondern  nur  über  eine 
höhere  Besteuerung  könnte  sich  der  Ausliinder  beschwerden. 

Auch  eine  Steuer  auf  die  vom  Staate  selbst  gezahlten  Staats- 
scbuldenzinsen  ist  nicht  ungerecht,  kein  Rechtsbraoh,  so- 
bald nieht  gegentheilige  ansdrttekiiehe  Znsagen  yoriieges. 
Gegen  eine  solehe  hie  nnd  da  Toigekommene  Anffassong  der 
Gonponstener  ist  derselbe  Einwand  wie  g^gen  dne  fthnliehe  An* 
sieht  m  Resng  auf  die  Bestenening  der  StaatsdieDe^Gehalto  m 
erheben  (§.  404):  es  bandelt  sich  bei  der  Zinszahlung  und  bei  der 
Besteuerung  derselben  durch  den  Staat  um  zwei  ganz  ver- 
schiedene Kcchtstitel.  Der  Anleihevertrag  enthält  keine 
stillschweigende  Zusage  einer  Beschränkung  des  Besteuerongs- 
rechts  in  Bezug  auf  die  Zinsen  der  Staatsschuld. 

Zn  einer  Rechtsfrage  wird  die  Besteuerung  hier  wie  in 
anderen  vorgekommenen  FttUen,  z.  B.  bei  der  Steaerfreiheit  der 
Zinsen  Ton  Obligationen  n.  s.  w.  der  EisenbahngeseUschaften,  nor, 
wenn  der  einkeimisehe  Staat  ein  ansdr  tick  Hohes  Ympm^tm 
der  SteneriVeiheit  ertheilt  bat,  das  einen  Theil  des  betrefiRssdeD 
Vertrags  bildet.  Hier  hat  er  sich  rechtlich  in  Bezug  auf  die 
Ausübung  seines  Besteuerungsrechts  gebunden.  Die 
Steuerfreiheit  bildet  ein  wohlerworbenes  Recht  und  kann  in 
der  Kegel  nicht  einseitig,  sondern  nur  vertragsmässig  auf- 
gehoben werden ;  ausnahmsweise  emseitig  wenigstens  nur  nach  den 
Reehtsregeln  der  Enteignung,  dann  gegen  Entschttdignng.  Eme 
solehe  zugesagte  Steuerfreiheit  bezi^t  sieh  an  sieb  auf  jedes 
Gläubiger,  In-  wie  Auslinder. 
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Mit  der  Ertheilang  tM^lcher  ZoBBgtn  soUte  der  Staat  um  seiner 
fiBamieUen  Zukunft  Willen  eehr  KurttekhaLtend  sein.  Wenn  die- 
Niben  trotxdem  in  neuerer  Zdt  in  stark  Tereehnldeten  Staaten, 
wtkhe  eine  Betheiligung  des  Kapitale,,  besonders  des  fremden, 
wttosoben,  fast  die  Regel  geworden  sind/^)  so  ist  dies  eben  nur 
ein  schlimmes  Zeichen  der  iiiiauzicllen  Lage  und  der  dadurch 
bedingten  Abhängigkeit  vom  l'rivatkapital.  Die  hier  angerufenen 
Opportunitätsrticksichten  —  neralich  auf  den  ötaatscredit  und 
auf  die  Nothwendi^keit,  nene  Anleihen  aufzuoebmeu  —  sind  kaum 
so  berechtigt,  als  es  meistens  dargestellt  wird.^^)  Denn  es  wird 
luerbei  xh  einseitig  die  Lage  des  Moments,  zu  wenig  die  Znknnil 
beishlet**)  Verlangt  die  Entwieklnng  des  Finanzwesens  wie  ge- 
wSbnlich  später  immer  grossere  Einnahmen,  daher  höhere  Ge- 
sammtbesteuerung ,  so  ist  eines  der  steuerf äbigsten  Objecte, 
'lie  Zinsrente,  in  grossem  Umfang  der  Besteuerung  entzogen, 
tlie  übrige  Hesteuerung  muss  also  um  so  stärker  wachsen.  Daraus 
ilrobeo  mit  der  Zeit  wahrhaft  unerträgliche  volkswirthschaftlicbe 
uul  sociale  Zustände  benrorzageben ,  wovon  sieb  schon  jetzt,  be- 
Maden  in  den  Verbältnissen  von  stark  ans  Aasland  yerscbuldeten 
Staaten  und  Volkswurthsohaflen  zun  ansUtadisoheik  „mobilen  Ki^i- 
tai^,  denüiohe  Symptome  aeigen. 

Aneh  ohne  sieh  in  dieser  Hinsieht  vertragsmässig  zn  binden, 
ksDn  der  einheimische  Staat  aus  ü p po rtuuitäts-  und  Billig- 
keitsrücksichten die  ins  Ausland  gehenden  Zinsen  wohl  steuer- 
frei lassen.  Dies  mag  unter  Umständen  eher  statthaft  sein,  obgleich 
e«  principieil  vom  Standponct  der  Gerechtigkeit  nicht 


")  Namentl.  ist  Oesterreich  -  U  ngarn  so  rorgegaogeD,  nachdem  allerdinii^  die 
CöupoDSteuererhöhung  in  Folge  des  staatsre-  htl.  Ausgleichs  mit  Ungarn  sehr  stark  (bis 
uf  16%  durch  ü.  Oes.  t.  20.  Juni  IbÜb)  geworden,  auch  viel  böües  Blut  gemacht  hatte. 

**)  Dm  seigt  Hock     «.  O. 

Es  ist  u.  A.  auch  unrichtig,  anzunehmen,  dass  eine  Gouponsteuer  Ultitrhaupt 
lad  uill.:nd>  im  Verhültniss  ihres  ganzen  Bi-trags  zu  einer  Kapital. Steuer  für  den 
Wtrottcaea  Besitzer  eines  Wertbpapieis  worden  mOäSti,  weil  der  Kurs  entsprechend 
Adken  weide.  Ebunal  kommt  es  oieibei  dannf  an,  ob  andere  analoge  Kapitelanlagen 
(i.  B.  in  Hypotheken,  auch  in  Gnindsttbken,  Hriusern)  ebenso  besteuert  werden, 
*o  dann  ein  allgemeiner  Einfluss  auf  den  Kui"s  sich  nicht  so  stark,  mitunter  giir  nicht 
(elteüd  lüachcu  kann.  Die  einschlägigen  tcmca  t ragen  der  Ucbcrwaizuug  (jchaiidelt 
vortrefflich  Helferich  in  d.  Aufs,  aber  d.  Kapitalst  in  Baden,  Tttb.  Ztschr.  1846, 
•j«.  S.  51 1  II.  Smiann  hängt  gerade  der  Kurs  der  Werthpapiere,  bes.  der  Staats- 
P»piere  von  einer  Menge  verschiedener  l'iK  toren  ab,  unter  diesen  aber  kann  die 
vMponsteuer  sogar  selbst  wieder  ein  nach  einer  Seite  gunstiger  sein,  weil  sie 
'h«  Finanzlage  verbewort.  Einigennaasen  war  es  wohl  186S  ff.  so  in  Oesterreich, 
vo  zugleich  der  Ausgleich  mit  Ungarn  als  politisch  gllnstiges  Moment  gut  :inf  den 
^tMtüedit  wirkte.  Daher  die  Erscheinung,  dass  die  österr.  Staatspapiere  nach  der 
^MBMi  Erhöhoüg  der  Coupouateuor  oft  besser  als  vorher  standen. 
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geboten  ist.  Der  fremde  Gläubiger  erlangt  aber  hier  kein  „wohl 
erworbenes  Beeht"  für  sieb  und  mos«  ge^^Mgoi,  sogar  wenn  das 
Gesetz  etwa  selbst  die  Bestenenmg  anf  im  Inland  blmbende 
Zinsen  besehrinkt  bat,  e?entoe]l  dnreb  ein  nenes  Gesett  der  j 
Bestenemng  doeh  mit  nnterzogen  zn  werden.  Die  tJntersebeidiiDg 
von  in  und  ausländischen  Gläubigem,  Werthpapier-Inliabem  u.  s.  w. 
bei  der  Besteuerung  führt  ohnedem  leicht  zur  Umgehung  des  Ge- 
setzes. Auch  deswegen  empfiehlt  sich  möglichst  die  allgemeine 
Besteuerung  alles  Zinseinkommens,  einerlei  ob  der  Bezieber  Aas 
oder  Inländer  sei,  im  In-  oder  Auslände  wohne.  (Vgl.  u.  §.  459  8'.).  | 

B.  —  §.  410.  Die  Dnrehfflhrnng  des  Princips  der 
Allgemeinheit  der  Besteuerung  der  physisehen  Per- 
sonen im  Stenerwesen  der  SelbstverwaUnngskOrper, 
besonders  der  Gemeinde,  oder  in  der  Gommanalbesteie- 
rnng  i.  w.  S. 

Alle   die  zahlreichen  Fragen,   welche  im  Vorausgehendeo 
(§.  403—409)  in  Bezug  auf  die  Staats  besteuerung  erörtert  wurden, 
spielen  nun  auch  zwischen  den  verschiedenen  Selbstverwaltungs 
kOrpem  eines  Staats.  Ja,  sie  werden  bier  praetisoh  wegen  des 
noch  viel  nmfassenderen  nnd  innigeren  Personen-  und  KapitslisD- 
Yerkebrs  innerhalb  des  Staatsgebiets  noeb  viel  wiebtiger  nnd  w- 
wiekelter.  Gleiebwobl  sind  sie  leiebter  zn  iSsen,  denn  die  sonverioe  | 
Macht  des  Staats  kann  die  Oonfliote  zwischen  den  einzelneii  KSipets 
nnd  in  Betreff  etwaiger  Doppelbesteuerung  gesetzlich  schlicbten.  I 
Auch  lösen  sich  die  Interessenconfliete  der  verschiedenen  Körper 
wieder  mehr  in  dem  einen  Staatsinteresse  auf,  während  diese  Con- 
flicte  zwischen  verschiedenen  Staaten,  von  Bundesstaats-  und  Uhn 
lieben  Verhältnissen  abgesehen,  besteben  bleiben  und  nur  darcb 
Compromisse  beigelegt|  nicht  eigentlich  ausgeglichen  werden  können. 

Auch  für  die  Communalbesteuerungi  ja  zum  Theil  für  sie  noch 
mehr  gilt  das  im  §«  403  Gesagte:  sie  Iftsst  sich  weder  gc-  j 
recht,  noeb  wirthschai'tlieh  richtig  durch  eine  einsige 
Steuer  oder  durch  ein  ganz  einfaches  Steuersystem 
durchtühren.  Vielmehr  ist  gerade  auch  bei  ihr  eine  Com- 
bination  verschiedenartiger  Steuern  geboten,  besonders 
von  E r trag 8 steuern ,  welche  an  das  Object,  die  Ertrags- 
quelle, und  Yon  Personal-  und  Einkommensteuern,  welche 

*")  Im  weiter»'n  Sinn  heisst  Comm.best.  Besteaer,  aller  Sclbstverw.liörper.  S.  hier 
bes.  U.  zehn  Guuchieii,  aam.  Naäse.  Meine  Comia.st.frage.  Auch  obeu  Abscha.  3 
n.  unten  Hioptebsohn.  3  wm  SteomysteB.  | 
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u  das  S^vbjeet  nnd  Bein  Einkommen  anknüpfen.  An  Stelle  der 

leCiteren  Steuern  oder  neben  ihnen  können,  soweit  nicht  andere 
gteaertecbuische  u.  dgl.  Gründe  gegen  diese  Steiierart  sprechen, 
auch  in  der  Commune,  ebenso  gut  wenigstens  als  in  Staate,  — 
eine  freilich  nur  relative  Kechttertigangl  —  Verbraacbs- 
stenern  fungiren. 

Eine  solche  Com bination  yon  y^Objeetsteaern''  and^Snbjeet- 
stenem^'  ist  in  den  Commanen  nothwend%,  weil  vielfaeh  dnieh  die 
EDtwieklmig  des  Creditwesens,  desPaeht-  nnd  Miethwesens, 
der  Erwerb  sgesellsehaften,  AetiengeaeUsehaften  n.  s.  w.  der 
Wohnort  der  Personen  und  der  Sitz  der  ihnen  gehörigen 
Ertragsquellen  verschiedene  werden.  Wo  das  nicht  der  Fall 
ist,  könnte  man  an  und  für  sich  Je  mit  Object-  oder  Subject- 
steuern  allein  in  der  Commune  auskommen,  soweit  dies  Steuer- 
technisch  Überhaupt  möglich  ist.  Solange  jene  Entwieiüung  des 
Creditwesens  nnd  der  gewerblichen  Untemebmangsformen  noch 
nnbedentend  war,  lagen  die  Dinge  gleichfalls  noch  anders.  Jetzt 
aber  ist  es  häufig  so  —  besonders  in  F3UIen,  wo  es  sieh  nm 
grossere  Ertragsquellen  nnd  wohlhabendere  Personen 
handelt,  —  dass  ein  EigenthUmer  von  Ertragsquellen,  ein  Grund - 
nnd  Hau.sherr,  Kapital  Verleiher,  Commanditist,  Actionär  u.  s.  w. 
au  einem  anderen  Orte  wohnt  und  sein  Einkommen  aus  jenen  . 
Quellen  verzehrt  als  da  wo  der  Sitz  dieser  letzteren  ist.  Die 
blosse  Snbjectbestenerung,  z.  B.  durch  Einkonmiensteuer,  würde 
dann  nur  im  Wohnort  der  Person,  die  blosse  Objectbesteaerang, 
doreh  die  ttbliohen  Ertragssteaem ,  nnr  im  Sita  der  Ertragsquellen 
eifolgen.  Das  führte  zu  Tolkswirthschaftlich  und  finanziell  unhalt- 
bsreo  nnd  der  Gerechtigkeit  widersprechenden  Verhältnissen,  wie 
sieh  sofort  ergiebt,  wenn  man  sich  etwas  extreme,  aber  schon 
heute  annähernd  wirklich  vorkouiuiende  Fälle  vorstellt. 

Es  bandle  sich  z.  B.  um  zwei  Gemeinden.  In  der  einen, 
einem  „Fabrikdort''%  befindet  sich  verpachteter  Grossgr  und  besitz 
nnd  verschuldeter  Kleingruudbesitz,  die. Wohnhäuser  gehören  eben- 
üiUs  Kapitalisten  oder  sind  an  diese  verschuldet,  die  grösseren 
enrerblichen  Untemehmnngen,  Fabriken,  Hüttenwerke  bestehen 
in  der  Form  von  Actiengesellschaflen.  In  der  andren  Gemeinde, 
ebem  schönen  ,,BAde-  nnd  Villenorte",  wohnen  die  wohlhabenderen 
verpachtenden  und  Vermietbeuden  Grund-  und  Hausbesitzer,  die 
Hypothekengläubiger  der  ersten  Gemeinde,  die  Actionäre  der  in 
dieser  betriebenen  Gesellscbuiten ,  und  zwar  sollen  diese  der  Au- 

^  Wayaer,  FiBanxwi»s«uacb»ft.  U.  21 
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nähme  nach  als  Rentenbesieber  in  der  zweiten  Gemeinde  mxM 
zur  Mietbe  wobnen.  Die  blosse  Sabjeotbestenerang  wfirde  in  der 

ersten ,  der  „armen"  Ctemeinde ,  die  Steuerlast  fast  ganz  auf  die 
„kleinen  Leute",  die  verschuldeten  Haus-  und  Grundbesitzer,  die 
Arbeiter  legen,  was  ebenso  ungerecht  als  wirthschaltlich  unthunliih 
wUre,  zumal  wenn  mit  den  Steuern  wichtige,  gerade  jenen  „Be 
sitzenden'^  nützende  Ausgaben,  z.  B.  für  Wegewesen,  geraachi 
wttrden.  Die  blosse  Objectbestenernng,  vollends  die  reine  Keal- 
bestenemng  würe  äbnlieb  nnriebtig  in  der  zweiten,  der  f^reiehes^ 
Gemeinde,  wenn  sie  ancb  kaum  ebensolebe  Bedenken  wie  die 
Subjectbestenerung  in  dem  Fabrikdorf  bätte.  Denn  die  RealitSten- 
besitzer  des  Badeorts  würden  doch  eine  Menge  Vortheile  aus  dem 
Aufenthalt  der  Rentner  ziehen. 

Hier  liegen  also  wichtige  iuteressenconflictc  zwischen  den 
bet heiligten  Communeu  vor.  Dieselben  lassen  sich  nur  dadurch 
leidlich  lösen,  dass  die  obige  Forderang  einer  Combination 
von  Ertrags-  und  Personalstenern  erfüllt  und  woml^Ucb 
aneb  gewisse  Stenern  mit  gewissen  Verweudnngs- 
zweeken  in  der  Commune  combtnirt  werden.*')  Als 
Regel  wird  man  dann  verlangen,  dass  die  Personen  da  Älr  ihr 
Einkommen  (oder  ihren  Verbrauch)  besteuert  werden,  wo  sie 
wohnen,  die  Erträge  da,  wo  die  Quellen  derselben  liegen. 
Handelt  es  sich  um  ein  und  denselben  Ort,  so  erledigt  sich  alles 
Weitere.  Andernlalls  aber  sind  noch  specielie  Bestimmungen  notb- 
wendig,  am  Hesten  wohl  so,  dass  das  Einkommen,  welches  aas 
Besitz  berrflbrt  oder  Renten bezug  ist,  einer  formelles 
Doppelbestenening  unterliegt,  mittelst  Ertrags-  und  Einkommen- 
Stenern  und  dass  in  den  angedeuteten  Fällen  einer  Befbeiltgong 
mebr  er  er  Gemeinden  n.  s.  w.  die  Gemeinde  der  Ertragsquelle 
auch  an  der  Einkommensteuer  der  Person,  welche  anderswo 
wülint  und  an  ihrem  Wohnort  für  das  aus  jener  (Quelle  fliessende 
Einkommen  steuert,  in  einem  gesetzlich  oder  zwischen  den  be- 
theiligten Gemeinden  vertragsmässig  testzusetzenden  Verhiiltniss 
participirt.  Hierin  liegt  eine  gewisse  Begünstigung  der  Gemeinde 
der  Ertragsquelle  (der  „Objeo^emeinde")  vor  deijenigen  des  per- 
sOnlicben  Wobnorts  (der  „Snbjeetgemeinde''):  in  unseren  hentigeii 


*')  S.  darüber  die  Vorschläge  in  nieiucm  Referat  über  die  (l'omiii.üt.frafe,  in  4. 
lelbttiad.  Aoagab«  S.  2  ir.  (Thesen),  S.  30  if.  Nichts  Andreb  kann  Stein  I.  560 
meinen.  Was  er  hier  andeutet,  hnlx'  ich  nur  sclion  vorli'T  :i  a.  0.  aiugefUhlt,  wes- 
halb St  ei  US  Abweisung;  S.  ÖOS  vielleicht  hütte  unterblcibcu  können. 
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\  erhilltnissen  immer  noch  der  relativ  richtigste  und  gerechteste 
Ausweg,  der  auch  eine  socialpolitische  Bedeutung  hat.  Eventuell 
wird  dabei  der  Rentner  auch  im  Ganzen  effectiv  höher  besteuert 
werden,  was  sich  aber  einmal  hier  wie  stets  socialpoiitiseh  recht- 
fertigen UU»t  nnd  ferner  eben  die  Folge  des  ron  seinem  Willen 
abhängigen,  meist  dareh  seine  besonderen  Vortheile  veranlassten 
doppelten  Stenerorts  ist 

Wird  die  Sache  volkswirthschaftlich,  statt  bloss  einzel-  und 
privatwirthschaftlich  l)ctrachtet,  so  wird  es  vollends  klar,  dass  die 
Comuiun a l bcs te  u er  u n  g  z  u  r  Verwirk  I ichung  des  I^ostulats 
der  Allgeni c inheit  eventuell  neben  oder  statt  derPersonal- 
bestenening  eine  Ertragsbesteuerung  verlangt.  Auch  in  der 
Commune,  wie  im  Staate,  liegt  die  normale  volkswirthschaftliehe 
Stenerqnelle  im  Reinertrag  der  Volkswirthsohaft  nnd  zwar 
in  jeder  Gommnne  in  denjenigen  Theile  dieses  Reinertrags, 
welcher  in  ihr  gewonnen  wird.  Dieser  Ertrag  wird  direet  nnd 
indirect  mit  Hilfe  der  Leistungen,  welche  diese  Besteuerung  er- 
miii^lichte,  producirt.  Die  Besteuerung  gehört  zu  seinen  („gesell- 
schaftlichen'') Productionskosten  und  letztere  sind  billiger  Weise 
auf  seinen  ganzen  Betrag  zu  repartiren.  Erst  der  dann  ver- 
bleibende Rest  kann  als  ein  wahrer  Reinertrag  betrachtet  werden, 
der  sieh  alsdann  privatwirtbschaftlicb  als  Einzel-  oder  Privatein- 
kommen an  die  mit  Arbeit  nnd  mit  ihren  eigenen  Prodnctionsmitteln 
SD  der  Prodnetion  betheiligten  Personen  vertheilt,  d.  h.  Lohn  oder 
Rente  wird.  , 

C.  —  §.  411.  Die  Staatsbesteuerung  andrer  Wirth- 
scbaften,  von  juristischen  Personen,  Erwerbsgesel  1- 
«chaften  u.  s.  w.  (zweite  Kategorie  des  Schemas  in  §.  402).**) 

Sulche  andere  Einzelvvirthschaften  kJinnen  nicht  kurzweg 
denjenigen  der  physischen  Personen  (Individual-  oder  Familien- 
wirthschaflen)  in  der  Bestenemng  gleich  gestellt  werden.  Das 
Prmeip  der  Allgemeinheit  l&sst  sieh  daher  nicht  ohne  Weitres  nach 
der  Ricbtsehnnr  der  vorausgehenden  Erörterungen  (§.  403  ff.)  hier 
snwenden.  Anch  nnr  etwas  allgemeinere  Regeln  kann  man  ohne 
genaue  Unterscheidung  der  Hauptarten  solcher  Wirthschaften  nicht 
aufstellen.    Innerhalb  einer  üauptart  wird  mitunter  eine  weitere 

")  S.  H.-Id.  Eink.st  S.  137  ff.  (nicht  ausreichend);  Stein  I,  l.'i.')  ff.  (in  Verbind, 
■it  s.  Lehre  yom  Vereiusweäen)  (zu  apodictisch  u.  zu  wenig  casuistisch) ,  Rau  I, 
I.  Iftl— 265,  (fiel  m  dOiftig).  Dietzei's  oben  gen.  Schrift.  FOr  die  Verhiltniste  d. 
GtBamnen  d.  Gotechten  d.  mein  Referat 

21* 
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Unterscheidung  nothwendig  werden.  Die  folgende  Erörtemng 
beschränkt  sich  auf  einige  der  practiscb  wichtigsten  und  theoretisch 
schwierigeren  Fälle. 

Auch  hier  ist  zunächst  wieder,  wie  bei  der  Besteuerung  der  pliy- 
sischen  Personen  (§.  403,  410),  die  Unmöglichkeit  aDzuerkenneo, 
durch  eine  einzige  Steuer  oder  durch  ein  ganz  einfaches  Steuer- 
system die  Allgemeinheit  der  Bestenernng  richtig  dnrchsofQbren.  Die 
Verhältnisse  des  wirthschaiUichen  Lebens  sind  daftlr  viel  m  ver- 
wickelt  Neuerdings  hat  besonders  die  Entwicklung  der  Acties- 
und  andrer  Grwerbs^esellschaften  diese  Verwickeltiieit  in  einer  Ar 
die  Staats-  wie  für  die  Coniinunalbesteuerung  sehr  lästigen  Weise 
noch  erheblich  vergrössert.  Die  Aufgabe  wird  dadurch  immer 
sehwierij^er.  Sie  lässt  sich  wiederum  nur  ganz  annähernd  Ifisen, 
unbedingt  aber  nur  durch  ein  System  mannigfaltiger  Steuern. 

1)  Die  Actiengesellschaft,  mit  der  Abart  der  Commandit- 
gesellschaft  auf  Actien,  ist  die  wichtigste  der  hier  zu  betrachtenden 
Erwerbsgesellschaften.  Falls  dieselbe  nicht  gerade  als  Actien- 
unternehmen,  wie  das  schon  in  der  Gesetzgebung  vorgekommen 
und  öfters  empfohlen  worden  ist,  einer  besonderen  BesteueroD^ 
unterliegen  soll,  welche  die  Tendenz  verfolgt,  diese  Form  der 
Gesellschaften  als  solche  ungünstiger  zu  behandeln  auch  eine 
Art  jjSocialpolitiseher "  (iesiclitspunct,  tlber  den  sich  wenigstens 
bei  Actienunteruehmungen  lUr  g;ewis8e  Zwecke  discutiren  lässt  — , 
sondern  falls  die  Actiengesellschaft  wie  jedes  andre  Erwerbsnnter- 
nehmen  angesehen  wird,  was  wir  hier  yoraussetzen,  so  kann  diese 
G^Uschaft  nicht  ohne  Weiteres  als  eine  „selbständige  wirthscbaft- 
liche  Persönlichkeit^'  der  Besteuerung  unterliegen.**)  Vielmehr  mn« 
auch  die  Besteuerung  das  ökonomische  Wesen  der  Actiengesell- 
schaft  beachten,  welches  darin  liegt,  dass  dieselbe  nur  ein  Mittel 
zu  Erwerbszwecken  für  ihre  Actionäre  ist.  Die  Besteuerung^  der 
Actiengesellschaft  muss  daher  mit  derjenigen  d  e  r  Ac  t  ion  äre, 
d.  h.  der  Regel  nach  physischer  Personen,  weiche  ihrerseits  einer 
Besteuerung  unterliegen,  in  Zusammenhang  geb  rächt  werden. 

Bei  einem  System  der  Einkommenbesteuerung  hat  man 
die  Wahl,  entweder  die  Actiengesellschaft  als  solche  ganz  frei 
zu  lassen  und  nur  das  Einkommen,  welches  sie  an  Dividende  den 

Z.  R.  in  Preusseo  nach  Ges.  ?.  18.  Kof.  Iö57,  aufgehoben  dardi  Q». 

V.  ly.  Sept.  l^Gl. 

Dies  rerlangt  Stein.  1.  Aufl.  S.  178  n.  noch  4.  Aofl.  I,  435:  „die  Oeseil- 
schafton  sind  als  wirtlix  haftlichc  Kinhtnt<>n  uubodingt  Stoaenolgeete  ^in  lechtL  SiBl) 
in  aUen  ihren  Arten.*'    Anders  q.  richtiger  Dietzel. 
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ActioDären  (und  an  Zinsen  ihren  Obligationären)  gewährt ,  bei 
diesen  za  besteuern  oder  aber  das  ans  der  GreseUsehat't  her- 
rlthrende  Einkommen  bei  diesen  Personen  steuerfrei  zu  lassen 
and  es  im  Ganzen  gleich  bei  der  Gesellsehafit  zu  besteuern. 
Letzterer  Weg  ist  der  einfachere  und  sicherere,  setzt  aber,  wenn 
man  nicht  ein  sehr  weitläufiges  Steuerrestitutionsverfahren  anwenden 
will,  einen  gesetzlich  gleich  hohen  Steuersatz  für  alle  Kinkoninien 
voraus,  da  liier  die  Dividende  bez.  der  Zins  aller  ActionUre  bez. 
Obligationare  um  den  gleichen  Betrag  durch  die  Steuer  der  Ge- 
sellschalt  verkürzt  wttrde.  In  der  Praxis  besteht  mitunter  die 
ßinkommenbestenemng  gleich  bei  der  Gesellschaft,  bei  den  Obli- 
gationsinhabem  nimmt  sie  die  Form  der  Gouponsteuer  an.*') 

Gerade  bei  der  Actiengesellschaf t  wflrde  aber  die 
Einkommenbesteuerung  selten  ausreichen,  weil  der  Ort  der 
Wirksamkeit  dieser  Gesellschaft  (und  ihrer  etwaigen  Filialen) 
und  die  Wohnorte  der  Actionäre  meistens  verschiedene  sind. 
Namentlich  für  die  Kegeliing  der  Communalbesteuerung  der 
Actiengesellschaften  ist  diese  Thatsache  wieder  sehr  wichtig.  Flier 
;:ilt  deshalb  das  im  §.  410  Gesagte:  man  mtisste,  wenn  sie  nicht 
ohnehin  vielfach  schon  bestände,  mit  Rttcksicht  auf  die  eigenthttm- 
liehen  Verhältnisse  der  Actiengesellsohaften  eine  Ertragsbestenerung 
▼eriangen.  Hier  mnss  die  Actiengesellschaft  dann  nach  der  Art 
ihrer  Unternehmung  und  ihrer  Eigenthumsobjecte  getroffen  werden, 
daher  von  den  bezüglichen  Grund-,  Häuser-,  Gewerbe-,  Bergwerks- 
steuern  u.  s.  w.  principiell,  wenn  sie  anderen  Untcrnehmungsformen 
gleichgestellt  sein  soll,  mit  den  allgemein  giltigen  Steuersätzen.  Dem 
t'baracter  unserer  Ertragsstenern  als  Objeotsteaern  gemäss  ist  dies 
sQch  die  Kegel. 

Besteht  neben  der  Ertragssteuer  noch  eine  Einkommen- 
steuer, welche  die  bereits  an  den  Quellen  besteuerten  Erträge  als 
Einkommen  einer  Person  noch  einmal  bei  dieser,  formell  also 
doppelt  besteuert,  so  ist  es  nur  folgerichtig,  auch  die  Divi- 
dende dieser  Actionäre,  die  doch  schon  nm  den  Betrag  der 
von  der  Gesellschaft  gezahlten  K r  trags steuern  gekltrzt  ist,  noch 
der  Einkommensteuer  zu  unterwerfen,  —  entweder 
beini  einzelnen  Actionär  oder  gleich  in  der  vorhin  angegebenen 
Weise  in  Summa  bei  der  Gesellschalt,  welche  dann  abermals 
die  Dividende  verhältnissmässig  kurzen  mttsste.    Der  Actionär 


*)  lastnictir  ist  hes.  d.  Ssterr.  GweHgeh.,  wortther  üi  d.  ttpec.  L«lire. 
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befindet  eioh  bier  niobt  in  ungünstigerer  Lage  als  der  Grand-  ond 
Hausbesitzer  nnd  Gewerbetreibende,  weleber  nacb  Entriobtoof  der 
betreffenden  Ertragsstenem  noeb  einmal  fttr  diese  Beinerträge,  als 
sein  Einkommen,  die  Einkommensteuer  zablen  moss  (Preussen). 

§.  412.  —  2)  Die  Selbst verwaltungskörp er  („räumliche 
Zwangsgemeinwirthschaften")  vollfuhren  wie  der  Staat,  theils  im 
Auftrage  desselbeu,  theils  selbständig,  öflfentliehe,  gemeinwirth 
schaftliche  Aufgaben.  Die  sachlichen  Mittel  dazu  entnehmen  sie 
ihrem  Finanzhaushalt.  Es  Hesse  sich  so  die  Staatssteuerfreiheit 
für  ibr  ganzes  Einkommen  wohl  rechtfertigen,  selbst  fttr  den 
Ertrag  ihrer  priyatwirtfascbaftliehen  Anstalten,  welcher  ja  pro  tanlo 
eine  Gommonalbestenernng  entbehrlich  macht.  Indessen  wegen 
zweier  Umstftnde  ist  die  StenerfVeiheit  des  oommnnalen  Priyat- 
erwerbs  doch  misslich  und  besteht  sie  daher  auch  in  der  Praxis 
meistens  nur  für  das  Steuereinkommen  und  für  die  unmittelbar 
im  öffentlichen  Dienst  gebrauchten  Gebäude  u.  s.  w.  Theils  ver 
langen  die  Concurrenz yerhältnisse  uemiich  eine  GleichstelluDg 
commnnaler  und  privater  Unternehmungen^  so  dass  namentlich  eine 
Exemtion  der  Commune  von  den  Staats-Ertragsstenem  leicht  zu  In- 
convenienzen  fllhrte.  Theils  ist  der  Privaterwerb  nnd  der  bezttgliche 
Besitz  (Grundbesitz,  Gebftnde,  Gewerbe,  Geldkapitalien  n.  s.  w.)  der 
einzelnen  Oommnnen  zn  nngleieh,  absolnt  nnd  im  VerhSitiiiss 
zum  Steuereinkoiuüieu ,  so  dass  die  Befreiung  von  Staatsstcuern 
sehr  ungleich  wirken  würde.  Folgerichtig  unterliegt  der  genannte 
Ertrag  der  Communen  auch  den  Ertragssteuern  des  Stiiats  und 
mttsste  wohl  auch  solchen  Einkommensteuern  unterliegen,  welche 
diesen  Ertrag  noch  ausserdem  treffen.  Sonst  wird  immer  die 
gesammte  Steuerlast  im  Staate  sich  ungleichmftssiger  ver- 
theilen: die  Bewohner  der  an  eigenem  Besitze  „reichen"  Com- 
munen wtirden  im  Ganzen  niedriger  besteuert  als  die  der 
„ärmeren". ") 

Auch  hier  führen  daher  die  Conscquenzen  gerechter  Steuer 
vertheilung  wieder  zur  Forderung  eines  Object Steuersystems,  wie 
es  die  Ertrags  steuern  darstellen,  und  zwar  in  diesem  FaUe  auch 
für  die  S  taatsbesteuerung. 

§.  413.  —  3)  Vereine  als  solche  sind  in  der  Besteuerong 
nicht  ohne  Weitres  als  selbständige  wirthschafUiche  Fe»5nlichkeit6B 

^)  S.  über  d.  schwierigen  Verhältnisse  inPrcosscu  d.  Vorschlige  des  gen. 
Goinmunalsteuor-Gesetzentinirfs  r.  1877  n.  des  neuen  r.  1879,  dann  d.  Gntackten  d. 

Ver.  f.  Süc.pol. 

Aehnlich  Heid  S.  l'ib. 
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za  behandeln. Wenn  sie  nur  ein  Einkommen  ans  Beiträgen 
ihrer  Mitglieder  beziehen,  so  wird  dies  in  der  Regel  niobt  besonders 
ab  „nenes"  Einkommen  zn  bestenem  sein.  Einkommen  ans 
eigenem  Vermögen  (Renten  ans  Grund-,  Hansbesitz,  Kapitalien) 
igt  dagegen  allgemein  der  etwa  bestehenden  Ertragsbestenemng 
zn  unterziehen ,  welche  wieder  tUr  solche  Fälle  zu  verlangen  ist, 
und  der  mit  ihr  in  Verbindung  stehenden  Einkommenbesteuerung. 
Im  Uebrigen  kr)nneu  die  Zwecke  des  Vereins,  so  ob  derselbe 
mehr  den  persönlichen  Zwecken  seiner  Mitglieder  oder, 
wie  bei  Wohlthätigkeit  s  und  dcrgl.  Vereinen  den  Zwecken 
dritter  Personen  dient,  in  Betracht  kommen.  Im  ersten  Fall 
wird  die  Sachlage  fthnlicb  wie  bei  den  ÄetiengeseUschaften,  anoh 
wenn  die  Vereinszwecke  nicht  Erwerbs-,  'sondern  Gennsszweoke 
der  Mitglieder  sind.  Im  zweiten  Fall  handelt  es  sieh  vielfach  nm 
öffentliche  oder  quasi- öflentliche  Zwecke,  ähnlich  wie  bei  den  . 
Selbstverwaltungskörpern.  Dann  kann  eine  Befreiung  von  der 
Staatsbestcuerung  wie  für  das  Steuereinkommen  jener  Körper 
gerechtfertigt  und  zweckmässig  sein,  selbst  von  gewissen  Ertrags- 
fltenem,  z.  B.  von  der  Gebäudestener  fUr  die  den  Vereinszweeken 
dienenden  Oebände.  Das  Stenerreeht  bat  solche  Befreinngen  bei 
kireblichen,  Homanitllts-,  Armenanstalten  n.  s.  w.  Oilers  gewilhrt. 

4)  Stiftungen,  fttr  kirchliehe,  Unterrichts-,  Armenzweoke 
0.  dgl.  m.,  sind  theils  wie  die  Selbstverwaltnngskerper,  theils  wie 
Vereine  zu  behandeln.  Da  ihre  Zwecke  vielfach  den  Character 
öffentlicher  Zwecke,  nach  ihrem  Wesen  oder  doch  nach  dem 
LAndesrecht,  haben,  und  ihr  Einkommen  aus  dem  Stiftnngsver- 
mögen  dann  dem  btaat,  der  Gemeinde  oder  dem  Communalverbaud 
eigene  Ausgaben  erspart,  so  lässt  sich  eine  weit  gehende  Steuer- 
freiheit rechtfertigen.  Doch  kann  aneh  hier  ans  den  beiden 
Selbitverwaltnngskörpem  angeftthrten  Grttnden  die  Stenerzahlnng 
ftr  das  Einkommen  ans  dem  eigenen  Vermögen,  besonders  die 
Zsbhing  der  Ertrag sstenem,  nnd  ans  den  bei  den  Staats-Erwerbs- 
unternehniuugen  angeführten  Gründen  wenigstens  die  rechnungs- 
mässige  Durchführung  der  Steuerzahlung  und  die  Wiedererstattung 
derselben  räthlich  werden.'^) 

*"}  Aucii  Steia  I,  435  scheidet  die  „Vervaltuogsvereiae"  f.  diese  Fragen  in 
GImmd.  Zq  Gontforenen  in  Theorie  o.  Praxis  hat  neoeidlogs  d.  BMteoining  der 
modernen  Krverbs-  u.  Wirthscli.^enosseiuchaften  gefilhit,  z.  B.  in  Oestarreich. 
S.  österr.  i  Ökonomist  1S71»  Nr.  42,  VI 

*')  Kau  1,  §.  264.  £r  Terlangt  im  Allgeia.  eine  ßefreiang  der  Stiftungen  r. 
^esjn.  Steoem,  welche  gcradeza  auf  Personen  nach  Slasvgabe  ihres  ausgcmittelten 
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5)  Staats-ErwerbBanternehmnngen  (ÄBBtalten  dei 

Privaterwerbs,  anch  mitnnter  GebtllnreD-Anttalten).   Da  der  Sftever- 

fisciLS  nnd  der  Domänenfiscus  u.  s.  w.  schliesslich  die  eine  Pereon 
des  Staatsfiscus  darstellen,  ho  hat  natürlich  eine  wirkliche 
Staats besteuerung  solcher  Unternehmungen  und  Anstalten,  der 
Feldgöter,  Forsten,  Bergwerke  des  Staats  u.  s.  w.  finanziell 
keine  Bedeatong.  Dennoch  sollte  die  Bestenernng  die  Regel 
bilden : 

a)  Einmal  wenigstens  die  rechnnngsm&ssige  Dnreh* 
ftthrnng  der  Bestenernng,  weil  sonst  die  wahre  finansielle 
Lage  dieses  Staatsbesitzes  n.  s.  w.  nicht  richtig  ersehen,  die 

Frage  der  Beihehaltnng  oder  Veräusserung  dieses  Besitzes,  soweit 
sie  eine  rein  finanzielle,  nach  Rentabilitätsverhältnissen  zu  beur- 
theilende  ist,  nicht  sicher  entschieden  werden  kann.^") 

b)  Mitunter  aber  ist  auch  die  wirkliche  Darchfttbrung  der 
Bestenernng  geboten,  nemlicb  in  Fällen,  wo  die  Staatsanstalten 
sonst  doreh  den  Stenererlass  einseitig  in  der  Conenrrens  gegen  be- 
steuerte Privatanstalten  begünstigt  werden  konnten.*^)  Solebe 
Fälle  können  in  der  Verbraachsbesteoemngf  (anoh  in  Gebfihrei- 
zweigen,  z.  B.  bei  Wegegeld)  vorkommen,  namentiich  „bei  Stenern, 
welche  sich  genau  nach  der  Menge  von  Erzengnissen  richten  und 
den  Kostensatz  derselben  in  einem  feststehenden  Verhältniss  er- 
höhen" (Kau).  Wenn  der  Staat  auch  durch  Sich-begnügen  mit 
kleiner  Rente  oder  durch  directe  Zuschüsse  aus  anderen  Staats- 
mitteln die  Privatconcnrrenz  dennoch  überwinden  kann,  so  hat  das 
Unterbleiben  der  Bestenernng  doch  bisweilen  grossere  Bedenken. 
Es  tritt  anch  bei  erfolgter  Bestenernng  das  wahre  Saehverhaitniss 
besser  hervor. 

D.  —  §.  414.  Die Gommnnalbestenernng  gegenüber 

dem  Staate  und  anderen  Selbstverwaltungskö rpern/') 

Einkommens  gelegt  werden.  Bei  Anstalten,  weldie  ein  Ertlich  oder  sonstwie  b^naiM 
BedUrfniss  haben,  solle  aber  in  jed<»m  einrolnen  Fall  lier  Nachweis  verlangt  werden, 
dan  die  Einkünfte  aus  eigeucni  Vermögen  den  zur  Lrreicbong  dieser  Zwecke  er- 
forderl.  Bedarf  nicht  übersteigen.  Da  Letztoroa  sohirer  m  entiicheid«ii,  Teriangt  Held 
allgemein  Stcnerfreih.  für  solche  Stiftungen,  S.  139.  In  d.  (iesetzen  wird  öfters 
die  Steuerfreiheit  vom  Nachweis  des  Bedürfnisses  oder  vom  Nachweis,  dass  d.  Bestene- 
rung  die  Erfüllung  der  Zwecke  hindere,  abhängig  gemacht.  So  in  Gr.  Ueüsea, 
Baiern  (Kapitalrentensteuer). 

*•)  S.  über  Bergwerke  Wagner,  Fin  I.  S.  H»J. 

So  mit  Hecht  Bau  I,  §.  265.  Anders  Ueld  S.  13b.  —  Kau  erwähnt  aacb, 
dass  bei  einer  Trennung  der  Kammer-  n.  Straercasse  (s.  B.  I.  2.  A.  §.  154)  äae 
wirk!.  Besteiieniag  der  Domlneneinkttnfte  za  GnnaCen  der  Steoeicaaae  notiiVMidif 
lein  kann. 

'*)  S.  d.  gen.  Schriften  u.  s.  w.  tlber  Communalbesteuerung. 
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Die  Frage,  ob  und  wieweit  hier  der  Gmndsate  der  Allgemein- 
beit  dnrebznfttbren  sei,  ist  fthnlieh  zn  beantworten,  wie  die  analoge, 
oben  behandelte  Frage  nach  der  Staatsbcöteuerung  der  Selbstver- 
waltungskiirper.  Ginge  man  nur  nach  den  Zwecken,  welchen 
das  in  einer  Commnne  erlangte  Einkommen  des  Staats  und  andrer 
Communen  dient,  so  Hesse  sich  principiell  und  allgemein  die 
Steaerfreiheit  alles  dieses  P'inkommens,  auch  desjenigen,  welches 
ans  Besitz  und  ans  Erwerbsanstalten  herrührt,  rechtfertigen. 
Aber  anch  hier  ist  anf  die  nngleiehmftssige  Vertheilnng  be- 
sonders des  zumeist  hier  in  Betracht  kommenden  staatlichen  Gnind- 
SBd  Hansbesitzes  nnd  der  Erwerbsanstalten  (Bergwerke,  Fabriken, 
Eisenbahnen,  hie  und  da  Gebtihrcnzweige)  über  die  Communen  des 
Staatsgebiets  Rücksicht  zu  nehmen.  Wurde  z.  B.  eine  Domäne, 
ein  Bergwerk  des  Staats  in  einer  Ocmeindc  pir  nicht  steuer- 
pflichtig sein,  80  stiege  die  Steuerlast  für  die  Privaten  leicht  sehr 
sttrk  nnr  wegen  dieses  Umstands,  der  vielleicht  in  der  Nach- 
bargemeinde fehlt  Dazu  kommt,  dass  gerade  solcher  Besitz  und 
solche  Anstalten  (Forsten!  Bergwerke!)  manche  Commnnalansgaben, 
s.  B.  ftr  Wegewesen  y  Armenwesen,  herbeifllhren  k()nnen,  deren 
Bestreitang  im  Interesse  des  betreffenden  Besitzes  nnd  seines  Er- 
trages liegt  nnd  eigentlich  zu  den  auf  letzteren  mit  anzurechnen- 
den Productionskosten  gehört.  Man  wird  deshalb  im  Ganzen  die 
Communalsteuerpflicht  des  Staats-  und  frenid-com- 
munalen  Besitzes,  besonders  soweit  derselbe  zu  Erwerbs- 
zwecken  dient,  als  Regel  aussprechen  mUssen,  so  dass  also 
z.  B.  nnr  die  Gebäude  für  den  öffentlichen  Dienst  steuerfrei 
Hieben  (nnd  anch  diese  nicht  immer  nnbedingt).  Object-  oder 
Ertrag sstenem  erweisen  sich  daher  anch  hier  wieder  noth- 
wendig  (§.  465). 

E.  —  §.  415.  Abschluss.  Noth wendigkeit  von  Ob- 
jectsteuern.  Hiermit  sind  die  Fälle  des  Schemas  in  402, 
soweit  sie  sich  auf  die  Besteuerung  der  physischen  Personen  und 
ihrer  Wirthschaften ,  dann  der  sonstigen  Wirthschaften  und  des 
Einkommens  bezieben,  erledigt.  Zugleich  wurde  dabei  auf  die 
Besteuerung  der  inländischen  Ertragsquellen  fttr  die  aus  ihnen 
flieisenden  Erträge  wiederholt  ROcksicht  genommen.  Und  was 
▼on  dieser  Besteuerung  gilt,  das  gilt  wesentlich  auch  von  einer 
Vermögen  sbesteuemng,  welche  jene  Ertragsquellen  als  die 
wichtigsten  Vermögensobjecte  tretfen  wollte.  Von  besonderer  Be- 
deutung i\Xr  die  ^Steuerlchre  ist  dabei  dab  mehrfach  im  Vurau»- 
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gebenden  gewonnene  Resultat,  dass  eine  objective  Ertrags-, 
bez.  Ertragsqu  ellenbesteuerung  (einerlei,  ob  dieselbe  als  reelle 
Einkommen-  oder  als  reelle  Yermögensbesteaenuig  fmigirt)  gerade 
aneh  vom  Standpancte  der  Gerechtigkeit  oder  der  All- 
gemeinheit der  Steuer  betrachtet  so  fordern  ist  Dies 
Postulat  ist  zngleich  eine  Conseqaenz  der  frflheren  Lehre  von  der 
Wahl  der  richtigen  volk 8 wirth schaftlichen  Steuerquelle  und  wird 
von  j;i<)sser  practischcr  Bedeutung  in  der  Entwicklung  des  modernen 
Wirthschafts-  und  persönlichen  Lebens,  wo  sich  Besitz  und  eigene 
productive  Verwendung  von  sachlichen  Produotionsmitteln  (Boden 
und  Kapital),  Wohnsitz  der  Eigenthümer-Person  und  Sitz  der  Er- 
tragsquelle so  vielfach  trennen.  Man  kann  den  Grundsatz  der 
Allgemeinheit  gegenüber  den  Staatsangehörigen  und  den  Orts- 
bewohnern gar  nicht  richtig,  durchführen  und  kommt  auch  tu  an- 
haltbaren  volkswirthsebafUiehen  Consequensen  in  der  Staats- und 
Communalbestciierung,  wenn  man  nicht  die  ausländischen  und 
ortsfremden  Besitzer  von  Krtragsfiuelicn  durch  ein  Object- 
und  Real  Steuersystem  liir  ihr  dem  Inland  und  der  betreffenden 
Ortsgemeinde  entspringendes  Einkommen  mit  belastet.  Von  diesem 
Resultat  ist  daher  vorlUufig  auch  fttr  die  Fragen  des  Steoer- 
systems  und  der  Wahl  der  Steuerarten  Act  zu  nehmen.  Es 
ist  selbstverständlich  fttr  die  Bildung  des  Steuersystems  sehr  wichtig. 

F.  —§.416.  Anhang.  Aufhebung  von  Grundsteuerfrei- 
heiten. Es  erübrigt  dann  nur  noch  die  Erledigung  eines  oben 
noch  zurückgestellten  l'unctes ,  eine  Aufgabe,  welche  nach  deu  ioi 
Vorausgehenden  gewonnenen  Ergebnissen  nunmehr  aber  auch  ein- 
fach ist:  Wie  sollen  Gm nd steuerfreihe iten  behandelt  werden, 
insbesondere  solche,  welche  aus  nominellen  durch  Fortfall  der 
Oompensationsleistung  wahre  geworden  sind? 

Die  Antwort  kann  nicht  zweifelhaft  sein:  sie  müssen  aiu 
Gründen  der  gerechten  und  der  volkswirthschaftlieb 
richtigen  Steuervertheilung  fortfallen,  ebenso  wie  andere 
persönliche  nnd  reale  wahre  SteueHVeiheiten  (§.  404).  Schwieriger 
ist  nur  die  Entscheidung  darüber,  wie  bei  der  an  sich  dem  Statte 
unzweitclhaft  rechtlich  zustehenden  Aufhebung  solcher  Steuerfrei- 
heiten vorzugehen  ist.  Denn  hier  sind  besonders  für  die  Haupt- 
frage, ob  und  welche  Entschädigung  au  die  bisher  Berechdg- 
ten  zu  gewähren  sei,  die  nicht  immer  genau  und  sicher  zu  er- 

*^  S.  Hoff  mann  L.  r.  d.  Stenern  S.  112  IT.«  Bnn  Fin.  H,  §.  SIS,  b«.  Kotei. 
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mittclnden  Rechts titel  der  Steuerfreiheit  und  die  wirthschaft- 
liehen  Folgen  der  bisherigen  Freiheit  und  der  Aufbebunp:  der- 
selben  filr  den  Werth  des  Gnindbeeitzea  zn  berttckBicbtigeo. 
Wegen  der  VersebiedeDheit  der  Rechtstitel  ist  die  Frage  nicht  all- 
genein  aof  die  gleiche  Art  sn  entscheiden  nnd  eben  deswegen  so- 
wie wegen  der  genannten  wirtbsehaftlichen  Folgen  können  die 
Dach  strengem  Rechte  begründeten  Massiegeln  aus  Billigkeits- 
ritcksichten  und  damit  aus  soci alpoiitischeo  GrUndeo  eine 
Aenderung  erfahren. 

Liessen  sich  die  Rechtstitel  der  wahren  Steuerfreiheiten 
ttberbanpt  und  speciell  der  Grandstenerfreibeiten  genau  feststellen, 
80  wurden  wohl  diejenigen,  welche  privat  recht  Ii  eh  er  Art  sind 
and  ein  wohl  erworbenes  Recht  darstellen,  gegen  volle  Ent- 
schädigung, alle  anderen,  also  namentlich  die  öffentlich- 
reehtlichen,  ohne  solche  aufzuheben  sein.  Nun  sind  die 
Rechtstitel  aber  nicht  innner  genau  zu  ermitteln  und  in  dem  prac- 
imh  wichtigsten  Falle,  wo  es  sich  um  eine  allerdings  auf  ötTent- 
lichem  Rechtstitel  beruhende  Steuerfreiheit  handelt,  welche  ursprüng- 
lich ein  Correlat  andrer  Leistungen  war  und  erst  durch  deren  Fort- 
fall eine  wahre  Steuerfreiheit  wurde,  wie  bei  der  Grundsteuerfrei- 
beit  ebemals  zu  Ritterdiensten  verpflichteten  Grundbesitzes,  kommen 
daau  jene  (ökonomischen  Folgen  der  Steuerfreiheit  nnd  der 
Alfhebung  der  letzleren  fBr  den  Werth  des  Grundbesitzes 
in  Betracht.  Bestand  die  wahre  Steuerfreiheit  einmal  lange,  so 
wird  dies  gewöhnlich  in  einem  entsprechend  —  also  ungellihr  um 
'ien  Betrag  der  kapitalisirten,  sonst  muthmasslich  zu  tragenden 
ftrondsteuer —  höheren  Kapitalwerth  verglichen  mit  besteuertem 
Grandbesitz  zum  Ausdruck  gelangen :  bei  Verkäufen,  Verpfandungen, 
in  firbregttlirungen  o.  s.  w.  Wie  überhaupt  jede  wahre  oder  sehein- 
biie  Steuerfreiheit  rechtlich  der  Aufhebung  unterliegen  kann, 
80  vollends  eine  solche  ^  wie  die  hier  besprochene.  Wenn  dann 
etwa  ausserdem  noch  die  Re  ehtsb  es  tändig  keit  der  Steuerfreiheit 
wbon  frflher  zweifelhaft,  vielleicht  die  Aufhebung  der  Freiheit 
bereits  in  Aussicht  gestellt  war,  so  wird  zwar  ein  Recht  auf 
Hntsciiadigung  nicht  zuzugestehen  sein.  Und  auch  aus  ökonu 
mischen  BilligkeitsgrUndcn  ist  hier  mitunter  wenigstens  eine 
volle  Entschädigung  nicht  in  Frage,  weil  bei  solcher  Sachlage 
schwerlich  eine  Wertherhöhung  um  den  ganzen  Betrag  der  kapi- 
tatttirten  Grundsteuer  eingetreten  sein  wird.  Indessen  sind  das 
<l«aestiones  facti.  Eine  gewisse  WertherhOhung  des  steuerfreien 
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Besitzes  ist  bei  längerem  Bestände  der  Freiheit  imd  bei  einer 
llDgewissheit  darttber,  ob,  wann  und  wie  dieselbe  etwa  gesetzlich 
beseitigt  wird,  wahrscheinlich.  Der  jeweilige  Besitzer,  Erbe  oder 
Känfer,  wird  dann  mnthmasslioh  bei  einer  Bestenening  me  Weitih 
yermindernng  seines  Besttsthnrns  nm  einen  freilich  nicht  inmer 
genau  der  vollen  kapitalisirten  Grundsteuer  entsprechenden  Betng 
erleiden;  die  Grundsteuer  wirkt  vollends  hier  wie  eine  Keallast. 
Die  neue  Grundsteuer,  tHr  die  bisher  steuerfreien  Grundstücke  — 
ein  Fall,  der  in  seinen  Wirkungen  nebenbei  bemerkt  übrigens  niiht 
mit  den  Wirkungen  der  allgemeinen  Eini'tthrong  einer  neaen 
Grundsteuer  identisch  ist  —  wirkt  dann  mehr  oder  weniger  flLr 
ihn  als  reelle  VermOgenssteaer.  Daraas  ergeben  sich  firwignngen, 
welche  es  hillig  erscheinen  lassen,  eine  En tschftdignn g 
zu  gcwUhren. 

Die  letztere  wird  am  Besten  allgemein  gesetzlich  geregelt 
Wegen  des   fehlenden   oder   zweifelhaften  Rechtsanspruchs  aul 
Entschädigung  und  wegen  des  Interesses,  das  auch  der  Grund- 
besitzer an  der  Bereinigung  solcher  immer  etwas  missliehen  Ver 
hältnisse  wenigstens  in  der  modernen  „staatsbürgerlichen^'  Steuer 
Periode  bat,  empfiehlt  es  sich,  den  Entschädigangscoäfficienteu  flir 
die  anfsnlegende  Grandstener  nicht  zu  hoch,  namentlieh  etwas 
niedriger,  als  dem  landestlblichen  Zinsfoss  entspricht,  aninsetieo, 
K.  B.. höchstens  mit  dem  15— 20 fachen  an  kapitalislren,  wesi  | 
dieser  Zinsfuss  4— Piocent  ist.   Dabei  wird  dann  aber  nocfc  | 
weiter  nach  den  Kechtstitcin  zu  unterscheiden  sein:  bei 
nachweislich  privatrechtlichen  Titeln  ist  eine  höhere,  bis 
zu  dem  eben  genannten  Maximum,  bei  anderen  Titeln  eiue 
niedrigere  als  diese  Entschädigung  zu  geben. 

So  ist  denn  auch  mehrfach  in  der  Neuzeit  unter  dem  Impulse 
der  Gesichtspnncte  der  „Gleichheit"  in  der  „staatshUigerlichsD" 
Periode  verfahren  worden:  auch  die  Gmndstenerfteiheiten  nnd  | 
gefallen,  ohne  oder  mit  geringfügiger  Entschildigung  in  revolvtio- 
nftren  oder  politisch  wenigstens  erregteren,  mit  grösserer,  aber 
doch  gewöhnlich  nur  partieller  Entschädigung  in  ruhigen  Zeiten, 
doch  auch  hier,  wie  namentlich  in  dem  wichtigsten  Beispiele, 
demjenigen  Preus8cns,  mit  verschiedener  Entschädigoog 
nach  den  Kecbtstitehi.^) 

'*)  Die  Vermutung  war  (Rau,  §.  3!«  Note  a)  in  Braunschw.  1821  volkaudif. 
ia  Wouuar  1821       in  Haanover  1826      in  Sachsen  1834  ^U.  in  Meiningen  1S46 
Geber  Preussen:  Mascher«  GroiidtUeseL  in  Pr.  anf  Grood  d.  Ges.  r.  32.Mtt 
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Damit  ist  die  Dnrebfttbhiog  des  grossen  Princips  der  AUge- 
««hibeit  der  Bestenenmg  zum  Abschloss  gelangt  und  ein  Markstein 

iu  der  Geschiebte  der  Besteuerung  gesetzt  worden. 


7.  Abselinitt 

HI«  Die  Priucipieu  der  Ciereclitij^keit  oder  der  gerechten 

SteaerverthellUDg. 

C.  Die  Gleichmässigkeit  der  Bettenernng. 

S.  für  die  principitll»'  Behaiidlang  utui  für  die  Literatur  dieser  Frage  die  Vor- 
bemerkungen zu  diesem  ganzeu  Hauptabscbu.  S.  220  if.  u.  zu  den  beiden  letzten  Ab- 
Kkaitteii  S.  282  q.  295. 

Erat  in  der  neuesten  deutschen  Literatur  sind  die  einschlagenden  Fragen  prin- 
ipieller  u.  schärfer  beliandelt  worden,  indem  man  sie  mit  der  Lehre  vom  Staate 
'ud  mit  der  trage  nach  dem  tieferen  Bechtsgrund  der  Besteuerung  über- 
haupt in  Verbbidung  gebincht  hat  Dadurch  ist  es  namentlich  gelangen,  die  An^ 
sehten  über  die  Steuer  als  einer  Alt  „Tausches"  des  Einzelnen  gegen  die  ihm 
om  Staate  u.  s,  w.  zufliessenden  Genüsse'*  und  über  die  vermeintlich  als  allein 
serecht  zu  fordernde  Verthciiuug  der  Steuern  nach  dem  privatwirthsch.  Princip  vou 
..Leistnng  und  Gegenleistung**  gründlicher  zu  widerlegen.  Iiier  hat  besonders 
A.  Held  die  Untersuchung  zu  einem  gewissen  Abschluss  gebracht.  S.  dess.  Eink.st. 
Kap.  2  u.  Liter,  u.  Kap.  5  u.  Lit.  dazu.  Neumann  hat  dann  scharf  und  in  der 
Uaaptsache  wohl  richtig  jedem  der  beiden  Hauptprincipien  der  Bestenemng,  nach 
tlem  Interesse  n.  nach  <tor  Leistungstähigkeit,  die  richtige  BegrUndnag  u.  Begrenrang 
gegeben  u.  ihre  Anerkennung  in  der  bisher.  Praxis  der  Staatü-  u.  CommunaTbesteue- 
ning  nachgewiesen.  Auch  hat  er  (S.  Ol  II.)  richtig  gezeigt,  dass  die  Üpfertheoric  u. 
Jas  Princip  der  Leistungsfähigkeit  sich  wesentlich  decken  und  „erst  durch  Berftck* 
sichtiguDg  der  auferlegten  (Jpfer  der  Mass  Stab  der  LcistungsAhigkeit  bestimm'!« 
'»tiUh  erhält  u.  für  «las  Steuerwesen  brauchbar  wird."  S.  pros^ivss.  Kirik.st  .  bes. 
ivap.  2  u.  3,  auch  4,  mit  d.  liter.  Noten  im  Anhang.  Mehr  oder  weniger  beschätiigen 
iHcli  dam  die  Gutachten  d.  Vereins  f.  Soc.poHt.  noch  mit  diesen  Fragen  gerechter 
Stoaarertheilung. 

Der  priri(  ii)i''lle  (lej^ensatz  der  Ansichten  zeigt  ^\<  ]\  iiamentl.  ia  «1er  Auflassung 
•tiueker  Anhänger  der  deutschen  Freihaudelssch  uie  u.  der  neueren  social- 
ptlit  Richtung  der  KatSkon.  S.  darftber  die  oben  S.  146  gen.  Gongressrerhand- 
lipfen.  bes.  über  Commonalstenefn,  inlbmbnrg  1S67  (rolksw.  Congr.),  in  Berlin  IsTT 

iVcr.  f.  Soc.polit.).  Durch  die  Erörterung  des  ('ommunalsteuer*esens.  das  hier  wie 
^'Qst  in   der  früheren  deutschen  Liter,  bei  solchen  Principienfragcu  der  allgiem. 


Po«sd.  1S62,  S.  132«.  148  Ü".  (auch  über  Königr.  Sachsen  daselbst  S.  154),  v.  Rönne, 
preoss.  Staatsr.  3.  A.  II,  2.  Abth.  S.  1)31  Ii.,  ((36.  Gerade  in  Preussen  lag  die  Sache 
!«.  irte  fan  Teit  angenemraen:  es  war  wiederholt,  so  in  d.  Edicten  ?.  27.  Oct  1810 
n  T.  Sept.  ISll,  im  Eingang  z.  Gesetz  t.  30.  Mai  1S20.  in  der  Verfass.  v.  1850 
Art.  IUI,  im  Ges.  v.  24,  Febr.  is.jO  die  Aufhebung  der  Grundsteueri'reiheiten  in  .Aus- 
sicht gestellt  worden.  Nach  vergeblichen  Versuchen  (so  lb53,  wo  die  Kcgieruug  vor- 
Scsekttgen  hatte,  des  Steaerbetragcs ,  den  die  bisher  befreiten  Grandstttdte  zu 
tragen  haben  würden ,  mit  dem  20  fachen  Kapital  zu  vergüten .  was  die  Stände  nicht 
annahmeni.  kam  es  zu  einer  Einigung  im  Gesetz  v.  21.  Mai  Isiil.  Hiern;ir)i  er- 
folgte eine  Entschädigung  im  20  lachen  Betrage  der  mehr  zu  zahlenden  Sieuoisumme 
^  bisheriger  Befretmig,  bet.  BeTomgang  anf  Grund  lästigen  Tertmgs,  speciellen 
ninlegs  oder  anderen  privatrerhtl.  Titels,  in  19'/g  fachen  lietng,  wo  keiii  specieller 
»tcktstitel  geltend  gemacht  werden  konnte. 
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Stenerlehre  kaum  beiHbrt  worden  mr,  sind  manche  neee  Geeichtspaocte  Mch  fu 

die  Frag:en  dos  folg.  Abschnitts  gewonnen  worden.  Ich  bin  mehrfach,  bes.  in  Jet, 
i;.  11!».  422—124,  42S,  z.  Tb.  wörtlich,  meinem  Referat  über  die  «  omm.stfrag' 
(hei|)^.  ISTS,  in  d.  solbständ.  Audg.)  gefolg^t,  da  ich  irgend  wc^eiitUcbe  Aendenuga 
nicht  für  geboten  hielt 

Die  Rcliandi.  in  den  älteren  LehrbiltMiern  u.  Systemen  ireimp^t  >achl.  u.  formell 
u.  nam.  nach  der  Motivirung  nicht  mehr,  auch  bei  Kau  nicht,  der  aber  inncrhaU) 
des  Rahmens  der  rein  finanz.  Besteuerung  das  Richtige  getroffen  hat  o.  bes.  die 
Genoastheurir  schon  abweist.  S.  die  liter.  Ueberbicbt  ii.  Kritik  bei  Held  Eiük.>t. 
S.  121  -1  :{.">.  Hau  I.  5^.  251—254.  Jacob  401,  v.  Malohus  I.  ?}  34.  Murhari 
Bcsteu.  S.  b7  fi. .  Umpfenbach.  I,  §.  46,  52  Ü.  (sehr  einseitig  gegen  Progredsioa. 
V.  Hock,  öH.  Abg.  §.  3—5,  13,  14  (immer  beachtenfwerth),  Pfeiffer,  II. 
Maurus.  Bes.teuer.  K.  S  passim,  Stein  I,  414  ff..  147  ff.,  4SI  H.  i>.vss.  —  Pariec. 
imp.  I,  ch.  4,  (iarnier,  Fin.  ch.  7  2.  ch.  13  1,  Leroy-Bc  au  1  i.- u  I,  Üne  2. 
ch.  2.  —  A.  Smith  in  d.  ersten  äteuerregci  a.  o.  S.  220.  Mill,  B.  5,  K.  2,  §.  2—5.  - 
Gossa,  Fin.  p.  58  ff. 

Sachlich  stimme  ich  im  Folgenden  in  Bezug  anf  die  Begründung  d.  Steuer  nit 
Held,  in  Uci.  auf  die  Vertheiliing  ders.  mit  Neumann  grossentheils  ilberein  AWr 
in  der  Motivirung  weiche  ich  auch  von  letzterem  mehrfach  ab.  Die £nt»cheidaug 
zviscben  den  zwei  Steuerprincipien  ninss  einmal  wohl  in  Zusammenhang  mit  d.  ganxea 
bistor.  Entwicklung  deidemeinwirthsch.  gebracht  werden  (s.  u.  §.  421)  u,  die  Ent- 
scheidung über  die  Art  der  Durchfuhr.  d«'s  Princips  der  Lei.Ntungjsfaliigkeit ,  dah^^r 
Uber  Proportionalit.  u.  Progressitrit.  des  Steuerfussed  u.  s.  w.  hangt  m.  E.  wieder  eag 
zusammen  mit  der  ganzen  priucipiellen  Auflassung  d^r  YolksvirUisch.  n.  dee  prirst- 
wirthsch.  Systems  u,  seiner  Rechtsordnung.  Iiier  wie  atich  zur  tieferen  BerrQndnns 
der  Besteuerung  sellist  —  eine  mit  der  Frage  der  (ileichmassigk.  sehr  eng  conn'^i^ 
Frage  —  ist  eb  u.  E.  wieder  unvermeidlich,  auf  die  allgemeinen  Fragen  der  Urgaoi- 
sation  der  Volkswirthsch.  zurflckzngehen.  Ich  beziehe  ndcb  daher  bierflir  nam. 
wieder  auf  meine  (Jrundicg.,  bes.  Kap.  v.  d.  Mrganis.  d,  V.w.sch.  u.  daselbst  §.  151  ff. 
Uber  d.  Zwangsgemeinwirthschafteii .  wo  in  §.  luS  auch  schon  die  Folgerungen  für 
die  Steuerprincipien  gezogen  wurden. 

Ein  Ponct  der  im  Folgenden  erörterten  Fragen,  ncmlicb  die  etwaige  Verdl- 
gemeinernng  des  Gebührenprincips  aucji  für  die  eigentliche  Besteuerung,  ist  schon  im 
1.  Bande  behandelt  worden.  Die  Forderung  wurde  dort  abgewiesen.  Daran  ist  hier 
jetzt  weiter  anzuknüpfen.    S.  Rau-W'agner  I,  ^.  107,  lOS  u.  2.  Aufl.  §.  144. 

L  —  §.  417.  Das  Problem.  Auch  dieser  Grundsatz  wird 
hier  fttr  die  gegenwärtige  Entwicklnngsperiode  unserer  CnltiirrOlker, 
fttr  die  „staatsbttrgcrliehe'*  er(>rtert,  aber  wiederum  unter 
Mitberfleksielitigaii^^  des  soeialpolitisehen  Standpnncts  flBr  eise 

bcgiunciulc    sociale"  Steiierepochc. 

Die  (lleichniüHsigkeit  der  Besteuerung  im  Sinne  einer  gleich 
massigen  Vertheilung  der  Steuerlast  unter  den  einzelnen  Steuer- 
pflichtigen ist  ein  Axiom  unserer  Zeit  und  folgt  als  Uechtsgrundsatz 
aus  dem  Prineip  der  staatsbUrgerlicheD  Freiheit  und  Gleichheit  der 
Staatsangehörigen  und,  was  Fremde  anlangt,  aus  der  Völkerrecht- 
lieh  Üblich  gewordenen  Gleichstellung  derselben  mit  den  Einhei- 
mischen. Fttr  die  practische  Steuerpolitik  iSsst  sich  die 
gleichmftssige  Besteuerung  aber  wieder  nur  als  ideales  Ziel 
hinstellen,  dem  man  sich  soviel  als  mciglicli  nähern  soll,  das  ntB 
aber  wegen  der  praetischeu  Schwierigkeiteo  uicmais  vollstäuüig 
errcichcu  kauu. 
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Mit  der  blossen  Anfstellnng  des  theoretiscbeD  Princips  and 
pnctisehen  Postulats  der  Gleichmässigkeit  ist  aber  zunächst  wieder 

noch  nicht  viel  gewonnen.  Denn  die  weitere  Frage  lautet  sofort: 
was  ist  oder  worin  besteht  diese  Gleichmilssigkeity  Darauf 
lässt  sieh  keine  ganz  einfache  Antwort  geben.  Die  Beantwortung 
selbst  bietet  auch  fUr  die  Theorie  erhebliche  Schwierigkeiten.  Es 
ist  unvermeidlich,  die  ganze  Frage  tiefer  zu  erfassen,  indem  sie  in 
Verbindung  mit  anderen  Fragen  der  wirtbsebaftlicben  Rechtsordnung 
and  des  Wesens  der  Bestenemng  ttberhanpt  gebracht  wird.  Die 
Tcrscbiedenen  Stenerprincipien,  dnreh  welche  man  die  Gleich- 
missigkeit  hat  yerwirklichen  wollen,  sind,  richtig  anfgefasst, 
CoDsequenzen  bestimmter  Theorieen  von  Volkswirthschaft,  Staat 
und  Steuer  Uberhau])t.  Man  kann  sich  über  sie  nicht  einigen, 
weil  man  in  diesen  Theorieen  auseinander  geht.  Nothwendig  ist 
CS  ferner  wieder,  die  Wahl  der  beiden  hauptsächlich  in  Betracht 
kommenden  Principien,  die  Besteuerung  nach  dem  Interesse  und 
oaeh  der  LeistungsiUhigkeit  nicht  nnr  rationell  zu  erörtern,  sondern 
is  historisohe  Verbindnng  mit  der  Entwicklung  des  Gemein- 
wesens nnd  der  Volkswirthschaft  zu  bringen;  ferner  bei  der  An- 
wendung des  zweiten  Princips  den  rein  finanziellen,  und  den 
social  p(»  Ii  tischen  Standpunct  zu  unterscheiden.  Sonst  kann 
Qiau  nicht  zur  Klarheit  kommen. 

II.  —  §.  41?^.  Principieu  und  Theorieen  ftlr  die  Ver- 
wirklichung der  Gleichm ässigkeit  der  Besteuerung. 
Zur  Lösung  dieses  Problems  hat  man  zwei  Principien  aufge- 
stellt, welche  mit  zwei  allgemeinen  Theorieen  der  Besteue- 
rung in  Verbindung  stehen  und  durch  dieselben  ihre  Begründung 
mid  zugleich  ihr  Maass  finden. 

A.  Das  Princip  der  Besteuerung  „nach  dem  Interesse^' 
oder  „nach  Leistung  und  Gegenleistung",  welches  man 
wegen  der  HerUbernahme  dieses  hau])tsächlichen  Grundsatzes  des 
privatwirthschaftliehen  Verkehrssystems  auch  das  privat  w  irth - 
schaftliche"  Besteueruugspriucip  nennen  kann,  iiier  hält  mau 
sieli  an  die  Beziehungen  zwischen  dem  Besteuerten  nnd  dem 
stenerempfangenden  Staate  (bez.  der  betreffenden  Zwangsgemein- 
wirthschaft  Oberhaupt)  nnd  snoht  die  Bestenerung  so  zu  vertheilen, 
dass  die  Leistung  der  Steuerzahlung  sich  in  ihrer  Hohe  bemisst 
Bieh  dem  Gegenwerth,  den  der  Bestenerte  in  den  iHfontlichen 
WstUDgen  des  Staats  u.  s.  w.  gcniesst.  Dieses  Steuerprincip 
lienibt  auf  der  Aunahme,  dass  der  tiefere  Kechtsgrund  der  Be- 
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stenerang  llberhaapt  io  den  „QenttBBon'S  Vortheilen  n.  s.  w. 
liegt,  welche  der  Beetenerte  in  der  Staatsrerbindang  o.  8.  w.  erlangt 
und  dass  es  die  Aufgabe  gleichmässiger  Besteuerung  sei,  „nach  dem 
Grade  des  Mitgenusses  an  diesen  Vertheilen'^  (Ran)  die  Steuerltst 

unter  die  diese  Vortheile  Geniessenden  zu  vertheilen.  Es  haudelt 
sich  dann  darum,  diese  Genüsse  für  die  einzelnen  Besteuerten  fest 
zustellen  und  zu  messen,  um  letztere  nach  diesem  Massstabe  zu 
besteuern.  Man  denkt  dabei  namentlich  an  den  Schutz,  weiter 
aucb  an  die  altgemeine  Förderung,  welche  der  Einaelne  tllr  seine 
Person,  sein  £igenthnm,  seinen  £rwerb  a.  s.  w.  durch  den  Ötast 
und  dessen  Anstalten  und  Leistungen  geniesst  Man  kann  die 
bezilglicbe  Theorie  zur  Begründung  der  Besteuerung  und  sur  Her- 
stellung ihrer  Gleichmüssigkeit  als  „Genus st heorie'S  wenn  mtn 
sich,  wie  es  öfters  geschehen  ist,  vornemlich  an  das  Moment  des 
Schutzes  für  Person  und  Eigenthuin  hält,  auch  als  „Asse- 
cu  ranztheor  ie"  bezeichnen  und  in  Bezug  auf  die  Verwirklichüog 
der  Gieichmässigkeit  von  einem  „  G  e n  u  s s  p  r  i  n  c  i  p ,  bez.  „  A sse- 
cu  ranz  principe  sprechen.  Practiscb  mttsste  sich  die  Stener- 
vertbeilung  hier  so  gestalten,  als  wenn  das  Gebühr enprincip 
ganz  verallgemeinert  wflrde.^) 

')  Diose  AuUas>uiig  vcitretcn  im  AUgem.  die  S  m  ith  »che  St  hule  u.  die  ihr  nahe 
steheudcu  Hechbpliiloäopbon  und  Politiker.  So  A.  Suith  selbst  in  ü.  ersten  Steaef* 
re»^el  ireiiig;«teas  implicite:  Steoern  in  proportion  of  th«  reveaue,  vhicb  they  (tlie 
subjocu)  enjoy  linder  the  protection  of  tho  statc     .1  a  c  <•  h .  I'in.  I,  :  j-'iler 

uua»  möj(licli:tt  nach  dem  Maattse  mit  Abgaben  belegt  werden,  als  er  an  Uein  lie« 
meinvohl,  du  der  Staat  dadarch  hcrvorbriogt.  Theil  nimmt,  d.  i.  nach  dem  MaasM  leiier 
Kräfte  u.  Guter,  welche  dcnSi  hutz  u.  die  wohlthätigen  Kiarichtaugen  des  Staats  geniesscD. 
Krehl,  Stcii'Tsysf.  i?.  13.  Kruni  kt-,  (irunds.  S.  4.  v.  Kremer  I,  70.  Lötz,  lUnJb. 
III,  131,  V.  Kotteck,  Staabr.  d.  coDstit  Moo.  II,  324,  ders..  ök.  Polit  S.  2b:. 
Uarnier,  Fin.  p.  16:  Unteracheid.  zirischen  der  wirkl.  Steaer  iL  der  „rationalleB". 
vie  de  bestände .  wenn  die  Staatitliitigkeit  richtig  rcducirt  wäre :  hier  vQrde  die 
Steuer  sein:  le  prix  di  s  serviccs  rendus ,  bes.  le  pri.x  du  Service  de  securitc  ou  b 
prime  d'assurance  pay«  c  |)our  la  garantie  de  la  securite.  Ebenso  die  dort  citirten 
fimnsSs.  Aotofen  Du  Puynode,  de  Girtrdin.  Attdi  in  Montesqnien's  Aiff» 
im  Grande  der  nemliche  (jedanke,  esprit  des  lob,  ttr.  Xllt,  ch.  1 :  les  rerenas  A'-. 
I'rtal  sont  one  poitfon  que  chaciue  citoyen  donnc  pour  avoir  la  süretc  de  Tantr-^. 
]>our  eu  jouir  a^r^ablomeot.  S.  die  'AuaMdi.  weiteit^r  AafÜass.  der  Steuer  selbst  uu>i 
der  Forderungen  in  Bas.  auf  (HeichmlsBigkeit  bei  Held,  Eink^  8.  40  IT.,  1S1  C  - 
(fCgen  diese  Aniicblen  a.  A.  Schon,  (irunds.  S.  ßl  II',  (mit  weiteren  Litangabeok. 
Zachariä  K.  S.,  Staatswiss.  S.  4!1  ,  auch  MiiI  B.  5,  K.  2,  §.  2.  Dann  bes,  R»u 
(.  252  u.  die  von  mir  schon  im  1.  B.  2.  A.  S.  329  Note  7  gen.  SchhftsteUef. 
Held  a.  a.  0.  An  dieser  Stelle  des  1.  fi.  viid  zwischen  der  Vendlgemeinennig  dei 
(iebubrenprincips  u.  dem  Prinrip  von  Leistung  o.  Gegenleistung  einer-,  dem  Genus^ 
princip  andnrseits  noch  etwas  unterschieden.  Es  lässt  sich  das  wohl  rechtfertigen, 
indem  dort  mehr  an  den  Maass^tab  fur  die  ^'ertheiiung  der  Steuer,  hier  an  dea 
tiafenn  Recfalsgnnid  dar  Besteaarang  gedacht  wild,  [ndessen  hingt  B^dea  doch  takr 
eng  zusammen,  so  dass  es  mir  rirlitif^cr  erschienen  ist,  die  bezüglichen  Theorieeo 
hier  nur  ala  eine  einheitliche  einzige  hinzustelh-n.  Die  radikalen  Sniithian<»r  Ußd 
Bastiatiauer  der  Deut-scheii  Freihandt^I&schule  haben  zwar  manchmal  noch  diese  alteK 
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ß.  Das  zweite  J'rincip  ist  die  gleichmässige  Besteuerung  uach 
dem  Verbültniss  der  wirthscba ftlichen  Leistungsfäbig- 
keit  der  Beatenerten,  eine  gewisse  Steuer  za  tragen,  oder  nach 
ihrer  sogeo.  Stenerf ähigkeit  (BeitragsiUhigkeit,  Rau).  Hier 
ancht  man  alao  das  Maas 8  der  Bestenerong  naeh  Besiebmigen 
swiseben  der  Stenersiimme  des  Bestenerteii  nnd  seiner  Okono- 
mischeD  Lage  testzustellen.  Die  Begründung  der  Besteuerung 
liegt  hier  in  der  Xatur  des  Staats  und  der  übrigen  Zwangsgemein- 
wirtbscliatten  und  in  dem  Verhält  n  iss  der  Besteuerten  zu  diesen 
K  trperu,  woraus  sieb  die  Besteuerung  nicbt  als  eine  specielle 
üegeoleistung  für  Genüsse  oder  Vortbeile  in  der  Staatsverbindung, 
sondern  als  eine  Pflicht  des  Glieds,  zu  der  £rf)illang  der 
Existenz-  nnd  Gedeihensbedmgnngen  des  Ganzen,  dem  es  an- 
gehört, ond  dadurch  implicite  seiner  selbst  beizutragen,  ergiebt 
Man  kann  das  zweite  Princip  mit  Rücksicht  hierauf  das  gemein- 
wirthschaftliche  (staatswirthscbaftliche)  Steuerprincip 
uennen.  Die  Steuer  wird  hier  ferner  für  den  Betroflfenen  al.s  ein 
Opfer  oder  als  eine  Entbehrung  aufgefasst,  die  sieh  als  ein 
Druck  für  ihn  fühlbar  uiacbeu.  Die  Gleichmässigkeit  soll  dann 
dadarcb  hergestellt  werden,  dass  die  Steuern  nach  Verbältniss  der 
Opfer  vertheilt  werden,  welche  sie  fUr  die  Besteuerten  im  einzelnen 
Fall  mit  sich  bringen.  Die  bezügliche  Theorie  kann  man  kurz 
»Opfertheorie'%  das  Princip  zur  Verwirklichung  der  Gleich- 
ntoigkeit  das  ,,Opferprincip"  nennen.  Die  Aufgabe  besteht 
alsdann  darin,  die  Opfer,  welche  in  der  Steuertragung  für  die  Be- 
steuerten liegen,  für  die  Einzelnen  festzustellen  und  zu  messen 
und  nach  diesem  Massstabe  die  Besteuerung  zu  vertüeileu.  ^) 

AafLugong  iu  Bez.  auf  Begnmduuji;  u.  Vurthcüuug  der  Steuer  rertreteu;  aber  weuig- 
atcM  iD  Itotraff  der  Staats besteoer.  nicht  mehr  doiduuiii.  Auf  d.  Congr.  in  Hamborg 

IViT  hatte  K.  BrauD  eine  Thcbe  vorgeschlagen,  die  aber  nicht  angenommen  wurde: 
^^^i  dff  Aufbringung  der  für  den  Staat  nothwendiirtti  Mittel  mdsse  die  Leistungs- 
li^j^eit,  bei  der  Besciiallung  der  fOr  Ucmeiudex wecke  erlurderiicheu  dsm  Yerhaitui&ä 
nnadie&  Leistong  nnd  Gegenleistnng  massgebend  sein. 

*)  So,  wenn  auch  in  anderer  Formulirung  u.  gleich  mit  einem  speciellen  Schluss 
U>  Betreü  der  Art,  wie.  die  Leistungsfähigkeit  beine5>cn  werden  soll,  auch  Kau,  i. 
§•  253,  254.  El  bezeichnet  die  Abstufung  der  Steuer  uach  den  VermOgeuaumätanden 
^  Slaalsbikiger  als  die  gleichAmügste  ond  gerechteste  Belastong.  Die  ,M  dem 
^caOgenüzustande  einer  Pei"S)On  begründete  Möghchkeit,  ohne  Naclitheil  für  die  Be- 
ftMigOng  der  dringendsten  BedUrl"nls^e  Steuern  zu  geben",  nennt  er  S teuer fahig- 
Uit  oder  BeitragsfähigkeiL  Schon  früher  ist  das  Princip  der  LciÄtungslahigkeit 
iwltf  oder  weniger  klar  o.  scharf  vertreten  worden,  so  ?on  Bodinos  de  rep.  p.  974: 
pro  äiüguioruin  facultatibus,  ebenso  R<  sold.  de  aerario  p.  10,  Ix--;.  Hoxhorn,  instit. 

lib.  I  c.  ]*)  §.  IS  N.  IX:  in  tributi>  irqualitatiü  waxuna  habcnda  ratiu,  quae  in 
yottKimum  veibatur,  ut  par  äit  eorum  luuo,  ac  paria  hic  ouera  soutiant,  i^uorum 
ia  lirenis  fobos  poaitae  sitaeque  sont  opes.  —  Bestimmt  fUr  die  Opfertheorie  ron 

A.  Wagaer,  Fiaaaswlssaueliaft.  IL  22 
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III.  —  §.  Beurtheiluiig  dieser  Theorieen  und 

Prineipien  und  Wahl  zwischen  letzteren.  FOr  die  Kritik 
ist  es  wesentlich  za  beachten,  dass  hier  theils  reehtsphilosophische 
Begründungen  der  Bestenemng  nnd  Steaerpflicht  flböfa&npt» 
theils  Massstftbe  ftlr  die  Vertheilimg  der  Steuerlast  au%efllellt 
werden.  Die  Oennsstheorie  und  die  Opfertheorie  sind  in  dieser 
Hinsicht  nicht  genaue  Correlate.  Die  ersteie  will  zunächst  eiue 
Begründung  der  Besteuerung,  dann  auch,  freilich  in  Zusammenhang 
damit  und  in  Cousequenz  davon ,  ein  Massstab  für  die  Verwirk- 
lichung der  Gleichmässigkeit  sein,  die  zweite  nur  letzteres.  AU 
Correlate  erscheinen  dsgegen  das  privatwirthschaftliche  Stener- 
princip  „nach  dem  Interesse''  nnd  das  gemeinwirthschaftiielie 
„nach  der  LeistungsfUhigkeit'' ,  die  beide  zugleich  Prineipien  (iDr 
die  Begründung  und  für  die  Vertheilung  der  Besteuerung  suid. 
Bei  dem  Zusammenhang  zwischen  den  Fragen  nach  der  Ver- 
theilung und  der  Begründung  der  Besteuerung  ist  es  geboten,  die 
genannte  Theorie  und  die  beiden  Prineipien  hier  auch  in  der 
zweiten  Beziehung;  zu  kritisiren,  wodurch  eine  oben  (§.  340)  vor- 
bebaltene  Ergänzung  früherer  Bemerkungen  erfolgt  Das  Kesaltat 
der  Kritik  ist  aber  auch  tHr  die  Beurtheilung  des  betreffendea 
Principe  als  Ifassstab  der  Besteuerung  wichtig. 

A.  Begründung  der  Besteuerung.') 

1)  Die  Genusstheorie  nnd  das  Princip  der  Besteuerung  nach 
dem  Interesse  begründen  die  BesteueruDg  anrichtig,  indem  sie 
dem  privatwirthschaftlicheu  Entgeltlichkeitsprincip  eine  unzulassii,'« 
Ausdehnung  auf  die  Verhältnisse  des  Staatslebens  oder  der  Ge 
meinwirtbschaft  geben.    Hier  liegt  nur  wieder  die  ungehörige 

Neuern  Mi  11  a.  a.  0.  §.  2,  3  und  eine  grössere  Anzahl  deatscber  Fiiiaaztheoretiier. 
s.  B.  Ümpfenbaeli  f,  105:  Jeder  Staatsangehörige  sei  mit  gleidier  Schwer«  n 
treffen.  Jedem  ein  solches  Opfer  anüraerlegen.  dass  Keiner  eine  attlfcoie  Beschwerde 
empfindo  ab  der  Andere.  Es  ist  nur  nicht  zu  begreifen .  wie  von  solchen  und  ähn- 
lichen Sätzen  aus  Kau,  ümpfenbach  u.  A.  m.  zur  proportionalen  Einliominea- 
bestoaernng  gelangen  ▼ollen.  Ran  kommt  in  §.  258  mit  dch  selbst  in  WidenpncI, 
s.  v.  §.  427  il.  Anders  Neumann,  progr.  St.  S.  61  ff.,  der  aus  der  Opfertheorie  dl« 
Propression  u.  s.  w.  richtig  ableitet.  Gegen  die  Opfertheorie  Held.  Einlest.  S.  112. 
l^U,  der  nur  mit  liccht  bestreitet,  dass  sich  aus  derselben  die  Proportionalität  der 
Steuer  nicht  ableiten  lasse.  Auch  Leroy-Beanlien  I,  1.  2,  ch.  2  veist  die  Theorie 
ab,  um  die  Progressirstener  abweisen  xa  können. 

S.  die  in  d.  Vorbem.  gen.  Stellen  meiner  Grundleg.  u.  Held  a.  a.  0.  Kap.  2 
der  nur  nicht  scharf  genug  unterscheidet,  dass  die  üenn^theoric  und  die  Auffassung 
der  Steuer  als  „Tanseh**  nnr  ftür  die  Bedehnngon  zvisdion  dem  Eintalnen  i.  &em 
Staat  unzulässig  ibt,  während  zwischen  der  Gesammtheit  der  Staatslcistungen  und 
der  Gesammtheit  der  Steuern  auch  in  ökonomischer  Beziehung  möglichst  eine 
^Gebrauchs-;  \\ crthcorrespondenz  erzielt  werden  muss.  Gruudleg.  §.  158,  Note  11 
u.  imten  §.  420.  Dorcham  richtig  Neu  mann,  pfogr.  8t,  Kap.  2. 
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Uentificirnng  der  Volkswirthsehaft  mit  dem-privatwirthachaftliehen 
System  und  die  VerkeDnnng  des  Wesens  gemein-,  besonders  auch 

zwangsgemeiuwirthschaftlicher  Organisation  vor.  Es  ist  zwar  ganz 
nibtig,  dass  die  Besteuerten  aus  der  8taatsverbindung  Genüsse 
and  Vortheile  ziehen,  von  einer  Art  und  in  einem  Grade,  wie  es 
auf  gar  keine  andere  Weise  möglich  wäre.  Aber  in  di^em  Saoh- 
verhalt  liegt  nicht  die  tiefere  Begründung  der  allgemeinen  Stener- 
pflieht,  wenn  gleieh  man  auf  denselben  aneh  dem  einzelnen 
Besteuerten  gegenüber  znr  Rechtfertigang  sinner  Steuerlast  mit 
hinweisen  kann.  Es  ist  sogar  richtig  and  nothwendig,  wo  die 
VerhSltnisse  so  liegen,  wie  es  bemach  bei  der  Erörterung  Uber 
Genuss,  Vortbeil  oder  Interesse  au  und  durch  öffentliche  Leistungen 
als  Steuern! ass Stab  dargelegt  wird,  die  Besteuerung  in  den  ge- 
t%'neten  Fällen  in  Gemässheit  der  Genusstheorie  und  des  privat- 
wiitbschaltlichen  Öteuerprincips  mit  zu  vertheilen.  Aber  auch  hier- 
durch werden  diese  Theorie  and  dieses  Princip  nicht  geeignet  za 
einer  allgemeinen  Begrttndang  der  Bestenening. 

2)  Diese  BegrOndang  liegt  vielmehr  in  den  Gesichtsponcten, 
wekhe  in  dem  gerne  in  wirtlischaftlichen  Stenerprincip  „naoh  der 
Leistungstähigkeif'  enthalten  sind.  Hier  geht  man  mit  Recht 
von  der  ökonomischen  Natur  der  Zwangsgemein wi  rt h- 
schaft  aus.  In  der  letzteren  handelt  es  sich  zwar  auch  um 
Interessen,  VOrtheile  und  Genüsse  des  einzelnen  theilnehmenden 
*'lied8y  aber  zuvörderst  und  stets  Uberwiegend  um  Existenz- 
bedingangen  der  Gattung,  um  Gedeihensbedingungen  der 
Gemeinschaft  nnd  des  Einzelnen  nnr  als  Glieds  derselben. 
Oer  Einzelne  wird  regelmässig  in  diese  Gemeinsehaft  hineingeboren 
ud  gehört  ihr  ohne  seine  Einwilligung  an:  von  emem  Vertrag'^ 
ist  keine  Bede.  Aneh  wo  er  dnrch  Wahl  des  Wohnorts  u.  s.  w. 
frei  zu  handeln  scheint:  er  muss  nach  solcher  Walil  der  einmal 
Hestebenden  Rechts-  und  Wirthschat'tsgenieinschatt  augehören  und, 
'Vie  vielfach  ohne  seinen  Willen  an  den  V'ortheilen,  so  ohne  öeiue 
Eiowiliigung  an  den  Lasten  derselben  theilnehmen.  Die  Steaer- 
leistang  des  Einzelnen  ist  danach  auch  nicht  als  eine  Gegen- 
ieistnng  fllr  oder  als  eine  Art  Tansch  mit  öffentliehen  Leistnngen 
SS  betrachten  y  nicht  in  dieser  privatwirthsehafUichen  Anflbssnng 
ioMrfich  rechtsphilosophisoh  begründet,  sondern  sie  ist  eine  ans 
den  naturgegebenen  Beziehungen  zwischen  dem  Einzelnen  und  der 
Zwangsgemeiuwirthschatt,  der  er  angehört,  noth wendig  folgende 
Pflicht. 

22* 
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B.  —  §.  420.  Die  Vertheilung  der  Besteaerang. 
Kann  die  Besteuerang  nicht  allgemein  nach  den  Geeichti- 
pnncten  der  Gennsstbeorie  und  des  Princips  von  Leiatang  und 

GegenleistuDg  begründet,  so  ancb  niebt  allgemein  danacb  rertheilt 
werden.  Auch  Ijier  folgt  vieiraehr  aus  dem  Wesen  des  Staats,  der 
Commune  u.  s.  w.  als  Zwang sgenieinwirthsc halten  und  aus 
der  BeschatTenheit  der  meisten  öft'entlichen  Leistungen  dieser  Körper, 
dass  eine  allgemeine  Vertheilung  der  Besteuerung  nach  dem 
individuellen  GenusB  oder  Interesse  ebenso  principieli  falsch  aK 
practiseh  nndurebtHibrbar  wäre.  Kann  und  mnss  man  aacb  iu 
Ökonomischer  vnd  finanzieller  Hinsiebt  verlangen ,  dass  awiseben 
der  Summe  der  Besteuerung  des  ganzen  Volks  und  der  Summe 
der  Öffentlichen  Leistungen  eine  möglichst  richtige  Werthco^^ 
spunden/,  bestehe  -  ein  in  unseren  Staaten  hesonders  durch  die 
eonstitutiouelle  Budgetwirthschaft  zu  lösendes  Problem  — ,  so  i^t 
ein  solches  Postulat  in  Bezu^  auf"  die  gesanimte  Besteuerung 
schlechterdings  falsch  und  ohnehin  undurchführbar  tHr  da« 
Verhiiltniss  zwischen  den  öffentlichen  Leistungen,  an  denen  der 
Einzelne  geniessend  theilnimmty  und  der  Besteuerung  desselben. 
Vielmebr  macht  es  der  tief  begründete  „communis tische^  . 
Character  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungskörper  nothwendig, 
▼on  einer  solchen  speciellen  Verrechnung  zwischen  der  Fintns-  ' 
wirthschaft  und  dem  Einzelnen  wenigstens  in  der  grossen  Mehrzahl 
der  Fülle,  bei  den  eigentlich  typischen  öÖ'entlicheu  Lei8tunj,'eii 
grundsätzlich  und  practiseh  ganz  abzusehen.  In  den  Zwan^^s 
geraeinwirthschaften  wird  nach  ihrem  Wesen  mit  den  Mitteln  Aller, 
mit  vereinten  Kräften  für  die  Zwecke  Aller,  des  Ganzen  und  der 
Kinzelnen  als  seiner  Glieder,  gewirthschaftet,  werden  „Offentliehe 
Leistungen  producirt'',  aber  gerade  ohne  die  hier  verlangte  speeielle 
Verrechnung.  Auch  wo  der  Einzelne  aus  diesen  Leistungen  Vor- 
theile  zieht,  geschieht  dies  in  der  Regel  in  ganz  nnmessbarem 
Grade,  wie  bei  der  grossen  Masse  der  Leistungen  zur  Verwirk 
lichung  des  Rechts-  und  Maclitzweeks  und  auch  bei  so  vieleu 
Leistungen  im  Gebiet  des  Cultur-  und  Wobllahrtszwecks.  Interesse", 
^^Genuss'',  „Vortheil"  des  Einzelnen  sind  also  nicht  nur  kein 
Hechtsgrund  seiner  Bestenerung,  sondern  auch  kein  allgemeiner 
Massstab  fttr  seinen  Antheil  an  der  gesammten  Steuerlast,  weil 
sie  theils  fehlen  und  nur  von  einer  Pflicht  des  Eioselnen  sn 
reden  ist,  tbeils  nnmessbar  sind  und  sich  somit,  auch  wenn  man 
wollte,  gar  nicht  als  Massstab  brauchen  liessen.   Demnach  muss  j 


Digitized  by  Google 


Vertbeilung  der  Be^iteueraog. 


341 


naefa  einem  anderen  Mamtab  gesucht  werden  nnd  dieser  kann 

lUr  die  Hoste iicrii n«;  im  Allgemeinen  nur  in  der  .,LeistungK- 
lahigkeit*'  der  Hinzeinen  lieG:en :  ein  Steuerprineij),  das  mit  Noth- 
wendigkeit  aus  der  (ikonomiseii  technischen ,  ,,cümmunistisehen " 
Natar  zamal  der  modernen,  entwickelten  Zwangsgemeinwirtb- 
scfaaft  folgt:  hier  wird  „mit  verein  ten  Kräften''  Air  Gremeinschatts- 
twecke  gewirthsehaftet  nnd  mma  billiger  Weise  Jeder  naeh  dem 
Maas  8  e  seiner  Krttflte  in  Anspruch  genommen  werden. 

C.  —  §.  421.  Die  Besteuerung  nach  dem  Interesse 
oder  naeh  Leistung  nnd  Gegenleistung.  Mit  dem  Gesagten 
\>[  dies  Steiicrprincip  und  die  ihm  zu  Grunde  liegende  Genuss- 
theorie  jedoch  keineswegs  vüllig  verworfen,  sondern  nur  in 
die  richti  gen  G  renzen  gewiesen.  Ein  absolutes,  ausschliesslich 
anzuwendendes  Steuerprincip  zur  Herbeiführung  der  Gleicbmässig- 
ktit  ist  auch  die  Besteuerung  nach  der  Leistnngstähigkeit  nicht 
ond  auch  in  der  Praxis  niemals  gewesen.  Vielmehr  handelt  es 
rieh  in  der  Theorie  darum,  zunächst  den  geschichtlichen 
Wechsel,  welcher  erst  mit  der  Entwicklung  der  Volkswirthsebaft 
und  des  Staats  in  der  Comblnaftion  nnd  in  der  relativen  Be- 
rechtigung beider  Principien  eingetreten  ist,  richtig  zu  verstehen, 
und  alsdann  weiter  auch  für  die  Gegenwart  dem  anderen 
Pnucip  seine  ihm  noch  jetzt  gebührende  Stellung  anzuweisen. 

1)  Der  geschichtliche  Wechsel  der  beiden  8teucr- 
principien.  ^)  In  geschic  htli eher  Hinsicht  entspricht  die  Be- 
Heaerung  nach  Leistung  und  Gegenleistung  mehr  den  früheren  Ent- 
wieklungsperioden  der  Volkswirthschaft  und  der  noch  schwachen 
gemeinwirthschaftlichen  Organisation,  des  in  seinen  Zwecken  und 
Lewtnngen  noch  „unentwickelten''  Staats.  Das  Prineip  der 
Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  ist  der  richtige  Haupt 
Massstab  der  Steuervertheilung  im  „entwickelten",  in  seinen 
Leistungen  immer  reicher  werdenden  Ge  mein  wirthsehafts  und 
naoientlich  iStaatslebens.  Die  relativ  grosse  Bedeutung  des  Ge- 
bQbrenwesens  und  verwandter  Abgaben  im  mittelalterlichen  nnd 
noch  im  späteren  ständischen  Staat,  der  etwas  gebtthrenartige 
Character,  welcher  im  älteren  Staatssteuerwesen  und  noch  heute 
in  der  Communalbesteuerung  (§.  423)  hervortritt,  sind  Belege  fttr 

*1  Auch  die  ..historischen"  Natic»n;ilökonomcn  haben  «Mos  noch  nicht  ircuaf  mi 
beachtet.  M.  £.  erweiüt  äicb  gerade  für  solchu  Hauptpiiucto  der  f^esckichtl.  Ent- 
vkUsof  die  xntaiDinenfftssende,  auf  die  Principien  der  Entirichlonf  «irttck- 
itede  Behandlung  nothwcndig.  Sonst  droht  immer  wieder  die  Gefohr«  ror  lanter 
Binen  (dei  Spediüittudiam»)  dun  Waid  niclit  zu  sehen. 
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das  Gesagte.  Solange  nicht  gewisse  Fonctionen  des  Staats  and 
der  Oommnoe  anf  dem  Gebiete  des  BeehtssehntseB,  der  Cultnr-  und 

Wohlfahrtsttirderung  als  selbstverständliche  Aufgaben  „im 
öffentlichen  Interesse gelten,  unterbleibt  eine  entsprechende 
Thätigkeit  entweder  ganz  oder  grossentheils,  oder  aber  sie  crfol^'t 
nur,  wenn  diejenigen,  welche  sie  wünschen  oder  daran  interessirt 
sind,  zn  den  Kosten  beitragen  oder  selbst  die  Staatsgewalt  erst 
doroh  Gaben  n.  dgl.  zum  Eingreifen  willig  machen.  Sogar  die 
Gewfthmng  des  gewöhnlichen  privaten  Bechtsschntzes  gilt  dann 
nicht  ohne  Weiteres  als  Pflicht  der  Gemeinschaft  nnd  ihrer  Execn- 
tivorgane  and  als  Recht,  das  der  Einzelne  sogleich  beanspmchen 
kann,  sondern  sie  nuiss  erst  erkauft  werden  durch  Gaben,  Bei 
träge  und  Steuern.  Aehnliche  Gesichtspuncte  walten  überhaopt 
bei  jener  Anordnung  der  Besteuerung  ob,  welche  oben  355)  al> 
„Vertrags massige  Kegelung'',  besonders  im  älteren  ständischen  Ötaat, 
bezeichnet  wurde.  In  der  dort  gegebenen  Characterisimng  der 
eioschlilgigen  Verhältnisse  trat  tiberall  das  Princip  von  Leistang 
nnd  Gegenleistang,  das  do  nt  des  wenigstens  zwischen  der  Staats- 
gewalt nnd  den  steuerbewilligenden  Ständen  deutlich  hervor.  Erst 
wenn  sich  im  Volksbewnsstsein  Staat  und  Gemeinde  als  selbstilndige 
Wirthschafts-  und  Rechtspersüiilichkeiten ,  denen  der  Einzelne  mit 
seinem  ganzen  Sein  und  seiner  ganzen  Habe  angchfirt,  heraus 
gebildet,  wenn  zugleich  diese  Gemeinschaften  allgemeine  Aul- 
gaben und  Leistungen  im  Interesse  ihrer  selbst,  als  der  Gemein- 
schaften, nnd  damit  der  Einzelnen,  als  ihrer  Glieder,  an  sich  heran- 
gezogen haben,  wenn  m.  e.  W.  das  „Öffentliche  Interesse^' 
tieferer  Grund  und  treibende  Kraft  in  „Öffentlichen  Thltig- 
keiten''  wird:  alsdann  reicht  die  privatwirthschaftliche  Anffiusang 
der  Beziehungen  zwischen  der  Gemeinschaft  und  dem  Einzelnen 
nicht  mehr  aus;  alsdann  tritt  nuthwendig  auch  das  Steuerprincip 
von  Leistung  und  Gegenleistung  zurück  und  das  wahrhaft  gemein 
wirth schaftliehe  der  Leistungsnihigkeit  bricht  sich  allgemeiner  Hahn. 
Es  ist  das  practisch  noth wendig  und  principiell  richtig,  weil  sich 
die  meisten  nunmehrigen  öffentlichen  Leistungen  gar  nicht  mehr 
als  Vortheile  des  Einzelnen  auffassen  und  noch  weniger  so 
messen  lassen.  Es  entspricht  aber  aach  der  erreichten  Enhnck- 
lung  des  öffentlichen  Lebens  und  der  gemeinwtrthschaftliehen 
Organisation :  jene  Leistungen  Übernimmt  die  Gemeinschaft  als  ihre 
eigene  Angelegenheit,  zn  der  sie  ihrer  ganzen  Aufgabe,  ihrem 
jetzigen  Wesen  nach  verpflichtet  ist.    Mau  mutbet  daher  dem 
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Eutteloen,  dem  diese  Leistangen  als  einem  Gliede  der  Gemein- 
•ehaft  eventuell  mit  zn  Gate  kommen,  aneh  nicht  mehr  sn,  dass 

er  dafür  besonders  zahlen,  d.  h.  nach  dem  Princip  von  Leistung 
und  Gegenleistung  steuern  soll.  So  in  Betreff  des  allgemeinen 
Rechtsschutzes  von  Person  und  Eigenthum  (selbst  was  „Fremde" 
anlangt),  des  Genusses  zahlreicher  öffentlicher  Anstalten,  z.  15.  des 
HilduDg8-|  Unterrichts-,  Verkehrswesens,  wo  treiUch  etwa  Ge))ühren- 
erhebong  nnd  in  dieser  das  Princip  der  Besteaemng  nach  Leistung 
nnd  Gegenleistung  bleibt,  aber  ein  immer  grösserer  Theil  der  be- 
sflgliehen  Kosten  anf  den  allgemeinen  Staats-  oder  Gommunal- 
läckel  genommen  nnd  dann  eventuell  durch  Steuern  bestritten  wird, 
welche  wesentlich  nach  dem  Princip  der.  I^istungsffthigkeit  um- 
hegt sind :  weil  es  sich  eben  um  „öffentliche  Angelegenheiton" 
im  „öffentlichen  Interesse"  handelt  und  dies  Moment  der  eigentliche 
Grund  der  Uebernahme  dieser  Leistungen  auf  das  Gemeinwesen 
ist  £»  ist  daher,  historisch  betrachtet,  auch  der  wachsend 
„communis tische"  Character  der  Volkswirthschaft  und  in  ihr 
der  haaptsächlichen  Gemeinwirthsohaflsorcanef  des  Staats  und  der 
Selbstverwaltungskörpery  welcher,  —  bedingt  durch  die  ganze  Ent- 
wicklung der  Technik,  Oekonomik  und  Cultur  der  fortschreitenden 
VSlker,  bezeugt  durch  die  wachsende  Ausdehnung  der  Öffentlichen 
Thätigkeiten  und  die  immer  allgemeinere  Anerkennung  von  ge- 
wissen Interessen  als  „öffentlicher"  —  auch  die  Besteuerung  nach 
der  LeistungstVihigkeit  immer  mehr  in  den  Vordergrund  schiebt. 
Xar  dies  Princip  liisst  sich,  zumal  im  Staate,  in  der  grossen 
Mehrzahl  der  Fälle  practiseh  anwenden  nnd  nur  dieses  entspricht 
dem  Wesen  entwickelter  Gemein wirthsohaft.^) 

Es  fehlt  auch  nicht  an  Seitenstttoken  zu  dieser  Gestaltung  der 
Dbge«  Ganz  analog  ist  es,  wenn  in  der  entwickelten  Gemeinwirth- 
mMt  dem  Einzelnen  nicht  mehr  zugemuthet  wird,  Leistungen, 

•)  IM''  ^Intivimii!?  neuester  Vorgänge  licf<-rt  eine  abermalige  d'  Utlh  h"  H<'stHtis^ung 
Üimt  Aaü^asna^t  l.  B.  bei  (ielegeolidit  der  ,,VerstaaÜichaflg''  der  Phvatbalmen  in 
DcitMUand.  Die  BegiUndung  (Nor.  1879)  wird  roroemlich  im  Offetttl.  Intoress« 
n.  die  finan/i ollen  Redenken  weiden  mit  dem  Uinveis  auf  dieses  ziinick- 
iwriesen,  Aach  heim  ß<'tri<^b  der  Bahnen  soll  das  ftticntlichc  Interesse,  nicht  die 
Snte  Richtschnur  und  Zidpunct  !>eia,  nach  deu  liodeu  der  ßegienmgsrertreter  im 
pMH.  Laadlaf  .  Dwnit  wird  also  selbit  auf  dieMm  Oebiete  sdion  das  Priscip  von 
indiridoeller  Leistung  u.  Gegenleistung  mockgodlillgt.  Denn  wenn  z.B.  Bahnen 
i  ö"  ,,  Kente  kost-  ii  'ind  nor  3'5 "  „  trafen,  so  mnss  1°  „  auf  den  aUgemeinen 
bteaerfondä  genoiumcii  werden.  Es  bleibe  dahin  gestellt,  ob  dies  in  diesem  Falle  richtig 
Nsr  schon  riditig)  ist:  das  Aneriteantniss  des  „comaranistischen"  Ghaiacton  nodeiner 
öffentlicher  Leistungen  kann  nicht  deutlicher  gegeben  w  rilrii  Wer  das  bestreitet. 
Tcrmag  nicht  oder  wagt  nicht,  eine  concrele  Massretrel  li-r  W'irtlischaftspoUtik  auf 
(Ite  ihr  zu  Grunde  liegende  socialOkonomische  Princip  zurückzuführen. 
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welehe  in  erster  Linie  im  „öffentliehen  Interesse'^  geschehen,  allein 

zu  (ibernehmen  oder  die  Opfer  dafür  allein  zu  tragen.  Für  jene 
Leistungen  und  Opfer  erfolgt  vielmehr  nun  auch  eine  Entscbä 
digung  aus  den  Mitteln  der  Gemeinschaft  oder  die  Uebernahme 
der  gesaromten  Leistungen  auf  diese.  80  ist  es  z.  B.  in  dem 
practisch  so  wichtigen  Falle  des  Wehrwesens  gegangen  (älterer 
Heerbann  mit  Selbstansrilstnng  nnd  Selhstverpflegong,  neueres 
Militftrwesen);  ähnlich  bei  der  Casemirnng  der  Truppen  statt  der  { 
Einqnartienmg,  bei  der  Entschädigung  iHr  naturale  „Kriegs- 
leistnngen"  n.  s.  w.  I 

422.  —  2)  Das  Gebiet  der  Besteuerung  nach  dem 
Interesse  im  modernen  Stouerwescn.'")  Auch  hier  ist  dieses 
Princip  in  gewissen  Fällen  noch  richtig  und  practisch  anwendbar 
und  zwar  im  Weseotlichen  überall  da,  „wo  öffentliche  Leistungen 
wirklich  für  gewisse  Personen  oder  ttir  gewissen  Besitz  Sonder- 
vorth eile  bewirken  nnd  wo  sich  zugleich  die  Grösse  dieser  Vor- 
theile ungefähr  messen  lässt  Nur  ein  solches  „Ungefähr**  ist  über- 
haupt möglich,  aber  auch  ftlr  den  Zweck  genügend." 

a)  Nach  diesem  leitenden  Oesiebtspnnct  erfolgt  die  AnwendiiDg 
dieses  Steuerprincips  vollkommen  richtig  und  noch  heute  in  grossem, 
sogar  wieder  vielfach  wachsendem  Umfang  in  dem  System  von 
G  e  b  U  h  r  e  n  und  beitrügen,  über  welches  im  ersten  Kapitel 
dieses  Bands  gehandelt  wurde. 

b)  Weiter  hat  man  tlir  die  Frage  die  Staats-  und  die 
Communalbesteuerung  (i.  w.  S.)  zu  unterscheiden. 

a)  In  ersterer  ist  eine  Mitbertlcksichtigung  des  Prineips 
immerhin  auch  noch  in  einigen  anderen  Fällen .  statthaft,  wo  in 
der  Hauptsache  die  Besteuernng  nach  der  Leistungsfähigkeit  Plals 
greift.  Es  kann  sich  nemlich  auch  hier  erge))en ,  dass  die  ge- 
sammte  Entwicklung  des  staatlichen  (iemcinwesens  und  dass 
gewisse  Verwendungen  desselben,  welche  aus  allgemeinen  Ein- 
nahmen, auch  aus  8teuerQ  bestritten  werden,  bestimmten  Laudes 
theileuy  Volksclassen,  Personen  und  namentlich  Besitzkategorieen 
in  besonders  hohem  Maasse  zu  Gute  kommen.  Dies  gilt  im 

^)  S.  bes.  Neumaiin,  Kap.  2,  auch  f.  GeseUgcb.  Brauns  Kefcr.  auf  d.  Hunb. 
toDbit.  GoDfr.  1867  a.  s.  Anf^.  flb.  Staats^  n.  Gemeindest  in  d.  ▼olksir.  yieT<eIi.9cbr. 

1866.  II;  auch  <l.  Dtlt.itteu  mf  jenom  Conisn^ss.  Fauch  er.  Staats-  u  rotnnibuds:. 
in  d.  ff<5n,  Viertclj.schr  II.    Moin-'  ToriHn  steuerfrair''.  Thesen  u.  Kef<  rat,  dann 

das  voraus(^eheude  1.  Kapitel  v  .  d.  (jcbübieu  u.  Beitragen  (§.  325.  auch  Fin.  I.  §.  14» . 
MMicb«s  in  diesem  §.  und  den  folg<»iden  nach  meinem  gen.  Referat  VeifL  aock 
Stein ,  Fin.  I.  ööS  It.  (mehrfach  abweichend,  aber  in  einigen  Pnncten  im  WesentlidieB 
üieaelbeo  Vorscliläge). 
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j^llffemeinen  vom  Grundbesitz,  mitunter,  z.  B.  bei  gewissen 
Verkehr8anla«;eu ,  I.andesmeliorationcn,  Wasserbauten  u.  dgl. ,  von 
dem  da  und  da  gelegenen  Besitz,  Gewerbebetrieb  u.  s.  w.  Hier 
kann  es  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit  sein ,  solcbe  Umstände  auch 
imÄDsmaass  allgemeiner^  sonat  nach  dem  Princip  der  Leistung«- 
fUrigkeit  ungelegter  Stenern^  namentlich  gewisser  Ertrags-,  Ver- 
mögens-, Verkehrs-,  unter  Umständen  selbst  im  Stenerfoss  von  Ein- 
kommensteuern tn  berfiekslchtigen.  Ein  höherer  Stenerfnss  der 
Rcalstetierii ,  namentlich  der  Grund-  und  Gebäudestener,  als  der 
Personalsteuern,  ebenso  des  fundirtcn  Einkommens  als  des  Arbeits- 
einkommens lägst  sich  auch  mit  nach  dem  dargelegten  Gesichts- 
ponct  öfters  rechtfertigen.  Der  vielfach  in  der  Praxis  bestehende 
höhere  Fuss  der  genannten  beiden  Kealsteuem  erklärt  sich  zwar 
gewöhnlich  ans  der  historischen  Entwicklung,  er  ist  aber  auch  nach 
dem  Gesagten  httnfig  principiell  berechtigt,  was  die  G^tzgebung, 
ohne  sich  dessen  klar  bewusst  sein  zu  mttssen,  durch  die  neue 
Bestimmung  oder  Beibehaltung  des  höheren  Stenerfnsses  auch  selbst 
mit  anerkannt  hat.  In  modernen  Verhältnissen  mit  ihrer  raschen 
Lctwicklung  kann  namentlich  die  Forderung  einer  Besteuerung  des 
Conjnneturengcwinns  am  Grund-  und  GebUudeeigenthum  auch 
durch  diesen  Hinweis  auf  das  Princip  von  Leistung  und  Gegen- 
leistung nicht  selten  mit  unterstützt  werden,  —  auch  iür  die  btaats- 
besteuemng  (§.  462  ff.). 

§.  42d.  —  fl)  Im  Stenerwesen  der  Selbstrerwaltnngs- 
kOrper,  und  zwar  um  so  mehr,  je  räumlich  kleiner  der  betreffende 
Körper  ist,  daher  in  steigender  Richtung  in  der  Prorineial-,  Bezirks-, 
Kreis-  und  am  Meisten  in  der  Besteuerung  der  Ortsgemeinde 
bleibt  das  Gebiet  der  Anwendung  des  Princips  von  Leistung  und 
(tegenleistung  viel  iunt:ingreielier  als  in  der  Staatsbesteuerung. 
Auch  die  Gemeinde,  geschweige  die  räumlich  grosseren  genannten 
KOrper,  ist  zwar  kein  „reiner  Wirthschaf tskörper"  im 
Sbne  eines  privatwirthschaftlichen  Interessenkreises,  in  welchem 
Altos  „natnrgemäss"  nach  dem  Princip  der  speciellen  EntgeHHchkeit 
von  Lebtttng  und  Gegenleistung  geregelt  werden  mflsste,  oder,  bei 
emiger  Entwicklung  Jener  Körper,  auch  nur  so  geregelt  werden 
konnte.")    Aul"  cineui  grossen  und  wachsenden  Thätigkeitsgebicte 


'\  Dk'X'  nnri<:ht  Anffa^s.  !•»•>.  in  der  (icutsclicii  rn-iliinMl.-UbcliiiI-'  h'-i  Fauchtrr. 
Brtua  u.  s.  w.  S.  Note  0.  Aliweis.  dieser  Ansicht  in  meiner  Ooinai.st.fr.  S.  10  tl.. 
17  ff.  Auch  hier  spieleo  wieder  die  aUgwneioen  Ftagen  der  rolkswirthäcbafUicben 
OfluiMlieD  hineiii. 
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besteht  zwieeben  dem  Staat  und  dieaen  Kttrp^rD,  aacb  der  Gemeiiide, 
kein  speeifiseher,  (luaUtatlTer,  aondeni  nnr  ein  gradweiser,  quanti- 
tativer Unterschied.  Je  grösser  die  Achnlichkeit  wird  und  in  der 
Art  der  Leistungen  sich  zeigt,  je  mehr  nach  den  Fordeningen  des 
Volksbewusstseins  z.  R.  auch  diese  kleineren  Körper  wahre  Cultur- 
aatgaben  im  öffentlichen  Interesse"  (Schulwesen!)  übernehmeD, 
desto  mehr  ist  auch  hier  die  Besteneruug  nach  der  Leistangstähigkeit 
geboten:  aehon  jetzt  bei  uns  wohl  meistens  fiberwiegend.  Aber  in 
grossem  Umfange  kommen  gleiobwohl  hier  Leistungen  vor,  beeoaden 
anch  materiell -wirthsehafUioher  Art,  deren  Wirkungen  sieh  in  der 
That  fUr  einzelne  Pereonenkreise  nnd  Besitzkategorieen  differen- 
ziren  und  sich  nachweisbar  und  einigermasaeu  messhar  als  Werth- 
zuwUclisc  im  Kigenthnm ,  besonders  im  Orundeigenthura ,  als 
Productionsförderungen  und  Lasten  Verminderungen  in  den  privat- 
wirthschaftlichen  Betrieben,  als  persönliche  Genlisse  und  Kostener 
sparnngen  auch  im  Privatleben  und  im  Privathausbalt  niederschlagen. 
Deshalb  ist  es  nothwendig  nnd  hier  aneh  im  grosseren  Umfange 
mttglieh,  bei  der  Deeknng  der  Kosten  der  Gommnnaltbfttigkdt, 
mithin  bei  der  Bestenemng  diesen  Einflnss  des  Bestehens,  WaUeai 
nnd  Wirkens  der  Commune  anf  die  Okonomitehe  Lage  des  Einzehieo 
zu  berücksichtigen.  Dies  hat  wiedenmi  durch  Modificationen  der 
Einrichtung  und  besonders  des  Ausmaasses  oder  Hteuertusses  der- 
jenigen Steuern  zu  geschehen,  welche  auch  die  Commune  im  ^ 
Uebrigen  nach  dem  Princip  der  LeistungsiUbigkeit  vertheilt,  be 
sonders  bei  Ertrags  und  etwaigen  Vermögenssteuern.  In  det 
Ortsgemeinde,  znmal  in  der  Stadt,  ist  namentlich  die  stftiken 
Belastung  des  Grnn dbes itzes,  in  der  Stadt  vor  Allen  dei 
Hansbesitzes,  dem  direet  nnd  indireet  so  viele  Commoatl- 
leistungen  Sondervortbeile  gewähren  und  als  Werth  zuwaehNOi  | 
znm  Zweck  einer  solchen  Besteuerung  mit  nach  dem  Interesse' 
angemcäsen. 

§.  424.  Zur  Durchführung  dieses  Steuerprincips  in  der 
gesammten  Communalbesteuerung,  d,  h.  in  derjenigen  aller  »Selbst 
verwaltungsktfrper  (Provinzen,  Kreise  u.  s.  w.)  namentlich  aber  in 
der  Bestenemng  der  Ortsgemeinde  erscheint  alsdann  im  Anschlnss 
an  verbreitete  Verhältnisse  der  geschiehtliehen  Entwicklung  nnd  der  ' 
bestehenden  Einrichtung  dieser  Bestenerung  eine  methodisehe 
Scheidung  der  Ausgaben  der  Commune  nach  gewissen  Merk- 
malen zweckmHssig,  Ja  fast  nothwendig.  Es  empfiehlt  sich  ferner,  . 
wenigstens  tür  unsere  deutschen  Verhältnisse,  eine  gesetzliche 
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Combination  zwisehen  gewissen  Ausgabekategorieen 

und  denjenigen  Steucrarten  eintreten  zu  lassen,  welche  zur 
\  erwirklichnng  der  beiden  Steuerprincipien  dienen.  Auf  diese 
Weise  lässt  sich  das  Gebiet  Jedes  der  letzteren  für  die  Communal- 
besteuerung  richtig  und  practisch  brauchbar  bestimmen.^) 

Diese  SicbeidoDg  der  Ausgaben  wird  passend  etwa  in  folgen- 
der Weise  Yorgenommen: 

(1)  Allgemeine  Ao^gaben,  wobin  zu  reebnen  sind  die  Ans- 
gaben  fBr  ganz  aUgemeine  Commnnalangelegenheiten,  so  fttr  die 
neiston  der  vom  Staate  der  Gemeinde  u.  s.  w.  speciell  Übertragenen 
Anii,'a})en,  für  allgemeine  Verwaltnngsthätigkeit,  für  viele  Theile  des 
l'oiizeiwcsens  (auch  Sanitiitswesen  u.  s.  w.),  in  der  Kegel  flir  das 
Armenwesen.  Ferner  werden  hierher  die  Reste  der  Sonder- 
aasgaben  und  die  Ausgaben  zweii'el haften  Characters  zu 
stellen  sein. 

(2)  Besondere  Ausgaben ,  bei  denen  gleiehzeitig  deutlicher 
nnd  messbar  ein  Speeia linteresse  Einzelner  unterlftuft,  mit 
der  zweckmJtesigen  weiteren  Unterscheidung  in 

(a)  Cnltnransgaben,  wesentlich  fHr  Gultur-  und  verwandte 

Zwecke,  Schulwesen  u.  dgl.; 

(b)  (materiell)  wi  rthschaftlic  he  Ausgaben,  namentlich 
ftlr  Weg ewes en  und  überhaupt  für  Alles,  was  die  Hewo hn bar- 
keit nnd  die  Benutz  barkeit  einer  Gegend,  besonders  eines  Orts 
m  gewerblichen  Zwecken  yerbessert  (Be-  und  Entwftssemngi 
Wasserleitung,  Canalisirung,  Strassenreinignngi  Beleuchtung  u.8.w.). 
Gerade  diese  Ausgaben,  wenngleich  auch  sie  nicht  ganz  allein  (auch 
Schulwesen,  Kunstsammlungen  kOnnen  so  wirken)*),  schlagen  sich 
in  der  Regel  als  specifische  Vortheile  des  Gewerbebetriebs  nnd 
besonders  des  Grundbesitzes,  Werth  erhöhend,  Kosten  vermindernd, 
nieder.    Diese  Wirkung  ist  in  der  Besteuerung  zu  berücksichtigen. 

Mit  dieseii  Ausgabekategorieen  sind  nun  die  Steuerprincipien 
richtig  zu  combiniren.  Im  Wesentlichen  so,  dass  fttr  die  allge- 

■)  S.  Those  5.  0  — 11  in  meinem  gf^ri.  Referat  u.  tl.  Ausfuhr,  «la/a  S.  22.  30  ff. 
Die  im  1.  B.  «Jer  I'in  ^ejjehene  Sohei<lun(;  der  Ausgaben  »icr  8clbstVfrwaU.körp<^r 
(1  Aoag.  45)  iü  spccicil  uberwieseue,  geuttreli  Uburwioaeuc  u.  faculutive  anderer 
Alt  Doca  weideii  die  speciell  aberviesenen  meist  zu  den  „allgemeinen**  Ausgaben 
im  Sinn  des  Texte  gehören. 

•)  Man  denke  an  die  ökonomische  Bi  dnitiinff  von  Univorsitiiten  für  kleinere 
flttdte,  für  den  Werth  des  üniod-  und  Uauseigenthum^  daselbst:  oder  an  das»,  waä 
Mtfteben,  Dreeden  den  Kvisisaaioiltingcn  n.  s.  w.  jct/t  Ökonomisch  ferdnnken, 
vo\m  di  sich  fraili«^  meistens  um  YenrendaAgeo  aus  Mittehi  des  Staats  oder  der 
DyoMüe  handelt. 
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meinen  Ansgaben  die  Bestenerang  nseb  der  Leistnngsfähig- 

keit,  für  die  besonderen  Ausgaben  zunächst  wenigstens  die 
Besteuerung  nach  dem  Interesse  eintritt.  Hierbei  niuss  vom 
Standpunct  gerechter  Steuervertheilung  aus  möglichst  verhütet 
werden,  dass  für  die  allgemeinen  Zwecke  die  wirthschaftlicben 
Kräfte  einzelner  Katcgorieen  von  Personen  zn  stark  in  Ansprach 
genommen  und  umgekehrt  ttir  Sonderzwecke,  wenn  dieselben  sieh 
ein  Moment  öffentliohen  Interesse's  enthalten,  die  Gesammtheit  mehr 
als  gerechtiertigt  belastet  wird.'^)  Um  gerade  hier  leicht  droheode 
Classenkämpfe  oder  den  ttberroächtigen  Einflnss  einzelner  GIsisea 
der  Bevölkerung  zu  vermeiden,  empfiehlt  es  sich,  gesetzlich  die 
allgemeine  Regel  aufzustellen,  welche  Steuerarten  l'lir  die  einzebe 
Ausp^abekatcgorie  in  erster  Linie  zu  verwenden  und  bis  zu  welcher  | 
Maximalquote  diese  Ausgaben  eventuell  durch  andere  äteuerarten 
zu  decken  seien.  Die  Cultur-  und  die  wirthschaftlicben  Ausgaben 
werden  dann  zunächst  durch  Gebtthren  und  Beiträge,  die  Beste  der 
ersteren,  weil  hier  immer  auch  in  höherem  Maasse  ein  allgemeiDes 
Interesse  berührt  wird,  wie  die  allgemeinen  Ausgaben  dureh  Stenern, 
welche  nach  der  Leistungsfähigkeit  auf  die  ganze  Bevölkemog 
umgelegt  sind,  daher  besonders  durch  Einkommen  ,  Verbrauchs-,  | 
allgemeine  Vermögenssteuern  bestritten  werden  müssen;  nur  mehr  i 
ausnahmsweise  in  einer  massigen  Maximalquote  durch  Real  und  ' 
ähnliche  Stenern  auf  Grundbesitz.  Die  Reste  der  wirthschaftlicben 
Ausgaben  dagegen,  welche  vornemlicb  dem  Immobiliarbesitz  und 
allenfalls  auch  dem  Gewerbebetrieb  direct  und  indirect  mit  zu  Goto 
kommen,  sind  hauptsächlich  durch  die  betreffenden  Ertragsstenen 
und  dureh  Steuern  auf  das  immobile  Vermögen  zu  decken;  nir 
ausnahmsweise  bis  zn  einer  gleichfalls  mässigen  Maximalqaote  i 
durch  allgemeine  Einkommensteuern  u.  dgl.  | 

Auf  diese  Weise  wird  auch  in  den  Gemeinden  ein  falscher 
„Communismus"  am  Besten  vermieden. 

D.  —  §.  425.  Die  Besteuerung  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit Sie  ist  nach  dem  Vorausgehenden  die  hauptsäch- 
liche, namentlich  im  modernen  Steuerwesen  und  hier  wieder 


^  S.  darttber  die  Bestunarangen  in  §.  2  des  Entwurfs  f.  d.  prevss.  Gonmiuil- 

besteiienmg  (1^77). 

S.  hos.  Neu  mann.  Kap.  M  n.  4.  wo  nur  *^an/  dif  ZarUckführunp  der  Stnit- 
fiagcii  auf  die  iwci  rerbchiedeuen  KcchUprincipicn  fcbU.  beiiie  Aiufoliniiigeu  sind 
nur  beweisend,  wenn  mtn  den  ?on  ihm  abfevieseiien  Schritt  (S.  99)  thot  und  eise 
sociaipolitischc  Function  der  Besteuerung  nttber  der  Einkommen-  und  YeiBÖfSSS* 
FertheUuogf  anerkennt  Sachlich  stimme  ich  ihm  sonst  grOssteutheiis  bei. 
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besonders  in  deo^jeuigen  des  Staats.  Als  Massstal)  l'ttr  die 
gerechte  Vertheilung  der  Steuerlast  oder  für  die  DurcbfUhrnng  des 
GmndflaUes  der  Gleiehmässigkeit  betachtet  ist  indessen  das  Princip 
der  Bestenerong  nach  der  Leistnngsfähigkeit  wieder  erst  einer 
genaueren  Erläntemng  bedürftig.  DarOber  enthebt  auch  die  Zu- 
hilfenahme der  „Opfertheoric"  nicht.  Die  Antwort,  dass  die 
Gleicbmässigkeit  der  Besteuerung  diejenige  nach  Massgabe  der 
Opfer  sei,  welclic  eine  Steuer  dem  Besteuerten  auterlege,  ersetzt 
eigentlich  nur  die  eine  Frnge  durch  eine  andere  Frage,  gerade 
80  wie  die  „Genusstheorie",  wenn  sie,  von  ihrer  principiellen 
Unrichtigkeit  abgesehen,  die  Gleichmässigkeit  in  der  Besteuerung 
nach  Massgabe  oder  Verb&itniss  der  „Genttsse*'  findet.  Denn  wie 
„missf'  man  hier  die  Genflsse  und  dort  die  Opfer,  welebes  sind 
„gleiehe'^  Genflsse  und  Opter,  das  ist  die  sofort  auftauchende  Frage. 
Die  (Iblichen  Beweisfflhrungen  drehen  sich  hier  nur  zu  oi\  im 
Kreise  herum  und  laufen  auf  hlosse  Behauptungen  hinaus. 

Das  lässt  sich  nur  vermeiden,  wenn  auch  hier  wieder  hei  der 
Besteuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  rein  finanzielle 
uad  der  socialpolitiscbe  Standpunct  unterschieden  und  offen 
anerkannt  wird,  dass  die  „Opfert heorie'^  folgerichtig  zu  den- 
jenigen Gonsequenzen  fttbre,  welche  auch  als  solche  der  social- 
politischen  Besteuerung  zu  ziehen  sden.  Hier  dient  diese  Theorie 
dazu,  genauer  den  Weg  zu  wieisen,  wie  die  Gleichmllssigkeit  der 
Besteuerung  durchzuführen  ist  Im  rein  finanziellen  Steuerwesen 
kann  man  dagegen  mit  der  Opfertheorie  gar  nicht  arguinentiren. 
Entweder  ist  man  hier  logisch  ineonse(|uent  in  der  Anwendung 
(lieser  Theorie,  um  nicht  zu  Folgerungen  zu  gelangen,  welche 
mit  der  Einrichtung  dieses  Steuerwesens  in  Widerspruch  stehen. 
Oder  man  zieht  zwar  die  richtigen  Folgerungen  in  Bezug  auf 
progressire  Steuer,  htthere  Steuer  des  fundirten  Einkommens  u.  s.  w.» 
aber  man  vergisst,  dass  damit  hier  noch  nichts  bewiesen  wird,  weil 
die  allerdings  unbestreitbare  auch  relativ  grössere  Leistungs- 
fthigkeit  des  höheren  Einkommens  u.  s.  w.  gegenüber  der  »Stener- 
Mhluug  wie  allen  anderen-  Zahlungsleistungen  der  betret!endeu 
Kinzelnen  eine  Conseciuenz  ist,  welche  mit  dem  einmal  rechtlich 
bestehenden  Eigeutbums  -  und  Erwerbssystem  hingeuommeo  werden 
mus8  (§.  397  ff.). 

Demnach  wird  im  Folgenden  zunächst  entwickelt,  was  „Be- 
ateuerung  nach  der  Leistungsfähigkeit",  richtiger  nach 
der  ^wirthschaftlichen"  Leistungsfilhigkeit  Überhaupt  be- 
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deutet;  sodann,  wie  eine  solche  Besteuerang  zum  Zweck  der 
Gleichmftssigkeit  durch saf Uhren  ist  oder  wie  hierbei  die 
Ijeistangafthigkeit  einen  Mass  st  ab  absngeben  hat  nnd  zwar  em- 
mal  vom  rein  finansiellen,  sodann  vom  soeialpolitisehen 
Standpunote  ans. 

g.  426.  —  1)  Bedeutung  der  Besteuerung  nach  der 
vv  irth  schalt  Ii  c  heu  LeiHtungsfähigkeit.  Hier  ist  theils  an 
I^ehren  der  theoretischen  Nationalrjkonomie,  welche  hier  als  bekannt 
vorauszuBetzen  ^ind,  theils  an  die  Erürterungen  im  3.  Abschnitt 
ttber  die  Wahl  der  Steuerquellen  anzuknllplen  fi^.  375.  fi'.). 

Die  wirthsohaftiiehe  Leistnogsfähigkeit  einer  Person  liegt  ein- 
mal in  ihrer  Arbeitsfähigkeit,  ihrer  Gelegenheit,  ihre 
Arbeit  ökonomisch  2a  verwerthen,  in.  der  Art  und  Hobe 
des  ans  der  Arbeit  fliessenden  Einkommens,  sodann  im 
Vei  mögensbesitz  der  Person,  in  dessen  Art  und  Höhe  and 
in  der  Höhe  des  daraus  fliessenden  Einkommens.  Da  es 
sich  bei  der  Besteuerung  nur  ausnahmsweise  um  die  Leistung 
unmittelbar  persönlicher  Arbeit  oder  Dieuste  handelt  —  was  z.  B. 
bei  Öffentlichen  Bauten  (Wegefrohnden)  vorkommen  kann,  —  sondern 
in  der  Regel  am  £ntriohtnng  von  SacbgUtern  oder  Geld,  so 
ist  bei  der  Besteaerang  nach  der  wirtbsohaftlichen  Leistongsffthig- 
keit  die  hanptsftehliehe  Steoerqaelle  das  Sach-  oder  Geldein- 
kommen einer  Person,  das  wieder  als  Arbeits-  oder  als  Renten- 
oder als  gemischtes  Arbeits-  und  Renteneinkommen  hervortritt. 

Das  („reine'^)  .\  r  he  itscinkomraen  erscheint  voruendich  bei 
denjenigen  Personen,  welche  in  einem  Dienst  verhält  niss  ihre 
Arbeit  verwertheu,  wo  daher  das  Einkommen  die  Form  des  (meistens 
vertragsmässig  aasbedungcneo,  allenfalls  auch  des  tamässig  rego- 
lirten)  Lohns  annimmt.  Wenn  aach  bei  aller  sogen,  „qaalificirten^' 
Arbeit  nnd  dem  ihr  gewöhnlich  anfallenden  höheren  Lohn  in 
dem  Arbeitseinkommen  Bestandtheile  eines  Renteneinkommens  ge- 
fanden werden  k((nnten,  welche  sich  anf  die  znr  Ansbildang  der 
Arbeitsfähigkeit  verwandten  Kapitalien  zurückführen  Hessen,  so 
iniiss  doch  bei  der  Unausschcidbarkeit  dieser  Bestandtheile  das 
Arbeitseinkommen  als  ein  (ranz es  betrachtet  werden.  Nur  lassen 
sich  diese  Kentenbestandtheüe  bei  verschiedenartigem  uud  verschiedeo 
hohem  Arbeitseinkommen  immerhin  als  Elemente  berücksichtigen, 
welche  die  in  dem  Einkommen  za  Tage  tretende  wirthschafUiebe 
Leistnngsfähigkeit  beeinflussen.  Das  („ re in e<')  Renteneinkommen 
fliesst  ans  dem  Privateigenthnm  solcher  sachlichen  Prodnetionsmittel, 
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Kapital  und  Boden,  welche  durch  Creditverträge  an  Andere 
nr  Ausnutzung  gegen  Entgelt  Überlassen  sind :  daher  vornemlich 
ans  Ferliehenen  Kapitalien,  ans  vermietheten  Gebäuden  nnd 
au  verpaehteten  Gnmdstllcken.  Das  „gemischte''  Arbeits- 
ond  Senteneinkommen  endlich  ist  Einkommen  der  mit  eigenen 
saebliehen  Prednetionsmitteln  selbst  mit  arbeitenden  oder  sich  in 
der  Arbeit  persönlich  vertreten  laisseiiden  U  iit  er  nehmer;  .das- 
mitunter  sogenannte  „gewerbliche"  Einkommen. 

Die  Besteuerung  nach  der  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit 
wird  daher  zunächst  reelle  Einkommeubesteuerung  sein, 
d.  h.  im  Einkommen  der  Personen  die  Stenerqueile  finden 
mOssen  (§.  380.).  Soweit  aber  reelle  Verm&gensbesteneraog 
naeh  dem  Frfliheren  flberhanpt  in  Frage  kommen  kann  (§.  375.  ff.), 
hat  die  Bestenerung  nach  der  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit 
aoeh  im  Vermögensbesitz  der  Bestenerten  ihre  zulässige 
Stenerqueile. 

§.  427.  —  2)  Kein  finanzielle  gleichmässi ge  Be- 
steuerung nach  der  wirthschai'tlicheu  Leistuugs- 
lähigk  ei  t.^^) 

Das  Princip  der  Gleichmässigkeit  fuhrt  hier  zu  einer  gleich 
hohen,  aber  ganz  niedrigen  Besteaemng  der  erwerbenden 
Personen  nnd  Tomemlich  zu  proportionaler  reeller  Ein- 
kommenbesteuernng. 

a)  Die  erste  Forderung  Iftsst  sieh  zugleich  mit  naeh  einem 
richtigen  Gcsichtspunct  der  Genusstheorie  begründen,  ebenso  wie 
die  Allgemeinheit  der  Besteuerung:  eine  absolut  gleich  hohe 
Steuer  aller  wirthschaftlich  Leistungsfähigen  und  wirklich 
für  die  eigene  Leistung  oder  aus  Kenten  ein  Einkommen  be- 
uchenden Personen,  ohne  Rücksicht  auf  Art  und  Höhe  des 
Einkommens  und  auf  Vermtf gensbesitz,  aber  in  emem  absolut  so 
niedrigen  Betrage,  wie  er  der  Leistungsfähigkeit  der  Srmsten 
Ciasse  von  Personen  mit  selbsttndigem  Erwerb  noch  entspricht. 

Diese  Forderung  kann  anf  zweierlei  ^Teise  verwirkliebt  werden: 
durch  niedrige  directe  allgemeine  Personalsteuern  (Kopf- 
oder  Familien  besser  durch  solche  Steuern  bloss  auf  die  Erwerbs- 
Tähigeu  und  iSelbster werbenden);  ferner  durch  gewisse  indirecte 

^*)  Hier  hat  Hock,  Sff.  Abg.,  ein  Steoeisysteni  entfrorfen,  dts  beaeliteiiswenhe 

Eigenthumlichkeitcn  u.  Moti?iningen  enthält,  bes.  §.  3,  13,  14.  Er  stellt  als  die  „drei 
Cmeaem"  auf  eine  Personal-,  eine  E  i  n  k  o  ui  in  c  n  Steuer  u.  einen  f'omitl<'\  von 
StcietB  für  besondre  Di  enate.  Er  kommt  dazu  allerdings  ?un  der  (jenusalhcone 
m.  was  aber  seinen  AnsftÜmngeB  den  Woräi  nicht  nimmt. 
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Verbrauchssteuern,   besonders  auf  Artikel  des  nothwendigeu 
Bedarfs,  welche  von  allen  Classen  und  Einzelnen  ziemlich  gleich 
mässig  verzehrt  werden.    Die  geeignetste  Steuer  für  einen  der- 
gestalt b CSC i) rankten  Zweck  ist  vielleicht  die  Salzsteoer, 
ibr  zQDäehst  die  Brotsteuer.  Solche  direete  wie  indirecte  Steieni 
sind  gleichmMssig,  soweit  es  sich  eben  nur  um  die  Person,  niebt 
um  ihre  Ökonomische  Lage  handelt   Das  Hanptbedenken  gegen 
sie  ist  die  meistens  fehlende  Beschränkang  anf  die  erwerbs- 
flihifi^en  Personen,  was  am  Deutlichsten  bei  reinen  Kopfsteuern 
und  l)ei  Verbrauchssteuern  wie  den  genannten  hervortritt,  welche 
die  Familie  nach  der  Kopfzahl  belasten.       Der  hierin  liegende 
Verstoss  gegen  die  Gleichmässigkeit  der  Besteaemng  nach  der  . 
wirthscbaftlichen  Leistangstabigkeit  verlangt  dann  auch  bei  einer  ; 
rein  finansiellen  Bestenemng  eine  Oorrectnr  in  den  anderen  * 
Theilen  des  Stenersystems.  Aber  soweit  ttberhanpt  ein  selbständ^  \ 
wenn  auch  Ideines  Einkommen  einer  Person  vorliegt,  mnss  sod  j 
darf  dies  von  diesem  ersten  Stenerstandpnncte  ans  besteuert  werden.  ■ 
Die  Person  trügt  dadurch  ihren  schuldigen  Antlicil  zu  den  Kosten 
ihrer  eigenen  Existenz    und  Gedeihensbedinguugen,  welche  ihr  j 
der  Staat  mit  schafft,  ])ei  (i^.  405.). 

b)  Nach  den  Personen  für  sich  ist  es  die  ökonomische 
Lage  derselben,  welche  die  rein  finanzielle  gleichmässige  Besteue- 
rung zu  berücksichtigen  bat  Hier  gilt  nim  das  frtther  Entwickelte: 
die  gegebene,  bez.  geschichtlich  gewordene  Einkommen-  und  Ter-  ' 
mögensvertheilung  im  Volke  mnss  an  nnd  für  sich  von  der  B^ 
Steuerung  als  eine  Thais ac he  hingenommen  werden,  welche  von 
ihr  nicht  absichtlich  verändert  wird.  Die  Consequenz  ist  dann 
die  trüber  gezogene:  die  Besteuerung  niuss  möglichst  nur  reelle 
Einkommen-,  n  icht  Vermögens besteuerung  und  darf  nur  pro- 
portionale Einkommenbefiteuerung  sein.  Denn  wenn  auch  Höbe 
und  Art  des  Einkommens,  Gewinn  durch  Conjunctor  nnd  Erwerb 
durch  personliche  Arbeit,  Besitz  und  Nicht-Besitz  u.  s.  w.  die 
Steuerfähigkeit  der  Einzelnen  beeinflnssen,  die  „Opfer''  der  Stener 
verschieden  schwer  machen,  so  sind  diese  Thatsachen  eben  nnr 
Conseqnenzen  der  Einkommen-  nnd  VermOgensverthei- 
lung  und  der  Rechtsordnung,  auf  welcher  diese  Vertheiluiij; 
sich  bildet  und  beruht.  Ganz  lolgerichtig  gelangt  man  vom  rein 
üoanziellcu  Standpuncte  aus  dann  zu  der  Forderung,  dass  die 

^)  Die  netterdings  beliebte  Petroleum  Steuer  hat  ia  dieser  Hinaiclit  weniger 
Bedenken. 
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wirthsc'hat'tliche  Leistungsfähigkeit  ausschliesslich  an  der  abso- 
luten Grösse  des  Einkommens,  welches  der  Einzelne  im 
Staatsverband  zn  erwerben  und  zu  geniessen  venuag,  gemessen 
wird.  Die  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  nach  dieser 
Lostmigsfilliigkeit  aber  wird  in  der  gleichen  Proportion  der 
Steuer  %nm  Einkommen,  also  eben  in  der  proportionalen 
(im  Gegensatz  znr  progressiTon)  oder  in  der  „gleicbqnotigen'' 
Einkomraenbesteuerung  gefunden.  Indem  einem  Jeden  die  gleiche 
Quote  seines  Einkommens  durch  die  Steuer  abgenommen  wird, 
zalüt  er,  (auch  der  Idee  der  Genusstheorie  entsprechend  wie  bei 
einer  Assecuranz,  was  hier  trotz  der  principiellen  Unrichtigkeit 
dieser  Theorie  keinen  Grund  zur  Abweisung  der  Forderong  ab- 
giebt)  wirldich  die  yerbältnissmässig  gleiche  Steuer  nnd  die 
Einkommen-  nnd  YermOgensrertbeilnng  bleibt  relativ  nnverändert 
Die  berrsebende  Stenerlebre  der  „Tbeorie  der  freien  Ooncnr- 
Tenz''  oder  des  Smitbianismns  nnd  das  moderne  Stenerrecbt  naeb 
seinem  leitenden  Gesichtspunct  verlangen  in  der  Tbat  diese  Pro- 
portioDalbesteuerung.     Die  vielfachen  Abweiebungeo  iu  der  Praxis^ 


So  Smith,  Rau  a.  (V\e  meisten  N«ncr<'ri.  S.d.  Lit.revne  bei  Ileitis.  121  fl". 
Ii^eoÄü  die  theoret.  Politiker.  In  der  Praxis  kuuimeu  zwar  bei  uiuzuüien  Staiitstjteuem 
[l  B.  prenss.  Oassenst.)  n.  vollencb  bei  Commtioal-Einkoiiuneiisteaeni  Prüi^resstonen 
ntr(r^  Ben  in  »im  a»a.O.  mit  reichem  Material),  aber  Mer  erfolgt  doch  vornemlich 
nr  eine  Coinpensation  gegen  die  umgekehrt  progressive  Wirknng  andrer  Steuern.  Die 
Pksgrttääiou  erreicht  auch  regelmässig  nur  ein  mässiges  Maximum ,  so  dass  der  be- 
tnfefide  Steoemt«  dann  ent  ab  der  nomal«  enoheint,  den  die  Penonen  mit  Uei« 
hkksü  Eiakommoii  nicht  roll  zu  aUan  haben.  Dalier  die  insofern  beieclltigte  Auf- 
fassung der  Sr  il  i  >  SteucrfussftS  als  <  iner  D egress i  ? scala  (Sachsen.  Gensei). 
Die  Freiheit  klcmcr  Einkommen  von  d.  Kinkommenst.  (England,  Prcusson)  u.  der 
Abag  eines  stenerfireieii  Betrags  auch  ?on  etwas  höheren  Einkomnien  (England, 
jetzt  bis  400  Pf.  St.  mit  Al)icug  von  120  Pf.)  ist  auch  kein  bewusster  Bruch  mit  der 
l'roport.besteuer. ,  soiKifni  mir  >'iii''  roncossiori  an  den  Gedanken,  dass  erst  bei  einer 
geviasea  Höhe  des  Einkummens  thuils  diese  l'orm  der  (nominellen)  Einkommensteuer 
ciatieten,  theils  ent  bei  einer  noch  grosseren  Höhe  des  Einkommens  der  feile  Steuer- 
satz eneirht  werden  solle.  Mehr,  wie  Stein  mit  Kecht  hervorhebt,  zeigt  sich  in  der 
Verbraaehsbesteuerung  schon  länger  eijje  bewusste  Tendenz,  die  reicheren  Classon 
ätiifcer  zu  besteuern,  indem  deren  Consumtibilien  einem  höheren  Steuersatz  uutcr- 
hefSB,  ds  die  MassenooiisaDtibiUen  der  unteren  Classen.  Aehnliche  Tendenz  in  den 
'lirecten  sogen.  I.uxussteuern.  Aber  zum  Theil  schon  wegen  der  steuertechnischeu 
bchvicrigkeit'  U  --ind  diese  Tendenzen  doch  nur  iu  schwachem  Grade  wirklich  zur 
tidtnner  gelaugt,  auch  fuhren  sie  gewöhnlich  nur  dazu,  dass  bloss  die  Untersteuerung 
^tt  huheren  ChMsen  durch  die  wichtigsten  Verl)rauchssteoeni  wieder  etwas  ao^e- 
glidieu.  d.  h.  immer  erst,  besten  Falls,  die  Pro]tortioii:il-Bcsteuerutig  für  diese  Classcn 
erreicht,  aber  noch  keineswegs  in  die  Progreasiv-Besteuerong  lunUbergefuhrt  wird. 
We  gewöhnlich  höhere  Besteuerung  des  Einkommens  aas  Grand  tu  Boden,  Häusern, 
«xch  Gewerben,  mittelst  bczügli(her  Ertragssteaem,  im  Vergleich  mit  der  dircctan 
Besteaerutig  des  unfondirten  Einkummens  wirkt  zwar  zum  Tlieil  in  der  Kichtung  einer 
höheren  Besteuenmg  des  Besitzeinkommens.  Aber  auch  dies  wird  gerade  neuer- 
<lmgs  TiflUiMh  besintandet,  ferner  ist  es  meistens  die  Folge  der  zofUligen  geschichtL 

A.  Viifoer,  Finiioxwisii««ii«i-haft.  II.  23 
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welche  gleichwohl  bestehen,  erklim  sich  ans  der  yereehiedeii- 

artigen  geschichtliehen  Entwicklung  und  der  nicht  genügend  nacb 
dem  Princip  veränderten  EinricbtuDg  der  Besteuerung,  aus  den 
grossen  Schwierigkeiten,  (auch  rein  finanzieller  Art,  nemlich  um 
dabei  den  erforderlichen  Bedarf  zu  decken),  die  Proportional 
besteaemng  durchzuführen  und  endlieh  auch  ans  manchen  mt 
bewassten  und  absichtlichen  Abweichungen  vom  rein  finanzidka 
and  ebenso  viel  Annitherangen  an  den  sooialpolitisohen  StaDdponcL 
Am  Stiirksten  steht  diejenige  Besteaemng,  welche  aas  praetisdi- 
finansiellen  Gründen  gewöhnlich  im  modernen  Staatshanshahe  die 
ausgedehnteste  und  wichtigste  ist,  mit  der  Proportional-Einkommcn- 
hesteuerung  in  Widerspruch:  die  indireete  Verbrauchssteuer 
auf  verbreitete  Nahruiigs-  und  Genussmittel.  Denn  der 
Consum  der  letzteren  steigt  nicht  genau  mit  dem  Einkommen,  die 
Steuer  unterscheidet  in  der  Kegel  Qualitäten  der  Artikel  nicht,  so 
dass  sie  auch  deswegen  die  Vermögenderen  nicht  entsprechend  b^ 
lastet,  sie  trifft  die  FamilienyorstSnde  nicht,  aaoh  nicht  idsti?, 
nach  ihrer  wirthschafUichen  LeistnngsfUiigkeit,  sondern  nach  der 
Kopftahl  der  Familie,  and  aaf  Ausgleichung  dieser  Ungleiehmisng- 
keiten  ist  nicht  genügend  zu  rechnen.  Daher  ist  diese  Besteuerung 
folgerichtig  angefochten  und  ist  zu  Gunsten  der  directen  (nomi 
nellen)  Einkommensteuer  vielfach  auch  von  den  Anhängern  des 
rein  finanziellen  Steuersystems  ebenso  wie  von  denjenigen  des 
socialpolitischen  and  Progressivsystems  plaidirt  worden.  Die 
ersteren  konnten  nor  daroh  das  Verlangen  ron  directen  SchatzoDgeB 
als  Aasgleichangs-  and  ErgSoBangssteaem  neben  den  Ver- 
braachssteaem  leichter  die  Möglichkeit  nachweisen,  der  Forderang 
der  Proportional-Einkommenbesteoernng  doch  einigermassen  naeh^ 
zukommen,  und  dadurch  den  Widerspruch  dieser  Steuer  mit  ihrer 
Theorie  der  Verwirklichung  des  GleichmUssigkeitsprincips  miidera, 
wenn  auch  in  der  Praxis  nicht  genügend  beseitigten. 

Absolut  gleich  hohe,  aber  im  Betrage  sehr  niedrige 
allgemeine  Personal-  oder  als  solche  wirkende  Ver- 


EatwicUiinif  der  Bcsteaeraof ,  namentlich  des  Umstandes,  dass  man  m  hier  mit  Ütem 

Stenern  höh**ren  Fush»»s  zn  tliun  hat  nnd  entllirh  machen  sich  diese  höheren  Steaem  i 
für  den  jetzigen  (irand-  and  Hausbesitzer  gar  nicht  immer  als  Steuern  fühlbar, 
weil  sie  bei  ErbesQbemabme,  Kaaf  u.  s.  w.  im  Werthe  des  (jbjects  selbst  veraoidiia^ 
sind.  So  darf  man  in  der  That  sagen,  daw  der  leitende  Geaichispoiicl  im  BodOMe 
Stouerrecht  noch  die  Proportional-Bostenening  ist.  j 

S.  die  Ziis.stell.  von  Citateu  in  Lassalle  d,  indir.  SiMer  n.  d.Lafe  d.  atbci* 

tenden  Classen,  Zürich  lät>3,  S.  14  ff. 
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braachssteaern  und  eine  oder  mehrere  andere  Stenern^ 
wdcbe  den  übrigen  Hanpttheil  des  SteoerbedarfiB  naeh  dem 
Princip  proportionaler  reeller  Einkommenbeetenernng 

decken ,  sind  bemerkenswerther  Weise  die  richtige  Oonsequenz 
auch  der  Genusstheorie,  wenn  letztere  nicht  ganz  fallen  ge- 
lassen ,  sondern  das  in  ihr  mit  enthaltene  richtige  Moment,  den 
Steaerzahiem  gegenüber  geltend  gemaeht  wird. 

Man  bat  wohl  aneh  die  proportionale  fiinkommenbesteoemng 
ib  die  riehtige  Gonseqneni  des  leitenden  Geaiehtqraneti  In  der 
Opfertheorie  hinstellen  wollen:  wie  Ran  (I,  §.  252)  hn  Wesent- 
Ufllifln  Ihr  diesen  Fall  sagt:  werden  Alle  einen  gleiehvielsten 
Tbeil  (Qaote)  der  tu  ihrer  Verfttgung  stehenden  Gfltermenge  nn- 
getahr  gleich  leicht  oder  schwer  abgeben  können."  Hier  waltet 
jedoch  ein  entschiedener  Irrthum  ob.  Gerade  die  Opfertheorie 
muss  anerkennen,  wie  dies  Rau  einige  Zeilen  vor  diesem  Satze, 
des  Widerspräche  sich  nicht  bewusst  werdend,  selbst  thnt,  dass 
„beiläufig  eine  gewisse  GekUamme  für  den  Besitzer  einen  desto 
Merea  Werth  hat,  einen  je  grosseren  Thail  seines  ganzen  Te^ 
wcadbaren  GUtenroiratbs  sie  ansmaeht  nnd  einem  je  gHtaseien 
Tbeil  des  ganien,  ihm  in  Gebote  stehenden  CHltergennsses  sie 
folglich  entspricht".  M.  a.  W.  das  Opfer  des  absolut  gleiehen 
Steuerbetrags  und  der  nemlichen  Steuerquote  vom  Ein- 
kommen wird  um  so  schwerer,  je  kleiner  letzteres  ist  und  um- 
gekehrt. Die  Opfer theorie  lllhrt  daher  folgerichtig  zur  Ver- 
werfung der  pr(q[>ortionalen  und  zur  Stützung  der  progressiven 
Einkommenbesteaemng.  Aber  mit  der  Opfertbeorie  lässt  sich  eben 
in  der  rein  finaniiellen  Bestenemng  doch  eine  solche  Forderung 
m  den  angeflthrten  Grflnden  nicht  genügend  reohtfortigen.  Die 
hsmehende  Theorie,  Praxis  und  Gesetsgebung  sind  hier  ganz 
folgerichtig  in  der  Verwerfung  jeder  anderen  als  der  propoitioaalen 
Einkommenbesteuerung. 

§.  428.  —  3)  Socialpolitische  gleichmässige  Be- 
steuerung nach  der  wirtbschaftlichen  Leistungsfähig- 
keit.*«) 

'*)  iS.  bes.  Neumann,  progrcss.  St.  Knp.  3  u.  4,  dem  ich  in  den  Ausführungen 
gegen  Held  meistens  beistimme,  iield  verzichtet  auf  die  Aufstellung  eines,  wie  er 
«  nennt,  „rechnerischen"  Maassstabes  für  die  gerechte  oder  gleichmässige  Steuer- 
ffflwlhiag,  womit  aber  auf  die  Aufstellung  fester  principieller  Ziele  uberhauiii  ver- 
achtet wird,  sobald  der  Ausdruck  ,.reclinerisrher  Maiwsstab**  eben  in  dem  hier  allein 
olisugea  Sinne  einer  bestimmten  principieilen  Kichtschnur  fUr  die  Steuer* 
rcftheiluDg  verstandea  wird.    Ich  vermag  daher  auch  den  positireii  Fordeimifea 

23* 
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Hier  erleiden  die  vonutgelieiideii  Sitie  Modifieatioien 
In  Gcmtalieil  der  hier,  aber  aneh  nur  hier  anwendbaren  Opitt- 
tfaeoriei  weil  der  bei  der  Anwendnng  der  lelsteren  nnvermefdliri» 

Eingriff  in  die  bestehende  Einkommen-  und  Vermögensvertheilnng 
hier  nicht  von  vorneherein  principiell  abgelehnt  wird.  Es  wird 
daher  hier  davon  Act  genommen^  dass  die  absolut  gleiche  Besteuc 
rnng  der  Personen  als  solche,  wenn  auch  durch  noch  so  niedrige 
Stenern,  und  die  proportionale  Einkonunenbestonerang  absolut  and 
relativ  angle iobe  Opfer  für  die  Personen  Tenehiedeo artigen 
igii^ir^m^fiii  (tiaoh  denQnellen  undErwerbsarten  deMelbea) 
nnd  Yenchiedener  ElokowaenhOhe  mit  liob  briiige%  inaofem  die 
Bestenerten  also  aneh  nieht  gleiehrnftssig  nach  ihrer  wirth- 
schaftlichen  Leistangsfähigkeit  treffen.  Die  letztere  nnd  das  Opfer, 
das  die  Steuer  auferlegt,  verändert  sich  nicht  proportional 
der  blossen  Hohe  des  Einkommens.  Hieraus  ergeben  sicä 
folgende  Postulate. 

a)  Es  darf  hier  und  vom  socialpolitischen  Gesichtspunete  be- 
trachtet mnss  hier  der  Grandsatz  der  Allgemeinheit  der  Besteuö- 
rang»  welcher  m  diesem  Fall  sogleich  demjenigen  der  Gleiehnisrig 
keit  In  sich  sefaliessti  raChmsten  gewisser  Minimaleinkommea,  | 
besonders  (aber  nicht  nnbedingt  nnr)  ans  Arbeit,  dnrch- 
b rochen  werden  gerade  um  der  Gleichmässigkeit  willen  (§.405). 

b)  Ferner  sind  bei  der  wirklich  erfolgenden  Besteuerung  drei 
weitereUmstäude  grundsätzlich  zu  berücksichtigen :  die  Q  u  e  1 1  e 
des  Einkommens,  die  absolute  Höhe  desselben  und  anderweite, 
ceteris  paribns  die  Leistungsfähigkeit  beeinflussende  i 
Momente. 

a)  Nach  der  Quelle  ist  vor  Allem  „nnfnndirtes^  nd 
„fnndirtes"|  Arbeits*  nnd  snm  Theü  aneh  gemischtes 
(gewerbliehes)  elner^  und  Besiti-  oder  RenteneinkomnNO 

anderseits  zu  unterscheiden.  Letztres  ist  unter  ttbrigens  gleichen 
Umständen  „leistungsfähiger^',  also  stärker  zu  besteuern.  Denu 
das  Renteneinkommen  lässt,  in  der  Kegel  wenigstens,  noch  die 
ganze  Arbeitskraft  frei  fUr  den  Erwerb,  während  dieselbe  beim 
Arbeits-  und  gewerblichen  Einkommen  ganz  oder  grossentheilft 
schon  absorbirt  ist.  Nothwendige  Auslagen,  bez.  Rtlcklagen  mflsseo 
femer  beim  Arbeitseinkommen,  nicht  durchaas  beim  Benteneiii- 

Heltl's  in  Bezug  anf  Steuervftrtheilung  (s.  seine  Kap.  T) — 7),  soweit  de  Yon  den  im 
Text  gti/.ogeueAi  Conse<iuenz(Mi  al)Wc'i(  ht'n ,  —  was  allerdings  nur  thAflveise  der  FlU 
tot  —  nicht  bet/utreteii.    S.  auch  meine  Gomiu.ät.fr.  8.  2U  Ii'. 
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konmen  erfolgen,  jedenfalls  bei  ihm  gHteser  als  bei  diesem  und 
aseh  als  beim  gewerblichen  Einkommen  sein,  um  sich  lllr  die  Zu- 
kunft, ftir  Krankheit,  Alfer  o.  s.  w.  zu  sichern.  80  erscheint  ein 
kleinerer  Betrag  von  jenem  als  wirklich  freies,  streng  genommen 
überhaupt  erst  als  „Einkommen".  Aehnlich  kann  auch  wieder 
derErwerb  aus  Gonjauctaren,  ohne  oder  ohne  entsprechende 
persönliche  Leistungen,  unterschieden  und  als  stenerfiUiiger  selbst 
m  Vei^ich  mit  dem  Keoteneinkommeii  ans  eigemi  erspartea 
Kapitalien  bezeiehnet  werden.  Aneh  von  diesem  Gedehtspuiet  ans 
llaik  sieli  eine  besmidie  Bestenernng  solehen  Erwerbs,  wie  endlieh 
nicht  minder  diejenige  ans  „Anfall",  dnreh  Erbschaft,  Geschenk 
rechtl'ertigen  (§.  459  ff.).  In  allen  diesen  Fällen  stellt  dieselbe 
Quote  vom  Einkommen,  Erwerb  nicht  ein  gleiches,  sondern  ein 
beim  Arbeits-,  beim  gewerblichen  Einkommen  und  bei  der  Rente 
des  ersparten  Kapitals  schwereres  „Opfer''  dar,  als  bei  dem 
faadirten  Einkoramen  und  beim  Coi^jnnctnrengewinn. 

Wie  diese  Fordmng  aasznftthren  ist,  ob  dnieli  einen  höheren 
Staserfiiss  der  (nominellen)  Einkommensteuer  für  fnndirtes  als  ftür 
mifinidiites  Einkommen,  ob  dnreh  Verbhidnng  einer  Ertrags-  oder 
einer  Vermögensbesteuemng  fUr  die  Ertragsquellen  oder  Vermögens- 
objecte,  aus  denen  das  fiindirte  Einkommen  fliegst,  mit  der  nomi- 
nellen Einkommen-  und  Verbrauchsbesteuerung,  also  mittelst  einer 
absichtlichen  Doppelbesteuerung,  das  ist  erst  in  der  Lehre  von  der 
hehtigen  Bildong  des  Steuersystems  zn  ontersnchen  (3.  Haapt- 
abiehnitt). 

ß)  Dasselbe  wie  von  fnndirtem  gegenüber  nnthndirtem  Ein- 
kommen gilt  eeteris  paribns  bd  versehiedener  Höhe  des  Ein- 
kommens.  Denn,  selbst  statistiseh  emigermassen  nadiwmsbar, 

iteigt  die  Leistungsfähigkeit  stärker  als  das  Einkommen,  weil  von 
letzterem  eine  immer  grössere  Quote  als  „freies'*  Einkommen 
übrig  bleibt,  welches  nicht  durch  Bestreitung  des  nothwendigen, 
sogar  qualitativ  viel  schlechter  befriedigten  Subsistenzbedarfs  ge- 
bandea  ist  60  wird  ftür  liahrong  und  Wohnung  bei  kleinerem 
Einkommen  regelmässig  dne  steigende,  bei  grösserem  eine  sinkende 
Qiole  TBrwendet  (sogen.  „Gesets  der  Normaleonsomtion*').  ^)  Da- 


">  Die  Fra^e  der  (nottlndtoa)  TcmdgeiMriMiw,  Mf  die  hm,  Heuaiftiiii  fiel 
Gevicht  le^,  ist  daher  keine  Ptiiidpleii-,  aoodeiii  eine  steoertocluiiiclie  ZweA" 
■iuskeitsfragc.   §.  485  ff. 

üebeT  d.  Terminologie  „freies",  „gebundenes"  Einkommen  s.  Grundlep.  §.  S5. 
leber  .^'«rmalconsuffition"  s.  Kngel,  aachs.  stat.  Ztschr.  1857  S.  170,  Uber  d.  reiatire 
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ber  liehst  das  ,,freie''  Eänkommen  progressiv  mit  der  stdgeiiden 

und  sinkt  es  degressiv  mit  der  fallenden  Höhe  des  ganzen  Ein- 
kommens. Mit  dem  freien  Einkommen  steigt  und  fällt  wieder  zu 
meist  die  Ansamiuluiigslahigkeit  oder  Kapitalisirbarkcit  des  Ein- 
kommens und  umgekehrt  bewegt  sich  die  Schwere  des  Opfers, 
welches  diese  Operation  dem  Betreffenden  in  der  Beschränkung 
seines  Gonsoms  aaferl^  Das  freie  Einkommen ,  nicht  bloss  das 
gesammte  ist  Uberhanpt  regelmtaig  der  Fonds,  anf  dem  die  Sfener 
lastet,  ans  dem  sie  bestritten  wird.  Die  proportionale  Besteneno; 
des  ganzen  Einkommens  ist  eine  Degressivbestenemng  des  freies 
Einkommens :  eine  liedenkliche  Seite  unsrcs  bestehenden  Steuer- 
Wesens  der  „staatsbürgerlichen"  Periode,  weil  so  unvermeidlich  ein 
besonderer  Druck  auf  die  kleineren  Einkommen  im  Widerspruch 
mit  der  Theorie  der  Gleichheit  der  Opfer  erfolgt. 

y)  Anderweite  Umstände,  welche  auch  unter  sonst  gleichen 
Verbttltnissen,  also  namentlich  bei  gleicher  Qaelle  nnd  Hobe  des 
Einkommens  die  Leistnngsfllbigkeit  beeinflnssen,  smd 
B.  B.  der  Oesnndheitssnstand,  die  Eindersabl,  das  Vorfaandenseui 
sonstiger  civilreebtlicber  Üntersttttznngspfliebten ,  VerseboNlinig, 
aussergewöhnliche  Unglückslalle  u.  s.  w.  Solche  Umstünde  werden 
hie  und  da  Hchon  in  der  Gesetzgebung  bei  gewissen  Personal-, 
Einkommeustcnern  berücksichtigt^^)  und  die  neuere  Steuertheoric 
hat  das  mitunter  principiell  gerechtfertigt.^^)  Letzteres  ist  auch 
hier  nur  wieder  richtig  in  der  Gonseqnenz  des  socialpolitischen 
Standpnncts.  Es  mnss  dann  aber  als  allgemeiner'^)  Gnmdsatx 
aufgestellt  werden  ,  welcber  in  Terscbiedenbr  Weise  bei  versohie- 
denen  Arten  yon  Stenern  snr  Anwendung  sn  kommen  hat,  nicht 
nur  in  der  angedeuteten  Weise  bei  dmi  Personal*  und  BinkomneD- 
steuern,  sondern  auch,  soweit  als  möglich,  bei  Verbrauchssteuern, 
z.  B.  mittelst  einer  geeigneten  Wahl  der  steuerpflichtigen  Artikel 
und  eines  höheren  Steuerfusses  der  Genussmittel  der  wohlhaben 
deren  Classen:  Ausschluss  derjenigen  Artikel,  welche  von  allen 
Familien  köpfen  ungefähr  gleich  stark,  Wahl  solcher,  welche  Ton 
Einzelnlebenden  und  Familien  etwa  in  gleichem  Betrage  eonsih 

GfOsse  des  Wdhnongniifrads  nach  der  Höhe  des  abeoL  EiBkommeis  Schirabe  md 
Bruch  im  Beri.  atldt  Jalifk  1868  und  JSS»,  Laapeyres  nduftdi,  ao  akhi.  stoL 

Ztocbr.  1870. 

Treu  SS.  Ges.  v.  25.  Mai  1873,  §.  7,  23. 
*0  Neumann  S.  176. 

So  mit  Kocht  Stein  gegen  Neumann«  I,  452. 
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mirt  werden.  Danaeh  sind  Salz-,  Brot-,  KafTcKtcncm  onpassender 
all  Getränke-  (Wein-,  Bier-,  BraDntwem-)|  Talwketeaerii. 

Alle  diese  Gesielitopiinete  gelten  im  Wesenttiehen  in  gleieher 
Weiie  fSr  die  Staate-  nnd  die  Commnnalbesteaernng. 

8^  499.  Reehtfertignng  nnd  Einwftnde.  Die  letzte 
innere  nnd  tiefere  Rechtfertigung  eines  solchen  Vorgebens  zur 
Durchführung  der  Gleichmässigkcit  in  der  Besteuerung  liegt  im 
Wesen  der  Einkommen-  und  Vcrmögcnsvertheilnng  auf  der  bc-  . 
stehenden  Kechtsgrundlage  des  privatwirtbschaftlichen  Systems  der 
freien  Gonenrrenz.  Nach  den  in  der  y^Grundlegung''  entwiekelten 
GMiehtspnneten  darf  nnd  mnss  in  diese  Vertheilnng  aneh  ans 
Gründen  der  Gerechtigkeit  eingegriffen  werden.**)  Dadnreh 
lisd  die  Wirkungen  von  Olflck  nnd  Unglttek,  gUnstiger  nnd  nn- 
gnnstiger  Conjunctnr  nnd  aneh  von  wirklich  persönlicher 
Ungleichheit  der  Leistung,  welche  eben  dann  eine  ungleiche  wirth- 
BcbafUiche  Leistungstahigkeit  in  Bezug  auf  die  Besteuerung  bedingt, 
mit  auszugleichen. 

Das  ganze  System  socialpo  Ii  tischer  Besteuerung  ist  bisher 
nieht  so  anfgestellt,  daher  aneh  nicht  speciell  kritisirt  worden. 
Gsgen  dasselbe  wird  man  die  nemlieben  Einwände  geltend  maohen, 
me  bisher  schon  gegen  die  Stenerprogression.**)  Man  wird  ein 
•olehes  System  ebenfalls  „ungerecht^'  „nnOkonomiseh''  nnd 
„nnlogisch^'  oder  ^^willktlhrlich^'  nennen.  Diese  Einwände 
rind  aber  weder  dort  noch  hier  durchschlagend. 

a)  Der  Vorwurf  der  Ungerechtigkeit  läuft  wieder  nur  auf 
die  alte  petitio  principii  hinaus,  dass  allein  die  proportionale 
und  ttberiiaupt  die  rein  finanzielle  Besteuerung  „gerecht" 
sei.  Hier  wird  die  Einkommen-  nnd  VermOgensvertbdinng  unter 
dem  Einflnss  der  freien  Conenrrenz  einfach  hingenommen,  nicht 
hl  ihrer  Entstehung  noch  an  ihren  Wirkungen  geprllii  Und  Uber 
offenbare  Thatsaehen,  wie  die  Ungleichheit  der  Opfer  bei  dieser 
BsBlenemng,  wird  sich  einfach  hinweg  gesetzt 

b)  Der  Vorwurf  des  Unökonomischen  (oder  des  Anti- 
ökoDoouschen),  die  Behauptung,  dass  eine  solche  Besteuerung  eine 


")  B««.  2.  Aafl.  §.  99—107. 

*)  &  g.  B.  UnpfenbAoh,  I,  §.  5$;  Milt,  B^5«  K.  2,  §.  3  o.  4;  Pfeiffer, 

U.  27  fr,;  Loroy- Rcanli<  u,  1,  1.  2.  ch.  2  ;  N:\ssc,  (iutachU'ii  S.  0:  ;rc;:''n  Pro- 
gretsioD  und  l'nucip  der  Lcistungsfahi^kt  it ,  aber  für  höhere  Stouerpfli^  ht  des  aus 
▼«BögeusnaUaugen  als  des  aus  Arbcitsiciätuiigea  fliessenden  EiDkommeas.  Emgehender 
Fftr    Wite  d.  pfogn«.  Steiürftus  Lehr,  Hildebr.  Jthrb.  1871.  n,  S.  1  iTm  ISO  IT. 
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^,Strai'e  tür  den  Fieiss  und  die  Sparsamkeit'^  »ei,  Ubecsieht  gleich- 
falls,  dass  der  Erwerb  nnd  die  bparf^higkeit;  zumal  im  heiiti§;en 
WirttisehaftsBystein,  darebans  nielit  nur  auf  persönlicber  Leistung 
berahen;  ferner,  dass  die  soeialpoUtische  Bestenerang  vielfach  nur 
die  Sparfähigkeit  vom  Einen  auf  den' Anderen,  im  €kuiien  in 
erwünschter  Richtung  gleichmäBsigcrer  VermögensvertbellQng  tiber- 
trägt, volkswirtbschaftlich  gar  nicht  unbedingt  vermindert. 

c)  Der  Vorwurf  des  Unlogischen  and  der  Willkür  bezieht 
sich  auf  zweierlei. 

a)  Einmal  aaf  die  zu  trctlcudcn  Zahl-  und  Maassbe- 
stimmnngen.  Dieser  Vorwurf  ist  in  Etwas  begründet,  beweist 
aber  nichts  in  der  Sache.  Selbstverständlieh  leiden  Zahlenbe- 
stimmongen  itlr  Verhältnisse,  welche  sieh  ihrer  Nator  nach  nicht 
gen  an  in  Zahl  nnd  Bfaass  fassen  lassen,  stets  an  einer  gewifiien 
Willkür,  z.  B.  wenn  der  Stenerfass  für  Renteneinkommen  so  nnd 
so  viel  höher  als  für  Arbeitseinkommen  oder  für  steigendes 
Einkommen  die  und  die  Progressivscala  des  Stcuerfusses  fest- 
gesetzt wird.  Für  Theorie  und  Gesetzgebung  kann  es  sich  liier 
natürlich  immer  nur  tun  die  Gewinnung  von  Nähernngswerthen 
handeln,  von  Scalen,  welche  nngei'äbr  angeben,  in  welchem 
Maasse  nach  Quelle,  Erwerbsart,  H(Uie  des  Einkommens  nnd  nsefa 
den  genannten  anderweiten  Umständen  die  y^Opfer^'  des  abBoiot 
gleichen  oder  proportionalen  Stenerbetrags  und  die  wahren  udivi- 
duellen  wirtbscbafUichen  Leistungsfähigkeiten  nngleicb  werden. 
Bei  der  Feststellung  solcher  Näherungswerthc  ist  das  Moment  des 
Willkührlichen  von  ^anz  unter^^eordneter  Hedcutung.  In  einer 
Menge  analoger  Fälle  des  practiKclieu  Lehens,  wo  es  sich  um 
Zahlenbestimmungen  bandelt,  ist  derselbe  Uebdstand  vorbanden 
nnd  mnss  als  einmal  nnvermeidlioh  mit  hingenommen  werden. 
Aach  in  der  rein  finanaiellen  Bestenemng  liegen  dieselben  Schwierig* 
keiten  bei  der  Bestimmung  der  Stenerfllsse  n.  dgL  (z.  B.  fttr  Eio- 
kommen-,  Ertrags-,  Verkehrs-,  Verbranchsstenem)  vor.  Die  be- 
sondere „Willköhr"  bei  Zahlenbestimmungen  in  der  socialpolitiscbcn 
Besteuerung  ist  endlich  auch  immer  noch  kleiner  als  diejeniiie 
Willkühr,  welche  die  Proportionalhestcucrung  mit  ihrem  Ahseben 
von  allen  Unterseliicdcn  im  Druck  der  Steuer  und  mithin  ia  der 
wabren  wirtbschaitlichen  Leistungsfähigkeit  mit  sich  fahrt. 

ß)  Sodann  wird  etwa  auf  extreme  Fälle  hingewiesen ,  wo  bei 
fortgesetzter  Progression  der  weitere  Zn  wachs  des  Einkommens 
und  Vermögens  doroh  die  beständig  steigende  Steuer  schliesslich 
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veneblnngen  wtlrde.  Das  ist  aber  bei  langsamer  und  mässiger 
StelgeniDg  des  Stenerfosses  eine  ganz  entfernte,  practiseb  ge- 
nommen unwesentliche  Gefahr,  deren  Eintritt  nicht  einmal  ent- 
scheidende Hedenken  hätte.  Diese  Gefahr  lässt  sich  indessen  auch 
(Inrch  eine  lileiue  Moditication  des  Princips  fUr  wenige  extreme 
Fälle  vermeiden. 

Die  Verwirklichung  der  gleichmässigen  Besteuerung  naeh 
der  Leistungsfähigkeit  im  Einzelnen  vom  rein  finanziellen  und  vom 
socialpolitischen  Standpnnete  ans  ist  im  folgenden  Hanptabsehnitt 
vom  Steuersystem  mit  zn  behandeln. 
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Dm  SteMraysten  und  die  HMptMrten  der  Blenern» 

„So  ninfassend  anch  die.  Bewegung  u.  Literatur  über  die  Stouerlehre  ist,  so  isi 
deujioch  guradu  iu  Bezieh,  auf  da»  „System''  der  Steaeru,  deäseu  Bedeutung  man  , 
nicht  erktuinte,  nur  woiig  gdetetet**,  sagt  Stein  mit  Hecht  (I,  479).  Kann  wttiget  ■ 
ab  für  das  Chaos  von  Steuern  in  der  Praxis,  kein  einziges  Land  «QMenommen,  ist 
auch  im  (inindc  in  der  Theorie  der  Ausdruck  „Steuersystem"  ein  sehr  unzutreffen- 
der Euphemismus.    Denn  was  die  Theorie  hier  gegeben  hat,  ist  selten  mehr  ad^ 
eine  mehr  oder  weniger  glückliche  hiitische  Glosse  zu  der  geschichtlich  übeifcomBenea  I 
II.  zu  Rechte  bestehenden  Bcsteucranj?  der  Praxis.    Hier  werden  wohl  einige  I  nni"- 
rungen  in  Bezug  auf  Beseitigung,  Abänderung,  Ergänzung  dieser  Besteuerung  gCÄtelli, 
theils  allgemein  u.  principielly  indem  man  die  Erörterung  an  die  allgemeiaen  Ver- 
hältnisse der  modernen  Besleiienmi^  in  den  Culturstaatcn  anknüpft,  theils  für  bestimmte 
einzelne  Lander  u.  Zeiten,  wie  natOrlieh  vor  Allem  das  Vaterland  u.  die  Zeit  des 
einzelnen  Autors.   Diese  Forderungen  werden  auch  als  Gonsequenzcu  der  zu?or  be-  j 
handelten  obersten  Stenerprincipien  abgeleitet  und  letztere  dienen  Qbeihaopt  dtf  ■ 
Kritik  zur  Richtschnur.    Aber  Emst  wird  eigentiich  auch  in  der  Theorie  ebaoM  j 
wenig  mit  der  Verwirklichung  dieser  Principien  gemacht  wie  in  der  Praxis.   Das  ist 
ein  um  so  grosserer  Fehler  der  Theorie,  weil  dieselbe  doch  die  Bedeutung  der  be-  i 
rechtigkeitt-  imd  der  voIkgwirthschaftUehen  Prindpifin  ao  hoch  stellt  oid  fw  d« 
berecditlgtea  Vorianf  der  tob  mt  logen.  JbMUptilliäadanf*  Prindplen  bisher  nicht 
ansgegangen  ist. 

Man  kann  auch  nicht  einwenden,  die  Theorie  sei  sich  mit  einer  solchen  Selbst- 
bescheidnnf  nur  ihrer  wahren  Aufgabe  riohtiff  bewnsst  v.  ttberschitie  ihn  Knft  | 
nicht.   Sie  habe  auf  diesem  Gebiete  so  wenig  ab  auf  anderen  des  practischen  Lebens» 

eine  tabula  rasa  vor  sich ,  auf  der  sie  kühn  ein  grosses  systematisches  Gebäud«  anf- 
iuhrcn  könne,  das  aber  ohne  Zusammenhang  mit  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  < 
Beetenernnf  in  der  Lnft  schwebe  und  nur  eine  Oedankenspielerei  des  DoctrinariSBii 

sei.  So  liegt  indessen  die  Sache  nicht  und  so  bescheiden  aof  krilisdie  Gkssinsg  dal 

Bestehenden  beschränkt  ist  die  Aufgabe  der  Theorie  mit  Nichten. 

Gewiss  soll  die  bestehende  Besteuerung  in  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  be- 
grilTen  und  eis  das  einnial  Bestehende  geachtet  und  nun  Ausgangspunct  pfac^wher  ' 
Keformen  genommen  werden.  Gerade  die  streng  systcmatisch-principielle  Bchandlnnjr  ' 
der  Steuerlehre  liefert  erst  /u  einer  richtigen  Würdigung  der  (ieschiehte  und  des 
geltenden  Rechts  der  Besteuerung  diu  uöthigen  Anhaltspuncte.  Nur  sie  fuhrt  zu  einem 
tieferen  Yeistindnias  der  Praxis  o.  ihrer  Einrichtungen  n.  deckt  denn  noch  in  dem 
Bestehenden,  indem  sie  es  erklärt  u.  auf  seine  ursächlichen  Verhältnisse  zuruf-kfohrt 
das  wenigstens  nach  gewissen  Seiten  Berechtigte  auf.  Dadurch  wird  eine  oft  recht 
leichte  u.  an  »ich  auch  nicht  unrichtige  Kritik  einzelner  Puncte,  gewisser  Steaeraitte, 
Erhebungäformen  n.  s.  w.,  erst  auf  die  wahre  Bedemtnnr  redadrt 

Aber  die  Theorie  hat  doch  noch  eine  weitere,  höhere,  eine  schwierigere  um! 
zugleich  practisch  wichtigere  Aufgabe,  nemlich  durch  die  Aufstellung  eines 
Steuersystems  ein  bestimmtes  principioUes Ziel  der Steuurentwicklangt 
wenn  auch  immer  nur  für  gegebene  Entwicklungsperioden  der  Yolkswirthsobaft,  der 
Rechtsordnung  u.  de^  Volkslebens  überhaupt,  aufzurichten.  Dafür  ist  die  Err»rtcnin» 
der  obersten  Steuerprincipien  eine  unvermeidliche  wcrthvolle  Vorarbeit,  aber  doch 
nur  eine  Vorarbeit  Nicht  ohne  Weiteres  an  diesen  Principien,  sondern  an  dem 
diesen  letsteren  mOgUdist  «otsprechenden  theoietischon  Steuersystem  iniiss  die  Be- 
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itenerong  der  Praxis  gomcssen  werden,  wenn  uihii  in  ihr  zu  durchgreifenderen 
leforincn  gelangen  und  dafür  die  Bichtschnur  und  das  Ziel  erhalten  will.  Alles, 
ns  die  Lehre  von  den  cin/cliicn  Steuerprincipien  hcrvorfördcni  kann,  sind  doch  erst 
diqecta  membra,  ein  „Liud''  wird  auch  in  der  Theorie  daraus  erst  durch  Zusammen^ 
hing  aller  gewonnenen  Gmnds&tze  in  dnem  streng  systematischen  Auf-  und  AaslnQ 
der  Besteoerang.  Bei  einem  solchen  wird  uberall  wiMor  an  die  geschichtliche  £nt- 
Tirklnii-r  und  nn  den  practischen  Bestand  des  Steuerwegens  anzuknüpfen  sein  .  aber 
es  iQuss  dabei,  auf  Grund  der  £rOrteningen  Uber  die  Stenerphncipicn ,  nun  gezeigt 
werden,  wo  die  bestAhttode  Bastmenuif  Locken,  Mängel  nod  Unrfclitigkeiten  eathltt, 
derentwegen  ri0  kein  oder  nur  ein  sehr  unrollkommenes  Steuersystem  darstellt. 

Allerdings  wäre  es  eine  Uebcrhebung  der  Theorie  n.  ein  falscher  Doctrinarisinus, 
den  Dan  mit  liccht  abweisen  mUsste,  wenn  nun  ein  solches  theoretisches  Steuersystem 
der  Pfisis  ohne  Weiteres,  ohne  BOckaicfct  mt  die  geechlchdieh  ttbeffcomneiken  Ver- 
kiltnine,  nof  die  einer  Verwirklichung  entgegenstehenden  Schwierigkeiten,  aufge- 
drängt werden  sollte.  Davon  ist  aber  koine  Hede,  (Kompromisse'*  /wisehen 
idealen  Anforderungen  u.  practischen  Lebensverbältuissen  werden  in  der  Praxis  immer 
Mihwendig  und  deehalb  immer  sulisflif  sein.  Dae  kann  nach  die  Theorie  ron  vorne- 
lieniti  (^em  anerkennen,  nur  soll  sie  nioht  aelbet  das  (yompromiss  und  die  Principien- 
iosigkeit  zum  Princip  erheben.  Das  Ton  ihr  anfzostellcndc  Steuersystem  soll  für  die 
rationelle  Praxis,  und  mit  dieser  allein  hat  mau  es-hier  zu  thun,  Wegweiser, 
Riehtachnnr,  Ziel  sein,  nm  in  Bezog  anf  Reformen,  mit  denen  die  Praxis  gerade 
itvh  ihren  eigenen  BijdUrfnissnn  und  nach  denen  des  ganzen  T-**bens  beständig  be- 
solialtigt  ist.  nicht  im  Blinden  umher  zu  tappen,  nicht  Alles  noch  vid  willkiirlicher, 
Oflgcrechter.  uuokonomischer  zu  machen,  als  es  gewöhnlich  schon  ist:  um  mit  einem 
Worte  aus  der  gemeinen  Routine  herauszukommen.  Das  rermag  sie  nar 
^intT  der  Fülininfr  der  Wissenschaft,  —  einer  Wissenschaft,  ron  welcher  freilich  die 
i'ra\is  stadirt,  die  in  dieser  liegende  Erfahrung  verwerthct  werden  muss.  welche  aber 
aicht  in  der  Darstellung,  Erläuterung  und  Kritik  der  Praxis  den  Abschluss  ihrer  Auf- 
gabe oder  vollends  ihre  alleinige  Aufgabe  zu  finden  hat. 

Bei  allen  Systematikcm  der  Finanzwissenschaft,  wie  auch  der  Steuerlehrc  spccicll, 
vor  Stein  fehlt  nun  ein  solcher  systematischer  Aufbau  der  ganzen  Besteuerung  völlig 
oder  es  werden  wenigstens  kaum  mehr  als  einige  ungenügende  Ansätze  zur  LOsnng 
<licser  Aufgabe  gemacht  Auch  lian  kann  davon  nieht  anigenommeil  werden.  (S.  o. 
S.  141).  Er  stellt  sieh  diese  Aufgabe  gar  nicht  u.  was  er  in  s,  allgem.  Steoerlehre 
Uber  die  verwandten  Fragen  vom  «^Zusammenhang**  u.  r.  d.  „Eintheilung"  der  Steuern 
^  27«  IT.,  291  ff.  giebt ,  genügt  in  keiner  Weise  mehr.  Manches  Beza^che  komml 
dua  bei  ihm  wie  bei  andren  Theoretikem  in  der  spec.  Steuerlehrc  (B.  2)  vor,  aber 
hier  ohne  richtigen  Znsammcnhansr  und  nur  in  Verbindung  mit  Specialfragcn  der 
Be$teuemng.  Es  ist  durchaus  uothwendig,  in  der  allgemeinen  Steuerlehrc  einen 
lolcben  systenatischen  Aufbau  der  Besteaerung  der  Lehre  von  den  einselnen  Stenern 
in  zusammenfassender  Darstellung  vorangehen  m  lassen,  um  anch  für  die  spedene 
Stcticrlehre  erst  den  richti^ren  Standpunct  zu  gewinnen.  "Ran 's  Vorgänger,  Zeit- 
Seaossen  und  Nachfolger  haben  aber  die  Sache  nicht  anders  gemacht  als  er,  z.  B. 
Jacob,  I,  §.  514,  fgl  mit  §.  4eSf.,  r.  Malchns,  I,  §.  38,  Unrhard,  Bestener. 
SL  67  [»SS.,  ümpfenbach,  I,  §.  65,  Pfeiffer,  Staatscinn.  I,  64  ff.,  70  ff.,  Lcroy- 
Beaulieu,  I,  1.  2  in  den  ersten  Kapiteb.  Deberall  nur  ein  paar  Worte  Uber  die 
ESatheilung  der  Steuern  und  eine  Yergleichunff  der  Hauptarten,  so  nam.  auch  bei 
Letoy-Beanlien,  aber  keine  conseqnente  Bfldong  eines  Steversystems,  nach  der 
Bichtschnur  der  aufgesteOteil  Stenerprincipien.  Auch  Hoffmann  giebt  nur  Materialien, 
kern  System  selbst,  in  B«^.  der  Ausfuhrung  der  „directen**  u.  „indirecten"  Steuern, 
in  der  von  ihm  diesen  Ausdrücken  beigelegten  Bedeutung.  S,  auch  Stein 's  (übrigens 
ii  Benig  anf  Ran's  richtige  Unfeiseheidiing  ron  SchatziugeD  n.  Anfwandstenem  nicht 
atnffende)  Bemerk.  I,  41\)  ff. 

Neben  Stein  verdient  m.  E.  nur  Hock  für  sein  Streben  nach  Bildung  eines 
eigenen  SteutTsystems  Anerkennung;  ölf.  Abg.  §.  4.  14.  Er  stellt  die  oben  §.  427 
Note  12  gen.  3  Ursteoern  u.  dann  als  deren  Swrogate  auf:  die  Verbrauchsabgaben, 
ürtr&gsst..  Erwerbs-  u.  Uebertrac:nn'j^ab|r.  u.  s.  w. ,  ZftUe.  besond.  Einkommensteuern, 
Entgelte,  die  sich  mit  einander  zu  einem  die  Ursteuern  vertretenden  Steuersystem 
wdnigen  lassen,  S.  85.  Hier  bleibt  manche  Ldcke  und  Manches  auch  in  der  Ana- 
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fÜhroDg  D.  Begraiidung  m  bomiiigeki,  aber  ee  wiid  doch  die  ÜiuauBvtaMiMQlialliKfe 

Aufgabe  richtig  crfasst. 

Uübcr  alle  »eine  Vorgänger  erhebt  sich  dann  aber  Stein  gerade  durch  die  Be< 
lumdlnsg  dieser  Angabe  vdt:  eines  seiner  fielen  gressen  Yetdienste  vm  die  Aw- 
bildang  einer  wixkliclien  Finanzwissenschaft  (s.  o.  S.  143),  wie  ich  abermals 
hervorhebe,  trotz  meiner  vielfachen  Abweichung  Ton  Stein  gerade  auch  in  Bezus:  anf  ■ 
sein  Steuersystem  und  auf  einzelne  Glieder  de^lien.   Alles,  was  die  Theorie  bisher  I 
in  der  allgeneinen  Steoerlefare  an  vereinzeUen  Gesicbtipiinclen  und  an  Bra^itadna  1 
fttr  die  Bildnng  eines  Systems  der  ganzen  Restencmug  hie  und  da  geboten  hat.  i^t  ' 
durch  Stein 's  Leistnng  jedenialle  weit  Überholt,  so  dass  ee  genügt,  sich  an  Stein  ■ 
allein  zu  halten. 

nDas,  worsnf  es  anlLomml,  ist  doch,  —  so  sagt  Stein  mit  Becbt,  I,  45S  ^, 

dass  man  irgend  eine  Anschauung  dos  ganzen  Systems  eines  Steuerwesens  zu  Gnindo 
legt,  ehe  man  zur  einzelnen  Steuer  ubergeht,  und  dann,  dajfs  mau  den  Begriff  vou 
Kapital,  Arbeit  und  Einkommen  als  organische  Tlieiic  Eineä  wirthschaftl.  Lebeat* 
gennsses  (?)  aiuMhe  und  sie  nicht  ans  iuer  lebendigen  Verbindung  heransschneide.'* 
In  letztrer  Hinsicht  verweist  er  auf  seine  „Volkswirthschaftslehre "  (2.  A.  187*«). 
Gerade  iu  der  Zurüekführung  seines  Steuersystems  auf  seine  eigen thuuiliche,  aber 
unklare  und  falsche  Theorie  der  Volkswirthschafl  kann  ich  Stein  nicht  beistimnirn. 
Aber  sein  Ansgangapnnct  bleibt  richtig.  Giebt  man  Stein  sodann,  wie  ich  es  nur 
theilwcise  thun  kann,  seine  wirthsc iiafüirhen  Theorieen  über  die  ..Factoren  des  Ein- 
kommens" zu,  so  erhebt  sich  sein  Steuersystem  auf  dieser  Basis  sti*eng  folgerichtig. 

Er  bezeichnet  als  die  8  Factoren  des  Einkommens  das  Kapital,  die  Arbeit 
Q.  die  virthschaftL  Individaalität  (l,  457).  ,U^us  dem  ersten  Factor  entrishea  , 
die  directen,  aus  dem  zweiten  die  indirecten ,  ans  dem  dritten  die  Einkommen- 
ttteoem.  Zum  organischen  System  werden  diese  (Stener-)  Arten,  indem  jede  der  drei 
Arten  innerhalb  des  Steoerwesens  wieder  ihre  besondere  Function  empfangt  Die  i 
directen  Steuern  geben  dem  Stenerwcsen  seine  Sicherheit,  die  indirecten  seine  All- 
gemeinheit, u.  die  Einkommensteuer  bildet  das  Gebiet,  in  welchem  die  Harmonie 
zwischen  dem  ^finauzielleu"  u.  dem  „wirklichen**  Einkommen  hergestellt  wird.** 

Hier  ist  leider  nvr  die  Ternfnologie  wülktlriieh  v.  so  abweichend  fsn  der 
üblichen,  dass  Irrthümer  u.  Missrerständnisse  kaum  an  fermeiden  sind  (s.  schon  oben  ■ 
Note    zu  t?.  3SS).  Dieser  Vorwurf  trifft  aber  das  St  ein 'sehe  Steuersystem  nicht  scl)»sL 
Die  willkürliche  u.  m.  £.  auch  gezwungene  u.  uupassende  Anwendung  der  Ausdrücke  I 
3>eole''  n.  „indirecte**  Stenern  fftr  diejenigen  Bimieiarten,  welche  Stein  dsbei  im  , 
Sinne  hat,  kann  man  fallen  lassen  und  verändern,  womit  in  der  Sache  nichts  ver- 
ändert wird.    Der  sachliche  Mangel  lie^t  in  der  Auffassung  des  „Kapitals",  iii  | 
der  Annahme  einer  ganz  selbständigen  „Productivitat''  desselben  u.  in  St  ein 's  Lehre 
Tom  VerhSltnise  der  Arbeit  n«  des  Kapitals  m  einander.  Aneh  Ist  in  formeller  Hie-  ; 
sieht  wohl  nicht  zu  läugnen.  dass  ein  oft  gegen  Stein  erhobener  Vorwurf  gerade  hier  | 
(bes.  in  den  Erörter.  iiber  die  ..eigentl.  Einkommensteuer  u,  ihr  System"  S.  471  IT.  1) 
zutreä'o:  er  compUcire  nemlich  durch  eine  neue  Terminologie  u.  Formgebung  eii)>  , 
ftehe  Dinge  ganz  nnnOfliig  n.  Itonme  anf  Umwegen  zn  altbdcannten  Sitzen,  ja  sdlMt 
wieder  zn  einer  zu  weh  ^i  henden  Rechtfertigung  der  geschichtlich  überkonmicnen,  ' 
bestehenden  Besteuerung,  woran  es  ja  bei  dem  Hegelianer  nicht  an  Analogieen  fehlu 

Eine  genauere  Kritik  des  ganzen  Steiu'schcn  Systems  würde  zaweit  führen.  Sie 
liegt  implicite  in  meinem  unten  aufgestellten  eigenen  Steuersystem  n*  in  dessen  Be> 
grOndong.    Wo  ich  dabei  von  Stein  abweiche,  geschieht  es  in  bewiisster  Absicht  ^ 

Eine  kurze  Uebersicht  über  Stein 's  System  ist  die  folgende  (1,  45b  Ü.):  L  Die 
directen  Steuern  (oder  die  ,3estenening  des  Kapitals  n.  seiner  ProdoctiTitit") 
mllssen  selbst  wieder  ein  System  bilden,  das  drei  Gebiete  umfasst:  i)  die  Er-  ' 
tragssteuern  (Grund-Häuser-,  R  e  n  t  e  n  Steuer),  ftlr  ..vom  Besitzer  vollständig  los-  | 
geschiedene"  Kapitalien;  2)  die  persönlichen  Erwerbssteuem  (Besoldungs-, 
Bernfs-,  Gehalts  steuern),  durch  welche  das  „als  Kenntnlss  oder  OeechicUieUeit 
erworbene,  sein  Einkommen  (Gehalt,  Lohn,  Honorar)  erzeugende  penflnlicbe  Kapital*' 
getroffen  wird;  endlich  '0  die  s^ewerbli  che  oder  Gewerliesteuer.  anchErwerbs- 
steaer  genannt,  fttr  die  Besteuerung  des  gewerblichen  Kapitals,  mit  Bemessung  juch 
der  KijitiliaBUge  oder  dem  Kapttalf erkehr,  wo  dam  wieder  $  Artsn  eaMehea, 
Gewerbest.,  Untern ehmnngssL  n.  (bei  einielnen  Acten  des  Kapitalf eifcehn 
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a  Erv«rbttVMk«ii>  die  YeTkefersat  —  n.  Die  iadireoten  Steuern  (eder  „die 

BflAMiening  der  Arbeit  und  ihror  Consumti o n ,  deren  Steuerobject  die 
„Summtj!  der  Verzehrungsfjegenstände  der  arbeit«'nden  (sie!)  Persönlicli- 
keu"  ist.  Einüieüung  in  1)  „ Verzehrangsat '*  u.  2)  „GcnusssL";  Object  jener 
JKe  Gesammtheit  aller  deijenigen  Gegenstände,  welche  zur  Erhaltung  jedes  (?) 
persönl.  Lebens  u.  damit  der  persönl.  Arbeitskraft  überhaupt  nothwendig  sind" ;  Object 
der  zweiten:  die  besonderen  Genüsse  der  Besitzenden  (worin  ein  unverkennbarer 
Widerspruch  mit  der  Auffassung  der  indirecten  Steuer  überhaupt  bei  Stein  liegt).  — - 
JSL  DieeigeatL  Einkommensteuer,  welche  den  Unterschied  des finansi eilen 
Ertrags  (ein  unklar  bleibender  Begriff)  u.  des  wirklichen  Einkommens  principiell 
IL  für  jeden  einzelnen  Fall  einer  der  directen  u.  indirecten  möglichst  gleichartigen 
Betteoerung  onterzieheu  soll  (?);  mit  Eintheilmig  1)  in  Gesammteink.-  oder  Per- 
icnaleiBlut  iL  2)  in  eigentl.  (indiridnelle)  Einlmunensi ,  worüber  Stein  s 
EArtemngen  mir  wenigstens  sehr  unklar  SU  sein  scheinen  o.  Einüühes  in  onleidlicher 
Viise  complicirt  wird.  — 

Nach  Stein  sind  noch  Held  v.  Nenmnnn  Uer  kitn  zo  erwUinen.  Held  ver- 
säumt, wohl  absichtlich,  aber  mit  Unrecht,  die  Aufstellung  eines  Steuersystems« 
kritisirt  aber  die  Elemente  eines  solchen  in  s.  Kap.  7,  freilich  zu  aphoristisch.  Er 
nb^ct  dabei  auch  fur  die  Staatsbestenening  zu  einer  zu  einseitigen  Hervorhebung 
m  Feisonal-  n.  Einkommenstener  vor  den  Ertragsstenem  n.  will  ausser  jener  nur 
ctaige  auf  entbehrliche  Gegenstände  allgemeinen  Verbrauchs  gelegte  indirecte  Steuern. 
Ein  solches  Steuersystem  wäre  zu  einfach,  um  den  richtigen  u.  durchführbaren 
ünmds&tzen  der  Volkswirthschalt  u.  der  Gerechtigkeit  zu  entsprächen;  beispiehiwenie 
Ueibt  hier  ftr  die  wichtige  n.  noihwendige  Foncdon  der  Veikehissteaer  kein  Platz 
abrig.  S.  Held*s  Eink^st  das  ganze  Kap.  7  bes.  am  Schluss  S.  19$.  —  Neu  mann 
bitte  m.  E.  doch  auch  in  seine  wichtigen  u.  richtigen  Erörterungen  über  die  Prin- 
cipien  ,X«istung  u.  Gegenleistung"'  u.  Leistungsfähigkeit"  u.  Uber  Ertrags-  u.  £in- 
Muenstenen  —  wesentiUdie  Yerarbeiten  ftr  die  Anfirtellung  eines  Systems  der 
S:hatzangen  oder  Erwerbs-  u.  Besitzsteuern  —  die  Fragen  der  Verbrauchssteuern 
mehr  hinein  ziehen  müssen.  Manche  Streitpuncte  der  directen  oder  Erwerbsbesteue- 
rug  sind  nur  im  Zusammenhang  des  ganzen  Steuersystems  u.  mit  steter  Kacksicht 
nt  db  Tertmoclusteoeni  ai  Utara,  so  die  Puncto  l>etr.  Sieneiftelheit  des  Existen»- 
minimoms,  proportionalen  u.  progressiven  Steuorfuss,  höhere  Resteuerang  des  fundirten 
Einkommens  u.  s.  w.  Es  zeiirt  sich  auch  hier  Ste  i  n 's  Auffassung  richtig,  dass  man 
TOia  Steuersystem  aus  zu  den  Fragen  der  einzelnen  Steuern  Übergehen  muss.  — 
S.  von  Nenenn  sonst  noch  Laspeyres,  Art  Slaalswirttisch.  in  Blontsolili's  Staat»- 
wirterb.  X,  128  ff.;  Eisenhart,  Kunst  d.  Bcstener. 

Noch  sei  bemerkt,  dass  dieser  Hauptabschnitt  schliesslich  nach  genauer  Erwägung 
dem  folgenden  vierten  von  der  Steuenerwaltung  vorangestellt  worden  ist.  Auch  für 
die  ungekehite,  in  einer  Hinsicht  systematisch  richtigere  Reihenfolge  beider  Haupt- 
^'»'rhnitte  sprechen  Gründe.  Aber  in  beiden  FälK  n  sind  wechselseitige  Bezugnahmen 
üuthwendig  u.  in  d.  jetz.  Anordnung  doch  noch  etwas  weniger.  Das  gab  den  Ausschlag, 
Vomemhch  zu  diesem  Hauptabschnitt,  aber  nicht  allein  zu  ihm,  gehürt  aucli  der 
hiitorisoka  Anhang  an  ScUtss  dieses  Bandes. 


L  Abschnitt 

We  Ueberelnslimmaiif  des  Steuersystems  mit  deu  Steuerprincipien. 

L  —  g.  430.  Das  Problem  des  Steuersystems.  Die 
bisherigen  ErOrtertingen  haben  wiederholt  von  verschiedenen  Ge- 

«ichtspuncten  der  Betrachtung  aus  zu  dem  Ergebniss  gefHhi  t,  dass 
ebe  einzige,  wie  immer  geartete  Steuer  nicht  dazu  geeignet 
ist,  den  grossen  Bedarf  eines  entwickelteren  Gemeinwesens,  nament- 
lich des  Staats  selbst  in  den  verwickelten  Besitz-  und  Erwerbsver- 
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hUtnissen  der  modeindn,  überwiegend  priyatwirtlisehftftlfeh  organi- 
sirten  VolkswirtbschafteD  zu  decken,  wo  sich  das  Volkseinkommen 
in  den  Einzeleinkommen  so  ausserordentlich  nicht  nur  quantitativ, 
sondern  auch  qualitativ  differenzirt.*)  Es  folgt  dies  noth 
wendig  aus  der  Erwägung  der  Aufgaben,  welche  die  Besteaeruug 
Zü  erfüllen  hat.  Sie  soll  nach  den  zuvörderst  massgebenden 
finanspolitisehen  Grundsätzen  den  öffentlichen  Bedarf,  soweit  daftr 
nieht  andere  Mittel  vorhanden  und  znltoig  aind|  mit  Sicherlieit  in 
deeken  gestatten,  aber  nnter  möglichster  Bertteksichtigung  der 
Tolkswirthschaftliehen,  der  Gerechtigkeits-  nnd  der  Ornndstttse  der 
Steuerverwaltung.  Das  vermag  eine  einzige  Stener  schwerlich 
überhaupt  je  zu  thun,  jedenfalls  nicht  in  der  entwickelten  Volks 
wirthschaft  auf  der  Grundlage  unserer  Rechtsordnung.  Wahr- 
scheinlich liesse  sich,  auch  wenn  alle  andren  Bticksichten  zortick- 
trftten,  ein  irgend  grösserer  Bedarf  durch  eine  einsige  Steuer 

Das  Streben  der  Pliysiokraten  nach  dein  imput  unique.  der  einiigen  «llge- 
meüien  Grandfiteuer,  war  die  Consequeoz  ihrer  einseitigen  Lehre  f  om  prodoit  net  aar 
Jn  der  Bodeiiail»6ii  S.  Raq,  YoIbw^J.  8.  Anl  I,  §.  41.  Ueber  die  Venniekeder 
YervicklichQDg  der  physiokr.  einzigen  Grundsteuer  in  dnigen  badischen  Dörfin 
8.  r.  Drais,  Baden  unter  Karl  Friedr,  I,  H\b\  Schlettwein,  Archir  III,  480,  IV. 
204,  y,  34  und  neuerdings  Emminghauä  in  Uildebr.  Jahrb.  XIX,  1.  Oebhge&s 
haben  die  PliyBiobrnten  selbst  nicht  allgemein  diese  Stener  rertreten.  Mirabeai 
p^ro  verlangt  z.B.  in  s.  theorie  de  Timput,  1760  für  Frankreich  2  directe  Steoero, 
eine  Grundsteuer,  die  Vs«  eine  Einkommensteuer  nach  Personfin  u.  Feuerstellen,  die 
*U  des  Bedarfs  aufbringen  solio.  v.  Scheel  in  ».Artikel  uberTürgot,  Xub.  Zb>cbr. 
1808  S.  265,  bemerkt  aueh  nicht  unrichtig,  die  phyriokr.  eimigo  Stener  ?eriien  riel 
fOB  ihrer  Sonderbarkeit,  wenn  man  sich  die  physiokr.  Ordnung  über  die  ganze  Welt 
Terbreitet  denke.  Beleucht.  des  physiokr.  Satzes  durch  Canard's  princ.  d'<  con.  poL 
und  Jacob,  Fin.wiss.  II,  502  Ii'.  —  Des  Plaues  einer  einzigen  Mahlsteuer  roD 
einem  spanischen  Flnansnann  erwihnt  Raa  §.  278  nach  Defeconrt,  de  trib.ac 
yectig.  p.  r.O.  —  In  neuerer  Zeit  ist  eine  ,, einzige  allgemeine  Einkommea* 
Steuer"  von  Einzelnen  u.  von  ganzen  politischen  Parteien  wohl  befürwortet  word«. 
.um  mit  dem  geschichtlichen  Überkommenen  Chaos  von  Steuern  aufzuräumen,  daich 
eine  solche  „einfache**  Stener  an  Verwaltungs-  und  £rhebnngskosten  zu  sparen vmI 
weil  man  speciell  nur  so  eine  gerechte  Steuervertheilung  bewerkstelligen  zu  können 
glaubte.  Indexen  konnte  nur  der  finanztheoretische  Dilettantismus  eine  solche  For- 
derung stellen.  Näheres  darüber  in  d.  spec.  Lehre,  bei  d.  Eink^t  Die  Schwierig- 
keiten der  richtigen  Festsetzung  der  individih  llen  Einkommen  werden  hier  ganz  onltf- 
schätzt.  Sie  sind  aber  noch  viel  grösser  als  jetzt,  wo  besten  Falles,  wie  in  Preassen. 
etwa  ein  Fünftel  des  gesammten  Steuerertrags  durch  diese  Steuer  «.Classen-  u.  EinLst) 
gedeckt  wird,  vetl  «He  Fehler  der  Vertfaeilnng  dann  nnertriglich  worden.  Wiebtiger 
noch  ist  der  Einwand,  dass  sich  das  Nationalebikommen  vor  Allem  auch  qualitativ 
mit  der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  so  ansscrordentlich  difFerenzirt  (Rodbcrtns). 
Eine  einzige  allgemeine  Einkommensteuer,  selbst  auf  Grund  richtiger  Fratsettong  der 
Höhe  der  Einkommen,  würde  deshalb  gans  nnznxeiohend  sein.  Auch  die  Social- 
domocratie  hat  dies  völlig  übersehen,  wenn  sie  ftr  die  „Oebeigangazeit  der  Ik- 
sttdi«)nden  wirthschaftl.  Reciiburdnijus " ,  bevor  man  im  reinen  SocialstaAte"  bios"* 
Arbeitseinkommen  habe,  für  eine  solche  Steuer  mit  progressi?em  Steuerfuss phndirt. 
.Eine  nach  ihren  .jMdalistiachen  Gmndsftlsen**  gerechte  Besteietnng  wtkide  dsdnich 
nicht  erhielt  werden.  —  Oebor  den  Plan  einer  allgem.  Verb  ran  chsteotf  m 
Stelle  zahlreicher  einzehier  Stenern  bei  Pfeiffer  s.  o.  §.  491, 
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flberhaapt  nicht  bestreiten,  keine  irgend  denkbare  Steuer  sieh  da- 
für entsprecheDd  ergiebig  xDOchen.  Jene  genannten  anderen  Blick- 
siebten  dürfen  aber  immer  nnr  so  weit  zurücktreten,  als  es  Sur 
Daekong  des  Bedarfs  nnvermeidlieh  ist  Die  Verbindong  mehrerer 
äteoeni  SQ  diesem  letsteieii  Zweek  ist  geboten,  weil  dann  Jene 
Bidnieliten  leichter  sn  nehmen  sind  und  doch  sogleich,  ja  gerade 
deswegen,  der  finanzielle  Zweck  der  Bestenerang  leichter  nnd 
sicherer  erreicht  wird. 

So  muss  denn  die  Theorie  grandsätzlich  das  fordern,  was 
die  geschichtliche  Entwicklung,  wenn  schon  den  für  die  Bildung 
des  Stenerrechts  massgebenden  Faotoren  Tielfach  nnr  halb  bewusst, 
anch  Uberall  bei  steigendem,  anderweit  nicht  gedecktem  (öffentlichen 
Bedsrf  ond  in  eompHeirteren  WirtfaschaflsTerhllltnissen  mit  sieh  an- 
bringen strebt:  die  Verbindung  einer  Ansahl  rerschieden- 
trtiger  Stenern  an  einem  Stenersy stem,  d.  h.  einer 
solchen  Combination  von  Stenern,  welche  die  Deckung 
des  Bedarfs  unter  gleichzeitiger  Berücksichtigung 
aller  obersten  Besteuerungsgrundsätze  sichert  (§.  332). 

Die  rationelle  Praxis  der  Steuerrechtsbildung  und  der  Aus- 
ftlhraDg  der  Bestenerang  in  der  modernen  „staatsbürgerlichen^' 
Periode  hat  dieses  niemals  ganx  fehlende  Ziel  nnr  mit  immer 
lüsrerem  Bewnssteein  nnd  inuner  grosserer  FolgerichtiglLeit  anf- 
SMlellt  Die  Theorie  mnss  ihr  in  der  LOsnng  dieser  Aufgabe  an 
BSfe  kommen.  Sie  mnss  aber  zugleich  diejenigen  Fordemngen  in 
Bezug  auf  das  Steuersystem  vertreten,  welche  aus  der  Anerkennung 
der  socialpolitischen  neben  der  rein  finanziellen  Besteuerung  folgen 
nnd  auch  in  der  Praxis  oder  im  Steuerrecht  in  der  beginnenden 
ni^ocialen''  Epoche  der  Besteuerung  bereits  mehrfach  zn  einer,  wenn 
auch  noch  schüchternen,  Anerkennung  gelangen. 

Das  Streben  nach  einem  Steuersystem  in  Theorie  und. Praxis 
iit  aomit  nicht  Etwas,  das  nur  in  der  ^willkürlichen*',  „fehler- 
lisften''  geschichtlichen  Entwieklung  nnd  jetzigen  Gestaltung  dar 
Besteaerung  begriindet  wäre  und  mit  der  Verwirklichung  einer 
„einzigen  Steuer"  seinen  Zweck  verlöre.  Gerade  eine  Mehrheit 
und  selbst  Vielheit  und  eine  Verschiedenartigkeit  der 
Stenern  ist  eine  nothwendige  Folge  der  Entwicklung  des  öflfent- 
lifhen  Bedarfs  und  des  (wenigstens  relativ)  steigenden  Mangels  an 
äuderen  Einnahmen  einer-  nnd  der  Entwicklung  der  Volkswirth- 
idiaft  anderseits.  Und  das  Streben,  eine  solche  Beihe  von  Steuern 
so  einem  Steuersystem  richtig  zu  yerbinden,  ist  wieder  die  noth- 
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wendige  Folge  der  wachscntlen  Einsicht  in  den  Zusammenhang 
der  wirthschaftlichen  Dinge,  der  steigenden  Fähigkeit,  stener- 
technische  Schwierigkeiten  zu  lösen  und  des  Einflusses  der  Ge- 
rechtigkeitsideen und  RechtBaiMcbauungen  Uber  Stenervertheilimg. 
Nach  diesen  Momenten,  namentlich  nach  den  letztgenannten, 
weehfleln  denn  aneh  wieder  die  Antoderongen  an  das  StenersystoiL 
Dieses  ist  etwas  Organisehes,  sieh  stetig  Fortbildendes,  das,  wie 
der  Offentliehe  Bedarf  nnd  das  Wirtbschaftsleben  selbst,  daher 
auch  niemals  einen  endgiltigen  Abschluss  seiner  Entwicklung  er-  • 
reichen  kann. 

I 

II.  §.  431.  Die  obersten  Steuerpriiicipien  als 
leitende  KichtschnurlUr  die  Bildung  des  Steuersystems. 

A.  Das  Steuersystem  mnss  zunächst  den  früher  anfgestellten 
beiden  finanzpolitischen  Grundsätzen  nnd  praotisehes 
Postnlaten  entsprechen:  es  mnss  im  Gesammtertrage  der  SteaerOi  j 
aus  denen  es  besteht,  ausreichend  und  es  mnss  beweglieh  | 
genug  sein  (§.  367).  Diese  Anforderungen  an  das  Steuersystem  : 
sind  allen  andern  voran  zu  stellen  und  sind  von  wesentlichem  j 
Einfluss  auf  die  Wahl  der  Steuergattungen,  der  einzelnen  Steuern,  j 
der  Erhebungssystenie  und  Veraulagungsformen. 

1)  Der  Vorrang  der  beiden  finanzpolitischen  Grundsätze 
andi  vor  den  volkswirthschat'tlichen  und  selbst  vor  den  Principien 
der  gereehten  Steuervertheilung  ist  frUher  schon  begründet  worden  | 
(§.  866).  Die  praotisehe  Nothwendigkeit  dieses  Vorrangs  ist  un- 
bestreitbar nnd  wird  flberall  von  der  Gesehiehte  der  Besteueraog 
besDIIigt   Sie  lAsst  sieh  aber  auch  wissenschafttieh  vollkommen 
rechtfertigen,  —  freilich  unter  einer  Voraussetzung,  welche  jedoch 
für  alle  wissenselialtlichcn  Erörterungen  Ul)cr  Finanzwesen  gemacht 
werden  mnss,  speciell  fUr  die  hier  mitspielende,  bereits  im  1.  Baude 
entwickelte  Theorie  der  Deckung  des  Finanzbedarts.  ^)  Es  ist  neni 
lieh  nothwendig  von  der  Annahme  auszugehen,  dass  dieser  Bedarf 
nach  seiner  Höhe  nnd  nach  der  Zeit  seines  Uervortretena 
y^richtig*'  fes^;e8etzt  nnd  dass  4indere  Deekungsmittel  nicht 
verfügbar  oder  principiell  nicht  zulässig  seien.  Alsdann  ; 
bildet  die  Deckung  dieses  Bedarfs  oder  der  betreffenden  Quote  - 
desselben  ein  erstes  BedUrlniss  der  Staats  nnd  Rechtsordnung  and  '■ 
der   gemeinwirthschattlichen   Organisation    der  Volkswirthschalt, 
welches  in  der  Tiiat  allen  anderen  Rücksichten  voran  geht. 


*)  1.  Aufl.  §.  t)2  ffl,  2.  A.  §^  50  fll 
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VollfltSndig  klar  ist  dies  nur  tn  erkennen ,  bedarf  dann  aber 

uikh  gar  keines  weiteren  Beweises,  wenn  das  Wesen  und  die 
Function  des  genieinwirthschaftlichen  und  insbesondere  des  zwangs- 
gemeinwirthschaftlichen  Systems  in  der  Volkswirthschaft  richtig  er- 
fasst  wird.  Hier  hängt  diese  Lehre  fundamentalster  Bedentnngy  die 
Gemein wirthsehaftelebrei  mit  der  Öteuerlehre  eng  zusammen.  An 
dioer  Stelle  mm»  es  genügen ,  auf  die  Danitellang  jener  Lehre 
ia  miserer  „Gnmdlegnng''  and  anf  die  Besagnahme  darauf  noeh 
im  Torigen  Absehnitt  (besonders  §.  419)  zu  rerweisen.  „Das  Ganze 
isl  vor  nnd  über  dem  Theil",  das  ist  ein  Satz,  weleber  bier  seine 
Consequenzen  zeigt.  Es  handelt  sich  bei  der  Besteuerung  um  die 
Erfllllung  einer  der  wesentlichen  Existenzbedingungen  des  Ganzen 
und  damit  freilich  auch  des  Einzelnen,  als  Glieds  dieses  Ganzen. 
Diese  Bedingungen  sind  nur  zu  erfüllen,  wenn  der  Vorrang  der 
finanzpolitisehen  Stenerprineipien  vor  allen  anderen  anerkannt 
wild.  DaTon  ist  eben  deswegen  bei  der  Bildung  des  Steuersystems 
usiQgeben  und  demgemüss  sind  solebe  einiefaie  Stenern  zu  wlthlen, 
welche  Tor  Allem  diesen  finanzpolitisohen Grundsätzen  entspreeben. 

Dieselbe  Anffassnng  des  Zusammenhangs  schwebt  eigentlich 
bei  einer  scheinbar  ganz  anderen  Forderung  vor,  nemlich  dass  die 
Besteuerung  in  der  richtigen  Verwendung  ihres  Ertrags 
ihre  innere  principiclle  Rechtfertigung  und  zugleich 
ihre  Begrenzung  finde  oder  m.  a.  W.  dass  die  Produetivi* 
tat  der  Besteuerung  zu  yerlangen  sei,  diese  hänge  aber  von 
der  Pioduetivititt  der  Verwendung  ihres  Ertrags  ab.<)  Werden  die 
AudrSdce  uriehtige  Verwendung''  und  „ProduetiTititt''  hier  im 
riehtigen  Sinne  genommen ,  so  kann  es  sieh  um  niehts  Andres 
btndehi,  als  nm  die  Anerkennung  der  Thatsaehe,  dass  der  Steuer- 
ertrag  die  unbedingt  er  fordert  iche  ökonomische  Grund- 
lage der  vom  Gesammtinteresse  verlangten  gemein- 
wirthschaftlichen  Functionen,  namentlich  des  Staats, 
*ilde.  Indem  diese  Functionen  auch  die  Voraussetzung  und  das 
i^ideinde  Hilismittel  aller  einzelwirthsohaftliohen  produetiven  Thfttig- 


*)  Stark  betont  von  Stein,  so  I,  S99,  470  (hier  mit  zweifelhaft  richtiger  Au- 
vtndonf  anf  die  Venehrangssteuer  der  arbeit  Classe,  indem  der  Staat,  W6iiigitf«8 

heate,  dafür  Entsprechendes  durch  die  Verwaltung;  für  die  Arbeiter  thue,  —  womit 
nan  auf  einem  Umwoge  zur  „Genoastheorie''  u.  zum  Frincip  von  «J^istang  u.  Gegen- 


Tolkswirthschafl  als  eine  Combination  das  pri?at-  n.  gemein-,  bes.  auch 
nrangagOieiftvirthsch.  Systems  (Grondleg:.  §.  116,  120),  so  folgt  der  im  Text  ent- 
vick<>lte  Gedanke  als  Ck>nsequenz.  Im  Kern  ist  Stein's  AuCfassong  hiermit  identisciu 


Letzteres  b€»tnitet).    Betrachtet  man 


A.  Wkf  ter,  Finaaswitsenscluifi.  U. 
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keft  rind,  aohftfft  sich  dann  auch  der  Einzelne  in  seiner  Steuer 
gleicbseitig  die  Bedingungen  seiner  Prodnetivitftt.  Der  Fehler  M 

nur,  dass,  wenn  von  der  ProductivitUt  der  Besteuerung  die  Rede 
ist,  diese  öfters  in  einem  za  engen^  auch  za  materiellen  Sinne  ge- 
nommen wird. 

Es  verschlägt  nichts,  dass  in  der  Wirklichkeit  freilich  die 
Verwendung  des  Stenerertrags  oder  die  Feststellang  des  Finaax* 
bedarfii  nicht  inamt  die  ,|riohtigen"|  in  dem  dargelegten  Sfaine 
„prodnetrron''  sind.  Gegen  das  yeikommen  unpassender  Öffent- 
licher ThStigkeiteny  zn  grosser  Kostspieligkdt  dersdben  n.  s.  w. 
sind  die  Garantieen  anderswo  an  Sachen,  im  Offenlüchen  Recht, 
Budgeticcht.  Der  grundsätzliche  Vorrang  der  finanzpoliti- 
schen Principien  wird  durch  Mängel  auf  diesem  Gebiete  nicht 
aufgehoben.  Selbst  im  concreten  Falle  der  Praxis  wtlrde  Alles 
noch  schlimmer,  wenn  neben  einer  anrichtigen  Regelung  der  öffent- 
lichen Ausgaben  zugleich  eine  unzureichende  Besteuerung  einho^ 
ginge  und  in  Folge  da?on  die  Finanzlage  sich  Terschleehtorte. 

8)  Die  Gedgnetheit  u.  s.  w.,  den  bdden  ünanspolitisehen 
Gmndii^tsen  an  entsprechen,  ist  ohen  ($.  368)  sehen  ftr  einige 
Hanptarten  der  Steuern  eharaeterisirt  worden.  Weitere  bezügliebe 
Ausführungen  erfolgen  später  in  Verbindung  mit  der  Aufstellnng 
des  Steuersystems  selbst  (§.  438  ff.).  In  Bezug  auf  die  Bildung 
des  letzteren  ist  hier  nur  hervorzuheben,  dass  die  Verbindung  v er 
schieden  artiger  Stenergattungen  und  £rhebungs-  und  Ver- 
anlagungssysteme u.  8.  w.  gerade  auch  wieder  zur  sicheren  nnd 
xweckmässigen  Deckung  des Finanabedar&  gehotea  ist  Da 
die  efnzebien  Stenern  und  die  genannten  Systeme  auch  in  dtesen 
Pnneten  veischiedene  Vorsflge  und  Mängel  besüseni  sieh  s.  fi.  m 
▼ersohiedenem  Maasse  der  dauernden  Richtung  und  der  zeit- 
lichen Schwankung  des  Finanzbedarfs  anpassen,  so  mnss  da< 
auch  bei  der  Bildung  des  Steuersystems  eines  concreten  Staats  ge 
bUhrend  berticksichtigt  werden.  Die  Theorie  hat  dafür  die  erlorder 
liehen  Fingerzeige  zu  gehen,  indem  sie  zeigt,  wie  Schätzungen 
und  Verbrauchssteuern,  Ertrags-  und  Einkommensteueni, 
Personal-  und  Bealstenem,  direete  und  indirecte  Besteue- 
rung u.  s.  w.  der  gegenseitigen  Eii^aung  und  der  Ausglddinng 
ihrer  Mftngel  bedilrfen,  wa«  auf  die  Nothwendigkdt  «ner  {lassenden 
Combinatimi  dieser  Steuern  im  Steuersystem  hinweist. 

B.  —  §.  432.    In  zweiter  Linie  kommen  die  volkswirth 
schaftlicben  Grundsätze  für  die  Bildung  des  Steuersystems  in 
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Betiaoht  Leteteres  innss  danach  so  eingeriohtet  werden,  daaa  die 
Berteiiemig  die  richtige  volks-  nad  einzelwiitbflebafUiohe 
Stove rqn  eile  trifik  und  die  Umettiide  berBoksielitigt,  welehe  fttr 
die  Ueberwftlznng  massgebend  sind;  dass  ferner  die  Pro- 

dnction  nicht  mehr,  als  es  durch  die  Bestenernng  einmal  nn- 
vermeidlicb  ist,  beeinträchtigt  und  die  Vertheilung  des  Pro- 
ductioDsertrags  nicht  in  volkswirthschaftlich  na  cht  beilig  er  Weise 
iieeiutiusst  wird. 

1)  Das  richtige  Stenersystem  zur  Belastung  der 
wahren  Stenerqnelle. 

Die  normale  yolkswirduebaiUiohe  Stenerqnelle  ist  naoh  den 
froheren  EHMemngen  (§.  370 ff.)  der  Reinertrag  der  Volks« 
wirthschaft  oder  das  Volkseinkommen  für  die  Staats- 
besteuerung, die  betreffende  Quote  jenes  Reinertrags  im  einzelnen 
Landestheil  ftlr  die  C  o  ni  m  u  ii  a  1  besteucrung.  Nur  ausnahmsweise 
und  vorübergehend  kann  das  Nationalvermögen  daneben  mit 
als  Stenerqnelle  in  Betracht  kommen.  Das  richtige,  den  voiks- 
lirthschaftlielien  Stenerprincipien  entsprechende  Steuersystem  mnss 
dsher  vor  Allem  der  in  treffenden  Tolkswirthsehaftlichen  Stenns 
qMlle,  regelmSsrig  also  dem  Reinertrag  der  YMb-  (oder  Volkstiieil-) 
WMsehaft  nachgehen. 

Anch  zn  diesem  Zweeke  ist  wieder  die  Verhindnng  mehrerer 
tmd  verschiedenartiger  Steuern  im  Steuersystem  nothwendig. 
Denn  der  Keinertrag  der  Volkswirthschaft  oder  das  Volkseinkommen 
ist  zwar  ein  ökonomisches  Ganzes  oder  eine  ökonomische 
Einheit  (nicht  bloss  eine  begriffliche  Abstraction),  aber  bei  uns 
kein  rechtlich  Ganzes  oder  Eines,  sondern  er  zcrHillt  in 
dne  nnendliehe  Anzahl  von  qualitativ  nnd  quantitativ  versehiedenen 
Antheilsreehten  Einzelner.  Diese  Antheilsreehte  beruhen  auf 
dem  AibeHaantheil  der  Emzelnen,  welehe  das  Volkseinkommen 
prodoehrten,  als  Arbeiter  jeder  Art,  als  Unternehmer  n.  s.  w.;  femer 
auf  dem  (Privat  )  Recht  der  Einzelnen  an  den  sachlichen  Pro- 
ductionsmitteln  (Hoden  und  Kapital),  welche  bei  der  Production 
des  NationaleinkommenB  mitwirkten.^) 

li%r  die  Aufgabe  eines  volkswirthschaftlich  richtigen  Steuer- 
ifslems  zeigt  sieh  daher  hier  wieder  die  Rechtsgrundlage  der 


^  Attdi  UflP  friod  bos»  Bodb«rttit*  liiilOfitelM  Avffunuifeii  Uhd  prinoipkDe 
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Vülkswirtbschaft  von  entscheidender  Bedeutung.  Nur  in 
einer  streng  socialistiscben  oder  —  ein  hierin  bemerkens- 
Werth  äbnlicher  Fall  —  in  einer  rein  despotistisehen  Volk»- 
wirthfleliaft,  mit  Yolier  Unfreiheit  der  geeammten  BeyGlkening  nod 
ansBohliessliehem  Gmnd-  nnd  KapitateigeDtluini  des  Hensehen, 
würde  der  ▼olkswirthsebaflliehe  Beinertrag  aneb  ein  ,,reehtliehe8  ! 
Ganz  es''  sein.  Der  Aufwand  tttr  Öffentliche  Zwecke,  oder  das, 
was  unter  solchen  Verhältnissen  denselben  darstellte,  würde  hier 
sofort  durch  einen  Abzug  an  diesem  Totalertrag  bestritten  uud 
dieser  Abzugsposten  wäre  das  Analogon  unserer  Besteuerung.  Bei 
Volkswirthschaften  mit  einer  freien  grandbesitzenden  und  gewerbe- 
treibenden Volksechiobt,  neben  einer  anfreien,  fremden  Boden  be- 
banenden  VoIksmasBe,  theilt  sieb  das  Volkseinkommen  zwar  schoa 
in  eine  grosse  Anzahl  Tersehiedenartiger  Einzeleinkommen  der 
Freien,  Besitzenden  nnd  Herren.  Es  Iftsst  sich  aber  bei  diesen  i 
verhältuiä^jmässig  leichter  fassen,  weil  vieUacb  Grand-  und  Kapital-  I 
rente  noch  nicht  getrennt  sind,  grosse  Grundberrschaften  (Frohn 
höfe)  vorwalten,  Creditgeschäfte  noch  wenig  vorkommen  uud  das 
£iükommea  (richtiger:  der  zugewiesene  oder  als  firwerbsrest  be- 
lassene Consnmtionsbetrag)  der  Unfreien,  wenn  ttberhanpt,  so  beim 
Herren  besteuert  wird,  da  es  reohtlieh  zu  dessen  Einkommen  ge- 
bOrt  So  ist  denn  aneh  eine  yolkswirthsebafUieb  richtige  Be- 
stenemng  in  der  antiken  Welt  wie  im  mittelalterlicb-stftndi- 
sehen  Staat  einfacher  nnd  leiehter  sn  verwirklichen. 

Die  Schwierigkeit  wächst  dagegen  ausserordentlich  in 
der  weiter  entwickelten,  der  modernen  Volkswirthschaft 
mit  ihrer  ganz  veränderten  Rechtsgrundlage  und  ihrer 
ausgebildeten  Arbeits-,  Besitz-  und  ErwerbstbeiluDg, 
ein  ökonomisch-technisches  nnd  ein  Bechtsmoment,  welche 
sich  gegenseitig  bedingen.  Denn  die  persönliche  Freilieit  dar 
ganzen  BeTOlkernng,  das  Prirateigenthmn  an  den  sachlichen  Fnh 
dnctionsmitteln  oder  das  private  Gmnd-  nnd  Kapitaleigenthnm,  die 
Creditgesebftfte,  Darleben,  Pacht,  Bfiethe,  die  ArbeitstbeUnng  zwischen 
Stadt  uud  Land,  die  Trennung  der  agrarischen,  industriellen  uud 
mercantilen  Tbätigkeit,  die  Theilung  jedes  dieser  Zweige  in  zahl- 
lose einzelne  Unternehmungen,  kurz  alle  die  bekannten  modernen 
Bechts-  und  Wirtbscbaftsverhältnisse  unserer  Uberwiegend  privat- 
wirthschaftlich  organisirten  Volkswirthsohalten  zerlegen  das  £ine 
Nationaleinkommen,  die  wahre  nnd  hauptsächliche  volks- 
wirthschaftliche  StenerqueUCy  in  eine  nnendliche  Anzahl  recht- 
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lieh  selbständiger  Einzcleinkoninicu,  oder  den  Einen 
vulkbwirthschaftlichen  Reinertrag  in  eine  Masse  verschieden 
grosser  and  aaf  verschiedenen  Privatrechtstiteln  be- 
mhender,  insofern  auch  qualitativ  verschiedener  Antheila- 
reehte  Einzeliier  daran.  Eben  deshalb  wird  auch  die  Darchftlhraiig 
dei  Gnmdsatzes  der  Allgemeinheit  der  Bestenertong  gerade  in  der 
modernen  Volkswirthschaft  so  sehwierig  (§.  403  iL), 

Für  die  Bildung  des  Tolkswirths^bafllieh  riebtigen  Stener- 
Systems  ist  nun  die  ökonomische  Einheit  des  Volksein- 
kommens zum  Ausgangspunct  zu  nehmen.  Daher  ratlssen 
in  diesem  System  solche  Steuern  vereinigt  werden ,  welche  die 
Einzeleinkommen  oder  die  einzelwirthschaftlichen  Ertrüge,  als  An- 
theile  am  VolkseinlLommen ,  so  treffen,  dass  dies  letztere  wirklich 
ToOsandig  als  Stenerqnelle  in  volkswirthseliaftiieb  bereobtigter  Art 
und  Umfang  Aingirt 

a)  So  xnnftcbst  im  Staats steaersystem.  Da  die  Volkswirtli- 
Bdisft  eines  Landes  oder  besser  gesagt  eines  Staates  kein  ab- 
geschlossenes Ganzes  ist,  sondern  durch  eine  Menge  von  Besitz 
Verhältnissen,  Creditgesehäften  und  Arbeitsverbindungen  herliber 
and  hinüber  mit  den  Angehörigen  anderer  Volkswirthschaften  eng 
Terknüpft  ist,  so  moss  eben  zur  EdUUang  jener  Forderung  anch 
im  Staats  Steuersystem  vor  Allem  eine  zweifache  Art  von 
Stenern  Torbunden  sein:  Objectstenemy  welebe  die  Quellen  der 
£rtrftge,  l>es.  diese  letzteren  selbst,  ebne  Bttcksiebt  auf 
das  Reebtssnbject)  dem  der  Ertrag  ahi  Einkommen  zvMXt,  und 
Snbjeet steuern,  welche  das  Einkommen  bei  dem  dasselbe  be- 
ziehenden Rechts-  und  Wirthschaftssub ject  treffen.  Als 
Stenern  der  ersten  Art  erscheinen  die  Real-,  die  Ertrags-  und 
die  \^e rk eh rssteuern  (letztere  zum  Theil  in  Anschluss  an  oder 
verknüpft  mit  Gebühren  oder  halb  gebühren-  halb  steuerartigen 
Abgaben,  §.  286,  289  ff.);  als  Stenern  der  zweiten  Art  die  Per- 
sonal-, die  eigentliohen  nominellen  Einkommen-  und  etwaigen 
(S^ichfolls  nominellen)  Vermögen s steuern  und  die  V erbr a  u obs- 
stesern.  Je  mebr  sieb  die  Yolkswirthsehaften  wirklieh  dureb  immer 
ngeien  Personen-  und  Wirtbsebai%BTerkelnr,  besonders  aueb  dureb 
internationale  Oreditverhältnisse  zu  einer  neuen  Wirthschafts- 
einheit  in  der  Welt wirthschaft  entwickeln,  desto  zwingender 
wird  ans  volks wirthschaftlichen  Gründen,  um  die  wahre  voiks- 
wirthschattliche  Steuerquelle  richtiij:  zu  benutzen  (und  zugleich  ans 
Orflnden  der  Gereohtigkeit,  um  die  Steuer  naeh  den  Prineipien 
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der  Allgemeinheit  und  GleichmäsKigkeit  richtig  zu  vertheilen)  ein 
solches  aus  Object-  und  Subjectsteuern  combinirtes  Steuersystem, 
das  dann  in  seiner  speciellen  Gestaltung  nur  wieder  dem  Wechsel 
der  berührten  Verliältnisse  lolgen  muss. 

b)  So  aber  in  noch  höherem  Maasfie  im  Communal Steuer 
System,  weil  hier  vollends  die  Verkettung  der  Besits-,  Credit-  nnd 
Arbeitsverhältnisse  eine  so  innige  swisohen  den  veneluedeDeB 
Landestheilen  und  Gemeinden  ist  und  in  der  modernen  Volks- 
wirthsohaft  bei  steigender  Arbeitstheilnng,  indostridler  Entwieklmigi 
Aosdehnnng  des  Pachtbetriebs  anf  dem  Lande^  des  Miethwohnongs- 
Wesens  in  den  Städten,  des  Creditwesens ,  bei  Freiztigigkeit  und 
Wanderung  der  Bevölkerung  immer  inniger  wird.  X  u  r  die 
rationelle  Verbindung  von  Subject  und  Objectstenern 
fuhrt  hier  zu  einer  volkswirthschaftlich  haltbaren  und  gerechten 
Besteaenmg,  wie  dies  früher  in  der  Lehre  von  der  Allgemeinhdt 
der  Bestenemng  an  Beispielen  ansgefllhrt  worden  ist  (§.  410). 

Naeh  iUmliehen  Gesiehtspimeten  ist  das  Steuersystem  einio- 
Höhten ,  wenn  es  sieh  ansnahmsweise  einmal  mn  eine  reeDe  Be- 
stenemng des  Volksvermögens  als  Steaerqaelle  handelt  Eine 
solche  BcsteueruDg  muss  mit  aus  Objectstenern  bestehen,  m 
ihre  Aufgabe  zu  lösen. 

§.433.  — 2)  Das  volkswirthschaftlich  richtige  Steuer- 
system zur  Besteuernng  der  richtigen  Steuerträger, 
d.  b.  der  Personen,  welche  nach  den  volkswirthBohaftUehen  und 
den  Gereehtigkeitsprineipien  die  wahren  SteoerMger  smn  soUea. 
Hier  treffen  Anfordemngen,  welehe  ans  diesen  beideriei  FHncipieo 
flir  die  Bildung  des  Steuersystems  aInnleiten  sind,  susammen. 

Das  Steuersystem  muss  hier  nach  Möglichkeit  der  Steuer- 
Überwälzung  Rechnung  tragen:  d.  h.  den  allgemeinen  Regeln 
(§.  390  ff.),  welche  sich  lür  die  hier  vorhandenen  Tendenzen  auf- 
stellen lassen,  und  den  speciellen  Umständen,  welche  im  concreten 
Fall  nach  den  Verhältnissen  der  Zeit,  der  Volkswirtbschatl  und 
der  Reebtsordnnng  mit  darüber  entscheiden,  ob  nnd  wie  weit  jene 
Tendenzen  sieh  nnn  aneh  verwirUieben.  Soweit  es  die  inmer 
vorangehende  Ettoksieht  auf  die  Deckung  des  Finanabedaiis  in- 
lässt,  mnss  daher  bei  der  Bildung  des  Steuersystems  naeh  solches 
Steuer-  und  Steuererhebungs-  und  Veranlagungsarten 
gestrebt  werden,  welche  mit  thnnlichster  Sicherheit 
denjenigen  auch  wirklich  treffen,  der  in  Gcmässbeit 
der  volkswirthachaftlichen  und  Gerechtigkeitsprinci- 
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pien  getroffen  werden  soll,  und  in  dem  Yerliältniss, 
wie  es  hiernaoh  richtig  ist 

Wenn  demnach  im  Steuersystem*  am  Bflekttcht  auf  die  noih- 
wendige  Deekmig  dee  Bedarüi  eich  Stenern  inden,  welehe  gewisse 
GliMen  und  Einsebe  von  Tomeherdn  oder  nuttele  UeberwSlsnogfl- 
Vorgängen  stftiker  belasteni  als  der  Gleiehinftssigkett  oder  der  H9lie 
deü  Authcils  entspricht,  welchen  dieselben  vom  Volkseinkommen 
bexiehen,  so  müssen  nothwendig  andere  »Steuern  in  das  System 
aafgenomnien  werden,  welche  eine  Ausgleichung  herbeiführen. 
iyo  verhält  es  sich  namentlich  in  dem  practisch  wichtigsten  Falle 
der  indirecten  Verbranchssteuern  auf  verbrcitctere  Gegen- 
Hinde  des  Consnms.  Diese  ötenem  ialien  doreh  Ueberwälsung 
meistens  anf  den  Consnmenten  nnd  werden  nur  sehr  schwer  nnd 
sorieher  von  ihm  weiter  fort-  oder  rttckgewtttet  Sie  beansprachen 
dsQD  eine  grössere  Qnote  vom  Einicommen  des  „kleinen 
Mannes",  als  von  demjenigen  des  wohlhabenderen.  Können 
sie  trotz  dieser  nnd  ihrer  sonstigen  Mängel  nicht  entbehrt  werden,  — 
nnd  so  liegt  die  Sachlage  in  Wirklichkeit  regelmässig  —  so  ver- 
langen sie  auch  bei  der  Proportionalbesteuerung  eine  £r- 
gänznng  im  Steuersystem  durch  Aofhahme  von  anderen,  nament- 
lieh  directen  (nominellen)  Einkommenstenem  mit  steigenden 
Sitien  fUr  das  grossere  Einkommen.  Wird  das  soeialpoli- 
tisehe  Prineip  anerkannt,  so  mnss  die  Eiglnsnng  finandell  nnent- 
bebrlieher  Verbranehsstenem  der  genannten  Art  dnrch  EfaDkommenr 
and  ähnliche  Stenern  mit  noch  entsprechend  bOheren  Sätzen 
erfolgen. 

Ferner  sind  für  die  Bildung  des  richtigen  Steuersystems  nament- 
Uch  die  directe  und  indirccte  Besteuerung  sorgfältig  zu  prüfen: 
80  ob  bei  jener  die  nicht  beabsiobtigte  oder  wenigstens  die 
sieht  voraasgesebene  UeberwlUznng  nieht  doch  vorkommt 
ond  ob  die  gewollte  nnd  gemnthmasste  Ueberwltenng  bei 
dieser  aneb  wirklioh  eintritt,  nnd  in  beiden  FttUen,  in 
welebem  Maasse;  wie  es  sich  mit  der  Weiterwftlzung  vcfflitit 
Q.  s.  w.  und  wer  daher  und  in  welchem  Maasse  Jemand 
schliesslich  wirklich  Steuerträger  bleibt  oder  wird.  Da- 
nach smd  dann  wieder  Modification en,  oder  wenn  diese  nicht 
möglich  oder  nicht  ausreichend,  entsprechende  Ergänzungen 
des  Steuersystems  durch  andere  Steuern  erforderlich. 

Im  Gänsen  wäre  immer  mögliehst  nach  einem  solchen  Steuer- 
eyitem  an  streben,  welehee  nieht  erst  durch  eine  verwickelte^ 
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in  ihien  Wirkimgeii  Btots  unsichere  Ueberwftlzang  volkBwirÜiecliefi- 
lich  riobtig  und  gleicbmtaig  werden  miuw.  Leider  eilaaben  die 
finanziellen  Bflekncliten  nnr  nicht  den  AuncUnae  der  groeien  in- 
directen  VerbranduBtenem  mit  ihrem  eompUcirten  UeberwSlsng»* 

process.  Darum  muss  wieder  das  ganze  Steuersystem  selbst 
viel  verwickelter  werden,  weil  nun  gerade  ausgleichende  und 
ergänzende  Bcstandtheile  aufzunehmen  sind.  Aber  je  sorgfältiger 
die  Wahl  der  letzteren  ausrällt,  desto  mehr  wird  doch  das  ganze 
Stenersystem  auch  den  YolkswirthschaftUchen  Anfordenmgwi  ent- 
sprechen. 

§.  434.  —  8)  Die  Bildung  des  Steuersystems  mit  Rflek 
sieht  anf  dieProductions-nndVertheilnngsinteresses 

in  der  Volkswirtbsobaft 

a)  Das  einzcl-  und  das  volkswirthschaftliche  Productions- 
interesse  fällt  freilich  nicht  immer  zusammen.  Daher  ist  nicht 
jeder  Einwand  gegen  eine  Steuer  wegen  der  Verletzung  eines 
einzelwirthschaftlichen  ProductionsinteresseSy  z.  B.  gegen  den  und 
den  ZoU  oder  die  und  die  vom  Producenten  yorznsehiessende  V6^ 
branchsstener  oder  gegen  die  specielle  Einrichtung  einer  Steter 
beweiskrftftig.  Auch  muss  selbst  ein  triftiger  Einwand  oft  w- 
stummen,  weil  eben  keine  andere  Steuer  den  finansiellen  Zweek 
erfttUt.  Aber  in  vielen  Füllen  deckt  sich  doch  auch  das  ciBsel- 
und  das  volkswirthschaftliche  Productionsinteresse  und  steht  kein 
entscheidendes  finanzielles  Bedenken  in  Bezug  auf  die  gewünschte 
Aufhebung,  Ersetzung  oder  Abänderung  einer  Steuer  im  Wege. 
Hier  wird  mit  vollem  Rechte  eine  entsprechende  Umgestaitong 
im  Steuersystem  hinsichtlich  der  Wahl  oder  der  Erhebungs- 
und Veranlagungsart  u.  s.  w.  einer  Steuer  als  volkswiit^ 
schaftlich  begründet  erscheinen.  Nach  diesem  Gesichtspunct  sind 
namentlich  oft  bei  Zollen  und  inlftndischen  indirectea 
Steuern  Reformen  geboten,  sowohl  in  der  Wahl  der  bestener- 
ten  Artikel,  wie  im  Verfahren  bei  der  Feststellung,  Er- 
hebung u.  s.  w.,  z.  B.  um  die  Entwicklung  der  Technik  der  Pro- 
ductiou  nicht  unnöthig  zu  hemmen ;  ähnlich  mitunter  auch  bei  den 
Ertrags-  und  Verkehrssteuern.  Endlich  haben  auch  die  zu- 
nächst bloss  einaelwirthschaftlichen  Productionsinteressen  eben 
begründeten  Ansprach,  soweit  beachtet  zu  werden,  als  es  oboe 
Widerspruch  mit  den  leitenden  Gmndsfttaen  der  fiesteuemng  mHi^ 
ist:  so  wiederum  öfters  bei  den  eben  erwühntmi  Steneraiten  und  bei 
manchen  einxdnen  Punclen  der  inneren  technischen  Einrichtoog. 
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Anf  die  thmdiehste  BerflckaiehtiguDg  der  ProdoetioiiBiiitereeBeii 
kurfen  zam  Thefl  auch  die  ABfordernngen  hinaus^  welche  nach 

den  Principien  richtiger  öteuerverwaltung  au  die  Besteuerung  zu 
stellen  sind  (§.  365,  532  ff.).  Der  Grundsatz  der  Bestimmtheit 
ünd  mehr  noch  der  der  Bequemlichkeit  der  Besteuerung  Itihrt 
hier  mehrlaeb  za  FolgemogeD  and  Fordeni]ig;eD,  wie  die  vorhin 
angedeuteten. 

b)  DaM  die  Besteaenuig  endUoh  niebt  in  einer  den  Prin- 
eipien  der  Gerechtigkeit  widersprechenden  Weise  in  die 
Vertheilnng  des  VollLseinIconimens  (und  implidte  des  VoUuh 

rermögens)  eingreife,  ist  immer  zugleich  auch  ein  wichtiges 
volkswirthsc haftliches  Interesse.  Denn  der  hierbei  etwa 
entstehende  Druck  der  Steuer  hemmt  die  richtige  Befriedigung  der 
BedQrfnigse,  damit  die  gesammte  Entwicklung  der  also  getroffenen 
Besteuerten,  lähmt  die  Erwerbs-  und  SparthUtigkeit,  verletzt  das 
RechtageftUil  und  übt  dadurch  direct  nnd  indirect  nacbtbeilige 
Whrkongen  auf  die  Volkswirtbscliaft  ans.  So  wurd  es  sieb  nnr  zn 
Ideht  mit  schweren  Verbranebsstenem  anf  Mauenartikel  ver- 
halten  (§.  -ttS.).  Nur  darf  wieder  nicht  ttberseben  werden,  dass 
„Oerechtigkeit  in  Steuersachen**  eben  etwas  Relatives  (§.  396.)  ist 
nnd  sieb  namentlich  verschieden  gestaltet,  je  nachdem  der  social- 
politische  Gesichtspunct  anerkannt  wird  oder  nicht.  Der  übliche 
Einwand  gegen  diesen  letzteren,  dass  ein  Eingriff  der  Besteuerung 
ia  die  bestehende  Einkommenvertheilnng  volkswirthschaftlicb  noth- 
wendig  naebtbeiiig  wirke,  llberschiesst  das  Ziel  Es  wird  dabei 
das  Interesse  der  Volks-  nnd  der  etwa  betroifenen  Einielwirtb- 
sdisften  ohne  Weiteres  identificirt  nnd  das  Interesse  der  absicbtlicb 
begünstigten  Einselwirtbsebaften  hintangesetzt,  das  liier  Torans- 
•elningsweise  gerade  das  volkswirthschaftliche  Interesse  darstellt 
C.  —  §.  435.  Die  Gcrechtigkeits principien ,  welche 
för  die  Bildung  des  Steuersystems  mit  als  Richtschnur  dienen 
müssen,  hängen  mit  den  richtigen  volkswirthschaf tlich  c n 
tiroüdsätzeD  der  Besteuerung  vielfach  zusammen  nnd  können  dann 
gUehieitig  mit  denselben  berücksichtigt  werden,  wie  dies  in  den 
rnnsgehenden  Erörterungen  gescbab.  Namentlich  ist  das  Prineip 
öd  Postulat  der  Ällgemeinbcit  der  Bestenernng  in  seinen 
wirthsebaflUeben  Gonseqnensen  wesentliebr  identiscb  mit  dem  Grund- 
■rti  der  vollständigen  Besteuerung  der  richtigen  volkswirthschaft- 
lichen  Steuerquelle,  des  Volkseinkommens,  wo  dann  die  Aufgabe 
darin  besteht,  das  letztere  in  allen  KaniUen,  in  weiche  es  sich  im 
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Verkehr  vertheilti  xa  Terfolgeiii  d.  h.  es  in  der  Foim  des  fiiiiid- 
flinkommenB  anfinisoolieo«  Der  Chnudsatz  der  Gleiohmfteeigkeit 

ferner  Itot  sich  nach  der  einen  and  der  wichtigsten  Seite  aar  ia 
Anknüpfung  an  den  Begriff  der  wirthschaftlichen  Leistungs- 
fähigkeit verstehen  und  durchfuhren  (§.  425  ff.).  Zu  dem 
Behufe  muss  dieser  Begriff  analysirt  und  gezeigt  werden,  wie  nach 
der  Art  and  UOhe  des  Einkommens  und  nach  der  ganzen  Erwerbs- 
art u.  s.  w.  diese  Leistungsfähigkeit  versehieden  ist  Man  hat 
es  daher  bei  den  beiden  Prineipien  der  gerediten  Steaenrertheüsag 
immer  aaeh  mit  Ökonomisehen Postolaten  nndProbl«nen  sa  thaa. 

Soweit  jene  Prineipien  aber  dne  selbständige  Bedeatung 
beansprnchen  dflrfen,  kann  ihnen  doch  nar  eine  Stelle  in  dritter 
Linie,  nach  den  finanzpolitischen  und  den  volkswirthschaflliclicn 
8teuerprincipien,  für  die  Bildung  des  Steuersystems  zugestanden 
werden.  Ein  Satz,  der  wiederum  wegen  seiner  inneren  Notli 
weudigkeit  die  Praxis  wohl  aaeh  immer  anerkannt,  den  aber  die 
Theorie,  gerade  auch  in  der  neueren  Wissensohaft  seit  A«  Smith, 
öfters  ttbersehen  hat.  Zuerst  hat  das  Steneisystem  mit  absoluter 
Nothwendigkdt  seinen  Zweek  an  erfüllen:  den  FinanabedarC  n 
decken,  und  swar  mögliehst  naeh  riehtigen  yoikswirthsehaftliehflD 
Grundsätzen,  wovon  die  sichere  Erreichung  jenes  finansiena 
Zwecks  und  die  hierfür  erforderliche  Nach  halt  ig  keit  der  natio- 
nalen Steuerkralt  mit  abhängt.  Hier  liegt  ein  primäres  Interesse 
des  Ganzen  vor.  Erst  danach  kommen  die  Einzelinteressen 
in  Betracht,  welche  gerechte  Steuervertheilung  erheisoheni  aber 
mit  Recht  nnr  soweit,  als  sich  dies  mit  der  finanzielkn  Aus- 
reiohendheit  and  der  Tolkswirthschafiüehen  Riehtigkeit  des  Staasr- 
Systems  Terbinden  Iftsst  (§.  366). 

Für  die  Bildnng  dieses  letateren  folgt  hierana,  dasa  es  eme 
nnriehtigetheoretisebeFordemngist,  allem  voran  „gereehte" 
Steuervertheilung  zu  verlangen  und  auf  den  Grundsätzen  der  All- 
gemeinheit und  Gleiehmässigkeit  das  Steuersystem  aufbauen, 
nach  diesen  Grundsätzen  in  erster  Linie  die  Steuer gattun gen 
und  die  einzelnen  Steuern  wählen  und  deren  technische 
Einrichtung  bestimmen  zu  wollen.  Vielmehr  muss,  wie  nach 
Ausweis  der  Steuergeschiohte  es  auch  die  Praxis  stets  gethan  bat 
und  unvermddlieh  thnt,  der  Anfban  des  Stenersystems  naeh  dea 
finanspolitlsehen  und  volkswirthsehaftliehen  Prineipien 
erfolgen  und  kann  erst  —  und  mnss  freüieh  aneh  —  der  Ausbau 
dann  nach  der  Kichtschuur  vor  sich  gehen,  welche  dieGerechtig- 
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keitsprincipien  angeben.  Demgemäss  sind  die  Haupts teu ern 
des  Systems,  die  eigentlichen  Grundpfeiler  desselben,  zu 
wählen  und  sind  dieselben  technisch  einzurichten  nach 
den  Gesichtspuncten,  welche  sich  aus  den  finanzpolitischen  und 
volkswirihflcbaftlichcn  Grnndsäteen  ergeben.  Alle  weiteren  An- 
torderoDgen ,  welche  vom  Standpunct  der  Gerechtigkeit  aus  zu 
stellen  sind  nnd  nicht  sehon  dnroh  die  Erfllllnng  der  ToUuwirth- 
wbiftliohen  Postdate  von  selbst  mit  beMedigt  werden,  mflseen 
sieh  darauf  beschränken,  in  dem  dergestalt  aufgebauten  Stener- 
System  Modificatio nen  in  den  Steuern  und  Steuereinrichtungen 
desselben  und  abermals  Ergänzungen  durch  weitere  einzelne 
Stenern  u.  dgl.  m.  eintreten  zu  lassen. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  der  Besteuerung  zeigt  auch, 
dass  dies  der  Gang  der  Dinge  bei  Cnltnrvölkem  war,  welche  wirtb- 
flohaftiich,  politisch  nnd  sooialpolitisch,  daher  anch  in  den  Rechta- 
aasehanongen  yorwärts  schritten. 

Die  älteren  roheren  Stenersysteme  sehen  weaenflich  nnr 
tnf  die  Gewinnung  des  Steaerertrags,  mit  oberflächlicher  Rfleksicht 
Ulf  die  volkswirthschaftlichen  Wirkungen  und  Voraussetzungen  der 
Besteuerung,  auf  gerechte  Steuervertheilnng  und  auf  Steuer-  oder 
venvaltiingstcchniscb  zweckmässige  Einrichtung  der  Steuern.  Dann 
werden  allmählich  mit  der  Erkenn tniss  der  volkswirthschaftlichen 
Dinge,  mit  derAendemng  der  politischen  Lage  und  Glaesenordnong 
dar  Bevölkerung  nnd  mit  dem  Fortsehritt  des  Bechtsgeftthls  jene 
anderan  Btteksichten  mehr  genommen  nnd  treten,  anch  unabhängig 
ton  dem  Zwang,  flir  einen  o'hOheten  Finanzbedarf  an  sorgen, 
Reformen  des  Btenersystems  oder  eben  ein  „Aushau"  desselben  ein, 
wobei  der  leitende  Gedanke  ist:  keine  oder  nur  nebenbei 
eine  Erhöhung,  sondern  eine  volkswirthschaftlich  rich- 
tigere und  ^^erechterc  Vertheil ung  und  technisch  zweck- 
Dässigere  Einrichtung  der  Besteuerung. 

Wie  diese  thatsäehliche  Entwicklung  aber  es  auch  belegt  — 
namentlich  die  flberali  auf  der  Tagesordnung  befindlichen  „Steuer- 
nformen''  unseres  Jahrhunderts  bezeugen  es,  —  so  sefaafft  dann 
lemde  auch  die  Steigerung  des  Volkseinkommens,  die 
Felge  der  Terbesserten  Productionstechnik,  die  Ökonomische 
Möglichkeit  einer  gerechteren,  d.  h.  dem  veränderten  und 
entwickelteren  Rechtsgeftihl  der  civilisirten  Welt  entsprechenderen 
Stener^'ertheilung.  Hier  gilt  für  letztere  etwas  Aehnliches,  wie  auf 
höheren  Wirthschafts-  und  BUdungsstuien,  bei  grösserem  Volks- 
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reiohtiram  fttr  die  Veiihdlniig  des  Volkseuikoinmeii»  lllierhtiipt 

Die  tiefere  Okonomiscbe  Be^ttndnn^  nnd  Rechtfertigung  einer  8^ 
nn^leichen  Vertheilung  und  derjenigen  Gestaltung  der  Rechtsord- 
nung, welche  mit  ihren  Recbtsinstituten ,  wie  der  Sclaverei,  Leib- 
eigenschaft, der  Grundherrschaft,  den  gewerblichen  und  mercantilen 
Privilegien  und  Monopolen  u.  s.  w.,  die  Grundlage  dieser  Ungleichheit 
der  Yeriheilimg  ist,  liegt  eben  in  der  Kleinheit  des  Volksein- 
kommens nnd  in  der  geringen  Ausbildung  derTeehnik.  ffier 
kann  (^konomiseh  eist  ein  Wandel  eintreten  mit  entspreebendes 
Fortsehritlen  nnd  darf  aneh  ein  soleber  erst  dann  gefordert 
werden.*)  Ebenso  verhält  es  sich  mit  der  „gerechteren** 
St  euerverthe  il  ung  im  Steu  ersystem:  eine  V^crbesserung  der 
ökonomischen  Lage  der  Massen  des  Volks  gestattet  es  bei  grösserer 
Volkszahl  und  Volksdichtigkeit,  auch  durch  kleine  Stenerbeiträge 
des  Einzelnen  (z.  B.  in  einem  System  passender  VerbrancbssteuerD) 
in  Verbindung  mit  anderen  Stenern  für  die  Siehemng  der  Deckung 
des  Finansbedarfs  genttgend  sn  sorgen  nnd  nnnmehr  gerade  dss 
Steuersystem  so  „ans zubauen dass  es  die  Steuerlast  gereebter 
TertbeiU.  Auf  soleben  boberen  wirfbsebaftlieben  Entwieklnngsstofcn 
ist  dann  auch  die  ökonomische  Möglichkeit  und  damit  die  richtige 
Zeit  und  Rechtfertigung  einer  socialpolitischen  Besteuernng 
gekommen:  jetzt  erst,  aber  jetzt  auch  wirklich  ohne  Be- 
denken für  die  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  und  Cultur.  Das 
führt  dann,  wie  unsere  Zeit  auch  lehrt,  zu  yeränderten  Rechte 
anscbaunngen  über  gerechte,  gleichmässige  Besteuerung  und  kflndet 
in  der  „Volksseele'^  den  Eintritt  der  socialen  Steuerepocbe  sa. 

{(.  486.  Soweit  nun  die  beiden  Grundsätze  der  AUgemebheit 
nnd  Oieiobmüssigkeit  im  Steuersystem  zur  Geltung  kommen  kSmen 
und  sollen,  werden  im  Einzelnen  die  Anforderungen  zu  stellen  und 
im  concreten  Fall  zu  prüfen  sein,  welche  in  den  früheren,  diesen 
Principien  gewidmeten  Abschnitten  erörtert  worden  sind.  Besonders 
wichtig  ist  dann  wieder  die  theoretische  und  practische  Untersnchang 
der  UeberwäTzung.  Je  nach  dem  Ergebniss  dieser  Untersuchung 
sind  Reformen  des  bestehenden,  wenn  auch  finanzpolitisoh  erprobten 
und  sonst  Tolkswirtbsebaftlieb  riebtigen  Steuersystems  yorsnnehmeii, 
und  zwar  in  yersebiedenem  Umfange  und  in  yerscbiedener  Art 


*)  S.  die  bamgL  AnaftlifaBfeD ,  aiB.  über  den  EinSn«  der  Technik,  ii  der 
zweiten  Aufl.  meiner  Gnindleg.  §•  104  fil,  nnd  übeibuiit  den  gnnaen  doitigM 
^  U»apubflchnitt  S.  184  C 
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Tom  rein  finanzieUen  und,  wenn  er  llberbaiipt  sehon  für  sallssig 

^Iten  darf,  vom  socialpolituchen  Standpnncte  ans. 

Ist  es  nach  gebührender  Rücksicht  auf  die  finanzpolitischen 
Grundsätze  und  im  concreten  Fall  auf  die  specielle  Finanzlage 
erlaubt,  so  kann  bei  bisher  thatsächlich  relativ  stärkerer  Belastung 
der  OAteren  Volksciassea  auch  in  der  rein  finanziellen  Be- 
Bteoeniog  eine  firleiehternng  derselben  in  der  Steuerlast  yor- 
geoommen  werden,  wenn  gleiehzeitig  die  besitzenden  oder  die 

I  Scbiebten  höherer  Einkommen bezttge  den  etwaigen  Ana- 
ftll  im  Gesammtertrage  der  Steuer  zn  deoken  vermögen,  denn 

1  TOD  einer  absolnten  Verminderung  des  letzteren  kann  bei 
der  regelmässif^en  Entwicklung  des  Fiuauzbedarfs  und  der  sonstigen 
ordentlichen  Einnahmen  nur  ausnahmsweise  die  Rede  sein.  Jene 
Erleichterung  lässt  sich  erzielen  durch  eingeschränktere  An> 
wendong  des  Priucips  der  Allgemeinheit  und  der  Gleiohmässig- 
ksit,  indem  z.  B.  die  unteren  Classen  von  gewissen  direeten 
Schätzungen  befreit  oder  darin  ermftssigt  oder  die  Ver- 
brauehssteuem  für  gewisse  Massenartikel  beseitigt  oder 
herabgesetzt,  dagegen  die  höheren  Classen,  um  wenigstens  die 
proportionale  Einkommenbesteuerung  wirklich  herzustellen, 
durch  strengere  Durchführung  und  an^^eniesseue  Pro- 
gressi  vsätze  der  (nominellen)  Einkommensteuern,  Einfügung 
von  Ertrags-  und  V erkehrssteueru,  Ausdehnung  der  Ver- 
brauchssteuern und  Erhöhung  ihrer  Sätze  fUr  Gennssmittel 
dieser  Classen  u.  a.  m.  stärker  belastet  werden. 

Wird  die  soeialpolitisehe  Besteuerung  bereits  ftbr  gereeht- 
ftttigt  und  durehftlhrbar  gehalten,  so  ist  in  der  eben  angedeuteten 
Biehtung  der  Brleiehterung  naeh  unten  zu  und  der  stär- 
keren Belastung  nach  ubeu  zu  nur  noch  conse  quenter 
lurt  zu  gehen,  wie  es  früher  dargelegt  wurde,  um  im  Ganzen 

,  die  Progr essivbesteuerung  herzustellen.  Daher  wohl  namentlich 
liier  noch  grössere  Einschränkung  der  Allgemeinheit 
dsr  Besteuerung  dnreh  Freiheit  aller  Personen  unter  einem  gewissen 

;  BeInge  des  Einkommens,  speeiell  des  Arbeitseinkommens  von 
direeten  nominellen  Einkommensteuern;  Verminderung, 
wenn  niehl  Aussehluss  der  Verbrauehsbesteuerung  noth- 

I  wendiger  Lebensmittel;  ferner  nur  leichtere  Belastung 
von  Volks- Genussmitteln,  in  solcher  Auswahl  und  mit 
solchen  Sätzen,  wie  es  z.  ß.  auch  nach  Rücksichten  auf  das 
öSentliche  Gesundheitswesen,  die  ^Sittlichkeit  u.  s.  w.  zweckmässig 
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enebelst  Dagegen  für  die  höheren  GUuuen  yerstSrkte  Ans- 
bildnog  und  stftrker  steigende  Sätze  der  Einkommei- 

steuer;  grossere  Entwicklung  solcher  Ertrags-  nnd  Ver- 
kehrssteuern, welche  tiberwiegend  den  Besitz  und  zwar 
den  grösseren  Besitz  treffen  (Kapitalrentensteuer,  Börsen- 
Steuern  u.  dgl);  Umgestaltung  der  Verbranchssteuem  in 
Steuern  vornemlioh  fllr  Genuss mittel  der  Wohlhabenderen  * 
oder  Verbindung  solcher  Stenern  mit  LuxusttenerB; 
ErhObnng  oder  Einftthrnng  allgemeiner  Vermögens- 
Stenern  nnd  Erbsehaftsstenem,  besonden  ftr  das  grössere 
Vermögen  n.  s.  w. 

Auch  hier  ergiebt  sich,  dass  es  sich  bei  der  Befolgung  der 
Grundsätze  der  Allgemeinheit  und  GleichmUssigkeit  im  Steuer- 
System  —  vollends,  aber  durchaus  nicht  allein,  in  einem  social- 
politischen  —  keineswegs  bloss,  und  gewöhnlich  nicht  einmal  in 
erster  Linie ,  um  die  Wahl  der  Steuergattungen  und  einzelner 
Hauptsteuem,  sondern  nur  nm  die  speciellere  Einriehftung 
einer  Stenern  um  die  Wahl  der  Artikel  und  Steuersfttte  bei  ; 
der  Verbranehsbesteuerung,  der  einzelnen  Stenern  im  Sebalsmigs-  \ 
oder  Ertrags-  nnd  Verkehrsstenersystem  nnd  um  die  Höbe  des 
Steuerfusses  in  diesen  und  in  nominellen  Einkommen-  nnd 
Vermögenssteuern    handelt.     Das  Verlangen,   ganze  Steuer- 
gattungen  aus  „Gründen  der  Gerechtigkeit"  principiell  an? 
dem  Steuersystem  auszuscbliessen,  selbst  wenn  etwa  steuertecb 
nische  oder  Gründe  der  Stenerverwaltung,  wie  es  leiebt  der  Fall  i 
sein  kann,  ebenfalls  dafür  sprechen ,  z.  fi.  die  Forderang  der  ein-  ; 
faehen  Aufhebung  der  Verbrauehssteuem  oder  Hanptarten  derselbeD,  | 
femer  der  Ertragssteuen,  der  Verkehrssteuem  oder  wemgstoss 
gewisser  Hauptbestandtbeile  derselben  (Gewerbe-,  Grand-,  Hau-, 
Immobilien  -  Besitzwechselsteuer  n.  s.  w.),  —  ein  solches  Verlangen 
scheitert  meistens  schon  an  der  unerbittlichen  Nothwendigkeit,  den 
Bedarf  zu  decken  und  an  der  Unmöglichkeit,  ihn  wenigstens  voll- 
ständig durch  andere  Steuern  decken  zu  können;  femer  an  dem 
Umstände,  dass  man  nur  so  die  volkswirthschaftliche  Stcuerqnclle 
riehtig,  d.  h.  Tollstündig  in  GMitribntion  setzt,  s.  B.  dareh  die 
Ertrags-  und  Verkebrssteueni  als  Olijeetsteoern.  Jenes  Yeriaagea 
entspriebt  aber  auch  gar  nicht  einmal  immer  der  Oe- 
reehtigkeit,  die  imGegentheil  z.  B.  bd  einfiicber  nnentgeltiiclier  i 
Authebung  lange  bestehender  Ertragssteuern  von  Immobilien  ge 
radezn  verletzt  würde.  Was  dagegen  unter  den  gemachten  Voraus 
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üettinigen  ftl1erding:s  cnlissig  und  dann  im  Interesse  gerechter 

Htenerrertheilung  zu  verlangen  ist,  das  ist  die  Modification 
innerhalb  einer  Steuergattung,  in  der  Einrichtung  einer 
einzelnen  Steuer,  in  den  Steuerobj  ecten,  Sätzen  und  Füssen 
die  £liminirang  eines,  die  Einfügung  eines  anderen  Glieds, 
an  so  im  Ganzen  das  gestellte  Ziel  der  rein  finanziellen  oder 
dar  soeialpolitiselien  Allgemeinheit  und  Gleiebmftssigkeit  der  Steuer 
nemcben.  Dass,  nebenbei  bemerkt^  eine  solche  Besch r&nknng 
des  Zieli  andi  in  der  Praxis  ricbtiger  ist  als  die  radieale  Umr 
stürziing  eines  ganzen  Steuersystems  nnd  zugleich,  dass  nnr  sie 
einer  gesunden  geschicbtlicheu  Entwicklung  entspricht,  bedarf 
keines  Beweises.^) 

Aus  dem  Vorausgehenden  folgt  auch,  dass  die  bislang  meistens 
aUein  übliche  Erörterung  Uber  proportionale  und  progressive  Be- 
itooerong  bloss  als  über  eine  Specialfrage  der  (nominellen)  Ein- 
kornmensteuer  den  Standpnnct  der  Betrachtmig  viel  zu  eng  und  su 
niedrig  nimmt  Man  hat  es  bei  dieser  Frage  yielmehr  mit  einer 
gans  allgemeinen  Grundfrage  des  Steuersystems  in  thmt^ 

D.  —  §.  487.  Die  ,,logi8chen''  Prineipien  der  Steuer- 
verwaltung, speciell  die  Postulate,  dass  die  Besteuerung  mög- 
lichst bestimmt,  bequem  und  mit  möglichst  kleinen  Er- 
hebungskosten verbunden  sei,  sind  für  die  Bildung  eines 
stenertechnisch  richtigen  Steuersystems  natürlich  ebenfalls  sehr 
wichtig.  Aber  sie  stehen  im  Rang  der  leitenden  Prineipien  auch 
hier  doch  wohl  erst  in  letater  SteUci  sowdt  sie  eine  selbständige 
Bedentnag  Teriangea  und  nieht  sehen  ohnehin  Im  ibiansielleny 
rolkswirthsehafdichen  und  im  Interesse  gereehtor  Steuervertheilung 
■it  befolgt  werden.  Sie  ergeben  sich  so  notiiwendig  aus  dem 
Wesen  nnd  den  Wirkungen  aller  BesteuerUDg,  dass  ihre  Betolgung 
„soweit  als  möglich"  selbstverständlich  ist,  weil  sie  die  Zwecke 
der  Besteuerung  sicherer  und  leichter  zu  erreichen  gestattet.  Aber 
in  den  Worten:  ^^weit  als  möglich"  liegt  eine  starke  Schranke 
der  Befolgung  dieser  Grundsätse  in  der  Praxis,  eine  Schranke, 
veiehe  auch  die  Theorie  beachten  muss,  indem  sie  in  den  Steuer- 
umallangsprindpieny  namentiieh  in  Betreff  des  Verlangens  nach 

^  Die  A«iiftiliq|in^nn  Im  ^axt  ithnmeD  im  Wesentlichen  mit  denjenigoa  Stein *8 

Ii  9.  Lehre  vom  Steuersystem  Uberein,  behandeln  aber  alisichtlich ,  wie  es  m.  E. 
Hiascbenswertli  iat,  an  sich  ganz  einfache  u.  leicht  vcratändiiche  Poncte  des  SteiMT- 
#Shw  tadi  «iaiuher,  ab  m  Stein  hier  Out  YgL  belllun  bes.  I,  447  464  IL 
'j  Hierin  stimme  ich  Stein  a.  a.  0.  z.  B.  S.  452  gegen  Keumnnn  nnd  nOe 
bUMrigen  Antoren  ganz  bei.  S.  o.  Vort>em.  S.  364. 
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mOgUeluiter  Beqnemtiolikeit  und  nach  Niedrigkeift  der  Erbebugi- 
ko8t6ii|  swar  settwtTeratftndfiche  Kliigfaeitmgeln  anerkennen^  aber 
ihnen  doeh  nnr  eine  nntergeordnele  eelbstftndige  Bedeutung  ftr 

die  Bildung  des  Stenersystems  einräninen  wird. 

Denn  die  v  o  r  a  n  g  e  h  e  n  d  e  n  finanzpolitischen,  volkswirthschaft- 
licben  nnd  Gerechtigkeitspostulate  lassen  sich  eben  vielfach  nicht 
genügend  erfüllen,  ohne  Hintansetzung  von  steuerverwaltiings 
technischen  Forderangen,  wenn  aach  eine  Harmonie  dieser  mit 
jenen  ohne  Zweifel  das  Steoersystem  YoUkommener  macht  nd 
sehie  Leistongiilüugkeit  steigert 

Je  einfaeher  das  Stenersystem  ond  die  Einriehtnng  der 
Gksammtbestenemng  nnd  der  «nselnen  Stenern,  deeto  gflnstiger 
im  Allgemeinen  die  Lage  der  Stenervcrwaltung;  desto  be- 
quemer, wenigstens  in  manchen  riincten,  das  Steuerweseii  llir 
das  Volk;  desto  leichter  die  scharfe  Bestimmtheit  der 
einzelnen  gesetzlichen  und  Ausführungs-Vorschriften; 
desto  niedriger  mitunter  auch  die  Erhebnngskosten.  Aber 
die  finanzielle  Rücksicht  auf  die  Deckung  des  Bedarfs,  die 
Tolkswirthsehaftiiehe  auf  richtige  ▼oUstftndige  Belaatong  der 
wahren  Steneiqselley  die  Rfleksicht  anf  gerechte  Stenerver- 
theilnng  bedingen  gerade  ein  ans  mehreren,  selbst 
ans  vielen  und  yerschiedenartigen  Steu ern  zusammen- 
gesetztes Steuersystem.  Diese  Steuern  verlangen  aus  deo- 
selben  Rücksichten  oft  wieder  eine  complicirte  Einrichtung 
in  Bezug  auf  Veranlagung,  Erhebung  u.  a.  m.  Da  müssen 
denn  die  Rücksichten  auf  die  vortheühafteste  Tcrwaltangsteehnisobe 
Seite  der  Stenern  zurücktreten. 

Diese  Schwierigkeilen  wachsen,  weil  die  einseinen  Anforde- 
rungen steuerteehniseher  Art  Öfters  selbst  mit  dnaiider  in  Wkltf- 
spmcb  stehen,  ja  sieh  wohl  direet  anssehliessen.  Besonders  „bequeü'' 
ist  z.  B.  nach  einer  Seite  wenigstens,  eine  Steuer,  welche  der  B^ 
steuerte  nicht  unmittelbar  fühlt,  wie  etwa  die  Verbrauchssteuer, 
die  er  im  Preise  eines  Artikels  mit  bezahlt.  Aber  eine  solche 
Steuer  entbehrt  eben  deshalb  des  Merkmals  der  festen  Bestimmt* 
heit  nnd  ihre  Erhebung  macht  oft  besonders  hohe  Kosten  undfie- 
Ittstigungen.  In  diesen  Beziehungen  hat  eine  feste  directe  Steaer, 
z.  B.  eine  Ertmgssteuer,  Vorsllge,  aber  sie  wird  oft  ftir  besonders 
unbequem  gelten. 

An  den  Hanptarten  der  Stenern  und  der  Systeme  d«r  Er 
hebung  und  Einrichtung  (Veranlagung  u.  s.  w.)  lässt  sich  leidit 
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nii^ii,  wie  die  und  die  Forderang,  welche  ans  finaasieUeny  Tolks- 
nirtfaschalUiehen  mid  Gereehtigkeit^grfliideii  an  das  Steuersystem 
gestellt  wird,  mit  einer  oder  mehreren  verwaltongsteohnisehen 

Fordemngen  in  Widersprach  gerSth,  Die  indirecten  Ver- 
brauchssteuern auf  verbreitete  Consumptibilien  bedürfen  wir  um 
ihrer  unersetzlichen  Ergiebigkeit  Willen,  auch  weil  sie  gewisse 
gtenerfähige  und  mit  Recht  noch  steuerpflichtige  Theile  des 
Volkseinkommens  allein  oder  am  Besten  besteuern.  Aber  solche 
Stenern  erheischen  unvermeidlich  einen  grossen,  kostspieligen 
und  fflr  den  Verkehr  wie  fttr  die  Besteuerten  oft  ausser- 
ordentlieh  l&stigen  Erhebnngs-  und  Controlapparaty  so 
dsss  die  Regel  der  Bequemlichkeit  und  der  niedrigen  Erhebungs- 
kosten gewöhnlich  sehr  verletzt  wird.  Jene  Stenern  Verstössen 
ferner  stark  gegen  den  Grundsatz  der  Glcichmässigkeit. 
Deswegen  niuss  das  Steuersystem  wieder  durch  andere,  entgegen- 
gesetzt wirkende  Steuern,  wie  z.  B.  directe  Einkommensteuern,  er- 
^kaX  werden.  Dadurch  wird  es  aber  für  die  Verwaltung  wieder 
eomplicirter  und  kostspieliger.  Objectsteuern,  wie  die 
Ertrags-  und  die  Verkehrs  steuern,  sind  nothwendig,  um  die 
ToIkswirihaehafUiche  Steuerquelle  richtig  su  treflTen.  Sie  machen 
sber  wieder  manche  Schwierigkeiten,  die  Ertragssteuem  besondere 
Kosten,  die  Verkehrssteuem  besondere  Belästigungen,  und  zwar 
um  80  mehr,  zumal  die  ersteren,  wenn  sie  gerecht"  vertheilt 
werden  sollen,  was  umfassendste  Aufnahmen,  Katasterarbeiten  u.s.  w. 
Toraossetzt. 

Man  wird  daher  bei  der  Bildung  des  Steuersystems  die  Postolate 
der  Steuenrerwaltung  nach  Möglichkeit  berticksichtigen 
Dilssen,  aber  sich  keiner  Uusebung  dartlber  hingeben  dürfen,  dass 
äe  gerade  hierbei  ziemlieh  in  den  Hintergrund  treten. 
6ew9hiilich  werden  sie  nur  unter  ttbrigens  gleichen  Um- 
ständen fllr  oder  gegen  eine  Steuer  oder  Steuereinrichtung,  Er- 
hebung u.  s.  w.  den  Ausschlag  geben  können,  besonders  wohl  öfters 
das  Gewicht  sonstiger  Gründe  für  oder  gegen  steigern  oder  ver- 
mindern. Darfiber  hat  sich  die  Praxis  begreiflicher  Weise  auch 
ttets  viel  weniger  getäuscht,  als  die  nach  der  „besten^'  Steuer 
nehende  Theorie. 

In  zweierlei  Hinsicht  ist  die  Frage  nach  der  Berllck- 
liebtigung  der  Fostulate  der  Stenerrerwaltung  aber  auch  wieder 
sne  durehaus  historisch-relatiTe.  Einmal  nemUch  ermttg- 
Beben  ot\  -er^t  die  Fortschritte  der  Volkswirthschafl,  besonders  der 
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Productionstechniki  des  öffentlichen  Wohlstands,  dann  überhaupt 
wiflsensohaftliolie  mid  sonstige  Fortschritte  solche  stenerteehnisehe 
Verbessenmgen  in  den  Stenerarten  vnd  StenereinriehtmigeD,  velehai 
Mher  etwa  aadeie  Bedenken,  wie  die  Gefiihr  venninderten  Ertrags, 
unrichtiger  Vertheilong  der  Stenerlast  n.  s.  w.  entgegenstanden. 
In  solchen  Fällen  müsscu  gerade  im  Interesse  besserer  Steuer- 
technik die  betreffenden  Reformen  verlangt  werden.  Dergleichen 
kommt,  wie  sich  in  der  speciellen  Steuerlehre  zeigen  wird,  nicht 
selten  vor  und  auf  verschiedenen  Gebieten  des  Steuer wesens.  Man 
macht  z,  B.  Fortschritte  im  Vermessnngs-  und  Abschätznngsfer- 
fahren  nnd  kann  dann  die  Gmndsteaem  xefonniren  oder  rationelle 
Gmndstenem  erst  einfttbreni  oder  man  erfreut  steh  eines  gesteige^ 
ten  RechtsgefUbls  nnd  einer  höheren  Bildung  der  BerOlkenuig  aid 
kann  daher  zu  einfacheren  und  wohlfeileren  Steuern,  z.  B.  zu  Em- 
kommensteuern  greifen  oder  diese  im  Steuersystem  ausdehnen. 
Am  liemerkensw^erthestcn  sind  wohl  gewisse  technische  Fortschritte 
im  Steuerverfahren  selbst  bei  gewissen  indirecten,  imAnschlnss 
an  die  Frodnotion  aufgelegten  Verbrauchssteaenii  wodorcb 
aus  rein  stenerteohnisehen Grtlnden  Aendonngen  möglich 
oder  selbst  im  Interesse  der  Prodnetion  nnd  der  gleielmiMgen 
Stenenrertheilmig  geboten  weiden ,  so  bd  der  Bestenerang  dei 
BranntweinSi  Znokers  n.  a.  m. 

Sodann  bringt  es  umgekehrt  die  Entwicklung  der  Volks- 
wirthHcbatt,  des  Communicationswesens,  des  Verkehrs,  des  öffent 
liehen  Lebens  u.  s.  w.  auch  wohl  mit  sich,  dass  gewisse  Steuern 
oder  Steuereinrichtungen,  Erhebungsformen  u.  dgl.  ausserordeut- 
lich  lästig  werden^  besonders  zur  Defraade  anregen,  so 
anoh  steigende  Kosten  machen,  unergiebiger  nnd  nngleioh- 
mässiger  werden.  So  kann  es  z«  B.  mit  direeten  Personalstenen 
anf  die  unteren  Ctesseni  mit  gewissen  Arten  Ton  Zöllen,  mit  sttdti- 
sohen  Thorstenem  (Oetrois),  mit  gewissen  Verkehrsstenem  gehes. 
Da  bei  einer  solchen  Entwicklung  der  Dinge  Ersatz  durch  andere 
passende  Steuern  gewöhnlich  nicht  sehr  schwer  sein  wird,  dürlen 
hier  wohl  die  steuertechnischen  Rücksichten  für  sich  den  Anc 
schlag  gegen  solche  Steuern  geben:  ein  Gesichtsponct,  wekher 
bei  neueren  Steuerreformen  nicht  selten  massgebend  war.*) 


So  spnchea  z.  B.  die  SchwieiigleiteB  der  Erhelmiig  der  pvtnm,  ClewMiliwwr  ; 

in  den  onteren  Stufen,  die  L'-gion  d<T  Mahnunifon,  ExecntilNieD ,  dio  Kosten.  d*s  so 
erregte  Odiuui  Iieute,  bei  Frei/iiirigkcit  u.  a.  w.«  wesentlich  mit  für  die  Anfbebooj 
dieser  Steuer  fUr  kleinere  Einkommen. 


I 

Digitized  by  Google 


3ö7 


2.  Abschnitt. 

Qcbcnlelil  Uier  die  larmidsflse  ier  f  «eUditlielicii  Bitwicklinf 
des  Sleoersystewi  od  der  Stewrwtei« 

Ein  be2U($licher  AbsclmiU  felilt  bei  Kau,  ciozdue  liierlier  gehörige  Notizen  ia 
MiMf  flpM>  SteneridiTe.  Anoh  Stein  gtobt  I,  402  £  in  s.  «dementen  der  tieeehichte 

de-  Steuerwesi  ns"  nur  eine  Uebersicht  über  die  Entwicklung  der  Gesammt-Besteuerung 
unter  Hervorhebung  der  leitenden  Principien  in  den  Hauptperioden,  welche  er  unter- 
scheidet Erat  in  der  spec.  Steuerlehre  liudeu  sich  dann  bei  jeder  einzelnen  grösseren 
Stonergnippe  Süssen  infer  gesoUehÜ.  EntwicUnng.  IHe  Anfgnbe  dieses  iLlMch^ts 
ist  eine  andere:  es  soll  gezeigt  werden,  wie  die  fortschreitende  quantitative 
und  namentlich  qualitative  Differenzirung  di^s  Nationaleinkommens 
Q.  Vermögens  bei  den  Kinzelwirthschaftcn,  wesentlich  die  l-olge  wachsen- 
dem, immer  feinerer  Arbeitstheilang,  mit  Nethwendigkeit  sn  einer 
immor  stärkeren  u.  rationelleren  Specialisi ru ng  der  Be^ateuening  u.  zur 
Entwicklung  (nne^^  comj)licirten  Steuersystems  führen  niuss,  woftlr  ('l)on  die 
?eschichtlic  hen  Tha tauchen  die  Belege  bilden.  Wie  sU-is ,  so  hat  auch  hier 
iie  „Geschichte**  Tor  Allem  die  Anfgabe,  für  die  nach  der  Methode  der 
L»<^<1ortion  allgeleiteten  „allgemeinen  Sätze"  oder  ,,(jesetze'*  als  C  o  n  trol  m  i  tt  e  1  und 
Verifications verfahren  zu  dienen  und  sodann  im  Einzelnen,  namentlich 
da,  wo  die  Deduction  wegen  der  Complicirtheit  der  Verhältnisse  schwieriger  anzu- 
Teoden  wild,  daslfeteiiel  En  Inductionsschlassen  in  liefern,  durch  weldie  ans 
!e  n  Th  at  sacb  en  selbst,  als  den  Wirkungen  von  hypothetisch  angenommenen 
oder  unbekannten  Ursachen,  das  „allgemeine  Principe  der  Entwicklung  der 
Sleieaiten  ««indncirt"  wird.  Es  liegt  aber  nicht  allein  nn  der  ünToUkommenheit 
dar  IdAeifgeB  geschichtlichen  Unteisuchungen ,  bei  denen  kaum  auch  nar  elf  ein 
solohes  allgemeines  fikonoini«  hcs  und  sociales  Kntwicklungsprincii»  (ia<  Anir«'nmerk 
Seknkt  wurde,  sondern  im  Wesen  dieses,  wie  alles  nationalökonomischeu  „Stoli's", 
da«  die  Dednction  dnnernd  meh  hin  den  Vorraiw  lieliitt.  Die  Gefkbr  f tlsclier 
GeaeraUsationen  ist  dabei  hier  wie  sonst  auf  dem  Gebiete  der  VoILiwirthschaftslehrc 
ni'ht  zu  längnen.  Man  vonneidet  sie  freiliili.  wenn  man  sich  bloss  auf  die  Stotf- 
a&häofang  und  Zusammenstellung  beschränkt,  aber  mit  jener  „Gefahr"  fällt  auch  die 
HSdlchkelt  fort,  zu  allgemeineren  Ergebnissen  zu  gelangen,  anf  die  es  schlienlich 
ii  der  Wissenschaft  allein  ankommt. 

Die  einzige,  aber  freilich  höehsf  bedeutende  Vorarbeit  für  die  Lösung  der  be- 
Bd^eten  Aufgabe  sind  Kodbertus  classische  Arbeiten  tlber  aiiröm.  iSteuergeschichte. 
&  bes.  oben  S.  192  Veto  S4.  Dieser  gedankenreiche  „historische**  National- 
^om  liefert  f&r  das  rOm.  Kaiserreich  den  Beweis  im  Einzelnen,  den  ich  im  Folgen- 
den für  die  Besteuerung  fortschreitender  Cul  tu  r  Völker  überhaupt  zu 
bnagen  suche.  Die  erste  Anregung  verdankt  dieser  Versuch  somit  Kodbertus. 
Stein  hat  die  ganze  Anf)^be  wohl  nnr  an  sich  forbeigehen  Isssen,  weil  er  diese 
iüstorische  und  z  u  g  1  e  i  c  Ii  i>  r  i  u  c  i  p  i  e  1 1  e  Auffassung  des  Wirthschaftslebens .  wie 
si*.  Kodbertus  vertritt,  überhaupt  nicht  gewonnen  hat.  Auch  bei  Schmoll  er  indem 
Khöaen  Aufs,  über  die  Epochen  der  preuss.  Finanzpolitik  fehlt  doch  zu  sehr,  neben 
d«  fein  historisehen,  die  nationalSkonomische  Behandlung  der  einschlagenden 
^'^?^n .  80  dass  nur  eiuMlne  Asmerlnuigen  m  ihm  in  den  Kähmen  der  folgenden 
irörterungpn  fallen. 

Eine  allgemeine  Stcuergeschichte ,  iu  vergleichender  Weise  gearbeitet, 
fiUtneeh  ganz.   Die  specielle  Stenergesohichte  einzelner  Staaten  nnd  Zeiten  ist 

selbst  noch  zu  wenig  ausgebildet,  um  vnllstrmdiges  Material  zum  Beleg  n.  zur  Controle 
far  die  Untersnchung  in  diesem  Abschnitt  zu  bieten.  Sie  liefert  aber  immerhin  schon 
maachen  branchbaren  Stoff.  S.  die  betrellcnden  Schriften  zur  Finanzge.«K;hichte  über- 
kiopt  n.  zur  Stenergeschichte  speciell  im  1.  B.  1.  Aull.  8.  27,  2.  AniL  8.4()  u.  oben 
S.149.  Die  Belege  für  die  einzelnen  Ausfuhrun^en  u,  Sät/e  im  Text  lassen  sieh  aus 
dir  Stenergeschichte  der  in  Betracht  kominenden  aoüken,  mittelalterlichen  u.  modernen 
VHker  unschwer  zusammenstellen,  liefern  aber  doch  den  förmlichen  Beweis  dafttr 
nicht  genOgend,  weil  man  sich  dabei  unvermeidlich  auf  die  mehr  notizen artige 
Uerroriiebttig  eiazdner,  wenn  auch  characteristischer,  Thatsiohen  beschrAnkon  mnsa. 

2b* 
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Idi  Itabe  os  roigeiofan,  in  einem  Anhang  «m  Scbloas  dieees  Bandes  dt» 

Stenerwesen  einiger  wichtigeren  Länder  nnd  Perioden  in  einem  Inirzen  historodieB 
Ueborblick,  aber  doch  im  Zusammenhang,  vorzuführen.  Dadurch  werden  Belege  für 
die  im  Text  Entwickelte  geliefert  n.  zogleich  andere  finanzwifleenschnfUiehe  n.  man- 
statistische  Interessen  besMr  befriedigt,  ala  durch  das  HeransrekHea  einzelner  steoer- 
gcschichtlicher  und  stenerstatistischcr  Thatsachen  ans  <lem  Zusammenhang.  Dieser 
Anhang  gehört  daher  auch  zu  der  ganzen  „allgemeinen  Steuerlehre",  für  deren  rer- 
schiedene  Abschnitte  er  manches  l&toiische  Haterinl  tom  Beleg  nnd  rar  Etgliaug 
liefert  ^Mcielle  Belege  in  Noten  sind  deshalb  im  folg.  Abschnitt  unterblieben,  Ul 
Wiederhonngen  zu  rcrmeidcn.    Weiteres  in  der  specidien  Stenerlehre. 

L  —  §.  438.  Die  Aufgabe.  BeTor  vom  nächsten  (3.)  Ab- 
sebnitt  an  die  Aufgaben  nntennebt  werden,  welche  für  die  FSnans- 
wissensohaft  in  Bezug  auf  die  Bildung  des  Stenerayatems  selbst 

vorliegen,  soll  in  diesem  Abschnitt  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung des  Steuersystems  in  den  Grundzahlen  vur- 
gelUlirt  werden.  Es  handelt  sich  dabei  um  die  Gewinnung  ge- 
wisser allgemeiner  Sätze  (oder  „Gesetze'')  der  Entwicklung, 
wie  sie  aus  dem  Wesen  der  Voikswirthsebai't  und  der  wirthscballeu- 
den  Menschen  einer-,  aus  den  geschichtlichen  Thatsachen  im  Leben 
von  fortschreitenden  Gulturvölkem  andrerseits  zu  abstrahiren  sind. 
Em  solches  Verfahren  der  „Generalisation"  nnd  der  i^Abstraction'' 
ist  auch  hier  geboten,  und  zwar  zunächst  im  Interesse  der  wissca- 
schaftlichen  Erkenntniss  und  des  Verständnisses  der  einzelnen  ge- 
schicbtliclicn  Vor^'iin^e,  die  in  der  Wissenschaft  der  Politischen 
Oekonomie,  daher  auch  in  der  Finanzwissenschal't  nicht  schon  als 
solche,  sondern  nur  als  S}  mi)tome  und  Belege  der  gesetzmässigen 
£ntwicklung  und  des  Typischen  der  Erscheinungen  in  Betraebt 
kommen;  sodann  im  Interesse  der  besseren  Lösung  der  theoreti- 
schen und  practischen  Aufgaben  fttr  die  Bildung  eines  richtige 
Steuersystems  selbst,  weil  dabei  immer  möglichst  an  die  gesebiefat- 
liche  Entwicklung  anzukntipfen,  die  bestehende  Besteuerung  daher 
nicht  umzustossen,  sondern  eventuell  nur  zu  reformiren  ist.  Kleine 
Wiederholungen  von  Puncten,  welche  in  diesem  Abschnitt  berührt 
werden,  lassen  sich  bei  dieser  Behandlungsweise  in  den  folgenden 
Abschnitten  nicht  ganz  vermeiden.  Die  Betrachtungsweise  ist  da 
bei  aber  eine  verschiedene:  jetzt  ist  vomemlich  nur  die  Entwick- 
'  lung  selbst  in  üiren  Grundziigen  darzulegen,  um  festzustellen, 
„was  ist''  und  „was  und  wie  es  geworden  ist'%  wobei  die 
Beurtheüung  der  Zweckmässigkeit  zwar  zum  Behuf  der  Erklärung 
nicht  immer  ganz  zu  vermeiden  ist,  aber  in  zweite  Linie  tritt  In 
den  Abschnitten  von  der  liDauzwissenscbaftlichen  Bildung  des  Steuer- 
svstems  handelt  es  sich  dagegen  um  die  Beantwortung  der  Fragen 
„was  sein  soll''  und  „warum  es  sein  soll^',  damit  das 
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SlÄenysiein  theoretisch  richtig  und  practiseh  brauchbar 
und  in  möglichster  UebereiiistiiDmiing  mit  den  obersten 
Stenerprineipien  sei.  Der  Hinweis  anf  die  geschichtliche  Ent- 
wicklnng  und  auf  die  bestehende  Einrichtung  des  Steuerwesens 
bat  dabei  aber  öfter  mit  zu  Zwecken  der  Beweisführung  zu  dienen. 

Die  hier  eingeschlagene  Behandlungsweisc  ermöglicht  dann 
anch  wohl  in  formeller  Beziehang  eine  bessere  Uebersiebt  sowohl 
der  Entwicklung  der  Besteuerung  als  der  zu  lösenden  Steuer- 
Probleme.  Bei  dem  grossen  Umfang  der  Angaben  in  Besng  anf 
die  finanawissensehafllicbe  Bildung  des  StenersTStems  würde  es 
sonst  nicht  leicht  sein,  den  Faden  der  geschichtlichen  Entwicklang 
des  Stenersygtems  immer  im  Auge  zn  behalten. 

II.  —  §.  439.  Abhängigkeitsverhilltnisse  der  Steuer- 
entwicklung. Die  geschichtliche  Entvvicklnng  des  Steuersystems 
oder  m.  a.  \V.  der  einzelnen  Steuerarten,  welche  practiseh  als  ein 
solches  System  —  wenngleich  vielleicht  nur:  wohl  oder  ttbel  — 
foDgiren,  hängt  regelmässig  mit  den  früher  besprochenen  inneren 
politischen  nnd  mit  den  socialen  Verhältnissen  snsammen. 
Ueberwiegend  ist  sie  aber  stets  durch  die  Entwicklung  der 
Volkswirthschaft  selbst  bedingt:  direct  und  indirect,  daher 
letzteren  Falls  wieder  durch  das  Mediam  der  inneren  politischen 
und  socialen  Verhältnisse,  die  sich  ihrerseits  unter  dem  Kinfluss 
der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  umändern.  Namentlich  die 
anf  dem  Princip  vermehrter  und  feinerer  Arbeitstheilung 
beruhende  Entwicklung  des  privatwirthschaftlichen  Systems 
üi  der  Volkswirthschaft  und  seiner  Rechtsordnung  für  Besitz 
(Eigenthnm)  und  Erwerb  ist  der  entscheidende  Factor  auch 
flr  die  Entwicklung  des  Steuersystems  und  der  Steuer  arten. 
Bsergiebt  sich  hier  eine immergrössereundmannigfaltigere 
quantitative  nnd  anch  qualitative  Differenzirung  des 
Volkseinkommens  un d  Vol ks v e rmöge n s,  der  sich  die  Be- 
stenerung  durch  ihre  Specialisirung  und  systematische 
Aasbildung  anpassen  muss  und  factisch  anpasst. 

Gewisse  gemeinsame  Grundzttge  in  der  Steucrentwiek- 
liBg  fortschreitender  Cnltnrvölker ,  bei  aller  Verschiedenheit  im 
Ciudneni  sind  daher  von  vomherem  wahrscheinlich  und  werden 
dureh  die  Erfohmng  bestätigt.  Denn  sie  gehen  aus  der  relativen 
CUdchartigkeit  der  Tolkswirthschaftlichen  und  der  damit  zusammen- 
singenden rechtlichen  und  technischen  Verhältnisse,  der  Arbeits-, 
Erwerbs-  und  Besitztheilung  hervor.   Die  öffeutlicheu  Ge- 
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mcinwirthschaften  entwickeln  sich  und  steigern  ihren  Finanz-  i 
bedarf,  zogleioh  tun  ao  mehr,  je  aiehr  die  Natu  rat  wirthschaft 
im  Vei^ehr  dnrch  die  Geldwirthsehaft  Terdrftiigt  wird  vnd  dem-  ' 
nach  anch  unmittelbar  rerlangte  nnd  geleitete  Dienste  | 
(Wehrwesen!)  dnrch  solche  Dienste  ersetzt  werden,  tther  welche 
erst  mit  Hilfe  von  Geld  oder  wenigstens  von  naturalen 
Sachgütern,  die  zur  Zahlungsleistung  dienen,  veHligt  wird. 
Erst  hier  wird  der  öffentliche,  besonders  der  Staatsbedart 
immer  mehr  Finanz  bedarf.  Zar  Deckung  desselben  reichen  die 
oft  sogar  absolut  sich  vermindernden  Domanial-  und  gebtthren- 
artigen  Einnahmen  nieht  aus:  die  Steuerwirthschall  mnss  sich 
entwickehi.  Diese  kann  aber  ihre  Zwecke  nur  eneieheii,  wenn 
sie  wenigstens  einigermassen  der  quaatitatiTen  und  qualHati?«! 
Differenzirung  des  Volksvermögens  und  Volkseinkommens  folgt. 
Daher  muss  sich  die  Besteuerung  selbst  entsprecheud 
differeiiziren:  ein  Process,  den  man  das  „Gesetz  der  Diffe- 
renzirung des  Steuersystems'^  nennen  kann. 

Nur  scheinbar  steht  damit  eine  bekannte  andere  WahrnehmnDg, 
die  besonders  im  europäischen  Mittelalter  und  von  da  bis  in  dto 
Neuzeit  hinein  hervortritt,  in  Widerspruch:  nemfieh  das  Vor- 
handensein zahlreicher,  ja  fast  zahlloser  TerschiedeB- 
artiger  Abgaben  yersehiedensten  Namens^)  gerade  io 
früheren  Zeiten  unter  unentwickelteren  Staats-  und  Wirthschafts- 
verhältnissen  und  die  allmähliche  Aufhebung  oder  Zusammen- 
zieh unj^  dieser  Abgaben  in  einige  wenige  allgemeine  Hauptsteuem 
oder  die  Ersetzung  jener  durch  letztere:  also  gerade  eine  Ver- 
einfachung des  Steuersystems  als  Product  der  geschichtlicheD 
Entwicklung.  So  weichen  z.  B.  die  unzähligen  Grundabgaben 
versohiedenen  Ursprungs,  Art  und  Namens  der  einen  einheiliiiehon 
6  runds  teuer,  die  maneherlei  Abgaben  der  Gewerke  der  einen 
allgemeinen  Gewerbesteuer,  die  verschiedenen  Bergwerks- 
abgaben der  einen  allgemeinen  Bergwerksteuer,  die  mehr- 
fachen Personal-,  Kopf-  und  ahnlichen  Steuern  der  einen 
allgemeinen  Einkommensteuer.  Allein  dies  sind  eben  nur  stener- 
technische  Vereinfachungen  in  der  Stcuerverwaltung  und  Aas- 
seh  ei  düngen  von  Abgaben,  welche  keinen  oder  keinen  reineo 
Steuercharacter  besitzen«  In  den  älteren  mannigfadhen  Grand- 


')  Lang  hiät.  Entw.  spricht  im  Vorwort  von  7dO  Arten  Abgaben!  Und  fuhit 
lalilraiehe  in  seiii«m  Weiko  auf. 
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vaA  Gewerbeabgaben  waren  neben  stenerrechtlicben  grnndherr- 
liehe  nnd  gebtlbrenartige  Elemente  versebiedenBter  Art  ent- 
halten, wie  sie  früheren  politischen  und  wirthschaftlichen  Rechts- 
ordnungen entsprachen.  Diese  Elemente  werden  grossentheils 
beseitigt  und  dadurch  entsteht  schon  eine  grössere  Einfachheit. 
In  den  übrigen  verschiedenen  Abgaben  wird  aber  das  Gleich- 
artige erkannt  nnd  sie  werden  demgemäss  zu  einer  Hanptstener, 
I»  B»  der  Grandsteaer,  aweekinttsflig  vereinigt  Aber  gerade  da- 
bei wird  es  dann  nm  so  ersiobtliebery  dass  gewisse  Einkommen) 
Efträge,  YennOgensobjecte  n.  s.  w.  wegen  der  eingetretenen 
Entwieklnng  des  privatwf rtbsebaftlicben  Systems 
durch  die  bisherigen  Steuern  und  deren  neuere  Stellvertreter  nicht 
oder  nicht  gentlgend  getroffen  werden:  daraus  entspringt  dann 
wieder  um  so  mehr  die  zwingende  Nothwendigkeit  einer  Difte- 
renzirung  der  Bestenerung  und  der  Ausbildung  eines 
eigentlichen  Steuersystems.  Diese  Erscheinung  kann  also 
isebt  woU  gleiebzeitig  mit  einer  Vereinfaebnng  der  bistorisoh  Über- 
kommenen, aas  sablreioben  Spielarten  einer  Steneigattang  be- 
stebeoden  einadnen  Stenern  bervortreten,  vHe  dies  in  der  neueren 
8tenerge8chichte  der  europäischen  Völker  ancb  der  Fall  war.  — 

Die  folgende  Skizze  schliesst  sich  an  die  früher  gegebenen 
Eintheilungen  in  Erwerbs-,  l^esitz-  nnd  Gebrauchs  steuern 
oder  in  w e s e n  tl i c h  d i  r e  c t  erliobene  Schätzungen  und  meist 
iadirect  erhobene  Verb  rauch  Stenern  an  (§.  334ff.  u.  u.  §.  452  ff.). 

A.  —  §.  440.  Schätzungen.  Primitive  Verhältnisse. 
Direete  Grund-  und  Personalsteuern. 

Die  direete  Scbataung  entspricbt  den  einfacben  VerbSltnissen 
dff  unentwiekdten  Volkswirtbscbaft  bei  geringer  Arbeitstbeflung. 
Sie  bildet  daher  auch  regelmässig  einen  der  Ausgangspuncte  der 
Bestenerung,  nur  dass  gewisse  theils  gebühren  artige,  theils  steuer- 
artige indirecte  Abgaben,  wie  namentlich  Ziille  und  Marktgelder, 
(j.  445  ff.)  bei  einzelnen  Völkern  wohl  öfters  vorangehen. 

l)In  primitiven  Zuständen  des  Volkslebens,  jedoch  die 
Sesshaftigkeit  und  den  Uebergang  zu  regelmässigem  Acker- 
Uu  bereits  als  erfolgt  vorausgesetzt,  finden  sieb  namentlieb  ge- 
wine  Objeet-  und  Realsteuem  (wenn  auob  nicbt  immer  gleicb 
iduurf  des  rein  realen  Characters),  besonders  Grundsteuern. 
Dteu  treten  aber  nicht  selten  früh  Personal  steuern,  k  opf  Steuer - 
artige,  wie  Heerd-,  Farailiensteuern ,  oder  eigentliche  Kopf- 
steuern. 
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a)  Die  Grundsteuern  Bind  nicht  immer  reine  Steuern,  sondern 
öfters  Terbnnden  mit  oder  henrorgegnagni  ans  grundherrliehen 
nnd  fthnlielien  Abgaben,  wdehe  an  die  Gemein sehaft  od«r  deren 
Vertreter  (König,  Fürst)  als  Entgelt  fttr  die  üeberlassaog 

von  öffentlichem,  Gemein-,  fürstlichem  u.  s.  w.  Boden  zur  Nutzung, 
entrichtet  werden  (mittelalterliches  Grund  z  i  n  8  wesen).  Ganz  all- 
gemein sind  Abgaben  vorwaltend  letzteren  Characters  in  unter- 
worfenen Ländern  fUrdieursprUngliolienLandesbewobner, 
die  im  Grundbesitz  belassen  wurden,  nnd  auf  erobertem  Boden, 
(wie  im  deutschen  Mitteialtery  in  der  sweiten  Hälfte  desselb«!  be- 
sonders auf  dem  slawischen  Boden  Ostlieh  der  Elbe)  filr  die  neues 
Ansiedler,  denen  Grundstücke  zum  Anban  ttbwlassen  werdes 
(„KOnigszins"  u.  dgl.).  Dem  Preiheitsbegriff  in  den  älteren  ger- 
manischen Verhältnissen  widersprach  aber  auch  eine  Grun  dsteuer 
vom  eigenen  Boden  des  Freien.  Bei  der  wesentlichen  Gleichheit 
der  ökonomischen  Lage  und  Landvertheilung,  der  landwirthschaft- 
lichen  Guts-  und  Bewirthscbai'tungseinheiten  (Hufen)  und  des  Acker- 
hansystems  *  unter  ganz  extensiver  Landwirthschaft  sind  die  von 
den  einzelnen  selbständigen  Besitsem  sn  zahlenden  Gmndabgaben 
und  Grundsteuern  meistens  gleich  hoch.  Sie  pflegen  sieh  dam 
auch  als  feste  Lasten  oder  Beuten  zu  flxhren  and  stellen  so  ehras 
bleibenden  Antheil  des  Staats  u.  s.  w.  am  Grnndertrage  dar.  Auch 
in  den  Wohnplätzen  selbst  (Dörfern,  Höfen,  dann  später  in  den 
Städten)  finden  sich  solche  Grundabgaben  ähnlicher  Art  und  Ent- 
wicklung. Aus  ihnen  entsteht  wohl  mitunter,  aber  gewöhnlich  erst 
spät,  eine  besondere  Haussteuer,  welche  an  die  Stelle  der 
Grundsteuer  oder  selbst  neben  sie  tritt  Der  Ökonomischen  Thst- 
Sache  I  dass  das  Grandeigenthum  und  seine  Bewirthschaftu^  die 
wesentliohste  Erwerbsquelle  des  Volks  in  diesen  Zeitaltem  is^  est- 
spricht  diese  vorherrschende  oder  alleinige  Gnmdbesteaenmg  toür 
kommen. 

b)  Per  so  na  labgaben  als  solche  sind  bei  freien  Völkern 
Überall  besonders  missliebig.  Sie  finden  sich  daher  anfangs 
gewöhnlich  nur  in  ausserordentlichen  NothiUllen,  z.  B.  zur  Be 
wältigung  einer  Kriegsnoth,  zur  Abzahlung  eines  Kriegstributs- dei 
Staats  oder  Volks  an  die  Fremde,  nicht  als  bleibende  Einriefatong. 
Als  letztere  kommen  sie  am  Meisten  bei  unterworfenen  Völkern 
oder  bei  Volksclassen  vor,  denen  die  volle  Volksfreiheit 
fehlt.  Die  Form  einer  gleichen  Heerd*  oder  Familien steoer 
oder  einer  wirklich  allgemeinen  oder  auf  gewisse  Per- 
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soBcn  —  mftnniiohe»  erwachsene  —  beechrSoktoD  Kopfsteuer  ist  in 
AnprttDgUelien  YerhlUnissen  (i.  B.  den  Slteren  «siatisohen  Des- 
polieen  der  antiken  Welt)  Tielfach  sn  finden  nnd  dnreh  die  relativ 

gleiche  ökonomische  Lage  auch  bedingt  und  gerechtfertigt. 

§.  441.  —  2)  Fortbildung,  Einkommen-,  Vermögens- 
steuern, Census.  Eine  Fortbildung  der  Grund-  und  nament- 
tich  der  Personalabgaben  zu  mehr  einkommensteuerartigen, 
bes.  sn  ab  gestuften  Penonalsteuern,  spedeil  der  Grnndstenem  sn 
eigentliehen  Vermögenssteneni  ist  mit  der  weiteren  Entwicklung 
des  Volkslebens  nnd  der  VoUuwirtiiscliaft  Öfters  eingetreten.  Oder 
es  kommen  aneh  solche  Stenern  als  neue  neben  den  festen 
altei  Steuern  auf,  «nnSehst  etwa  als  Mittel  snr  Deckung  ansser- 
ordentlicher  Hedllrfnisse,  dann,  bei  der  geringen  Ergiebigkeit 
nnd  bei  der  rechtlichen  und  ökonomischen  Schwierigkeit  einer  Er- 
höhoDg  der  alten  Grund-  und  Personalabgabeu,  auch  als  bleibende 
ordentliche  Einnahme. 

Auf  solche  Entwicklung  drängt  theils  die  wachsende  Diffe- 
renz irnng  der  ökonomischen  Lage  der  Einaelnen  nnd  der  Familien^ 
theils»  in  Wechselwirkung  hiermit,  die  rermehrte  Arbeitsthei- 
Img  hin,  welche  schon  in  die  Bodenbestellung  eindringt  nnd 
neben  dieser  andere  Erwerbsberufe  hervorruft.  Sind  die  bevor- 
rechteten Stande  nicht  rechtlich  von  der  directen  Besteuerung 
überhaupt  befreit,  so  muss  auch  deren  regelmässig  gtlnstigere 
ökonomische  Lage  bei  der  Bemessung  der  Steuern  berücksichtigt 
werden. 

So  bilden  sich  Stenern  anfGmnd  eines  Census  des  Vermögens, 
Einkommens,  des  Standes  n.  s.  w,  Begreif  lieber  Weise  gern  nnd 
Öfters  nierst  in  St&dten  oder  Stadtstaaten,  wo  die  volks- 
wirtfasehaftiiehe  Entwicklung,  die  Ärbeitstheilnng  nnd  die  Diffe- 
ransimng  der  ökonomischen  Lage  immer  am  Frtlbesten  und  am 
Voltondigsten  Platz  greift  (antike  Republiken,  besonders  Dcmo- 
kratieen,  mittelalterliche  Städte).  Daraus  erklären  sich  die  Vorgänge 
im  städtischen  Steuerwesen  und  die  Abweichungen  auch  in  der 
Staats besteuerung  von  Stadt  und  Land,  wenn  der  Staat  (Fürst) 
dort  direet  landesherrliche  Steuern  erhebt.  Dies  ist  nicht  immer 
dsr  FaQ,  sondern  die  Stadt  findet  sieh  mit  dem  Herrn  anch  wohl 
«ber  tonen  Oesammtstenerbetrag,  als  ihre  „Schnldigkdt",  ab  nnd 
bsBticitet  ihn  ans  ihren  eigenen  Einnahmen  (deutsche  mittelalterliche 
SOdtesteuem).  Eventuell  erhebt  sie  die  Steuern  daftlr  nach  ihrem 
eigenen  Systcot.    Also  eine  Art  Matricularumlage. 
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§.  442.  —8)  Besondere  Stenern  anf  andere  Erwerbs* 
arten  neben  dem  landwirthsehaftlioben  Erwerb.  Er- 
tragsstenersystem.  Neben  eoleben  allgemeineren  directM 

Stenern  anf  Vermögen,  Einkommen  n.  s.  w.  \m\  entwickelteren 
Gemeinwesen  führt  die  Ibrtschreiteude  Arbeitstheilung  zwischen 
Bodenbestellung  und  Rohstoffgewinnung  einer-,  Stoffverarbeitung 
anderseits,  —  wie  sie  (im  Gegensatz  znm  Altertbum)  dem  Mittel- 
alter und  der  Neuzeit  und  deren  Besitz-  und  Erwerbsordnung 
eigen  ist,  and  wie  sie  sieb  sonst  anob  innerhalb  der  StUdte  selbst  ; 
entwickelt,  —  bq  nenen  besonderen  dlreeten  Stenern  als  Setten- 
Stück  snr  landwirtiischaftUohen  Gnmdstener.  Die  Veiselbettndigoog 
nnd  waebsende  Bedentnng  der  Gewerksarbeit  (Industrie;  Htod- 
werk,  später  Fabrikation)  nnd  ihres  Ertrags  bedingt  dies.  Diesem 
neuen  steuertahigen  Zweige  werden  besondere  Abgaben  aufgelegt 
Anfangs  gebtlh renartige,  welche  gleichzeitig  oder  überwiegend 
specieller  Entgelt  für  specielle  öffentliche  Leistungen  an  die 
*  Gewerktreibenden  sind,  aber  doch  schon  etwas  von  eigentlicher 
Steuer  an  sich  baben;  femer  verwandte  Abgaben,  welebe  fflr  Ge- 
währung von  Rechten,  „Freiheiten^  Privilegien,  Vergttnstiguigis, 
Exemtionen,  Goncessionhrndg  u.  s.  w.  su  entrichten  dnd;  so  msaiü^ 
faltig  im  Mittelalter.  Sefaliesslich  aber  gehen  ans  solchen  Abgtbco  > 
gemischten  Characters  reine  Steuern  hervor  oder  treten  aU 
wichtigere  besondere  Abgaben  hinzu:  eigentlic  he  Gewerbe- 
steuern, für  kleinere  und  grössere  Gruppen  von  Gewerken ,  mit 
der  Tendenz,  allmählich  alle  die  letzteren  zu  umfassen.  In  ähnlicher 
Weise  entwickeln  sich  Abgaben  und  schliesslich  eigentliche  beson- 
dere Steuern  für  die  Handeltreibenden,  xuletst  auch  für  die 
Angehörigen  der  liberalen  Professionen,  oder  die  „Geweibe- 
steuer''  wird  auf  sie  als  „Erwerbsteuer"  oder  dgl.  m.  mit  ausgedehit 
In  den  gtädtisehen  Steuern  kommt  diese  Entwicklung  ment 
zum  Durchbruch,  üas  Staatsstcuersystem  folgt  nach.  Schon  die 
alte  Welt  zeigt  in  ihren  Stadtstaaten,  das  spUtere  Mittelalter  in 
seinen  Städten,  nach  grösserem  Aufschwung  von  Gcwerk  und 
Handel,  deutliche  Spuren  einer  solchen  Gestaltung,  immer  folge- 
richtiger und  bewnsster  tritt  sie  im  Staatsstenerwesen  der  Neuzeit, 
snmal  seit  der  Beschränkung  der  finanziellen  Autonomie  der 
StSdte,  hervor. 

Die  Ausbildung  des  modernen  „rationellen^  „Ertragsstene^ 

Systems^'  ist  der  einstweilen  letzte  Anslftnfer  dieser  Bewegung. 
Das  ,,S)'8tem''  ist  hier  verYoilständigt  durch  Kapitalrenten- 
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statt  er  n  fltr  die  neoe  Okonomuehe  Ciasee  von  Zinsrenten  lebender 
„Rentien^;  hie  and  da  aneh  doreh  „speeielle  Einkommen- 
stevern'' Yon  Beamten  nnd  Lohnarbeitern.  Aneh  die  Grand- 

Steuer  wird  refonnirt,  weil  die  alte  Veranlagung  bei  der  einge- 
tretenen Veränderung  der  Bodenvertheilung  und  der  nunmehrigen 
Verschiedenheit  in  der  Ackerbautechnik  oder  im  Bewirthschaftungs- 
system  nicht  mehr  genügt  und  einfache  Erhöhung  der  alten  Sätze 
ixk  ungleich  trifft.  Daher  die  neueren  ^^rationellen"  Grundsteuern 
auf  der  Basis  omfassender  Bodenkatastrirongi  —  ein  Haaptglied 
im  Eitragsstenersystem. 

Die  wirihsehafiliche  Grundlage,  anf  welcher  sich  diese  ganze 
Eotwieklnng  voltefebt,  ist  aber  doch  die  Verselbstftndigang, 
immer  weitere  Differenzirung  und  immer  grösser  werdende 
Bedeutung  derjenigen  Zweige  des  Volkseinkommens  (oder  des 
Ertrags  der  Volkswirtbschaft),  welche  nicht  aus  landwirthschaftlicher 
Boden  benutz  ung  herrühren.  Die  ausgebildete  Berufs -Arbeitstheilung 
führt  zar  Bildung  ökonomischer  Besitz-,  Erwerbs-  und  Arbeits- 
dassen,  an  welche  sich  das  Volkseinkommen  yertheilt  nnd  welchen 
die  Steaerkategorieen  entsprechen. 

§.  448.^  4)  Ergänzende  Stenern,  von  Besitzwechsel, 
Erbschaften,  Verkehrsstenern.  EinezamTbeil  schon  ttltere 
Ergänzung,  welche  in  neaester  Zeit  nur  systematischer  durchgeführt 
wird,  finden  diese  verschiedenen  directen  Steuern  in  mancherlei 
Abgaben  oft  sehr  verschiedenen  Ursprungs  bei  Gelegenheit  des 
BesitzwechseiSi  von  ganzen  Vermögen,  wie  bei  Erb- 
schaften, oder  von  einzelnen  V er  mOgensobjecten,  besonders 
?0B  Immobilien,  beim  Verkanf  nnd  dgl  m.  Mitunter  liegt  der 
ürsprong  solcher  Abgaben  in  grondherrlichen  and  Shnlichen  Ver< 
hflüiissen  (Obereigenthmn).  Die  Abgabe  erschdnt  hier  als  eine 
Alt  Gebfthr  für  die  Zaiassang  des  betreffenden  Rechtsgeschäfts, 
Eigenthums  Übergangs,  Erbtibergangs  u.  s.w.,  oder  sie  ist  ein  Zeichen 
der  Anerkennung  des  Obereigenthums  Seitens  der  Pflichtigen.  Mit- 
nnter  hat  die  Abgabe  in  anderer  Beziehung  einen  Gebührencharacter, 
indem  sie  lür  die  Mitwirkung  eines  öffentlichen  Organs  (so  z.  B. 
schon  in  meroTingtscher  nnd  carolingischer  Zeit  ein  Zehntel  der 
£ibsebaft  an  den  König  für  die  Sdüichtnng  von  Erbstreitigkeiten), 
ftr  die  Gewahrang  des  Beehtssohntaes  erfolgt.  Mit  der  Veritndemng 

n  Ornnde  liegenden  Bechte  nnd  Ansehaaungen  schwindet  dies 
Mohretoelement,  aber  die  Abgabe  bleibt,  wird  mehr  reine  Steaer 
Qod  wird  umfassender  ausgebildet,  besonders  durch  Ausdehnung 
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anf  analoge  Fälle.  80  geschiebt  es  in  der  Neazeit  seit  dem  17.  Jahr* 
hondert  im  OeUete  des  „Btempelwetens'^,  dessen  mannigfsMge 
Kategorieen  gebtthienartige  nnd  verkebnsteoerartige  Elemente 
vereinen. 

Aach  hier  zeigt  sich  nnn  die  Fortentwicklung  der  Volks^ 
wirthschaft  nnd  des  Verkehrs  von  Einflnss.  Nene  Gestaltongea 
darin,  im  Handelsbetrieb,  in  den  Creditgesch&ften,  geben  die  Inasere 
Möglichkeit  nnd  Öfters  den  Anlass  so  solchen  Verkehrs- 

steuern".  Hier  lassen  sich  aber  auch  Erträge  und  Gewinne 
voraussetzen,  welche  einem  neuen  Stadium  der  Arbeits- 
theilung  entsprechen  und  durch  die  bisherigen  »Steuern  nicht 
genügend  getroft'en  werden.  Bei  aller  gerade  auf  dem  Gebiet  des 
Stempels,  der  Verkehrssteaern,  ßesitzwechselsteaem  vorgekomme&ea 
snperfisoaliscben  Tendenz  nnd  rohen  Darchftthmng  der  Besteneraog 
konnte  diesen  Abgabeformen  daher  aneh  eine  gewisse  innere  Be- 
rechtigung nicht  abgesprochen  w^en.  Erst  die  neueste  Phsse  | 
der  FinanzwissenBchaft  hat  dies  freilich  erkannt  nnd  weiss  es  1 
näher  zu  begründen  und  zu  begrenzen  (§.  469  ff.).  Damit  sind 
aber  auch  diese  Steuern  in  den  Zusammenhang  mit  der  neueren 
Entwicklung  des  volkswirthschaftlichen  Verkehrs  und  Erwerbs 
Systems  gebracht.  Gerade  diese  Entwicklung  machte  die  ältere 
Besteuerung  lückenhaft,  ungleichmässig  und  ergänzungsbedttrftig 
nnd  rechtfertigt  und  verlangt  eine  Ergänzung  derselben  dureh  m 
Verkehrsteuer  s  y  s  t  em. 

§.  444.  —  5)  Moderne  Einkommen-  und  Vermögens- 
bestenerung.  In  gleicher  Weise  steht  auch  die  neueste  Ten-  ; 
denz  in  der  directeD  Bestenemng  mit  abermaligen  Vetttadenrngea  im 
privatwirthsehaftliohen  System  der  Voftswirthsehaft,  seiner  Technik, 
semer  Eigenthums-  und  Erwerhsordnnng  nnd  seiner  Verdieilang  des 
Grund-  und  Kapitaleigenthums  unter  die  Tersehiedenen  Kategorien 
der  Trivatwirthschaften  in  ursächliehem  Zusammenhang.  Freilich 
machen  sich  gerade  hierbei  neuere  sociale  Ideen  in  derselben 
Richtung  l)esonders  mit  geltend:  es  tritt  das  Streben  nach  allge- 
meinen Einkommensteuern  in  Theorie  und  Praxis,  tbeilweise 
auch  nach  allgemeinen  Vermögensteuern  herror.  Diese  | 
Stenern  sollen  ergänzend  neben  die  älteren  Ertragssteuem,  zum 
Theil  auch  als  Ersatz  statt  derselben  eintreten,  also  eine  Ge- 
staltung, welche  insofern  auf  frühere,  dem  ausgebildeten  Brlisg- 
steuersystem  yorangebende  Steuerformen  zurttckgreift.  Das  schein- 
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bar  Aaifallende  dieser  TeDdens  findet  aber  in  der  Tbat  in  neueren 

VeränderuDgen  des  firwerbslebens  seine  vollständige  Erklärung 
aud  Begrüudung. 

Das  moderne  Ertragsteuersystem  hat  seine  „rationelle"  Aus- 
nud  Durchbildung  eigentlich  erst  zu  einer  Zeit  erfahren,  wo  es  der 
priratwirthscbaftlichen  Organisation  und  Erwerbsordnung  sebon 
nicht  mehr  recht  entspracb:  seit  dem  vorigen  ^  vielfach  erst  im 
Laufe  des  jetsigen  Jahrhonderts,  wo  die  neue  Technik  and  die 
neuen  politischen  und  volkswiiihsehaftlicben  Ideen  die  ohnehin 
tb^weise  schon  fiberlebte  alte  Erwerbsordnnng  sprengten  nnd  das 
„System  der  freien  Concurrenz"  in  allen  Productionszweigen  durch- 
drang. Jenes  Ertragsteuersystem  beruht  auf  zwei  Voraussetzungen, 
einer  wirthschaftlichen  und  wirthschaftspolitischen,  und  einer  tech- 
nischen, welche  beide  schon  zur  Zeit  der  Ausbildimg  des  Systems 
Dar  noch  theilweise  bestanden:  es  setzte  einmal  eine  gewisse  feste, 
wirthschaftiich  begründete  nnd  selbst  im  Erwerbs-  nnd  Bemfsrecht 
euiigennassen  fizirte  Arbeitstheilnng  swischen  den  grossen 
Zweigen  der  Prodnction,  besonders  swischen  lündlicher  und  sOdti- 
aeber  Arbeit,  Landwirthscbaft,  Industrie,  Handel,  liberalen  Berufen 
nnd  den  einzelnen  Unternehmungsgruppen  jeder  dieser  Abtheilungen 
ond  es  setzte  sodann  eine  relativ  stabile  Technik  in  den  ein- 
zelnen Productionsj^ebieten  voraus.  Alsdann  Hess  sich  mit  ihm 
der  Zweck,  die  einzelnen  productiven  Classcn,  die  zu  einer  jeden 
gehörigen  Unternehmungen  nnd  Personen  leidlich  gleichmässig  an 
beBtenem,  einigermassen  erreichen.  Aber  diese  Voraussetsungen 
lerfielen  mit  dem  Untergang  der  alten  Wirthsehaftsordnungeni  der 
Agiar-y  Gewerbeverfassung  (Zunftwesen)  u.  s.  w.  und  mit  der 
neuen  landwirtbschaftlicben  und  gewerkliehen  Technik,  dem  neuen 
Communicationswesen  immer  mehr.  Das  Ertragsteuersystem,  welches 
auf  eine  relative  Festigkeit  und  Dauer  dieser  Verhältnisse  berechnet 
war,  wurde  daher  schon  bei  gleichbleibender  Höhe  der  Besteuerung 
immer  mangelhafter.  Denn  die  wirtbschaftliche  und  technische 
Entwicklung  der  Productionszweige  war  sehr  verschieden  und  auch 
bei  demselben  Zweige  örtlich  sehr  ungleich.  Der  Finanzbedarf  itir 
den  Staat  nnd  die  SelbstverwaltungskOrper  wuchs  aber  immer  mehr* 
ISse  einfache  Erhöhung  der  Sfttze  erwies  sich  nunmehr  doppelt 
ttumsführbar,  ohne  die  grössten  Härten.  Ffir  eine  anderweite  Ver- 
theikng  des  Steuerbedarfs  fehlte  aber  in  dem  Ertragsteuersystem 
^  Schlüssel  und  auch  lieformen  dieses  »Systems  führten  unmöglich 
im  Ziele. 
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So  drängt  Alles  nach  einem  andren  System  direetor  B^ 
stenenmg,  einem  bbweglieheren,  welches  sich  den  steeteo 
Verschiebnngen  zwischen  den  Prodncticnssweigen,  swisehen 

Gro88-  und  Kleinbetrieb,  und  den  ewigen  Veränderungen  der 
Technik  mehr  anpasste  oder,  m.  a.  W.,  von  den  ohigen  Vorans 
Setzungen  mehr  absah:  das  ist  die  m oderne  Einkommen-  and 
Yermögensbe Steuerung,  auf  die  sie  wirthscbafUich  and  tech- 
nisch bedingenden  Momente  zurttckgefUhrt. 

B.  —  §.  445.  Die  Verbranohsbestenernng. 

1)  Primitive  Verhältnisse.  Eine  Bestenerong,  welche 
dncelne  Verbrancbsgegenstftnde  trüft  oder  sich  an  Verbraoelissete 
ansehHesst,  fehlt  in  p  rimitiven  Verhältnissen  regelmässig  solange, 
als  nicht  ein  gewisser  Handels-  und  Marktverkehr  und  die 
ihn  bedingende  Arbeits  theilung  eingetreten  ist.  Vordem 
mangeln  dafür  auch  die  nothwendigen  st  euer  technischen  Be- 
dingungen, nemlich  ein  geeigneter  Erhebungs-  undControl 
ap parat.  Namentlich  aber  ist  mit  der  vorherrschenden  Natur al - 
wirthschafty  d.  h.  hier  der  fast  anssohlieeslichen  Eigenprodnetioii 
flir  den  eigenen  Conanm,  ebe  solche  Bestenernng  sognt  wie  nnrer- 
einbar.  Machen  sich  doch  anch  spSler  bd  solcher  Nataralwiitimdisft 
fast  nnttberwindUche  Schwierigkeitett  der  Verbranchsbestenening 
noch  geltend  (bei  der  Wein-,  Bier-,  Tabaksteuer  u.  s.  w.). 

2)  Die  erste  Entstehung  der  Verbrauchsbesteuerung  ist 
daher  regelmässig  an  die  Voraussetzung  einer  gewissen  Entwickluns: 
der  Arbeitst  heil  ung  und  des  Marktverkehrs  gebunden.  Hier, 
wo  sich  Prodacent  und  Consament  trennen  und  wo  eine 
OrtSTcrändernng  der  Sachgttter,  snnftohst  der  landwirthsehift' 
liehen  Erseognisse  nnd  gewisser  Handels waaren  (Fabrikate,  Prodnde 
fremder  Zonen),  eintritt,  anoh  jene  ersteren  Güter  eben  „WaaiCB^ 
werden ,  die  anf  einen  ,,Harkt"  gebracht  werden ,  sehen  wir  selir 
allgemein  Abgaben  entstehen,  aus  welchen  sich  mit  der  Zeit  inner 
reiner  eigentliche  Verbrauchssteuern  entpuppen.  Denn  anfänglich 
haben  diese  Abgaben  letzteren  Character  nicht  oder  nur  znm 
Theil  und  sollen  ihn  wohl  auch  absichtlich  nicht  haben.  Sie  sind 
vielmehr  sehr  verschiedenartig.  So  finden  sich  Abgaben  in  der 
Form  Ton  Fassage-  (Transit*)  nnd  Wegesdlleni  welche  theUs 
für  die  Erlavbniss  des  Transports,  der  FortAlhnrag  aas  dem  Pro* 
dnctionsort,  nnd  des  Rechts  znm  Handelsbetrieb,  theils  fllr  die  Ge- 
währung von  RechtssebntK,  theils  fKr  die  Benoteung  des  Weg8a.&w. 
entrichtet  werden  und  somit  Uberwiegend  geb Uhrenartiger  Katar 
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sind  oder  wenigstens  sein  sollen.  Oder  die  Abgaben  werden  als 
Marktabgaben  bei  der  ZofHhrang  zxan  Marktorty  bei  der  £in- 
kingaDg  in  die  Stadt  (Thorabgaben)  ^  bei  der  Benntsnng  des 
Marktplatxes  nnd  der  Marktstäode  entrichtet  nnd  sind  tbeilweise 

oder  sollen  sein  Entgelte  für  die  Gewährung  des  Hechts,  in  ein 
fremdes  Marktgebiet  W«aaren  einzuttihren,  Marktschutz  zu  geniessen, 
Linrichtnngen  des  Markts  zn  benutzen  u.  8.  w.:  also  auch  wieder 
„Qebtthren'^  Die  wenngleich  schon  nicht  immer  mehr  zatreffende 
Voraassetznng  bei  der  Aaflegnng  solcher  Abgaben  ist  auch  oftmalB, 
dass  sie  Ton  den  Personen,  welehe  sie  znnttehst  zahlen,  endgütig 
getiagen  werden,  dass  sie  also  deren  Erwerb  nnd  Gewinn,  nieht 
die  Consnmenten  treffen. 

Im  Wesentlichen  beruht,  bei  manchen  sonstigen  Abweichungen, 
auch  die  Entwicklung  von  Zollabgaben  für  Waaren  im  Verkehr 
mit  der  F  r  e  m  d  e ,  bei  der  Ein  -  und  Ausfuhr,  auf  denselben  Grund- 
sätzen. Hier  kommen  dann  nur  zugleich  auch  allgemeine  Grund- 
Sätze  des  älteren  Fremdenrechts  zur  Geltung,  indem  die  Fremden 
als  solche  wohl  schon  für  das  Eeeht  des  ungestörten  Handels- 
betoeba  Abgaben  edegen  missen,  direote  Stenern,  welehe  mehr 
eine  Art  Sehntzgeld  sind,  Abgaben  von  den  ein-  und  ansgeClUirten 
GSfem,  welehe  äeh  den  indireeten  Yerbranehssteieni  nXhem.  Da 
der  auswärtige  Handel  noch  roher,  „barbarischer"  Völker  anfangs 
öfters  vorzugsweise  von  Angehörigen  wirthschat'tlich  höher  stehender 
Völker  besorgt  wird,  so  bietet  sich  hier  auch  schon  früh  die  selten 
versäumte  Gelegenheit  in  einer  Besteuerung  dieses  Verkehrs  in  der 
Form  von  Zöllen.  Um  so  mehr,,  weil  dieser  Handel  häufig  feinere 
Prodocte,  Fabrikate,  Luxuseonsumptibilien  dem  noch  unentwiokelten 
latead  snflihrt 

Die  YoUstftndige  Durehfflhrnng  der  Geldwirthschaft 
dient  zur  grossen  Erleiehtemng  und  Begünstigung  der  Erhebung 

ron  Verbrauchs-  und  ähnlichen  Abgaben.  Aber  die  Voraus- 
setzung daflir  ist  sie  nicht.  Denn  diese  Abgaben  können  und 
werden  thatsächlich  auch  in  gewissen  Geschichtsperioden  in  natura 
erhoben,  d.  h.  gewisse  Quoten  (Stücke  u.  s.  w.)  der  naturalen  Pro- 
äsete  werden  als  Abgabe,  als  Marktgeld,  Zoll  u.  s.  w.  entrichtet 
Dies  genügt  in  Zeiißn  der  Naturalwirthschaft  auch  fttr  die  Deokung 
Fmansbedarfii,  ebenso  gut  wie  die  Naturaleinnahme  von  Do- 
ainea  u.  s.  w. 

§.  446.  —  8)  Weiterentwieklung.  Städtisehe  ZOHe, 
Landes- Grenz  Zölle.   Neben  dem  Durchdringen  der  Geldwirth- 
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Schaft  und  der  Benatenng  besserer  €k>mmQmeatioiisiiiittel  werden 
solche  Abgaben  auf  höheren  Stafen  der  Yolkswirthschaftfiehen 
Entvricklnng  besonders  dnreh  die  Bildung  eigenllieh  stidtischer 

Gemeinwesen  und  politisch  zu  strengerer  Einheit  abgeschlossener 
Staatsgebiete  begünstigt.  Dort  bildet  sich  ein  System 
städtischer  Zölle,  welche  bei  der  Einfuhr  „fremder"  Waaren 
in  die  Stadt  zum  Consum  erhoben  werden,  namentlich  in  der 
Form  der  Thorstenern  (OotrolSy  Accisen).  Im  Staatsgebiet 
entsteht  ein  Ibrmliehes  GrenizoUsystem  in  der  dreifaches 
Fwm  von  Ein-,  Ans-  und  OnrohfnhrzOllen.  Die  Er- 
hebangs-  nnd  Controleinriohtnngen  smd  hier  in  der  ab- 
geschlossenen Stadt  nnd  in  der  oft  ohnehin  beanfsichtigten 
Grenzlinie  des  Staats  leicht  anzubringen.  Die  genannten  städti- 
schen Abgaben  sind  für  die  städtischen  Finanzen  bestimmt.  Wo 
sich  aber  die  Stadt  zum  Stadtstaat  und  zum  eigentlichen  Staat 
entwickelt  (Alterthum,  zweite  Hälfte  des  Mittelalters),  oder  wo  sie 
ihre  autonome  Stellung  mehr  oder  weniger  verliert  und  unter  land^- 
herriiche  Gewalt  kommt,  wie  seit  dem  16.  nnd  17.  Jahrhundert 
immer  mehr  bei  uns,  da  werden  diese  sOdtischen  Abgaben  aneh 
mit  an  Staatsabgaben  und  namentlich  in  der  letstgenannten 
Periode  mehrfach  ein  Mittel  der  Staatsbestenemng  der  städtischen 
Bevölkerung  („ Accisesystem"). 

Uebrigens  sind  auch  diese  städtischen  Zölle  und  die  Grenz- 
zölle nach  ihrer  Tendenz  und  der  ihnen  wenigstens  beigemesseneu 
Wirkung,  besonders  im  frtiheren  Entwicklungsstadium,  noch  nicht 
immer  reine  Verbrauchssteaern  und  selbst  nicht  immer  reine 
Stenern.  Sie  enthalten  auch  jetzt  noch  gebtthrenartige  Ele- 
mente in  sich,  als  Entgelt  für  Leistungen,  ftlr  Benntanng  ötet- 
lieber  Einrichtnng,  fttr  Schntsgewahmng  (Zusammenhang  des  Zolls 
mit  dem  „Qeleitsgeld^'),  ftlr  die  OewUhrung  gewisser  Rechte  des 
Handels  u.  s.  w.  Soweit  sie  aber  Steuern  sind,  sollen  sie  den 
kaufmännischen  Gewinn,  eventuell  den  Erwerb  des  Pro 
ducenten  treffen.  Aber  mehr  und  mehr  treten  dann  diese  Seiten 
des  Verhältnisses  zurtlck  und  nach  Tendenz  und  thatsächlicber 
WirkoDg  werden  diese  Zölle  immer  mehr  eigentliche  Ver- 
brauchssteuern, die  schliesslich  den  städtischen  Oonsnmen- 
ten  und  bei  den  GrensaOllen  den  Landes be wohner  im  Preis- 
auÜMihlag  belasten.  Dazu  trägt  aneh  ihre  Erhöhung  bei,  die 
efaierseits  hierauf  hinwirkt,  anderseits,  dadurch  erst  ermOglieht  wiid. 
Es  ist  in  den  Städten  die  Entwicklung  höheren  Wobl- 
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ittiidB  doreh  Gewerbe  und  Handel,  Bildang  von  Kapital  n.  8.  w., 

welche  eine  grössere  Steuerfähigkeit  bewirkt  und  darauf  hluführt, 
die  letztre  gerade  durch  Verbrauchssteuern  in  Coutribution  zu  setzen. 

Die  einzelneu  Artikel,  welche  einer  solchen  Besteuerung 
ODterliegen,  sind  anfänglich  sehr  mannich faltig  und  zahl- 
reich. Die  tStadtabgaben  betreffen  vornemlich  alle  Arten  land- 
wirthsobaftlicher  rober  Erzengnisse  des  Markt?erkebrs 
«od  Verwandtes,  s.  B.  ordinäre  Gewerksprodnete  des  platten  Lands, 
soweit  diese  flberhanpt  hier  prodneirt  nnd  dort  eingeführt  werden 
dflrfen,  ferner  Wein,  nnd,  soweit  die  Bereitung  nicht  anf  die 
tOdtischen  Gewerke  beschränkt  ist,  Bier.  Die  Grenzzölle  nmfaieen 
wie  die  älteren  Passage-  und  Wegezölle  im  Allgemeinen  alle 
Handelswaaren ,  welche  Uber  die  Grenzen  ein-  und  ausgehen, 
im  ersten  Falle  einerlei,  ob  zum  inländischen  Consum  oder  zur 
Oarchfubr  in  andere  Länder,  ferner  sowohl  die  zum  Consam 
als  die  zur  Verarbeitnng  dienenden  Wakren,  und  sowohl  Nahrnngs- 
Bittel,  Roh-  nnd  Hilibstoffe  der  Gewerke,  als  Halb-  nnd  Ganz- 
fiU>rikate.  Daher  sind  die  älteren  Tarife  der  st&dtisohen  Thor- 
«esisen  nnd  der  GrentzOUe  sehr  nmfang reich,  oder  sie  schreiben 
generell  von  allen  Waaren  oder  von  ganzen  grossen  Kate- 
gorieen  einen  Zollsatz  (z.  B.  eine  Werthquote)  vor. 

Die  Fortentwicklung  besteht  regelmässig  in  einer  grossen 
Vereinfachung,  d.  h.  in  der  Verminderung  der  Zahl  der 
Sätze  solcher  Tarife.  Auch  dieses  hängt  mit  allgemeinen  voiks- 
wirthschaftlichen  Verhältnissen  zusammen.  Der  Consnm  einzelner 
Piodnete  oder  Handelswaaren  ist  in  früheren  Perioden  nach  der 
föakommen-  nnd  Vermtfgensvertheilnng  der  Bevt^lkernng  gewöhn- 
üeb  nicht  gross  genng,  am  dnroh  die  Bezolinng  weniger  Hanpt- 
aitikel  ein  genügendes  finanzielles  Ergebniss  zn  erzielen.  Ein 
Mtssenconsum  von  Quasi  Luxusartikeln  (Coloniahvaaren !)  fehlt 
noch.  Nur  etwa  der  Weiu-,  Bier-  und  Branntweinconsum  ist  in 
einzelnen  Gegenden  (Weinbau!)  schon  erheblicher,  erträgt  aber, 
ebenso  wie  der  Consnm  anderer  Waaren,  nach  Volkssitte  und 
Woblgtaudsverbältnissen  noch  keine  hohen  Steuersätze.  So  mnss 
lish  die  Bestenening  anf  eine  grosse  Anzahl  Artikel  erstrecken. 

Soweit  shen  die  bestenerten  Gegenstliide  wuklieh  Lnxnsartikel 
ctos  OoBsnms  der  reicheren  Classe  betreifen  (feinere  Fabrikate, 
tiopische  nnd  ähnliche  Genussmittel),  werden  auch  die  Stener- 
sätze  gern  hoch  j^ehalten.  Luxuspolizeiliche  und  Gesiclitspuncte 
der  mereantilistischen  Handelspolitik  wirken  dabei  zumeist  mit 

A.  Wagaar,  FinMizwissenschaft.    II.  26 
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Aber  aaoh  das  FiiuuiBiiiteeflse  wird  so  am  Besten  gewahiti  dt 
die  Veriheuening  des  Artikels  den  Ck>iisiim  In  dem  kleinen  Krene 
reieherer  Leute  nicht  ▼ennindert  nnd  bei  dem  an  sieh  geringftgileeii 
Gonsom  docb  nnr  solche  S&tce  etwas  eintragen.   Aach  das  Zoll- 

nnd  Aoeisetaritwcäcii  äudert  sich  daher  nach  der  Anzahl  mid 
Höhe  der  einzelnen  Steuersätze  wieder  mit  der  ganzen  ?olk^ 
wirthschaftlichen  Lage. 

§.  447.  —  4)  Erhebung  von  Verbrauchssteueru  beim 
Prodncenten.  Bei  einem  gewissen  Stadium  der  ArbeiU- 
theilimg  nnd  der  teohnisehen  Entwicklung  kommen  dsnnnd- 
fach  auch  Beck  andere  Formen  der  Verbranohabestenenmg  «■( 
besonders  die  Beskmerang  beim  Prodncenten  selbst  nnd  mit 
Rttcksicht  anf  oder  aneh  genau  naeb  der  Menge  des  beatenedeo 
Troducts  oder  Fabrikats.  Steuern  dieser  Art  knüpfen  sich  flir 
Mehl  an  die  Mühlen  der  Berufs-Müller,  für  Bier  an  die  Bier- 
brauereien, für  Weiu  an  die  Weingewinnung  der  Weinbauer,  lür 
Salz  an  die  Salinen  und  Salzbergwerke,  um  hier  nur  die  wichtig 
sten  Fälle  zu  nennen.  Die  Voranssetzung  einer  derartigen  ße 
Steuerung  beim  Pxoducenten  ist  eine  gewerbliche  und  technische 
Entwicklung,  bei  welcher  die  Hentellung  solcher  Artikel  oicbi 
mehr  bloss  naturalwirthsohaftlich  in  der  eigai|m  Wurthsohtft  dei 
Gonsumenten  ftlr  seinen  eigenen  Bedarf,  sondern^  schon  mehr  oder 
weniger  überwiegend  oder  selbst  ausschliesslich  verkehri-, 
bez.  geld  w  irthschaftlich  in  demnach  auch  verhältnissmässig 
grösseren  Productionsbetrieben  für  den  Absatz  an  Andere  erlolgt. 
Hier  kann  dann  auch  der  zu  dieser  Besteuerung  er(orderh'che  £r 
hebungs-  und  Co ntrolap parat  leichter  eingerichtet  werden. 

Die  Entwicklung  dieser  Stenern  ist  im  MittelaltW  und  in  den 
ersten  Jahrhunderten  der  Neuseit  durch  eigenthflmliebe  Ver 
hiltnisse  der  wirthschaftlichen  ReehtsordnuigviHi<l«<^^ 
das  System  der  Finansregalien  beflirdert  worden* 

In  erstercr  Hinsicht  führten  die  Principien  des  B^DSretW* 
(BannmUhlen,  Bannbäckereien,  Bannkeltern,  Bannbrauer^ien  a.B»w) 
und  der  Realgerechtigkeit  u.  dgl.  m.  —  Verhältnisse,  weWie 
mit  dem  ganzen  System  der  mittelalterlichen  wi^thsd'^baftl'^*•'' 
Bechtsordnnng  in  Verbindung  stehen,  sich  übrigens  recht  wob 
auch  ans  der  Gestaltung  der  damaligen  Volkswiiibseba/lt  oi^  Tech 
Olk  erklären  und  Tielfach  rechtfertigen  lassen  —  ohnehin  c^as  der 
hauswirtfaschafOichen  mehr  in  die  yerkehrswiitbsehaftiicbe  Fro 
duetion  nnd  zugleich  lu  einer  stärkeren  OonoentralioB  der  letsW^ 
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aiit  eine  kleinere  Anzahl  Betriebe.  In  den  Städten  wirkte  die 
zünftlerische  Gewerbeordnung  bei  einzelnen  etwa  für  solche  Steuer- 
zweeke  in  Betracht  kommenden  Gewerben  in  derselben  Richtung. 
Abgaben  der  Personen,  welche  ein  Bannrecht  u.  dgl.  fUr  ihren  Be- 
trieb genietMen  oder  eine  bezttgliehe  öffentUobe  Einrielitong  benutaen, 
kommen  oft  Tor. 

I  Die  Regalisirung  hat  wesentlich  dieselben  Folgen  gehabt 
uod  regelmässig  den  Anlass  zu  Abgaben  von  denjenigen  privaten 
Unternehmern  gegeben,  welchen  die  Ausnutzung  eines  Regals  Uber- 
lassen wurde  (Bergwerkregal,  Erlaubniss  zur  Anlegung  von  Mühlen 
u  öffentlieben  Flttssen,  gelegenüieh  förmliehes  Mllhlenregal). 

Za  eigentlichen  Verbraoohsstenem  worden  solche  oft 
selir  alte  Abgaben  auch  erst  allmäblich,  aber  doch  bSnfig.  Eine 
Tendenz,  die  Abgabe  im  Preisaut'schlag  auf  den  Consumenten  zu 
ßberwUIzen,  bestand  von  vorneherein.  Bei  den  Ausschlussrechten 
•les  Gewerbetreibenden  war  sie  auch  nicht  schwer  zu  verwirklichen. 
Aber  bei  Abgaben  in  festen  und  meistens  doch  nur  kleinen  Be- 
;  t^gen  war  dies  practisch  anwicbtig.  Erst  wenn  die  Abgabe  nach 
j  dem  ungefähren  Umfang  des  Gesohäfts  nnd  sehliesslieh 
Dich  der  genauen  GrOsse  der  Prodnetion  und  des  Absatzes, 
daher  besonders  wenn  sie  nach  Mengen-Einheiten  dieser 
letzteren  beiden  bemessen  wurde  (Gewieht-  oder  Yolnmeneinheiten 
n.  8.  w.),  wurde  sie  ihieiii  Zweck  und  ihrer  Wirkaug  nach  eine 
eigentliche  Verbrauchssteuer. 

So  ist  die  Entwicklung  in  Uaaptfällen,  wie  den  angefahrten, 
gewesen,  bei  Mehl-,  Bier-,  Wein-,  Branntwein-,  Salastenem  n.  a*  m. 
I  Wemi  der  Staat  sdbst  ein  Finanzregal  betrieb,  wie  besonders  das 
1  Salirogal  (Gewinnung  nnd  Verkanf  des  Salzes),  war  der  Ueber- 
I  gug  znr  Verbraucbssteoer  mittelst  Regelnng  des  Yerfcanfpretses 
I  besonders  leicht  zu  machen.  Die  neue  reu  i  inauzmonopole,  welche 
'  ^eit  dem  17.  Jahrhundert  entstanden,  namentlich  das  Tabak- 
lüonopol,  sind  dann  auch  gewöhnlich  gleich  zum  Zweck  eigent- 
licher Verbranchsbesteaerung  eingeführt  und  demgemäss  eingerichtet 
Waiden. 

§.  448. 5)  Die  Fortentwieklnng  sokher  „beim  Pro- 
dleenten  erhobener"  (bez.  „von  ihm  vorgeschossener") 
Verbrauchssteuern  hing  wieder  mit  der  Entwicklung  des  Ge- 
werberechts,  der  gewerblichen  Technik  und  der  Gestaltung  des 
stidtiseheu  Thorsteuer-  und  des  Grenzzollwesens  zusammen. 
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Mit  der  Befleitigimg  yon  Financregalen  nnd  Finansmonopolen 

wurden  die  in  dieser  Form  bcsteuerteu  Artikel  entweder  steuerfrei 
(kleinere,  finanziell  unwichtigere  Regale)  oder  einer  neuen  Ver- 
brauchssteuerform unterzogen  fRolistoft-,  Fabrikatbesteuerung.  — 
Salz,  Tabak).  Die  Aufhebung  von  Rannrechten,  Realgerechtig 
keiten  und  anderen  Beschränknngen  des  UltereD  Qewerberecbts 
hatte  dieselben  beiden  Folgen.  Blieb  die  Bestenernng  bestehen, 
so  traten  nnr  grössere  Schwierigkeiten  der  Erhebung  nnd  Gontrole 
ein:  es  waren  mehr  nnd  an  yersehiedenen  Orten  gelegene  Pro- 
dnetionsstlltten  zn  ttberwachen  (Anfbebnng  der  reehüichen  Be- 
scbriinkung  gewisser  Gewerbe  anf  die  Städte,  factische  Verbreitung 
derselben  über  das  platte  Land,  Vermehrung  der  Anstalten  unter 
dem  Kinfluss  der  Gewerbefreiheit),  was  dann  wieder  zur  Wahl 
bestimmter  vSteuerformen  nüthigen  konnte. 

Die  Veränderungen  der  gewerblichen  Technik  hatten  diese 
letztere  Wirkung  gleichfalls  öfters.  Namentlich  die  Rohstoff* 
und  Fabrikatbestenemog  wechselten  nnd  innerhalb  jeder  traten 
Verftndernngen  mit  ans  technischen  Gründen  ein  (Bier-,  Brannt- 
wein-, Zucker-,  Tabakbestenerun g  u.  s.  w.). 

Da  endlich  derselbe  Gegenstand  vielfach  direct  beim  pri- 
vaten Producenten,  dann  in  Form  von  stildti sehen  Thor 
aceisen  nnd  von  Grenzzonen  besteuert  wurde  und  nach  den 
Produetions-  und  Bezugsverhältnissen  besteuert  werden  musste,  so 
waren  diese  verschiedenen  Steuern  in  ein  gewisses  System  zn 
bringen.  Namentlich  galt  es,  eine  relative  Gleichmässigkeit 
in  der  Bestenernng  herbeizuftihren ,  um  fttr  die  Ftnansen  und  fDr 
einzelne  Producenten  nnd  Prodnctionsorte  nachtheilige  Wirkungen 
der  Verschiedenheit  der  Besteuerung,  besonders  des  Stenersatces 
auf  die  Bedingungen,  welche  ftlr  Prodnetion,  Absatz,  Ein-  nnd  Aas- 
fnhr,  Preis  massgebend  sind,  zu  beseitigen.  (Beziehung  der  „inneren'' 
Verbrauchssteuern  zu  den  Einfuhrzöllen  und  zur  Ausfuhr,  bei  Wein, 
Spiritus  und  Branntwein,  Zuel^er,  Tabak,  Salz;  Beziehung  der 
städtischen  Thoraccisen  fUr  eingeführte  Artikel  zu  den  beim  Pro- 
ducenten in  der  Stadt  erhobenen  Stenern,  bei  Wein,  Bier,  Brannt- 
wein, Mehl,  Brot,  Fleisch). 

Anf  diese  Weise  wurde  die  Weiterentwicklung  der  sOdtiseben 
Thorabgaben,  der  GrenzzOlle  nnd  der  beim  Producenten  erhobenen 
Stenern  nothwendig  in  einen  engen  Znsammenhang  gebracht 
Gewissen  VerUnderungen  in  einer  dieser  drei  typischen  Formen 
der  Verbrauchssteuer  mussten  aus  Rücksicht  auf  das  betheiligte 
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Finanunteresse  und  auf  die  VerhältniBfle  der  wirtbschaftlichen 
Coneimenx  angemessene  Verändenuigen  in  den  anderen  Formen 
entsprechen.  Die  neuere  •Steaergesehiehte  zeigt  immer  mehr,  dass 
die  Gesetzgebung  solche  Rflcksiehten  nimmt»  weil  sie  die  Wechsel- 
wirknngeh  eikannte.  Aneh  unterblieb  wohl  eme  BestenernDg  in 
der  einen  Form,  weil  sie  solche  in  den  anderen  nothwendig  ge- 
macht hätte  und  dagegen  technische  oder  ökonomische  Gründe 
sprachen.  Dadurch  wuchsen  die  steuertechmscheu  iSchwierigkeiten 
rationeller  Verbrauchsbesteaerong  erheblich. 

§.44d. —  6)  Die  moderne  Gestaltang  der  Verbranchs- 
bestenernng.  Die  Verbrauohsbestenening  in  diesen  drei  typi- 
sehen  Hanptfoimen,  einschliesslich  der  Kegalisimng  oder  Mono- 
polisinuig  als  einer  Abart  der  Besteneruog  beim  Prodnoenten, 
erfordert  nun  nnyermeidlich  viele  Controlen  nnd  ist  meistens 
weitläufig  und  kostspielig  zu  erheben,  wodurch  sie  den 
persönlichen  und  den  Güterverkehr  stört  und  nicht  selten 
die  Technik  des  Betriebs  des  Producenten  hemmt.  Daraus 
erklärt  sich  eine  volkswirthschai'tspolitische  lieaction 
gegen  diese  Besteuerung,  welche  in  der  Neuzeit  wieder  zu  manchen 
Umgestaltongen  im  Umfang  und  in  der  Einrichtung  derselben  ge- 
ftturt  hat  Diese  Bewegang  wurde  durch  volkswirthschaftliehe 
Vorgänge  nnd  durch  Fortschritte  der  Technik  in  der 
hodnetion  nnd  im  Commonieationswesen  nntersttttzt,  wetehe  ins- 
gttammt  Veränderungen  im  Consam  der  besteuerten  oder  flOr  be- 
sonders zur  Verbrauchsbesteueruug  geeignet  geltenden  Artikel  in 
der  Bevölkerung  bewirkt  haben.  Dazu  kamen  endlich  Rücksichten 
auf  die  ungleiche  Belastung  der  verschiedenen  Cousumenten- 
kieise  durch  manche  gerade  der  wichtigsten  Verbraachssteaern, 
was  ebenlalls  zil  iteformen  in  der  Praxis  und  mehr  noch  zu  einer 
starken  Beaction  gegen  diese  Stenern  in  der  Theorie  geführt  hat 

a)  Die  speddlen  städtischen,  besonders  in  der  Form  der 
Tboraccisen  erhobenen  staatlichen  nnd  commnnalen  Verbranchs- 
ateuem  zerrissen  das  einheitliche  inländische  Marktgebiet,  hemmten 
den  Verkehr  zwischen  Stadt  und  Land  und  widersprachen  auch 
dem  Grundsatz  der  Allgemeinheit  und  Gleichmässigkeit  der  Be- 
steuerung. Sie  trafen  ausserdem  besonders  wichtige  Lebensmittel, 
deren  Steuerfreiheit  als  nothwendig  im  Interesse  der  ärmeren 
Classen  und  der  Arbeitgeber  selbst  erkannt  wurde.  Sic  sind  daher 
fiel&eh  dem  Streben  nach  freier  wirtbschaftUcher  Bewegnngi 
««Dgstens  im  inländischen  Verkehr,  gewichen. 
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b)  Die  Ausdehnung  des  WelthandelSi  die  Vermehruiig 
des  WohUtandB  und  neue  GonsnmtionBBitten,  buib  Theil 
in  Verbindang  mit  neuen  besseren  Prodnetionsmethodein,  «ddie 
einielne  GennsBmittel  woblfeüer  henntlellen  gestatteten,  ftlirtean 
einem  weit  verbreiteten  Consnm  von  ^yOclonialwaaren",  von 
denen  man  swei  besonders  wichtige,  Tabak  und  Zucker  aneb 
im  Inland  zu  gewinnen  lernte.  Man  konnte  so  obue  Verletzüog 
des  Finanzinteresses  die  Verbrauchsbesteuerung  in  Form  der  Ein- 
fuhrzölle und  der  inneren  beim  Producenten  erhobenen  Steuern  auf 
eine  kleinere  Anzahl  wichtigerer  Artikel,  besonders  solche 
eines  relativen  Lnxnsbedtlrfnisses  und  doch  gleichzeitiger 
Masseneonsnmtioni  besehränken:  auf  die  Artikel  der  Colonial- 
waarenbranohe  and  einige  verwandte  (,^ttdMohte<'  o.  dgL)  und 
auf  die  Getrftnke,  Wein,  Bier,  Branntwein.  Dareb  eine  solehe 
Vereinfaobnng  des  Steuersystems  fielen  manche  Oontrolen  und  Ver- 
kehrshemmungen fort  und  vereinfachte  sich  aucli  wieder  die  Aui 
gäbe  der  Ausgleichung  zwischen  Grenzzoll  und  innerer  Steuer. 
Die  Vermehrung  des  Consums  erlaubte  gleichzeitig  eine  Ermässigung 
der  Steuersätze  und  wurde  durch  eine  solche  öfters  selbst  wieder 
begünstigt  und  daher  absichtlich  auoh  wohl  im  Finaasinteresse 
mit  vorgenommen  (England).  Die  neueren  liberalen  handeis- 
politischen  Tendenzen  wirkten  in  derselben  Biebtimg  der  Venin- 
faobnng  der  Tarife  nnd  der  Ermässigung  der  ZoQiAtze,  indem 
namentlich  SchntszOlle  fortfielen  oder  verringert  wurden.  Aaeh 
die  Monopolisirung  als  Steuerform  wich  vielfach  vor  der 
liberalen  Verkehrspolitik  oder  wurde  durch  andere  Steuerformer 
ersetzt  (Salz).  Die  Besteuerung  beim  privaten  Producenten  aber 
erfuhr  unter  dem  Einfluss  veränderter  Troductionstechnik  immer 
wieder  von  Neuem  Aendemngen  (Zaoker-,  Branntwein-,  Bierstener). 

Speciell  die  Grenzzölle  wurden  mehr  nnd  msJir  auf  Eis- 
fnbr solle  beschränkt^  da  die  volkswirthscbaftlieben  Intersssen  oder 
die  Ansiebten  darttber  die  Dnrcbfiihr^  nnd  AnsfohnOUe  nnrItUieb 
ersebehEien  Messen  nnd  die  Finaniinteressen  bei  deren  Porlerhebesg 
nicht  mehr  erheblich  betheiligt  waren,  vollends  nach  der  eiuniai 
eingetretenen  geschichtlichen  Entwicklung,  in  Folge  dercu  auch 
diese  Zölle  sehr  vereinfacht  und  ermässigt  worden  wareO|  während 
die  Einfuhrzölle  den  Ausfall  ersetzten. 

c)  Die  Berücksichtigung  der  Steuerfähigkeit  der 
einzebien  Volksclassen  nnd  der  gerechten  SteuervertheiUng 
kam  in  der  Verbrauchsbesteuerung  emigermassen  lur  Oeltaag  in 


i^yiu^uo  Ly  Google 


Neaere  Yerbranclubesteaemiig.  —  Ergolmlak 


407 


der  AoBBokeidang  der  nothwendigen  Lebensmittel,  dann 
m  der  entspreehenden  Auswahl  der  einseinen  besteuerten 
Artikel  nnd  in  der  Höhe  ihrer  Stenersfttse.  Aber  das  finansielle 
Interesse  hat  hier  eingreifendere  Reformen  meistens  verhindert. 

Des  erl'orderlichen  Ertrags  wegen  besteuerte  man  doch  vor  Allem 
die  Artikel  weit  verbreiteten  Consunis.  Eine  dem  Grundsatz  der 
GleichmUssigkeit  angemessene  Vertheilung  der  Steuerlast  wurde 
dabei  nicht  erreicht,  auch  wenn  man  die  nothwendigen  Lebens- 
mittel (Brot,  Fleisch)  wenigstens  grossentheils  ausschied  —  eine 
wichtige  Ausnahme  bildet  Salz  —  nnd  mehr  gewisse  Lnzns-Massen- 
srükel  (,yGennssmittel''>  xn  treffen  snehte,  dabei  Branntwein  nnd 
TÜMÜL  aneh  trotz  der  Tom  Standponot  der  „Gleiehmftssigkeit"  sieh 
bietenden  Bedenken  ans  oonsnm-  nnd  sittenpolizeiliehen  Btlek- 
siehten  mit  hohen  Sätzen  (England,  Frankreich,  Russland).  Auch 
bot  gewöhnlich  die  Berücksichtigung  der  Qualität  bei  ein  und 
demselben  Artikel  fUr  die  Besteuerung  steuertechnisch  zu  viel 
Schwierigkeiten,  so  dass  meistens  ein  einziger  Steuersatz  von  allen 
Qoslitäten  und  Sorten  erhoben  wurde,  was  abermals  die  Gleich- 
mSssigkeit  verletzte  (Einfuhr-FinanzzOUe,  innere  Steuern  anf  Qe* 
Makei  Zneker,  Tabak).  Qnreh  eine  enf^reehende  Gestaltnng  der 
diieelen  Einkommen-  nnd  Ertragsstenem  hat  man  diese  Wirkungen 
der  y^ranehsbestenemng  nnr  hie  nnd  da  nnd  in  sehr  besehrinktem 
Maasse  anszngleichen  gesucht.  Auch  durch  die  sogen,  directen 
Lux  US  steuern  auf  einige  specielle  Verwendungen  der  reicheren 
Classen  ist  eine  solche  Ausgleicbung  nur  in  einzelnen  Fällen  und 
nicht  in  genügendem  Grade  eriolgt. 

C.  —  §.  450.  Vorläufiges  Ergebniss  der  Entwicklung 
des  Steuersystems.  Der  Überall  steigende  Finanzbedarf,  speciell 
diqenige  Air  die  Verzinsung  der  öffentliehen  Sehuld»  die  Vermehrung 
des  gesammten  Volkswohlstands,  die  Ausdehnung  des  Gonsums 
gewisser  Oennssmittel  in  allen  Sehiehten  des  Volks,  die  Entwieklnng 
der  Productionstechnik,  des  Communicationswesens,  des  auswärtigen 
Handels,  die  politischen  Rücksichten  und  der  Wunsch,  den  Druck 
der  Steuern  nicht  unmittelbar  so  deutlich  empfinden  zu  lassen,  nicht 
am  Wenigsten  auch  die  wachsenden  steuertechnischen  Schwierig- 
keiten, welche  die  qualitativ  nnd  quantitativ  immer  stärkere  Difife- 
renzirung  des  Nationaleinkommens  und  Nationalvermögens  fUr  die 
nahtige  Aulleguiig  direeter  Einkommen-  und  Ertragsstenem  bei 
dm  einzelnen  Emkommen-  und  Ertragsbeziehem  und  Vermögens- 
berilMm  sehuf  —  dies  Alles  ftihrte  dann  zu  dem  Ergebniss ,  dass 
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die  meist  indirect  erhobene  VerbranchsbeBtenerong  gegen- 
ttber  der  meist  direet  erhobenen  Einkommen-,  Ertrags-  und 
sonstiger  ähnlicher  Besteoerong  wenigstens  im  Stftatssleiia<- 
system  unserer  Qesehiehtsperiode  stark  vorwiegt  In  den 

scbiedenen  Staaten  freilich  wieder  in  nngleichem  Maasse,  was  sich  i 
weniger  aus  der  Befolgung  verschiedener  steuerpolitischer  Ziele,  ' 
als  aus  der  ganzen  geschichtlichen  Entwicklung  des  Staatslebeos  ' 
sowie  aus  der  Höhe  und  den  Verwendungszwecken  des  gesammten  ; 
Finanzbedari's  und  ans  der  Ergiebigkeit  sonstiger  Einnahmequellen 
erklärt    Die  finansstatistischen  Vergleichangen  leiden  ttbrigais 
bllnfig  an  der  nngenanen  und  nngleiehartigen  Begritobestimmang 
der  einxelnen  Stenerarten.   So  besondeis  bei  der  ttblicben  Gegen- 
ttberstelinng  der  ,,dueeten"  nnd  „indireeten''  Bestenemng;  «aeb 
bei  der  verschiedenen  Anffassung  des  Ertrags  der  Staatsmonopole 
(Salz,  Tabak),  als  Steuer-  oder  als  gewerbliche  Einnahme;  lerner  . 
bei  der  verschiedenen  Behandlung  der  „  Ve  r  k  e  h  rssteuem"  ! 
(Stempel  u.  s.  w.,  Besitzwcchscl-  und  Registerabgaben, 
sogar  Erbschaftssteuern),  deren  streng  genommen  überhaupt 
nicht  anbedingt  zolKssige  Einreihung  unter  die  ,,directen''  oder  (Üe 
,,indireoten"  Stenern  oder  die  hiermit  fülscblieh  identifieirten 
„Sehatsnngen"  nnd  , ,  Verb  ran  ehs  Stenern  dann  Tollends  die  ; 
Vergleichbarkeit  versehiedener  Staatshanshalte  beemtritehtigt  Man 
kann  daher  nnr  im  Grossen  nnd  Ganzen  von  dem  lieber- 
wiegen  der  Verbrauchs besteuerung  sprechen. 

Im  Co  mm un  al Steuersystem  ist  das  Ergebniss  ein  andres. 
Hier  sind  die  Verbrauchssteuern  —  selbständige  sowie  commuoale 
Zuschläge  zu  den  Staatsstenem  —  vielfach  verschwanden  oder  doch 
seltener  gewordra,  was  zam  Theil  mit  der  steuertechnischen  Um- 
gestaltung der  inneren  Verbranchsbestenemng  (Wegfall  der  Thor- 
aeeisen)  znsammenbftngt  Die  dhreete  Ertrags-  nnd  EinkommsD- 
bestenemng,  dnreh  selbstilndige  Gommnnalstenem  oder  duch 
Znechläge  zu  den  Staatsstenem,  Überwiegt. 

Ein  Blick  in  die  concrete  Gestaltung  des  Steuersystems  einiger 
grösseren  Staaten  wird  am  Scbluss  des  historischeu  Anhangs  am 
Ende  dieses  Bandes  geworfen  werden.  j 

Die  Beurtbeilung  dieses  vorläufigen  Ergebnisses  der  geschieht- 
liehen  Entwickinng  and  die  finanswissensohaftUche  Aufstellang 
weiterer  Zielpnnete  Air  das  moderne  Stenersystem  findet  in  des 
folgenden  Absehnitten  mit  statt 
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3.  Abschnitt 

Me  IfaHuniwiflseiisdiaftliche  BUdanjc  des  Steaersystems.  Elolettunr* 
lubesoMlere  L  die  Erwerbs-,  namentlich  A.  die  Besteaemni;  des 

berafemtoifen  £rwerbs« 

Mit  diMem  Absduiitt  beginnt  die  dngehende  Entviddiuf  des  Steoersyttems: 
wflMBdich  eine  j^rincipielle  Untersuchung,  die  der  speciellen  Steucrlehre  roran- 
fokcn  Biass,  nin,  wtMiipstons  rnnSrhst  in  der  Theorie,  zu  <'inem  wirklichen  Sfeuer- 
•TlteB  zu  gelangen,  dm  als  iüchbchnor  und  Ma^xiötab  fui  die  Praxb  dienen  kann. 
a  veiden  debdf  iibenJl  die  wirthachnfUicben  und  sedalen  yerhftltnine  unserer 
Boderaen  ColtarvOlkcr,  insbes.  der 'mittel-  u.  westeuropSischen  in  der  Gegenwart  zum 
AnsjEranpjpuuct  genommen:  also  eine  Periode,  wo  das  „staatsbürgerliche"  Steuer- 
veäcu  im  Wesentlichen  durchgedrungen  iat  und  eine  „sociale"  Epocliu  beginnt. 
Die  prtetiselien  Einselheiten  des  positiven  Stenerreelits  sind  dabei  im 
Interesse  strenger  und  conseriuenter  Systematik  möprliohst  ansgeschieden ,  sie  gehören 
erst  in  die  sperielle  Steuerlehre.  In  letzterer  vereinfacht  bioli  aber  dafür  auch  die 
Aufgabe,  weil  aüe  iiauptpuncte,  welche  Principien fragen  und  den  richtigen  Auf- 
B.  Avsbnil  des  Steuersystems  betreffen,  jetzt  hier  in  zosemmenblngender  Bebsndinng 
Wfweg  genommen  werden. 

Die  Literatur  bietet  fur  die  ioi  Folgenden  gestellte  Aufgabe,  mit  Ausnahme 
Ton  Stein,  nur  in  Bezug  auf  die  einzelnen  Steuergattungen,  nicht  in  Bezug 
asf  das  ganze  System  die  vnnschenswerthe  Hilfe.  Idi  Tenreise  in  dieser  Hinsicht 
»af  die  beztiglichen  Bemerkungen  an  der  Spitze  dieses  ganzen  K:\pit<^l:i  S.  1  V.\  ff,  und 
dietes  Hauptabschnitts  S.  362  tf.  An  letzterer  Stelle  sind  auch  die  sonat  in  Betracht 
buoiden  Schriften  genannt.  Bei  dieser  Lücke  in  der  Fachliteratur  können  die  nnr 
spirlichen  Bezugnahmen  auf  fachmännische  Ansichten,  ron  TheoietikefD  wie  Pnto- 
tiiSiD,  in  den  folgenden  Abschnitten  nicht  auffallen. 

Beim  Auf  ban  des  Steueisystems  wird  au  die  oben  in  334  aulgcätellte  Eintheilung 
teStoonn  In  Erwerbs-,  Besitz-  n.  Oebrnoebsstenem  nngeknopft,  welcbe  in 
Teit  nnnmehr  näher  erläutert  u.  begründet  wird.  Die  Zugrundelegung  die«er  Ein- 
thdloDg  empfiehlt  sich  m.  E.  mehr  als  die  Benutzung  der  Eintheilung  in  Schätzungen 
ttAd  Yerbrauchssteoem  für  diesen  Zweck.  Beide  Eintheilungcn  berühren  sich  aber 
«idbeb,  wie  sieb  im  Text  genaoer  zeigen  wird. 

Hebe  Abweichungen  ron  dem  bedeutendsten  Steuersystematiker,  von  Stein,  sind 
'■omemUrh  auf  Abweichungen  in  d<T  .Vtiffassung  Volkswirt  hschaft  lieh  er  Ver- 
IkiUoiääe  u.  Begriffe  zurückzufahren.  In  dieser  Hinsicht  beziehe  ich  mich  wieder  auf 
■che  Grundlegung,  bes.  Kap.  1  —  9  der  1.  AbUi.  (2.  A.),  and  nof  die  dortigen 
Ertrterongen  Uber  Grundbegriffe:  Erwerb  dnrch  eig«ne  wirthschnftUobe  Thitlgfceit, 
4uch  Rechte,  durch  Conjunctur  u.  s. 

Speciell  fUr  die  im  folg.  Abacluutt  mit  berührte  Frage  von  den  Einkommen-  und 
im  Extragsteaeni  a.  tacb  lie  gen.  Sobrifien  von  Held,  Nennnnn,  die  socinlpoUL 
teshten  und  Verbendlnngen  von  1875. 

I.  —  §.  451.  Die  drei  Wege  zur  KrtUlIung  der  Auf- 
gaben des  Steuersystems.  Das  Steuersystem  kann  die  Auf- 
gaben, welche  ihm  nach  den  Erörterangen  im  1.  Abschnitt  obliegeo, 
mr  dadurch  aonäbemd  richtig  lösen,  dass  es  das  NationaLeinkommen 
iQd  NationalwermOgeiiy  die  eigentUdieii  letzten  Steaerqaellaii  Überall 
ni  Eimeleinkommeii  und  EinxehrennOgen  anfimoht  und  erfaett 
&r  Eneieliang  dieses  Ziels  bieten  sieh  regelmlssig  drei  Wege, 
inkhe  jeder  allein  für  sieb  oder  alle  zugleich  neben 
einander  beschritteo  werden  können.    In  der  Steuergeschichte 
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und  im  positiven  Steaerrecht  sind  sie,  wie  sich  ans  dem  yoraos- 
gebendcdi  Absehnitt  ergiebt,  im  Laafe  der  Bntwieklimgi  je  mehr 
bei  steigendem  Steverbedarf  die  vier  Beiben  oberster  SleiMgraid- 
sfttse  Kor  AnarkeiiBnng  gelangten,  immer  eonseqventer  gleidmeilig 

mit  einander  beschritten  worden.  Gerade  dadurch  haben  die 
modernen  Steuersysteme  der  Praxis  ihr  characteristischcs  Gepräge 
erhalten  und  sich  immer  mehr  im  eigentlichen  Wortsinne  zu 
„Systemen'^  entwickelt. 

Auf  dem  ersten  Wege  verfolgt  man  das  Einkommen  imd 
Vermögen  des  Einseinen  in  dem  Erwerb,  der  Gewinnnng  oder 
der  tecbnisob-Okonomisehen  nnd  reebtlieben  Entstebnng  bei 
ibm;  anf  dem  sweiten  in  seinem  Besits;  auf  dem 

dritten  Wege  in  seinem  Gebraa  ob,  daher  in  der  Yeraos- 
gabung  für  Einkäufe  von  Sachen  und  ftlr  Vornahme  von  Genüssen 
fim  arbeitstheiligen  Tausch  verkehr !)  und  in  der  Benntziing  von 
Vermögensobjccten.  Im  ersten  Fall  wird  Einkommen  und  Ver- 
mögen also  in  der  auf  ihre  Bildung  (beim  Einzelnen)  hinzielen- 
den Bewegung;  im  zweiten  Fall  im  Rnhepnnct  und  bloss  in 
Bezng  auf  die  in  ihnen  liegende  Fähigkeit^  an  wirthschaftlicheo 
Zwecken  der  Prodnetion  nnd  des  Gonsnms  zvl  dienen;  im  dritlSB 
Fall  endlieb  wieder  in  der  anf  ihre  wirkliebe  Benntznng  snr 
^  Bedttrfbissbefiriedignng  hinzielenden  Bewegung  ins  Ange  gefssiL 
Zwischen  den  beiden  ersten  Fällen  besteht  eine  nähere  Beziehong 
darin,  dass  der  Besitz  desjenigen  Vermögens,  welches  zu  Pro- 
ductionszwecken  dient,  d.  h.  des  (privaten)  Kapitals  nnd 
Bodens,  im  zweiten  Fall  schon  nach  seiner  Fähigkeit,  Ertrags- 
quelle zu  sein,  im  ersten  Fall  nach  seinem  (wirklichen  oder 
mntbmasslichen)  Ertrage  selbst  för  das  Einkommen  einer 
Person  nnd  naeh  der  Bewegung  seines  Werths  (CoiQanetnreD!] 
für  das  Vermögen  derselben  in  Betracht  kommt  Aebnlieb  besieht 
eine  besondere  Beziehung  zwisehen  den  beiden  letzten  Füllen  dei 
Schemas  darin,  dass  der  Besitz  von  Gebrauchsvermögen  Ge- 
nu8sm(jglichkeiten  constatirt,  welche  dann  bei  dem  Ver-  ' 
brauch  des  Verbrauchs  Vermögens  und  bei  der  Benutzung 
des  Nutz  Vermögens  thatsächlich  verwirklicht  werden.  Diese 
eigenthtimlichen  Beziehungen  zwischen  dem  ersten  und  zweiten 
und  wieder  dem  zweiten  nnd  dritten  Fall  sind  aueh  für  die  Be- 
steuerung, wie  sieh  zeigen  wird,  wichtig.  Sie  bewiikoBi  dass  die 
sieh  an  den  Besitz  anlehnende  Besteuerung  nur  dne  geringe 
selbständige  Ausbildung  erfilirt. 
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n.  —  §.  459.  Die  drei  grossen  Stenergrnppen  des 
Steuersystems.  An  diese  drei  Wege  knüpft  sieh  nun  eine  drei- 
fache Gruppirung  von  Steuern  oder  llaiiptarteu  der  Steuern 
an:  eine  Unterecbeidung  nach  der  Bemessungsgrundlage  (oder 
den  jjSteuerobj ecten"  in  diesem  Sinne),  nicht,  was  damit 
Ideht  verwechselt  wird|  nach  der  Steuerquelie.  Diese  ist  vielmelir 
in  allen  drei  Gmppen  regelmässig  das  Einkommen  des  Einzelnen, 
tis  Theü  des  Nationalehikommens,  ausnahmsweise  das  Vermögen 
dfig  Einxelnen.  Leider  fehlen  passende  nnd  nnsweideatige  teoh- 
siMhe  Namen  fttr  jede  dieser  Gmppen.  Diejenigen ,  welehe  man 
etwa  branehen  kann,  haben  in  der  Theorie  nnd  Praxis  gewöhnlich 
schon  eine  andere,  engere  Bedeutung.  Da  es  indessen  unver- 
meidlich ist,  die  betreffenden  Steuern  kurz  in  einem  Namen  zu- 
sammen zu  fassen,  so  muss  man  wohl  oder  tibel  solche  sonst  in 
einem  anderen  Sinne  gebräuchlichen  lAamen  herUbernehmen  und 
ilinen  hier  die  entsprechende  Bedeutung  geben. 

Die  Steaem,  welehe  Einseleinkommen  nnd  Vermögen  in  der 
Entstehnng  beim  Einzelnen  anfsnehen,  können  Erwerbs- 
ilmni;  di^nigen,  welehe  sie  im  Besits  anfsnehen,  können 
Be  Sit  «Stenern;  diejenigen,  welehe  sie  im  6  ehr  an  eh  yerfolgen, 
Gebrauch  steuern  genannt  werden.  Die  einzelnen  Steuern  der 
beiden  ersten  Gattungen  gehören  grossentheils  (aber  nicht  immer) 
zu  den  „Schätzungen"  und  stehen  als  solche  der  Hauptart  der 
dritten  Gattung,  den  Verbrauchssteuern,  auch  in  manchen 
taserliehen  oder  formellen  Pnncten  der  Einrichtung  nnd  Erhebung 
gsgenttber.  Die  drei  Gruppen  sind  die  Hauptglieder  wenigstens 
eioM  entwickelten  Steuersystems  nnd  müssen  darin  in  die  richtige 
Verbindung  mit  nnd  Stellung  eu  einander  gebracht  werden,  damit 
das  Steuersystem  den  obersten  Steuerprineipien  entspreche  nnd 
theoretisch  richtig  und  practisch  brauchbar  sei. 

Allerdings  ist  die  Beschränkung  des  Steuersystems  auf  bloss 
eines  dieser  Glieder,  namentlich  auf  die  Erwerbs-  oder  die  Ge- 
brauchsbesteuernng,  wenn  die  zu  einer  jeden  Gruppe  gehörigen 
Steaem  passend  eingerichtet  werden,  nicht  undenkbar  und  practisch 
neht  unmöglich.  Die  Geschichte  zeigt  auch,  dass  bei  geringem 
Sieiierbedarf  nnd  emfaoheren  Wirthsohafks-  und  BeehtsverhiUtnissen, 
daher  im  Allgemeinen  in  Mheren  Perioden  das  Stener„S7Stem^', 
soweit  hier  Ton  einem  solchen  ttberhaupt  schon  gesprochen  werden 
darf,  wirklich  sich  derartig  beschränkt  hat.  Aber  je  mehr  der 
fiedart  wuchs  und  Arbeits-  und  Eigeuthumstheiluog  sich  ent-  und 
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Terwickelten,  ferner  je  mehr  eben  die  yolkswirthschaftlicheni  die 
Gereehtigkeits-  und  die  VerwaltnngsginiidBitze  in  der  Beeteiieniog 
als  BiohtBclmiir  mit  anerkannt  worden,  desto  mehr  bildete  sich  das 
Steuersystem  thatsttehlioh  nach  jenen  drei  Seiten  eonseqaent  aiu 
nnd^mit  Reebt:  die  steigende  Oomplleirtheit  and  Kttnst- 
liebkeit  des  Steuersystems  ist  eine  u oth wendige, 
durch  die  Entwicklung  der  Volks wirthschalt,  die  Aus- 
dehnung des  ^emeiuwirthschaftlichen  und  die  reichere 
£ntfaltang  des  pri vatwirtbschaftlichen  Systems,  in- 
sofern selbst  yyCnt wicklangsgesetzlich'^  begründete 
Gonseqnenz,  wie  wir  im  vorigen  Absebnitt  gesehen  haben. 

Dies  seigt  sieb  denn  auch  besonders  wieder  innerhalb  jeder 
der  drei  grossen  Steuergruppen.  Hier  giebt  sieb  der  Einflnss  dara 
kond,  dass  eine  Menge  Okonomiscb-teebniscber  nnd  recht- 
licher Specialisir ungen  im  Erwerb^  Besitz  und  Gebrauch  des 
Einkommens,  bez.  des  Vermögens  sich  ausbilden,  in  immer  grösserer 
Zahl  und  Mannichi'altii^keit,  je  mehr  sich  Arbeitstheilung,  Eigen- 
thumstheilung ,  Creditvcrkehr  u.  s.  w.,  Uberhaupt  je  mehr  sich  die 
Volkswirtbschatt  entwickelt.  Dadurch  werden  l'Ur  die  Lösung  der 
Aufgaben,  welcbe  einer  jeden  der  drei  grossen  Steaeigruppen  ob- 
liegen, wieder  vielfach  besondere  einselne  Stenern  in  jeder 
Gruppe  und  ebenso  versebiedenartige  Einrichtangen  eiiier 
Steuer  nothwendig.  Oder,  m.  a.  W.:  die  Erwerbs-,  Besits-  nsd 
Gebrauchsbesteuerung  muss  jede  in  sich  wieder  ein 
besondres  Steuersystem  bilden.^)  Auch  dies  beruht  uicht 
auf  Willkühr,  Zufall,  „Fiscalismus"  oder  technischer  ünvoUkomuieu- 
beit  der  Steuerverwaltung,  sondern  auf  denselben  entwicklongs- 
gesetzlichen  Bedingungen,  wie  die  Ausbildung  des  gansen  Steuer- 
systems nach  den  drei  genannten  Seiten.  £s  durfte  nnd  ktfmiie 
nur  anders  sein,  wenn  man  sich  mehr  auf  den  UeberwSlsugs- 
]iroeess  nnd  auf  die  sichere  Herbeiflihmng  einer  volkswirtfasehaftlick 
richtigen  nnd  einer  gerechten  Steuervertheilnng  durch  densetben 
verlassen  könnte,  als  es  nach  dem  Früheren  (§.  383  ff.)  stattbiit 
ist.  Entwickelt  mau  das  Steuers}  stem  im  Ganzen  und  in  seinen 
drei  Hauptgruppen  nicht  angemessen,  so  bleiben  unvermeidlich 
L  U  c  k  e  n  und  Härten  bestehen,  welche  Verstösse  gegen  die  volks- 
wirthschattiicben  und  Gerecbtigkeitsprincipien  bilden«  Freilicb  kann 

*i  Stein  hebt  das  I.  4H1  nur  für  seine  sogen,  d  i  r e  c  t e  Besteuerung  herrör.  die 
„durch  die  Natur  ihre^  Ubjects  selbst"  wieder  z\i  einem  System  werden  mübse.  Ih^ 
gUt  «ber  ebeuo  fto  dio  indincte  TeriimiclttbeitaiMraBS. 
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man  das  ideale  Ziel  der  Bestenerang  auch  mit  dem  yollkommensten 
praetisch  mOgKelieii  Steuersystem  nicht  erreieheni  sondern  mnss 

man  sich  stets  mit  einer  Annäherung  an  dasselbe  begntigen,  wie 
bei  der  Erörterung  der  Stenerprincipien  schon  zugegeben  wurde 
(§.  363).  Aber  die  möglichste  Annäherung  an  dieses  Ziel  dar! 
die  Theorie  von  der  Praxis,  also  vom  Steuerrecht  verlangen  und 
eben  deshalb  hat  sie  auf  die  Nothwendigkeit  immer  weiterer 
Specialisirang  der  Stenerarten,  einzelner  Steuern  und  Steuer- 
einriehtangen  im  Steuersystem  hin-  nnd  die  Ursachen  dieser 
EDtirioklnng  in  den  genannten  Wirthsehafts-  nnd  Reehtsverhftlt- 
niesen  nachzuweisen. 

III.  —  §.  453.  Die  Erwerbsbestenernng  gliedert  sich 
wieder  in  drei  grössere  Abth  e  i  lu  n  gen  nach  den  drei  Arten, 
nnf  welche  sich  der  Erwerb  von  Einkommen  und  Vermögen  Seitens 
tiner  Person  im  Verkehr  zurlicktHbren  l'ässt:  der  be r u t's raässige 
Erwerb;  der  Erwerb  durch  einzelne  Acte  oder  einzelne 
Rechtsgeschäfte;  schliesslich  der  £rwerb  durch  Anfall  und 
durch  Wert  hzawachs  ohne  eigene  persönliche  wirthschafUiche 
Leistong. 

Diese  drei  Erwerhsarten  bilden  Ökonomische  Kategorieen 
iD  Volkswirthsehaflen,  welche  wesentlich  privatwirthsehaft- 

lieh  organisirt  sind,  wie  die  unsrigen,  wo  daher  Privateigenthnm 
an  Productionsmitteln,  freies  Vertragsrecht,  Erbrecht  und  Kecbt  des 
Eigenthtlmers  auf  den  ganzen,  wie  immer  sich  bildenden  Werth 
seiner  Eigenthumsobjecte  und  wo  in  Wechselwirkung  mit  dieser 
fiechtsbasis  Arbeitstbeilang  besteht  Die  Unterscheidung  dieser  Er- 
werbsarten  hat  aber  eine  sehr  yerschiedene  geschichtliche  oder 
imtische  Bedentnng  je  nach  dem  Grade  der  Ausbildung  des 
priratwirthsehaftlichen  Systems  nnd  seiner  Reehtsbasis.  Erst  in 
der  modernen  Volkswirthsehaft  mit  ihrem  Okonomiseh  nnd  recht- 
lich stark  individualistischen  Gepräge  und  ihrer  hochentwickelten 
Arbeits-  und  Eigenthuiiistheilung,  ihrem  regen  Creditverkehr,  ihrem 
leitenden  Wirthsehafts  und  Kecbtsprincip  der  freien  Conen rrenz, 
üer  vollen  Berufs-,  Verkehrs-,  Eigenthnms-,  Vertragsfreiheit  treten 
jene  Erwerbsarten  auch  thatsäc blich  voll  in  den  ihnen  prin- 
eipiell  inne  wohnenden  charaeteristischen  Gegensatz.  Sie  lassen 
M  dann  andi  erst  hier  ftnsserlich  leiehter  nnterscheiden, 
was  ftr  die  Anknttpflmg  der  Bestenerang  an  sie  wichtig  ist 

lY.  —  §.  454.  Erste  Hanptart  der  Erwerbsbestene- 
rang:  der  berufsmässige  Erwerb  und  seine  Besteue- 
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ruug;.  A.  CJiaracterigtik  dieses  Erwerbs  und  seiner 
Verbindung  mit  den  zwei  andren  Erwerbsartea.  Dir 
berufsmässige  Erwerb  beruht  auf  der  ökouomisebeii  und  reeht- 
liehen  SteUnngy  welebe  der  Erwerber  oder  Besieher  dmeb  scne 
regelmftssige  wirthsehaftliehe  Thätigkeit  Im  Organkmu 
der  volkswirthsehafülehen  Arbeitsgliederung  und  durch  sein» 
(materielleu)  Besitz  in  der  Vcrmögensvertheilung  der  Volkswirth- 
schaft  einnimmt.  Diese  Besitzverhältnisse  des  Einzelnen  können 
dann  in  der  Ii e sitz besteuerung  noch  zu  besonderer  Berück- 
sichtigung kommen,  sie  greifen  aber  auch  immer  in  den  Erwerb 
uud  speciell  in  den  berufsmässigen  Erwerb  ein,  weshalb  sie  dooh 
vomemiioh  in  der  Er werbsbeetenemag  selbst  ihre  richtige  Steiiong 
erbeischen. 

1)  Fttr  die  Besteuerung  ist  nun  die  Thatoaehe  widitig,  dsn 
nicht  nur  der  weitaus  grOsste  Tbeil  des  Volkseinkommens  und 

Volksvermögens  von  den  Einzelnen  „berufsmässig'' erworben, 
producirt  wird,  sondern  dass  sich  auch  die  Vertheil ung  des 
Volkseinkommens  und,  davon  meist  abhängend,  des  VolksvermögeDS 
zunächst  und  praetisch  in  der  Hegel  Uberwiegend  auch  an f  die 
Dauer  in  Gemässheit  des  berufsmässigen  Erwerbs  gestaltet 
(„nrsprttngliohe"  Vertheilung).  Darans  foigt^  dass  die  Besteue- 
rung dooh  immer  vor  Allem  diesen  Erwerb  sn  treffen  oder 
m,  a.  W.  die  SteaeryertheiluBg  naoh  dem^lben  einsuriehAen  saeta 
muss.  Dies  geeehieht  auch  durch  gewisse  Arten  dar  Erwerbi-, 
Besitz-  und  Verbrauchsbesteuerung  in  erster  Linie. 

2)  Die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und  VolksvermögcDs, 
wie  sie  sich  durch  den  berufsmässigen  Erwerb  bildet,  wird  aber 
dann  mehr  oder  weniger  umgestaltet  durch  die  beiden  anderen 
Uaupterwerbsarten.  Theils,  aber  im  Ganzen  in  geriagerem  Maaste 
soy  dass  gleichseitig  die  Grttsse  des  VolkseinkomaMBS  und  Vsr 
mOgens  selbst  oder  wenigstens  des  davon  dem  Volke  lar  Ver 
fUgang  bleibeaden  Theils  eine  Veränderung  erleidet;  theito  md 
ttberwiegend  so,  dass  jene  Grösse  gleich  bleibt ,  aber  die  GrOise 
der  Aiit heile  der  Einzelnen  daran,  mithin  die  absolute  Grösse 
der  einzelnen  Einkommen  und  Vermögen  sich  verändert  Beides 
ist  im  Steuersystem  zu  beachten. 

a)  Fälle  der  ersten  Art  uud  zwar  des  Erwerbs  darcb 
einzelne  Acte  liegen  vor,  wenn  Volksangebörige  durch  einzelne, 
gewi^hnlich  nicht  zu  ihrer  Berufsthätigkeit  zählende  Acte  sich 
und  dadurch  der  Volkswirthschaft  einen  „Werth'*  erwerben ,  s.  B. 


L^yiu^cd  by  Google 


Bani&nMger  Enrerb  und  «ädere  Enrerbeaiten.  415 

durch  Aaüßiidang  unbekannter  Naturschätze,  wie  Lager  von  Mineral- 
Mtaf  oder  einet  Tei^rabener  Metallsehlttse  n.  dgl  Spielt  hier, 
wie  oftmals,  lein  der  Zofall,  eo  würde  der  betreffende  Erwerb 
mter  die  dritte  Hanptorwerbeart,  snm  Erwerb  doreh  Anfall  n.  s.  w. 

gehören.')  Practisch  und  deshalb  auch  ftir  die  Besteuernng  uu- 
gleich  wichtiger  sind  aber  die  Fälle,  wo  es  sich  uiu  V ermöge ns- 
übertraguügen  zwischen  verschiedenen  Volkswirth- 
schaften  oder  Steuergebieten"  durch  die  zweite  und  dritte 
im«erer  Erwerbsarten  bandelt.  So  greifen  namentlich  gegenwärtig 
bei  dem  regen  internationalen  Personen-,  Geschäfts-  und  Kapitalien- 
veiiLehr  einselne  Aete  im  internationalen  WerthpapieigeBebftft,  der 
Erbgang  und  die  werthbestimmende  Gotgnnötnr  Öfters  bedentsam 
in  die  Vertheilnng  des  Welteinkommens''  nnd  „Welt Vermögens'' 
iwiscben  verschiedenen  Ländern  und  Völkern  und  den  zu  diesen 
eehürigen  Einzelnen  ein.  Daraut  hat  die  Besteuerung  thunlich 
KUcksicht  zu  nehmen,  indem  sie  besonders  die  Verkehrs-,  Erb- 
>chat\8-,  Ertrags-  und  Einkommensteuern  zweckentsprechend  ein- 
richtet.») 

b)  Noeh  weit  mehr  kann  aber  und  wird  thatsächlich  auch 
imter  den  obwaltenden  Verkehrs-  and  Beehteverhältnissen  in  der 
Biodenen  Volkswirthsehaft  die  nrsprttngliehe  Vertheilang  des  in 
d«  Grösse  unverändert  bleibenden  Volksehnkommens  nnd  Ver- 
mögens nach  dem  berafsmüssigen  Erwerb  rein  innerhalb  der 
beimischen  Volkswirthsehaft  durch  die  zweite  und  dritte  einzel- 
wirtbschaltliche  Erwerbsart  veriindeit.  Einzelne  Verkehrsgeschäfte 
specnlativer  Art,  wo  auf  voraussichtliche  und  gehofl'le  Werth- 
uDd  Ertragsdifierenzen  absichtlich  y,speeiilirt"  und  derentwegen  das 
(jrttchäft  vorgenommen  wird,  aber  aneh  nicht-speculativer 
All,  wo  solche  Wertbverllndeningen  eintreten,  Spiel,  dann  Erbgang, 
Go^juietttr,  welobe  hier  Werifasowaohs,  dort  WMrthverminderang 
dM  Einsdvermögens  bewirken,  greifen  naeh  alkn  Seiton  in  die 
onprtingliche  Vertheilung  ein.  Diesen  Verftndemngen  zn  folgen, 
iat  steaertechnisch  schwierig,  kann  auch  solange  allenfalls  auf  die 


^Die  Abgaben  beim  Bergregal,  beim  Schmtzfinden  (s.  o.  §.  326  (T.)  aind 
•öderer  Art  a.  haben  eine  andere  historische  Be^rdndung  als  entsprechende  Stenern 
»ai  einen  selchen  ^zufälligen"  Erwerb.  Sie  lassen  sich  aber  mit  aus  dem  Gesichts- 
imet  einer  sdolien  Bestenerong  begründen. 

')  IHe  BOMOOperationen  in  internationalen  „Spielpapiereu"  Ubertragen  Ofteni 
?roMe  Werthstimmen  zwisrhon  verschiedeuen  Volkswirthschaften,  bald  als  Gewinn,  bald 
>j8  Yeriost.  Die  Börsenblätter  wissen  da?on  zu  reden.  Hier  liegen  LUcken  im  Steuer- 
mkt  TSC,  die  n  beachten  sind. 
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leichter  zu  berUckBicbtigeoden  Fälle  beschränkt  oder  selbst  gänz- 
lich nnterbleibeii,  (wenn  auch  stets  mit  entsprechender  Hintsn- 
setzitng  oberster  Stenerprincipien),  als  thatsttehliGh  etmelae  Ver- 
kehrsgesehftfte  nnd  Conjanetnr  noch  einen  gering;eren  Einflnss  Ubes. 
Aber  gerade  mit  der  Eni  wieklang  der  Verkehrstechnik 
(Comnumicationswesen I ) ,  der  Verkeh r sökon om i k  (Ausbildung 
von  Handel,  Bankgeschäft,  Betheiligung  der  Privatkreise  an  der 
Specnlation  auf  Werth-  und  ErtragsdiflTerenzen  des  Grund-,  Haus- 
eigenthums,  vollends  der  börsengängigen  Werthpapiere  a.  s.  w.!) 
nnd  des  Verkehrsrechts  („freies'^  Eigentbnm,  in  den  Formen 
immer  einfacheres,  inhaltlich  immer  y^freieres'^  Vertragsrecht,  sp^ 
cnlativer  Besitzwechsel  anch  in  Folge  dessen!)  —  mit  der  Est- 
wicklang  dieser  drei  massgebenden  Factoren  wird  es  immer  ob- 
znlissiger,  bei  der  Bestenernng  sich  nnr  an  den  berafsmissigen 
Erwerb  und  an  den  aus  „eigener  Arbeit"  und  aus  „Ersparung" 
herrdhrenden  „angelegten"  Werth  des  Besitzes  zu  halten.  Auch 
die  rationellste  Verbrauchsbesteuerung,  selbst  diejenige,  welche 
höhere  Leistungsfähigkeit  durch  höhere  Besteuerung  der  feineren 
Gennssmittel,  durch  Luxusstenem  u.  dgl.  m.  zu  treffen  weiss,  reicht 
fHr  die  hier  vorliegende  Aufgabe  volkswirthschaftlich  riehtigeruod 
gerechter  Bestenernng  dnrchans  nicht  ans.  Hier  mnss  viel- 
mehr theito  schon  innerhalb  der  Bestenerang  des  bemfomtaigeo 
Erwo'bs  nnd  des  Besitzes  selbst  durch, besondre  einzelne  Stesen, 
Steuereinrichtungen  und  Regelung  des  Steu erfusses, 
theils  durch  richtige  Ausbildung  der  Verkehrs-,  (Börsen-),  ^ 
Erbschafts-  und  der  Besteuerung  der  Spiel-,  Speculations-  I 
und  Conj uncturengewinne  das  Steuersystem  in  richtige  Ueber- 
einsttmmung  mit  den  Stenerprincipien  gebracht  werden. 

B.  —  §.  455.  Die  Besteuerung  des  „bernfsmftssigen" 
Erwerbs  gliedert  sich  im  Anschlnss  an  eine  doppelte,  eise 
„subjective''  nnd  eine  ,»objective''  Auffassung  desselbeD,  hi 
eine  Subject-  und  eine  Objeetbesteuerung.  Jene  hSlt  sieh 
an  die  erwerbende,  Einkommen  beziehende,  Erträge  in  letzterem 
und  dann  in  sich ,  ebenso  Vermögen  in  sich  zusaniiuenfasseDde 
Person  als  das  steuerpflichtige  Rechts-  und  W i rthschafti«- 
subject;  die  zweite  an  die  Objecte,  welche  als  Ertragsquellen 
fähig  sind ,  der  rechtlich  Uber  sie  verfugenden  Person ,  daher  ge- 
wöhnlich dem  EigenthUmer,  Erträge,  d.  i.  einaelwirtbschaftliche 
Reinertrilge,  mithin  Einkommen  zu  gewähren  und  welche  regel- 
mässig auch  wirklich  einen  Ertrag  liefern. 
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1)  Bei  der  Snbjeotbesteaeriing  des  berafsmilsaigeii  Er- 
werbs wird  letstrer  als  ein  Ganzes,  eine  Okonomisebe  (und  zwar 
cimelwirthseliaftUebe)  und  reebdiebe  Einbeit  betracbtet  und  so 

za  ermitteln  and  zu  erfassen  gesucht.  HierRlr  bieten  sich  wieder 
drei  Wege,  welche  das  Steuerrecht  auch  nach  Ausweis  der  Ge- 
schichte theils  nach  theils  neben  einander  zu  beschreiten  pflegt. 
Sie  führen:  der  erste  zur  reinen  (directen)  Personal-  (auch 
Kopf-y  Familien-,  Heerd-)  und  C lasse nsteuer,  auch  wohlza 
gewissen  Formen  allgemeiner  Vermögens-,  Qrnnd-,  Hans- 
äesem;  der  «weite  zur  nominellen  (direeteo)  (Gesammt-)  Ein- 
kommensteuer, anf  Grond  einer  dies  EuÜLommen  als  Ganzes 
nffuaenden  generellen  Sebfttznng  oder  Deelaration  des 
Stenerpfliebtigen ;  der  dritte  za  einer  solchen  Einkommensteuer  ' 
auf  Grund  einer  S  ummirung  der  einzelnen  geschätzten  oder 
genauer,  besonders  durch  die  Formen  der  Ertragsbesteuerung 
lestgestellten  Erträge. 

a)  Auf  dem  ersten  Wege  hält  man  sich  ao  gewisse  That 
Sachen  und  Merkmale,  besonders  solche,  welche  angeaflUlig  oder 
ieiebt  zn  ermitteln  sind,  und  sohliesst  aus  ibneo  auf  einen  gewissen 
peiBSnliehen  Erwerb  oder  wenigstens  auf  persönliebe  Erwerbs- 
fkUgkeit  ttberbanpt  nnd  mitiuter  zngleieb  auf  einen  Erwerb  in  nn- 
geflbr  der  nnd  der  GrOsse  nnd  Art  Ftlr  die  Answabl  soleber 
Thatsachen  bat  man  einen  gewissen  Spielraum,  entscheidende 
Zweckmässigkeitsgründe  verengen  aber  die  Anzahl  der  ernstlich  in 
Betracht  kommenden.  Die  richtige  Wahl  selbst  hängt  wieder  eng 
mit  der  ganzen  geschichtlichen  Entwicklung  der  Yolkswirthschalt, 
der  Arbeitstheilung,  der  Besitzverhältnisse  u.  s.  w.  zusammen. 

a)  Die  yieiiaob  gesohiobtlieb  älteste,  im  Ganzen  robeste  Form 
and  reine,  niebt  weiter  abgestufte  allgemeine  Kopf-,  Familien-, 
Haassftands-,  Heerdsteoem  oder  äbnliebe  Stenein,  welebesieb 
ui  die  mftnnlieben  oder  aaf  die  erwaebsenen  Köpfe  der 
ganzen  steuerpflichtigen  Bevölkerung  bezieben.  Steaertechniscb 
einfach  umlegbar  sind  sie  auch  nicht  volkswirthschaftlich  und  vom 
Staodpunet  der  Gerechtigkeit  aus  betrachtet  so  mangelhaft,  solange 
die  BeschUttigung  und  daher  die  ökonomische  Lage  der  Einzelnen 
meist  dieselben  sind,  oder  das  Nationaleinkommen  sich  quantitativ 
od  qualitativ  im  Eiazeleinkommen  noob  wenig  diffinrenzirt  (§.  440). 

fi)  Aaeb  allgemeine  Grnndstenera  gebaren,  besonders  in 
Mhcn  Perioden  der  Volkswirtbsebaft  Merber,  fmigiren  zugleich  als 
Haas^  nnd  Hofiiteaer  od«r  haben  ^e  solehe  noeh  neben  sieh.  Bei 

iL  Wtf  mar,  FlaaiswiMMieluift.  IL  27 
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noch  fast  aoflsehliesakieh  agnuriseher  Thätigkeity  migefiUiier  Oieicb- 
beit  der  Landloose  oder  der  Quoten  derselben,  wie  sie  primitifeD 
Anbanverhaitnlssen  und  Besiedelangen  entsprieht,  bei  wesenUkk 
gleieber  Technik  des  Betriebs  nnd  bei  fast  feblendiBr  Veraelbettndi- 

gung  von  StofFverarbeitung  udcI  geriügem  Handel  sind  solche  Gründ- 
steuern relativ  genügend  (§.  440). 

y)  Eine  Ausbildung  erfolgt  durch  Abstufung  der  be 
treffenden  Steuern  und  durch  Classenbildung,  indem  man  sieb 
an  Merkmale  hält,  ans  welchen  sieh  die  Differenzirung  der 
Art  nnd  der  Grösse  des  Erwerbs  ergiebt.  Solebe  Merkmale 
finden  sieb  im  Stand,  Bernf,  in  der  Besitsgattnng,  Besits- 
grösse,  wo  dann  implicite  aneb  sebon  die  Art  des  EinlnminMns, 
Arbeits-  oder  Renteneinkommen,  nntersebieden  wird.  Eine 
solche  Ausbildung  ist  geboten  und  tritt  denn  auch  meistens  ein 
mit  der  vermehrten  Arbeits-  und  Besitztheilung,  der  TrennuDg 
agrarischer  und  HtofTveredehider  Arbeit  zu  selbständigen  Bernlen, 
woraus  dann  in  btadt  und  Land  auch  eine  locale  Trennung  wird, 
und  mit  der  Folge  dieser  Verhältnisse  für  die  Vertheilung  dei 
Nationaleinkommens,  d^  generiscben  nnd  qnastitadyen  DiffercD 
znmng  desselben  (§.  441, 442).  Solange  das  bewegliebe  Kapital 
nnd  der  Oreditverkebr  dabei  niebt  sebr  ansgebildet  smd, 
bieten  sieh  im  siebtbaren  oder  leiobt  nachweisbaren  Vermögen 
der  Einzelnen  wohl  gentlgende  Anhaltspuncte  för  die  Aufstellrag 
allgemeiner  Vermögenssteuern,  welche  wesentlich  mit  als 
Steuern  des  berufsmässigen  Erwerbs  fungiren  können;  eventuell 
auf  Grund  von  Selbstschätznngen ,  weiche  unter  diesen  Voraus 
setsnngen  noch  leidlich  genau  sein  werden,  da  sie  nicht  aUia- 
schwer  zn  controliren  sind.  In  der  Bestimmnng  des  Stenersattes 
als  Qnote  vom  Vermögen,  wobei  die  Art  des  letateren,  der  StHid 
nnd  Bemf  nnd  die  dayon  mit  abhängige  gesammte  ikxmxinämk» 
Lage  emer  Person  sieb  ebenfalls  berttcksichtigen  lassen,  bat  naa 
dann  das  Mittel  einer  ausreichenden  Abstufung  der  Steuer. 

Sonst  aber  bietet  die  Ausbildung  von  Clas sc n steuern,  unter 
Combination  ökonomischer  und  socialer  Momente,  das  erforderliche 
Hilfsmittel.  Hier  werden  nach  dem  ökonomischen  Beruf,  nach  der 
ungefUhren  Durchschnittslage  in  Besng  auf  Einkommen  nnd  Ver- 
mögen, nach  dem  socialen  und  politische  Stand  Classen  Ton 
annSbränd  gleicber  Stenerifthigkeit  gebildet,  mit  bestimmten  feeten 
steigenden  Stenmitaen.  In  diese  CSassen  werden  dam  die 
Einzelnen,  namentlieh  etwa  die  SelbsttbUtigen  oder  die  selbstMadigeo 
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PtaMnen  naoh  den  betreffenden  Anhaltspnnoten  eingescliätst  Unter 
ciBfiuheren  Enrarbsyerhlltnissen,  wie  de  übrigens  in  dem  wiehtig- 
ften  neveren  Beispiel,  der  preossisehen  ClasBenatener,  bereits  niobt 

mehr  yorbanden  waren,  kann  eine  solche  Steuer  für  leidlich  ge- 
nö^nd  zur  Besteuening  des  beiul'«iuUssigcn  Erwerbs  gelten.  Sie 
bildet  schon  einen  Uebergang  in  die  folgende  Kategorie. 

§.  456.  —  b)  Diese,  die  nominelle  directe  (Gesammt-) 
fiinkommensteaer,  einerlei  zunächst,  welche  Mittel  und  Wege 
Sir  FeststeUang  dieses  Einkommens  ergriffen  werden,  wird  offen- 
bsr  itatt  jener  roheren  Stenerformen,  einseUieBslioh  selbst  die  eben 
ehsraoterisirte  Classenstener,  immer  nothwendiger  unter  drei 
Voranssetznngen:  wenn  einmal  das  Nationaleinkommen  sieh 
mit  fortsehreitender  Entwicklung  des  priyatwirtfaschaftlichen  Systems 
immer  mehr  qualitativ  und  quantitativ  differcnzirt ;  wenn  zweitens 
der  üflfentliche  Ikdarf  und  besonders  der  durch  diese  Steuer  zu 
deckende  Theil  desselben  immer  mehr  wächst,  so  dass  Ungleich- 
heiten der  Steuer  fUr  die  Einzelnen  emphndlicher  werden;  und 
wenn  drittens  die  roULSwirthsehaftlichen  und  die  Gerechtigkeits- 
paatü^n  mehr  erkannt  werden  nnd  im  Volksbewosstseiny  daher 
bii  der  gesetagebenden  Gewalt  mehr  znr  Geltang  gelangen.  Die 
Sisaeigesohiehte,  anmal  der  modernen  Zeit,  zeigt  auch,  wie  mit 
dem  Eintreten  dieser  Voraussetzungen  das  Bedfirfniss  naeh  einer 
förmlichen  Einkommensteuer  an  Stelle  der  früheren  Formen 
hervortrat  (§.  444).  Die  Anerkennung  der  persönlichen  Freiheit 
und  staatsbürgerlichen  Gleichheit  im  Volksbewusstsein  und  im  Kecht 
der  „staatsblirgerliohen'^  Periode  hat  zur  Consequenz  die  Beseitigung 
von  Stenerprivilegien  nnd  die  Anerkennung  gleicher  Steuerpflicht 
alles  EinaeleinkommenSi  ans  weloher  £rwerbsart  es  aneb  her- 
iflhrei  wer  immer  es  aneh  besiehe:  daraus  mnsste  sich  wiedemm 
die  Forderang  auch  der  förmlichen  Einkommenstener 
ab  eteer  Hanptart  der  Besteuerung  bemfiimiUsigea  Erwerbs  er- 
geben (§.  362,  404). 

Sobald  man  soweit  gelangt  ist,  tritt  dann  nothwendig  die 
Frage  nach  der  Ermittelung  dieses  Einzeleinkommens  in  den 
Vordergrund.  So  entstehen  dann  die  beiden  Arten  förmlicher 
(Gesammt-)  Einkommenbesteuerung. 

Die  erste  Art  ist  an  sich  die  einfachste  und  nächstliegende: 
■sn  seh  ätzt  durch  Qigane  der  Steuerfcrwaltung  oder  durch 
OoauDlssionen  der  Besteuerten  selbst  das  Einkommen  eines  Jeden 
oder  man  nOthigt  ihn  (direct  oder  indirect)  zu  einer  Selbst- 
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Schützling  oder  Declaration  seinm  Einkommeiu ,  mit  dem 
Reoht  der  Contiole  fttr  die  Steaerverwaltnng  oder  iiir  Slenr- 
oommiBBionen.  Zn  jener  amfliehen  Seldtteiing  wie  zu  dieser  Gontrole 

bedari'  es  der  Anhaltspuncte,  welche  sich  wiederum  in  Thatsachen 
und  Merkmalen,  wie  den  bei  dem  ersten  Verfahren  erwähnten, 
ferner  unter  Umständen  auch  bereits  in  den  Grundlagen  bestehen- 
der andrer  iSteuem,  wie  namentlich  der  Ertragssteuern ,  ergeben. 
'  Im  letzteren  Falle  nähert  sich  diese  Art  der  Einkommensteuer 
sohon  der  folgenden.  Bei  der  unvermeidlichen  Unsicherheit  der 
amiBehen  Schätanng  and  bei  dem  Mangel  an  sicheren  Thatesehoa 
znr  Controle  der  Oeclarationen,  femer  bei  der  hftofigen  Abneipuig 
Yor  schärferen  sich  etwa  bietenden  Gontrolmitteln  Seitens  der 
Gesetzgebang  und  der  Steuerverwaltung  selbst  fuhrt  diese  eirte 
Art  der  Einkommensteuer  aber  auch  heute  noch  wie  früher,  ja 
wegen  der  viel  stärkeren  ludividualisirung  der  Einkommenverhält- 
nisse heute  mehr  als  jemals  frUher,  nur  zu  wenig  genügenden 
Ergebnissen,  wenigstens  für  grosse  Länder  mit  sehr  ver- 
schiedenen Wirthschafts-,  tiociai-  und  Galtorverhältnissen,  zum 
Unterschied  von  einseinen  Stftdten  und  kleineren  Lisdefi, 
die  mitonter  ein  günstigeres  Bild  zeigen.^)  Diese  Erfahraag  1^ 
es,  neben  anderen  UmsOnden,  nahe,  bei  der  Einkommensteatr  den 
dritten  der  obigen  Wege  einzuschlagen: 

§.  457.  -  c)  Man  bildet  nemlich  durch  ein  Summirungs- 
verfahren  eine  Einkommensteuer,  indem  man  möglichst  aui  die 
einzelnen  unterscheidbaren  Ertragsquellen  des  Einkommens 
zurückgreift,  deren  wirkliche  Erträge  dorch  ein  ins  DetsU 
gehendes  amtliches  Schätz nngs-  und  BerechnnngSTer- 
fahreni  unter  etwaiger  Zuhüfenahme  von  Selbstsch&tsangen 
oder  Declarationen  des  Steneipfliehtigen  für  einaelne  län- 
kommenposten  oder  Ertragsarten,  zu  ermitteln  sacht  nnd  dsis 
eventuell  die  einzelnen  Posten  addirt  oder  vom  Steuerpflichtigen 
selbst  (mitunter  in  dessen  Interesse)  addireii  lüsst:  die  Einkommen- 
steuer als  ein  „System  der  Ertragsbesteuerung",  wie  in 

*)  Bes.  lehrreich  sind  die  neuereo  Erfahnmgen  mit  der  Eiuicomicea-  (incL  jprem 
Glassen-)  Steo«r  dninal  ia  Preussen,  sodann  im  K.  Snehsen«  in  Hnmbnrf.  D>ft 

hat  man  allerdings  zu  viel  Rücksicht  auf  die  Scheu  der  Steuerpfliohtig:en  genommen, 
ihre  Einkominenverhältnisse  darzulegen  oder  den  Sebät/.ungscommissionen  genügend« 
Einbliciie  za  gewähren.  Mit  daher,  aber  nicht  allein  deshalb,  die  zu  niedrigen 
und  zu  ungleichen  Gesammt-Einschätzungen  in  Preussen,  ?aisiiohen  mit  Sachsen. 
S.  u.  A.  A.  Sütbeer,  Umfang  u.  Vertheil.  d.  Volkseink.  in  Preussen  1S72  TS.  Leipz 
lb79,  dessen  Schlüsse  in  Betr.  Preusüens  aber  anfechtbar  sind.  &  spec  Steuert  m 
Abichnitt  von  der  Eiokommeusteuer. 
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England  allgemein^)  nnd  wie  theil weise  aiieli  in  den  oon- 
tinentalen  Einkommenstenern,  soweit  sich  dabei  wenigstens  mit 
auf  die  Daten  der  Ertragsl)e8teiieriuig  gestützt  wird. 

Hier  erfolgt  daher  eine  nähere  Verbindung  der  Siibject- 
besteuerung  mit  der  Objectbesteuerung.  Gewisse  Mängel 
dieser  beiden  Bestenernngsarten  lassen  sich  auf  diese  Weise  be 
seitigen  oder  wenigstens  verraindem.  Aber  andre  dieser  Object- 
besteaenmg  inhftrente  Mängel  bleiben  bestehen  und  werden  dnreh 
tee  Verbindnng  nnn  aneh  in  die  Sabjeotbestenemng  hinttber  ge- 
tragen. Was  die  £inkonimai8teQer  daher  dnreh  dies  ,,objeetiTere'' 
Verfahren  snr  Feststellnng  der  stenerpflicbtigen  Einkommen  ge- 
winnt, geht  ihr  leicht  auf  der  andren  Seite  gerade  durch  die  Aus- 
scheidung des  „subjectiven"  Moments  wieder  mehr  verloren.  Dies 
ergiebt  sich  schon  aus  der  folgenden  vorläufigen  und  nothwendig 
noch  ganz  allgemein  gehaltenen  Betrachtung  der  Objectbesteuening; 
«chärfer  noch  ans  der  Untersnehong  der  emzelnen  Ertragsstenem 
io  der  speeiellen  Stenerlehre. 

|.  458.  —  2)  Die  zweite  Hanptart  der  Bestenemng  des 
berafsmftssigen  Erwerbs  im  Erwerbstenersystem  ist  die  eben 
genannte  Objectbestenernng  oder  die  Bestenemng  der  yom 
wirthschaftenden ,  bez.  Rechtssubjcct  losgelösten,  verselbständigten 
Ertrags qnellen,  aus  denen  Jener  Erwerb  ganz  oder  in  Theilen 
fliesst.  Als  Besteuerung:  der  Ertragsquellen  fuhrt  sie  passend  den 
Namen  Ertragsbestcuerung. 

a)  Die  ältere  Ertragsbesteuerung.  Die  wichtigste 
eiüehie  hierher  gehörige  Steuer,  die  Grundsteuer,  ▼omemlieh 
TM  dem  landwirthschaftHeh  benntsten  Boden,  ist  eine  der  ttltesten 
«Dd  yeriireitetsten  Stenern.  Sie  stellte  sieh,  wie  im  vorigen  Ab- 
teimitt  schon  gezeigt  wurde  (§.  440),  leicht  begreiflich  flberaU  da 
Kern  ein,  wo  das  Volk  bereits  sesshatlt  geworden  war  und  regel- 
mässigen Ackerbau  trieb,  aber  noch  wenig  weitere  Arbeitstheilung 
bestand,  vielmehr  die  grosse  Mehrzahl  nur  die  eigenen  landwirth- 
schaftlichen  Producte  verarbeitete  und  selbst  verzehrte.  Sie  blieb 
dano  aber  in  der  alten  Gestalt  oder  mit  gewissen  Veränderungen 
bütehen,  nahm  mehr  oder  weniger  den  Character  einer  Reallast 
an  und  wurde  etwa  nnr  mit  der  Weiterentwioklnng  der  Volkswirth- 
mIsI^  der  Entstehung  stiidtiseher  Wohnsitze  und  Berufe  und  selb- 
tfndiger  stoffreredelnder  Gewerbe  durch  andere  Shnliche  Ertrags- 

S.  Uber  di'sc  Äiiffass.  d.  engl.  Emkomaeiifltoiier  bes.  Vooke,  biiU  Steuern 

i»-  ü'i  Oed  in  der  speeiellen  Lehre. 


I 


422  S.B.  2.K.  I.A.  Allg.Steaeil.  3.H.-A.  8.A.  Berofomiw. £nr.best  §.458,459. 

steneniy  wie  Hanjisteaeni,  Gewerbesteaem  er^histi  Stamnii 
welche  dann  ebenfalls  wieder  den  Charaeter  von  Object-  und  Er- 

tragsquellensteiiern  an  sich  trugen,  das  Hans,  den  Hof,  den  Platz, 
den  einzelnen  Gewerbebetrieb  als  solchen,  ohne  jede  oder  doch 
ohne  nähere  Rücksicht  auf  den  wirklichen  Ertrag  und  auf  die 
innehabende  und  wirthschaftende  Person  belasteten.  Die  Besteuerung 
verwandter  Urproductions-Qaellen,  des  Waides,  der  Fischerei- 
gründe, war  mit  der  nrspranglichen  agrarischen  Ornndatener 
gleieb  verbonden  oder  trat  anob  wolil  noeh  besondere  hinsn.  Die 
Bestenerong  der  Bergwerke  konnte  zwar  ebenfalte  aas  der 
Grundsteuer  henrorgeben,  bat  sieb  aber  wobl  meistens  seibsttodig 
in  Verbindung  mit  dem  Bergrecht,  besonders  mit  dem  Berg- 
regal entwickelt.  Die  Besteuerung  der  Handelsgewcrbe  ging 
aus  einer  Ausdehnung  der  Gewerbesteuern  hervor,  wenn  der  Handel 
sich  von  der  Gewerksarbeit  trennte.  Die  Schank-,  Gast-  und 
ähnliche  Gewerbe  für  persönliche  Dienstleistungen  worden 
mit  ihrer  Versellwtändigang  ebenfalls  der  Gewerbestener  uste^ 
worfen,  aber  ancb  wobl  sebon  frttb  nnd  bttnfig,  besonders  die  enten, 
apart  mit  Steuern  belegt»  welebe  ab  Gegenleistung  fllr  die  Conoesiioii 
zum  Betrieb,  für  Privilegien  und  Beobte  etwas  Gebflbienartiges  sa 
sieb  haben  (wie  äbnlich  z.  B.  speciell  die  MühlenbesteneniDg) 
oder  auch  wohl  Keime  indirecter  Verbrauchsbestcuerung  enthalten. 

Solche  Ertragssteuern  finden  sich  in  den  älteren  und  mittleren 
Wirthschaftsperioden  der  Völker  Uberall  mit  hervorstechendem 
Charaeter  der  Object Steuer  und  demgemäss  etwa  nur  mit  rohen 
Classenstufen  nach  der  nngef&bren  Grösse  und  Ertragsfähig- 
keit des  Bodens,  des  Gewerbes,  unter  Vemaeblftssigung  der  sob- 
jeotiyen  Momente,  welebe  vom  Idtenden  Beobts-  nnd  Wirtbsebails- 
snbjeet  ausgebend  den  wirklieben  Ertrag  der  Quelle  qualitalir 
und  quantitativ  so  stark  beeinflussen.  Nicht  selten  stehen  die  alten 
Grund-,  Haus-  und  einzelne  Gewerbesteuern  in  Verbindung  mit 
ähnlichen  grundherrlichen  Abgaben,  die  einen  traten  zu  den 
anderen  hinzu,  vermischten  sich  auch  wohl  später,  so  dass  im 
Einzelnen  der  Ursprung  oft  nicht  sicher  nachzuweisen  ist  Nur  im 
Prineip,  nicht  immer  im  concreten  Fall  blieb  die  steaerartige  Ab- 
gabe yerftnderlieb  naeb  einfacher  Anordnung  der  Staatsgewalt 
neben  der  nnverftnderlieben  grundberrlieben  Abgabe,  so  dav 
dies  Moment  kein  unbedingt  sieberes  KHterion  ist.  Aueb  anden 
rein  privatreebtliebe  Lasten ,  wie  Zinsen  und  Gtflten  aus  Giedit* 
geschäften  (Rentenkauf),  gebUhrenartige  Abgaben,  wie  Gerichts- 
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md  Vogteigelder,  kommen  neben  den  genannten  Steaern  und 
gnmdberrUohen  Abgaben  bei  Ho^  Hans  nnd  Grand  vor  und  bilden 
nit  ihnen  eine  oft  sehr  alte  nnd  nicht  selten  siemlich  hohe  Oe- 
nmmtbelastnng  des  Chnndbesitses,  welche  trotz  ihres  verschiedenen 

geschichtlichen  Ursprungs  späteren  Geschlechtem  als  „Besteuerung" 
dieses  Besitzes  erschien  und  in  die  moderne  Besteuerung  mit  Uber- 
ging, selbst  bei  Steuerreformen. 

§.  459.  —  b)  Die  neuere  reformirte  und  ausgebildete 
Ertragsbesteaerung.  Rationelle  Reform  der  alten  £r- 
tragsstenern.  Die  Fortentwicklung  der  alten  Ertragsbestenening 
ii  den  CnHnrstaaten  wir  dann  wieder  die  Folge  der  Entwicklung 
dar  VoUcswurthsohaft  nnd  der  Erkenntniss  der  liohtigen  Bestenerongs- 
gnmdsitse.  Sie  ist  daher  ttberall  ziemlich  gleichmüssig  in  der 
Periode  des  aufgeklärten  Despotismus  begonnen  und  in  der  staats- 
bürgerlichen Periode  durchgeführt  worden,  und  zwar  iu  doppelter 
Richtung.  Einmal  suchte  man  die  geschichtlich  liberkommene 
Ertragsbesteuerung  gleichmässiger  zu  machen,  selbst  wenn  es 
sich  nicht  nm  Erhöhung  des  Gesammtertrags  der  Steuern  handeltCi 
TcUends  wenni  wie  gewl^hnlich,  diese  Nothwendigkeit  vorlag; 
sodann  dehnte  man  jene  Bestenemng  systematisch  ans  nnd 
ergänzte  sie  durch  Stenern  anf  einzelne  bisher  nicht  oder  nicht 
genügend  besteuerte  Ertrige  anderer  Ertragsquellen. 

a)  Gerade  die  öfters  absolute  und  stets  relativ  sehr  grosse 
Stabilität  der  älteren  Ertragssteuem  musste  eine  grosse  Ungleich- 
heit der  letzteren  mit  der  Zeit  herbeiführen,  sowohl  zwischen  den 
einzelnen  Steuerkategoriecn,  der  Grund-,  Haus-,  Gewerbesteuer  u.  s.w., 
wie  zwischen  den  iSteuern  der  einzelnen  8teuerobjecte  einer  Kate- 
gorisi  Vorkommende,  in  gleichen  oder  in  wiUktthrlich  gegriffenen 
Qsolen  erfolgende  Erhohnngen  der  Stenern  mnssten  diese  Ungleich- 
hrit  noch  steigern  nnd  noch  drückender  machen.  Hit  dem  Nieder- 
gang des  stftndischen  PatrimonialstaatSy  mit  dem  Znrttcktreten  der 
üim  zn  Gmnde  liegenden  Ideen  von  der  Berechtigung  der  scharfen 
ständischen  Gliederung  der  Bevölkerung,  mit  der  gleichzeitigen 
^^teige^ung  des  Steuerbedarfs  mussten  jene  Ungleichheiten  immer 
anerträglicher  werden.  Die  verschiedene  Entwicklung  des  Verkehrs, 
der  Technik,  die  Betriebsänderongen  in  der  Landwirthschaft  wirkten 
in  derselben  Richtung.  So  musste  die  der  ständischen  Macht  sich 
«tanngende  Staatsgewalt  in  ihrem  eigenen  nnd  des  Staats  wie  im 
iüinsie  der  BcTlUkernng  anf  eme  grössere  Gleichmftssigkeit 
itt  Brtragsbesteoemng  hinzielen ,  wie  es  besonders  im  Torigen 
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Jahrhiindert  hervortritt  und  nnyermeidlieb  war,  wenn  man  Uber 
haapt  den  steigenden  Bedarf  dedken  woUte.  In  der  sich  aa- 
sohlieBBenden  modernen  etaatsbfligerliehen  Periode  wirkten  nidit 
nnr  dieselben  Umstände  in  yerstflrktem  Haasse  weiter,  es  maehtn 

sich  nun  auch  die  neuen  politischen  und  volkswirthschaftlicben 
Ideen  über  richtige  iSteuervertheilung  geltend. 

So  entstand  jene  Bewegung,  die  namentlich  in  der  ersten 
Hälfte  unseres  Jahrhunderts  und  dartlber  hinaus  auf  eine  Reform 
der  isilten  Ertragsstenern'^  mittelst  „rationeller^^  Kataster- 
Systeme  für  die  Gmnd-,  Hans-  und  Gewerbesteaer  abzielte  und 
bei  letaterer,  naeh  der  ttkonomisehen  Natnr  des  Gewerbebetriebs 
sehr  begreiflich,  selbst  die  mehr  individnellen,  snbjeetiTen, 
dieH9he  des  wirkliehen  Ertrags  (nieht  nnr  die  „objeetire^ 
Ertragsfähigkeit)  bedingenden  Momente  öfters  mit  zu  berflek- 
sichtigen  suchte.  Das  Resultat  war  die  Bildung  des  modernen 
Kcalsteucr Systems,  das  aus  drei  grossen  Gliedern,  der  „ratio- 
nellen" Grund-,  Haus-  und  Gewerbesteuer  besteht.  Es  wurde  be- 
sonders in  Deutschland,  Oesterreich,  wie  zum  Theil  schon  frtther 
in  Franlueich  entwickelt^  als  Grundlage  nnd  Hanpttheil  der 
direeten  Staatsbestenemng  and  begegnet  uns  äbidioh  aaeh  in 
anderen  eontinentalen  Staaten,  besonders  in  Folge  des  diiedai 
and  indirecten  Einflnsses  der  fhmsttsisoben  Gesetzgebung.  Da  die 
Oommnnalbestenemng  seit  Alters  ebenfalls  vomemlich  an  diese 
Stenern  sich  anlehnte,  so  wurde  das  Bedtlrfniss  nach  einer  grösseren 
Gleichmiissigkeit  der  Ertragssteuern  nur  noch  dringender. 

§.  460.  —  ß)  Systematisehe  Ausdehnung  und  Er- 
gänzung der  Ertragsbesteaerung.  Die  vermehrte  Arbeits- 
nnd  Besitztheilnng,  die  schärfere  qualitative  und  quantitative  Diffe- 
renzirnng  des  Nationaleinkommens  bei  der  Trennung  von  Stsdt 
nnd  Land,  Urproduction  und  Gewerk,  materiellen  und  libertlee 
Berufen,  Kapital  nnd  Arbeit,  Hand  in  Hand  hiermit  die  Entwiek- 
Inng  des  Oreditverkebrs  —  das  Alles  bewirkte  aber  nun,  dass  siel 
die  alten  und  selbst  die  relbrmirten  neueren  Grund-,  Haus-  und 
Gewerbesteuern  überhaupt  nicht  mehr  ein  ausreichendes  Ertrags- 
steuersystem bildeten.  So  musste  sich  denn  eine  zweite  grosse 
Reformbewegung  auf  diesem  Gebiete  entwickeln :  eine  syste- 
matische Ausdehnung  und  Ergänzung  jener  drei  typischen 
Hauptsteuem  und  zwar  wieder  in  doppelter  Weise^  entsprechend 
den  obwaltenden  Verhältnissen,  wie  dies  die  Steuergesebiehte  sbe^ 
mals  ziemlich  gleiebmSssig  in  versehiedenen  Golturlftadem  Eoropts 
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nigt:  die  älteren  Haaptstenern  werden  nemlieh  fflr  gewisse 
Erträge,  welehe  sie  swar  im  Prineip  bereits  belasten ,  aber  fttr 

die  sie  in  ihrer  allgemeinen  Form  nicht  mehr  recht  passen,  specia- 
lisirt  und  nene  Ertragssteuern  treten  für  gewisse  andere  Erträge, 
bez.  Ertragsquellen,  welche  bisher  von  den  alten  Steuern  nicht 
getroffen  wurden,  hinzu. 

aa)  Die  erste  Entwickiang  ist  eigentlich  nur  eine  Fortsetzung 
einer  älteren,  welche  aus  der  nrsprUnglich  allgemeinen  alieinigen 
Grandstener  an  besondern  Hans-  nnd  Gewerbesteuern  gefäbrt  batte. 
Die  völlige  Trennung  der  Qmnd-  and  Hansstener  ist  selbst  in 
unseren  Staaten  noeh  niebt  überall  oder  erst  jungst  vollzogen 
wiorden.  Sie  ist  eine  richtige  Consequenz  der  speeiiischen  Diffe- 
renzirung  der  Grundstttcke  nach  Zwecken  der  Benutzung  (agrarische 
und  Bauplatz-Benutzung),  weshalb  namentlich  in  den  Städten  be- 
sondere Haussteuern.  Dasselbe  Prineip  der  Differenzirung  der 
Besteuerung  nach  derjenigen  der  Bodenbenatzongsarten  zeigt  sich 
InderBeschräBiLangder  eigentlichen  Grondstener  auf  den  land- 
virttsehaftUch  beftntsten  oder  so  benntzbaren  nnd  nnr  ans  Neben- 
grlbiden  nicht  wirklieh  so  benutzten  Boden  und,  —  das  Oorrelat 
Innso  —  in  der  Ausbildung  aparter  Grundstenemormen  Air  den 
Wald  mid  sogar  ganz  selbständiger  Waldstenem,  femer  in  der 
Kntwicklung  der  Be  rg  werk  steuern ,  und  —  der  neueste  Fall  — 
der  Eisenbahnsteuern,  ftir  den  Ertrag  der  Eisenbahn,  neben 
denen  freilich  noch  Grundsteuern  für  den  Boden  der  Bahn  vor- 
kommen können.  Bei  den  Haus  steuern  besteht  die  analoge  Ent- 
wieklnng  in  der  Verschiedenheit  der  Steuemormen,  nach  der 
Lage  (Grosse  der  Orte),  der  Beschaffenheit  nnd  dem  Zweck  der 
GeNhide^  wo  sieh  dann  aneh  wohl  förmlich  verschiedene  selbstiln- 
dige  Hansstenem  ansbilden  (Hanszinsstener,  Hanselassenstener, 
Onteneieb;  ähnlieh,  aber  im  Rahmen  einer  Steuer,  in  Prenssen). 
Aehnlich  in  der  Gewerbesteuer  eine  immer  grössere  Speciali- 
sirung  nach  Arten,  Technik,  Umfang,  Standort  der  Gewerbe  nnd 
die  Ausbildung  aparter  Gewerbesteuern  für  gewisse  Gewerbe,  von 
denen  auch  hierher  der  Eisenbahnbetrieb,  Bergwerksbetrieb,  sodann 
dsiAetieiigesellsohaftswesen  mit  ihren  vorkommenden  Sonderstenem 
a  rechnen  sind. 

§.4^1.  —  bb)  Die  zweite  Entwicklung  desErtragstenersystems, 
fiifintstehnng  eigener  neuer  Stenern  fttr  bisher  nicht  be- 
itaaerte  Erträge  oder  Ertragsquellen,  tritt  deuflich  erst  in  der 

Mieren  und  neuesten  Zeit  der  modernen  Culturvölker  hervor,  was 
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sieh  Mch  ans  den  Soeial-  imd  Wirthseheftswblütmsoen  leickt  er- 
klftren  lllsst  Von  NebensMiliebem  abgesehen  sind  ee  Tonaididi 
drei  neae  Ertragssteneni,  mit  denen  man  es  hier  kq  thnn  hat:  die 

Steuer  auf  den  Ertrag  der  Arbeit  der  liberalen  Berufe,  sowohl 
der  selbständig  als  der  in  einem  Dicnstverhältniss  ausgeübten 
(im  letzteren  Falle:  Besoldungssteuer  des  „Beamten"  u.  s.  w.); 
die  Steuer  auf  den  Ertrag  der  gemeinen  Handarbeit  und  der 
sonstigen  niederen  Arbeit  (materielle,  illiberale*'  Arbeit  aller 
Art,  Qesindearbeit)  oder  die  direete  Lohnsteuer;  endlich  die 
Leihains-  (Kapitalrenten-,  „Kapital''-)  Steuer  aof  den  Srtiag 
des  yerli^nen  nndanfenden,  besonders  des  Geldkapitals. 

aa)  Die  beiden  ersten  Stenern  anf  den  Ertrag  der  ,,ArMt^ 
bilden  das  Personalsteuer-Element  des  modernen  Ertragssteuer- 
systems  neben  dem  R e a  1  steuer-Eleraent ,  der  Grund-  und  Hana- 
steuer.  Sie  führen  leicht  in  die  förmliche  Subj ectbesteuerung, 
die  Einkommensteuer  hinüber,  da  die  Lostrennung  des  Ertrags 
der  „blossen  Ertragsquelle'',  hier  der  „Arbeit  als  solcher''  vom 
arbeitenden  Sabjeet  natllrlieh  noch  misslieher  ist  nnd  noch  m- 
sieherere  Fietionen  bedingt,  als  dies  Verfithren  bei  den  anderea 
Ertragsstenm,  wo  Ertragsquelle  nnd  wirdisehaftende  Person  imssr 
hin  nicht  so  eng  ferbmiden  sind.  Darans  eiUlrt  es  sidi  aidi, 
dass  mitunter  auch  jetzt  noch  in  Ländern  mit  einem  sonst  «at- 
wickelten  Ertragssteuersystem  die  Besteuerung  des  Arbeitsertrags 
nicht  durch  besondere  Ertragssteuem ,  sondern  nur  mit  durch  die 
Einkommensteuer  (bez.  Classensteucr)  erfolgt  Die  selbständig 
zu  Erwerbszwecken  ausgeübten  liberalen  Bemfe  (Arat,  Advocal, 
Privatlehier,  SehriftsteUer,  Kflnstler,  Techniker  n.  s.  w.)  stehen  in 
Uebrigen  Okonomiseh  den  gewöhnlichen  Gewerben  niher  nnd  kOnueo 
daher  aneh  wohl  dorch  eine  Ansdehnmig  der  Geweibesteaer  auf 
aie  mit  bestonert  werden.  Die  Besoldungen  n.  s.  w.  liberaler  BeraA* 
„diener"  sind  ökonomisch  eine  Art  Dienstlohn,  nur  durch 
Dauer,  Sicherheit,  Zahlungstermin,  Höhe  vom  gewöhnlichen  Arbeits- 
lohn unterschieden.  Sie  können  mit  diesem  durch  eine  gemeinsame 
„Lohnsteuer"  oder  „Arbeitssteuer"  (dann  et\va  mit  iwei 
Gliedern,  für  „Gehalt"  nnd  „Lohn"  i.  e.  S.)  getrotfen  werden. 

ftft)  Die  Leihzinssteuer  reiht  sieb  der  Grund-  nnd  Haos- 
Steuer  am  Nächsten  an,  soweit  auch  diese  den  Ertrag  von  Bentes 
„ans  Besits^'  treffen.  Wie  beide  genannte  nnd  die  Gewerbesleoer, 
aber  in  noch  höherem  Maasse  als  diese,  selbst  als  die  ihr  am 
Meisten  ähnliche  Uaussteuer,  kann  sie,  weil  bei  dem  Leihsh»- 
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Ertrag  der  Einfluss  des  snbjectiyen  Moments,  des  Wirthschafts- 
robjects  noch  geringer  ist  als  bei  einer  der  anderen  Ertragsarten, 
anch  in  der  Form  einer  Besitzsteuer,  z.  B.  einer  Vermögenssteuer 
nach  dem  Kapitalwerth  des  verliehenen  Betrags  erhoben  werden. 
Die  besondere  LeihziDSBteaer  ist  so  ziemlich  daa  geschichtlich 
späteste  Glied  des  neneren  rationellen  ErtragsBtenenyBteimi  und 
fehlt  ooeh  heute  Tielfach,  indem  der  Leihiinseitrag  entweder  als 
eme  Art  „Personaleinkommen''  nur  der  allgemeinen  Einkommen- 
Steuer  onterworfen  oder  selbBt  gar  niobt  besonders  als  solcher 
(wenn  auch  etwa  nebenbei  mit  durch  gewisse  Verkehrssteuem) 
besteuert  wird.  Diese  unzulängliche  Besteuerung  der  Leibzinsen 
steht  ausser  mit  den  gleich  zu  erwähnenden  historischen  Gründen 
wohl  wesentlich  mit  den  grossen  steuertechnischen  Schwierigkeiten, 
das  Vorhandensein  und  die  Höhe  des  Ertrags  verliehener  Kapitalien 
riehtig  an  Bestenernngszwecken  an  ermitteln,  in  Zusammenhang. 

{.  468.  Das  Fehlen  dieser  wie  der  beiden  anderen  nenen 
Eftragstenem  etkXtxi  sieb  im  Uebrigen  gesebicbäieb  einfach  ans 
den  frnberen  VeibSltnissen  der  VolkswirtbsebafI  und  der  Rechts- 
ordnung, speciell  der  älteren  Personalstands-  und  politischen 
Standesordnung. 

Die  liberalen  Berufe  wurden  noch  wenig  zu  Erwerbs- 
zwecken und  Uberwiegend  von  Angehörigen  der  privilegirten,  ohne- 
bin steuerfreien  Stände  sowie  als  Ehren amtsdienst  ausgetibt.  Das 
Beamtenthnm  war  viel  geringer  entwickelt  nnd  fttr  sein  Dienstein- 
kommen  stenerfrei.  Erst  die  moderne  Anffisssang  der  Allgemein- 
heit der  Steuer  Albite  daher  an  dem  Verlangen,  dass  anob  der 
Ertrag  der  Arbeit  in  solchen  Bemfen  an  bestenem  sei.  Die  Idee 
der  allgemeinen  Einkommensteuer,  eine  Folge  dieser  Auffassung, 
wirkte  in  derselben  Richtung.  Wo  aber  eine  solche  Einkommen- 
steuer fehlte,  war  es  nur  conseqnent,  wenigstens  eine  neue  Ertrags- 
steuer gerade  für  den  Ertrag  dieser  Arbeit  einzuftlhren  oder  eine 
der  alten  Ertragsstenem  entsprechend  auszudehnen,  z.  B.  die  Ge- 
werbestener  zn  einer  umfassenderen  „Erwerbsstener^'  an  machen. 
Die  ptaetisebe  Nothwendigkeit  einer  Bestenening  des  Ertrags- 
liberaler Arbeit  aber  wachs  mit  der  allgemeinen  Steigemng  des 
Stsaerbedarfa  nnd  der  grosseren  Anzahl  und  wirtbsobaftiioben  Be- 
dsntmig  der  Angehörigen  dieser  Bemfe. 

Die  untere  arbeitende  Classe  hat  in  den  häufigen  Kopf - 
nnd  ähnlichen  Steuern  für  den  Ertrag  ihrer  Arbeit  gesteuert.  Im 
Zustand  der  Unfreiheit  oder  ähnlicher  Abhängigkeit  zahlte  der 
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Herr  tHr  sie.  Mit  dem  Wegfall  allgemeiner  Kopfstenem  und  mit  der 
Entwicklung  des  Taglöhnerwesens  anf  dem  Lande,  des  Handweik»- 

gesellenthiims  und  vollends  des  gewerblichen  Grossbetriebs  in  den 
Städten  trat  dann  erst  die  Notbwendigkeit  einer  besonderen  Be- 
stenenmg  dieser  Classen  mehr  ben'or.  Die  indirecten  Verbrauchs- 
gteuern  haben  auch  dazu  mit  gedient,  bewoaetennassen  zuerst  in 
den  Städten,  später  auch  in  den  Territorien  und  Staaten.  Nach 
der  völligen  poliliseliMi  Emaneipation  des  Arbeiterstaads  war  m 
dann  unter  dem  Einflnss  der  Idee  der  staatsbUigerliehen  Gleich- 
heit wieder  nnr  oonseqnent,  jetzt  auch  den  Ertrag  der  gewOhnficbea 
Handarbeit  direct  sn  besteuern,  wiederum  entweder  mit  dnreb  die 
allgemeine  Einkommensteuer  (Classensteuer)  oder  durch  eine  be- 
sondere neue  Arbeitssteuer,  bez.  mittelst  einer  Ausdehnung  der 
Gewerbe-  oder  Erwerbssteuer.  In  den  deutschen  Ländern  rait 
stärker  entwickeltem  directen  und  Ertragssteaersystem  und  schwächer 
gebliebenem  Verbranchssteuerwesen  ist  man  auch  so  vorgegangen. 

Der  Ertrag  verliehener  Oeldkapitalien  ist  sehen  firflber, 
so  in  Sllldten,  in  Nothseiten  hei  Extrastenem,  wohl  dnroh  all- 
gemeine Vermögensstenem  gmndsfttilieh  mit  besteuert  worden. 
Eine  besondere  Ertragsbestenerung  dafHr  war  vor  der  erheblicheren 
Entwicklung  des  Creditwescns  kein  so  grosses  Bedtlrfniss  und  bot 
immer  steuertechnisch  besondere  Schwierigkeiten.  Als  in  der  Neu- 
zeit aber  überhaupt  das  Ertragssteuersystem  rationell  ausgebildet  j 
wurde,  war  es  nur  cousequent,  einen  so  eminent  steueriahigen  £r 
trag  wie  den  Zinsertrag  auch  besonders  zu  besteuern.  Obwohl 
nun  Ktteksiehten  auf  „Schonung  des  Kapitals'^  Befiirehtangen, 
„das  Kapital  nicht  durch  Steuern  aus  dem  Lande  zu  treiben"|  Ue 
und  da  auch  die  Idee,  dass  dieser  2Snsertnig  dureh  Ueberwihnng  ; 
anderer  Ertragsetenem  auf  ihn  wenigstens  in  dnem  alten  Ertrage-  ! 
Steuersystem  von  Grund-,  Haus-  und  Gewerbesteuern  schon  reell 
mit  besteuert  sein  könnte/)  vor  Allem  aber  die  handgreifliche 
steuertechnische  Schwierigkeit,  gerade  diesen  Ertrag  richtig  zu  er 
fassen,  ein  zaghattes  Vorgehen  erklärlich  machen,  so  hat  man  sich 
doch  mit  Becht  mehrfach  (so  in  deutschen  Staaten)  entschlossen, 
eine  besondere  „Kapital"-  oder  „Kapitalrenten Steuer'^  da- 
für emzufthren.  Erst  dadurch  ist  die  nothwendige  Vervoll- 
ständigung des  Ertragssteuersystems  erfolgt  und  wenigstens  im 
Frincip  das  „mobile  Kapital''  (abgesehen  vom  Stenerfuss)  ebenso 

*)  S.  über  dies  Alles  Helferich  in  dem  AnfiMte  ttber  dw  EioMnos  «^Mf 
Kfepitalrenteastener  in  Baden«  Tab.  Ztschr.  1846. 
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gMlellft  wordeBi  als  das  langst  besteaerte  „immobile",  Gnmd 
mid  Boden  nnd  Geb&nde.  Die  elnfiushe  UnterstoUnng  des  Zins- 
tstn^  imter  die  allgemeine  Einkommenstener  (Prenssen)  reicht 

im-  iierbeifUhrong  dieser  GleichstelluDg  nicht  aus,  wenn  das  Ein 
kommen  aus  Grund,  Gebäuden  und  Gewerben  doppelt,  durch  die 
Ertragsbesteuerung  und  die  Einkommensteuer,  getroflen  wird.  Ftir 
die  Bildung  des  ganzen  Steuersystems  ist  nur  Ton  der  unbestreit- 
baren Tbatsache  Act  zu  nebmeui  dass  der  Leihzinsertrag  aneh 
doreh  die  rationellste  directe  Ertrags-  nnd  Einkommensteaer  regel* 
niirig  nnr  viel  nnsicherer  nnd  wohl  fast  immer  nnyoll- 
stindiger  getroffen  wird,  als  der  durch  andere  Ertrags  -  nnd 
duch  die  Einkommenstener  bestenerte  sonstige  bemfsmfissige  Er- 
werb. Daraus  folgt,  dass  es  sich  gerade  jenem  Ertrag  gegenüber 
darum  handelt,  ihn  noch  durch  ganz  andere  Steuerarten, 
als  etwa  bloss  die  Verbrauchsbesteueriing,  zur  genügenden  Be 
Steuerung  heran  zu  ziehen.  Dazu  dienen  namentlich  die  Ver- 
kehrssteuern.  Es  liegt  hier  eine  Aehnlichkeit  mit  dem  Erwerb 
durch  einzelne  Acte  nnd  durch  Anfall  vor,  die  schon  hier  hervor- 
gehoben werden  mag. 

§.  463.  —  o)  Allgemeine  Beurtheilnng  des  Ertrag- 
Steuersystems.^)  Die  dargelegte  E«ntwicklung  derObject-  oder 
Ertragsbesteuerung  ist  eine  durchaus  consequente  und  rationelle, 
die  zur  annähernden  Erreichung  des  Ziels  volkswirthschaftlich 
richtiger  und  vollständiger,  sowie  leidlich  gleichmässiger  Besteue- 
rung aller  Theile  des  berufsmässigen  Erwerbs  unvermeidlich  war. 
Die  Ertragsbesteuerung  mit  den  genannten  sechs  Gliedern  (Grund-, 
Hans-,  Gewerbe-,  dann  liberale  Bemis-,  Lohn-,  Leihzinssteaer)  und 
ihiea.  Unterarten  und  Specialisirungen  verdient,  als  zusammen- 
gdiSrige  Steuergruppe  betrachtet,  auch  mehr  als  irgend  eine  andere 
Cfnppe  den  Namen  eines  „Systems'^ 

Aber  noch  abgesehen  von  den  diesen  Steuern  allen  gerade 
als  Objectsteuern  anklebenden  Mängeln  hat  dies  Ertragssteuersystem 
doch  wesentliche  Schwächen:  es  besteht  aus  sehr  ungleichen 
Elementen  von  sehr  verschiedener  Erfassbarkeit  Dies 


^  S.  u.  A.  Neumann  in  cL  Sehr.  Ertragsst.  oder  persönl.  Stenern  u.  überhaupt 
•iie  neueste  Liter.,  wie  Held,  die  Gutacliten  d.  Ver.  f.  Socialpolit.  u.  die  Vcrhandl. 
aaf  d.  YeisauuuL  v.  iblb  q.  1S77.  Auf  der  VersamiuJuug  v.  Ib75  wurde  Gensel\s 
IhM  tageMSUMii  (Berioht  8.  8S):  JMe  Malier  noch  ia  einer  Mehtiahl  deutscher 
Staaten  bestehenden  sogfn.  Ertragssteuem  erweisen  sich  bei  gesteigertem  Bedarf  als 
uzareicheud."  In  der  äp«c.  Stenerlelire  die  genauereu  thats&ciUiclien  Belege  Itlr  die 
ttaebea  Sätze  im  Text. 
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bindert  sehon,  grosse  Quoten  eines  grossen  und  waehsen- 
den  (Staats-  und  Commnnal-)  Stenerbedacfo  dadmeli  an  decken, 
was  sich  überall  bald  als  nnmöglicb  erwiesen  hat,  so  in  0«sle^ 
reich,  Frankreich  nnd  in  den  deotschen  Staaten  in  neuerer  Zeit 

Namentlich  bringt  dieser  innere  Fehler  des  Ertragsstenersystems 
grosse  U ngleichmässigkciten  der  Belastung  mit  sich,  trotz 
aller  entgegengesetzten  iieinUhungen,  sowohl  zwischen  den  Objecten 
(bez.  den  dafür  SteaerpÜichtigeD)  der  verschiedenen,  als 
awisehen  deigenigen  einer  nnd  derselben  £rtragsstener. 

a)  Die  reinen  Real  steuern  des  Systems,  die  Grund-  und 
mehr  noch  die  Geh ä u desteuer  bieten  den  V^ortheil,  dass  sich  das 
Vorhandensein  und,  wenn  auch  bei  der  Grundsteuer  auf  sehr 
complicirte  Weise,  wenigstens  innerhalb  gewisser  Grenzen  doch 
auch  die  ungefähre  Höhe  der  ErtragsiUhigkeit  und  des  Bein- 
ertrags  selbst  leidlich  sicher  ermittehi  lassen.  Bei  der  Gewerbe- 
steuer einschliesslich  der  Steuer  der  selbständig  ausgeflbten  liberalen 
Berufe  liegt  die  Sache  wesentlich  ungftnstiger.  Vorhandensein  und 
Hohe  des  Ertrags  von  Leihzinsen  entziehen  sich  leicht  ganz 
der  Controle,  während  wieder  der  Ertrag  der  liberalen  Dienst- 
arbeiten (Beamte)  nnd  der  niederen  Arbeitsarten  an  sich  und 
in  seiner  Höhe  leichter  zu  ermitteln  ist.  Daraus  droht,  wie  auch 
die  Erfahrung  bestätigt,  eine  U  eberlas  tun  g  des  immobilen 
Besitzes  nnd  seines  Ertrags  hervorzngehen ,  zumal  hier  ge- 
wöhnlich eine  hohe  alte  Besteuerung,  die  freilich  vom  jetsigen 
Besitzer  nicht  mehr  immer  als  Steuer  angesehen  werden  kamii 
gesehichtlich  llberkommen  ist  Und  auch  der  Arbeitsertrag  drobt 
schwerer  sogar  durch  diese  directe  Besteuerung  getroffisn  zu  werden, 
als  der  gewerbliche  Unternehmergewinn  und  vollends  als 
der  Leihzinsertrag.  Der  Ertrag  von  Gebäuden,  besonders 
von  städtischen,  regelmässig  im  Wege  der  Vermiethung  be- 
nutzten, ist  besonders  leicht  richtig  zu  ermitteln,  der  nahe  ver 
wandte  Ertrag  von  Leihkapitalien  oftmals  gar  nicht,  meisteiu 
schwer  (Werthpapiere  I). 

ß)  Innerhalb  des  Gebiets  einzelner  Steuern  erbeben 
sich  nicht  geringere  Schwierigkeiten,  besonders  bei  der  Grund-, 
der  Gewerbe-  und  der  Steuer  der  selbständigen  liberalen 
Berufe,  auch  bei  der  Leihainsstener.  Nach  den  landwirth- 
sehaiUichen  Betriebs^temen,  den  Verkehrs-  und  Abaatayerfallt- 
nissen  u.  s.  w.  ist  der  steuerbare  laudwirthsehaftliohe  Beineitng 


j 
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des  Grnnd  und  Bodens  ansBerordentlioh  versehieden  nnd 
mter  dem  stoten  Wecbiel  der  saUreiehen  emwirikenden  Uraaohen 
Moh  Ort  nnd  Zeit  eehr  Terftnderlieli:  mit  der  höheren  Entwidc- 

luDg  der  Volkswirthschaft  (intensiver  Anbau,  Comiiiuuicationen!) 
in  immer  höherem  Maasse.  Dies  macht  die  umfassendsten  zeit- 
nnd  geldraubenden  Operationen  zur  Feststellung  des  Reinertrags 
Dothwendig,  die  gleichwohl  nicht  einmal  für  den  Moment,  ge- 
schweige für  längere  Zeit  den  Zweck  erreichen,  dass  man  nun  die 
Grandetener  wenigstens  nnter  den  einzelnen  Grnndbesitxern 
gleiehmässig  an&nlegen  yermöohte.  Bei  den  einzelnen  Ge- 
irerben,  deren  Ertrag  die  Gewerbestener  belasten  will,  Ist  wieder 
die  Erüusbarkeit  nieht  nnr  naeh  der  hier  besonders  massgebenden 
PenOttliehkeit  des  leitenden  Rechts-  und  Wirthschaftssubjects  — 
ein  wie  bei  allen  Objectsteuern  auch  hier  gar  nicht  oder  nur  wenig 
berücksichtigtes  Moment  — ,  sondern  auch  mich  den  Gattungen, 
dem  Umfang,  der  technischen  Natur  der  verschiedenen  (bewerbe 
ganz  nn gl  eich:  bei  den  Handels-,  vollends  den  Bank-  nnd  ähn- 
fieben  Gewerben  meist  viel  schwieriger  |als  bei  den  Gewerken, 
bdm  Grossbelrieb  schwerer  als  beim  Kleinbetrieb ,  bei  der  Fabrik 
ab  beim  Handwerk.  Und  in  welchem  Grade  diflferirt  wieder  die 
Erfiusbarkeit  des  Ertrags  nnd  seiner  H9he  bei  den  einzelnen 
gewerblichen  Unternehmungen  auch  des  ncmlichen  Zweiges! 
Aehnliches  gilt  von  den  verschiedenen  liberalen  Berufsarten.  Nicht 
mhider  aber  ist  der  Leih  Zinsertrag  je  nach  der  Kapitalanlage 
ganz  verschieden  erfassbar:  bei  Hypotheken  in  Grundbüchern,  un- 
verdcherten  Privatschulden,  Werthpapieren,  in-  und  ausländischen 
Fixeren  n.  s.  w.  Die  immer  grossere  Kttnstlichkeit  and 
Koitspieligkeit  des  Ertragsstenersystems  ist  die  noth- 
wtndige  Folge  dieser,  gerade  in  der  modernen  Welt  ans  wirth- 
siAaftlfelien,  technischen  nnd  soeialreehtiiehen  Gründen  steigenden 
Schwierigkeiten,  die  einzelnen  Erträge  einigermassen  richtig  zu 
erfassen:  daher  jene  staunenerregenden  Werke  der  rationellen" 
Grundsteuerkataster,  jener  riesige  Classenschematisraus  neuerer  Ge- 
werbesteuern. Aber  man  kann  sich  nicht  verhehlen,  dass  das  Pro- 
blem volkswirthschaftlich  richtiger,  vollständiger  und  gleichmftssiger 
Bestenemng  dnreh  das  Ertragssteoersjstem  anoh  in  dieser  relativ 
vaDkommensten  Ansbildnng  doch  nnr  sehr  nnvoUkommen  nnd 
mgm.  der  immer  grosseren  Individnalisinuig  und  Beweglichkeit  aller 
Anrhrkenden  Momente  sogar  wachsend  nnvollkommener 
iliOst  wird. 
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§.  4Q4u  —  y)  £me  beeondere  Sohwierigkeit  maelil  Im  fiitnei- 
Bteaenystem  da«  Sofauldenweaeiiy  nameaäioh  die  BelasUBg 
der  Realitäten  mit  SclitddeiL  Diese  Sehwiengkdt  wichst  in 
praetiseher  Bedeotnng  mit  der  Vermehmii^  dieser  Versdiiddiing, 

welche  in  der  neuereu  und  neuesten  Zeit  sichtbar  ist  und  hier  mit 
ganz  modernen  Verhältnissen,  namentlich  mit  der  neueren  liberal- 
individualistischen  Rechtsordnung,  der  freien  Veräusserlichkeit  und 
beliebigen  Verschaldbarkeit  des  Grandbesitzes  und  der  ErbtheiloDg 
anter  den  Geschwistern  zusammenhftni^  Dadurch  entsteht  eine 
Masse,  vielleieht  die  Hauptmasse  aller  GrondsclmldMi  in  FfiHgi 
der  Betastung  des  Bodens  mit  Bestkau^selderni  mit  Dariehen,  welofae 
ein  Käufer  nur  anm  Zweck  des  Ankaufs  eines  Grund-  oder  Haas- 
besitses  aufgenommen  und  mit  Erbantheilen. ')  Die  Belastung  der 
Zinsen  für  solche  Schulden  mit  dem  aliquoten  Theil  der  Grond- 
und  Haussteuer  ist  gewöhnlich  nicht  durchzuführen,  selbst  wenn 
das  Gesetz  sie  vorschreibt  oder  begtlnstigt.  ^)  Der  Besitzer  wird 
vielmehr  genöthigt,  damit  ihm  das  fremde  Kapital  geliehen,  oder 
das  einmal  eingetragene  Kapital  (das  bei  Restkauigeldem  und  £rb- 
antheilen  nach  Rodbertus'  richtiger  Auffassung  allerdings  gar 
nioht  „Kapital''  ist,  sondern  durch  die  Bechtsform  der  Versebnl- 
dung  nur  als  Kapital  erscheint  und  vielmehr  einen  Gntsantheii 
repritoentirt)  —  nicht  gekttndigt  wird,  die  ganae  betreffende  Stsuer 
auf  sich,  mithin  auf  den  Rest  des  Reinertrags  zu  nehmen, 
welcher  ihm  nach  Abzug  der  Hchuldzinsen  bleibt.  Dadurch  wird 
der  verschuldete  Besitzer  besonders  schwer  gedrückt  und  stellt  sich 
wieder  eine  grosse  Ungleichmässigkeit  in  der  Steuer- 
belastuDg  zwischen  schuldenfreien  und  verschaldeten  und 
unter  letzteren  zwischen  den  in  verschiedenem  Maasae  ver- 
aehnldeten  Besitsem  heraus.  Das  Steuerrecht  pflegt  auch  aa»- 
dräeklieh  bei  der  Grund-,  Haua-  und  ähnlichen  Steu«m,  als  Objeet- 
ateuem,  welche  die  Ertragsfähigkeit  des  Objeota  als  aolehea 

")  Für  die  ganze  Frage  s.  Rodbertus,  «^^nr Erklär,  u.  Abhilfe  d.  heat  Credit- 
noth  des  Grundhesitzcs''.  der  in  Restkaii%eldem  u.  Erbantheilen  bei  0118  die  wkbtigBto 
Yerschulduu^ursacbe  sieht.    Vgl.  auch  Grundieg.  §.  822. 

')  Das  kommt  vor,  z.  B.  in  dem  System  der  ErtragsbesteueroDg  in  der  engl 
£ink.st,  aber  aach  auf  dem  Gontineot  bei  eigentlicheo  Ertragssteucrn.  So  wird  ia 
Oesterreich  das  Einkommen  aas  (rrundstUcken  a.  Gebäuden  nach  dem  £ink.st^e-i. 
V.  29.  Oct  li»4U  in  der  Form  des  Ziu>chiags  ron  einem  Drittel  des  Urdiaariaiss 
(IG  7o)  d«r  Gnuid-  n.  GeModese.  eriioben,  docb  list  difbr  der  Onmd-  v.  Htosbeiioar 
das  Eaoht,  b\  von  den  hypothek.  Zinsen  a.  s.  w.  seinem  Gläabiger  in  Abzog  zu 
fadagen,  —  was  factisch  wohl  '^•dir  selten  geschieht.  Reell  liegt  hier  daher  doch 
nur  die  entsprechende  Erhöhung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  ?or.  Vgl.  Chiapp. 
dir.  Stea.  Oetlur.  S.  Aoi.  8.  181. 
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beitoaern  sollen,  auf  den  Umstand  der  Verseholdang  gar  keine 
Rticksicht  zu  nehmen,  es  dem  Verkehr  überlassend,  ob  und  in  wie 

weit  der  Eigenthlimer  des  Objecta  die  Steuer  auf  den  Gläubiger 
iiberwälzeu  kann;  in  der  Tliat  die  CoubC(|ueux  der  reinen  „Ob- 
ject"-ße8teueruug. Gegenüber  den  Verhältnissen  des  wirth- 
sebaftiichen  Lebens  rächt  sich  aber  diese  Ignorirung  der  Verschal- 
duDg,  indem  namentlich  eine  hohe  Bestenerang  des  Realbesitzes 
und  yoUends  eine  weitere  Steigerung  derselben  wegen  der 
granen  Hftrte  und  Ungleiehmässigkeit  der  wirklichen  Belastung 
gtos  nnbaltbar  wird. 

Trotz  aller  dieser  inhärenten  Mängel  sind  die  Ertragssteuern 
in  der  Staats-  uod  vollends  in  der  Comm uualbesteuerung  nicht 
eutbelirlicb.  Mau  wird  sie  nur  immer  wieder  von  Neuem,  u.  A. 
auch  durch  Special isiruug,  zu  verbessern  suchen  müssen.  Aber 
liire  Stelle  wird  wohl  namentlich  in  der  Staatsbesteuerung  eine 
relativ  beschränktere  werden,  indem  andere  Steuern,  be- 
SQiders  für  die  Deckung  eines  vermehrten  Finanzbedarfs,  neben 
sie  treten.  Eine  einfache  Aufhebung  lange  bestehender  Real- 
itMiem,  besonders  4er  Grund-  und  Gebäudesteuem,  zum  Theil  aber 
ueh  gewisser  Gewerbesteuern,  wäre  anderseits  durchaus  nicht 
angebracht,  selbst  wenn  die  betretTenden  Steuerpflichtigen  dann 
aogemessene  Einkommensteuern  statt  der  erlassenen  Realsteuern 
zahlten.  Eine  solche  Massregel  wäre  ein  ungerecbttertigtes 
Geschenk  auf  Staats-  und  Gemeinschai'tskosten  an  die  bisherigen 
fieaUtätenbesitzer ,  nicht  nur  im  Betrage  der  Steuer,  sondern  im 
Betrage  des  Kapitalwerths  der  Steuer. Eher  empfiehlt  sich 
die  Ueberweisung  der  Staats-Realsteuem  oder  eines  Theils  davon 
tt  die  SelbstrerwaltungskOrper,  besonders  die  Ortsgemeinden,  wie 
nadi  neueren  preussischen  Plänen. 

Nur  innerhalb  der  im  Vorausgehenden  gezogenen  Grenzen 
wird  man  demnach  auch  die  allgemeine  directe  Einkommeu- 

lu  den  (inindsteuergesetzeu  wird  ea  wohl  bosonders  ausgesprocbeu ,  dass  die 
SdaUen,  Mch  die  an!  den  OnmdstQdcen  hypothekaiiach  liafteaden,  nnberocksichtift 
hüben. 

**)  Hiermit  übereinstimmend  drr  Reschlu^s  des  Vereins  f.  Soc.polit.  auf  Antrag 
Hemels  und  Nasse  s  in  Bez.  auf  Steuern  auf  unbewegliches  Vermögen,  die  seit 
Zeit  in  einer  die  übrigen  Ertragssieuern  wesentlich  abenteigenden  Hölie  be- 
funden haben.  S.  auch  duelbet  die  feinere  Nouidnug  dieser  Tbeae  durch 
JieniDann.    Ber.  S.  69. 

^)  Vgl.  auch  Uneist,  Steuerref.  in  Preoasen,  Berl  lä7b,  S.  25,  wo  die  PostaUte: 
wibBealbteiiern  der  Qemeinde,  die  Personalutonem  dem  Staate,  die  Ter  brftuchs- 
MMn  dem  Beiche'*  nur  etwas  zu  sehr  ngeapitzt  werden. 
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Steuer  alB  die  passende  h  aaptsächlic  he  Schätzung  aoddireete 
Staatsstener  der  Zukunft  ins  Änge  üusen  dürfen.^) 

Dies  Ergebniss  der  allgemeinen  BeortheOnng  des  Ertragasteser- 

Rystems  findet  durch  die  yergleiehende  Gegcnflberstdlnng  der  Ob- 

ject-  und  SubjectbcsteueruDg  des  bemfsmässigen  Erwerbs  in  Folgeu 
dem  seine  Bestätigung. 

C.  —  ^.  465.  Nothwendige  Verbindung  derSubject- 
und  0 bJeetbesteueruDg.  Eine  vollständige  Besteuerung  des 
bemfsmässigeD  EIrwerbs  würde  sich  unter  zwei  Voraussetzungen, 
einer  practischen  und  einer  principiellen,  sowohl  durch  die  Ssb- 
ject-  und  Einkommenbesteuemng  aÜein  als  durch  die  Olgeot-  und 
Ertragsbesteuerung  allein  erreichen  lassen:  eüunal,  woid  es  ge- 
länge, die  Sehwierigkeiten  zu  ttberwinden,  welche  sich  einer  streng 
consequenten  Durchführung  einer  jeden  dieser  beiden  Bestene- 
rungsarten  entgegenstellen;  sodann,  wenn  die  durch  die  Arbeits 
und  Besitztheilung,  den  Creditverkehr  und  die  locale  nationale  wie 
internationale  rersoaenbewegung  bewirkte  Complication  der  £r 
werbs Verhältnisse  eben  nicht  grundsätzlich  eine  Objeet-  und 
Snbjectbesteuemng  neben  einander  fllr  den  Staat  und  mehr  noeh 
fttr  die  €k>nimune  verlangte. 

1)  Die  Ueberwindung  jener  Schwierigkeiten  ist,  wie  im  Von»!' 
gehenden  schon  mehrfach  angedeutet  wurde,  erfahrungsgemlss  nidit 
möglich.  Deshalb  erscheint  von  vorneherein  wieder  eine  Combi- 
nation  von  Subjccl-  und  Objectbesteuerung  (^wie  auch 
beider  mit  der  Verkehrs-  und  AnfalU)esteuerung,  der  Besitz  und 
Gebrauchsbesteuerung)  zweckmässig,  um  auf  verschiedenen  Wegen 
von  verschiedenen  Ansgangspuncten  aus  das  Ziel  zu  erreichen. 

2)  Auf  die  principielle  Nothwen digkeit  einer  Ver- 
bindung von  Object-  und  Subjectbeeteuemng  hat  die  Untersuchnog 

")  Auf  dies  Postuht  läuft  im  Wescntl.  Hold's  Sehr,  ub.r  tl.  Eink.st.  hinans. 
•«.  bes.  Kap.  7,  iiaiii.  am  Sohluss.  In  d.  Versamml.  v.  ISTö  nahm  d.  Ver.  f.  Soc.poÜL 
die  Thesu  in  Heids  Faüsua^  an:  .,eh  emplicLlt  äich  dalicr  (d.  h.  wugeo  der  Ua> 
zQveicliMidheit  der  Ertmgnteoem,  s.  Note  7  oben)  ein«  in  den  «slertt  8lnf<i  pn- 
ijressive  allgvilieiiic  Einkorn meiist.  in  Verbinduiif^  mit  einer  allgemeinen  Verraflgenst 
zur  haaptsfichlic  hüten  directen  Steuer  (sc.  des  Staati.)  zu  machen."  —  l  ekr  die 
Ertragssteuern  u.  s.  w.  in  der  CommaDalbesteucmng  s.  die  Thesen  a.  mein  Kefent 
in  der  Ver».  d.  Vor.  f.  Soc.polit.  v.  1S77  u.  Uber  /.  Th.  abweichende  AafbtMDfea 
Nasse'ö.  HiMd  's  ii.  A.  die  dortifr«'  iH'batt'-.  In  den  a})gesi'li\i-ächten ,  .ms  Oom- 
promisäCD  hervorgegauguueu  Jio«oiutiODen  wurden  in  Städten  nnd  LandgcmeiadeD 
..Roalsteucm,  nam.  TO»  Gnind  u.  Bodeo  n.  Gebiaden**,  n.  zwar  „unabhinirii:  ron 
ühslidien  Staatssteoem",  femer  „Persontbleneni  von  allen  üi  d.  Gomnane  lebenden, 
ökonomisch  selbnländig-en  phy'sischen  Personen",  und  zwar  diese ,  bes.  ..Einkommen- 
steuern im  Auschluiiä  an  die  entsprecheaden  Staatssteueru"  für  geboten  erachtet. 
Bericht.  S.  105. 
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frffher  bei  der  ErttrteniDg  der  yolkswirtliBclialUichen  und  der  6e> 
reehtigkeitsgnmdBÜze  in  der  Besteuerung  wiederholt  hingeftthrt 
(s.  bes.  §.  411,  414,  415). 

a)  Die  Staatsbesteuerung  vermöchte  mit  jeder  der  beiden 
Kestcuernngsarten  allein  nur  unter  einer  nicht  zutretVenden  und 
gerade  im  modernen  Wirthschaftsleben  immer  weniger  zutreffenden 
Voraussetzung  auszakommen:  wenn  nemüch  die  beimische  Yolks- 
wirthschaft  als  eine  ganz  abgeschlossene  angesehen  werden 
könnte,  die  Bewohner  des  Inlands  kein  Eigenthom  und  Ertriige 
dsians  in  der  Fremde,  die  Fremden  keines  im  Inland  besftssen, 
und  überhaupt  die  mtemationale  Personen-  and  Eapitalienbewegung, 
die  „weltwirthsebaftiiebe^'  Verbindting  fehlte.  FrOher,  vor  der  gross- 
artigen modernen  Entwicklung  dieser  Verhältnisse,  blieb  zwar  bei 
einem  blossen  Einkommen-  oder  Ertragsstcuersystem  die  Lücke 
principiell  dieselbe,  aber  practisch  hatte  sie  viel  geringere  Be- 
deutung. Jetzt  wtlrde  bei  einer  reinen  iSubjectbesteuerung  ein 
(P^mer  Tbeil  des  Beinertrags  der  Volkswirthschaft,  welcher  in 
Felge  von  Eigenfhnms-  und  obiigatorisehen  Beehten  an  fremde  Be- 
ikier  hinans  geht,  nieht  getroffen  werden.  Dies  führte  namenük^h 
in  stark  an  das  Ausland  yersehnldeten  Volkswirth- 
sehaften  nnd  in  solehen,  deren  Grnnd  nnd  Boden  (Orossgttterf) 
Bild Ge werk 8 anlagen  (Bergwerke,  Fabriken)  in  grösserem  Um- 
fange ausländischen  Eigenthümern  (eventuell  Aetionären)  ge- 
boren, zu  einer  grossen  Einbusse  der  Steuercasse  und  indirect 
nothwendig  zu  einer  um  so  stärkeren  Belastung  der  heimischen 
Bevölkerung.  Umgekehrt  würde  in  einem  Lande,  dessen  Bewohner 
bedeutende  Kapitalanlagen  in  der  Fremde  haben  nnd  daraus  Beuten 
imiehen,  die  reme  inländisehe  Objeet-  oder  Ertragsbestenernng 
dieses  „Einkommen''  nieht  genllgend  treffen.  Die  Verbindnng 
beider  Bestenernngsarten  mnss  daher  verlangt  werden. 
Sie  reicht  noch  nicht  einmal  zur  richtigen  Gestaltung  der  Gesammt- 
besteuerung  aus.  Vielmehr  sind  gerade  wegen  der  erwähnten 
Verhältnisse  noch  ganz  andere  Steuern,  besonders  Verkehrs- 
und Verbrauchssteuern,  principiell  nothwendig,  um  mög- 
lichst jeden  Theil  des  heimischen  Volkseinkommens  irgendwie  zu 
besteuern. 

b)  Alles  Gesagte  gilt  in  yersttrktem  Maasse  noeh  von  der 
Cammnnalbestenemng.  Denn  die  einsebie  Commune  (Gemeinde, 
Knie,  Provinz)  ist  noeh  viel  mehr  mit  anderen  Gommunen  durch 
Kapitalieuverkehr,  obligatorische  Verhältnisse,  Personenbewegung  etc. 

2S* 


üiyiii^ca  by  Google 


486  3.B.  2.K.  I.A.  AUg. Steuert.  a.H.-A.  S.A.  Bemüsiiiilas.  Enr.bert.  §.466. 

verkettet.  Man  gelangt,  nach  den  Irttheren  Ausftthrnngen ,  zu 
ganz  unhaltbaren  Zuständen,  wenn  man  hier  nicht  Sobjeet- 
tind  Objeetbefltenemng  rationell  Terbindet  Von  solchen  ZasOoden 
kann  man  sich  geiade  in  Dentsehland  (Preossenl)  im  gegenwiitigeo 
Commnualstenerwesen  ein  Bild  machen ,  obgleich  hier  nach  kemer 
der  beiden  Seiten  die  volle  Consequenz  gezogen  werden  konnte. 
Sonst  würde  die  Sachlage  einen  noch  deutlicheren  Beweis  lieteni. 

D.  —  §.  466.  Vergleichung  der  Subject-  und  Ob- 
jectbesteuerung.  Einen  weiteren  i^nblick  in  die  Nothwendii; 
keit  einer  Combination  von  Subject-  und  Objectbcsteuerung,  nebst 
Anhaltspnncten  ftir  die  Art  nnd  Weise  der  Darchftihmng  dieser 
Verbindang,  ergiebt  eine  vergleiehende  Betrachtang  beider  Besteae- 
mngsarten  nai^h  ihren  Vorztfgen  nnd  Mängehi.  Diese  Betraohhuig 
mnss  sich  aber  hier  in  der  allgemeinen  Stenerlehre  anf  einige  ge- 
meinsame Hauptpuncte  beschränken.  Weiteres  Einzelne  gehört  eisl 
in  die  specielle  Steuerlehre. 

Die  Subjectbestcneruiig  hat  den  Vorzug,  dass  sie  das- 
jenige Moment  in  den  Vordergrund  schiebt,  welches  die  Object- 
bestenernng  meistens  ganz  anbeachtet  iässt:  die  Persönlichkeit 
des  leitenden  Rechts-  nnd  Wirthsohaftssubjects.  Diese 
ist  in  der  Regel  von  wesentlichem  Euaflnss  anf  die  Art  ond  Hdke 
des  Einkommens  oder  der  dasselbe  bildenden  emzelwirthschafflicliai 
Reinertrllge.  Je  mehr  dies  der  Fall  ist,  desto  richtiger  rerftbit  im 
Princip  die  Subject-,  desto  unrichtiger  die  Objectbestenerung.  Um 
aus  diesem  Satze  die  Folgerungen  ftir  Theorie  und  Praxis  der  Be- 
steuerung zu  ziehen,  muss  man  dann  unterscheiden:  einmal 
die  zeitliche  oder  geschichtliche  und  Örtliche  Entwick- 
lang des  Wirthscbaitslebens,  zweitens  die  Kategorieen 
des  Erwerbs. 

1)  Bei  grösserer  I n d  i  v id  a  a  1  is  i  r nn g  der  Einsehnrüischafteo, 
wie  sie  die  geschiehfliche  Entwicklang  der  Volkswirthschaft  Ober- 
banpt  and  besonders  in  der  modernen  Zeit  and  in  vorgeschrittensD 
Landern  mit  sich  zu  fflhrcn  pflegt,  wird  die  Object-  und  Ertrags- 
besteuerung nothwendig  mangelhafter,  die  Snbject- 
und  Einkommen besteuerung  passender.  Die  erstere  kann  und 
muss  mehr  nach  Durch  Schnitts  Verhältnissen  gehen,  sich  daher 
schablonenhaft  gestalten.  Das  ist  zulässig,  solange  auch 
im  Wirthschaftsbetrieb  Gleichmässigkeit  der  Technik,  der  Ge- 
sehieklichkeity  der  Bezugs-  and  AbsatzverhiUtnisse  vorherrscht  oDd 
etwa  ToUends  noch  von  der  Rechtsordnang  vorgeschrieben  wird. 


^  kju^  d  by  Google 


Verisleiohoiis  rou  SulyecC>  lud  Objaotbesteneran;. 


437 


So  ist  es  io  dem  geschichtlich  wichtigsten  Falle ,  bei  der  Besteue- 
nmg  der  Landwirthe.  Bei  extensivem  Betriebe  und  unter  den 
älteren  Agnurerfassongen  (Flnrswang!),  bei  bftnerlioher  Wirth- 
lehaft  nnd  fäst  ansseliHessHeber  SelbstbewirthscbailtuDg,  also  Iden- 
tität von  Eigenthttmer  und  Laüdwirtb,  bei  fehlender  Verschuldung 
reicht  die  Object-  und  Ertragsbesteuerung  in  der  Form  einfacher 
Grundsteuer  ziemlich  aus.  Aehnliches  gilt  von  einer  Gewerbe- 
steuer des  UandweriLS  unter  Zunftordnungen.  Die  indivi- 
doeUe  ökonomische  Lage  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  ist  hier 
sieht  versehieden  genng,  richtet  sich  vomemlich  nach  Grösse,  Gllte, 
Lege  der  Gmndstttcke»  nach  der  Art  des  Gewerbes,  —  lanter 
MemeBtei  weiehe  aaeh  eine  einfache  Gmnd-  und  Gewerbesteuer 
lut  Stufen  und  Olassen  nnsehwer  bertleksicbtigen  kann,  —  so  ge- 
nügt die  ErtragSHteuer.  Das  ändert  sich  mit  der  Umgestal- 
tung und  Individnalisirun^  der  Technik,  der  Betriebs- 
art, und  —  Wirkung  und  wieder  Ursache  davon  —  mit  der 
Veränderung  der  bezüglichen  wirtbschaftlichen  Rechts- 
ordnnng,  in  der  modernen  Welt  daher  mit  dem  Zeitalter  der 
freien  Concnrrenz.  üier  driingt  Alles  darauf  hin,  die  Erträge 
der  Einxelwirthschaften  zn  differenziren.  Dem  vermag 
die  Objectbestenerung  nicht  genügend  zu  folgen,  weshalb  nun 
wenigstens  zur  Ergänzung  die  Sabjectbesteuening  noth- 
wendig  wird.  Diese  Entwicklung  ist  mit  ganz  allgemeinen  Vor- 
gängen und  Erscheinungen  des  socialen  Lebens  in  Einklang:  das 
ludividuum  gelaugt  zu  selbständigerer  Geltung,  was  nirgends 
oaberiicksicbtigt  bleiben  kann. 

Im  Ganzen  lässt  sich  daher,  in  Uebereinstimmnng  mit  der 
Eifthrong,  reanmiren:  die  Objeetbesteuerang  passt  mehr 
für  frühere,  einfachere,  schablonenhaftere  Verhältnisse 
der  Technik  und  mehr  unter  den  älteren  wirthschaft- 
lieben  Rechtsordnungen,  die  Snbj  ectbesteuernng  mehr 
fir  die  moderne  Technik  und  für  die  Gestaltungen  des 
privat wi  rthsch aftlic  hen  Systems  unter  dem  Rechts- 
princip  freier  individueller  Concnrrenz. 

2)  Andrerseits  lässt  sich  eine  Subjectbesteuerung  in  der  Form 
einer  Personen-,  C lassen- oder  directen  Einkommen- und 
tllgemeinen  Vermtfgenstener  doch  auch  in  der  modernen  Zeit 
nr  schwieriger  leidlich  richtig  gestalten,  als  unter  jenen  ein- 
Ueien  Verhältnissen  der  Wirthsohaft  und  Technik  und  unter  den 
iltorai  Rechtsordnungen.   Die  Entwicklung  des  Creditverkehrs, 
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namentiicb  die  Belastaog  des  Realbesitzes  mit  Schulden,  die 
TtoDnnog  von  Eigenthnmmbjeol  nnd  Wirthschafkisabject  (Pacht-, 
IfiethverhSltniMe))  die  Vereinigimg  Tenehiedenartiger  ErMge  im 
Einkommen  einer  Person  n.  A.  m.  rufen  immer  neue  nnd  Yer- 
sehiedenartigere  Erwerbskategorieen  ber?or  nnd  er- 
schweren dadurch  jetzt  die  Aufgaben  der  Subjectbesteuernng  sehr. 
So  muss  man  aus  steuertechnischen  Gründen  neben  der 
Subj ectbesteuerung  gleichwohl  auch  jetzt  eine  Obj ectbestene 
rung  haben  oder  behalten,  ja  ilir  die  Durchführung  der  ersteren 
last  nnTermeidliob  mit  auf  Thatsacben  znrttckgreifen,  welche  sich 
einigermasaen  anrerlässig  nur  durch  die  Objectbesteoe- 
mng  ermitleln  lasaen,  z.  £.  fllr  die  Einkommenbeatenemng  4m 
Landwiribg  nnd  iSndlieben  Gmndbesitzera  brancbt  man  wieder 
Daten  ana  dem  Kataaterwerk  der  C^mndatener.  Es  sogt  sieb  di« 
auf  den  beiden  Wegen,  auf  welchen  man,  wie  oben  dargelegt 
wurde,  die  directe  (allgemeine)  Einkommensteuer  herstellt  (§.  456). 
Auf  dem  zweiten  der  genannten  Wege  (§.  457)  tritt  e6  nur  noch  ' 
offener  hervor. 

Um  aber  wieder  die  Objeotbesteuerung  auch  den  technisebeo, 
Betriebs-  nnd  Bechtsverhältnissen  der  Nenieit  einigermassen  an- 
znpassen,  mflssen  die  Ertragsstenem  eben  jene  gesehilderte  Ent- 
wicklung nach  der  Richtung  grosserer  Speeialisirvog 
nehmen.  Dadurch  wird  auch,  wenigstens  etwas  nnd  mdirect,  den 
„individualistisch en^'  Moment  Rechnung  getragen.  Das  com- 
plicirte  Katasteiweöcn  der  modernen  Grundsteuern  ist  ein  Hanpt- 
beispiel  hiert'fir.  Wenn  es  auch  entfernt  nicht  die  Schwierigkeiten  j 
der  richtigen  und  gleichmässigen  Besteuerung  der  Landwirthschaft 
bei  stark  intensivem  and  immer  individualistischerem  Betrieb,  bei  | 
stets  complioirter  und  variabler  werdendem  Zusammenwirken  von 
Natur,  Arbeit,  Kapital  und  Untemehmerthtttigkeit  völlig  zu  lOaeo 
?ermag,  so  fasst  es  doch  die  schwere  Aufgabe  riehtiger  auf. 

Aus  allem  Gesagten  folgt  auch,  dass  Ertragsteuem  des  Stasti 
unvermeidlich  mangelhafter  als  solche  der  Gommnnen  snd 
Kreise  u.  s.  w.  sind.  Denn  hier  wird  immer  den  individuelleren 
Gestaltungen  noch  leichter  zu  folgen  und  werden  dieselben  auch 
nicht  so  verschieden  als  im  Staate  sein.  Man  kann  femer,  was 
dann  freilich  auch  nicht  unterbleiben  sollte,  die  Grundlagen  der 
Ertragsstenern,  besonders  auoh  der  Grund-  und  Gebändestenem 
leichter  und  Öfter  revidiren  und  durch  ein  Repartitionsstener- 
System  sogar  den  persönlichen  Momenten  etwas  Rechnung  tragsoi 
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Im  Staate  ist  schon  der  ungeheuere  Umfang,  die  Kustspieligkeit 
uttd  die  Zeitdauer,  z.  B.  eines  ordentlichen  Gmndsteuer-Kataster- 
werksy  sn  gross,  ab  dMs  man  darch  Bevisionen  den  Tor  sieh  gehen- 
den Ertiagsttndenuigen  irgend  gentigend  folgen  könnte.  Hiemaeh 
mms  aneh  die  Seibstindigkeit  eommnnaler  Realstenem,  nicht 
die  anbedingte  Anlehnung  an  die  betreffenden  Staatsstenern  in 
Form  von  Zuschlägen,  als  das  Richtige  erscheinen. 


4.  Abschnitt 

Die  finaiizwissenschaftUche  Bildung  des  8tenersysteiiis.     I.  Die 
firwerbsbesteuerani^.    B.  Die  Besteuerung  einzelner  Erwerbsacte 
oder  BechtageseliBlle  (Verkehnbesteaenng). 

In  der  frUhweil  Lttentar,  im  WeaenÜ.  hin  auf  Stein,  fehlt  dab  Vei-btändniö:)  l'ur 
diew  piiBdpiell  iMrMlitiKte  und  in  gewissem  Um^f  notbwendige  und  practisoh 
iriclitige  Bestcoernngsart  fast  ganz.  Theils  hat  man  dieselbe  mit  gewiss-^i  Gebühren 
^osammengeworfcn ,  mit  denen  sie  in  der  geschichtlichen  EntwicUung  tmd  in  der 
Steaerpraxis  allerdings  im  sogen.  Stempel-  und  Registerabgabenwesen  in  enger 
Verbindung  stand  a.  stellt,  theils  hat  man  zwar  eine  theoretisdie  Scheidung  erstrebt, 
aber  ohne  diese  Bebteiiornng'  in  ihrem  Wosen  richtig  zu  erfassen.  Als  fi<  ljühr  Jicss 
SM  sich  nicht  oder  nnr  gezwungen  in  einzelnen  Fällen  rechtfertigen.  Aber  auch  wenn 
äm  eingesehen  wurde,  vermochte  man  sich,  gegenüber  der  Yerbreitnng  in  dw  Pnads, 
nicht  ZQ  einer  vom  Standpnnct  des  Gebuhrenwesens  frigerichtigen  Verwerfung  za  eot- 
s'hliesien.  Zu  dieser  hätte  man  jedoch  gelansren  müsson,  wenn  man  diese  Bestenerung 
licht  in  andrer  Weise  durch  ZarUckfuhrung  auf  ein  allKemeines  Princip  und  durch 
tmktkoBg  man  ricbtigen  Stellung  im  Stoaeivyitoin  in  begrOnden  rermochte.  Dun 
Ulte  es  mangels  richfigitr  principieller  u.  systematischer  Bduuidfang  der  allgemeinen 
Stmierlehre  meistens  sofrnr  an  Versuchen,  jedenfalls  an  g*;langenen  Versuchen.  Auch 
Raa  ist  ron  diesem  Vorwurf  im  Grunde  genommen  nicht  anszunehmeu.  S.  ä.  Lehre 
I*|.3S7£  Ompfenbncli  eikennt  das  Womd  der  GebillinB  richtig,  aber  rer- 
virft  die  Stempelabgaben  m  eiiMitip,  indem  er  aie  zwar  mit  Recht  nicht  onler  den 
Geböhrenbegritf  reüjt,  al)er  eine  andre  Auffas^uni^  nicht  findet,  I,  §.  2.-J  fl'. 

Erst  durch  Steinas  Lehre  von  den  „Verkehrssteuern"  (s.  bes.  d.  1.  Auü. 
&4t2C.  %  A.  8. 289«  466  8.  A.  S.  89$,  519  III.  eine  sellauBe  PreJegebnng  aetaer 
lOfirdings  nur  im  Kern  richtigen  Theorie  dagegen  in  der  neuesten  4.  Aufl.,  I,  163. 
bes.  II,  150  ff.  8.  u.)  ist  der  richtige  Weg  zur  Reseiti^nin«?  dif^ses  Mangels  und  zur 
ABsfiülnng  dieser  LUcke  im  theoretischen  Steuersystem  eingeschlagen  worden.  Seine 
ftifhimig  bildet  den  Ausgangspnnct  fllr  die  neoe,  tiefere  nnd  klarere  Behandlung 
^eser  ^nzen  Gattung  von  Steuern,  für  ihn-  Abtrennung:  von  den  Rechts-  und  Vcr- 
wihnnps-Gebühren  und  für  den  damit  /Zusammenhängenden  Punct,  die  Betrachtung 
das  Stempels  ab  Erhubuugslürm  von  Gebuhren  und  Steuern,  nicht  als  solb- 
attedige  Stenerart  Alle  diese  Verhältnisse  sind  aber  schon  früher  in  diesem  Werke 
behandelt  worden,  auch  mit  Kücksicht  auf  die  Literator,  a.  bes.  Fin.  I,  1.  Aufl.  §.  95  ti. 
«od  2.  A.  §.  137,  139,  dann  nam.  oben  Kap.  I,  S.  3  ff..  27,  29  Ü.,  42,  49  ü'.,  117  fi. 

Ib  der  Begrtlndnng  u.  Begrenzung  des  ganzen  Gebiets  ^eser  Bestoverong  ireicho 
iA  aber  von  Stein  ab,  in  Folge  dessen  auch  in  Bezug  anf  die  Ausführung  oder  anf 
«lie  einzelnen  hierhergehörigen  Steuern  u.  deren  Einrichtung.  Ha'^s  Stein  in  s.  his- 
iwiiiea  Theorie  selbst  nicht  ganz  richtig  vorgegangen  ist,  u.  zwar,  weU  seine  Theorie 

im  Fseioren  des  Einkommens  schief  ist  n.  um  eine  allgemeine  Ikveibstheorie 
nTfaeorie  der  i^i^ge"  in  eine  Wirthscli.)  feUt,  beweist  wohl  die  meikwQidigc 
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II.  in.  £.  wieder  Tic!  zu  weitgehende  Prei^ebnng  in  d.  4.  Aull,  die  nicht  eiooul  als 
solche  von  Stein  bes.  h«r?OTgehoben  wird.  In  d.  1.  Aofl.  (8.  412)  beteidiiifll  Stein 

die  Verk.steneni  od<  r  „indirccten  Einkommensteuern'"  als  „di«'  Ahg^abeo .  welche  v  n 
den  einzelnen,  den  üebergang  der  Kapitalien  in  irgend  einer  Weise  vermiu-lnden 
Acten  erhoben  werden''.   Ein  „Ucbergaug  uiuuä  Ka|)iulä  oder  eines  UecUb  sei  uicbt 
denkbnr,  ohne  6tM  dabei  ron  der  einen  oder  anderen  Seite  ein  virldieher  Mebrweith 
gewonnen  wird.    Di -ser  Mehrwertb  ist  mithin  ein  selbständiger  Reinertrag,  der  nidit 
mehr  auf  der  Producüon,  i>oudcrn  hlo^a  aui'  dem  Uebergang  des  Kapitals  beruht  Oftd 
der  durch  die  Acte  dieses  Uebergangs  vermittelt  wird.    Der  Gewinn,  der  darin  liejt. 
ist  die  Steuerqnelle  der  Yerkehrssteuer  . .      In  der  2.  Anfl.  S.  467  wird  diese  Sttier 
dann  in  der  Ausfahrung  des  früheren  (jedankcngangs  richtig  folgendermassen  begründet: 
,4)a  die  Erwerbäteucr  bereib  alle  Productc  einer  Unteruehmung  nach  ihrem  Eitrtfe 
besleoert  P  anklar],  so  kann  es  nnr  noch  Ein  Stenerobjcct  geben,  das  dnreh  diedle 
alä  nicht  besteuert  erscheint.    Das  sind  diejenigen  V e rke h  rsgescilifte,  welche 
nicht  durrh  dii;  Natur  der  Pri)duction  de>  betreffenden  Untern<dinien<?  gegeben  sind, 
sondern  als  selbständig  neben  derselben  stehend  betrachtet  werden  müssen 
und  dadorcb  einen  seibstindif  en  Beinertrag  neben  dem  regelmässigen  Enrsibe 
darbieten.   Dies  nun  ist  nur  da  der  Fall,  wo  der  Werthverkdur  eintritt,  d.  i.  wo  do 
bestimmter  Werth  in  Umlauf  gesetzt  und  an  demselben  ein  Gewinn  ireroarht 
wird.  Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Verkehrssteuer  zu  ihrem  (ibjecte  nur  Werth» 
erwerbongen  im  weitesten  Sinne  haben  kann  u.  da»  die  Stenerqnelle  dendben 
stets  der  Werthgewinn  ist,  der  bei  jedem  Werthgesch&ft  vorhanden  sein  moss  (?>. 
sei  es  bei  Geber  oder  Nehmer,  da  sonst  das  Geschäft  nicht  Ercmacht  werden  würde."* 
Dieser  im  Kern  richtigen  Begründung  fehlt  nur  die  allgemuine  theoretische  Baal» 
einer  ricbtSgen  EnrertMtheorie  und  mit  in  Folge  dessen  eine  richtige  Begrenisag 
der  V^erkehrssteuer.    War  es  dies  Gefühl,  das  Stein  bestimmte,  in  s.  3.  Aufl.  jene 
Motivirung  u.  allgemeine  L'inzeichnung  des  (iebiets  fortzulassen?  In  d.  4.  Aufl.  scheint 
Stein  aber  sogar,  wenn  ich  ihn  richtig  verstehe,  seine  frühere  Begründung  gaoz  aof- 
logeben  und  schliesst  eine  ErOrterong,  in  der  er  den  engen  Zusasunenhanr  dea 
einzelnen  Verkehrsarfs  mit  dem  gesamraten  Erwerb8i)roccss  betont,  mit  dem  Satze: 
„Es  ist  daher  geradezu  unmöglich,  die  Yerkehrssteuer  jemals  rationell 
zn  begründen,  möge  sie  nun  erscheinen,  wie  sie  will!"    „Die  Verk.st  kann  sie 
durch  die  W  issensch.,  sondern  nor  durch  das  Bedürfniss  des  Staats  erklärt  werden.'* 
„Alle  Behandlufig  der  Verkehrsstenern  muss  daher  mit  dem  Satze  beginnen,  d  <5S  die- 
selben an  und  lur  sich  falsch  sind.  '  U,  152.    Das  heisst,  die  Theorie  wirft  di«* 
Flinte  ins  Korn.  Eine  ganz  nnhaltbare  ^llnng,  zo  der  man  anch,  vnter  Festhaltoag 
des  Kerns  von  Steinas  illeter  Theorie,  gar  nicht  gcnöthigt  ist.   Von  St  in  s  ntntm 
Standpuncte  aus  müs.^te  man  eigentli«  h  in  der  Tlieorie  die  gan/e  Verkehrsbesteacrnnf 
verwerfen.    Das  ist  aber  theoretisch  falsch  wie  es  practiscb  unmöfdicb 
ist  Die  Praxis  hat  sieh  in  der  Aoabiklang  dieser  Beeteaerung,  noch  ohne  Dsiheit 
Uber  die  principiellc  BegitindoBg  n.  Begrenzung  derselben,  von  einem  gani  richdgoa 
„Gefühl"  leiten  lassen. 

Die  Vcrkchisbesteuerung  ist  begründet,  wo  nach  der  Natur  u.  ganzen  Einrichtung 
der  sonstigen  EnrerbebeMenemug  (Ertrags-  und  Eiakommenstener)  gewisser  darck 
dnzelne  Verkehrsacte  oder  Rechtsgeschäfte  rcalisirter  Erwerb  (Gewinn)  nicht  ^t- 
troffen  werden  kann  oder  thatsSchlich  nielit  oder  nur  ganz  unsicher  u.  ungenügend 
getroffen  wird.  Es  ist  also  einmal  darauf  zu  sehen,  ob  und  welche  Lücken  die 
sonstige  Besteuerung  hat,  zweitens,  wo  ein  solcher  nicht  oder  nicht  ausreieheod  be- 
steuerter Erwerb  oder  Gewinn  vorkommt.  Hier,  wie  so  oft  im  Steuerwesen,  ham^'-'t 
es  sich  dabei  freilich  um  die  Ermittlung  von  Durchschnittsverhältuisscn  u.  darch- 
schnittlichen  Wahrscheinlichkeiten.  Damit  wird  zugleich  das  Gebiet  dieser 
Besteuerung  richtig  begrenzt,  was  auch  in  Stein's  früherer  Theorie  der  Mangel 
war.  Denn  es  ist  unhaltbar,  bei  jedem  Verkehrsact  einen  solchen  Gewinn  oder 
eine  Lücke  in  der  sonstigen  Besteuerung  anzunehmen.    S.  unten  t;.  4t)H  ff. 

Ausser  Stein  s.  noch  v.  Hock,  Off.  Abg.  §.  Sl,  32,  B^sobrasof.  inip<^ts  «r 
los  netes,  1.  partie,  P^tersb.  1806  (Mt-m.  de  l'Acad.  X,  Nr.  11),  der  diese  Steaem 
noch  zu  sehr  als  eine  gebilh renartige  Abgabekategoric,  Vergütung  für  den  a!lgeinein''n 
präventiven  Bechtsschutz  u.  s.  w.,  ansieht.  Auf  diesem  Standpuncte  steht  die  deutsche 
FlrelhandelaBchuIe  (Faucher«  AL  Keyer,  s.  dessen  Anfik  Sleapebt,  in  d.  foUir. 
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Vit»rteli.><  lir.  l^r.'.t.  H.  .'!.  S.  '^\  Hier  wird  (h'X  alte  „A^seruran/"'  Statulpuin  t  und 
das  Steuerpriadp  vou  Lcbtuug  und  Gegenleistung  wieder  hervorgeholt,  um  zu  einer 
allgemeineren  principiellen  Rechtfertigung  der  „StempeUteneTn**  zn  gelangen. 
IHttsi'T  AoäiraniErspauct  ist  aber  falsch  (s.  o.  §.  419)  n.  die  Anfrendnog  dos  gen.  Princips 
auf  die  StemiK'lstenern  ist  höchst  willlührlich  u.  gezwungen,  wofür  der  Aufd.  Meyer's 
deA  Beleg  liefert  Aebnliche  Gesicht^puncte  bei  Leroy-Beaulieu,  I,  L  2,  ch.  11. 
S.  auch  noch  Yoclce,  brit  Stenern  8.  217,  22S,  der  die  ^«OebttlireB  in  Stenpelfonn** 
aod  die  „Verkehrssteueru  in  Stcuiiielform**  hier  für  England  scharf  trennt.  Dann 
f.Bilinski.  Vt-rmö^.-  u.  Verkchrssf.  irn  Sten.syst  .  Hirth's  Annalen  187G,  S.  71U  tf. 

Die  einzige  beachtenswertbe  die  Wii^enäcbaft  fördernde  deutsche  Arbeit  zur 
Theorie  dieser  Stenei^attung  ist  aoflser  8tein*8  Lehrbuch  der  Anfe.  „rar  Theorie  der 
St-mpcistencrn'*  von  Dr.  Kob.  Friedborg,  in  Hildcbrand's  Jahrb.  1878  B.  31  S.  6S  IT.. 
womit  zu  verf^leichen  dess.  Verf  „die  Börsensteuer",  Berl.  1875.  Kriedberg  polemisirt 
Iii  dem  Auü>.  ganz  richtig  gegen  die  frühere  Theoiie  St  ein 's  (S.  76  ii'.)  u.  wirft  es 
den  letzteren  m,  dtss  et  gerade  von  seinem  Stnndpancte  ans  nicht  m  einer  Yer^ 
werfanjr  vieler  Verkehrstonern  der  Praxis  gelangt  sei.  Er  bezeichnet  dann  ebenfalls 
die  Erzidun^  eines  Gewinns  bei  jedem  (ieschäft  als  eine  Fietion  und  Verlane^  die 
Verkehrsbesteuerung  als  selbständige  Steucrart  neben  den  (eigentlicheu  oder  all-  . 
gwelaeD)  Ertni«s-  n,  den  Einkommenstenem.  Fri ed  b  er ^  leitet  darauf,  im  AnscUnss 
aa  meine  Lehre  r.  Einkommen  u.  von  den  ..Ein^'iuiä^cn"  u.  s.  \v.  in  d.  (irundlcg..  die 
Vcrkchrsstcuern  als  die  Steuern  von  einem  ausserhalb  des  gewöhnlichen  Erwerbs 
erfolgcDdcu  Erwerbe  ab,  S.  81.  Er  kommt  dann  dabei  zur  Besteuerung  realisirter 
GoBjonctarengewinne ,  ferner  der  Erbschaft  n.  Scbenknng.  Daren  bandle  icli  erbt  im 
nächstfolgenden  Abschnitt,  ohne  den  Zasammenh;\ng:  zwischen  dies^^r  u.  der  Veikehrs- 
becteuening  zu  verkennen.  In  diesen  Erörterungen  stimme  ich  Friedberg  bei.  aber 
ick  plädire  auch  noch  für  die  Auffassung  der  Verkehr-  oder  Stempelsteuern  als  ein 
Xitlfll  zur  Erg&nzung  der  bestehenden  Einkommen-  und  £rtragssteuern  für  Theile 

re pe  1  m  ässi  c:e  n  Erwerbs,  die  man  durch  let/t-T'^  Steuern  nicht  sicher  trifH. 

FQt  die  theoretische  Unterscheidung  der  Erwerbsarien  u.  s.  w.  beziehe  ich  mich 
nf  die  Gmndlcgung,  bes.  §.  68 — 65.  Die  ron  Einzelnen,  z.  B.  ron  Held,  bezweifelte 
pract  Bedaatmig  der  hier  gegebenen  Unterscheidung  der  ..Einginge**  Q.  9,  v.  bewibrt 
fleh  in  diesen  ond  dem  nfohsten  Abschnitte  doch  voU. 

L  —  §  467.  Entwicklung.  Das  Eingreifen  des  Erwerbs 
durch  einzelne  Acte  in  die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  und 
Vermögens  unter  die  Einzelnen,  wie  sie  sich  durch  den  berufs- 
mässigen Erwerb  ursprünglich  vollzieht,  ist  oben  dargelegt  worden 
(§.  454).  Für  die  Frage  der  Besteuerung  jenes  £rwerbs  durch 
einsefaie  Acte  ist  die  Thatsacbe  wieder  besonders  wichtig,  dass 
diner  Erwerb  nach  der  geschichtlichen  Entwicklmig  der  Volks- 
wirfhsehaft  und  des  Verkehrs,  daher  auch  in  verschiedenen  Ländern 
uhI  Vdkskreisen ,  eme  sehr  verschied ene  Ansdehnnng  und 
Bedeutung  hat.  Seine  Besteuerung  ist  grundsätzlich  immer 
zn  verlangen,  um  die  reelle  Besteuerung  alles  Volkseinkommens 
im  Einzelein  kommen  durchzusetzen  und  die  Besteuerung  gerecht 
zn  vertheilen.  Aber  sie  ist  gewöhnlich,  oft  sogar  ausserordentlich 
schwierig.  Sie  wird  ferner  practisch  immer  nothwendiger 
erst,  je  mehr  mit  der  Entwicklung  des  Verkehrs  dieser  Erwerb 
dnreh  emxehie  Acte  an  Bedentnng  gewinnt,  aber  gleichzeitig  wird 
ifo  dann  auch  stenertechnisch  gerade  wieder  schwieriger.  So  ist 
w  begreiflieh,  dass  sieh  diese  Besteuerung  erst  spttt  entwiekelt 
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Ihr  Iriibercb  Felilen  ist  auch  practisch  nach  der  Lage  der  Dinge 
nicht  sehr  bedenklich  geweAeiii  während  e«  später  eine  ernpünd- 
liehe  Lücke  im  Steaersystem  darstellt. 

In  der  Gesetzgebiug  und  Praxis  waren  besondere  Stenern  saf 
einselne  Verkehrsaete  oft  in  Verbindung  mit  besttgliohen  Oebfihreo 
gelegt  worden  (§.  286  ff.)  oder  sind  nach  der  Art  der  Veranlagung, 
der  Gelegenheit  der  Erhebnng  uod  der  Höhe  der  Sätze  die  G^ 
bührcn  thatsiichlich  in  Steuern  Ubergegangen.  Durch  diese  Ver- 
mischung von  Abgaben  verschiedenen  Characters  ist  manche  Ver- 
wirrung entstanden,  welche  auch  für  die  Theorie  verhUngnissvoll 
werden  sollte.  £ntweder  zwängte  man  die  betreffenden  Abgabeo 
unzulässig  unter  den  Qebflbrenbegriff;  um  sie  vermeintlich  so  la 
rechtfertigen,  was  aber  gerade  auf  diese  Weise  nicht  gesehsh. 
Oder  man  sah  Letsteres  ein  und  verwarf  sie  principiell,  weil  ue 
gar  nicht  Gebtthren  wären,  indem  man  ttbersah,  dass  sie  sich  swar 
nicht  allgemein  und  nicht  immer  in  der  in  der  Praxis  bestehenden 
Art  und  Höhe,  aber  doch  öfters  in  andrer  Weise  als  wahre 
Steuern  rechtfertigen  und  selbst  verlangen  licsseu.  Ks 
genügt,  für  diese  beiden  Irrth (inier  auf  die  £rörtemagen  in  der 
früheren  Gebührenlehre  zu  verweisen. 

In  den  älteren  einfacheren  Verhältnissen  der  Volkswirthschatt 
und  bei  festen  bernfsständischen  Ordnungen,  wie  sie  frtther  m  der 
Agrar-  und  Gewerbeverfassung  fttr  die  Undliche  und  stSdtisebe 
Arbeit  vorlagen,  war  ein  Erwerb  durch  einzehie  Acte  des  VeifcehfS) 
welche  nicht  zn  denjenigen  des  berufsmässigen  Erwerbs,  also  i.  B. 
zu  den  hierbei  regelmässig  vorkommenden  Käuten  und  \  erkaufen 
gehörten,  selten.  Hier  konnte  daher  das  Einkommen  einer  Person 
durch  eine  richtige  Einkommen  oder  Ertragsbesteuerung  genügend 
besteuert  werden.  Wenn  sich  trotzdem  auch  hier  in  besondeieo 
Besitzwechselabgaben,  s.  B.  bei  dem  Verkauf  von  Grundeigentbasi, 
Abgaben  finden,  welche  den  neueren  (Verkehrs-)  Steuern  diüer 
Art  SU  vergleichen  und  mehrfach  auch  wohl  deren  historische  Vor- 
gänger sind,  so  war  doch  Ursprung  und  innere  Begründung  soleber 
Abgaben  gewöhnlich  auf  einem  anderen  Gebiete  als  demjeni^cu 
der  Besteuerung  zu  suchen.  Die  betreftenden  Abgaben  waren  bei 
bäuerlichem  und  ähnlichem  Grundbesitz  grundherrlicher  Natur  oder 
standen  bei  diesem  und  anderem  Besitz  mit  gerichtsherrlicheu 
Hechten  des  Landesherm  oder  allgemeinen  Hoheitsrechten  der 
Staatsgewalt  in  Verbindung,  hatten  daher  auch  wohl  etwas  Oe- 
bttbrenartiges  an  sich  (fttr  die  Gewährung  der  firlanbniss  oder  Ar 
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die  ZiiBtimmmig  zur  Veräiusernog  n.  dgL  m.).  Die  betreffenden 
Abgaben  gehörten  deshalb  aneh  staatBrechtlleh  so  den  Einnahmen 
«18  der  Grandherrliehkeit  (zum  sogen.  ,,Kaminergut'^) ,  oder  ans 

Hoheitsrechten ,  niclit  zu  den  Steuern ,  die  der  ständischen  Mit- 
wirkung unterlagen,  und  önauzwirthschaftiich  wurden  sie  ebeulallü 
uicht  als  Steuern  angesehen. 

Zuerst  war  es  dann  die  Entwickiong  des  Creditverkehrs 
and  dea  apeonlativen  kanfmännischen  Geschäfts,  welche 
einen  Erwerb  anxeigten,  der  sieh  mit  dem  bemfamSsBigen  Erwerb 
nidit  völlig  deckte  oder  doch  dnreh  die  Stenern  anf  denselben 
sieht  gentigend  getroffian  wurde,  sehen,  weil  er  sidi  an  sehr  in 
seiner  Existenz  nnd  vollends  in  seiner  BObe  der  Controle  entzog. 
Dies  musste  darauf  führen,  entweder  die  Einkommen-  und  Ertrags- 
besteueruug  des  berulsinässigen  Ervverbs  entsprechend  zu  reformiren, 
was  aber  eben  wegen  der  Schwierigkeit  des  Nachweises  des  Er- 
werbs aus  Creditgeschäften  oder  ans  Speculation  sehr  schwierig 
blieb  und  deshalb  selten  gentigend  geschehen  konnte;  oder  man 
dehnte  die  Yerbranehs-,  die  Lnxnsbestenemng  ans,  nm  den  Erwerb 
▼dMndIger  zo  treffen:  kein  nnriehtiger,  aber  eb  ebenfalls  noch 
unsoliaglioher  Weg;  oder  man  griff  endlich  zu  besonderen 
Stenern,  nm  jenen  besonderen  Erwerb  noeb  apart  zn  treffen. 
Dies  geschah  durch  die  Anknüpfung  der  Steuer  an  die  Rechts- 
geschäfte und  besonders  an  die  sie  formulirenden  Hchriftlichen 
Urkunden,  welche  meistens  zur  Beurkundung  von  Creditgeschäften 
oder  Ton  Kauf-  and  ähnlichen  Geschäften  in  Bezug  auf  Grund- 
eigenthnm  dienen  oder  im  kaufmännisohen  Verkehr  vorkommen. 

faanptsächliehe,  einfache,  beliebte  nnd  in  der  That  viel&oh 
neht  praetisehe  Form  hiertttr  war  die  Yorsohrift,  jene  Urkunden 
Bit  einem  Steuer  Stempel  zn  versehen,  oder  anf  gestempeltes 
Papier  zn  sehreiben  oder  die  betreffenden  ReehtsgeÄehftfte 
BBter  Mitwirkung  öffentlicher  Orgaue  (Gerichte,  Notare) 
abzuschliessen  und  auch  wohl  sie  in  öffentliche,  von  den  Ge- 
richten oder  anderen  Behörden  ohnedies  aus  rechts-  und  verwal- 
tungstechnischen Gründen  geführte  Bücher  (wie  die  Grund-  und 
HypotbekenbUcher)  oder  in  erst  nen  nur  für  Finanzzwecke  zu 
teem  Behuf  eingetUhrte  Btloher  eintragen  zu  lassen:  Register- 
nd  Eintragungs„abgaben'S  theils  gebtthrenartiger,  theils 
stenerartiger  Natur  (§.  293).  Das  Unterbleiben  der  Stempelung 
odsr  Eintragung  wurde  dann,  ausser  mit  fiscafisehen  Strafen,  auch 
nit  Rechtsnachtheilen  fUr  die  Contrahenteu  oder  wenigstens  die 
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erfolgte  Eintragung  mit  RechtBvortheilen  in  Betreff  der  Gütigkeit 
des  Qefleh&fts  a.  8.  w.  yerbonden. 

Dieses  Abgabewesen  wurde  nun  freiliob  wegen  seiner  Ver- 
misehung  mit  Gebtlbren  und  wegen  seiner  Erbebungsform  tbeore- 

tisch  bis  in  die  Gegenwart  hinein  vielfach  falsch  aufgefasst  und 
practisch  unrichtig  behandelt.  Das  kann  aber  nicht  hindern,  in  ihm 
ein  an  sich  ganz  richtiges  und  bedeutsames  Glied  eines  modernen 
Steuersystems  zu  erkennen.  Seit  dem  17.  Jahrhundert^  bemerkens 
werther  Weise  mit  zuerst  und  am  Umfassendsten  in  Holland,  dana 
bis  in  die  Neuzeit  hinttn  überhaupt  am  Meisten  in  Ländern  mit 
grossem  kaufmänniseben  und  CreditverlLehr  (England)  dehnt  sioh 
diese  Besteuerung  immer  mebr  aus.^) 

II.  —  §.  468.  Unriebtige  Gestaltung  in  der  Praxis. 
Gerade  diese  Besteuerung  war  indessen  nach  ihrer  einfacbeo,  be- 
quemen Erhebungsform  und  naeh  den  Gelegenheiten,  an  welche 
sie  sich  knüpfte,  besonders  geeignet,  einseitig  fisca lisch  auf- 
gefasst,  auf  unrichtige  Fälle  ausgedehnt  und  in  zu  grosser 
Hi}he  aufgelegt  zu  werden.  Die  gewöhnlichen  Credit- 
geschäfte,  das  Darlehen  ohne  Pfand  oder  auf  beweg- 
liebe Pf&nder,  dann  die  Kaufgeschäfte  des  Handels  in 
Bezug  auf  bewegliebe  Sachen  b&tten  zwar  von  soleben  Steoen 
grundslltslicb  besonders  getroffen  werden  mflssen,  weil  sie  auf  Eis- 
kommen  oder  ErtrSge  hinwiesen,  welche  sich  der  sonstigen  direeten 
Besteuerung  besonders  leicht  entziehen,  Sie  wurden  daher  auch 
vom  Steuergesetz  wohl  mit  aufs  Korn  genommen.  Aber  diese 
Geschäfte  vermögen  sich  nach  ihren  Rechtsformen  auch  leicljl 
einer  solchen  besonderen  Steuer  in  Form  des  Stempels  oder  der 
Registerabgabe  zu  entziehen,  trotz  der  etwa  drohenden  Recbt»- 
nacbtbeile.  Andrerseits  ist  der  Besitz  Wechsel  von  Immobiiies, 
der  Verkauf,  die  Vermietbung,  Verpaebtung  und  und  die 
bypotbekariseben  Oreditgescb&fte  der  Natur  der  Sache  ssd 
dem  betreffenden  formellen  Rechte  nach  viel  leichter  zu  controlins. 
So  erkliirt  es  sich,  dass  gerade  die  Rechtsgeschäfte,  welche  licli 
auf  Immobilien  beziehen,  vorzugsweise  von  solchen  Stempel 
und  Eintragungssteuern  getroifen  wurden.  Einmal  knUpfte  man 
hier  öfters  an  äUere  Abgaben  an  und  lag  die  Versuchung  lür  die 
Staatsgewalt  zu  nahe,  bei  der  Ausbildung  solcher  Stenern  die 

S.  oben  in  der  Vorhera.  S.  4.nit  die  8f«  llen  im  1.  B.  u.  in  der  Gebuhrenlehrc 
lieber  die  luinfOlirimg  dieser  Abgabeu  iu  üoilaud:  bio.  I,  2.  A.  S.  317  Note  lU; 
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iieditsgesohäfte  in  Bezug  auf  Immobilien  wegen  der  dabei  be- 
Sooden  in  Aoasieht  stehenden  Ergiebigkeit  der  Besteaemng  dem- 
gem388  im  Sten errecht  ins  Auge  zn  fassen.  Sodann  aber  wurden 

die  stenerpflichtigen  Rechtsgeschätte ,  bez.  die  darüber  abgefassteii 
LTknnden  hier  auch  in  Wirklichkeit  viel  sicherer  erfasst,  als 
<Iie  Rechtsgeschäfte  des  sonstigen  Creditverkehrs;  und  in  Bezug  aal 
Kauf  u.  8.  w.  von  Mobilien,  welche  ohnehin  regelmässig  formloser 
oder  in  einfacheren  Formen,  mibeschadet  ihrer  rechtlichen  Giltig- 
keit  nnd  tbatsächlichen  Sicherheit ,  sich  volhKiehen.  Da  bei  den 
fieehtsgeschftften  in  Bezng  auf  Immobilien  ausserdem  der  Natur 
der  Sache  und  dem  geltenden  Bechte  nach  eine  Mitwirkung,  wenig- 
stens eine  Notiznabme  öffentlicher  Behdrden,  Gerichte  erfolgeo;  für 
diese  Geschäfte  öffentliche  Bltcher  (Grund-  und  HypothekenbUcher 
n.  dgl.)  gefuhrt  werden  mnssten,  wo  dann  Gebührenheb ung 
^nz  am  Platze  und  auch  in  der  Hegel  vorgeschrieben  war,  so 
entwickelte  sich  durch  die  Verbindung  der  Steuer  mit  der  Gebühr 
vollends  leicht  das  neae  Abgabewesen  gerade  hier. 

In  Folge  hiervon  ist  die  Besteuerung  der  Acte  oder 
ileehtsgesehftfte  oder  die  sogen.  Verkehrsbesteuernng  aber 
Tielfaeh  in  ganz  falsche  Bahnen  gerathen,  schon  rechtlich, 
noch  mehr  nach  ihrer  factischen  Wirksamkeit:  es  ist  Uber- 
wiegend  das  Immobiliarvermögen,  der  Grund-  und  Haus- 
besitz, welcher  auch  diese  Steuern  trägt,  weit  weniger  das 
Mobiliar  vermögen,  das  bewegliche  Kapital.  Nach  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  der  Besteuerung  und  nach  deren  neuerer 
Fortbildung  in  den  Bealstenern  des  Ertragssteuersysfems  war  aber 
dai  ImmobiliarrermOgen  ohnehin  schon  stärker  beiastet  und  konnten 
nineErtrige  thataächlich  von  den  bestehenden  Steuern  auch  leichter 
eitot  w^en,  als  das  bewegliche  Vermögen,  der  gewerbliche 
UnleniehmergewiDn,  der  Arbeitsertrag  u.  s.  w.  So  wurde  vielfach 
dmch  die  an  sich  durchaus  richtige  Verkehrsbesteuerung  die  ge- 
rammte Erwerbsbesteuerung  nur  noch  uugleichraässiger 
lind  nicht  selten  wirklich  auch  vom  volkswirthschaftlichen  Stand- 
pnncte  aas  schädlich,  statt  die  ihr  zukommende  Ausgleichangs- 
fonetion  zu  erfüllen,  namentlich  in  den  hohen  Steuern yom  Eigen- 
^nmswechsel  des  Grandeigenthums  unter  Lebenden»  ?on  Ver- 
P&ndungeny  Vermiethungen,  Verpachtungen  desselben  (französisches 
EBKgistrement).  Besonders  der  ländliche  Grundbesitz, 
weteber  gleichzeitig  hohe  Staats-  und  Communal-Gmndstenern  trug, 
.wtide  in  Wahrheit  oftmals  liberiastel,  die  Städte,  als  llauptsitz 
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des  mobilen  Kajntals,  der  Gcwcrke,  der  liberaieD  Berufe,  wenigstens 
relativ  begttnstigt  Die  Vorkehnsteiieni  wurden  bei  GeMblfieo 
in  Besog  anf  Immobiliarvermögen  nidit  selten  in  bedenklldier 
Weise  tu  reellen  VermOgensstonem. 

Die  Schuid  bienron  lag  aber  nicht  in  einem  an  nnd  für  fieh 

falschen  Princip  dieser  Besteuerung,  sondern  in  der  falschen, 
einseitig  fiscalischen  Durchfti  br  ung  eines  richtigen 
Princips.  Auch  darf  man  nicht  Ubersehen,  dass  die  Wirkuni;  dieser 
Besteuerung,  wenigstens  in  fortschreitenden  VolkswirthsebaiteD, 
sogar  neben  hohen  Realsteuem,  in  der  Wirklichkeit  doch  für  den 
QmndbesitSi  diesen  als  Ganses  anfgefasst^  dnrob  einen  andeien 
gttnstigen  Umstand  gegenüber  dem  mobilen  Kapital,  den  Gewerbsn 
und  den  Bemfen  nut  Arbeitseinkommen  einigermassen  ansgcglicheD 
wurde,  vollends  wenn  jene  Realsteuem^  wie  so  bftnfig,  lange  Zeit 
stabil  waren:  dem  Grund-  und  Hausbesitz  wuchs  iu  solchen  Volks- 
wirthschaften  auch  in  der  steigenden  Rente  immer  wieder  obn 
oder  ohne  entsprechende  neue  persönliche  Leistungen  oder  Kapiuii 
Verwendungen  seiner  Kigenthümer  ein  grösserer  Ertrag  und,  zumal 
bei  sinkendem  Zinsfuss,  höherer  Kapitalwerth  zu,  von  dem 
der  Staat  gewissermassen  in  der  Besitsweehselabgabe  n.  s.  w.  snr 
seinen  ,,gesellsehaftlioben  Antbeil^  nahm.') 

m.  —  §.  469.  Begrflndung  und  Begrenzung  der 
Verkebrsbesteuernng.  Soll  nun  die  Besteuerung  der  Aete 
ein  richtiges  Glied  im  ganzen  Steuersystem  werden,  so  muss  man 
sie  richtig  begründen  und  begrenzen,  letzteres  in  dop 
p  e  1 1  e  r  Weise ,  nach  den  K  a  t  e  g  o  r  i  c  c  n  von  Fallen,  wo  .sie 
eintritt,  und  nach  der  Höhe  der  Steuersätze.  Mit  dieser  Auf 
gäbe  hat  sich  denn  auch  die  neuere  finanzwissenschaftliche  Theorie 
zu  beschäftigen  begonnen i  weniger  bisher  noch  die  Praxis,  wess 
auch  die  Klagen  und  Agitationen  der  Überlasteten  Interessenten, 
besonders  der  ISndliehen  Grundbesitzer,  immer  dringlicher  Befonsen 
verlangen. 

A.  Auch  noch  neuerdings  bat  man  gelegentlich  f^r  diese  Be- 
steuerung der  Acte,  bez.  der  Rechtsgeschäfte  eine  falsche  Begrün- 
dung versucht,  nemlich  die  alte  nach  dem  Grundsatz  vou 
Leistung  und  Gegenleistung.^)  Die  Abgabe  erscheint  hier 

•)  Orondleg.  §.  78,  81. 

')  S.  die  in  d.  Vorbom.  gen.  Arbeiten  f.  Fan  eher,  bes.  AL  Meyer,  aadi 
Leroy-Bcaulieu  u.  üborli.  die  Franzosen,  Besobrasof.  Dageis^en  Fri'Mlberj: 
a.  a.  0.  S.  IS.  —  Meyer  will  liier  2  Functioneu  staatlicher  Xhäti^keit  «ul  dem 
Beohtsgebietft  iuitonch«ideii,  einmal  Oidnoiig  n.  Mom  xn  falMS,  vm  die  ftctUebe 
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«to  Gegenleistiiog  fttr  den  RechtsschatSi  den  der  Staat  dem 
Reebtagegehaft  gewährt  und  wird  daher  nach  Analogie  einer  Gebflhr 
gerechtfertigt.    Allein  diese  Begrflndnng  ist  nnhaltbar,  soweit  die 

Abgabe  eben  nicht  wirklich  Gebühr,  sondern  Steuer  ist,  also  nicht 
speciell  Kosten  ersetzt  oder  Dienste  vergütet.  Oefters,  z.  B.  bei 
grundbücherlichcn  Eintragungen  ^  hat  eine  an  ein  Kechtsgeschäft 
geknüpfte  Abgabe  diesen  Character,  aber  eben  nur  in  bestimmten 
Fällen  und  namentlich  aach  nur  bis  zu  einer  gewissen,  mit  dem 
Werth  des  Diensts  oder  der  Grösse  der  Kostenverorsachong  in 
EkUang  stehenden  Höhe.  Darttber  hinaus  ist  sie  nicht  Gebtthr, 
MHidem  Steuer ,  welche  dann  eventuell  verworfen  oder  auf  eine 
indeie  Weise  begründet  werden  mnss.  Bei  jedem  Rechtsgeschäft 
einen,  gewisscrnia^scn  latenten  „Dienst"  des  Staats,  wegen  des 
in  Aussicht  stehenden  Kcchtssebutzes  vorauszusetzen,  das  ist  eine 
anzntretfende  Fiction.  Auch  kann  l)ei  den  durch  die  Verkchrs- 
besteuernng  meistens  getroffeneu  Kechtsgeschäiteu,  z.  H.  den  Credit- 
gescbäften,  den  sonstigen  Geschäften  in  Bezug  auf  Immobilien, 
nicht  ohne  Weiteres  von  besonderen  „Kostenverursachnngen'', 
TOD  einem  besonderen  andersartigen  Bechtsschntz  die  Rede  sein. 
Sdbst  bei  Speciahrechten,  z.  B.  beim  Weohsekecht,  nach  welchem 
eis  Geschäft  abgeschlossen  wird ,  ist  diese  AnffassuDg  unzuMssig. 
El  bandelt  sich  zunächst  immer  nur  um  ein  Vorgehen  der  Contra- 
henten  auf  dem  liodeii  des  Eigenthums-  und  \'ertragsrechts  bei 
den  Hechtsgeschäften.  Die  allgemeinen  Kosten  der  gesaniniten 
Hechtsordnung  sind  durch  die  allgemeinen  Steuern  zu  decken,  zu 
welchen  letzteren  eventuell  auch  die  auf  andere  Weise  zu  begrtln- 
denden  Verkehrssteuem  gehören  können.  Und  fttr  die  spe^idle 
Beehtshilfe,  welche  der  Staat  z.  B.  bei  Reehtsstrdteu  durch  die 
Gerichte  gewährt,  sind  dann  erst  nach  dem  Gehllhrenprincip  in 
dfio  Geriehtssporteln  n.  s.  w.  specielle  Gegenleistungen  am  Platze. 

R.  Die  allgemeine  IiegrUndun^^  der  Verkehrssteuem 
liegt  darin,  dass  man  die  letzteren  als  richtige  Conse (|uenzen 
iins  den  obersten  volkswirth  sc  haftlichen  und  Gcrech- 
tigkeitspriucipien  für  die  Einrichtung  und  Vertheilung 

Herricbaft  ia  Recht  zu  rennuidda:  dftfSr  die  Stempelsteaem;  sodann  den  ia 

<ier  ersten  Fanction  angedrohten  Zwang  wirklich  aasznfflbren:  dafür  die 
^'«Tichtskosten.  „Der  rohe  Barren  thatsachlicher  Gewalt"  wird  so  „in  die  ge- 
iTägte  üunze  anerkanuteii  Hechts"  verwaadcU.  Das  sei  eine  wirtbschafUiche  Lei  stu ng 
Staats,  die  änrch  die  Stern  pelstener  bezaUt  werde.  S.  57— 1^9.  Dm  das  Prindp 
■  MIen,  das  nach  diesem  sp&teeten  Ansl&ufer  der  Smith 'sehen  Schnle  in  der  Volks- 
»iitbchaft  das  allein  richtig«*  ist  und  »iberall  herrschen  muss,  ist  diese  BegrOndang 
«rüacht  S.  oben  aber  das  Phncip  von  Leist,  u.  (iegcnleist.  in  d.  Besteuerung  i^.  411>. 
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der  Stenern  nachweist  and  sie  ans  der  BesehaffenlieU  i 
des  gesammten  Steuersystems  als  dessen  nothwendige 
Erg&nznngen  nnd  Ersatzmittel  ableitet. 

Jene  Principien  verlangeu  die  gleichmässige  Bestenenug  sUcs 

einzelwirthschaftlichen  Erwerbs.  Wenn  dieser  nuu  durch  die  Object 
und  Subjectbesteuerung  des  berufsmässigen  Erwerbs  nicht  voll 
ständig  oder  nicht  immer  im  richtigen  Maasse  getroffen  wird, 
dann  mass  onvermeidlich  eine  LUcke  im  Steuersystem  anerkaimt  ^ 
werden. 

Eine  solche  liegt  in  zwei  Fällen  vor:  einmal  wenn  der 
berufsmässige  Erwerb  durch  die  für  ihn  bestimmte  Besteaerasg 
nicht  ausreichend  getroffen  wbd,  nnd  wir  haben  gesehen, 
dass  weder  durch  die  Einkommen-  noch  durch  die  Ertragsbesleae' 

rang  dies  Ziel  richtig  erreicht  wird;  sodann,  wenn  eben  neben 
dem  berufsmässigen  Erwerb  ein  Erwerb  durch  einzelne  Acte 
vorkommt,  auf  den  sich  Jene  andere  Besteuerung  auch  principieli 
gar  nicht  bezieht.  Im  ersten  Falle  tritt  die  Verkehrsbesteue 
rung  ergänzend  hinzu,  um  mit  der  Einkommen-  und  Ertrags- 
besteueruDg  vereint  möglichst  die  volkswirthschafUich  richtige 
und  die  gleichmässige  Besteuerung  alles  berufsmässigen  Erwerb« 
zu  bewirken  y  d.  h.  hier  auch  denjenigen  Theil  des  letzteren  in 
treffen,  welcher  sich  that sächlich  wegen  der  (yermeidlichen oder 
unvermeidlichen)  Mängel  der  für  diesen  Erwerb  zunächst  bestimmtes 
Steuern  dieser  dennoch  entzieht.  Im  z  weiten  Falle  sucht  die  Ver- 
kehrsbesteueruug  speciell  denjenigen  Erwerb  durch  einzelne  Acte 
auf,  welcher  im  berufsmässigen  Erwerb  gar  nicht  enthalten  ist, 
daher  Überhaupt  von  dessen  Besteuerung  principieli  rmd 
recht  lieh  gar  nicht  getroffen  werden  soll  Hier  tritt  die  Ver- 
kehrsbestenemng  als  Ersatz  der  Einkommen-  und  Ertisgi- 
besteuerung  ein.^) 

§•  470.  Die  Verkehrsbesteuerung  als  Ergänzung  ood 
als  Ersatz  der  sonstigen  Erwerbsbesteuerung. 

1)  Den  ersten  Fall  anlangend,  so  ist  hier  auf  das  Bezug  tn 
nehmen,  was  früher  über  die  in  den  einzelnen  Berufen  und  Ge- 
schäften so  verschiedeneu  Schwierigkeiten  gesagt  wurde,  die  per- 

*)  Fried berg  a.  a.  U.  erkeimt  nur  die  zweite,  nicht  die  erste  Fonctioo  »Icr 
Verkehnbeateuening  an.  Seine  Einvendongen  gegen  Bili&iki  S.  90  iMkmteB  Mdi 
gogen  diese  erste  Function  angeführt  werden.  Indessen  gehen  dieselben  m.  £.  n 
weit  ij.  berücksichtigen  nicht  die  inhärenten ,  schwer  oder  gar  nicht  zu  beseitifenden 
Mängel  der  lilrtrags-  und  Einkommenbesteaerung  u.  die  Möglichkeit,  hier  durch  eiiie 
geeignete,  nicht  unmögliche  Veshehnbesleiieiiuig  ptaiend  einngreifan. 
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sönlicbeu  Emkonimeu  im  Berat'  oder  die  Erträge  bestimmter  Er- 
werbsquellen hohtig  zn  ermitteln.  Besonders  der  Ertrag  voq 
Creditgeschäften,  schon  das  Yorhandensein  solchen  Ertrags  bei 
aOea  QeschSiten  des  MobiliaroreditSi  dann  der  Ertrag  der  HandelB- 
geseh&fte  des  Kanfmanns  sind  nnr  sehr  unsicher  in  controliren, 
weil  ftossere  Anhaltspnnete  daltir  grossentheils  fehlen.  So  kommt 
es,  dass  die  Einkommenbestenernng  der  Rentiers,  Banqniers,  Kanf- 
leate  und  ähnlicher  Classen,  die  Ertragsbestenerung  der  Leihzinsen 
and  aller  Gewerbe  mercantiler  Natur  so  wenig  zutretfeiid  zu  sein 
pSegt  Bei  diesen  Classen  und  Ertragsquellen  kommen 
nao  aber  jene  Rechtsgeschäfte,  welche  zu  einem  Er- 
werbe dnreh  einzelne  Acte  fuhren,  wieder  besonders 
hlnfig  yor.  Sie  werden  hier  selbst  wieder  „berufsmässig'' 
Torgenommen  nnd  ihr  Gesammtertrag  soll  allerdings,  wenigstens 
im  Princip,  schon  dnreh  die  Einkommen-  nnd  Ertragsbestenernng 
getroffen  werden.  Da  dieses  Ziel  aber  nicht  genügend  erreicht 
wird,  ist  es  eiu  zwar  immer  ziemlich  rohes,  aber  grund- 
sätzlich richtiges  und  practisch  angemessenes  Verfahren, 
welches  deshalb  wieder  den  finanzpolitischen  Steuerprincipien  ent- 
spricht, mittelst  der  Verkehrsbesteuerung  den  wirklichen 
oder  mnthmasslichen  Erwerb  des  einzelnen  Rechtsgeschäfts 
oder  Yerkehisaets  zn  besteuern.  Das  geschieht  mit  Erfolg  dureh 
Abgaben  von  den  Urkunden  der  einzelnen  Credit-  und 
Handelsgesehllfte  in  Stempelform,  durch  Besteuerung  der 
kaufmännischen  Bttcher,  der  Koten  u.  s.  w.,  in  denen  diese 
Ge«ehäfte  schriftlich  verzeichnet  werden  ü.  dgl.  m. 

2)  ludern  solche  Geschäfte  dann  allgemein  besteuert  werdcu, 
7ahlt  freilich  Jedermann,  welcher  ein  solches  schliesst,  nicht  bloss 
der  Kaufmann,  Banquier  u.  s.  w.  die  Steuer.  Hier  trifft  dann  die 
soeben  gegebene  Motivirung  nicht  mehr  zu,  aber  um  so  mehr  die- 
jenige, welche  ftlr  die  Verkehrsbesteuerung  als  Ersatz  der  Ein- 
kommen- und  Ertragsbestenerung  gUt:  es  werden  eben  hier  Öfters 
Bfweibe  Torkommen,  welehe  dureh  die  sonstige  Erwerbsbesteue- 
ning  des  Beziehers  rechtlich  gar  nicht  mit  getroffen  zu  werden 
pflegen  und  ohne  solche  besondere  Verkehrsbesteuerung  daher  mit 
Unrecht  steuerfrei  blieben. 

Allp:enieiner  finden  sich  solche  Erwerbe  oder  Gewinne"  sowohl 
bei  den  Handels-  und  gewissen  Bankgeschäften,  als  bei 
einzelnen  Geschäften  der  verschiedensten  Berufskreise  nun  be- 
Nuders  beim  speculatiTen  oder  mehr  zufälligen  und  ge« 

A.  W  FianswlMoueluft  IL  29 
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legentliehen  Besitswechsel  von  wiriliseluiftlielien  Olitani  aller 

Art,  wo  in  Folge  von  Werthdifferenzen  gegen  den  Ankanf 
beim  Verkauf  ein  Gewinn  realisirt  wird.    Der  Ertrag  des  Handels 
mit  Waaren  (beweglichen  Sachgütem)  besteht  wesentlich  in  solchen 
Gewinnsten.    Er  wird  im  Princip  durch  die  betreflfende  directe  £r 
tragssteaer  oder  durch  die  Einkomnaensteaer  des  KanfmanDS  ge- 
troffen. Die  besondere  VerkehrBbestenemng  tritt  hier  wieder 
nur  ergänzend  hinxa  und  ttsst  sich  dem  Handel  gogenflber 
gmndsfttKlioh  auch  nur  rechtfertigen,  wenn  und  soweit  als  sie 
mit  der  Ertrags-  oder  Einkommensteuer  susammen  eine  foD- 
ständige  und  gicichmässige  Besteuerung  des  Handels  yerglichen 
mit  andren  Gewerben  herbeiführt  Auch  diejenigen  Unternehmungen, 
welche  das  Bank- und  Börsengeschäft  in  Fonds,  Wechseln 
u.  8.  w.  (Arbitrage)  berufsmässig  betreiben,  beziehen,  wie  der 
Handel,  ihre  Erträge  wesentlich  mit  ans  solchen  Werthdifferenseo. 
Die  Verkehrsbesteuemng,  welche  die  eins  einen,  von  sekhes 
Unternehmungen  geschlossenen  Qesdrilfle  u.  s.  w.  besteuert  istssr 
unter  derselben  BeschrSnknng,  wie  sie  soeben  bdm  Waareahaadel 
aufgestellt  wurde,  richtig.    Dagegen  wird,  wenn  Femma  ans 
anderen  wirthschaftliohen  Berufen  durch  solche  einzelne  Geschäfte, 
welche  nicht  zu  ihrem  gewöhnlichen  Berufskreise  gehören,  Gewinoe 
machen,  hier  die  Verkehrsbesteuerung  unbedingt  zu  verlangen 
sein.    Es  ist  daher  wieder  die  steuertechnische  Unroll 
kommenbeit  der  Ertragsbesteuemng  für  Handels-,  Bank-  und  , 
verwandte  Gescbättc  und  der  Einkommenbesteuerang  der  Beebto- 
subjecte  dieser  Geschäfte  einerseits,  das  Vorkommen  Ton  solches  i 
einzelnen,  aus  der  Realisirung  yon  Werthdifferesten 
Gewinn  bringenden  Geschäften  in  allen  Kreisen  des  Vslki  i 
andrerseits,  welche  Umstände  auf  die  Entwicklung  einer  besonderen 
Besteuerung  gewisser  Rechtsgeschäfte  eben  wegen  der  dabei 
gemachten   und  durch  die  sonstige  Erwerbsbestenerung 
nicht  oder  nicht  genügend  getroffenen  Gewinne  hindrängen. 

Wesentlich  sind  es  hier  nun  wieder  ganz  moderne  Gestal- 
tungen des  Verkehrs,  denen  das  Steuersystem  Rechnung  in 
tragen  hat:  der  häufige,  oftmals  rein  speculatiye  Eigenthums* 
Wechsel  des  Grund-  und  Gebäudeeigenthums  im  Kauf  nd 
Verkauf  und  das  Differenzgesehäft  in  Werthpapieres 
an  den  Fondsbörsen.  In  diesen  beiden  Fällen  geht  das,  öfters 
erfolgreiche.  Streben  auf  Realisirung  von  Gewinnen  ans 
Werth differenzen.   Diese  Gewinne  werden  durch  die  sonsiig^ 

^  I 
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EnrerbsbeBteaemiig  nicht  oder  nicht  g«nflgend  besteuert  Die  be- 
züglichen Gescliifte  kommen  aneh  immer  mehr  oder  immer  häufiger 

unter  den  „nicht-gesch&ftlichen''  Glassen  vor,  je  noebr  sich 
das  Börsen  spiel  u.  s.  w.  ausdehnt.  Hier  ist  daher  eine  be- 
sondere Besteuerung,  welche  gerade  diese  Gewinne  zu 
erfassen  sucht,  in  Gemässheit  der  volkswirthschaftlichen  und  der 
Gerecbtigkeitsprincipien  der  Besteaerang  durchaus  geboten. 
Die  Ertrags-  und  Einkommenbestenemng  kann  dies  bei  den  Be- 
mftoltssen,  welche  solche  QesehäAe  „berufsmässig*'  betreiben  — 
wisn  mna  deigleichen  ttberhanpt  flttr  snlässig  hätt^  was  beim  Grnnd- 
Mekverkehr  selbst  nach  der  heutigen  liberal- indiTidnalistischen 
Rechtsordnung  mindestens  noch  zweifelhaft  ist^)  —  nicht  hin- 
länglich, bei  den  Angehörigen  anderer  Berufe  gar  nicht  er- 
reichen. Die  Gebrauchsbesteuerung  ist  zu  diesem  Zwecke 
ebenfalls  unzulänglich:  nur  die  Verkeh rsbesteueruug,  als 
Besteuerung  der  einzelnen  bezüglichen  Bechtsgesoliäi'te  mögliclust 
iseb  Massgabe  der  dabei  realisirten  Gewinne,  vermag  wenigstens 
amiähemd  die  dem  Steuersystem  hier  vorliegende  Aufgabe  au  losen. 

17.  —  §.  471.  Auswahl  und  Habe  der  Verkehrs- 
iteuern.  ffiermit  ist  das  Gebiet  bezeichnet»  auf  welchem  die 
Verkehrsbesteuernng  principiell  am  Platze  ist.  Die  Einrichtung 
derselben  bietet  auch  dann  immer  noch  besondere  Schwierigkeiten, 
sowohl  was  die  richtige  Auswahl  der  einzelnen  Kategorieen 
von  Fullen  als  was  die  richtigen  N  ormen  für  die  Bemessung 
oad  die  Höhe  der  Steuer  anlangt  Die  Gesetzgebung  ist  auch  hier 
anislens  noch  zu  fiscalisch  und  an  schablonenhaft^  ohne 
geattgende  Unterscheidung  der  Fälle,  vorgegangen.  Die 
Theorie  bat  sieh  entweder  auf  rein  negativen  Standpunct  gestellt^ 
od«  die  Bestimmungen  des  Steuerrechts  ohne  genauere  Kritik  bin- 
^enommen,  oder  sie  wieder  in  viel  su  weitem  Umfang  allgemein 
M  rechtfertigen  gesucht.*^) 

Nach  dem  Vorausgehenden  hat  die  Verkehrsbesteuerung  eine 
doppelte  Aufgabe:  sie  soll  ergänzend  eintreten,  wo  that- 
sächlicb  durch  die  sonstige  Erwerbsbesteuerung  der  Erwerb  nicht 
gaattgend  getroffen  wird  und  sie  soll  solchen  Erwerb  durch 
teolne  Bechtsgescbäfte  oder  Verkehrsacte  treffen,  welcher  steuer- 

^)  den  Handelsgeschäften"  im  rechtl.  Sinn  gehört  der  specuktive  An-  und 
TiAnf  fM  OnmdstQfiken  jedmilalls  bei  uns  noch  nicht  D.  Haadfi]icM.b.  Alt  271. 272. 

'  Dieser  Vorwurf  trifft  doch  auch  Stein,  jetzt  wie  frQher  (s.  VorbenuX  Mit  Recht 
beuädmot  Friedberg  S.  TU  a.  a.  0.  die  SystemUlnuig  der  YeriBehnstaiiera  bei 
Steiü  iii  üine  „Gopiruog  der  fehlerhaften  Praxis*'. 

29  ♦ 
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reehtlieh  unter  die  fiinkoinmeii-  und  firtragsbeeteaemiig  niebt 
flUlt  und  gewöhnlich  auch  nieht  wohl  fallen  kann.  *)  Die  PrauB 
und  die  sich  ihr  einfaeh  ansehlieasende  Theorie  begehoi  nun  oft- 
mals den  Fehler,  jene  factische  Lttcke  in  der  sonstigen  Eiweile- 

besteuerung  und  diesen  Erwerb  oder  Gewinn  bei  solchen 
einzelnen  Geschäften  immer  gleich  ohne  Weiteres  allgemein  als 
vorhanden  anzunehmen.  Damit  wird  der  Knoten  der  hier  vor- 
liegenden ^Schwierigkeit  dorchhauen,  aber  nicht  gelöst  und  die  Ver- 
kebrsbestenerang  zn  weit  ausgedehnt.  Alsdann  droht  letzten 
gerade  wieder  die  Gleiohmassigkeit  der  äteaer?ertheiliiiig  im  Steur- 
System  an  stOreUi  statt  sie  an  verbessem.  Die  rationelle  Verkeil»- 
hestenemng  muss  also  solche  Lacken  and  solehe  (Extra-)  Ge- 
winne aufsuchen  und  nachweisen  und  alsdann  in  zweck- 
entsprechender Weise  eintreten,  indem  sie  die  einzelnen  Fälle 
richtig  auswählt  und  dem  Steuersatz  eine  richtige  Höhe 
giebt.  Die  Auswahl  sowie  diese  Bestimmung  der  Höhe 
hängen  daher  von  der  Gestaltung  der  Übrigen  Bestenerang 
und  von  der  Höhe  der  realisirten  Gewinne  ab. 

A.  So  wird  der  Erwerb  ans  manehen  Arbeits  arte  D|  aas  der 
Unternehmerth&tigkeit  im  Gewerbe,  ans  der  Benntssog 
des  mobilen  Vermdgens  (Kapitals)  schwer  doreh  die  Er- 

•  trags-  und  Einkommensteuern  richtig  und  genügend  getroffen,  der 
Erwerb  aus  der  Benutzung  von  Immobiliarvermögen  (Grund- 
und  Gebändebesitz)  immerhin  leichter.  Daher  müssen  sich  Ver- 
kehrssteuern,  gerade  umgekehrt  wie  in  der  Praxis,  im  AU 
gemeinen  mehr  an  einzelne  Rechtsgeschäfte  oder  Yerkehrsacte, 
die  bei  dem  erstgenannten  Erwerb  Torkommeni  weniger  an  solche 
bei  dem  aweiten  Fall  ansehliessen.  Dies  führt  a.  B.  an  n iedr igeren 
Stenern  ftlr  Geschäfte  des  Immobiliarcredits  nnd  des  entgelt- 
lichen B es! ts Wechsels  des  Grnndeigenthnms  nnd  tn  all- 
dem eine  reu  (wenn  auch  in  den  Sätzen  niedrigen)  ►Steuern  ftr 
Geschäfte  des  Mobi liarcredits  und  des  Verkaufs  u.  s.  w.  von 

•  Werthpapieren,  (,,B()r8eusteuern"),  beweglichen  Sachen. 

B.  Ein  Gewinn  ferner  ist  nicht  ohne  Weiters  bei  allem 
Besitzwechsel  von  Grand-  nnd  anderem  Eigenthnm  im  Wege  des 
Kanüs  Q.  8.  w.  zu  mnthmassen,  sondern  naebxaweisen. 

^  ÜB  IlMt  sich  dies  aacli,  wie  von  Fricdber^  geschieht ,  noch  etiras  aod<n 
ab  TOD  mir  im  Vona^gehendeii  gesdiah,  ableften,  nemlidi  ind«iii  man  m  des  teoka. 

Ausdrucken  „Einkoinmen"  and  „Ettn^"  ausgeht  und  zeigt,  dass  darnnter  dieser 
..äoiisti  ge"  Knxrerb  nicht  lallt,  nam.  auch  ni>  ht  nach  d.  gfiSelll.  Definitkm  jener 
AuädrUcku  lu  den  Einkoiuiucu-  uud  £rtrag8teuert;<^et2ea. 
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(Nme  solchen  Nachweis  wäre  eine  allgemeine  Beaitzweehselabgabe 
eigentlich  sn  beanstanden,  principiell  nnd  praetisch  jedoch  auch 
bier  wohl  in   geringer  Höhe  zuzulassen  für  die  zahlreichen 

Fälle,  wo  sich  die  Bemessung  der  Höhe  des  Gewinus  der  Steuer- 
controle  entzieht,  z.  B.  im  Fonds-BfirsengescbUft,  wo  aber  auf  einer 
von  beiden  Seiten  ein  Gewinn  zu  mutbmassen  sein  wird.  Das 
Gesetz  kann  hier  bestimmen,  wer  der  Steuerzahler  sein  soll;  wer 
der  Steuerträger  von  den  beiden  Parteien ^  das  richtet  sich  doch 
nach  den  Air  die  Ueberwftliong  massgebenden  Factoren.  Jeden- 
fsfls  dürfte  aber  eine  Besitzwechselabgabe  nicht  von  yomherein 
dne  grössere  Höhe  bei  Immobilien  als  bd  Mobilien  haben,  — 
eher,  aus  den  wiederholt  berührten  Gründen,  umgekehrt.  Dagegen 
laset  sich  in  denjeuigeu  Fiiileu,  wo  die  Höhe  des  realisirten  Ge- 
winns wenigstens  einigermassen  sicher  zu  ermitteln  ist,  principiell 
eine  höhere  Verkehrssteuer  (Besitzwechselabgabe)  rechtfertigen, 
welche  eine  Quote  dieses  Gewinns  in  Anspruch  nimmt.  So 
besonders  beim  Besitzweohsel  des  Grand-  und  Geb äu deeigen- 
thnms.  Das  positive  Stenerrecbt  begeht  hier  nur  den  Fehler,  einci 
noch  dasn  mdstens  absolut  nnd  un  Yerhftltniss  an  ähnlichen  Stenern 
behn  Besitzweohsel  von  bewegliehen  Gtftem  und  Werthpapieren 
ziemlich  hohe  Steuer  vom  ganzen  (Kapital  )  Werth  des 
(xnmdeigenthums,  auf  das  sich  das  Rechtsgeschäft  bezieht,  zu  er- 
heben, nicht  nur  von  der  Differenz  des  Werths,  welche  den 
Gewinn  gegen  den  Ankanfspreis  u.  s.  w.  darstellt,  i^me  solche 
Bestenerong  artet  zur  reellen  Vermöge nsbesteuemng  aus, 
vollends  wenn,  wie  nicht  selten,  von  einem  besonderen  „Gewinn*' 
b«  dem  Geschift  gar  nicht  die  Bede  ist  Denn  die  stete  Vorans- 
Ntnmg  emes  solchen  Gewinns  bei  jedem  solchen  Verkebragesehäll 
(Besitewechsel)  (L.  Stein)  beruht  anf  einer  Fiction  nnd  steht  mit 
den  Thatsachen  des  wirthscbaftlichen  Lebens  in  Widerspruch.  ^)  — 
Im  Ergebniss  ttihrt  diese  Untersuchung  der  Verkehrsbesteue- 
niBg  daher  zu  der  Forderung  von  Steuern  auf  die  einzelnen 
Creditgeschäfte,  Handelsgeschäfte  und  vielfach  anf  den 
Betitswechsel  von  Eigenthnm  unter  Lebenden  überhaupt. 
Disn  dienen  Urkundenstempel  nnd  Begister-  oder  Ein- 
tragnngsab gaben  Tersehiedener  Art,  wie  sie  nach  dem  modernen 

*)  Deber  die  DnrchfUhruug  einer  Verkehrebesteüorung  nach  dem  Geirinn  vu 
einem  Besitzwechsel  von  GrundeigeDtham ,  nicht  nach  dem  ganzen  Werth  des 
letzteren  s.  nnten  §.  479.  Anoh  meine  „ComoLStfrige"  S.  39  C  nnd  beistimmend 
friedberg  8.  84,  93. 
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Stonerreoht  vielfach,  aber  oft  sn  ausgedehnt,  in  nnrichtigei 
Fällen,  nach  falschen  HassBtftben  und  In  an  hohen  Sitien 
erhoben  werden.  Fflr  die  richtige  Oestaltong  des  VerkehfS8teiiH<> 
Systems  im  EinzelDett  nnd  ftlr  die  Kritik  des  Stonenrechts  hn 

Detail  ist  auf  die  specicUe  Steuerlehre  zu  verweisen. 

V.  —  §.  472.  Die  Stellung  der  ersten  beiden  Haupt- 
arteu  der  Erwerbsbesteuerung  gegenüber  der  dritten. 
Die  im  Vorausgehenden  erörterten  beiden  Hauptarten  der  Erwerbs- 
bestenening,  die  Besteuerung  des  berufsmässigen  Erwerbs  durch 
die  Sabject-  nnd  Objeet-,  d.  h.  im  Wesentlichen  durch  die 
Einkommen-  nnd  Ertragsbestenening,  und  die  Bestenemng 
des  Erwerbs  durch  einselne  Acte  oder  Beehtsgeseh&fte 
durch  die  Verkehrsbesten erung  müsste  In  der  angegdMoeo 
Richtun;^  wenigstens  in  der  entwickelten  modernen  Volkswirthschaft 
ausgebildet  werden,  einerlei  ob  man  sich  principiell  auf  den  rein 
finanziellen  Standpunet  in  der  Besteuerung  beschränkt  oder 
den  socialpolitischen  mit  bertlcksichtigt  Geschieht  Letztres, 
so  kann,  nach  den  früheren  Untersnchnngen  flbec  die  Steuerprin- 
eipien,  die  Freiheit  gewisser  kleiner  Einkommen,  ein  verBchiedener  i 
Steuerftass  von  Arbeits-  und  von  Benteneinkommen,  aueh  Ton  be- 
mfsmässigem  und  von  Erwerb  durch  einselne  Acte,  endfieb  voa 
grosserem  und  kleinerem  Einkommen  (proportionale  oder  progresiifs 
Besteuerung)  in  Frage  kommen.  Danach  gestaltet  sich  danu  die 
Einrichtung  dieser  beiden  ersten  Hauptarten  der  Erwerbsbesteuerung 
im  Einzelnen  verschieden.  Aber  die  Grundlagen  der  ietsteren 
bleiben  die  nem liehen. 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  dritten  Haoptart  der  Erwerbi- 
besteuerung  (§.  453):  diese  gehört  folgerichtig  nur  in  ein  Stsw 
^tem,  welches  dmi  socialpolitischen  neben  dem  rem  finan- 
ziellen Standpunet  in  der  Besteuerung  anerkennt  Ehie  Thssrie 
nnd  Praxis,  welche  den  ersten  Standpunet  verwerfen,  gleiehwoU 
aber  doch  Steuern,  wie  die  Erbschaftssteuern,  Spielgewinnststeoem 
n.  dgl.  m. ,  wenigstens  in  gewissen  Fällen  und  in  gewissem  Um- 
fang, billigen,  kommen  mit  sich  selbst  in  Widerspruch :  sie  müsflten 
nun  auch  solche  Stenern  verwerfen.  Wenn  sie  das,  gsns 
mit  Recht,  nicht  thun,  so  liegt  in  der  sugestandenen  Berecbtigsiig 
dieser  Steuern  implicite  auch  die  wenigstens  bedingte  Anerkennmig 
der  Berechtigung  des  sodalpoUtischen  Standpuneti  in  der  Bcstea^ 
mng  enihatten.  Dartiber  sollte  man  steh  nicht  tftuschen  oder  — 
nicht  täuschen  wollen.   Die  Verbreitung  von  Erbschaftfi-  und  Spiel- 
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gewinostoteaern  in  der  Praxis  oder  im  Steaerrecht  nnd  die  wachsende 
Frepagiuida,  welohe  fttr  solohe  Stenern  in  der  Theorie  gemacht 
wird,  sind,  lieht^  ausgelegt  nnd  anf  den  grundlegenden  Gedanken 
mrttckgeflihrt,  nur  Symptome  der  „socialen  Epoche"  der  Be- 
steuerung, in  welche  wir  aus  der  „staa  tsbUrgerlichen"  Epoche 
hinUbertreten. 

5.  Abschnitt. 

Die  finanzwlssenschaftllclie  Bildung  des  .Steuersystems.    I.  Die 
Erweriisbesteuerung:.     0.   Die  Besteuerunfp  des  Erwerbs  durch 
AtthH  und  durch  Wertlixawaclis  ohne  eigene  personliche  wlrth- 
schaftttdie  Ldstmag  (CoHjonetnrengewlnns -  und  Erbsehafls- 

bestenening)« 

Aoeh  ia  den  theoratlgclien  Steuersystemen  findet  sieb  eine  rationdle  fidgerichtige 
taflilttlarang  dieser  Besteuerung  bisher  noch  nicht.    Die  Pnads  tappt  mit  ihieii 

Stetem  auf  Lotteriegewinusto,  ihn  ii  Erbschafts-  u.  Sehcnkungsstciieni  ii.  dd.  ni.  noch 
aemiich  planlos  ohne  festes  principiüiles  Ziel  umher.  Der  einzige,  wegen  seiner 
falteb^B  nmtehtrag  mit  Beckt  viedar  aufgegebene  Yenracli  einer  Art  Beetenening 

GMjoncturengewinns  an  attdUachen  „Baustellen''  ist  meines  Wissena  in 
Bremen  erfolgt.  In  andoren  grossen  Städten  (Berlin.  Wien)  war  wohl  von  einer 
Extrabesteuerung  der  unbebaut  liegen  bleibenden  Baustellen  die  liede,  doch  hat  man 
M  daa  nodi  nieht  entKUieaMD  kSanen. 

Zu  unterscheiden  sind  oamentUch  die  Stenem  auf  Gonjanotnrengeirinne 
and  auf  Erbschaften. 

Die  Begruudong  für  die  enteren  liegt  in  der  ganzen  Lehre  von  der  Cou- 
jinetor,  einer  Froclit  dea  wisaenachaftUclien  Soeialteniia  (bea.  Laaaalle),  welche 
in  di?  allgemeine  Nationalökonomie  aufzunehmen  ist.  IHee  ist  in  meiner  „Grund- 
legung" geschehen  und  dort  auch  ein  soIche^^  Vorß:chen  nihor  erläutert  und  moÜFirt 
worden.  Was  daselbst  dargelegt  wurde,  muss  ich  hier  als  bekannt  voraussetzen. 
S.  §.  76—81.  Die  Feiderang  einer  ntioneUen  Beateaemng  der  Goi^etmeDgewinnate 
ilt  Consequenz  der  Aaffassnng  der  Conjunctur  im  Wirthschaftsleben,  nam.  innerhalb 
der  Rechtsordniinff  des  privatwirthsch.  Systems  der  freien  Gonrurrenz.  Sie  lässt  sich 
steoertecbnisch  aus  ü pportunitätsgrUnden,  wegen  der  tSchwiehgkeit  oder,  wie 
kMMr  g«veiuiiUcii  Uber  deniUge  Pllne  gevrÖteUt  wordeii  iat,  wegen  der  Unmög- 
lichkeit einer  jrenügerulon  Ausscheiil  unt;  des  OonjuiKturcngewlnns  ang:reif--n:  nach 
meiner  Ansieht  aber  nicht  mit  diirchschla^rendcti  (»nlnden.  Die  Einrichiunu:  und 
Durchführbarkeit  wird  unten  (§.  478  tf.)  zu  zeigen  verbucht,  etwas  eingehender,  als  ea 
üMig  genommen  in  die  aUgemdne  Steneriehre  gehOrt  Da  ea  aidi  aber  hier,  im 
r'ntTschied  Ton  der  llbrißren  Besteuerung,  wo  die  hezfij^lichen  Fragen  in  die  sprricll.- 
Lehre  rerwiesen  sind,  um  eine  erstmalige  Begründung  dieser  ganzen  Steuergattung 
bandelt,  war  ein  solches  genaueres  Eingehen  schon  in  diesem  Abschnitte  wohl  noth- 
«Mdig.  Principiell  lisst  sich  Uber  diese  Beateaerong  Bor  nrtheilen,  wonn  sie  im 
ZiBammcnhang  mit  der  Lehre  ron  der  Conjunetur  und  vom  ..Leben  der  Einzelwirth- 
«chaft  in  der  Volkswirthschaft"  (Grundleg.  zweite  Aufl.  S.  80  ti.)  aufgcfasst  und 
irtÜBtt  wild.  Die  Kritik  wird  sich  daher  gegen  diese  ganze  Lehre,  nicht  gegen  ihre 
t>ioaBe  Gonaeqnenz.  wenden  mUsson,  wenn  sie  irgend  zutreUcnd  sein  soll.  In  der 
^ndlegung  (hes.  §.  76  u.  Note  10  u.  §  "^o  d.  2.  A.)  halte  ieh  auch  bereits  dip 
kaaction  einer  Besteoening  der  Gonjuucturengewinne  festgestellt.  Die  dort  für  den 
1  Iknd  der  Finanz  rersproohene  genauere  ErOnerung  erfolgt  nunmehr  in  diesem 
illchnitte. 

Eine  Beflirwortung  solcher  Besteuerung,  nebst  kurzer  Ausfuhruncr  über  die  Ein- 
nchiuiig  in  dem  practisch  wichtigsten  Ii  alle,  bei  der  Realisirang  von  Oewiunon  aus 
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Verliauf  von  Grundstücken  und  (iebäaden .  erfolgte  bereits  andeutungsweise  in  meiner 
Kede  zur  Wohnungsfrage  auf  der  1.  Eisenachcr  socialpolit  YeTsamml.  1872  (Bericht 
8.  241),  dann  nam.  in  meinem  Referat  über  die  CommnnaUtfrage  auf  der  Berliner 
Versarnml.  d.  Ver.  f.  Soc.polit.  im  J.  1S77;  s.  Ber.  These  9  sub  c  u.  S.  16.  enreiten 
in  d.  üeibständ.  Ausg.  jenes  lieferatä  S.  39,  40.  Gegen  die  Forderung  solcher 
Stonem  auf  d.  Beri.  Yers&mml.  1877  Held,  Ber.S.  8S,  dagegen  meine  BepUkS.  IM. 
S.  auch  Held  in  d.  krit.  ßcferat  Uber  neuen  CommunalüteoerUtcr.  in  Conrad'ä 
Jahrb.  1S78  II,  23().  Held  übersieht  den  wesentl.  Unterschied  zwischen  Grund- 
tmd  bewegL  £igenth.  in  dieser  Frage.  S.  dagegen  die  treifenden  AQ8fühnu^;e& 
f.  Friedberg,  z.  Tbeoiie  d.  Stempelst,  Conr.  laiiiro.  Sl,  8S.  Friedberg  tritt  in 
dieeem  Avft.  soch  meiner  Theorie  d.  Bestever.  d.  Conjuictgeviniie  bei  n.  iMlundclt 
die  ganze  Frage  in  beachtenswerther  Weise. 

In  Bremen  war  durch  ein  Gesetz  r.  13.  Män  1873  (in  der  Bldthezeit  des 
gromtldt  Baustellen-  und  Baogeschtfis)  eine  eigenthiünliclie  höhere  Unfende  Be- 
steuerung von  gewissen  Grundstücken  eingeführt  worden,  velcbc  aus  der  ländlichen 
(afrrarischen)  Benutzung  in  diejenige  zu  stadtischen  Baustellen  in  der  Nähe  der  Stadt 
ubergingen  (s.  u.  §.  481).   Sie  unterlagen  dieser  Steaer,  selbst  wenn  sie  wirklich 
noch  landwirthschaftlich  fortwährend  benutzt  worden.    Danas  haben  rieh 
schwere  Missstände  u.  begreifliche  Klagen  der  Besitzer  ergeben,  zumal  als  die  Oon- 
jnnctur  nickschlug  u.  die  bisher  in  Aussicht  stehende  Verwendung-  jönt?r  Grundstöcke 
zu  Baustellcu  vorerst  fur  absehbare  Zeit  nicht  eintrat,  sondern  die  bisherige  laod-  j 
wiifbschafUiche  Benntzvng  andaoerte.    Ein  in  dieser  Angelegenheit  efngeheltei  Otit-  j 
achten  Hanssen's  verurtheilte  denn  an<  h  aus  dem  Gcsichtspnncte  der  Ertragssteoer 
heraus  die^e  höhere  Bestcuenmg  duichaus.  Die  darüber  eingeholten  26  Superarbiirien  j 
andrer  theoret.  u.  pract.  Fachmänner  traten  Hausäcii  bei.  Das  meinigu  (S.  34  d.  anteo  | 
gen.  Sehr.)  allein  hat  geltend  gemacht,  dass  dem  betreff,  bremischen  Gesetz  ein  i 
richtiger  (Ii-dauke  zu  (irunde  liege,  der  rmr  in  ganz  falscher  Weise  durchgeführt  sei:  j 
eben  der  Gedanke  einer  Extrabcstcuerung  des  grossen  Gewinns,  der  durch  den 
Uebergang  von  agrarischen  Grundstücken  in  Baustellen  in  der  Nähe  sich  erweiternder 
Stidte  ohne  irgend  eine  persönliche  Leistung  des  Eigenthtimers  von  diesen 
letzteren  erzielt  werde.    Irh  plädirte  daher,  wie  Haussen  und  die  tlbrigcn  Gutachter, 
fUr  die  Aufhebung  des  Gesetzes  in  Bezug  auf  wirklich  noch  landwirth- 
schaftlich benutzte  dnmdstadce,  die  nor  ron  der  gewöhn  liehen  Gnmditeoer 
getroffen  weiden  sdlten.  ulx'r  ich  befürwortete  zugleich  eine  laufende  Eztra- 
besteuernngp  der  tmbeuutit  liegen  bleib-Midcn .  bloss  auf  die  aufsteigende  Biu- 
conjunctur  wartenden  Baustellen  und  eine  hohe  Bcsitzwechselabgabe  (event  £rbscha£ttr 
stener)  anf  den  Gewinn,  welcher  am  Kapitalwerth  solcher  OrandstOcke  froher  oder 
später  wegen  ihres  Uebergangs  zur  Benutzung  für  Banton  erzielt  vttnln.  8L  9S.  Tos  ; 
den  übrigen  Gutachteni  wird  der  tiefere  Grund  jenes  Gesetzes  nur  ausnahmsweise 
berührt,  so  nam.  von  Holfcrich  S.  23,  der  diese  Bdstouerung.  die  der  „sociaÜsti;>ch- 
oommonistischen  Anaohaaong'*  entsprungen  sei,  ablehnt,  ans  mich  nicht  Obenesgaidfln 
Gründen.    Jenes  brcm.  Gesetz  wurde  in  diesem  anstOssigen  Puncto  beseitigt  dud  , 
Ges.  T.  11.  Ort.  1878  (Gesctzbl.  Bremens  1878  Nr.  10).    S.  über  die  sehr  interess.  ' 
E^age  du  vortruifliche,  eingehende,  aber  oben  ganz  einseitig  auf  dem  Standpunct  der 
g«w9httBchen  EitiagsbeBteoemng  stehende  Gutacbteu  Hnnssen^s  r.  Dec  1876  (ab  j 
Msc  gedruckt^  .m  d.  Landwirthsch.kaininer  in  Bremen  (in  d.  Anlagen  Abdruck  d.  betr. 
Gesetze).   Dann  die  „Gutachtlichen  Aeusscrungen  ttber  das  Gatachten  Hansseo's  betr.  | 
d.  brem.  Gründ8t.Förhältnisse",  Bremen  lb77.  — 

Auch  die  seit  lange  weit  verbreitete  n.  practisch  in  einigen  Lindem,  beioadsB 
in  Grossbritannien,  Frankreich  sehr  wichtige  Erbschaftsbesteuerung  ist  erst 
in  jüngster  Zeit  von  deutschen  Theoretikern  unter  dem  richtigen  Gesichtspunct  be-  ' 
trachtet  woj^den,  nemlicb  im  priucipiellen  Zusammenhaag  mit  der  ganzen 
Erbrechtsordnung.   Das  Int^tat-Familienerbrecht  wird  dabei  aadi  ganz  nchü? 
als  Corrclat  gewisser  Ve  rp  flieh  tu  npeu  der  T'nterstützun}::  u.  s.  w.  an  Ver- 
wandte auf  Grund  des  Verwandtschaftsverhidtnisses  aufi^efasst.     Mit  dem  Wegfall  ' 
dieser  Verpflichtungen  und  deren  Uebergang  an  Staat  und  Gemeinde  müsste  sich  ' 
fidgeiichtig  auch  jenes  Erbrecht  ändern.    Diese  und  ähnliche  Gesichtspuncto  rertott  > 
namentlich  die  wichtigste  hierhergehörige  Arbeit:  H.  r.  Schoel's  .JIrbschaftssteoeni  | 
und  Erbrechtsreform'S  2.  Aufl.  1878  (s.  daselbst  auch  Liter,  u.  Gesetzgeb.):  ferner 
V.  Scheers  Avh,  in  Births  Annilaa  1877,  8.  97:  volkswirthsch.  Bemerkongea  an 
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Reform  d.  Erbierhts  n.  J.  Baron  iu  Ilildebr.  Jahrl).  B.  S.  275  u.  ders.  Angrifle 
auf  d.  Erbrecht,  Berl.  1877.  Die  üoubct^ueiu  des  augedeutcten  rechtlicheu  Gesicbts- 
poDotB  ist,  dsM  die  Erbschiftotteiiflr  e!geiitli<A  den  Oh&ncter  einer  Steuer  TeiÜert 
nd  ftb  ein  gesetzlicher  Erbantheil  des  Staats  u.  s.  w.  erscheiot.  Auf  dw 
«deren  Seite  führt  al)or  die  Betrachtung  des  F^rbanfalls  als  ein  Erwerb  oline  pcr- 
aftniiche  Leistung,  der  die  Leistau^fähigkeit  erhobt,  nicht  minder  za  einer  hch- 
dgeii  principielleii  Begrfindmf^  der  ^bechiätasteaer,  nmal  fon  Gesicht^iiDct  des 
Steüerprincips  der  Leistungsfähigkeit  aus  u.  in  unserer  moderaea  Zeit  bei  der  geringen 
pnwtischen  Bedeutung  des  Familii'nvfr'iands  u.  d»!s  Familienvermögens  im  ünter- 
schied  rom  In div id ual vermögen.  Von  ganz  veischiedeoen  Seiten  gelangt  man 
ibhflf  zur  Fordemnf  eines  ornfftssenden  STstems  der  Erbsehaitesteiaern. 
Dar  Ibagd  eines  solchen  ist  eine  der  empfinalichäten ,  wiederum  vornomlicb  den 
wohlhabenderen  besitzenden  Classon  zu  Gute  kommenden  Lücken  des  deutschen  Be- 
steaenmgsrechts.  S.  das  beztigl  Material  darüber  in  d.  oben  S.  H5  gen.  bundesr&thL 
OaanMsnsberieht  Kr.  98  ron  1877.  Auch  die  deotsche  Finanztheoiie  ist  aber  in 
BezDiT  auf  die  Erbschaftssteuern  ausserordentlich  dUrflig,  sogar  Stein  eingeschlossen, 
der  sie  gar  nicht  genauer  behandelt,  wohl  weil  sie  in  sein  Steuersystem  nicht  recht 
paasen,  vergl.  L  475.  Kau  handelt  von  ihnen  noch  als  von  „Erl^baftsgebUbren", 
(L  §.  237,  womit  II,  §.  405  zu  vergleiehea,  vo  er  d.  eUgem.  VermOgenst  ron 
d.  Erbsch.abgabe  spricht):  ein  ganz  unhaltbarer  Stmdpunct,  man  müsste  denn  die 
CoDsequenz  ziehen  wollen,  dass  die  Erbschaftssteuer  eine  Art  specielier  Entgelt  fllr 
die  Gewährung  des  Erbrechts  selbst  sei. 

In  der  geschichtlichen  Entwicklung  n.  im  geltenden  Secht  stehen  die  Erbschafts- 
stsnem  mit  den  R esi  t /  w ech s  d  .i b g^abe n  .  den  in  Form  von  Stempel  u.  dgl. 
eätobenen  Steuern  iu  engem  Zusammenhang,  so  dass  die  betr.  gesetzlichen  Bestimmungen 
öfters  gar  nicht  in  eigenen  Gesetzen,  sondern  in  denen  über  Stempel-  u.  Register- 
ahlsben enthalten  sind.  S.  oben  S.  29,  93  ff.  o.  spec  Stenerlehre.  Aus  der  Gesetz- 
jebn  n  g  ist  die  englische  n.  französische  bes.  wichtig.  S.  über  jene  V  ocke , 
bm.  Steuern  S.  223  il. ,  über  diese  Leroy-Beaulieu  I,  489  fl.  (kritisch,  ohne 
Msming  des  richtigen  Standpuncts  zu  der  Fnge).  Karze  Uebeis.  d.  fleoetugoli»  bei 
T.  Scheel  n.  a.  0. 

I.  —  §.473.  Characteristik  des  hierher  gehörigen  Er- 
werbs. Das  Verständniss  dieser  Besteuerung  und  ihrer  Berechtigung  . 
hängt  von  der  richtigen  ökonomischen  Würdigung  des  Erwerbs  ab, 
walfihMi  sie  treffisn  soll  Dieser  Erwerb  Iftsst  sieh  aber  mir  im  Zn- 
ftnuneiihaiig  des  ganzen  volkswirthsehaftliehen  Getriebes 
Daeh  der  Stellung,  welche  die  Einzelwirtfaschaft  darin  dnnimmt, 
richtig  würdigen  und  überhaupt  nur  so  verstehen.  Es  mnss  daher 
hier  auf  die  betreffenden  Erörterungen  in  der  allgemeinen  Volks- 
wirthschaftslehre ,  namentlich  in  der  „Grundlegung"  Bezug  ge- 
nonunen  werden,  wie  hiermit  ausdrücklich  geschieht.  An  dieser 
8teUe  mnss  es  gentigen ,  ans  jenen  Erörterungen  einige  ilUr  die 
Bestenerungsfrage  besonders  wichtige  Ponete  in  knrser  Becapi- 
tiislion  herrorsoheben.^) 

„Jede  EinzelwirthsehafI  führt  ein  sweiseitiges  Leben,  d.  h.  sie 
wiriU  sweokbewnsst  auf  die  Anssenwelt  ein  nnd  sie  nnterliegt 
nabhftngig  von  ihrem  Willen,  Thnn  nnd  Lassen  den  Einwirkungen 
der  Aussen welt^^    Dies  gilt  speciell  auch  für  den  Erwerb  der 

')  S.  diu  Iii  d.  Yorbeui.  gen.  Stullon  der  (irundleg.,  naui.  in  d.  '2.  Ausg.  S.  80  S. 
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Einzeiwirthschaft  im  Arbeitstbeilungsprocess  and  im  Verkehrss}  stein  | 
der  Volks wirthschafty  an  sich  stets,  in  sehr  verschiedenem  Oradc  ' 
aber  oaeh  der  gesehichtliehen  Entwicklung  der  Volkswirthsehifi, 
d.  h.  nach  dem  Stande  der  Verkehntechnik,  Verkeliraökonomik  ud 
des  Verkehrsrechts.  Die  vollen  GontteqnenKen  des  doppelseitigen 
Lebens  der  Einzelwirthschaft  im  Erwerbssystem  treten  erst  in  der 
modernen  Volkswirthschaft  mit  ihrer  fein  ausgebildeten  Arbeits- 
und Eigenthumstheilung,  ihrer  wesentlich  privatwirthschaftlichen 
Organisation  und  ihrer  liberal- individualistischen  Rechtsordnaog  i 
hervor.  Erst  hier  ist  daher  gerade  aach  fttr  den  Zweck  Toiks^ 
wirtheehaftUeh  richtiger ,  yoUetftndiger  and  gerechter  Erwerte- 
beetenerang  muner  schlirfer  an  onterseheideD  zwischen  denuenig« 
Erwerb  einer  Einselwirtheehaft  (bez.  ihres  Rechts-  und  Whtli- 
schaftssabjects) ,  welcher  aaf  bestimmte  Thfttigkeiten  disier 
Wirthschaft  mit  einem  bewusst  erstrebten  wirthschaftlichen 
Ergebniss  zurückzuführen  ist,  und  demjenigen  Erwerb,  welcher 
ihr  ganz  oder  jedenfalls  grösstentheils  unabhängig  bier\-on  durch 
allgemeine  Ursachen  oder  Vorgänge  nach  der  Gestaltung  der 
allgemeinen  wirthschaftlichen  Rechtsordnung,  namentlich  der  Eigen- 
thnms-  und  Erbreohtsordnang  zaflUlt  Der  Erwerb  der  erstes 
Art  gliedert  sieh  in  einer,  wie  sieh  zeigte,  auch  für  die  Bestenenmg 
wichtigen  Weise,  in  den  bernfsmftssigen  nnd  U3i  den  Erwerb 
dnrch  einzelne  Verkehrsaote  oder  Rechtsgesehftfte.  Der 
Erwerb  der  zweiten  Art  lässt  sich  ökonomisch  näher  als  Erwerb 
durch  Anfall  und  durch  Werthzuwachs  ohne  eigene  per- 
sönliche wirthschaitliche  Leistung  des  Erwerbers  be- 
zeichnen. 

n.  -  §.  474.  Nothwendigkeit  der  Besteaerasg 
dieses  Erwerbs.  Dieser  Erwerb  ist  nnn  ein  Objeet,  welehes 
zum  Zweck  der  yolkswirthschaftUoh  richtigen  nnd  der  geieohtsn 
Steoervertheilnng  bei  dem  Erwerber  —  znmal  in  einer  gani 
indiyidnalistischen  Erwerbsrechtsordnung ,  wo  das  Individunm, 
nicht  die  Familie  als  „Ganzes"  oder  der  St-amm,  dem  der  Einzebe 
angehört,  das  unterste  selbständige  eiozelwirthschaitliche  Glied 
ist,  —  besteuert  werden  muss. 

Die  Besteuerung  des  berufsmässigen  Erwerbs  kann  zwar 
so  eingerichtet  werden,  dass  sie  jenen  Erwerb  nnter  Umstünden 
mit  trifft,  aber  sie  thnt  es  gewöhnlich  nicht,  niemals  genlgoad, 
was  anch  seine  gaten  theoretischen  und  practisohen,  z.  B.  bd  der 
Emkommenstener  ndt  Begriff  nnd  Wesen  des  „Eii^ommens''  in* 
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nrnmenhiiigeiideii  Oiflnde  hat  Die  Bettenerang  des  Enml» 
dmli  einzelne  Aete  oder  Reehtfl^esehAfte,  die  Verkehrs- 
besteuerung trifft  jenen  Erwerb  durch  Anfall  oder  durch  ökonomisch 
jnverdienten  Werthzuwachs  leichter  und  principiell  und  practisch 
mit  Recht  mit,  nemlich  wenn  derselbe  mit  dem  Erwerb  durch 
Specnlation  auf  Wertbdifferenzen  in  Verbindung  steht  und  durch 
diesen  letzteren  Erwerb  realisirt  wird^  was  nicht  selten  der  Fall 
Mt  Aber  sie  nimmt  sodann  eigentUeh  schon  einen  anderen  Oharacter 
an  and  mnsa  anf  besondere  Weise  begrOndet  nnd  mehiiluh  ab- 
weiehend  eingerichtet  werden.  Es  li^  daher  in  diesem  Fall  die- 
sdbe  Anfgabe  wie  bd  efaier  aparten  Bettenemng  dieser  dritten 
Haapterwerbsart  vor,  d.  h.  es  gilt,  die  Verkehrsbesteuerung  hier 
nicht  nur,  wie  es  oben  geschehen  ist,  für  die  Besteuerung  des 
Erwerbs  durch  einzelne  Acte,  sondern  zugleich  als  eine  Form 
der  Besteuerung  des  Erwerbs  durch  Anfall  und  durch 
Werthzuwacbs  zu  bebandeln  und  sie  als  solche  an  begrtln- 
den.  Es  bleiben  aber  immer  noch  F&Ue  ttbrig,  wo  diese  letxtere 
BaslBiemng  nicht  mit  der  gewOhnüchen  Vei^ehfsbesteaemng 
nssrnmentiifik,  sondern  noch  besonders  neben  ihr  anogebildet 
weiden  muss. 

Die  tiefere  Begründung  einer  Besteuerung  des  Erwerbs 
durch  Anfall  oder  durch  Werthzuwacbs,  mag  sie  nun  mit  in  der 
Form  der  Einkommen-,  der  Ertrags-,  der  Verkehrsbesteuerung  oder 
durch  besondere  neue  Steuerarten  gescbebeni  liegt  in  dem  schon 
nngedenteten  Yerhältniss  des  Individuums  nnd  der  Einzel- 
wirthschaft  inr  Volfcswirthsehaft  Es  ist  eine  unbestreitbare 
Tbatsaehe^  dass  der  Einseierwerb  im  bemftmSssigen  nnd  im  Erwerb 
dsreh  cinMlne  Beehtsgesohftfte  oder  Aete  mit  bewosst  beawecktem 
wifflisehaftlichen  Ergebniss  nieht  aufgeht,  zumal  nicht  in  der  ent- 
wickelten Volkswirthschaft.  Auch  ohne  eigene  Arbeitsleistung  oder 
neue  Kapitalbildung  wächst  dem  Einzelnen  durch  Conjunctur, 
Spiel  nnd  Erb  gang  Vermögen  hinzu.  Der  ökonomische  Cha- 
lider  des  „Conjuncturengewinns'^  ändert  sich  auch  nicht  irgend 
unentlich  dadnrch)  dass  dieser  Gewinn  öfters  absichtlich  GySpe- 
ealatiy^  erstrebt  nnd  durch  eine  besondere  Handlang, 
Iis  Verkehrsgesohftfty  s.  B.  den  Verkanf  einea  im  Preise 
dtteb  die  Conjnnetor  gestiegenen  Objects  realisirt  wird,  ebenso 
ivenig,  wie  der  Oharacter  des  Spielgcwinns  dadurch,  dass  es  sn 
des  letzteren  Erlangung  des  bewussten  Eingehens  auf  das  Spiel 
ud  seine  Chancen  bedarf,  oder  der  Cbaraoter  des  Ervverbs  am 
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Erbsehalt  und  Legat  dadoroh,  dass  der  Erbe  n.  8.  w.  „annehnea^'i 
also  einen  WiUensaot  oder  eine  Handlang  ansflben  rnnsi,  nodi  im 
einzelnen  Fall  selbst  dadnroh,  dass  der  testamentarisebe  Erbe  oder 

Ijegatar  sieb  beim  Erblasser  etwa  gerade  zum  Zweck  der  BerBek- 
siebtigung  im  Testament  bat  zu  insinuiren  gewusst.  Denn  da» 
eigene  Wollen  und  Tbun  des  Erwerbers  ist  in  allen 
diesen  Füllen,  im  Unterscbied  vom  berufsmässigen  und  vom  Erwerb 
durch  einzelne  Acte,  meistens  gar  uicbt,  jedenfalls  in  gaoi 
secnndftrer  Hinsicht  das  cansale  Moment  des  Erwerbs,  höch- 
stens, nnd  aneh  nicht  notfawendig  nnd  nur  selten,  das  begleitende» 
Das  bedingt  den  dnrohans  verschiedenen  ökonomischen  Gharaoter 
und  aneh  die  Yeisehiedene  Stellung  dieses  Erwerbs  gegenllber  der 
Besteuerung. 

III,  ~  §.475.  Bescbräukung  dieser  Besteuerung 
auf  den  Fall  des  socialpoli tischen  Steuersystems.  In 
letztrer  Hinsicht  ist  nun  ein  Punct  wesentlicb:  der  Bezug  von 
Conjunctnrengewinn,  wie  umgekehrt  die  Tragung  des 
Conjnnctnrenverlnsts,  nnd  der  Erwerb  ans  Erbschaft 
sind  integrirende  Bestandtheile,  im  emzelnen  Falle  Oon* 
Sequenzen  der  geltenden  Eigenthums-  und  Erbrechts- 
Ordnung.  Selbst  mit  dem  Sp i e  1  g  e  wi nn  verhllt  es  sieh  ebenso, 
wenn  einmal  das  Spiel  rechtlich  überhaupt  gestattet  ist.  Stellt 
man  sich  nun  auf  den  rein  finanziellen  Standpunct  in  der 
Besteuerung,  nach  welchem,  gemäss  den  früheren  Erörterungen 
(§,  397),  in  die  auf  Grund  der  fiechtsordnung  einmal  „gewordene" 
Vertheilung  de^  VolkseinkommeDS  und  VolksvermOgens  als  Einzel- 
einkommen und  Vermögen  nicht  eingegriffeui  sondern  dieselbe 
möglichst  intact  belassen  werden  soll,  so  ist  es  in  der  Tfaat 
wieder  nur  folgerichtig,  diesen  Erwerb  unbestenert  snlassra 
und  sieb  mit  der  Besteuerung  der  beiden  andren  Hanptarten  des 
Erwerbs  zu  begnügen.  So  ist  die  Praxis  auch  bisher  raeistei» 
verfahren.  Die  grundsätzliche  Besteuerung  der  Conjuncturen- 
ge Winne  ist  kaum  auch  nur  noch  versucht  worden  und  nicht 
allein  wegen  der  steucrtecbnischcD  Schwierigkeiten  unterblieben. 
Die  Spielgewinnstbesteuerung  ist  gleichfalls  erst  im  Beginn 
ihrer  Entwicklung.  Erbschaftssteuern  sind  twar  mnieln  sehos 
früher  Torgekommen  nnd  in  der  neueren  Zeit  aUgemeiner  ge- 
worden. Aber  schdcbtem  nnd  zaghaft  ist  man  doch  aneh  mit 
ihnen  bisher  nur  vorgegangen,  besonders  hu  den  praetisdi  wich- 
tigsten Fällen,  in  denen  es  sieb  aber  eben  auch  am  Deutlichsten 
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om  eine  Verifandeniiig  der  indiTidaeUen  VermOgeiisyerÜieUiiiig  bloss 
nadi  der  Erbreehtsoidnimg  handelt,  nemlioh  bei  Erbsohaften  unter 
den  nlehsten  Verwandten.  Und  niebt  minder  bat  die  bisberige 
nstionalOkonomiscbe  und  iinaDzielle  Theorie,  wohl  nicht  ohne  Beein- 
flussnng  durch  die  Ansichten  in  jurißtischen  Kreisen,  jene  Besteue- 
rung noch  nicht  allgemeiner  empfohlen,  selbst  die  Erbschaftssteuer 
nicht  recht  in  den  Vordergrund  zu  schieben  gewagt.  Auch  die 
Nationalökonomen  und  Finanzmänner  sahen  vielmehr  in  solchen  . 
äteaem  einen  leicht  verhängnissvoUen  ^^ersten  Sehritt  znm 
Soeialismns  nnd  Commnnismas'%  einen  „Angriff  anf 
Eigentbnm  nnd  Erbrechtes  die  „Grondpfeiler  der  sodalen 
und  wirthsebaftlioben  Ordnung'^,  wo  es  mit  Becbt  heisse:  prineipiis 
obsta!  Sie  schenten  solche  Steuern  ausserdem  ans  wirthschaft- 
liiiieu  Gründen  als  reelle  Vermögens-  oder  Kapitalsteueru ,  in  der 
gewöhnlichen  Identificiruug  des  einzel-  und  des  volkswirthschai't- 
iicben  Standpuncts  in  dieser  Frage  (§.  372). 

Der  letstere  Einwand  bedarf  nach  dem  Früheren  keiner  Wider- 
IsfUig  mehr.  Denn  eine  Steuer  auf  das  einselwirtbsehaftliohe  Ver- 
mögen oder  Kapital,  nicht  bloss  anf  den  Erwerb  oder  das  Ein- 
kommen, lasst  sich  nnter  Umstftnden  rechtfertigen  nnd  selbst  ver- 
IsBgen  nnd  ist  keineswegs  noihwendig  imm«r  eine  Steuer  anf  das 
Volk 8 vermögen.  Aber  der  principielle  Einwand  gegen  die 
Anfall-  und  Werthzuwachs-Besteuerung  möchte  nur  dann  für  unzu- 
länglich zu  erklären  sein,  wenn  man  die  bestehende  Privatrechts- 
ordnuDg  und  die  auf  ihrer  Grundlage  sich  vollziehende  Vermögens- 
Qud  Einkommenvertheilang  ttberhanpt  nicht  als  Noll  me  tangere 
betraehtet,  d.  b.  wenn  man  sich  in  Volkswirthscbaft,  Recht  nnd 
fiestenemng  anf  den  soeialpolitiscben  Standpnnct  stellt  Hier 
nimmt  man  dann  Act  davon,  dass  der  Erwerb  von  Einkommen 
oadVennUgen  so  Tielfaob  niebt  auf  persönlicher  wirtbschaftlioher 
li^ung  beruht  und  zieht  die  Consequenz  daraus  auch  für  die 
iiesteaerung,  indem  man  gerade  den  Erwerb  ohne  solche  Leistung 
Seitens  des  Einzelnen  als  ein  bei  ihm  besonders  steuerfähiges  und 
üach  volkswirtbschaftlichen  sowie  nach  den  Principien  gerechter 
Steuenertheilung,  namentlich  nach  der  richtigen  Auslegung  des 
l'iiaeipB  der  Besteaening  „nach  der  Leistungsfähigkeit"  noth- 
vsedig  besonders  an  bei^nemdes  Olgeet  ansieht  Man  recht- 
fertigt nnd  verlangt  aber  dn  solches  Vorgeben  vollends  Inder 
Bodernen  Volkswirtbschaft  mit  ihrer  liberal -individualisti- 
schen Verkehrsrecbtsbasis.    Denn  hier  erst  spielt  die 
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CoojnDolvr  eine  so  entscheideDde  Bedeatang  für  dieVer- 
tbettmig  dei  Volk8?enii0geiial  Hier  erit  liiid  es  so  sehr  tilge- 
meine  gesellsehaftliche  iSntwicklangen  und  Zcsemmsihliige, 
welche  Einseinen  Gewinne  kraft  des  blossen  Eigenthimt- 

rechts  zuführen,  namentlich  den  Werth  gewissen  privaten 
Grundbesitzes  und  gewisser  Gebäude  so  regelmässig  in  fort 
schreitenden  Gemeinwesen  steigern.   Hier  erst  verbindet  sich  so 
systematisch  die  Speculation  mit  der  Ausbeutong  der  Coiüqdc- 
toren,  ohne  dass  der  betreffende  Erwerb  dadurch  seinen  Cbsneter 
des  dkonomiseh  nieht  doreh  eigene  Leistnngen  des 
Besiehers  rerdienten  irgend  wesenüieh  Teiftndert   Hier  I 
anoli  erst  ist  die  bttrgerliehe  Gesellsohaft  so  dnrohaos  Tom  Mndp  ; 
des  IndiTidnalismns  dnrehsogen  nnd  die  persOnliehe,  wirthsehaft- 
liche  und  rechtliche  Bedeutung  des  Familienverbands  so  gering 
fögig  geworden,  dass  das  Privat  vermögen  in  allen  HauptbeziehuDgen 
als  Individual-,  nicht  als  Familienvermögen  auch  ökonomisch 
erscheudt,  wie  es  lange  schon  rechtlich  diesen  Character  trägt. 
Damit  aber  entfällt  auch  ein  früher  viel  gewiohtigeier  Einwand 
gegen  Erbsehaftssteaem. 

Wlhrend  demnaeb  Spielgewinnst-  und  Erbsehafti- 
steaern  in  einem  rein  finansiellen  Staoenystem  als  etwai 
Abnormes  erseheinen,  weist  ihr  Vorhandensein  eben  dodi 
daraufhin,  dass  ein  solches  Steuersystem  nach  dem  Kechts- 
bewusstsein  der  Zeit  nicht  mehr  streng  aufrecht  zu  er- 
halten ist.  Mit  der  offenen  Anerkennung  des  socialpoliti 
sehen  Gesichtspuncts  in  der  Yolkswirthschaft  nnd  im  Becht, 
namentlioh  anch  im  Privatrecht,  ist  es  dagegen  nur  oonsequeiity 
anoh  ein  soeialpolitisches  Steuersystem  sn  postnlires. 
In  diesem  mnss  dann  eine  ratianelle  Ansbildnng  der  Sieaeni  ssf 
des  Erwerb  ais  Anfiül  nnd  aas  WerÜumwaebs  ohne  persOnBohe 
wirtbsebaftliche  Lioistangen  erfolgen.  Das  fuhrt  in  der  Hanptsa^ 
zu  drei  Steuern:  nemlich  auf  den  eigentlichen  Spielgewinn, 
auf  den  Conjunctureogewinn  und  auf  den  Erwerb  aai 
Erbschaft. 

In  welcher  Weise  alsdann  diese  Stenern  im  Einzelnen  einss- 
riehten  sind,  das  ist  erst  in  der  speciellen  Stenerlehre  darzaleges. 
Schon  an  dieser  Stelle  erscheinen  aber  bm  der  bisherigeo  Stelhng 
aneb  der  Theorie  an  diesen  Fragen  noch  einige  besoaders  Aob 
fUhmngen  über  die  Bestenemng  der  Oonjuneftnrengewinne 
und  über  die  Erbschaftssteuern  am  Platze j  tlieils  noch  sor 


DigitizQd  by  Google 


Einwlada  gegen  die  BtiKMenuig  der  GonjancturcngewiBae.  408 

weiteren  Begrttndimg  und  zur  Widerlegung  von  Einwttnden,  theils 

zur  Skizzirung  der  steuertechniflchen  Grundlagen  für  diese  Steuern. 
Denn  auch  vom  stcuertechnischen  Opportunitätsstandpuncte 
hat  man  gerade  die  Besteuerung  der  ConjunctureDgewinne 
angegriffen  und  selbst  fUr  ganz  unmöglich  erklärt. 

IV*  —  §.  476.  Die  Beetenernng  der  Conjnaetnren- 
gewinne. 

Die  Einwinde  gegen  diese  Beetenemag  aind  prineipieller 
and  BtenerteehniBeher  Art:  eine  eolohe  Beetenernng,  heiwt  ee, 

sei  ein  Bruch  in  die  beatebende  und  notliwendig  ench  im  Ge- 
samnitinteresse  des  Volks  und  seiner  Wirthschaft  streng  aufrecht 
zu  haltende  Rechtsordnung;  sie  komme  auch  in  Widerspruch  mit 
den  Verhältnissen ,  wenn  sie  nicht  von  einer  Entschädigung  bei 
OoiyonctiirenTerlusten  begleitet  sei;  sie  lasse  sich  endlich,  selbst 
wem  man  sie  principiell  zu  rechtfertigen  vermöchte,  nioht  irgend 
gealigead  steaertechniseh  dnriehten  and  dandiftthrea,  woraas  Bich 
dann  wieder  groese  Ungleieluntaigkeitai  ergeben  mflaatea« 

Dieae  fiinwftnde  sind  gewiss  beaebtenswerth,  aber  doch  niebt 
darebeeblagend,  wenigstens  nicht  in  den  Verhältnissen  der  modernen 
Volkswirthschaft  und  wirthschaftlicben  Rechtsordnung.*) 

A.  Ein  Eingriff  in  die  Rechtsordnung,  speciell  in  die 
Kigenthumsordnung  liegt,  wie  schon  zugegeben  wurde,  allerdings 
hier  vor.  Nach  dieser  Ordnnng  sind  esdieEigenthtlmer,  welche 
^  Wertbschwanknngen  ihrer  Eigenthamsobjecte  naeh  der  günstigen 
wie  naeh  der  angttnstigen  Bichtang,  als  Gewinne  and  Verlaste 
tregea.  Ein  soeialOkononiiseher  VorÄeil  hierron  aaf  für  das  ge- 
laaaate  Wirthsehaftsleben  soll  aaeb  gar  aieht  bestritten  werden. 
Oerade  wegen  dieses  Tragens  der  Chancen  der  Werthschwankungen 
wird  der  Eigenthllmer  nicht  bloss  in  seinem  eigenen,  sondern  mehr 
oder  weniger  auch  im  Gesaninitinteresse  sein  Eigenthum  richtig 
zn  behandeln,  zu  verwalten  suchen.  Viele  der  practischen  Zweck- 
mässigkeitsgrtlndey.  welche  fttr  die  Institntion  des  Privateigenthums 
Oberhaupt  mit  grosserem  oder  geringerem  Recht  angeführt  werdeni 
gvhea  aaeh  für  die  Verknfipfnng  des  Beehtssalaes  mit  diesem 
ESgeathom,  dass  der  Eigenthllmer  die  Werthsehwaakaagea  des 
Eigenthamsobjects  trftgt  Aber  es  ist  doch  nicht  sa  übersehen, 
diss  diese  Begründung  principiell  und  vornemlieh  auch  prac- 
tUch  nar  zutrifft,  wenn  das  eigene  Thun  und  Lassen 

*)  Vgl  (Jrandleg.  §.  76—81,  90—107,  dann  d.  ganzo  Abtlioil.  v.  Volksw.9ch.  D. 
liBkl.  ^  YeraAgentrecla  (1.  Aofl.  Kap.  6),  iuud.  in  d.  2.  Aufl.  S.  IL 
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des  Eigenthfimers  das  eansale  Moment  jcAer  Werth- 
aehwankangen  Ist. 

In  Betreff  der  durch  die  Conjnnctur  bewirkten  Werth- 
schwankungen liegt  die  Sache  wesentlich  anders.  Dafllr  kann  hier 
wieder  nur  auf  die  Lehre  von  der  Conjunctur  im  grundlegenden 
Theil  der  Allgemeinen  Volkswirthschaftslehre  verwiesen  werden. 
In  der  werthbestimmenden  Conjunctur  verschwindet  der  persönliche 
Einfluss  des  Eigenthümers  oder  tritt  er  doch  gans  znrttok.  Eben 
deshalb  fehlt  fttr  den  Privatbeang  des  GoiuanctiurengewiDos  dsa 
Moment  des  individuellen  Okonomisehen  VerdienenB. 
Nnn  steigt  aber  der  massgebende  Einfloss  der  Conjunctur  gerade 
in  der  modernen  Volkswirthschaft  nach  der  Technik,  Oeko- 
nomik  und  dem  Recht  des  Verkehrs.  Die  Vertheilang  des  Volks- 
vermögens und  Einkommens  richtet  sich  weniger  als  früher  nach 
der  persönlichen  wirthschaftlichen  Leistung,  nach  Fleiss,  Tüchtig- 
keit, Sparsamkeit  Ein  neuer  Uebelstand  tritt  binz^,  indem  die  . 
Ansbentnng  der  Conjnnctnr  znm  Gegenstand  der  Speet-  ' 
lation  wird.  Dadoreh  nimmt  der  wirthsebaftliehe  Verkehr  nur 
immer  mehr  den  Cbaracter  des  Spiels  an  und  wird  vielfaeb  mit 
nnlanteren  Gesebftftspractiken  Terqnickt.  Von  einem  „öko- 
nomischen Verdienen"  des  Conjuneturengewinns,  welcher  dnrch 
Speculationen  erzielt  wird,  kann  daher  auch  doch  höchstens  ans-  i 
nahniswcise  und  nur  in  geringem  Maasse  gesprochen  werden. 
'  Eine  Menge  tiefer  wirthschat'tlicher,  sittlicher  und  socialer  Schäden 
sind  die  Folge  dieser  Verhältnisse,  namentliob  der  Ausdehnoog 
des  Speenlationsmoments.  Man  braneht  nnr  anf  das  Geschäft  ss 
den  Fondsbörsen  (Differenzgescbäft),  aof  viele  Vorgänge  im  Waares- 
handel  und  anf  den  specnlatiTen  Besitsweehsel  im  Grand-  ondOe- 
bändeeigenthnm  binsnweisen.  Kaeh  den  yorliegenden  Erfabnmgeo 
erseheint  dann  eine  Besteuerung  der  Conjuncturengewinne  gerade 
auch  als  ein  Mittel  zur  Beschränkung  der  Speculation 
erwünscht,  der  Eingriff  in  die  Rechtsordnung  aber,  welcher 
eine  solche  Besteuerung  enthält,  durch  die  mangelhafte  Func- 
tion dieser  Rechtsordnung  in  unserer  Zeit  sogar  geboten. 
Die  Rechtsordnung  ist  eben  nichts  Unveränderliches^  sondern  mnifl 
sich  der  Umgestaltung  der  Teebnik  und  Oekonomik  anpssses. 
Auf  dieses  durchaus  gereehtfertigte  Verlangen  länft  die  prineipieDe 
Forderung  einer  Bestenemug  der  Conjuncturengewinne  hmsss« 
Durch  eine  solche  erreicht  man  auch  andere  wichtige  social- 
ökonomische  V^ortheile:  eiumal  deu,  dass  alsdami  sehr  erhebUcbe 
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Emwäude  gegen  das  ganze  privatwirthscbaftlicbe  System  und  seine 
grnnd  legen  den  Kechtsinstitatey  besonders  gegen  das  Privateigenthum 
an  Kapital  und  mehr  Doch  an  fioden,  hinweg  fallen  oder  doch 
sehr  Tennindert  werden;  sodann  den  weiteren  Vortheü,  dass  nnn 
der  Uebergang  zom  gemeinwirthschalUichen  System  nicht  mach 
noch  ans  Grttnden,  welche  in  den  Sch&den  der  privatwirthschaft- 
liehen  Speculation  und  der  Conjuncturenverbältnisse  liegen,  so 
driiigliub  wird.  Gerade  die  Anhänger  der  privatwirthschaftlichen 
Organisation  der  Volkswirthschaft  hätten  daher  Grund  genug,  die 
Eventnalität  der  Einfttbning  einer  solchen  Besteuerung  emstlich 
in  erwSgen. 

6.  —  §.  477.  Das  Tragen  der  Conjunetorenverlnste 
durch  den  Eigenthfimer  oder  dnroh  das  Wirthschaftssabject 
ist  ohne  Zweifel  bei  der  steigenden  Bedeutung  des  werthbestimmen- 
den  Einflusses  der  Gonjnnctur  in  der  modernen  Volluwirthscbafl 

eljCDtalls  eine  mi ss lieh e  Folge  des  erwähnten  Rechtssatzes.  Die 
Xotli wendigkeit,  diese  Folge  für  den  einzelnen  Betroffenen  nach 
Möglichkeit  gut  zu  maehen,  wird  aber  auch  anerkannt  und  durch 
practische  Institutionen,  wie  das  Versicherungswesen,  wird  dem 
Einzelnen  Hilfe  in  einigen  FäUen  gewährt.  Die  Unfall- Versicherung 
im  weitesten  Umfang  beruht  auf  demselben  Princip  wie  die  hier 
geforderte  Besteuerung.  In  beiden  FiUlen  sind  es  „Oemein- 
sehaften'',  welche  hier  gewisse,  vom  Thun  und  Lassen  des 
Einzelnen  unabhängige  Werthschwankungen  ftlr  diesen  letzteren 
paralysiren  und  auf  sieb  selbst  nebnien.  Solche  Unfälle  sind  et- 
was der  ungünstigen  Conjunctur  Aebnlicbes.  Ein  weiteres  Ein- 
treten von  Gemeinschaften  bei  Verlusten  aus  der  Conjunctur  ist 
nicht  principiell  unzulässig,  sondern  nur  bisher  nicht  practiscb 
üvehftthrbar.  Auch  bei  der  Besteuerung  der  Conjuncturengewinne 
vA  es  dieser  letatere  Umstand,  nicht  die  Fraglichkeit  des  Prinoips, 
welcher  eine  umfassendere  Ausdehnung  und  damit  em  weiteres 
fibtreten  der  staatlichen  Gemeinschaft  hindert. 

Der  Einwand,  dass  eine  allgemeine  Besteuerung  der  Con- 
j'uictnrengewinne  ohne  eine  allgemeine  Uebernahme  der  Conjunc- 
lureiiverlustc  auf  das  Gemeinwesen  selbst  ein  Widerspruch  in  sieb 
nnd  eine  Ungerechtigkeit  gegen  den  Besteuerten  sei,  trifft  aber 
Mcb  nach  Lage  der  practischen  VerluUtnisse  häufig  gar  nicht  zu, 
namentlich  nicht  in  den  Fällen,  wo  es  sich  um  diese  Besteuerung 
Tornemlich  handelt.  Die  Steuer  hat  regelmassig  ffir  den  bereits 
realisirten  Gewinn,  also  z.  B.  nach  dem  Verkauf  eines  im 

^  W FioMswifMueluift.  TL  SO 


Digitized  by  Google 


466  3  B.  2.K.  ].A.  AUg.Steuerl.  3.H.-A.  5.A.  Bestea.  d.  Coig.ge¥.  §.477,47S. 

Preise  gestiegenen  Objects,  ferner  für  den  in  gewissen  Zeitpimcteu 
(z.  B.  beim  Erbes  Ubergang)  in  einem  Object  höher  gestiegeueu 
Werths  steckenden,  noch  nicht  realisirten ,  aber  jeden  AugenbUck 
realisirbaren  Gewinn  einzutreten:  so  in  dem  principiell  nnd 
praetisch  wichtigsten  Fall,  bei  Grund-  nnd  Gebändeeigenthan, 
das  dnroh  die  Goignnotnri  namenttieh  durch  den  Fortschritt  des 
Gemeni Wesens  an  Volkszahl,  Beichthum  u.  s.  w.  im  Wertfae  ohne 
die  entsprechende  Mitwirkung  des  EigenthQmers  gestiegen  ist 
liier  hat  im  ersten  Falle  eine  bestimmte  private  Kapitalanlage 
Dank  der  Conjunctiir  mit  einem  Gewinne  für  den  Interessenten 
abgeschlossen  und  kann  sie  dies  im  zweiten  Falle  sofort  thuD. 
£in  Conjoncturenverlust  würde  hinterher  bei  demselben  Interes- 
senten ein  andres  Object  oder  bei  demselben  Object  eineB 
anderen  Interessenten  treffen,  was  kein  Grund  ist,  die  Besteuenmg 
fttr  den  früheren  Gkwinn,  zumal  im  letztgenannten  Falle,  n 
unterlassen.*)  Namentlich  bei  Grund-  und  gewissem,  beeondos 
städtischem  Gebftudeeigenthum  geht  aber  die  Conjuoctnr, 
trotz  gelegentlicher  KUckschlUge,  regelmätisig  in  werthsteigernder 
Richtung.  Die  Gesellschaft  nimmt  hier  durch  die  genannte 
Hesteuerung  nur  gerechtfertigt  Antheil  au  der  ihren  LeistungcD, 
ihrer  Entwicklung  zumeist  allein  zu  verdankenden  Werth-  und 
fientensteigerung  des  Bodens.  Es  ist  namentlich  wieder  die  Grand - 
rententheorie,  welche  dieser  Besteuerung  allgemeiner  und  prind- 
pieller  zur  Rechtfertigung  dient 

C.  —  §.478.  Die  practische  Einrichtung  und  Dureh- 
ftthrnng  der  Besteuerung  der  Conjuncturengewinne  macht  erbeb- 
liche Schwierigkeiten,  besonders  auch  um  die  Allgemein- 
heit und  Gleich mäösigkeit  dieser  Besteuerung  in  allen  unter 
sie  gehörenden  Fällen  zu  erreichen,  sobald  sie  einmal  im  Princip 
angenommen  ist  Dieser  Schwierigkeiteu  wegen  smd  in  der  Praxis 
wieder  Comprömisse  in  Betreff  der  strengen  Dureh- 
ftlhrung  mit  dem  Princip  notbwendig,  was  aber  so  wenig  geges 
diese  als  gegen  andere  Steuern,  wo  die  Sache  meist  ebenso  11^ 
ein  durohschlagender  Einwand  ist  Unter  Voraussetzung  eines  soleheo 
Zugeständnisses  sind  die  Schwierigkeiten  schon  zu  überwinden,  wenn 
es  nur  an  dem  energischen  Willen  dazu  nicht  fehlt 


^)  S.  FrifMlberg  in  den  JaliHiil'  li'^rn  B.  ;jl  S.  S;i,  SJ.  wf>  nam.  auf  den  Unter- 
M-bieil  zwischea  den  Conjuncturengewimncn  im  Handel  u.  bei  der  Verau^runK  voa 
( irandstacken  hingewieBeo  n.  bei  d.  lelztoTeii  gezeigt  wird,  wie  die  Träger  de»  Oevinas 
und  Teriosts  rerschiedene  Penooea  sind. 


Digitized  by  Google 


EiBriditiiiig  der  Besteaerong  der  GoiyiiDctiiTengewioBe. 


467 


Es  bieten  sieh  zu  diesem  Zweek  vier  Wege,  welche  gleich- 
zeitig neben  einander  eingeschlagen  werden  müssen:  einmal  ist 

die  Einkommen-  und  besonders  die  Ertrags besteuerung  des 
berafsmässigen  Erwerbs  so  einzurichten,  dass  sie  Conjunctureu 
£:ewinne,  welche  sich  mit  dem  Einkommen  oder  den  Erträgen  ver- 
binden, möglichst  mit  trifft;  zweitens  hat  die  Verkehrs  besteuerung 
der  einzelnen  Acte  oder  Rechtsgeschäfte  in  den  geeigneten  Fällen 

I  speeiell  diese  Gewinne  mit  zn  treffen;  nnd  drittens  mflssen  letztere 
mitonter  noch  auf  besondere  Weise  erfasst  werden,  zn  welehem 
Zwecke  namentlich  der  Besitzwechsei  beim  Erbes flber gang  zn 
rerfolgen  nnd  eventnell  die  Erbsehaftsstener  angemessen  ein- 
zurichten ist;  endlich  ist  iu  einem  wichtigen  Special  fall  eine 
aparte  Besteuerung  einzuleiten,  neinlich  hei  dem  Gewinn,  welcher 
darch  den  Uebergang  des  in  Privateigenthum  stehenden  Bodens 
ans  einer  ökonomischen  Benatzungskategorie  in  eine 
^pecifisch  andere,  rentablere,  ohne  eigene  Leistung  des 

,  Eigenthttmers  Ülr  dietfen  abfäUt. 

1)  Die  Ertragsbestenernng  hat  nach  ihrer  ganzen  ye^ 

!  anlagung  onvermeidlich  einen  etwas  stabileren  Character  nnd 
rermag  nicht  wohl  jeder  kleinen  VerUndernng  des  Ertrags  einer 
einzelnen  Ertragsquelle  zu  lolgeu.  Besonders  gilt  dies  von  der 
Grund-  und  Gewerbesteuer,  weniger  von  der  Gebäude-,  der 
Leihzins-  und  der  Arbeitssteuer.  Die  Ertragsbesteuenin«^  kann 
daher  gewöhnlich  nur  solchen  Co^janctarengewinm^ii  einigermasseu 
folgen,  welche  sich  als  etwas  dauerndere  Ertragserhöhnngen 
niederschlagen,  so  namentlich  als  Erhtthnngen  der  Gmnd-  nnd 
Gebladerente.  Gerade  diese  Gewinne  aber  sind  von  der  Steuer 
zumeist  zn  erfassen,  denn  eben  sie  sind  regelmässig  flberwiegend 
allgemeinen  gesellschaftlichen  nnd  Tolkswirthschaftlichen  Fort- 
schritten mit  zu  verdanken.  D.aher  niiiss,  wie  aus  anderen,  in  der 
speciellen  Steuerlchre  nachzuweisenden  Gründen,  so  auch  zum 
Zweck  einer  Besteuerung  der  Conjunctureugewinne  eine  regel- 
mässige Erneuerung  der  Ertragsermittlungen,  nach 
welcher  die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  umgelegt  wird, 
ia  nicht  zn  langen  Perioden  erfolgen.  Diese  Perioden  mtfssen 

I  US  so  kürzer  sein,  je  rascher  die  Erträge  unter  dem  Einfluss  der 

I  Coiyonctur  steigen  nnd  je  mehr  es  gerade  die  letztere,  nicht  die 
penQnliche  wirthschaftliche  Leistung  des  Ertragsbeziehers  ist,  welche 
tlen  Ertrag  .steigert:  daher  sind  namentlich  in  rasch  sich  ent- 
\vickeludeu  iStädteu  Kevisionen  der  Graudiagen  der  Gebäude- 
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stener,  selbst  in  jährlichen  Perioden,  zn  verlangen,  um  die  steigenden 
Nutzungen,  bez.  die  Mietberträge  sofort  zu  treffbn.  Die  Omndslener 

kann  immerhin  länger  unverändert  bleiben.  Im  Einzelneu  wird  j 
sich  hier  Vieles  nach  dem  Tempo  des  Fortschritts  und  Reute-  | 
Steigens,  nach  den  Loealverhältnissen  und  der  Verschiedenheit  der 
Entwicklung  bei  den  verschiedenen  Ertragsquellen  (auch  bei  deo 
verschiedenen  Bodennutzungen,  z.  B.  bei  Acker-  und  Waldboden] 
richten  mttssen.  Aber  das  Princip  selbst  und  das  Ziel  ist  wohl 
klar  und  gerade  in  dem  wichtigsten  Fail^  bei  der  Gebandestener, 
sind  die  stenertechnisehen  Schwierigkeiten!  das  Ziel  der  Bestenemng 
der  in  der  Rente  steckenden  Coi^nnctarengewinne  zn  erreieheSf 
gar  nicht  so  gross. 

Die  Einkommenbesteuerung  ist  ihrer  Natur  nach  beweg- 
licher, als  die  Ertragsbesteuerung  und  kann  sich  daher  deu  Ein  i 
flössen  der  Schwankungen  der  Coiyanctiir  aui  die  Höhe  des  Ein- 
kommens leichter  anpassen.  Das  ist  nnn  auch  wieder  principiell 
zu  verlangen.  Bei  gtlnstiger  Goignnctnr  (bei  steigenden  Preisen 
der  Bodenprodncte  im  Fortschritt  der  volkswirthschafUichen  Ent- 
wicUnng,  daher  meist  andauernd;  in  Speenlationszeiten  andi 
der  Fabrikate,  daher  mehr  vorübergehend)  müssen  deshalb  die 
Einkommen  der  Personen,  welche  notorisch  hier  besondere  Vor 
tlieile  ziehen,  mü<;licliKt  rasch  entsprechend  für  die  Steuer  höber 
angesetzt  werden,  so  bei  den  Hausbesitzern,  den  ländlichen  Grund 
besitzern,  in  gewissen  Zeiten  bei  den  Bergwerksbesitzem ,  den 
Fabrikanten,  anch  bei  den  Angehörigen  solcher  liberaler  Berafe, 
denen  eine  Hansse-  and  Speenlationsperiode  (oder  hier  anch  mn- 
gekehrt  eine  Krise)  zn  Gute  kommt  (Adrocaten,  Notare  endlich 
anch  bei  den  Vertretern  der  gewöhnlichen  Handarbeit  in  Zeiten 
steigender  L(>line.  Die  r e  v  i  d  i  r  t  c  n  Grundlagen  der  Ertragsstenern 
können  mitunter  zum  Zweck  der  Einkommenhestcuerung  mit  be- 
nutzt WTrdeu.  Hei  R  Ii  c  k  s  c  ii  lägen  der  Cunjunctur  (bei  gewerl» 
liehen.  Credit-,  liaukrifien,  steigender  Concurrenz  fremder  Bodeu 
producte  nach  Verbesserung  der  Communicationsmittel,  bei  stocken- 
dem Erwerb  und  sinkenden  Löhnen)  wird  dann  billiger  Weise  ancb 
.  gerade  in  den  Anschlägen  des  Einkonmiens  fllr  die  Einkommen- 
besteuemng  eine  Ermässigung  eintreten.  Das  entspricht  aber  nnr 
der  allgemeinen  Forderung,  dass  die  Besteuerung  den  Einfluss  der 
Conjunctnren  berücksichtigen  müsse. 

§.  479.  -  2)  Die  V  e  r  k  c  h  r  s  besteuemng  erseheint  inehrlucli 
besonders  geeignet,  mit  zu  einer  rationellen  Besteuerung  der  Cou- 
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inncturcngewinnc  zu  dienen.  Das  ergiebt  sich  schon  aus  der  früheren 
Begründung  nnd  Begrenzung  dieser  Stenergattnng  (§.  469  ff.).  Gerade 
durch  Reohtsgesch&fte  des  Verkehrs,  besonders  durch  den 
Verkauf  zu  einem  höheren  Preise,  aber  auch  durch  die  Credit- 
aufnähme  io  höherem  Betrage  mittelst  Verpfändnng,  darch 
die  Vermietliuiig,  Verpaclituug  zu  einer  hJiheren  Rente, 
werden  Coujunctiirengcwiuno  von  dem   ßerechtigtcu  voruemlich 
realisirt.    Au  diese  Geschäfte  knüpfen  sich  die  Verkehrssteuern. 
Hier  bietet  sich  die  Möglichkeit  am  £rsten,  nicht  nur  die  Tbat- 
sache  des  Bezugs  eines  Conjunctarengewinns,  sondern  auch  in  den 
pnustisch  wichtigsten  Fällen,  nemlich  bei  Geschäften  in  Bezug  auf 
Immobilien,  die  Höhe  dieses  Gewinns  festzustellen.  Nachdem 
Früheren  (§.  471)  soll  hier,  namentlich  bei  Besitzwechselsteuem, 
die  Abgabe  nicht  nach  dem  ganzen  Kapitalwerth,  sondern  nach 
dem  Gewinn  an  letzterem  bemessen  werden.  Wo  nun  z.  B.  dieser 
im  Verkauf  realisirtc  Gewinn  nicht  auf  nachweisbare  neue  Arbeits- 
leistungen uudKapitalverwcndungen  (bei  Gebäuden,  bei  Meliorationen 
in  der  Landwirthschaft  u.  s.  w.)  zurückzuführen  ist,  erscheint  er 
wesentlich  als  Frucht  der  Goojunctur,  wenn  auch  eventuell  einer 
lolcheui  welche  durch  eine  Specolation  absichtlich  mit  auszubeuten 
gesocht  worde.   (Gerade  dieser  Gewinn  mnss  das  Objeet  der- 
jenigen Verkehrsstener  werden,  welche  als  Besteuerung  der  Con- 
jaucturengcwiune    fungiren    soll.      Die  Formalien   der  Vertrag- 
schliessung bei  Immobiliargeschäftcn  und  die  theils  bestehenden  — 
Grood-  nnd  HypotlickenbUcher  für  den  Verkauf  und  die  Verpfän- 
dung von  Immobilien  — ,  theils  leicht  einzurichtenden  öffentlichen 
Bücher  oder  Register  —  so  etwa  für  Pacht-  und  Miethgeschäftc  — 
bnten  auch  die  steuertechnischen  Grundlagen,  eine  solche  Verkehrs- 
bestenernng  der  Coiyiuicturengewinne  ebenso  gut  einzurichten  und 
so  neher  dure^uführen,  wie  die  meist  schon  bestehende  Verkehrs- 
bwtcuerung  auf  ihrer  viel  irrationelleren  Grundlage  und  mit  ihrem 
viel  härteren  Druck  (Steuerbemessung  nach  dem  ganzen  Kapital- 
werth des  Grundstücks  u.  s.  w.  beim  Be.sitzwechsel  I). 

Auch  ein  grosser  Theil  der  sonstigen  Verkeh rs hcntcue- 
rang,  welche  namentlich  Handels-  und  Mobiliar  credit  geschäftc 
ia  der  Form  von  Urkundenstempel  u.  dgL  m.,  dann  Fonds- 
bQrsengesehäfte  tri£Ek,  kann  mit  als  Besteuerung  Ton  Co^juncturen- 
gewumen  dienen.  Allerdings  steuertechnisch  unvollkommener  als 
is  den  yorausgehenden  Fällen,  aber  kaum  unvollkommener  als 
tee  Besteuerung  überhaupt  auch  ihrer  unmittelbaren  Aufgabe 
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dient  Der  Mangel  ist  hier,  dass  gewöhnlich  das  VorfaandenBeto 
von  Erträgen  nnd  Gewinnen  ftlr  den  Dnrehgchnitt  solcher  Geschlfle 

nnr  gemnthniasst,  nicht  genau  nachgewiesen  und  noch  weniger  die  | 
Höhe  der  Erträge  und  Gewinne  festgestellt  werden  kann,  wenn 
man  nicht  zu  einem  sehr  weitgreitcnden  und  unvermeidlich  sehr 
lästigen  Zwang  der  öflcntlichen  Kegistrirung  u.  dgl.  greifen  will. 
So  fehlt  es  an  festen  rechnerischen  Grundlagen  lUr  die  Verkehrs-  , 
besteneniDg.  Man  hat  sich  aber  gleichwohl  in  der  Praxis  nod 
Theorie  dadurch  nicht  von  dieser  Besteuerung  abspSoslig  maohes  I 
lassen,  und  mit  Recht  nicht,  wenn  dabei  nur  den  offenkundiges  : 
Schwierigkeiten  durch  sweckmässige  Normimng  der  steueipflielh 
tigen  Objecte  (d.  h.  hier  der  betreffenden  Acte  oder  Rechtsgeschäfte) 
und  der  Steuersätze  thunlich  Rechnung  getragen  wird.  Denn  mau 
darf  sich  immer  sagen,  es  müssen  hier  Erträge  vorkommen,  sonst 
würden  die  Geschäfte  nicht  regelmässig  gemacht  werden,  und  es 
sind  dies  Erträge,  welche  durch  die  Ertrags-  and  Einkommen 
besteuerung  nicht  genügend  erfasst  werden.  Ein  grosser  Tbeil 
dieser  Geschäfte,  so  im  Handel,  bei  Greditaufhahmen,  im  BMeii- 
geschftft,  zumal  beim  Differenzen-Spiel,  bezweckt  nun  aber  notorisch 
die  Speculation  auf  die  Conjunetnr:  im  Einzelnen  mit 
unsicherem,  jedenfalls  wechselndem,  im  Ganzen  aber  doch  mit  dem 
thatsäch liehen  Erfolge,  dass  auf  diese  Weise  vielfach  mehr  oder 
weniger  erhebliche  Gewinne  realisirt  w^erden.  An  diese  Thatsachc 
hält  sich  die  Besteuerung  uud  knüpft  sich  daher  vomemlich  an  die 
spcculativen  Handels-  und  Börsengeschäfte  und  an  diejenigen 
Credit-  und  Kaufgeschäfte  (von  Werthpapieren  n.  dgl.)  an,  dureh 
welche  eme,  meistens  verzinsliche,  zugleich  aber  den  Clewina  aas 
Conjuncturen  mit  ins  Auge  fassende  Kapitalanlage  beweikslelligt 
wird.  Diese  Auffhssung  liegt  Uikundenstempeln  fllr  Kauf-  nod 
Mobiliarcreditgesehäfte ,  „Börsensteuem "  auf  Schlusszettel,  Rccb 
nungen  und  auf  Werthpapiere,  allgemeinen  Quittungsstempeln  n.s.w. 
zu  Grunde,  soweit  diese  Abgaben  mit  als  Stenern  auf  Coigunctoren- 
gewinne  in  Betracht  kommen. 

§.  480.  —  3)  Die  Verfolgung  der  Gonjuncturengewinne 
beim  Erbesttbergang  u.  dgL  In  den  vorausgehenden  beiden 
Fällen  wird  der  Gonjuncturengewinn  getroffen  entweder  im  Ertrag 
und  Einkommen  für  den  ihm  zu  yerdankenden  (laufenden)  Zu- 
wachs dieses  Ertrags  und  Einkommens,  daher  namentlich,  soweit 
er  als  Rentener höhunfi:  erscheint;  oder  zweitens  in  den  Fällen, 
wo  er  durch  ein  Verkehrsgeschält,  hauptsächlich  einen  Verkauf, 
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•bKapitalwertb-Zu wachs  einer  Sache,  besonders  eines  Rente 
gebenden  Objecto  (Grund-  und  Hausbcöitz,  Werthpapier)  speciell 
realisirt  worden  ist.  Nun  bleiben  aber  noch  Fälle  übrig,  wo 
eine  durch  die  Conjunctur  ermöglichte  Preis-  und  lientensteigerung, 
E.  B.  die  betreffeode  Facht-  oder  Miethcrhöhaiig  ganz  oder  tbeil- 
weise  unterblieb ^  so  dass  die  laufende  Ertrags-  und  £inkommen- 
bestenenmg  nieht  erhöht  wnide;  femer  FiUle,  wo  wenigstens  der 
emgetretene  Kapitalwerihsawaehs  nicht  durch  ein  VerkehrsgeschSH 
realisirt  wurde,  indem  kein  Besitswechsel,  Verkauf  u.  s.  w.  eintrat. 
Solche  Fälle  sind  bei  der  speculativen  Mobilisirnng  fast  allen  He- 
sitzes,  selbst  des  ländlichen  Grundbesitzes,  heute  seltener  als  frlilicr, 
aber  sie  fehlen  doch  glücklicher  Weise  durchaus  nicht  und  nehmen 
besonders  beim  Grundbesitz  noch  immer  einen  grossen  Raum  ein. 
Dazu  treten  dann  gewisse  Fälle,  wo  es  sich  um  Nutz  vermögen 
(a.  B.  Sammlungen  von  Kunstwerken)  handelt,  das  vom  Besitzer 
regelmSssig  dauernd  besessen  wird;  endlieh  Fälle  einer  recht- 
liehen Gebundenheit  des  Besitzes,  z.  B.  bd  Fideicommissen, 
beim  Besitz  der  todten  Hand.  Gonjuncturengewinne  wachsen  nun 
auch  hier  liberall  hinzu,  ohne  in  höherem  Ertrag  oder  in  l  ealisirten 
Gewinnen  beim  Verkauf  u.  s.  w.  zum  Vorschein  zu  kommen.  In 
der  gestiegenen  Ertragsfähigkeit  und  im  höheren  Verkaufs  wert  Ii 
i<ind  sie  latent  enthalten.  Eine  Besteuerung  ist  daher  auch  hier 
geboten,  nur  muss  dieselbe  auf  andere  Weise  eingerichtet  werden. 

in  den  meisten  Fällen  wird  sie  an  den  firbestlbergang  der 
betreffenden  Eigenfhumsobjecte  geknttpft  werden  können.  Die 
obnehin  grundsätzlich  zu  fordernde  Erbschaftssteuer  wäre  dann  nur 
gerade  auch  zu  diesem  Zweck  der  Besteuerung  der  Gonjuncturen- 
gewinne entsprechend  einzurichten.  Dies  bietet  hier  geringere 
Schwierigkeiten  als  die  Besteuerung  dieser  Gewinne  bei  Verkehrs- 
jreschäften  unter  Lebenden.  Zum  Zweck  der  Erbschaftssteuer  muss 
ohnedem  eine  Feststellung  des  Werths  alier  Objecte  stattfinden, 
wobei  dann  ans  einem  Vergleich  mit  dem  Werth  bei  früheren 
Käufen,  Erbesttbergängen  und,  soweit  dergleichen  nicht  mehr  fest- 
loslellen  ist,  aus  der  Schätzung  der  während  der  oonstatirften  oder 
mnthmasslichen  Besitzzeit  eingetretenen  Wertlisteigenmg  die  Hohe 
des  zu  hestenemden,  der  Conjunctur  zu  verdankenden  Zuwachses 
znm  Kapitalwerth  zu  ermitteln  ist.  Der  Steuersatz  würde  nicht 
für  alle  Fälle  der  gleiche  sein  können,  sondern  sich  nach  Perioden 
der  Besitzzeit  abstufen  müssen.  Der  Erbesübergang  der  Nutzungen 
von  Fideicommissen  pflegt  schon  durch  die  bisherigen  Erbschatts- 
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steuern  getroffen  zn  werden.  Er  lässt  »ich  för  den  hier  vorliegenden 
Fall  ganz  analog  wie  der  Erbesilbergang  des  Eigenthums  selbst 
behandeln.  Beim  Vermögen  der  todten  Hand  aber  wäre  eine 
Ersatz  Steuer  auch  in  Bezug  auf  die  Besteuerung  des  Conjanc- 
turengewinns  an  diesem  Vermögen  zu  verlangen,  wie  sie  gnind- 
sätelich  für  die  sonstigen  Besitzweehselabgaben ,  die  bei  diesem 
Vermögen  w^gfolien,  zn  fordern  ist  nnd  melirfach  liesteht  (0e8le^ 
reieh,  Frankreich). 

g.  4öl.  —  4)  Es-  ist  endlich  noeh  der  besondre  Gewinn 
ins  Ange  zu  fassen,  welcher  bei  privatem  Grund  eigen  tlinm 
dnroh  den  Uebergang  des  Bodens  ans  einer  Benntznngs- 
kategorie  in  eine  andere  specifiseh  verscliiedene  und 
rentablere,  Öfters  in  nngewöhnlich  hohem  Maasse,  fllr  den 
Eigenthtimer  ohne  irgendwie  nennenswerthe  eigene  wirthschaftliche 
Leistung  des  letzteren  hervorgeht.  Der  practisch  wichtigste  Fall 
ist,  besonders  in  den  Verhältnissen  der  Gegenwart,  die  Verwand- 
lung bisherigen  „agrarischen'^,  bez.  Gartenbodens  in  Ban- 
st eilen welche  theils  einstweilen  als  solche  ohne  Wechsel  des 
Eigenthttmers  liegen  bleiben,  um  die  ans  der  Entwicklang  der 
Stadt  hervorgehende  Werthsteigemng  „anfznsangen'S  theils  mit- 
grossem  Gewinne  sofort  zum  Zweck  der  Specolation  in  BaosleDen 
oder  der  Bebannng  veräossert  oder  vom  Eigenthflmer  selbst  mit 
Banten  besetit  werden.  Andere  mehr  oder  minder  wichtige  Fälle 
sind  der  Uebergang  von  bisher  anderweit  benutztem  oder  gar  nicht 
benutztem  Boden  in  Berg  werk  sboden  in  Folge  der  Auffindung 
von  Mineralien  oder  in  Boden  für  öffentliche  Wege  in  Folge 
neuer  Wegeanlagen. 

Alle  diese  Fälle  sind  besonders  characteristische  und  practisch 
wegen  der  Höhe  der  (Tcwinne  olt  l)esonders  wichtige  Beispiele  von 
Conjuneturengewinnen,  welche  dem  EigenthUmer  nur  kraft  seines 
Eigenthumsreehts  zafallen  als  Folge  einer  bestimmten 
Entwicklung  des  gesellschaftlichen  nnd  wirthschaft- 
liehen  Lebens  nnd,  wie  bei  Beigwerksboden,  in  Folge  des  — 
oft  auch  nur  snf&lligen  oder  von  Dritten  geschehenden  — 
Attffindens  von  Natnrsehfttsen,  welche  der  Boden  nnfHIHg  biint 
Die  Behandlung  dieser  Fälle  im  Recht  überhaupt  und  specicll 
dann  im  .Steuerreoht  wird  sich  folgerichtig  wieder  mit  nach  der 
principiellen  socialükonomischen  Auffassung  des  privaten  Grnnd- 
eigenthoms  richten  müssen.    Dafür  ist  hier  abermals  auf  die 
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Erttrienuigeii  in  der  „Grandtegong^'  Bezog  zu  nehmen.^)  Nach 
der  dort  begrflndeten  AnfHusung  rechtfertigt  es  sich  und  ist  es 
sogar  zu  verlangen,  auch  (  ja  gerade!)  bei  der  nothwcndigcn  Fest- 
haltung  der  Institution  des  privaten  Grundeigenthums  solche  be- 
sondere Gewinne,  welche  dem  Rigenthllmcr  nur  durch  Zufall  oder 
durch  die  gesellschaftliche  Entwicklung  zu  Theil  werden, 
mdgUchsi  fttr  die  Gesellschaft,  bez.  den  Staat  in  Anspruch 
la  nehmen.  Das  setzt  freilich  wieder  eine  Modification  des 
bestehenden  Rechts  vorans^  fttr  welche  es  indessen  schon  im 
älteren  Beoht  nicht  an  hemerkenswerthen  Analogieen  fehlt:  eine 
Modification,  welche  nach  den  Ökonomisch-technischen  nnd  socialen 
Verhältnissen  der  Neuzeit  practisch  viel  nothwcndiger  geworden 
ist  und  über  welche  man  nur  umhin  käme,  wenn  der  Grund  und 
Boden  überhaupt  nicht  im  Privatcigeuthum,  sondern  ausschliess- 
lich im  „  ö  1  fe  n  1 1  i  c  h  e  n  Eigenthum  stände.  Unter  VoraoBsetzung 
der  Billigung  des  „socialpolitischen"  Gesichtspnncts  im  Finanz-  nnd 
Stenerwesen  erscheint  es  alsdann  insbesondere  geboten,  dnrch 
die  Besten ernng  den  geseUschafUichen  Antheil  an  diesem 
Goiganetnreugewinn  zn  realisiren. 

a)  Aeltere  Analogieen  hierför  liegen  in  fiscalisehen 
Antheilcn  an  dem  Gewinn  aus  der  Auffindung  von  „Schätzen 
imd  aus  derjenigen  v(m  Mineralstoff  lagern  und  der  Anlage 
von  Bergwerken  zum  Zweck  der  Förderung  dieser  „Natur- 
schätze'^  Die  specielle  Kechtsbildimgy  z.  B.  im  römischen  Recht 
io  Bezog  auf  Schatzfinden,  (z.  Th.  von  da  in  neuere  Rechte  Uber- 
S6gangen,  s.  o.  §.  326,  327)  oder  in  der  Entwicklung  des  mittel- 
tUeriichen  nnd  neueren  europftischen,  besonders  des  dentschen 
Beigrechts,  kann  dabei  ja  sehr  wohl  ganz  oder  theilweise  von 
anderen  Gesichtspuncten  ausgegangen  sein.  Sie  war  etwa  die 
Conseqnenz  bestimmter  allgemeiner,  im  Hegriff  gewisser  Hoheits- 
rechte  enthaltener  Rechtsprincipien.  Die  tiefere,  wenn  auch  nicht 
immer  klar  zum  Bewnsstsein  kommende  Begründung  solcher  Rechts- 
ansprüche der  Staatsgewalt  lag  jedoch  auch  hier  in  dem  ökono- 
misohen  Character  des  privaten  Erwerbs,  in  dem 
Mangel  oder  der  Geringfflgigkeit  eigener  wirthschaft- 

*)  S.  Grundleg.  §.  30S— 8S6  (Kap.  4  u.  5  d.  2.  Abth.  <\.  2.  Aufl.^  tlher  das  j.rivate 
örondeigcnth.  u.  d.  Zwangscnteitrniing,  womit  zn  vergleichen  d.  Abschnitte  über  die 
Theoiieeo  z.  BegrOndang  dtm  Eigcuthums  eb.  §.  254  —  282.  Bes.  wichtig  für  die 
Füge  im  T«zt  sliid  die  Yerliiltiilflse  des  stidt  Grand-  n.  Hauseigenthomä  („Woh- 
nnngshoden") ,  weil  bei  ihm  dio  Kntwirklnrif^  vnn  ..Conjiincturen-Sprinifworthcn"  am 
wx&ten  herrorthtt.  8.  daraber  eb.      352  Ii.  mit  d.  joancherlei  sutist.  Daten. 
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lioher  Leistung  des  IntereMenten,  im  Mitspielen  des  Ztt-  : 
falls  Q.  dgl.  m.  Eben  deswegen  ersehien  es  billig,  an  dem  Enreri» 

dem  Vertreter  der  Gemeinschaft  einen  Antheil  zu  gewähren.  Erst 
(lern  Zeitalter  des  reinen  ökonomischen  Individualismus,  in  welchem 
selbst  das  Grundei^entliuni  sich  immer  absoluter  zu  Gunsten  des 
Privateiguers  entwickelte  ^  sind  solche  Gesichtsptmcte  nur  zu  sehr 
verloren  gegangen.  Sie  sind  aber  an  sidi  richtig,  wenn  auch  oft- 
mals zn  dnseitige  fiscalisehe  Folgerangen  aas  ihnen  abgeieilel  | 
wurden.    In  den  oben  genannten  FftUen  des  Uebergangs  der  j 
Ökonomisch  minderwerthigen  in  die  hOherwerthige  Bodenkategorie  , 
mflssen  sie  mit  Recht  wieder  zur  Anerkennung  gelangen.  ■ 

b)  Die  Besteuerung  dieser  Gewinne  lässt  sich  nun  einmal 
wieder  durcii  die  Ertrags- und  Ein  komme nbesteuerung,  sodann 
durch  die  Verkehrsbesteuerung  und  die  Erbschaftssteuer  mit 
bewirken.   Ersteres,  wenn  der  Conjoncturcngewinn  bei  demBelben  . 
Eigenthtimer  wesentlich  im  höheren  Ertrag  realisirt  wird,  so 
z.  B.  beim  Betrieb  eines  Bergwerks  anf  Insher  landwirthsohaftheh 
benutztem  Boden  oder  bei  der  Anlage  Ton  Wohngebinden  laf  : 
letzterem.  Die  V erkehrsbesteuernng  trifft  in  der  Form  der  Besifat- 
weehselabgabe  den  Gewinn  auch  an  Kapitalwerth,  welcher  bei 
der  Veräusserung  des  betreffenden  Grundstücks  gemacht  wurde, 
die  Erbschaftssteuer  den  Gewinn,  welcher  zur  Zeit  des  Erbes- 
übergangs noch  in  dem  unveräussert  gebliebenen  Objecte  steckt. 
Hier  würde  es  dann  nur  die  Aufgabe  sein,  etwa  durch  abweidieiuie 
Normirung  des  Steuerfusses  gerade  den  hier  besprochenen  CoidnnO'  ' 
tnrengewinn  besonders  stark  zu  besteuern. 

e)  Aber  durch  diese  Steuerarten  Iftsst  sich  die  hier  voriiegeade  j 
Aufgabe  nieht  in  allen  Fällen  genügend  lösen,  so  nannrntfich  | 
nicht,  wenn  Boden  als  „Bansteile"  länger  unbenutzt  liegen 
bleibt,  um  „Werth  aufzusaugen",  und  wenn  Boden  zu  öltent- 
lichcn   Zwecken,   besonders   zu  Wege  an  lagen  (städtische  j 
^Strassen,  Eisenbahnen)  erworben  werden  muss. 

a)  Die  „Baustelle"  trägt  hier  vorläufig  keine  höhere,  Tielleicht 
gar  keine  Rente.  Sie  würde  also  ohne  besondere  Bestimmung  nicht 
stärker  zur  Ertragsbesteuerung  herangezogen  werden,  als  etwa  bei 
ihrer  bisherigen  landwirthschaMchen  Benutzung,  —  ein  Schlosa, 
den  die  bisherige  Gesetzgebung  auch  meistens  gezogen  hat  Gosde 
dadurch  aber  wird  es  nur  um  so  leichter  möglich,  in  einer  für 
das  Gemeinwesen  sogar  nachtheiligen  Weise  den  Bodcu 
,,aus  dem  Markt  zu  halten"  und  unbenutzt  liegen  zn  lassen 
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and  wird  daher  von  demselben  nur  noch  mehr  Werth  aufgesogen 
werden  können.  Bei  einer  endlichen  späteren  Veräusscrung  «»der 
einem  Erbesübergang  würde  dieser  gestiegene  Werth  dann  zwar 
von  der  Steuer  getrotVen  und  bei  endlicher  Bebauung  durch  den 
EigeDthttiiier  selbst  auch  der  Ertrag  oder  die  höhere  Bodenrente. 
Aber  es  wird  sich  vielfach  nothwendig  erweisen,  ancb  in  der 
Zwischenzeit  bis  dahin,  den  —  einstweilen  latenten  —  Renten- 
und  Kapitalwerth-Znwaebs  sn  bestenem,  sowohl  ans  finanziellen 
Gründen,  nm  vollstftndiger  nnd  sieherer  als  diiroh  die  später  ein- 
tretenden Steuern  den  Staat  (eventuell  gerade  in  diesem  Fall  die 
Gemeinde)  an  dem  Gewinn  theilnehnieii  zu  lassen,  als  auch  aus 
socialpolitischen  und  ökonomischen  Gründen,  um  eine 
solche  Speculation  zu  erschweren  und  den  Boden  der  ge- 
sellschaftlich nothwendigen  Verwendung  früher  zuzn- 
fflhren.  Zu  diesem  Zweek  empfiehlt  sich  eine  laufende  Extra- 
besteuern ng  solchen  Bodens  dnreh  ein  starkes  Mnltiplnm 
der  agrarischen  oder  sonstigen  gewöhnlichen  Grund- 
steuer, e?entuell  nach  einem  Anschlag,  in  welchem  der  Ertrag 
nsch  der  Höhe  des  Zinses  aus  dem  jeweilig  beim  Verkauf  zu 
erzielenden  Kapitalwerth  geschätzt  wird. ') 

ß)  In  dem  Falle,  wo  Privatboden  zu  öffentlichen  Zwecken 
erworben  werden  muss,  liegt  regelmässig  eine  besonders 
glinstige  „Coiyunctnr^'  für  den  Eigenthttmer  vor,  um  einen  hohen 
Gxtragewinn  am  Kapitalwerth  solchen  Bodens  zu  erzielen.  Dieser 
Gewhm  tr&gt  in  eminentem  Maasse  den  Gharacter,  welcher  im 
Yoiansgehenden  als  dem  Coiguncturengewinn  eigenthflmlioh  nach- 
gewiesen worden  ist  nnd  dem  Privatinteressenten  möglichst  ent- 
zogen werden  muss.  Das  wird  hier  aber  nicht  allein  und  nameiit- 
lieh  nicht  unmittelbar  durch  die  Besteuerung,  sondern  durch 
eine  richtige  Gestaltung  des  Expropriationsrechts,  besonders 
in  Bezug  auf  die  Entschädigung,  zu  erreichen  sein.  Die  letztere 
ist  hier  so  mässig  zu  normiren,  dass  sie  möglichst  den  Gon- 
jmicturengewinn  Überhaupt  aussehliesst    Eine  solche 

In  dorn  in  d.  ^'orb»•In''rk.  S.  töf)  hosproclienen  Bremischen  Gesetz  v.  \^7H 
war  die  höhere  laufende  Ertraf^^besteucrung  der  eventuell  in  Haiutcllen  übergehenilcn 
UndHchen  Grandstucke  (im  sojj^en.  „Geltungsgebiet"  nm  Bremen  herum)  dadnrch  erzielt 
Vörden,  dass  bei  der  Schätzung  behnfs  der  Besteuerung  der  Y erkaufsw^orth 
•1er  Grundsttlcke  /ii  (iruiiflf  srt  wurde  f§.  2  <i.  Ges.).  S.  dariibor,  bez.  <lagogen 
Haassen's  gen.  Gutachten,  S.  10  Ii.  Dadurch  wurde  vom  gegenwärtigen  Er- 
trag dieser  Gmndstacke  ate  Ackerland  abgesehen,  iras  für  das  noch  ferner 
rtfelmässig  land  wirthschaftlich  benutzte  Land  zu  Hilten  führte,  bei 
virklich  massig  liegendem  BaiisteUen>lAnd  »ber  nicht  nngeiechtfertigt  war. 
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EiDrichtung  des  Zwangsenteiguangsrechts  ist  finanziell  betrachtet 
ein  Correlat  der  besprochenen  Besteaemng:  letztere  ftthri  dem 
Staat  eine  Einnahme  zu,  jene  Einriohtnng  erspart  ihm  eine  Ans- 
gabe^  in  beiden  Fällen  ohne  dass  der  piiyate  Interessent  sich  Uber 
„Verletzung"  beklagen  kann,  da  er  dort  nur  emteti  hier  nur 
^ecrntet  haben  würde,  wo  er  nicht  gesät  hat.  ^)  — 

In  dieser  Weise  ist  die  F'.iiirieliluug  der  Besteuerung  der  Con- 
junctureugewinne  in  den  Grundzügen  zu  denken.  Die  Steuer 
technischen  Aufgaben  dabei  sind  nicht  gering,  aber  doch  nicht 
grosser  als  bei  manchen  anderen  lange  bestehenden  Steuern,  z.  B. 
den  Ertragsstenem.  Ein  hochwichtiges  socialpolitisches  Ziel  wird 
aber  dnrch  #ine  solche  Bestenemng  erreichti  welche  mehr  als  die 
meisten  anderen  Stenern  die  richtige  Gleichmässigkeit  m  der 
„socialen  Epoche"  des  Stenerwesens  zn  yerwirUiehen  helfen  wllide. 

V.  —  §.  482.    Die  Erbschaltssteuer. 

A.  Die  tiefere  Begründung  derselben  kann  nur  im  Zo- 
sanimenhang  mit  der  principiellen  socialökonomischen  Untersnchnng 
des  Erbrechts  nnd  semer  Ordnung  geliefert  werden ,  daher  über- 
haupt nicht  hier  in  der  Finanzwissenschaft  ^  sondeni  nur  in  der 
Allgemeinen  Volkswirthsehaftslehre  nnd  zwar  in  deren  grondlegen 
dem  Theil.  ^)  Die  Erbsehaftsstener  erscheint  dann,  nach  einer  Seite 
betrachtet,  als  uothwcndiges  Glied  der  ganzen  Erbordnung, 
gar  nicht  unmittelbar  als  eigentliche  Steuer.  Ihr  Ertrag  stellt  den 
Antheil  am  Volksvermögen  dar,  den  der  Staat  als  Vertreter  deü 
Volks  (oder  delegirt  vom  Staate  etwaige  beantheiügte  Seibstver- 
waUnngskörjier)  kraft  seines  Erbrechts  ans  den  im  Erbes- 
ttbergang  begriffenen  EinzelvermOgen  bezieht  Diese  Anifassoss 
ist  auch  der  Betrachtung  der  Erbschaftssteuer  in  der  FinanzwisieB* 
Schaft  mit  zu  Grunde  zu  legen.  Vom  Gesichtspuncte  der  Be- 
steuerung aus,  und  speciell  in  Gemässheit  des  „Princips  der 
Leistungsfähigkeit''  ist  aber  dann  noch  hinzuzuttigen,  da^s 
die  Erl)schaft  ftlr  den  Erben  (bez.  das  Legat  für  den  Legatar) 
einen  Erwerb  oder  Vcrmügensanfall  darstellt,  welcher  demselben 
ohne  Gegenleistung  zuiallt  und  die  wirthschaftlicbe 
Leistnngsi äh igkeit  des  neuen  Besitzers  steigert  In  eineoi 
Zeitalter  des  Individualismus^  wie  dem  unsrigen,  lüsst  sieb 

•)  S.  drun.ik'giint^  §.  ri**5. 

^)  In  d.  Fortöctz.  der  gnmdiegtiuden  Erörterungen  im  2.  Bandit  uiciner  „Aiigeu. 
Yolkav^chJehre*'  wird  dies  geschehen.  S.  bes.  die  Arbeiten  r.  v.  Scheel  tLBtro*- 
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aneb  auf  diese  Weise  die  Fordening  von  Brbsehallssteaern  mit 
begr&Dden. 

1)  Im  Einzelne  sei  nur  ancb  hier  noch  ans  der  ^^Grundlegung'' 

hervorgehoben  (bez.  anticipirt),  dass  privates  Erbrecht,  wenn  aneb 
fiberall  im  rechtsgcschichtlichen  iiiid  positiv-rechtlichen  Zusaminen- 
bang  mit  dem  Privateigeiithum,  das  durch  das  Erbrecht  Ubertragen 
wird,  doch  nicht  als  nothvvendiger  Bestandtheil  des  Privateigenthnnis, 
wie  das  „Gebrauchs"-,  das  „Vertrags"-,  das  „Scbenkungs"  Kecht 
erscheint.  £s  ist  vielmehr  ein  „selbständiges  (absolutes) 
Privatrechtsinstitnt  neben  dem  Eigenthnm."*)  Auch 
als  solches  und  nach  Ausweis  der  Bechtsgeschiehte  kann  es  vollends, 
ond  m  noch  höherem  Maasse,  wenigstens  noch  offenbarer  und 
dirccter  als  das  Privateigenthum  selbst,  als  Prodnct  des  Staats- 
willens bezeichnet  und  den  Bedürfnissen  des  Volksiebens  gemäss 
gestaltet  werden.^) 

Die  Entwicklung  der  Familie  und  ihres  Vermögensrechts  ist 
es  nun,  welche  in  der  neueren  Zeit  bei  unseren  Gulturvölkern  eine 
Beschränkung  des  Familienerbrechts  und  eine  Ans* 
dehnung  des  Staatserbrechts  in  der  Form  der  Erbschafksstener 
(richtiger:  der  „öffentlichen"  Erbbetheiligung  nellen  der  „privaten" 
der  „Familie")  gnindsätzHeh  und  practisch  in  immer  weiterem 
Maasse  rechtfertigt.  80  lange,  wie  in  früheren  Geschichtsperioden 
auch  unsrer  Völker,  die  „  F a nii  1  i c "  im  engeren  oder  im  weiteren 
Silin,  das  Geschlecht,  grössere  i)rivatrechtli('he  Verpflichtungen 
iUr  ihre  Angehörigen  trägt  und  der  Einzelne  Überhaupt  wesent- 
lich nur  als  Glied  solchen  Verbands  auch  im  öffent- 
lichen Leben  erscheint,  ist  es  folgerichtig  und  auch  erfahrungs- 
missig  der  Rechtsordnung  entsprechend,  das  Erbrecht  strenger  auf 
diesen  Verband  zu  beschränken.  Das  PrivatvmiOgen  fungirt  hier 
Oberhaupt  überwiegend  als  „Familienvermögen",  nicht  als  Einzel- 
vennögen,  was  auch  im  Kechte  selbst  anerkannt  sein  kann,  so 
dass  eigentlich  das  einzelne  Geschlechts-  oder  Faniilicnhaupt  nur 
die  Nutzung  des  Vermögens  hat  und  innerhalb  gewisser  Grenzen 
bloss  die  Begelnng  dieser  Nutzung  frei  bestimmen  kann.  Einer 
solchen  Ökonomischen  sei  es  factischen,  sei  es  rechtlichen  Stellung 
des  PrivatvermOgens  widerspricht  im  Ganzen  ein  „Öffentliches" 
Erbrecht  mehr.  Je  geringer  dagegen  die  rechtliche  und  practische 
Bedeutung  nnd  namentlich  die  privatrechtlichen  Verpflichtungen 

")  (Jrundleg.  §.  2SG. 

•)  UruDdleg.  277—279. 
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des  Familieuverbands  gegen  den  einzelnen  Familienaugeliürigeu 
werden,  je  mehr  letzterer  sich  von  der  Familie  ^^emancipirt",  je 
reiner  dajs  Privatvermögen  rechtlich  als  Individnalvermögen  gilt 
und  ökonomisch  üaetisch  als  solches  fangirt,  je  mehr  gewisse  Yer- 
pflichtongen,  der  Hilfeleistung,  ArmenonterittttKimg  n.  s.  w.,  xa 
Gunsten  des  Einzelnen  an  Öffentliche  VerbSude,  an  Gemeinde  und 
Staat  übergehen,  m.  a.  W.  je  mehr  statt  der  strengen  FamOiea- 
nnd  Geschlechterordnung  der  IndiTidnalisrnns  im  Volksleboi 
Platz  greift:  desto  begründeter  im  Princip,  de^to  uothwen- 
diger  und  gerechter  in  der  Praxis  wird  eine  Betheiligung 
der  öffentlichen  Körper,  besonders  des  Staats,  an  der 
Erbschaft;  daher  desto  gerechUertigter  ein  System  aasgedehnter 
l!;rbschaftssteaem. 

2)  Wie  Yom  Standponcte  der  Erbordnnng  ans  lässt  sieh  aber 
auch  gerade  in  einer  solchen  Entwicklnng  der  VeiliSitniBse  die 
Erbsehaftsstener  billigen  nnd  sogar  fordern  in  der 
Gonseqnenz  der  früher  dargelegten  Anffassnng  des 
„Erwerbs  durch  Aufall  oder  ohne  eigene  wirthschaft- 
lichc  Leistung"  des  Erwerbers.  Das  Individuum,  das 
hier  nunmehr  das  hauptsächliche  selbständige  unterste  ökoiiumische 
und  sociale  Glied  statt  der  Familie  geworden  ist,  erwirbt  in  dieser 
Weise  das,  was  ihm  durch  Erbschaft  oder  Legate  ab  intestato 
nach  der  allgememen  Erbordnnng  oder  nach  den  testamentarischen 
Bestfanmungen  des  Erblassers  aoflUlt  Für  diese  Znlassnng  hat  es 
in  der  Erbschaftssteuer  dem  Gemeinwesen  einen  Antheil  abantreten, 
was  dem  Grundsatz  der  Bestenemng  nach  der  wirthscbaftliehen 
Leistungsfähigkeit  und  der  Forderung  gerechter  Steuervcrtheilung 
entspricht 

B.  —  §.  483.  Einwände.  Nach  dem  Vorausgehenden  ist 
1)  der  eine  der  beiden  haaptsächlicheu  Einwände  gegen  Erb- 
schaftsstenem,  der  rechtliche  (oder  „rechtspolitische"),  dm 
diese  Stenern  ein  „Eingriff  in  das  Erbrecht^'  seien,  unhaltbar. 
Die  Erbschaftssteuer  hat  diesen  Character,  aber  das  beweist  nicht 
gegen  sie,  sondern  fttr  die  Nothwendigkeit  emer  richtigen  social- 
Ökonomischen  Gestaltung  des  Erbrechts.  Ünd  die  EinfUhrang 
dieser  Steuer  ist  wieder  eine  Consequenz  des  socialpolitiscben 
Gesichtspuucts  im  Steuer-  und  Finanzwesen  Uberhaupt. 


*<0  S.  Baron  in  Hfldebr.  Jahrb.  B.  26,  S.  282  IT.:  „Yeriilltn.  d.  EriMduteMr 
zom  Erbrecht*',  8.  289;  v.  Scheel,  Erbtchjtener  2.  AoL,  S.  31,  37  fT.,  46  ff. 
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2)  Der  zweite  Hauptein  wand  ist  ökonomischer  Art :  man 
flieht  in  der  Erbsehaftssteuer  eine  „Vermögens- i^Kapital- 
stener'^  Das  ist  sie  allerdings  nominell  immer  nnd  reell  itir 
den  betroffenen  Einzelnen  gewiShnlieh  ebenfalls.  Jedocb 
sieh  dies  beweist  noeh  niobts  gegen  die  Znlllssigkeit  der  Steuer, 
da  eine  Kapitalstener  im  einzelwirthscbaftlieben  Sinne  niobt  notb- 
wendig  eine  solche  im  v  o  1  k  s  wirthschaftlichen  ist  und  sich  der 
Eingrifi'  in  die  private  Kapitalvcrtheilang  socialpolitisch  rechtfertigen 
.i>.st.  Hierfür  ist  auf  die  frlthcren  Erörterungen  tiber  die  obersten 
volkswirthschaftlichen  Principieu  der  Besteuerung  Bezug  zu  nehmen 
(§.  372—378). 

C.  —  §.484.  Aneh  die  Einrichtung  und  Durchführung 
der  Erbsebaftssteuern  im  Einzelnen  stebt  mit  der  prin- 
dinellen  sodalökonomiscben  Auffassung  des  Erbrechts  in  enger 
Verbindung.  Wird,  wie  es  notbwendig  ist,  an  dem  privaten  Erb- 
recht innerhalb  einer  gewissen  Verwandtschafts-  und  Familien gruppe 
von  Personen  und  am  testamcntaii.schen  Erbrecht  mit  gewissen 
Beschränkungen  auch  i  m  G  c  s  a  in  m  t  i  n  t  c  r  e  s  s  e  festgehalten, 
io  UebereinstimmuDg  mit  dem  Uberall  bestehenden  Recht  und  mit 
der  soeialökonomiscben  Becbtfertigung  des  privaten  Kapital-  und 
Gmndeigenthums  neben  dem  Privateigenthnm  an  Grebrauchsver- 
mOgen,  so  ergeben  sieb  fttr  das  »»öffenflicbe'*  Erbrecbt  des 
Staats  u.  s.  w.  oder  fDr  das  System  der  Erbscbaftssteuer  folgende 
HsQptsfttse,  deren  prineipielle  Begründung  in  der  ^^Grundlegung" 
und  deren  weitere  finanz-  bez.  steuerteclmische  Durchfuhrung  in 
der  speciellen  Steuerlehre  zu  erfolgen  hat. 

1)  Das  I ntestat erbrecht  ist  mit  einem  nicht  allzu  fernen 
Verwandtschaftsgrade  abzuschliessen,  Uber  welchen 
hinaus  die  Erbschaft  unter  den  Begriff  der  erblosen  Ver- 
Ussenscbaft''  oder  besser  direct  des  „Offentlieben''  Erb- 
rechts des  Staats  fUlt^^) 

2)  Einerleii  ob  ab  intestato  naeb  der  gcsetxlieben  Erbfolge 
oder  in  Folge  testamentariscber  Bestimmung  Verm^igen  tfbergeht, 
immer  treten  im  Princip  Erbschaftssteuern  ein,  auch  für 
die  nächst  verwandten  Erben.   Nur  für  ganz  kleine  Erb- 

. ")  S.  r.  Scheel  a.  a.  Ü.  S.  32.  Voq  moderuen  Godificttiouca  des  £rlircclit& 
sckMevt  z.  B.  der  Code  Napolton  Art  755  mit  d.  12.  Gnd,  d.  östeir.  bQrgvrL  Qeaeltz- 

'  •Kh  751  mit  d.  5.  Paroniel  das  gesetzl.  Erbrecht  ab  intestato  unter  Verwandten 
ab.  Die  itlteren  deutschen  Kechte  schlie.s^cn  d.  gesct/.l.  Kr))re.  ht  «ler  ehe.lichen  SipiJ- 
^chaft  da,  wo  die  coiionischua  Eheverbote  wegen  lilut:>vorwaudti>chait  iiicht  mehr  Platz 
SKifoi.         Baseler,  D.  Frlr.Tecbt  §.  150. 
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Schäften,  Erbantheile  oder  Legate  ist  es  ans  socialpolitischen  nod 
ao8  praetiflchen  steaertochnischen  Grttnden  statthEft,  die  Steur  n 
erlassen.^') 

3)  Die  Höhe  der  Erbechaflssteaer  richtet  rieh  einmal  nicb 
dem  Verwandtschaftsgrade,  sodann  nach  der  absolnteo 

Höbe  des  Erbaiitlieils  oder  Legats.  Die  Erbschal teu  uuter 
deu  nächsten  Verwandten  uud  Familieugenossen  (Aseendeuten  uuil 
Descendenten,  Ehegatten)  werden  daher  zwar  auch  besteuert, 
aber  mit  niedrigen  Sätzen,  die  entfernteren  höher,  die  noch 
gesetzlich  erbberechtigteii  entferntesten  abermals  höher  nnd  die 
testamentarisch  eingesetzten  Nicht -Erbberechtigten  am  HOchBteo^ 
der  ttbliehen  gesetzlichen  Einrichtnng  entsprechend.  Die  grossen 
Erbsehaften,  bez.  (und  richtiger)  die  Erbportionen  femer  höher 
als  die  kleinen,  eine  Einrichtung,  die  in  der  Praxis  zwar  nicbt 
mehr  immer  gUnzlicb,  aber  grösstentheils  noch  fehlt,  jedoeb  dem 
Wesen  des  socialpolitiscben  Steuersystems,  dessen  Glied  die  Erb- 
schaftssteuer biidety  entspricht. 

6.  Abschnitt 

Die  finanzwissenschaftliehe  Bildung  des  Steuersystems. 
IL  Die  BesUzbesteaening. 

Die  in  der  neneren  mieoiie  demÜdi  feniddlHigteB  ond,  wo  lie  bdiaidelt 

wurden,  eher  abgelehnten  „allgemeinen  Vermögenssteuern"  (s.  Kau,  II,  §. 
bis  404,  im  (ianzeu  abweisend,  altere  Vorschlage  v.  Kröncke,  Anleit.  S.  "Jl  und 
lieber  Grunds,  einer  gerechten  Bestcucr.  Abb.  l ;  Mathy,  V'urschlägo  über  die  Eiofilir. 
einer  gerechten  Verrn^  in  Baden,  Karisr.  1831)  sind  In  neneeter  Zeit  In  der  deatodwa 
Theorie  wieder  mehr  und  sym]>athisch  besi)rochen  worden.  So  bi  fiirwortet  sie  nm. 
Neumunn  in  d.  progr.  i^ink.st.  und  z,  Th.  wohl  in  Folge  der  von  ihm  ausgehenden 
Anregungen  auch  Andere,  so  (iutachter  d.  Ver.  f.  Soc.polit.  u.  Uberh.  dieser  Verein 
in  d.  Eisen.  Yersamml.  1876  in  d.  Yerhandl.  Uber  d.  Einkommensteuer.  S.  u.  A- 
(Jcns<  Ts  (iutaehtta  („Pers-bestener.",  Schriften  d.  Ver.  f.  Soc.pol.  Nr.  3,  187:i  S.  41  il 
^„sobald  d.  Eink.ät.  ein  gewisses  Maoss  erreicht  hat,  werde  man  gcnöthigt  sein,  äie 
mit  einer  Yermögoust  zu  combiuireu").  Ders.  in  a.  Thesen  zu  s.  Keferat  aif  dtf 


**)  Der  pnctisclie  Hauptmangel,  der  die  geringe  £iatrtg]io1ikeit  iwMerEri)- 

schaflssteuern  wesentlich  mit  erklärt,  ist  die  in  den  deutschen  GesetMO  (toch  oo<li 
dem  i»reussisehen  vom  .JU.  Mai  1S73)  (ibliehe  Erbschaftssteuerfreiheit  der  I)<5it<iJi- 
deuteu  und  A^cendenten,  wahrend  in  England,  Frankreich,  Oesterreich  uud  sonst  in 
Anstand  gewölinlich  aneh  die  nidisten  Verwandten  steneipflicliti;  sind,  wenn  aocb 
mit  dem  Uein.-iten  Satze,  meist  1  Vgl.  die  legislat.  Materialien  bei  Sehe»  !  S.  1 
In  England  sind  Erbseliat'len  unti-r  20,  bez.  bei  unbcweghcbeu  (iut  iÜU  H.  St,  m 
Preu:>sen  Beträge  ujiter  50  Thlr.  frei. 

")  In  England  bestehen  ziemlicli  willkflhrL  StenersStze,  im  ÄUgem.  f&r  groaie 
Erbsrliaften  sogar  niedrigere  als  ftir  kleinere.  In  Prcus^on  sind  Beträge  nnitt 
301)  ihlr.  steuerfrei  bei  Uaussbuidsgenossen  in  einem  Dienstverhältniiss,  gruselt 
zahlen  1  "/p. 


Digitized  by  Google 


Yorbemeikiinf. 


481 


Tenuamlang  ron  1873  Nr.  2,  c  and  in  d.  Referat  selbst  S.  21,  2^  d.  betr.  Beiiobts 
•Yerhandl.  t.  1875,  Nr.  11  d.  Schriften,  Lpz.  1875).  Aehnlich  Held,  als  Corref., 
eb.  S.  36  Thebo  2  u.  S.  32.  Ebendatidibst,  etwas  abveicliend  Neumauu«  S.  46  fi'., 
Htisa  8.  $2.  BeNUoasai  warde:  „oiBO  ia  nnteseii  Sinfeii  progroMire  aUgoaelBo 
EiBlut  in  Verbindung  mit  einer  Allfemeinen  YermOgensst  ab  hMiptaich- 
Ih^e  directe  (Staats-1  Steuer"  zu  empfehlen.  S.  69, 

Auf  diese  Strömung  zu  Gunsten  der  Vermögenssteuer  liat  wohl  eingewirkt:  in 
steaertechniseber  Hinsicht  das  ungünstige,  alfordings  theilvreise  begrOndete  Ortheil 
über  die  Ertragsstcueni  u.  di»-  Misslichkeit,  .-imlerswie,  z.  B.  durch  höheren  SteaeifilflS 
<ies  UeuteDeinkommens  oder  durch  Luxubötcuern  den  Besitz  passend  in  Gem&asheit 
seiner  grosseren  Leistongsiahigkeit  zu  trefien;  in  principioilor  Hinsicht  die  Uin- 
Mignig  ZOT  höheren  (progressiren)  Besteuerung  des  grosseren  und  nam.  den 
grösseren  Besitzeinkommene.  Ich  stimme  in  beiden  Beziehungen  dem,  was  man  zu 
(ioBSten  gerade  der  V  er  mögen  sbestouerung  ausgeführt  hat,  im  Ganzen  bei.  Nur 
kann  ich  die  steuertechnischen  Vorzüge  nicht  ganz  so  hoch  schätzen  u.  meine,  dass 
die  principielle  itechtfeitigiing  einer  höheren  Betteoemng  des  Besitz einkommens 
ab  d.'b  A rt>»M tseinkoininens  mittelst  der  Vermögenssteuer  eben  von  der  Annahme  des 
:iocialpolitischen  Besteuerungsstandpuncts  überhaupt  abhängt.  Vom  Staudpunct 
der  Befiünrorter  der  VomOgenast.  aus  (Neu mann  n.  d.  Andren)  scheint  mir  die  ganze 
ftage  folgerlclitig  zn  ein«r  Frage  der  steuertechnischen  Zireckmässigkeit  zubammen- 
schnunpfen  zu  müssen,  was  aber  nicht  immer  deutlich  hervortritt.  Ausser  den  Ge- 
Baantcn  s.  auch  Maurus,  Freih.  in  d.  Volksw^h.,  Ueidelb.  1813,  S.  179  tL  und 
dera.  Bestener*  S.  115  ff. 

In  der  Praxis  hat  die  VermOgensst.  im  Alterthnm,  im  Mittelalter,  bes.  in  Städten 
•8.  d.  interess.  Beispiele  aus  Basel  in  Schign bt.Tg's  Bas.  I^in."*,  hie  u.  da  auch  in 
neuerer  Zeit  als  £xtrasteuer,  z.  B.  in  Fluauznutheu  eine  Kglle  gespielt  (s.  die  Noten 
in  Ran  II,  402;  Weiteres  in  meiner  spec.  Steuert).  Nicht  nnwichtige  Beispiele  der 
Bsarttti  Zeit  liefern  die  Cantone  der  Schweiz  u.  die  Einzelstaaten  der  nordameric. 
Caion,  Vorbilder,  welche  auch  auf  die  neueste  Beweguii]^  in  der  deutschen  Theorie 
vtU  mit  von  Ilinfluss  waren.  S.  Patten,  Fin.wcsen  amer.  Staaten  u.  Städte  in 
Conrad '8  Samml.  ?.  Abband!.  1878. 

Vermögenssteuern  auf  specielle  einzelne  Verinög-  nsobjecte,  bes.sogen.  directe 
Loxusstenrni  sind  in  der  neueren  Theorie  ebenfalls  wohl  mitunter,  aber  seltener 
empfohlen,  überhaupt  sehr  wenig  genauer  behandelt  worden.  S.  Ii  au  II,  §.  42ö,  427 
(Daten  in  d.  Noten).  Eine  allgemeinere  Befürwortung  finden  Lonsstenem  als  Co n- 
snmtionsabgaben  .  jedoch  nur  an>nahin>wcisc  als  directe  Aufwandsteuern  in 
>kT  fleissigeu  und  utnsi(^htiscn  Monotrraphie  von  v.  Hilinski.  die  Luxussteuer  als 
Conectiv  der  Einkommensteuer,  „nuauzwisseuschaiil.  Beitrag  zur  Lüsuug  der  socialen 
tage**,  Lps.  1875;  s.  das.  S.  141  IT.,  wo  nur  4  dir.  Lnxusst  (auf  Wohnoi^,  Bedienten, 
Slttipagen  u.  Pferde,  Hunde)  verlangt  werden,  üeber  BUinski's  sonstige  Aoffass.  u. 
Fordemugen  s.  d.  Noten  zu  den  s|)äteren  Abschnitten  v.  d.  Gebrauchsbesteuerung. 
Eine  gute  und  reichhaltige  Uebersieht  Uber  die  bisherige  Uterar.  Erörterung  triebt  B. 
S.  soff.,  im  Anfange  s.  Werks  auch  Uber  d.  LuzuiSt  In  d.  Praxis.  Pttr  nmaaaende 
Besteuer.  des  Verbrauchs  der  Artikel  des  Genusses  u.  Luxus  auch  Maurus,  Bcsteuer. 
S.  S19  Ii'.,  Eisenhart,  Besteuer.  S.  1G9,  ISl  iL  Hier  geht  dann  die  Frage  wie  bei 
BiÜDski  in  diejenige  der  Gebrauchsbcsteuerung  Uber.  Dsruber  unten  §.  494.  Ich 
kann  principiell  die  Lozussteuern  aiu  h  die  directcn)  ebenso  wie  die  VermOgens- 
*tcaem  billigen,  steu ertechnisr h  >iud  mir  directe  Luxussteuem  fon  sweifelbaftem 
Werth,  jedenfalls  von  massiger  practischer  Bedeutung.    S.  189. 

I.  —  §.  485.  Nominelle  und  reelle  Besitzbeateaerung. 
Die  BesitsbestMening  kommt 

A.  einmal  als  ein  Mittel  zur  reellen  Beetenening  des  Ein- 
kommens in  Betraehty  ist  also  dann  eine  nominelle  oder  dient 
als  Bemessung sgnindlage  der  Bestenerung:  als  stenerteeh- 
nisches  Hills  mittel  der  Flrwerbsbesteuerung  zur  L(*>8ung  der 
Aufgaben  derselben  mittelst  eines  anderen  Verfahrens,  indem 

^  W»ga*r,  Fioatuwisaeuichatt.   Ii.  31 


Digitized  by  Google 


482  d.B.  2.K.  I.A.  A%.SteaerL  S.H.*A.  6.A.  Mtsbestflawang.  §.486—467. 


vom  Besitz  auf  den  Erwerb,  die  Erwerbsfähigkeit  und  die  Stener- 
nUiigkeit  zarttckgescbloaseD  wird.  Mit  Ausnahme  des  Falls  der 
Erbschaftssteuer,  welche  aiieh  zu  den  nominellen  Besitzstenem  ge- 
hört, ist  die  Besitzbesteuemng  in  der  Regel  nor  eine  solehe  nomi- 
nelle nnd  soll  das  gewöhnlich  auch  nnr  sein.  Mit  ihr  haben  wir 
uns  im  Folgenden  vorneralich  zu  beschäftigen. 

B.  Doch  kann  sie  absichtlich  oder  unabsichtlich  eine  reelle 
werden,  wo  der  Besitz  die  eigentliche  8 teuerquelle  wird. 
So  die  Erbschaftssteuer^  in  gewissen  Fallen  die  Verkehrsstener 
(Besitzwechselabgabej,  die  Steuer  anf  den  GonjanctnrengewinD, 
80  aber  anch  allgemeine  Vermögensstenem  in  dem  aller- 
dings sehr  seltenen  Fall,  dass  eine  solche  Steuer  nach  ihrer  be^ 
deutenden  Htfhe  und  auch  wohl  nach  ihrer  Veranlagungs-  sod 
Erhebungsart  nicht  ans  dem  Einkommen  entrichtet  werden  kann. 
Aiuh  eine  Besitzsteuer  als  reelle  Vermögenssteuer  ist  nach  dem 
Früheren  nicht  schon  an  sich  immer  unzulässig.  Denn 
eiue  reelle  Besteuerung  des  ei  uze  1  wirthschaftlichen  Vermögens  i&t 
nicht  unbedingt  eine  solche  des  TolkswirthschalUicben  Vermögeus 
und  lässt  sich  in  Staat«uothlagen  und  auch  sonst  uator  Umstiaden 
(§*  373—376)  vom  sooialpolitischen,  wenn  auch  nicht  yom  rein 
finanziellen  Besteuerungs-Standpuncte  (§.  398)  aus  billigen.  Ferner 
kann  ausnahmsweise  auch  eine  reelle  Besteuerang  des  Volks- 
Vermögens  vorkommen  (§.  371).  Nothwendig  wird  aber  immer 
sorgfiilti^^  zu  prüfen  sein,  ob  die  stets  seltene  Eventualität  einer 
reellen  ^'LTnu)gen8Steuer  wirklich  vorliegt,  was  im  Allgemeinen  nur 
in  Betreff  der  schon  betrachteten  Fälle  der  Erbschaftssteuer  und 
der  Besteuerung  von  Spiel-  und  von  gewissen  CoiguncturengewinneD, 
welche  dem  angelegten  Vermögenswerth  hinzu  wachsen,  zu  ssgen 
ist;  sodann,  ob  die  nominelle  fiesitzsteuer  nicht  wider  die  Abnebt 
des  (Gesetzgebers  zu  einer  reellen  wird,  was  natttrlich  mOgfidut 
verhütet  werden  muss. 

Die  nominelle  Besitzbesteuerung  ist  als  stcuerteclmische.s  Hilfih 
mittel  der  Erwerbsbesteuerung  schon  in  den  voranii;ehcuden  Ab- 
schnitten ausdrücklich  oder  implicite  mehrfach  mit  berührt  worden. 
Es  sind  aber  noch  eini<;e  weitere  Ausführungen  Uber  sie  zur  Er 
gänzung  an  dieser  Stelle  nothwendig,  welche  namentlich  ermitteln 
sollen,  ob  und  welche  steuerpolitischen  Zielpuncte  direb 
sie  sich  etwa  zweckml&ssig  erreichen  lassen. 

Die  Untersuchung  ttber  die  reelle  Beaitzbeeteuerong  ist  hi  den 
früheren  Erörterungen  über  die  Wahl  der  Steuerquelle  (§.  369  ff.), 
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Sber  die  Atiffamng  der  Gereebtigkeitsgnindslltze  der  BeBtonemng 

Tom  socialpolitischen  Standpuncte  aus  (§.  398  ff.)>  dann  in  den 
letzten  Abschnitten  in  den  Betrachtungen  über  die  V'erkclirs- 
(i;.  467  fl*.),  die  Conjuncturcii^ewinns-  (§.  473  tt'.)  und  die  Erb- 
sebaftssteuern  (§.  482  flf.)  im  Wesentlichen  schon  geführt  worden. 

II.  —  §.  486.   Formen  d er  nominellen  Besitzbesteue- 
mng.  Dieselbe  kann  in  vier  Formen  vorkommen. 

A.  Einmal)  indem  sie  die  Gesammtheit  des  Besitzes  einer 
PerBon  (WirChseliaft)  ins  Aoge  fasst:  dann  erscheint  sie  als  all- 
gemeine VermOgenssteaer.  / 

B.  Zweitens  kann  sie  den  ererbten  Besitz  im  Augenblick 
des  Erbesübergangs,  bez.  der  Erbcsantretung  trefifeu:  dann  nimmt 
sie  die  Gestalt  der  Erbschaftssteuer  an. 

C.  Oder  sie  knüpft  sich  drittens  an  gewisse  Kategorieeu 
des  Besitzes,  nemlicb 

1)  an  das  Prodaetivvermögen  (Kapital)  oder  an  das  Ge- 
b  ran  eh  s  vermögen  einer  Person  je  in  seiner  Gesammtheit  oder 

2)  an  die  einzelnen  Ertragsquellen,  welche  das  Pro- 
daetiyrermögen  nmfasst,  tnshesondere  an  den  Boden,  die  Ge- 
bäude, das  bewegliche  oder  das  Geldkapital,  und  von  den 
beiden  Abthciluugen  des  GebrauchsverniOgens  speciell  an  das  Nutz- 
vermögen: dann  fuugirt  sie  als  partie lle  Vermögenssteuer  immer 
je  für  eine  dieser  Kategorieen  oder  deren  Unterarten. 

D.  Endlich  viertens:  sie  trifft  ganz  specielle  einzelne 
Objecto  des  Nntzvermttgens :  so  namentlich  als  sogen,  direete 
La  XUS  Steuer,  aber  gelegentlich  anch  in  dem  einen  oder  anderen 
Bcnstigen  Falle. 

A.  —  §.  487.  Die  Besitzbestenernng  als  allgemeine  Ver- 
mögenssteuer. Hier  wird  die  Steuer  nach  dem  Wert  he  des 
Vermögens  bemessen  und  dieser  Werth  durch  Anschläge  oder 
auf  Grund  von  Declaratioucn  festgestellt.  Steuern  dieser  Art^ 
sind  schon  früher,  z.  B.  in  Städten,  vorgekommen,  finden  sich 
auch  neuerdings  wieder  in  der  Praxis  (Kordamerica)  nnd  sind 
mitonter  in  der  Theorie  gerade  fttr  moderne  Verhältnisse  empfohlen 
worden  (Nenmann). 

1)  Doreh  eine  solche  Steuer  Iftsst  sieh  im  rein  finanziellen 
Steuersystem  die  allgemeine  (nominelle)  Einkommen- 
steuer in  Ikzug  auf  die  besitzenden  Classeu  mit  durchführen, 
indem  man  aus  dem  Vermögen  auf  das  Einkommen  zuriickschliesst. 
in  Fällen,  wo  das  Einkommen  schwer  zu  ermitteln  ist,  kann  eine 
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aUgemeine  Vennljgenssteiiery  fllr  welche  man  wenigskeiiB  gewine 
Anhaltspimete  Öftere  leichter  gewinnt,  k.  B.  in  der  Art  nnd  Qitae 

des  Nutzvermögens ,  wohl  erwünscht  Hille  gewähren.  Aber  iSie 
einzelneu  Veiinügensobjecte  sind  doeh  in  sehr  UDgleichem  Grade 
schwer  oder  leicht  zu  ermitteln  und  der  RUckschluss  auf  das  Ein 
kommeD  bleibt  ebeotalls  oftmals  misslich.  Eine  allgemeine  Ver- 
mögenssteuer alR  aUgemeine  Einkommensteuer  der  Besitzeadeu 
mochte  daher  doeh  nnr  ananahmeweise  räthlich  sein.  Neben  einer 
solchen  macht  sie  doppelte  Mttbe  nnd  empfiehlt  sich  wohl  nnr  miter 
Umsti&nden  im  folgenden  Falle. 

2)  Sie  kann  nemlieh  im  social  politischen  Steuersystem 
neben  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  zum  Zweck  der  höbereü 
Besteuerung  der  besitzenden  Classen  in  Betracht  komuieu. 
Hier  erftlllt  sie  dieselbe  Aufgabe  wie  die  directen  Luxussteuerc 
und  wie  Verbrauchssteuern  (eventuell  mit  entsprechend  böherem 
Steuerfusse)  anf  Genussmittel  der  Woblhabenderen  and  princi- 
piell  besser,  weil  sie  gleichmÜBsiger  als  diese  Stenern 
wirkt  Auch  dieselbe  Aufgabe  wie  ein  System  der  Ertrags* 
beBteneruDg,  mit  dem  die  Renteneinkommen  etwa  nooh  besonden 
besteuert  werden;  im  Oanzen  zwar  wohl,  trotz  der  Mängel  der 
Ertragssteueru ,  kaum  besser,  aber  doch  so,  dass  diese  allgemeine 
Vennögenssteuer  mitunter  vor  solchen  Steuern  VorzUge  haben 
könnte.  Ein  Vorzug  ist  es  z.  H. ,  dass  sie  das  sonst  leicht  ud 
besteuert  bleibende  Nutz  vermögen  mit  tritlt,  welches  Personen 
höheren  Wohlstands  öfters  auch  in  relativ  grösserem  Betrage 
beaitsen.  Namentlich  mnss  dieser  Weg  der  höheren  BesteneroDg 
der  Besltaenden  aber  mit  dem  anderen  sich  bietenden  TergBeheo 
werden,  diese  Personen  durch  einen  höheren  Steuerfnss  der 
allgemeinen  Einkommensteuer  fUr  das  „Einkommen  avs 
Besitz'*  stärker  zu  belasten.  Wenn  man  bei  letzterer  Steuer, 
dem  richtigen  Einkommenbegrifl  gemäss,  eine  „fictive  Rente" 
des  Nutzvermögens  zum  steuerpflichtigen  Einkommen  schlägt, 
bat  der  erste  Weg  der  Vermögenssteuer  keinen  principielleo 
Vorzug  vor  dem  anderen.  Aber  in  der.  Praxis  kann  er  Vor- 
theile bieten  und  gerade  der  Schwierigkeit,  eine  sotehe  Beiflek- 
siehtignng  des  Nutzyermögens  bei  der  Einkommensteuer  nnmittel* 
bar  eintreten  sn  lassen,  wird  man  dabei  flbeihoben.  Wird  eioBsl 
das  socialpolitisch  richtige  Prineip  angenommen,  Renten-  oder 
Besitzeinkommen  höher  als  Arbeitseinkommen  zu  besteuern,  so 
darf  daher  wobi  die  Verbindung  einer  allgemeinen  Veruiögemi- 
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Steuer  nt  dieeem  Zweck  mit  der  Emkommenstener  emstlich  erwogen 
werden. 

3)  Eine  allgemeine  Vermögenssteuer  lässt  sich  theilweise  mit 
als  Ob) ecthesteuerung  wie  die  Ertrags-  oder  Ertragsquellen- 
besteuening  behandeln.  Sie  vermag  dann  Aufgaben  zu  lösen,  für 
welche  die  Einkommensteuer  als  Subjeetbesteuerung  nicht  aus- 
reicht and  sonst  Brtragastenern  nothwendig  würden  (§.  410,  415). 
Hier  kann  es  dann,  namentlich  wenn  diese  letzteren  fehlen,  in 
Frage  kommen ,  ob  man  nicht  statt  ihrer  anf  eine  solche  Ver- 
nri^enssteaer  recurrirt,  da  diese  stenertechnisch  Tielleicht  einfacher 
bennstellen  und  bei  ihrer  Aosdehnnng  anf  alle  Vermögensbestand- 
theile,  auch  im  Nutzvermögen,  mitunter  noch  geeigneter  ist,  als 
Objectbesteuerung  zu  dienen.  Besässen  wir  in  unseren  Staaten 
nicht  meistens  ausgebildete  Ertragssteuern,  so  wUrden  gewisse  Be- 
dürfnisse der  Staats-  und  mehr  noch  der  Communalbestenernng 
auf  solche  Vermögenssteuern  hindrängen ,  so  in  den  practiseh 
hia^gen  and  wichtigen  Fällen,  dass  der  Ort,  wo  ein  Vermögens- 
objeet  (namentlich  eine  Realität)  liegt  and  wo  der  Eigenthttmer 
wohnt»  Tcrschiedene  sind  (§.  410).  — 

In  Bezug  anf  die  zweite  Form  der  Besitzsteuer,  die  Erb- 
«f  h  a  Iis  Steuer  kann  auf  das  Frühere  verwiesen  werden  (§.482  bis 
ib4j,  so  dass  wir  uns  gleich  zur  dritten  Form  wenden: 

B.  —  18'^.  Die  Besitzbesteuerung  als  partielle  V^er- 
mögenssteuer.  Auch  hier  wird  die  Steuer  nach  dem  ermittelten 
Werth  der  Kategorieen  von  Vermögensobjeoten,  auf  welche  sich 
die  fiesleaemng  besiehen  soll,  bemessen. 

1)  Bei  dem  ProdactivTcnnOgen  einer  Person  oder  Wirth- 
Mhaft,  welches  dorch  die  Steuer  in  seiner  Gesammtheit  oder  in 
Bezug  auf  die  einzelnen  Ertragsquellen  umfasst  werden  soll, 
wird  dann  wieder  von  dem  Werth  auf  den  Ertrag  geschlossen. 
I>io  Besitzsteuer  erscheint  hier  als  das  indirecte  Verfahren  der 
Ertragsermittlung  im  Gegensatz  zu  dem  directen  Verfahren  in  der 
gewöhnlichen  Ertragsbesteuernng.  Bei  der  Gmnd-,  der  Gebäude- 
ud  der  Zinsrenten-  oder  der  i.  e.  S.  sogenannten  „Kapitalstener'', 
selbst  bei  der  Gewerbestener  kommt  jenes  indireote  Verfahren 
mitonter  Tor,  theils  selbständig,  theils  znr  Ergänzung  des  directen 
Verfahrens^  wie  dies  in  der  speoiellen  Stenerlehre  näher  angegeben 
werden  wird.  Die  Besitzsteuer  kann  hier  vor  der  directen  Ertrags- 
emiittlung  Vorzüge  haben ,  so  z.  B.  beim  Grund  und  Boden  den 
der  einfacheren  und  sichereren  Feststellung  des  Werths  (^^Verkehrs- 
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Werths^)  als  des  Reinertrags ,  zum  Theil  deshalb,  weil  nMO  sieli 

dort  an  objective  Momente,  an  Thatsachen  des  Verkehrs  selbst, 
welche  nicht  so  schwer  zu  ermitteln  sind  (Kaufpreise),  hält.  Aber 
das  Missliche  bleibt  immer  der  Schluss  vom  Werth  auf  den  Er 
trag,  wie  sich  gerade  beim  Grundstück,  auch  bei  Geldkapitahen 
(Werthpapieren  u.  dgl.)  am  Deutlichsten  zeigt  Im  Ganzen  wird 
die  Besitzsteoer  hier  doch  wohl  nur  allgemeiner  empfohlen  werden 
können,  wenn  es  an  einer  sorgfUltigen  Ertragsstener  fehlt;  sodann 
eben  als  Hilfsverfahren  (OTentnell  als  HanptTerfifthien)  snr 
Einriehtnng  der  Ertragsstener. 

2)  Bei  dem  Nutz  vermögen  einer  Person  oder  Wirthschtft 
hat  die  Besitzsteuer  dagegen  eine  grössere  Bedeutung,  aus  den 
oben  schon  aiigedcuteteu  Gründen  (§.  487  sub  2).  Denn  hier 
kommt  kein  reeller  Ertrag  im  gewöhnlichen  Sinne  vor,  sondern 
nur  jene  „fictive  Rente",  welche  allerdings  in  den  Genüssen  and 
OennssmOglichkeiten  des  Nutzvermtfgens  lieget,  aber  sich  rechne- 
risch nnr  ziemlich  willkflbrlich  bestimmen  lilsst  Der  Werth 
dieses  NntzvermOgens  ist  dagegen  etwas  Coneretes  nnd  nicht  allsv 
schwierig  zn  ermitteln.  Anch  im  rein  finanziellen  Steoer- 
System  ist  nun  die  Mitbesteaenmg  des  Einkommenstheils,  welchen 
die  Gcnlisse  u.  s.  w.  des  Nutzvermögens  darstellen ,  in  der  social- 
politischen  Besteuerung  sogar  die  H  öherbestcuerung  dieses  Theilf 
als  eines  aus  Besitz  herrührenden  Einkommens  geboten.  Hier 
kann  daher  eine  Besitzsteuer  auf  das  Katzvermögen  ein  verhält- 
nissmässig  einfaches  nnd  zweckmässiges  Mittel  neben 
der  Einkommenstener  zur  Eneiehnng  dieses  Ziels  sein*  Man  wird 
dadurch  mitanter  die  reicheren  and  reichsten  Classen  fttr  die  in 
ihrem  grossen  und  verschiedenartigen  Nntzvermögen 
liegende  Steaerf&Wgkeit  recht  passend  znr^  Besteuerung  heran- 
ziehen. Nicht  zu  übersehen  ist  übrigens,  dass  die  Besitzsteoer 
vom  Nutzvermögen,  von  dem  gesammten ,  wie  hier,  oder  von 
einzelnen  Objecten,  wie  in  der  folgenden  Form,  eigentlich  zugleich 
eine  Gebraa chsbesteuerung  ist,  welche  eventnell  anch  durch  eine 
andere  Form  dieser  letzteren  yerwirkUcht  werden  kann.  Die  Be- 
sitzstener  erscheint  aber  anch  von  diesem  Gesiohtspanct  aos  b^ 
trachtet  nicht  angeeignet 

G.  —  §.  489.  Die  fiesitzbestenernng  als  Steuer  anf  einzelne 
Objecto  des  Nutz  Vermögens,  besonders  als  directe  Luxus - 
Steuer.  Hier  werden  diese  Objectc  beim  Besitzer  mit  periodisch 
(jahrlich)  wiederkehrenden  Steuersätzen  belegt    Gerade  hierbei 
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eracbeint  die  Steuer  als  Gehraiichssteucr.  Die  Erörtcrnngen  in 
den  folgenden  Abschnitten  beziehen  sich  daher  auf  sie  mit.  Prin- 
cipiell  lässt  nie  sich  sowohl  vom  rein  finanziellen  als  vom 
socialpolitischen  ätandpimcte  aus  billigen,  soweit  Überhaupt 
eine  Gebrauchs besteaemog  ein z e  1  n e r  G^enstände  za Tertreten 
tat  Practisch  und  stenertechniscb  mOobte  sie  nar  aas- 
nabmsweise  rilthliob  sein. 

1)  Der  Berits  von  einzelnen  solcben  Objeeten  weist  auf  Ein- 
kommen, daher  anf  StenerAbig^keit  bin,  derjenige  bestimmter  Arten 
solcher  Gegenstände  („Luxiissachen'')  aul  höheres  Einkommen, 
und  in  beiden  Fällen  liegt  ßesitzcinkommcn  vor.  An  und  für  sich 
kann  man  daher  die  rein  finanzielle,  proportionale  und  die  social- 
poiitischey  progressive  und  das  Besitzeinkommen  höber  beiastende 
EinlLommenbesteuemng  durch  eine  solcbe  Besitzsteuer  verwürklieben. 
Ob  nnd  wie  weit  genttgend|  das  bftngt  von  der  riebtigen  Ans- 
wabl  der  Objecte  nnd  der  riebtigen  Höbe  der  Stenersfttze 
ab.  In  beiden  Hinsiebten  ist  eine  ziemlicb  weitgebende  WiUktlbr 
onyermeidlieb.  Deshalb  scheint  nns  eine  andere  Besteuerung, 
welche  demselben  Ziel  der  Einkomnienbe.steuerung  zustrebt,  zweck- 
mässiger, mindestens  die  vorerwähnte  Form  der  Besitzsteuer  des 
ganzen  Nutzvermögens. 

2}  öteu ertechnische  Gründe  führen  zu  demselben  £rgeb> 
niss.  Jene  Wülklibr  in  der  Auswahl  der  Stenerobjeete  und  in  der 
HiMie  der  Stenersfttze  ist  stenerteobniscb  dn  grosser  Uebelstand« 
Die  Bestenemng  verlangt  ein  leiobt  besonders  lästiges  Eindringen 
in  die  PrivatverbiUtnisse,  das  niebt  einmal  dnreb  ein  günstiges 
finanzielles  Resoltat  beschönigt  wird.  Denn  wegen  der  Willkflbr 
in  der  Wahl  der  Objecte  und  wegen  der  leiclit  drohenden  Ein- 
schränkung des  betreti'oudcn  Besitzes  sind  hohe  Steuersätze,  des- 
wegen und  wegen  der  meist  geringen  V^erbreitung  solchen  Luzus- 
consums  ist  wieder  ein  hoher  Steuerertrag  ausgeschlossen. 

Es  steht  an  nnd  für  sieb  niobts  im  Wege,  auch  einzelne  Gegen- 
attnde  des  Prodnetiyyennl^gens,  z.  B.  gewisse  Bestandtbeile  der 
Betriebseüuriebtnngen,  Masebmen  n.  dgl.  mit  Stenen&tzen  zn  be- 
legen. Ancb  dies  ist  eine  Form  der  Besitzstener,  welebe  gelegent- 
lieh vorgekommen  ist  nnd  auch  wobl  noch  vorkommt.  Eine  solche 
Steuer  erscheint  dann  aber  wieder" nur  als  ein,  meist  ziemlich 
rohes  Verfahren  zur  indirecten  Ermittlung  des  Ertrags 
einer  Unternehmung,  indem  aus  dem  Besitz  solcher  Objecte 
aaf  den  Umfang  des  Grescbäfts  u.  |.  w.  znrtlckgeschlossen  wird. 
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Die  weitere  BenrfheUimg  kann  auf  die  Dantelliuig  der  Ertrags-  . 
beBteoemng  in  der  speeiellen  Stenerlehre  verseboben  werden. 

Es  crgiebt  sich  aus  dem  Vorausgehenden,  dass  die  selb- 
ständige Bedeutung  der  nominellen  Bcs i tz b esteuerung 
doch  im  Ganzen  nur  gering  ist.  Bloss  als  allgemeine 
Vermögenssteuer,  welche  in  Nothzeiten  als  E xtrasteuer  dient, 
dann  im  socialpolitiaohen  Steuersystem  und  als  partielle  | 
Vermögenssteuer  des  gesammten  Nutzvermdgens  auch  im 
rein  finanziellen  Steuersyatem  würde  sie  grOssre  Wiehtigkeit 
erlangen. 

7.  Abschnitt 

Die  fiflABzwiasensehaltUehe  BUdimg  des  StenenQTStcns. 
m.  Die  Mmmehsbestenemiir.  A«  Ihre  Arten  nni  Foracn. 

Die  Finanztheorie  hat  bisher  iü  ihrer  Beortheilung  der  Yerbrauchäteaern,  ^ 
det  HanpttheUs  der  von  mir  sogen.  OeVranchsbesteaenrng ,  gevOhnlich  twa  nahe 
Hflgttide  Fehler  nicht  genügend  vennleden.    Diese  Steaeili  dnd  ehunal  leicht  als 

iinentbehrli«  h,  wenipstens  <la,  wo  es  sich,  wie  in  unseren  modernen  Staaten,  uro 
die  Deckung  eines  grossen  Staatsbedarfa  handelt,  nachzuweisen  und  nicht  minder 
laaeen  sich  bei  ihnsii  schwere  Terstdsse  gegen  die  obersten  Steiti' 
principicn,  besonders  gegen  die  gerechte  Stenenrertheilang nnschver addeekes, 

namentlich,  wenn  man  sich  an  die  üblit  Usten,  nnd  ans  practischen  Granden  wenigsffiis 
in  gewissem  Umfang  nothwendigsten  Arten  dieser  Steuern  hält.  Der  eine  Fohier  d«i 
llieorie  liegt  nun  darin,  daas  man  sich  mit  der  Praxis  wegen  der  UnenIbcliriiddHil 

dieser  Steuern  über  jene  Verstösse  hinwegsetzt  oder  sich  durch  optimistische  An- 
nahmen in  Retreir  der  ausglf^ichenden  Wirkung:  der  üeberwälzung  darüber  tiiwcht 
oder  —  tiiu;>chen  will  und  so  namentlich  dat»  Ziel  gerechter  Steuervertheilung  gross^a- 
theüs  nnd  jedoBfaDs  fiel  mehr,  als  es  nöthlg  ist,  ans  den  Aogen  ?eiiiert  Der  zweite  > 
Fehler  besteht  in  der  Hinwegsetznng  über  die  Unentbehrlichkeit  und  über  die  ent- 
wickln ngsgesetzmässige  Bcgrtindnng  dieser  Steuergattung  in  der  modernen  >\'elt.  indem 
aus  jenen  Verstössen  gegen  die  Steucq)rincipien ,  bes.  gegen  die  gerechte  Steoer- 
Tertheilnng  ein  nnbedingtas  Veidict  gegen  die  ganze  Oaittnng  abgeleitet  wiid.  Dia  ' 
Keignng  zu  dem  erstgenannten  Fehler  findet  man  in  d  r  soit-disant  pract.  Biclrtmc  ' 
in.mrher  iieuiTen  erlertisrli.'ii  Finanztheoretiker,  in  Dcutsrliland  auch  bei  Kan.  sogar, 
impiicitc  wenigstens,  bei  den  „Socialpolitikeru",  bcs.  bei  Held,  aber  im  letzten  Onifidi:  I 
selbst  noch  bei  Stein,  trotz  der  scheinbar  sehr  abweichenden  Anfbssnngen  da  ! 
letzteren.    Der  zweite  Fehler  tritt  bei  jenen  theoretischen  Nationalrikonomeii  hen" 
welche  die  Verbrauchsteuern  allein  für  sich,  ohne  Zusammenhang  mit  der  sonstigen 
Besteuerung  u.  ohne  Kucksicht  auf  die  geschichtlichen  Bedingungen  der  Entwicklung 
dieser  Steuergattung  bcurthoilen :  er  findet  sich  schon  vor  den  Physiokraten  n.  A.  SsdA  i 
bei  einzelnen  Theoretikern,  dann  hei  vielen  u.  bedeutenden  Nationah^konomen  u.  Finan?- 
schriftäteileru  der  Smith'schen  Schule,  ausserdem  bei  radicalen  Politikern  u.  ueueniiAg^ 
daher  besonders  bei  den  Socialisten.    Ein  Hauptrertreter  letzterer  Richtung  ist 
Lassalle.  Seine  Auffassung  ist  bei  aller  ihrer  Eins^tigkeit  viel  tiefer  u.  grasartiger, 
als  diejenige  der  sonstigen  (iegner  der  Verbrauchsteufin    Sif  steht  in  Zusammenhang 
mit  einer  bedeutsamen  geschieh tsphilosophischen  Betrachtung  des  ganzen  Steuerwesens,  | 
die  zwar  andi  selir  einseitig,  aber  koneswegs  schlechtweg  unrichtig  ist  Dadsitk  < 
wird  es  gerechtfertigt,  Lassalle  als  den  bedeutendsten  neueren  Gegner  der  Ver- 
braurhsteneni  anzusehen  u.  auf  ihn  mehr  Gewicht  als  auf  irgend  eiiici)  anderen  Oeper 
dieser  Steuergattung  zu  legen.  Er  fasst  dabei  auch  so  ziemlich  Alles  zusauuneu, 
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di«  Katifliia)9k<Hiome&  u.  Polttfter  Tom  Stondpimct  der  Gerechtigkeit  ans  gegen  diese 

Beiteuenuig  einwenden.    Warum  hat  Stein  I^salle  gar  nicht  berticksichtigf  ? 

Es  handelt  sich  hier  namoiitlicli  um  zwei  literar.  Auslassungen  Lassallc's.  Er 
hat  zuerst  in  eiaum  Vortrag  im  Bcrl.  Uaadwcrkerrerein,  der  u.  d.  T.  „ Arbelte r- 
pregTamm.  Ueber  den  besend.  Zasjung  der  gegenwirt  GesehicbtspeTiode  mit  der 
Idee  des  Arbeiterstilldl^*  in  Zürich  lSfi3  crschiiMirn  i^t,  die  Frage  der  indirectcu 
Steuern  kurz  ))Oitlhrt  TS.  "2«»  !!.).  Weiren  dieser  Ausfiihrunp'n .  als  geeignet,  ,,die 
besitzlosen  ülasscu  /.uni  Habs  u.  z.  Veracht.  gegen  d.  Besitzenden  öüenli.  angereizt  zu 
kaben**,  gerichtlich  an^oklagt  n.  in  1.  Instanz  venirtheilt,  hielt  er  dann  in  der  Appell.- 
iastanz  ror  dem  K.  Kammergericht  in  Berlin  eine  Vertheid. red>' .  dio  u.  d.  T.  ,,Die 
indirecte  Steuer  und  die  Lage  der  arbeitenden  Clasäen"  ebenfalls  in  Zünrh  1863  er- 
ü^bicnen  ist  (136  S.).  Diese  Schrift  ibt  bei  aller  tendenziösen  u.  gutgläubigen  üeber- 
reibuDg,  die  ihr  den  Character  einer  Partei^chrift  giebt,  dMh  fon  erheblichem 
Werth.  Sie  ist  zugleich  mit  einem  umfassenden  Er-^srhirlitlirben  u.  namentlich  literar- 
gcschichtl.  Material  ausgestattet,  so  dass  sie  in  Ictztrcr  Hinsicht  wohl  das  vollständigste 
Repertorium  von  AusfUhrangen  hervorragender  Natioualökonomen  u.  Finan2theoretiker 
V.  PeKtiker  von  Bodin,  Boisguilbcrt,  Forbonnais  an  bis  raf  die  neueste  Zeit 
gegen  die  Verbrauchstenern  bildet  CS.  14  ff.). 

Lassalle  bringt,  ungleich  tiefer  als  irgend  ein  anderer  Gegner  oder  Anhänger 
der  Yerbranchstenem,  die  Entwicklung  der  letzteren  in  Znsammenhang  mit  der  Ent- 
»^icklung  der  Geschichte  der  m odernen  Gesellscha ft  u.  ihrer  Classe n.  Einzeln 
freilich  schon  frtlh  vorkommend,  bes.  in  den  Städten,  in  den  letzten  Jahrhunderten  sich 
aosdehuend,  im  17.  u.  IS.  Jahrhuud.  von  d.  absoluten  Staatsgewalt  des  unanfgekUrteu 
«nd  anfgekl&rten  Dispctismns  ireiter  entwickelt, 'sind  sie  in  der  „stnatsbttrgerl. 
iVriode"  oder  in  der  ökonomischen  Periode  der  „Vorherrschaft  des  beweg- 
lichen Kapitals'"  (der  ..Bourgeoisie")  zu  einem  Ilaupttheil  der  practischcn  Staats- 
besteuerung  ausgebildet  worden.  Oder  wie  Lassalle,  allerdings  bereits  über- 
treibend, wOiffich  in  8.  1.  Rede  (S.  27,  2te  Bede  S.  6)  sagt  .  der  Betrag  aller 

indirecten  Steuern  [wie  er  mit  vielen  Anderen  die  Yerbrauchst.  nennt],  statt  die 
Individuen  nach  Verhältniss  ihres  Kapitals  und  Einkommens  zu  treffen,  (wird)  seinem 
bei  Weitem  grötästen  Theile  nach  von  den  Unbemittelten,  von  den  ärmeren  Olasseu 
der  Nation  gezahlt.  Nun  bat  zwar  die  BonrgeMsie  die  indirecten  Stenen  nicht  eigent- 
lich erfunden ;  sie  existirten  schon  früher.  Aber  die  Bourgeoisie  hat  sie  erst  zu  einem 
nuerhörten  Systeme  entwickelt  u.  ihnen  beinahe  den  jresammten  Betrajr  der  Staats- 
hdOrfnijitfe  aufgebürdet.*'  Letztere  Uebertreibuug  erklärt  sich  z.  Tb.  daraus,  dass 
UnaUe  in  «ozolftssiger  Weise  (bei  der  Qrondstever  onter  Hinvds  auf  eine  hier  irrige 
Lehre  Ricardo'»)  auch  dieGrundst.  als  eine  „auf  den  Getreidepreis  abgewälzte  und 
somit  definitiv  von  den  Getreidccon;^umenten  bezahlte"  [die  oben  S.  277  Note  22  »'i- 
w&hnte,  ui  ofiiciellen  Kreisen  bei  uns  vertretene  Theorie IJ,  femer  die  Gow erbest., 
die  gesamnten  Jostizkosten  (anter  Absehen  7om  Qebaluenelemente  darin)  zu  den 
,.indirrcten''  Steuern  r  ( hnet  (Geiichtnede  S.  7,  97),  was  dann  an  der  prensa. 
Steneriitatistik  ausgeführt  wird. 

Der  richtige  Kern  in  Lassalle's  Auffassung,  fllr  den  ihm  der  „Autoritäten- 
beveis"*  auch  foUstindig  gelingt,  ist,  dass  durch  die  widitigstuu  der  üblichen  Ver- 
brauchsteuern eine  relative  Steuer-Ce berlastung  der  unteren  Classen  herbeigeführt 
wild,  welche  sich  durch  Ueberwälzung  in  keiner  Weise  genügend  aus- 
gleicht (Ger.rede  S.  36  ff.).  Darin  liegt  eine  uubestreitbare  Verletzung  der 
Gleichnis sigkeit  der  Bestenenuig.  Von  diesem  Gesichtspnnct  ans  haben 
auch  so  zahlreiche  Nationalökonomen  geg-en  diese  Steuern  Bedenken  sreäussert  und 
nitnater  die  Beseitigung  dieser  Abgaben,  bez.  die  Ersetzung  derselben  durch  directo 
SdMzongen  n.  dgL  rerlangt.  Bei  Lassalle  a.  a.  0.  finden  sich  hier,  allerdings  mit 
biaind.  Aosvahl  der  polemischen,  seinem  Zweck  dienenden  Kraftsteilen  der  Autoren, 
widiere  literar.  Ausweise  als  sonf^t  irgendwo,  S.  14  IT.  S.  auch  Rau  II,  106, 
Soie  a;  Stein  II,  200  ü.  Die  liationalökonomen  heben  dabei  gewöhnlich  anch  die 
MMtigen  HaehtliflUe  der  Yerbrjtteiwni,  ihre  YentSise  gegen  die  folksvirthschaftl. 
lateressen  und  gegen  die  Grundsätze  richtiger  Steaerrerwaltang  hervor.  Die  Physio- 
baten,  wie  Quesnay  selbst,  mussten  s«  hon  von  ihrem  princip.  Standpuncte  aus 
leOeads  die  Vcrbr.-  oder  indii-.  Steuern  verwerfen.  A.  Smith,  b.  V,  ch.  2,  sect.  2, 
in  «inen  Abschn.  d.  4.  Artikels  („taxes  upon  consumable  commodities")  (Asher 
n,  199  It)  urihfiilt  streng  nber  diese  Stenern,  wenn  er  ihren  Einfloss  aof  düe  noth- 
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wendigsten  LebensmiHel  mit  dem  Einflim  eines  iinfroe]ktb«ren  Bodens  oder  «ms 

schlechten  Klimas  vergleicht  nnd  aber  die  Ueberwälzung  denkt  er  in  des  pndüMi 

wichtigsten  Falle  nicht  optimistisch.  Von  einer  Steuer  auf  die  von  ihm  sostjn.  neceg- 
sahes  of  life  nimmt  er  an,  dass  sie,  wie  dirocte  Lohnsteuern«  wenigstens  nach  einifei 
Zeit  za  einer  LohneiliOhimg  v.  scUiealich  za  liSheren  WaarenpreisMi  ftr  dea  uib- 
somenten  fahre.  Steuern  auf  andere,  7on  Smith  luxurirs  of  tho  poor  g^en.  Aitüul 
bcwirlc<^n  nach  ihm  aber  niclit  nothwendig  eine  Erhnhiinir  do.-.  Arbeitslohn«:.  'T.assalle's 
Gitale  aus  Smith,  Indir.  St.  S.  21  if.,  nach  d.  frauzO^.  Ueberietzung  v.  Garnier  sod 
etwu  tendenziös  heniugesiiebt).  J.  B.  Sny  hehi  den  stark  umgekehrt  progress. 
Character  der  Verbnnichst.  scharf  hervor  (conrs  compl.  d'ccon.  polit  VIII  partie  ch.  4): 
ähnlich  Sismondi  in  s.  nouv.  princ.  II.  1.  »'..  ch.  H  (2.  cd,  p.  210  1!'.  „le  riebe  6ch»py> 
k  presquo  tons  Ics  imputs  sur  sa  coosumuiation ;  ruduiro  toas  les  impOts  a  celoi  üox 
Ja  oonsommation  o'est  nuneaer  le  Systeme  föodal,  oO  le  noble  et  le  riebe  ne  payeü 
rieft**,  aus  d.  Table  analyt.  II.  4S5).  Aehnlidl  auch  Deutsche.  So  bes.  scharf  Lotr 
Handb.  III,  175  i Knvftstellon  hei  Lassalle,  Ind.  St.  S.  2.'>  ff.i.  Von  älterr-n  Finaw- 
schriibtelicrn  Eschcnmaicr,  ab.  d.  (junäumtiöii:>ät.  llcideib.  1613,  kröucke,  üruadi. 
N.  8,  r.  Lieehtenstern,  AplioritDu  «.  Notizen  Uber  wiciitife  Zweige  d.  FIb.w61 
Altenb.  1S21  S.  31,  v.  Almenstein,  üb.  d.  Vorzüge  n.  MJlngel  d.  indir.  Besteoer. 
Diissi-ld.  Von  N.-uoren  s.  Pfeiffer.  Staatseinn.  II.  342--at»7,  der  Typus  d^r 

liberalen  Ockonouük  in  dieser  Frage:  bes.  gegen  die  Verbr.steaem  die  ungleich« 
Belastung  des  Einzelnen,  die  thenre  Krhebung,  die  Reiiung  znr  Umgehung  geltend 
gemacht  u.  im  S'rlilussurthoil  „aufs  Ent^rhicdonste  die  Aufhebunsr  der  Verbrauck«. 
II.  l)cs.  der  iuUirect'  ii  unter  ihnen"  verlangt  (S.  364),  —  freilich  nur  als  Ziel,  du 
nicht  sofort  zu  erreichen  sei. 

Joner  anderen  Kiobtnng  in  der  Literatur  u.  in  der  Praxis,  welche  sich  mit  den 
Verbrauchsteuern  mehr  odor  weniger  gut  abfindet  oder  sich  sell'st  mit  ihnen  befrcunJet 
u.  dieselben  bes.  befürwortet,  muss  man  den  Vorwurf  macheu.  d^iss  sie  die  berror- 
gchobene  Schattenseite  dieser  Steuern  zu  leicht  nimmt  und  nicht  genügend  auf  Av- 
gleichnngsmittel,  bes.  im  Gebiet  der  directen  Erwerbsbesteuerung,  sinnt  Das  Bichtii« 
lici;t  ancli  liii  r  in  der  Mitte  zwischen  den  Ansichten  u.  Fopi  -rnnfren  der  unbedinetea 
Gegner  und  der  zu  willfahrigeu  und  zu  optimistischen  Anhänger  dieser  Stenern. 

Man  wird  nemlich  Lassalle 's  und  der  Soeialisten  Amfassung  der  ii&edes 
Verbrauchsteuern ,  als  derjenij^LU  Steuerform .  durch  welche  die  besitzende  Ghsse  im 
Zeitalter  der  Vorherrsclialt  des  mobilen  Kapitals  die  formell  aufgegebene  n.  gesetzlir* 
aufgehobene  Steuerfreiheit  reell  im  Wesentlichen  wieder  herstelle,  doch  nur  in  bc- 
adutaktera  Maaase  als  richtig  zugeben  können,  auch  wenn  man  nicht  za  des 
ADb&ngern  der  Optimist.  Ueberw&Izungstheorie  der  indirectcn  Lohnsteuem  gehöit 
Lassalle  selbst  imputirt  der  ..Ronr2:eoisie"  nicht  den  bewnssten  nackten  Egoismus  in 
diesen  Dingen.  £r  macht  nur  mit  Kccht  geltend,  dabs  jede  auf  die  Staatsgeset/- 
gebong  Einfloas  gewinnende  Glasse  gleichsam  instinctir  ihr  GlaaseniBtenne  veitiitt 
und  deshalb  den  Besitzenden  heutzutage  die  VerbraucbsCenem  riel  sympathischer  al$ 
directe  Einkommen-  u.  ähnliche  Steuern  sind.  In  diesem  Umfang  ist  die  Auffassung 
wohl  richtig  und  psychologisch  begründet,  auch  durch  manche  Thatsachen  bei^itigt 
(Prankreicbs  SteoeipoUtik,  bes.  aneb  seit  18711  Gttnstigo  Benrtheiliuig  der  T«r- 
brauchstenem  in  Deutschland  Mit  187S).  Es  ist  dieselbe  Erscheinung,  als  wenn  die 
nicht-besitzenden  Classcn  progress.  Einkommenstenem  u.  dgL  wOnschen  (s.  o.  §.  S52 
Uber  „sociale"'  Steuerkämpfe). 

Aber  Lassalle's  geschichtliebe  BegrOndnng  der  EntwieUnng  der  Ttf^ 
brauchsteuorn  ist  eine  einseitige,  und  seine  jranz'^  Thi  orie  enthalt  dal'.er  i'i.-h  eiü* 
wesentliche  Liicke.  Der  Erklürungs  -  und  Kerhtfertijungsgrund  der  Znn.ilunf  'ier 
Gesammtbesteuerung  u.  der  absoluten  u.  relativen  Vermehrung  der  Vcrbrauchsteucra 
liegt  in  der  Steigernng  des  OiTentlichen  Bedarft  n.  des  Natfonaleinkoiiimant,  sowie  ia 
einer  derartigen  DifTereiizirunjr  des  letzteren,  dass  auch  den  unteraa  arbeiten- 
den Classen  ein  Iktrag  davon  zufallt,  welcher  bei  der  erforderlichen  grösseren 
(lesammtbesteuerung  nicht  unbedingt  unbesteuert  bleiben  kann.  Da^  Einkominea  dfi 
einzelnen  „Arbeiters**  ist  für  die  Besteuerung  unwesentlich,  das  EtnkoinmeB  der 
Gcsamrathcit  der  unteren  {'lassen  bildet  aber  eine  so  grosse  Quote  rom  Volb- 
cinkommen,  dass  es  in  der  Kegel  mit  besteuert  werden  muss.  Das  Einkommen  einer 
grossen  Zahl  von  Personen  u.  Familien  der  unteren  Classe  enthält  auch  einen  gewiss«», 
wenngleich  kleinen  Betng  „fteien**  Einkommeiis,  wie  sich  gerade  aos  den  Coa- 
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sQmtions  Verhältnissen  mit  crgicbt.  Dieser  Betrag  kann  nach  dem  Prinrip  der 
Leistungsfähigkeit  mit  ))estcaert  werden.  Ohne  dass  femer  hier  die  früher  abgewiesene 
falsche  Anwendung  des  Prinrips  von  Leistung  u.  Gegenleistung  stattfiunl  •  ,s.  §.  419\ 
ist  doch  in  der  Frage  der  Verbrauchsbesteuerung,  als  eines  IlauptmiUels  zur  Be- 
»tcucrung  der  unteren  Classen,  auf  den  inneren  Grund  der  Zunahme  des  Finanz- 
bedarfs hinzuweisen,  aus  der  wieder  die  Nothwcndigkeit  höherer  Besteoening  herror- 
jeht:  die  Gemeinwirthsrhaft  Ubt  rnirnmt  immer  m  eh  r  ThätijikeKen  u.  filhrt  sie 
immer  besser  aus  u.  zwar  wesentlich  auch  mit  im  Interesse  der  unteren 
Clissen.  Ein  Punct,  der  von  La ss alle  ganz  bei  Seite  gesetzt,  dagegen  namentlich 
von  Stein,  nur  in  etwas  al)t\ '  i  lu  nder  Formvlirang,  sachlich  aber  übereinstimmend, 
mit  Hecht  fur  die  Frage  dt-r  Vcrbrauclishestcaorang  al!<  wichtig,  ja  als  eiitsrlit  jtjond 
henorgchobcn  wird:  Stein  (II,  172  u.  a.  a.  Stellen)  verlaufft  mit  Recht  ab  Ersatz 
4«r  SteneizaUnDg  die  Reprodnctlritit  der  Steuer  in  dmi  Leistangen  der 
Yerraltmig.  Hier  ist  nun  auch  far  die  unteren  Classen  an  alles  das  zn 
«rinnem,  was  gerade  der  moderne  Staat  n.  seine  Commiincn  direct  u.  indirect 
f&r  die  ganze  Bevölkerung  u.  vielfach  spccioU  für  die  unteren  Classen  leisten:  Unler- 
Tidit,  Saaitils-,  Annen-,  YeHtehrsiresen  q.  s.  w.,  aber  auch  „Sicherheitswesen** 
kommt  iu  Betracht,  wenn  man  nur  bcdenki,  in  welchem  Maasse  die  innere  u.  Süssere 
Sicherheit  im  Staate  gegenüber  'I  ri  fi'waltthaten  und  Kricgsztlgen  früherer  Perioden 
»ach  dem  „Arbeiter''  zu  Gute  kommen.  Der  moderne  Staat  hat  diese  Aufgaben 
tn  sich  genemmea,.  er  braucht  daftlr  Mittel  zur  Kostendeciranf  und  wenn  er  selbst 
dnrch  eine  manches  Unbillige  enthaltende  Vcrbrauchsbesteii'^nnig  diese  Mittel  auch 
deo  unteren  Classen  mit  almiuiint,  so  vorbessern  diese  durch  eine  solche  rechtlich 
([eordttute  regelmässige  Coutribuiion  ihre  Lage  immer  noch  wesentlich  gegen  früher. 
Iba  darf  nicht  tibersehen,  dass  hier  vielfiich  nnr  ein  Thefl  der  Siteren  Frohnden  und 
Onmdabgaben.  Schutzgelder  u.  dgL  flQr  die  Schutzgewährung  an  den  Grund- 
end Schutzherrn  in  die  neue  Form  der  Staatssteuer  verwandelt  wird.  Zur  Berich- 
ugong  und  zur  Krgiiazung  von  Lassalle *s  Auffassung  ist  es  noth wendig,  dies  sehr 
n  betchteii. 

Von  dem  hier  gegen  Laasalle  vertretenen  Oesiohtspnnct  ans  mlichte  die  Ver- 

braochsbesteuerung  und  zwar  gerade  eine  solche  von  noth  wendigen  Arbeiter- 
consuintibilien  (Salz,  Petruleum!)  sogar  noch  ein  besonderes  Hilfsmittel  bieten, 
un  wichtige  ökonomische  Probleme  der  Arbeiterfrage  leichter  ihrer  Lösung  entgegen 
n  fthreo.  So  erscheint  z.  B.  selbst  die  Salzstener  (fthnlich  die  Branntirein-  nnd 
Si-hanksteuer)  sofort  in  andrem  Lichte,  wenn  man  etwa  aus  ihrem  Ertrage  die  Mittel 
rir  frarantie  und  Dotation  eines  UIIlfa^sendcn  Arbeiterversicherungswcscns  zur  Ver- 
i-.'uiig  stellte,  ein  l'lan,  den  ich  mir  anderswo  weiter  zu  verfolgen  vorbehalte.  Der 
steaertechnische  Vorzog  der  „indirecten''  ?or  der  ,,directen  Erhebung**  Besse  sich 
<libei  einmal  umüttelbar  in  einer  Angelegenheit  fandameotalsten  Arbeiterinteresses 
Tenrerthen. 

Statt  aber  in  der  obigen  oder  in  ahnlicher  W  eis«^  die  entwirklinigs- 
fcietzmässige  Begründung  der  Verbrauchsteuern  zu  liefern,  haben  die  Anhänger 
der  letzteren  dfie  gar  nicht  an  bestreitenden  M&ngd  dieser  Steuerait  beschönigt  oder 
isuorirt  und  es  so  versfiumt.  die  richtigen  I'orderungen  zur  Ergänzung  ilcs  «ranzen 
Steoeraystems  u.  zur  Ausglei.  hung  jener  Mängel  zu  stellen.  Der  blosse  Hinweis 
*Bf  die  „practische  Uneutbehriiohkcit"  ist  keine  genügende  wissenschaftliche 
B^itlndnng.  Die  Beweisfllhliing  der  melir  oder  weniger  bedingten  oder  unbedingten 
Anhinger  der  \'ert>niuchsteuern  htdarf  deswegen  el) 'nsowohl  eine  Einschränkung  als 
diejenige  der  Gegner.  Von  Früheren  s.  z.  B.  Sonnenfcls,  Fin.  §.  Iö5  If.,  Jacol». 
Ha.  I,  §.  683  (F.  (geht  v.  d.  pract  Dnmöglichkeit  aus,  mit  d.  Einkommenst  allein  bei 
ilMken  Ofientl.  Bedtlrfn  issen  ausmeichen),  Fulda  §.  202  II.;  v.  Malchns,  Fin.  I, 
60.  61,  S.  283 — 299  (Vorführung  d^  r  Grgenürründe  iregen  Verlir.steuern  u.  Versuch 
der  Widerlegung«  aber  bei  manchem  Kichtigen  gewiss  nicht  mit  dem  von  Stein 
0,  201  gereimten  Erfeig,  dass  ,3eit  dieser  Zeit  isln  emstlicher  Zweifel  gegen  diese 
Stcüeru  mehr  erhoben  worden  sei" ;  der  alte  bequeme,  aber  grossentheils  unrichtige 
Verlass  auf  Teberwälzung  auf  die  Reichen  (<  u  i;.  511)  ist  auch  Malehus'  Einwand 
C^gen  den  Vorwurf  einer  leberlastung  der  unteren  Classen  durch  die  Vcrbr.steuem, 
S.299)r  Hoffmftnii,  Stoo.  S.  245  ff.  (sehr  km  und  ohne  piincip.  Begründung): 
X'Cnlloeh,  tantion  p.  148:  Hill,  piinc.  b.     ch.  4  o.  6. 
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Aach  die  BeweisfuLnrng  von  Raa  u.  anderen  neaoren  Finanztheonlikern  befriedigt 
nicht.  Rau  (II.  §.  406 — 424)  si-'lit  in  den  von  ihm  mit  Vorliebe  sogen.  Aufwand- 
Steuern  nur  einen  anderen  Weg  zur  Beäteuenug  des  F.inkommeng,  als  mittelät  der 
Schttzangen  (§.  406).  In  der  EiOrlerang  Uber  d.  Yeiliiltn.  d.  Stönor  n  den  13m- 
kunften  (§.  407)  tritt  ein  klares  Urtheil  nicht  herror,  doch  ist  Bau 's  rorsichtigc 
Ziini«  khaltniijf  in  der  pünst.  Bcartheilang  dieser  Steaem  nicht  zn  verkennen.  Er 
bchhesst:  „•  •  •  ü>t  nicht  zu  erwarten,  dass  aach  die  sorgfältig  abgefassten  Geaotie 
über  die  AvArandsteuem  eine  roUkommea  gleicilibnnige  Butstang  alkr  FuniEan  nach 
ihrer  Stenerflhigfceit  bewirken.''  Nach  rerschiedenen  Erörterungen  Uber  d.  foIkswirlhscL 
a.  finanz.  Wirkungen  d.  Verbrauchsteuern,  wobei  kaum  haltbare  Meumocen  tlber  den 
Zosammeohang  zwischen  der  Verbr.besteuer.  u.  dem  Sparen  u.  Kautalbilden  (§.  4o) 
nnterlanfen,  Iconimt  in  §.415  gleiduroU  das  Ergebniss:  „Die  Er&hmng  feit  die 
Unschädlichkeit  der  nach  gelftoterten  Grandsätzen  angelegten  Aafwandsteaen,  ihic 
Verträglichkeit  mit  den  Fortschritten  des  Wohlstands  u.  ihre  Zweckmässigkeit  in  den 
meisten  Staaten  dargethan.''  Nicht  selten  von  den  practischeu  Anhängern  dieser 
Stenern  getnaserle  ijisichten,  idier  scUechterdingi  lo  gar  niöht  zn  beweiseiide  Site 
Rau  meint  dann  in  §.416:  „bei  den  gegenwärtigen  Zuständen  im  Stenerweseo  sei  • 
nützlich ,  die  Aufwandsteuem  neben  ilen  Schatzanffen  bestehen  zu  lassen ,  um  dnr'  h 
eine  Vorbindung  beider  Gattungen  die  uuvurmeidlichen  Fehler  und  N'achtheile  einer 
jeden  zu  ferringem**.  Danwf  kommen  $.  417  C  einige,  im  Ganzen  liebtige,  ah« 
nirht  ausrcich<  nde  Grundsätze  f.  d  Einrichtung  der  Aufwandsteuern.  In  Retr.  d-^r 
I  clt-rwälzTinK  urtheilt  auch  Kau  421.  422  skeptisch,  selbst  in  Bez.  auf  Steuert 
auf  die  nuthigcn  Lebensmittel  u.  meint,  dass  auch  da,  wo  die  Uebcrwälzung  gclmgt, 
sie  nicht  ohne  bodenkl.  Folgen  sei.  Diese  ganze  Behandlong  der  wichügen  ft^e 
ist,  wie  Stein  II,  201,  richtig  bemerkt,  bei  allem  Zutredonden  u.  Beachtenswcrthen. 
das  sie  enthält,  doch  durchaus  ohne  festes  Princip  über  das  Wesen  und  die  wahre 
Steaerqnelle  dieser  Steuerart.  Aehnliches  gilt  von  der  auch  sonst  nichts  Bemerkeaa- 
weithes  bietenden  Behandlung  von  Umpfenbaeh,  I,  §.  99  ff.,  worin  über  die  Be- 
denken in  Betr.  der  ungleichen  Belastung  liinwe-^  fre^'au^:en  wird.  -  Hock  bt'trachtet 
die  Verbr.stcuem  nur  vom  Staudpunct  der  steuertechn.  Zwei  kmiisbigkeit  aus  als  eineß  i 
Ersatz  der  Person alsteuer  der  unbemittelteren  u.  als  eine  Ergänzung  der  Einkommea- 
steucr  der  wolilhabenderen  CSa^sen  (8.  82,  152\  ganz  richtig,  aber  ohne  muraehende 
principicUe  ßesrundung  u.  anders.  Begrenzung  des  Vcrbrauchstcuersystems. 

In  Hinsicht  auf  die  principielle  Begründung  liegt  nun  wieder  ein  oüTei* 
konnbarer  Fortschritt  in  dem  Kern  der  Stein  sehen  Ansicht  (bes.  H,  170  ff.),  daas 
„die  indirecto  (worunter  er  hier  trotz  seiner  abweii  lienden  Terminologie  wesentlich 
die  Vi'r)>r.st.  versteht')  Steuer  die  Besteuening:  dt-r  Arl)eit  sei."  Nur  hat  Stein  di'-s»* 
eigentlich  ziemlich  einfache  Auffassung,  die  von  keinem  anderen  Autor  oder  Practiker 
ganz  reifcannt  ▼erden  konnte,  in  nnnOthig  weitläufiger  Weise  mit  einem  Anfvaid 
schwer  verstündlicher  u.  doch  ganz  entbehrlicher  Dialectik  etitwi>  kelt.  so  dass  diese 
sachlich  vielfach  richtigen  Partieen  in  formrller  Hinsieht  zu  den  schwerst  geniessbaren 
des  ganzen  W  erks  gehören.  Hier  wird  wirklich  Einfaches  höchst  unnütz  comphcin 
(s.  0.  S.  143).  FOr  sachlich  falsch  vu  bedenklich  halte  ich  femer  Stein's  ebes- 
ftlls  noch  zu  weitgehende  Hinwegaetznnf  Uber  dttk  lUnwand  der  „Ungleichmässiirkcit" 
und  der  Teberlastung  der  unteren  Classcn.  Die  an  sich  richtige  Ausbildung  der 
„Genusssteuer",  die  Aaswahl  der  Stcuerobiectc  und  die  rationelle  Bcstimmang  d«r 
Stenerftlsse  helfen  nicht  allein  ab,  zumal  Stein  selbst  wiedediolt  die  UnmögUchkdt 
zugestehen  mass,  durcbgrdfend  fwischcn  den  Artikeln  zu  unterscheiden,  welche  der 
„Vcrzehrungssteuer"  auf  Xahmngsmittel  n.  der  ,.(ienusssteuer"  angehören  (II,  lS2ff.. 
anders.  179).  Vielmehr  muss  gerade,  soweit  Verbrauchsteuern  fdr  die  Deckung  des 
Finanzbedarft  nnentbehilich  sind  n.  eine  Uebeilastnng  gewisser  Glassen  n.  Penonen 
(Familien!)  durch  sie  anzunehmen  ist.  ohne  dass  man  si<  h  auf  UeberwälsDBg fedsmea 
kann,  eine  Ausfrl<  ichunß:  durch  Massrepdn  in  der  Erwerbs-  u.  Bcsitzbcsleocrunr. 
im  Steuerfuss  der  Einkommensteuer  u.  s.  w.  erfolgen  ^s.  u.  530).  Für  Steuer- 
technisch  unrichtig  md  «ich  prindpiell  nicht  geboten  halte  ich  ferner  Stein 's 
wiederum  dialectisch  abgeleitete  Consequenz,  dass  die  Verzehrung>:)teucr  durch  ein»' 
directe  Classcnsteuer  (die  ..dirccte  Form  der  indirccten  Besteuerung  al.>^  Einkommoti- 
steuer"  — I  wie  sie  Sten»  in  der  Conseauenz  seiner  absonderlichen  Tcrminulogic 
nennt!)  ersetzt  werden  müsse,  wo  denn  aer  preuss.  Torgnng  besonders  |«prieseo 
wird  (U,  189  ff.,  207,  231  ff.)^  Die  preuss.  Eifidining  spricht  nicht  hieiülr.  Stein 
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onterscb^tzt  S.  23H  ff.  die  stctiertecbn.  Sch\^icngk.  einar  solchAD  diredfln  Steuer  der 
Aibeit  erheblich.    S.  unten      500,  bes.  Note  H. 

tater  den  neuesten  Schriften  über  Steuerwesen,  welche  sich  näher  mit  der  Ver- 
tocfasbesteiierang  beschäftigen,  verdient  auch  wegen  einer  eigenthUmlichen  prin- 
cipi eilen  Begrtlndong  und  Empfeblnng^  L':ewisser  Arten  von  Verbrauchsteuern, 
nemÜch  der  hohen  Branntwein-  u.  Tabaksteuer,  die  vorzügliche  vergleichend- 
lioaiustatistische  Arbeit  von  Ph.  Gerstfeldt,  Beiträge  z.  Heichssteuerfrage,  Lpz.  1879 
(n(s  ihTee  ToneaBdi  pnustfsehen  Inhalts  hier  in  der  a]l|fliii.  Steneilefaie  hee.  hervor- 
gehoben zu  werden.  Gerstl'ddt  Steflt  keine  neue  Aüsidht  ftlf»  aoftdern  eine  bes.  in 
Iktr.  der  Branntweinsteuer  öfters  von  der  (jesrtzü:ebiing  anjjenommene,  aber  er  fuhrt 
sie  beacbtenswerth  ajts.  £r  sucht  die  Verbrauchsteuerobjecte  nach  ihrer  grösseren 
Q.  geringeren  Schldlfchlceit  n.  önsch&dliehkeit  m  dessifieireii  n.  ferlangt  eine 
möglichste  Freigebung  unentbdirlicher  Objecte  (Salz) .  eine  nur  niedrige  Bcätunerung 
absolut  unschädlicher  Oenussmittel  {Zucker,  Kaffee.  Thce).  eine  höhere  der  i-lativ 
uiuchadiichen  (Bier,  Wein)  und  eine  sehr  hohe  der  «^relativ  schädlichen'' 
(Bnnntwein  n.  Tabdt).  Bei  einer  yeifleiehimg  der  Beetenerong  Denlaohlande  n.  des 
Auslands  wird  dann  namentlich  die  bisher  so  überaus  niedrige  deutsche  Tabak-  und 
Branntweinbesteui-runf^  beklagt.  Indessen  beruht  jene  Classification  doch  <  twas  auf 
sobjectiver  Auliassung  und  behandelt  auch  den  Branntwciucou^um  zu  unbedingt  als 
idiidlich,  wie  reo  Conrad  (Jahrl».  1879,  H,  307)  mit  Beeht  entgegnet  vird.  Nament- 
lieh  aber  wird  der  sittenpolizeiliche  Gesichtspunct  hierbei  zu  einseilig  betont  u. 
tlbcTsehen.  dass,  selbst  wenn  er  ganz  richtig  u.  das  dabei  erstrebte  Ziel  ganz  sicher 
erreichbar  wäre,  hier  immer  doch  eine  bedenkliche  Verletzung  der  Gleich- 
■iSBigkeit  der  Bestevemng  bei  der  hohen  Tabak-  a.  Bnumtweinstener  bleibt: 
da  TM  Gcrstfeldt  mit  Unrecht  ganz  b'  i  Seite  gesetzter  riesu  ht.-jiun<  (.  Möglich  sogar, 
daas  bei  der  sehr  hohen  Hranntweinsteuer  der  Säufer  sich  nicht  nur  physisch  und 
psychisch,  sondern  zugleich  auch  Ökonomisch  ruinirt,  gerade  wegen  der  Steuer. 
Ue  efaneitige  Hervorhebung  des  sittenpolizeil.  Gcsichtspuncts  in  diesen  Dingen  hat 
neh  sonst  ihre  Bedenken,  hei  aller  partiellen  Richtigkeit.   S.  u.  §.  503  a. 

In  der  sonstigen  neueren  u.  neuesten  deutschen  Finanzliter,  ist  die  Verlmitichs- 
besteuerung  meistens  nur  in  Betr.  steuertechnischer  £inzeiheitcu  geuauer  be- 
Imdelt  vraden.  Ein  Mangel  bleibt  in  den  Vnteitiichingen  über  Cfaikommeiut,  Ter- 
mdgout.,  Steneifuss,  dai$s  dabei  auf  das  Nebenhergehen  (und  in  welehem 
tfaaese!)  der  Verbr.steucrn  wenig  oder  gar  keine  KUcksicht  genommen  wird. 
Dm  irt,  wohn  ich  Stein  ganz  beistimme  (II«  175,  202),  auch  den  ächrü'ten  von  Hau- 
■ann  iL  Held  rvrmwawn:  Was  Letztrer  in  dieser  Hinsieht  Im  7.  Kap.  a.  EiakAt, 
»gt,  retoht  bei  Weitem  nicht,  au«  b  \on  dem  Standpuncte  seines  spedellen  Themas 
nickt  aus,  um  die  wichtige  Frage  der  Vcibr.steuern  u.  die  conncxe  der  angemessenen 
Eiuichtnng  der  (iesammtbcäteuerung  dadurch  zu  erledigen:  jene  Steuern  störten  und 
hosehldigtoi  zwar  die  Prodaction,  seien  ab«r  den  Gonsam«Bten  ans  den  niederen 
Ständen  fegenflber  die  einziu;  mögliche  Alt  der  Besteuerung.  Damit  ihre  Vortbeile 
überwögen,  mllssten  sie  auf  entbehrlich«- ,  aber  allgemein  ronsumirtc  Artikel  gelegt 
>ein  und  dürften  nicht  auf  Kosten  der  directen  Steuern  unnöthig  ausgedehnt  werden, 
SL 179  C,  wo  die  Finge  der  gerechten  SteoerrarflieUung  aber  ganz  zorQcktritt  nnd 
VM  „umOthige"  Ausdehnnng  der  directen  Steuern  sei,  fraglich  bleibt.  — 

Dor  Standpunct  uns<  ri  i'  neuesten ,  der  Entwicklunir  der  yerbrauelis(''Uerii  so 
günstigen  deutschen  Praxis  wird  am  Deutlichsten  von  FUrst  Bismarck  selbst  ver- 
treten, bes.  in  s.  Reden  im  Keichstage,  1878,  1879,  z.  B.  in  d.  Sitz,  am  28.  Febr.  1878, 
Keichstagsverliandl.  stenogr.  Ber.  S.  142.  Was  andere  Practlker  u.  Theoretiker  nener- 
Jines  in  ähnl.  Richtunir  geleistet  haben ,  läuft  auf  eine  Paraphrase  dieser  Bisniarck'- 
"tohco  Steuerpolitik  hinaus.  Vgl.  darüber,  in  einer  Hinsicht  beistimmend,  in  andrer 
ergänzend,  berichtigend  u.  ablehnend,  meinen  Aufs.  Uber  d.  schwebenden  deutschen 
nii.fr&gen  in  d.  Tub.  Ztschr.  1879,  S.  92  If.,  auch  GoBrad*s  gen.  Anzeige  ron 
Qerstfeldt  und  ebendaselbst  von  Geffcken. 

.\u.>  der  fremden  Liter,  verweise  ich  auf  <lie  vielfa«  h  zutreflende  Kritik  von 
CliffeLeslie  in  s.  hnanc.  reform.,  nam.  aber  auf  die  zwar  wieder  der  principiellen 
ftfawmg  der  Probleme  entbehrende,  aber  vom  Standpnnct  der  pracL  Zweckmiseigkeit 
^  der  Steuertechnik  aus  gut  die  Frage  behaudchule  eingehende  Erörterung  von  Leroy- 
Beaaliea,  ch.  4,  II,  210  ff.  Uber  d.  dir.  u.  indir.  Steuern.  Die  ,*iiidnctiven"  Beweia- 
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filbrangcri  sind  frcilirh  auch  hier,  wie  gewöhnlich,  nar  mehr  oder  wenigt-r  zutreffende, 
im  (janzeri  für  sich  nicht  viel  beweisende  statistische  Belege  deductiv  gewonnener  Sätze. 

In  den  folgcndon  Abschnitten  worduu  die  Vcrbraachstüuern  voraeiulich  als  solche, 
mehr  nur  nebenbei  ab  indirecte  mitenncht.  Eif&nznngen  in  lelitrer  F^"*****  n 
Hauptabschnitt  4. 

Die  verwandte  Frage  der  Nutz  Vermögens-  u.  Luxussteuer  s.  oben  ia  §.  469  iL 
unten  in  §.  494,  nebst  der  Note  5  in  §.  493  Uber  Bilinski's  Theorie. 

Ifit  Kücksicht  auf  die  roruigehendo  längre  litcrar.  Note  Bind  die  Citate  in  den 
Noten  der  folgenden  Abschnitte  möglichst  knapp  gehalten  worden.    Die  Anfuhrung 
einzelner  Ansichten  hat  aach  nur  relativen  W  erth,  da  dieselben  im  Zusammenhang  mit  | 
der  ganzen  Auffassung  eines  Autors  beurtheilt  werden  mQssen.  I 

L  »  §.  490.  Die  Stellang  der  Gebraacbsbestene- 
rung  in  der  Gesammtbesteaernng  nnd  ibre  Formen. 
Die  Gebranohs-,  namenüich  die  im  engeren  Sinn  sogenannte  Ver- 
branebsbeeten^ning  ist  naeb  der  geeebiobflieben  Entwfeklnng  die 

zweite  grosse  practiscli  wichtige  Hauptgruppe  der  Besteuerung  j 
neben  der  Erwerbsbesteuerung,  da  die  Besitzbesteuerung,  wie  sieh 
zeigte,  nur  eiue  untergeordnete  Bedeutung  erlangt  hat.  Nach  der 
Grösse  ihres  Anthcils  vom  Ertrage  der  Gesammtbestenenuig, 
wenigstens  der  staatlichen,  nimmt  die  GebrauchsbesteneniDg  so- 
gar die  erste  Stelle  ein  (§.  4d0).  Die  eigentlicbe  Verbranchs- 
besteuening  ist  zogleieh  fast  ganz  sogen,  indirecte,  die  £r- 
werbsbestenerong,  dieser  Haupttheil  der  Sebatanngen,  zogleieh 
grossentheils  direete.  Es  bandelt  sieb  bier  jetzt  darnm,  die 
Geeignetheit  der  Gebraue  hsbesteu crang  zu  prüfen, 
unter  möglichster  Berücksichtigung  der  obersten 
S te uerprincip i c n  statt  und  neben  der  Erwerbs bestcne-  | 
rung  zu  einer  richtigen  reellen  Besteuerung  des  Ein 
kommens  der  steuerpi'l ichtigen  Personen  zu  ftthres. 
Denn  davon  hängt  das  Urtheil  Uber  die  Stellung  dieser  Steuer- 
gattung im  Steuersystem  ab  und  sind  dann  entsprechende  An- 
forderungen  an  die  Einrichtung  des  Systems  zu  stellen. 

Die  Gebranchsbestenemng  kann  nun  möglicher  Weise  folgende 
drei  Formen  annehmen : 

A.  Erstens  kann  sie  eine  allgemeine  Verbrauchssteuer 
sein,  ein  JSeitenstück  zur  allgemeinen  Einkommensteuer,  indem  sie 
denGesammtverbrauch  einer  Person  an  wirthschaftlichen  GUteru, 
bez.  an  Geld  in  einer  Wirthschaftsperiode  (Jahr)  in  einer  Werth 
summe  (Geld)  yeranseblagt  und  besteuert ,  wobei  folgerichtig  eine 
Quote  für  die  Abnutzung  des  Nutsverm(^ens  ehizurecfanen  sein  würde. 

B.  Zweitens  kann  sie  eigentliehe  oder  Verbrauchssteoer 
im  engeren  Sinne  sein,  indem  sie  gewisse  einzelne  Sach- 
güter ^^Artikelj  des  Consums,  welche  vor  erfolgtem  Codsub, 
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momentan  wenigstens,  wesentlich  zum  Verbrau chsverra^lgen  ge- 
hfireiii  belastet:  der  weitaus  wichtigste  Hanptfall  der  Gebrauchs- 
besteaemng. 

G.  Drittens  endlieh  kann  sie  sich  an  das  NntzYermOgen 
koflpfen  nnd  dessen  Nntsnngen,  sowie  gewisse  persönliche 

Geuüäse  treffen.  Hier  wird  sie  dann  meistcus  wieder  eine 
partielle  Vermögenssteuer  oder  eine  Luxussteuer,  mithin 
uach  der  früheren  Terminologie  eine  nominelle  Besitzsteuer. 

II.  -  §.  491.  Eine  allgemeine  Verbrauchssteuer  ist 
statt  der  Einkommensteuer  principiell  gefordert  worden,  weil  sie 
mehr  als  diese  der  Gerechtigkeit  nnd  richtigen  wirthsehaftlichen 
GrandsSiaen  entspreche  nnd  steuerteehnlsoh  leichter  nnd  sicherer 
«o&idegen  seL^)  Diese  Begründung  kann  aber  nicht  fOr  zu- 
tfeflbnd  gelten.  Die  ausdrücklich  beabsichtigte  Consequenz  wäre, 
da88  das  Einkommen  einer  Person  nicht  vollständig,  sondern  ver- 
^«chicdeu  naeli  seiner  Verwendung  besteuert  wUrde :  nur  der  ver- 
brauchte, nicht  der  „ersparte'^  Theil  würde  zum  Maassstab 
lär  die  Steuervertheilung.  Abgesehen  von  der  Schwierigkeit  der 
ivractischen  Durchführung  einer  solchen  Trennung,  welche  bei 
manchem  Verbrauch" ,  z.  B.  für  Erziehung  nnd  Unterricht  der 
Kinder  in  der  Familie ,  flberhaupt  kaum  mOglioh  ist,  da  dieser 
„Verbrauch''  hier  eigentlieh  eine  Kapitalanlage  darstellt,  —  so  ist 
aaeh  das  Princip  selbst  unhaltbar.   Unter  dem  Anschein  einer  ge- 

*)  S.  diesen  Yonehlag  bei  Pfeiffer.  Staatseiiuiftliiiieii  II,  588—554.  Er  geUngt 

m  Scblass  seiner  Erörteruiifjf^n  über  Besteuerung  dazu,  indem  <n  »Ion  Vortheil  einer 
-iDzigen  Steuer  gegenüber  der  tlblichen  Viellieit  der  Abtraben  auf  diese  Weise 
erreichen  will.  Die  Steuer  boU  ,,nacb  der  (iesainmUuiuuic  der  Ausgaben  eines 
icdn  bemessen  werden,  nicht  ntch  seinen  Einnahmen**  (S.  540).  Pfeiffer  rOhmt 
meinem  Plane,  der  so  dnfach  Mi«  dass  man  sieb  wundern  werde,  wie  man  erst  so 
spit  darauf  komme,  lauter  Torzügo  nach  u.  widerlegt,  in  wenig  gciiajj;ciider  Weise, 
(iie  dagegen  zu  machenden  Einwände.  Schon  die  Prämisse,  dass  „allein  durch  eine 
einzige  Steaer  die  Gleichmiflsigleit  der  Belastung  auf  die  Daner  denkbar  sei** 
S.  o3G '  ist  nach  unseren  früheren  Erörterungen  unhaltbar.  Die  historische,  ent- 
»icklanj^Sirc-'  tzlirhc  Nuthweiiilitrkeit  der  Differcnzirunj?  des  Steueiwescns 
*ird  dabei  ^aui  verkannt.  Die  einzige  allgemeine  Yerbrauchü-  oder  richtiger 
Auäf^abesteoer  wflide  aber  noch  beamidere  Bedenken  haben  n.  am  Wenigsten,  wie 
l-:  Vt'rf.  S.  .5  n  moint,  dem  Princip  der  (ileichheit  der  Opfer  entsprechen.  Der  Vor- 
>chUg  kann  in  einer  Hin>>icht  als  eine  «'onsequeii/,  der  einseitigen  Theorie  der  iieuoren 
Kttieäalökonomic  in  Bezug  auf  diu  Bildung  des  „kapit&hi"  durch  „Ersparung"  gelten. 
Er  benht  anoh  auf  der  Annahme  einer  „sittlichen**  Lefetnng  des  Mnzebien  hierbei. 
S.  dagegen  meine  Grundleg.  §.  287  (F.,  auch  MOC).  -  Aehnlicher  Vorsrhla^  vibri^ens 
u»  d.  Sehr.  „Uebcr  d.  billigste  VLTtheil.reu'tl  d.  .Steuern",  Berl.  lhöt>  (nach  Kau  11, 
§•406  Note  a):  die  Steuer  soll  nur  nach  den  Aufgaben  der  Bürger  angelegt  u.  die 
AMfabn  sollen  in  Steuereinheiten  ansgedrUckt  werden ,  welche  in  dem  geringsten 
ßnkomincn  einer  Familie,  auf  den  Kopf  ausgeschlagen,  bestehen.  Achnlicb  der  Vor- 
*Ahg  von  J.  Ke?ans,  a  percentagc  tax  on  domestic  e.xpcnditure  to  supfly  tbe  wbole 
of  the  public  rerenue,  l>i47,  bei  Mill.  B.  5,  K.  3,  §.  5. 
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rechten  und  wirtbschaftlich  richtigen  BegUnatigiuig  des  ^^Sparens" 
und  ^KapitalbüdeoB''  fflhrle  es  nur  zu  einer  Begflnstigang  der 
Personen  mit  höherem  und  mit  BeBitzelnkommeni  deren  Spv- 
nibigkeit  absolnt  and  meist  auch  relativ  viel  grosser  als  diejenige 
der  „kleinen  Leute''  Ist  Aneh  die  Ermittiun^^  des  wirklieben  Ott- 
sammtveTbrauche  einer  Person  oder  Familie  möchte  nur  ausnahnis 
weise  leichter  als  diejenige  des  Einkommens  sein.  Wo  man  den 
Verbrauch  oder  Haupttheiie  desselben  (z.  B.  den  Wohnungsanfwand) 
erforschen  kann,  lassen  sieb  die  Daten  auch  für  die  EinkommeD 
Steuer  verwerthen.  Wo  Einkommen  und  Verbrauch,  wie  bei  der 
Masse  der  Bevölkerung  aiemlich  identisch  sind,  veritndert  der  Vor- 
schlag an  der  Sachlage  nichts.  In  vielen  Fftllen  wird  die  Ennitt- 
Inng  des  Einkommens  gerade  das  leichtere  sein,  man  dmke  nnr 
an  die  grosse  Schwierigkeit  der  Aufstellung  der  Statistik  der  Haos- 
haltausgaben !  2;  So  darf  wohl  von  der  allgemeinen  Verbrauchs- 
besteuerung  abgesehen  werden.  Einige  Vorzüge  hätte  sie  aller- 
dings vor  den  gewöhnlichen  Consumtioussteuern :  sie  träfe  die 
Einzelnen  nicht  so  willkübrlich  und  ungleichmäs sig  nach 
der  zufälligen  Art  des  Consnms,  und  dem  Vorwurf,  daas  man 
sich  durch  Begnlirung,  bez.  Einschränkung  seines  Gonsums  der 
Besteuerung  mehr  oder  weniger  entziehen  kOnne,  wäre  sie  nicht 
in  gleichem  Grade  ausgesetzt  Aber  diese  Vorsflge  hltte  sie  nur, 
weil  sie  eben  in  der  Hauptsache  doch  wie  eine  allgemeine  Ein- 
kommensteuer fuugirte. 

ITT.  —  §.  492.  Die  eigentliche  Verb rauc hs besteue- 
rung  einzelner  Consumptibilien.  Zur  besseren  Uebersicht 
lässt  sich  fUr  diese  Steuern  folgendes  Schema  bilden,  das  gleich- 
zeitig die  Erhehungsformen  veranschaulicht,  daher  auch  iHr  die 
Frage  der  directen  und  indirecten  Besteuerung  und  fSr  die  sonstigen 
Steuerverwaltnngsfragen  wichtig  ist.') 

Erst  in  so  spi'cicllon  Arbi-iten  wie  Jon  in  d.  Tüb.  Ztschr.  1^79.  S.  14' ff- 
(Ausgaben  einer  bamiliu  von  b  l'crbüucu  aul  einer  scUlesw. -holst,  liaüigj  u.  eb.  ISbi) 
S.  183  (Wiithschaft  einer  se]i««mr&lder  Uhrmacher -FamiUe,  tob  0.  Schnftpper^ 

Teröffentlichton  ersieht  man  die  volle  Schwierigkeit. 

')  Vgl.  Kau  II,  §.  424.  Er  uiitei-scheidet  nur:  unmittelbar  erliobene  oder  direct« 
Anfwandsteuern ;  mittelbar  erhobene  oder  indirectc,  uemlich  von  Waaren,  die  in 
Inneren  des  Landee  im  Verkehr  sind,  Accise  oder  Aufschlag  and  von  Wurco. 
welche  die  Grenze  dos  Staatsgebiets  überschreiten,  Grenzzöllc  oder  Zölle  im 
•  igentl.  Sinne.  Eine  feinere  Casuistik  ist  auch  hier  in  der  allgem.  Steuerlehre  »clio& 
aothwendig.  Die  Erhebungsarteu  erörtert  Kau  dann  nur  je  bei  den  einzelnen 
Accisen.  Sie  lassen  sich  aber  bei  den  renchiedenen  Accisen  wieder  auf  allf  eneiae 
TyjM-n  zorückfuhren ,  die  sicli  dann  nnr  wieder  bei  den  einzelnen  Steuern  sped»- 
lisiren.  —  Solche  generelle  Betracht,  der  Erhebungsarten  in  vorzagl.  Weise  bei 
Hock,  Off.  Ab^.  S.  155  fl'.    S.  sonst  auch  hier  Stein,  II,  170  fi.,  210  11. 
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A.  Unterscheidung  der  Verbrauchssteueru  nach  der  Art  der 
Erhebung. 

1)  Steuern  auf  die  in  der  eigenen  Wirthscliaft  des  Cou- 
somenten  selbst  erzeugten  Güter.  Hier  ist  -  die  £rhebaiig  noth- 
wendig  regelmilssig  eine  directe,  indem  der  Consnment  selbst 
die  Steuer  zahlt,  so  z.  B.  wenn  der  Weinbaner,  Bierbrauer  itlr 
seinen  eigenen  Wein-  und  Bierconsum  besteuert  wird. 

2)  Stenern  auf  die  in  einer  anderen  Wirthscbatt  eizcugteii, 
vom  Consunienteii  zum  Zweck  des  Consums  erst  einge kauften 
Güter  oder  m.  a.  VV.  auf  solche  (rüter,  welche  als  Waareii  zum 
Verkauf  an  Dritte  bestimmt  sind.  In  diesem  schon  nach  der 
früheren  geschichtlichen  Entwicklung  und  nach  dem  heutigen  Steuer- 
recht  der  CulturvOllLer  practiseh  weitaus  wichtigsten  Fall  wird  die 
Verbranchsbesteuemng  regeknttssig  indireete  Besteuerung.  Ihre 
Fonnen  sind  mehrfach  versehieden,  fingen  sich  aber  in  der  Haupt- 
Siehe  unter  folgende  fttnf  Rubriken. 

a)  Steuern  auf  Artikel,  welche  im  Inland  von  privaten  Pro 
ducenten  erzeugt  werden  und  wo  die  Steuer  gleich  bei  dem 
Prodncenten  erhoben  wird.  Letzterer  schiebst  sie  also  vor, 
unter  der  Voraussetzung,  sie  durch  Fortwälzung  vom  Käufer,  bez. 
Consumenten  wieder  ersetzt  zu  erhalten.  Diese  Steuern  bilden  regel- 
mässig einen  Hanpttheil  der  sogen.  inneren*^  Verbrauchssteuern. 
Man  kann  bei  ihnen  wieder  zwei  Formen  unterscheiden,  in  denen 
sie  bemessen  und  erhoben  werden:  Formen,  welche  nicht  nur  fUr 
die  stenertechnisehe  und  administrative  Seite,  sondern  auch  fUr  die 
principielle  Beurtheilung  derVerbrauehsbesteuerung  zu  beachten  sind: 

tc)  Bemessung  der  Steuer  nach  dem  Rohstoff,  aus  welchem 
der  steuerptiiebtige  Artikel  hergestellt  wird,  wobei  wieder  ent- 
weder die  Menge  des  Rohstoffs  direct  genau  bestimmt 
•)der  nach  Betriebsmerkmalen  des  technischen  Produc- 
tionsapparats  ermittelt  wird.  £rsteres  z.  ß.  bei  der  Rüben- 
znekersietter,  wenn  sie  nach  der  Menge  der  rohen  Kttben,  letzteres 
bei  der  Branntweinsteuer,  wenn  sie  nach  der  Grösse  der  Bfaisch- 
botHge  bemessen  wird. 

ß)  Bemessung  der  Steuer  möglichst  nach  dem  steuerpflichtigen 
fertigen  Product  (Fabrikat)  selbst:  „Fabrikatsteuer",  ent- 
weder genau  nach  der  Menge  und  Güte  des  Products  oder 
doch   nach   Merkmalen  während  des  V  e  r  a  r  b  e  i  t  u  n  g  s 
processes,   aus   denen   mit  annähernder  Sicherheit  auf  die 

A.  Wsffatr,  PinaiunrisMaaclwft  IL  32 
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Quantität  and  Qualität  des  Prodncts  geschlossen  werden kuuL 

So  bei  gewissen  Formen  der  Getränke-,  Zuckersteuern. 

b)  Verbrauchssteuern  in  Form  eines  heimischen  Staats 
mouopoU,  wo  die  Verwaltung  des  letzteren  zu  den  Productions 
kosten  einen  Steuerzuschlag  im  Verkaufspreise  macht.  So  in  den 
beiden  heute  wichtigsten  Fällen  des  Salz-  und  Tabak monopolft. 
Das  Monopol  (Regal)  hat  gerade  wesentlich  den  Zweck,  einen 
solohen  Stenerzuschls^  zu  ermöglichen  und  ist  vor  Allem  Be- 
steuerungsform, wenn  auch  im  Reinertrag  des  Monopols  Kapital- 
zins,  gewerblicher  Gewinn  und  Steuer  zusammen  enthalten  nnd 
(§.  347,  348).*)  Der  Consument,  welcher  unmittelbar  von  der 
Monopolverwaltung  kauft,  zahlt  die  Steuer  hier  eigentlich  direct. 
In  dem  regelmässigen  Falle,  dass  der  Verkehr  zwischen  der  Ver- 
waltung und  den  Cousumenten  durch  besondere  Personen,  welche 
freilieh  eine  Art  halbamtlicher  Stellung  einnehmen  können ,  rer- 
mittelt  wird  (Tabak verschleisser  u.  s.  w.)i  tritt  wie  bei  der  gewObiK 
liehen  Verbrauchsbesteuerung  der  Gharad«r  der  indirec4eii  Steuer 
auch  bei  der  „Monopolsteuer''  herrori  indem  diese  Zwischenglieder 
den  Steuerzuschlag  im  Uebemahmspreise  (Taxe)  Torschiessen  und 
beim  Verkauf  wieder  ersetzt  erhalten. 

c)  Verbrauchssteuern,  welche  beim  Umlaut  der  steucrptlich- 
tigeu  Artikel  auf  dem  Wege  derselben  vom  Prodncenten  zum  Händler 
und  Consumenten  erhoben  werden.    Hierhin  gehören  drei  Fülle : 

a)  Erstens:  Die  Einfuhr-Grenzzölle  fUr  ausländische 
Waaren,  welche  zum  Consum  im  Inland  bestimmt  sind.  Nach  der 
Art  der  Bemessung  sind  sie 

aa)  specifische,  insbesondere  GewichtszOlle,  welche  nach 
Maass-  und  Gewichtseinheiten  der  Waaren, 

bb)  Werth zOllCi  welche  nach  dem  Werth  der  Waaren  be- 
messen werden. 

Nach  dem  Hauptzweck,  fUr  den  sie  aufgelegt  werden, 
sind  sie 

aa)  Finanz-(Steuer-)ZOlie,  welche  eine  Verbrauchaateoer 
in  Zollform  darstellen, 

bb)  Sehutzzdllei  welche  in  erster  Linie  die  Conourrenz  der 
auslttndischen  Production  auf  dem  heimischen  Markte  erschweren 
sollen,  sonst  aber  auch  eine  Verbrauchssteuer  bilden. 

S.  auch  I,  1.  Aufl.  §.  S6  Note  a  und  2.  Aul  §.  130,  181  Note  0.  B«8.  W 
Stein  scharfe  Auffassung  des  Monopols  als  Bostenoratfgsforai,  ireon  «ach  Bidht 
zuerst  bei  ihm.   S.  aocli  üock,  Abg.  S.  155  If. 
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ß)  Zweitens:  Die  bei  der  £iiifttiiraiig  von  Waaren  in  ab- 
geschlossene kleinere  Gebietstheile,  insbesondere  fttr  Staats-  nnd 
Commanalzweeke  beim  Eingang  in  die  Stftdte  erhobenen  Ver- 
branchsstenem:  „Thorstenern'S  ,,Thoraccisen^  Octrois 

uud  dergleichen. 

y)  Drittens:  Die  sonst  beim  Transport  der  Waaren  er- 
hobenen Vcrbraiichsstcuern,  wie  sie  hie  und  da,  z.  B.  beim  Wein- 
versand  vom  Prodacenten  und  Händler  an  den  VVirtb  nnd 
Coosnmenten,  vorkommen. 

d)  Yerbranchsstenem,  welche  unmittelbar  an  den  eigent- 
lichen Consamtionsact  angeknflpft  werden,  namentlich  in  der 
Weise,  dass  der  private  Consnment  in  Betreff  seiner  Vorrttthe 
des  stenerpflichtigen  Artikels  controlirt  nnd  für  die  zn  seinem 
eigenen  Consum  bestimmten  Mengen  besteuert  wird  (z.  I>.  bei 
Wein  )  und  dass  der  gewerbsmässige  K  1  c  i  n  v  e  r  k  ii  ii  t  e  r 
(Uebitant,  Wirth)  ähnlich  lür  die  durch  seine  Vermittlung 
zum  Consum  gelangenden  Mengen  die  Steuer  zu  entrichten 
hat  (yiZapfgebtthr^^  bei  Wein  n.  s.  w.).  Diese  Form  kann  mit 
der  vorher  nnter  y  erwähnten  verbunden  werden  oder  letztere  ganz 
in  sie  ttbergehen.  Auch  steht  sie  wohl  mit  der  folgenden  in 
Verfoindong.  ' 

e)  Verbranohsstenem  in  der  Form  von  Licenz-Abgaben, 
indem  diejenigen  Personen,  welche  gewisse  Gegenstände  produciren, 
damit  Handel  treiben  und  namentlich  sie  im  Kleinvorkehr  an  die 
Consumenten  absetzen  (Wirthe)  l'iir  das  Recht,  diese  Geschäfte 
zu  betreiben )  eine  Abgabe  entrichten  müssen.  Diese  kann  zwar 
sogleich  als  eine  Special-Gewerbesteuer  gelten,  aber  auch  in 
diesem  Fall  nnd  bei  ihrer  häutig  bedeutenden  Höhe  fungirt  sie  doch 
im  Wesentlichen  als  eine  indurecte  Verbranehsstener. 

B.  —  §.  493.  Unterscheidung  der  Verbranchssteuem  nach 
der  Art  der  Gegenstände,  welche  sie  treffen.')  Hier  bieten 

*)  TergL  Stein  I,  464  ff.,  n,  211  fi'.,  230  ff.  Seine  Nebeneinanderstellang  ron 

Verzehrungs-,  Genusssteuer  und  Zoll  ist  insofern  nnlArrisrh ,  als  dies  nicht 
coordinirtc  Glieder  sind  und  hier  verschiedene  Eintheilungsprincipien  benutzt  werden. 
.\ucti  die  Art  u.  Weise,  wie  Stein  II,  211  Ii.  zwischen  Ver/ehrungs-  u.  Genosssteucru 
Mtenehefdet,  ilsst  rieh  bei  der  von  ihm  selbst  /.ugegebeocn  flttssigen  Grenze 
mschon  Nahrungs-  u.  (Jenussraitteln  bemängeln.  Die  Verzehrungsst.  thcilt  Stein  in 
die  auf  Pflanzen-,  Fleisch-  uud  uiineral.  Nahrung,  die  Genusssteuern  sind  ihm  die 
<ietränko-  (Wein,  Branntwein,  Bier) ,  die  Zucker-,  die  Tabak-,  die  Zcitungsst.,  letztere 
ab  Besteaenin;  des  geistigen  Consums.  Mohr  wie  auf  die  physiologische  Unter- 
scheidung ist  zum  Theil  wohl  auf  die  „sociale",  durch  die  Volkssitte  u.  dgl.  be- 
stimmte Gewicht  zu  legen,  S.  auch  Gcrstfeldt's  in  der  Vorbem.  geu.  Schrift.  — 
Vgl.  aosscrdcm  v.  Bilinski's  Schrift  über  Luxusstener  (8.  oben  Vorbeni.  zn  Abschn.  S 
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ich  mehrere  UnterseheidungB-  oder  Glassificationsmerk- 
male,  nach  denen  sich  aber  die  einseinen  besteoerten  iilikd, 
bei  dem  engen  Zneammenhang  der  wirUischafilicfaen  Zwecke  ind 

Verwendaogen ,  nicht  immer  abfolnt  genau,  sondern  nor  im 
Grossen  und  Ganzen  rubriciren  lassen. 

1)  Unterscheidung  nach  dem  nächsten  Zweck  der  Ver- 
wendung der  Güter: 

a)  Verbrauchssteuern  auf  Artikel,  welche  regelmässig  un- 
mittelbar znm  Zweck  der  Bediirfnissbefriedignng  selbst 
erworben,  besessen  und  verzehrt  werden:  „fertige'*  Artikel,  welehe 
das  letzte  Stadium  der  Verarbeitong,  nnr  mit  etwaiger  Aosnahne 
der  Znbereitong  im  Hanshalt  selbst,  zurflckgel^  haben  oder 
^jGennss mittel"  in  diesem  (?on  dem  nnten  zn  ervHUinendeD 
unterschiedenen)  Sinne.  Die  betrefl'enden  Steuern  kann  man  daher 
wohl  als  Verbrauchnstcueiii  im  engsten  oder  wörtlit  hsten 
Sinne  bezeichnen.  Hierhin  zahlt  die  grosse  Mehrzahl  sänimtlicher, 
namentlich  der  modernen  Verbrauchssteuern.  Die  meisten  zur 
folgenden  Kategorie  gehörigen  Ausnahmen  von  diesem  Satze 
fanden  sich  frflher  und  finden  sich  theilweise  noch  bei  den  städti- 
schen Thorstenen!  nnd  besonders  bei  den  £infahrttfllen. 
*  b)  Verbranchsstenem  anf  Artikel,  weiche  sieh  noch  in  dsem 
Verarbeitnngs Stadium  im  Verkehr  befinden,  daher  meisteoi 
auch  noch  nicht  teitig''  lllr  den  unmittelbaren  Consum  sind. 
Diese  Artikel  sind  also  eigentlich  noch  Bestandtheile  der  Produc- 
tionsmittelvorrUthe  oder  des  Kapitals,  nicht  des  Gebrauchs- 
Tennögens.  Bilden  sie  den  e  inen  Hauptstoff  (Verwandlungb- 
stoff)  der  Produetion,  wie  z.  B.  die  Bttbe  Air  den  Zucker,  so  liegt 

S.  4s]).  Kr  nimmt  das  Wort  „Lnx'issteuir"  in  einem  wesenüirh  weiteren  als  dem 
ublichcu  biuu,  indum  er  di&ie  Steuer  al^  drittes  (ilied  eines  allgemeiuea  System» 
der  GonsQfDtiongBteDefD  neben  die  Steaen  ?on  «.nDentbebrlicheB"  nd  m 
..<  ntb<  lirliclicn"  Gejren'^tändcn  stellt  (S.  107).  Die  LoXQHt  ist  dem  Verf.  dann 
nothwi-ndig  zur  natUrl.  u.  log^ibchen  Vervollständigung:  des  Systems  der  CoDsumtion?- 
steiieru  u.  zugleich  zur  Correctur  der  Einkouimensteuer  (,S.  118,  120  if.,  133).  Audi 
betrachtet  er  sie  als  logiicb  unentbehrliche  VonniBeteiiiif  eines  rationellen  Zoibyilam. 
S.  124.  Pirst.'  Auffa^sun^,  wclchf  durch  eine  eingehende  allgeniciiic  th''ort'tische 
Krörterung  über  das  Steuer^>ystem  zu  begründen  gesucht  wird,  enthält  manches  Kichtige. 
Aber  die  vom  Verf.  beftlrworteten  Gcsichtspuncte  der  Luxus besteueniug  fehlten  decb 
schon  bisher  in  den  Positionon  ti.  SteuerftUMen  derZ(Mle  n.  Acdsen  nicht  Si  scheint 
mir  weniurstcns  nicht  nothwcmlifr.  du-  I.uvnsst.  so  besonders  hervortreten  zulassen 
Auch  wird  bei  der  immer  unvermeidlich  willkuhrlichen  Auswahl  von  Steuerartikelii 
doch  der  alte  Mangel  gegenQber  einem  progressiven  Steuerfoss  und  einem  höbeiea 
SteoerÜMS  des  fundirten  £ini[ommens  oder  gegenüber  drr  \  erbiudung  einer  Ver> 
mögenst«  ner  mit  der  Kinkommenst.  beistehen  bleiben:  nemli  'h  dir.  Ja>.^  ebt^n  3U«'h  die 
rationellste  Verbrauchs-  und  Luxusbesteuerung  einzelner  Ubjectu  nur  eine  sehr 
ungleichnissig^e  Bestenerang  bewiiht 
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hier  mitnnter  nnr  ein  bestimmt  es  Verfahren,  das  oben  er 
wähnte ,  für  die  Besteuerung  desjenigen  fertigen  Artikels ,  welcher 
besteuert  werden  soll,  vor.  In  anderen  Fällen,  wo  noch  weitere 
Verarbeitungsstadien  zn  durchlaufen  sind,  der  besteuerte  Artikel 
nnr  einer  der  Hauptstoffe  oder  bloss  ein  Hilfsstoff  ist,  gestaltet  sich 
das  Verbältniss  aber  doch  anders,  z.  B.  bei  dem  Octroi  auf  Baa- 
nnd  Brennmaterial,  bei  den  Zöllen  aaf  Robstoffe  und  Halbfabrikate. 
Die  be^flbnden  Stenern  werden  zu  Verbranehsstenem  fBr  den 
Gonsnmenten  durch  ihre  eventnelle  Vertbeilnng  anf  die  Preise  aller 
der  fertigen  Producte,  zn  deren  Herstellung  die  besteuerten  Artikel 
TWwendet  werden  mussten.  Hier  entstehen  daher  auch  viel  ver- 
wickeitere V'erhUlt  n  isse  der  Ueberwälzung  u.  s.  w.  Die 
steuern  sind  zunächst  eigentlich  „P ro du ctions "steuern. 

2)  Unterscheidung  der  Verbrauchssteueni  nach  der  natür- 
lichen („physiologischen")  und  socialen,  d.  h.  durch  die 
Sitte  bestimmten  Stellang  der  besteoerten  Artikel  in  der  Con- 
8UDtion.  Hier  handelt  es  sich  nm  die  vorher  erwähnten ,  „tum 
Consnm  fertigen''  Gttter.  Die  Rabrioirnngy  welche  bei  der 
Yerinderlichkeit  der  Gonsnmtionssitten  gerade  hier  nur  eine  relar 
tive  Richtigkeit  erreichen,  deshalb  genauer  nur  für  bestimmte 
Zeiten  und  Völker  erfolgen  kann,  musis  sich  au  die  ökono- 
mische Rangordnung  der  Bedürfnisse  anknüpfen,  denen 
die  betreffenden  Güter  dienen.  Sie  wird  alsdann  doch  für  die 
socialökonoinisohe  Beurtheilung  der  einzelnen  Verbrauchssteuern 
.  wiehtig.  Hält  man  sich  an  die  Verhältnisse  unserer  hentigen  Gnltor- 
vSlker  Europas  nnd  theilweise  Americas  und  beschiänkt  man  sich 
tnf  die  wichtigeren  ^  bis  in  die  neueste  Zeit  noch  rorkommenden 
Stouerobjecte  (daher  mit  Auslassung  der  zahlreichen  früheren  Accise- 
artikel),  so  ergiebt  sich  etwa  folgende  Eintheiluug. '^j 

a)  Artikel  zur  Befriedigung  der  Existenzbedürfnisse 
ersten  Grads:  Salz,  Brot  (Mehl,  rretreide),  meist  auch  Fleisch; 
andre  heimische  ordinäre  Agrarproducte  zur  Ernährung  (Gemüse); 
Brennstoffe;  Belenohtnogsstoffe (Petroleum);  Reinigungsstoffe  (Seife); 
ferner  Wohnung,  welche  sachlich  bieher,  ans  formellen  steuer- 
teehaischen  Grflnden  zur  dritten  Hauptform  der  Oebrauchs- 
bMtenerung  (§.  494)  gehört. 

b)  Artikel  zur  Befriedigung  der  BxistenzbedUrf nisse 
«weiten  Grads:  mitunter  ist  Fleisch,  ferner  feineres  Brot 


*)  S.  ttber  die  EinÜieiL  d.  fiedUrfiüfise  Unindläg.  §. 
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(Weizen)  erat  bieher  za  stellen;  meist  Bier  in  Nicht-Weinllndeni, 

Wein  in  Wcinländcrn;  Kaflee  oder  je  nachdem  Theo;'  Zocker  schon 
ziemlich  allgemein ;  auch  bisweilen  einzelne  ordinärere  andere 
Cülonialwaaren  (grobe  Gewürze),  gewisse  Südfrüchte  n.  dgl.  m. 
Fraglicli  bleibt,  ob  Tabak  bieher  oder  zar  nächsten  Abtheilong  zu 
rechnen  sei. 

c)  Artikel  zur  Befriedigung  von  relativ  entbehrlichen  Bedttif- 
nissen  eines  höheren  and  feineren  materiellen  Lebens- 
gennsses  oder  von  gewissen  Lnxnsbedflrfiiissen:  WeininNlehk- 
Wdnlftndem,  Branntwein;  t'abak,  eventaell  Meber  sustdlen;  feinere 

Colonialwaaren  oderProducte  «üdlicher  Länder  j  verschiedene  feinere 
Esswaaren  („Delicatcsseu")  u.  dgl.  m. 

d)  Artikel  znr  Befriedigung  gewisser  geistiger,  geselliger 
iiedurlnisse:  Zeitungen,  Kalender,  auch  Papier,  Inserate  in  Privat 
angelcgenheiten  n.  s.  w. 

Hieran  würden  sich  dann  Stenern  auf  die  Befriedigung  ge- 
wisser persönlicher,  nicht  oder  nur  indirect  durch  Sachgttter  ver- 
mittelter  Genflsse  reihen,  wie  die  in  §.  494  unter  der  dritten  Hanpt- 
form  der  Gebranebsbestenernng  aufgeführten. 

Uebersieht  man  nicht  das  durchaus  Relative  und  Flüssige  in 
der  L'nterhcheidung  und  das  Schwankende  im  Hpraehgcbrancb,  so 
kann  man  wohl  auch  um  eine  kurze  Hezeicliuung  zu  erlangen,  die 
Verbrauchssteuern  auf  relativ  noth wendige  Oonsumptibilien  zu- 
sammenfassend (mit  L.  Stein)  Verzehr ungssteuem  und  diejenigen 
auf  relativ  entbehrliche,  mehr  nur  zum  Genuss  dienesdc 
Artikel  Genuss steuern  nennen.  Sieht  man  von  den  weniger  wich- 
tigen einzelnen  Artikeln,  welche  frtther  und  vollends  jetzt  mehr 
nur  ausnahmsweise  in  die  Verbrauchsbesteuerung  eingereiht  wurden, 
ab,  so  kann  man  unter  den  übrigen,  den  Hauptartikeln,  die  Steuern 
auf  nothwendige  Lebensmittel,  besonders  für  die  Ernäh 
rung  (namentlich  nach  der  durch  die  Volkssitte  gegebenen 
Weise),  denjenigen  auf  Luxus-Nahrungs-  und  Reizmittel  ontl 
auf  Getränke  gegen tlber  stellen.  Die  ersteren  sind  bei  ans 
meistens  inländischen  Ursprungs,  die  Luxusnahrungft-  und  Heiz 
mittel  gewöhnlich  Prodncte  fremder  Zonen  und  Klimate  („Colciiiai- 
waaren  und  Sfldfrttchte''),  wenn  auch  hie  und  da  ihre  ^roduetion 
ins  Inland  yerpflanzt  worden  ist  (Zucker,  Tabak).  Unter  den  Ge- 
trilnken  kommt  der  Wein  als  solches  fremde  Product  in  Ländern 
ohne  oder  mit  wenig  Weinbau  in  Betracht,  wogegen  Bier  und 
Branntwein  Überwiegend  heimisches  Product  zu  sein  pflegen.  Für 
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die  Beartheiliing  der  betreffenden  Yerbraacbssteuern  sind  diese 
Unterschiede  nicht  unwichtig. 

Die  kritische  Prüfung  der  hiennit  sohematisch  vorgeiUhrten 
swetten  Hanptfonn  der  GebranebsbeBtenemng,  der  Verbranehssteaer 
von  emseinen  Saehgfltem  des  Consnms,  kann  sich  passend  zugleich 
anf  die  dritte  Haaptform  mit  erstreclcen,  weshalb  hier  zonttehst 
sneh  Ton  den  zu  dieser  gebürigeo  einzelnen  Steuern  eine  Uebersicbt 
gegeben  wird. 

IV.  —  §.  494.  Die  Besteuerung:  von  Nutzungen  des 
Nutzvermögeng  und  von  persönlichen  Genüssen.  Im 
ersten  Fall  liegt  augenscheinlich  auch  eine  Gebrauchsbestenerung 
vor.  Im  zweiten  Falle  ist  von  einer  solchen  zu  sprechen,  weil  die 
Vornahme  solcher  Genüsse  einen  speeifisehen  Gebraneh  des  Ein- 
kommens (bes.  Vermögens)  einer  Person  in  sich  schliessty  wegen 
welches  Gebranohs  eben  die  Steuer  auigclcgt  und  naeh  welchem 
sie  bemessen  wird.  Sachlich  ist  die  Einreihung  der  Stenern  auf 
persönliche  Genüsse  an  dieser  Stelle  daher  wohl  zu  rechtfertigen, 
wenn  auch  dem  Sprachbrauch  nicht  ganz  entsprechend.  Die  hieher- 
gehörigen  Nutzungs-  und  persönlichen  Genusssteuern  werden  regel- 
mäasig  von  denjenigen,  der  sie  tragen  soU  und  mutbmasslich  trägt, 
aach  gleich  gesahlt,  sind  daher  directe,  worin  ein  weiterer  Unter- 
sehied  von  den  meisten  eigentUehen  Verbranchsstenem  liegt  Doch 
kommt  anch  indireete  Erhebung  durch  Vermittlung  Dritter  vor, 
so  s.  B.  mitunter  bei  der  Wohnungsstener  des  Bewohners. 

A.  Die  Besteuerung  der  Nutzungen  von  Nutzvermögen  ist 
gewöhnlich  identisch  mit  einer  betreffenden  Hcsitzbesteuerung  in 
Bezug  auf  dies  Vermögen.  Hier  wird  auf  die  durch  das  Besitzen, 
dort  auf  die  durch  das  Benutzen  documentirte  Steuert ahigkeit 
gesehen.  Die  Identität  tritt  völlig  hervor,  wenn  man  beachtet,  dass 
es  sich  häutig  practisch  illr  Jemanden  nur  darum  handelt,  Etwas 
dnreh  den  Besits  fttr  etwaige  Benutsnng  blos  snr  Verfflgung 
XU  haben.  Es  kommt  dabei  gerade  in  dem  wichtigsten  Fall,  bei 
der  Wohn  nng,  anch  gar  nicht  nothwendig  der  Besits  des  Eigen- 
thtlmers  allein,  sondern  des  Bewohners  als  solchen,  speciell 
des  Miethers  in  Betracht.  Die  hauptsächlichen  hiehergchürigeu 
Fälle  sind  nun: 

1)  Die  eben  genannte  Besteuerung  der  Wohnung  für  das 
Besitzen  oder  Nutzen  derselben,  als  Beweis  und  zugleich  als 
Maassstab  ftir  eine  entsprechende  Stenerfähigkeit ,  welche  in 
dieser  Nntsung  oder  in  der  dafttr  su  leistenden  Ausgabe  liegt. 


Digitized  by  Google 


504  3-B.  2.K.  I.A.  AUg. SteneiL  8.H.-A.  7.A.  Gebr.bestoa.  Fonneo.  §.m,495. 

Hier  tritt  die  sachliche  Gleichartigkeit  mit  den  eigentlichen 
Verbranchssteneni  hervor.  Die  formelle  Verschiedenheit 
erklärt  sieh  aas  der  Ökonomisch -teohDischeo  Eigenartigkeit  der 
Befriedigung  des  WohnungsbedUrfnisses.  Eine  solche  Wohnaog^ 
stener  triflt  daher  den  Eigenthttmer,  weil  er  nnd  für  den 
Umfang,  in  welchem  er  einen  Wohnungsgenuss  hat,  and  den 
Miether  in  derselben  Weise.  Sie  ist  principiell  vertjcbieden  von 
der  (lebäudcstencr,  welche  der  EigcnthUnier  ftlr  den  Ertrag  aas 
dem  Hause  zahlt.  Streng  genommen  ferner  gehört  hierher  nur  die 
Stener  auf  die  Privatwohnimg.  Wo  sie  gewerbliche  Bäume 
0.  dergL  mit  trifft,  ist  sie  pro  tanto  eigentlich  eine  Erwerbs-,  qieeieU 
eine  Gkwerbesteoer.  Bei  der  häufigen  practisohen  Vennengnng 
oder  Verbindung  von  Räumen  beiderlei  Art  hat  die  Wohnnngasteaer 
oft  einen  gemischten  Oharaoter. 

2)  Gewisse,  meistens  unter  dem  Namen  „Lux umsteuern''  za- 
sammengefasste  Steaem  anf  einzelne  Objecte  des  beweglichen 
NntsrermtfgenSy  bez.  fttr  die  daraus  fliessenden  NatsnngsgenliSBey 
wo  dieselbe  MotiTimng  wie  im  vorigen  Falle  zutrifft  Auch  hier 
liegt  eine  Gebrauchs  Steuer  eigentlich  nur  beiObjecten  yori  welche 
ausschliesslich  dem  persönlichen  Genuas  dienen.  Werden 
dieselben  zu  Krwerbszwetken  mit  benutzt,  so  geht  die  Steuer  in 
eine  Erwerbs-,  Gewerbe-  n.  dgl.  Stener  Uber.  Beispiele  sind:  in 
Zeiten  der  |)ers()nlichen  Unfreiheit  Steuern  auf  Haussclaven  ilir 
persönliche  Dienste  (analog  den  unter  B  erwähnten  Dienstboten- 
Steuern).  Femer  in  unseren  Zeiten:  Steuern  auf  Hunde,  Pferde, 
Wagen;  gelegentlich  auf  andere  „Luzussachen*^,  wicGoM-nnd 
Silbersachen,  Pianos,  Billards  u.  dgl.  m.,  wo  die  Steuer  regehnässig 
vom  EigenthUmer  zu  zahlen  ist 

Hieran  reiht  sieb  nun  noch 

B.  Die  Besteuerung  persönlicher  Genttsse,  welche  ohne 
oder  nur  seoundär  durch  Mitwirkung  von  Saohgtttem  verwirklidit 
werden.  Der  innere  Grund  der  Steuer  ist  hier  das  Auf  wand- 
machen'' oder  das  ,^Sich  einen  äusserliohen  Prunk  er- 
lauben" oder  das  ,,Sich  einem  Genuss  oder  Reiz  hin- 
geben**, was  durch  eine  Steuer  getroffen  werden  soll.  Neben 
dem  Oesichtspnnct  der  Besteuerung  eines  specifischen  Gebrauchs, 
den  man  von  seinem  Einkommen  macht,  spielen  hier  mitunter 
andere  Momente  mit,  soeialpolitischCy  sittenpolizeiliehe,  handels- 
politische (bei  ausländischen  Waaren)  und  gelegentlich  nimmt  die 
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Steuer  auch  wohl  etwas  Gebtthrenartigea  mit  an:  sie  wird 
Bexahlnng  fllr  eine  Im  gemeinen  Recht  yorenthaltene  specielle  £r- 
laabnisB  zn  einer  persönlichen  ThStigkeit  n.  dgl.    Die  einzehien 

hierher  zu  zahlenden  Steuern  sind  daher  trotz  der  inneren  Ver- 
wandtschaft unter  einander  und  mit  den  vorerwähnten  Luxussteuern 
doch  nicht  ganz  homogen.  Zu  den  Luxussteuern  pflegt  man 
mehrere  von  ihnen  übrigens  ebenfalls  zu  rechnen.  Beispiele  sind : 
Steaem  auf  Dienstboten,  besonders  Bedienten  (genauer:  auf 
das  im  Halten  von  Dienstboten  sich  seigeDde  Gebrauchen  des  Ein- 
lu>mmens),  anf  Ftthmng  von  Wappen,  anf  Branchen  von  Haar- 
pader  (AUes  drei  in  England);  anf  Spielkarten  (genauer:  auf 
den  im  Spiel  mit  Karten  liegenden  Gennss) ;  anf  Betheiliguug  an 
sonstigen  Glücksspielen  (Stempel  nnd  ähnliche  Bestenemng  von 
Lotterielooseu,  Froniessen  u.  s.  \v.);  Stenern  f(ir  Jagdkarten,  für 
Clubs  und  ähnliche  gesellschaftliche  \'ereine  u.  dgl.  m. 

V.  —  §.  495.  Bestimmung  der  Aufgabe.  Mit  dieser 
ziemlich  vollständigen  Uebersicht  der  eigentlichen  Yerbrauchs- 
steaem  nnd  der  Stenern  anf  Nutzungen  des  Nutz  Vermögens  und 
anf  persönliche  Gentlsse  kannte  der  speciellen  Stenerlehre  schon 
vorgegriffen  zn  sein  scheinen.  Indessen  ist  diese  grossere  Specia- 
linning des  Gegenstands  fttr  die  Erörterungen  Uber  die  Gebrauchs- 
stener  auch  hier,  in  der  allgemeinen  Stenerlehre  geboten,  weil 
dabei  unvermeidlich  neben  der  Gesammtheit  dieser  Steuern  aacb 
die  wichtigeren  einzelnen  Kategorieen  und  deren  Unterarten  zu 
untersuchen  sind,  um  zu  einem  begründeten  Urtheil  (Iber  diese 
ganze  Steuergattung  zu  gelangen.  Man  würde  sonst  zu  sehr  in 
Allgemeinheiten  stecken  bleiben ,  was  gerade  hier  hol  der  durch 
die  Erfahrung  gelehrten  finansiellen  Unentbehrlichkeit  der  Ge- 
brauchsbesteuemng  vollends  vermieden  werden  muss.  Wie  die 
folgende  kritische  Prttfhng  ergeben  wird,  unterliegt  diese  Besteue- 
ning  im  Ganzen  wie  in  Bezug  auf  viele  ihrer  üblichen,  im  obigen 
Schema  vorgeführten  Glieder  manchen  schweren  Bedenken,  flir 
sich  selbst  betrachtet  und  im  V'er^^leich  mit  der  Erwerbsbesteuerung. 
Sie  verstösst  mehr  oder  weniger  gegen  die  Prineipien  der  Allge- 
nicinheit  und  Gleichmässigkeit ,  gegen  die  volkswirtbscbaftlichen 
Steuergrnndsätze  nnd  gegen  diejenigen  rationeller  Steuerverwaltnng. 
Aber  —  sie  erreicht  notorisch  den  ersten  Zweck  aller  Besteuerung, 
die  Deckung  des  Finansbedarfe,  ohne  dass  ihr  Druck  so  empfindlich 
sls  degenige  der  haupts&chlichen  Stenern  der  Erwerbsbestenemng 
CsfUiU  wird. 
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Bei  dieser  pnctischen  Unentbebrltohkeit  der  Verbraacfasbetteofr- 
rang  gilt  es,  die  bedenkliebsten  Glieder  «vs  ihr  am- 
soseheiden  und  die  yerbleibenden  so  anssnwAblei 

und  einznriebten,  dass  die  Bedenken  gege«  sie,  wenn 

nicht  ganz  wegfallen,  was  kaum  möglich  ist,  so  doch 
erheblich  vermindert  werden.  Die  hier  vorliegende  Auf- 
gabe lässt  sich  dahin  zusammenfassen:  dieGebranchsbesteue- 
rnng  mass  in  sich  ein  rationelles  System  bilden  und 
wieder  mit  der  Erwerbs-  (and  erentaell  der  selbständigen 
Besitz-)  Besteaernng  zasammen  za  einem  rationellen 
Gesammt-Steaersystem  eombinirt  werden.  Zar  LQsnog 
dieser  positiven,  wie  der  ihr  yorangehenden  kritiseben  Aufgabe  iik 
es  aber  erforderlich  ^  aaeh  in  der  allgemeinen  Stenerlehre  schon 
mehr  ins  Detail  der  Verbrauchsbesteucrnng  einzugehen,  in 
grussercm  Maasse  als  dies  bei  der  Untersucbang  der  Erwcrbs- 
besteuerung  nothwendig  war. 

Die  Aufgabe  des  Folgenden  ist  dann  zunächst  eine  kritisehe 
PrttfuDg  der  gesammten  Gebraucbsbestenerüng  als  Ganzes, 
dann  einzelner  wiehtigerer  Glieder  derselben.  Auf  den 
Obaracter  dieser  Stenern  als  indireeter  wird  dabd  nnr  soweit  ein- 
gegangen ,  als  es  der  Zasammenhang  mit  sieh  bringt  Eine  Ver- 
gleicbnng  zwischen  Gebranchs-  nnd  Erwerb8be8teae> 
rang,  welche  gleichzeitig  noch  zur  Ergänzung  der  früheren 
kritischen  Betrachtung  der  letzteren  Anlass  giebt,  wird  sich  mit 
der  Prüfung  der  Verbrauchsbesteuerung  verbinden.  Aus  dieser 
Vergleichung  ergeben  sich  dann  die  positiven  Schlüsse  and 
Forderungen  für  die  Bildung  des  ganzen  Steuersystems, 
mit  deren  Formnlirnng  der  vorliegende  Hauptabschnitt  seinen  Ab- 
sehluss  findet 

8.  Abschnitt 

Die  fiaaiiiwisseiischallllche  Bfldoiig  des  SteMrsystems. 

in.    IMe  Gebriiuehsbest€uerung.    B.    kritische  PrOfung;. 

§.  4116.  Eine  so  allgemeine  geschiehtliche  Erscheinnng  wie  die 
Entwicklung,  die  grosse  Ausdehnung  nnd  der  allen  Angrifien 
trotzende  Bestand  der  Verbrauohsbesteuerung  bei  den  CuHurvOlkem 
muss  tiefe  innere  im  Volksleben  ruhende  Gründe  haben ,  welche 
durch  eine  bloss  negativei  die  Bedenken  gegen  diese  BesteueruD^, 
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iTvemiBehon  ganz  riohtig,  Mfdeekende  Kritik  noch  nidit  widerlegt 

und  oft  eigentlich  kaum  berührt  werden.  Denn  man  kann  die 
Richtigkeit  der  Kritik  zugeben  und  doch  an  der  Verbrauchsbesteue- 
nmg  festhalten  -  aus  dem  Ausschlag  gebenden  practischen  Grunde, 
dass  sie  das  Ziel  aller  Bcsttucrung,  die  Deokimg  des  Finanz- 
bedarfs,  am  Sichersten  and  doch  immer  nooh  verhältnissmässig 
am  Leichtesten  erreleht.  An  dieser  BehaoptODg  der  Anhänger  der 
Verhrmefasbestenerong  ist  aber,  bei  aller  anterlaofenden  (Jeher- 
treihiug,  theils  wirklieh,  theils  nach  dem  Stande  der  Volksmeinnng, 
wie  diese  nun  einmal  em]>tind^  und  urtheHt,  etwas  Wahres. 

Die  folgende  Erörterung  soll  zuerst  (1)  die  relativ  richtigen 
allgemeinen  Erklärungs-  und  Rechtferti gungsgründc, 
dann  ni)  die  speciellen,  aber  Uberwiegend  falschen  derartigen 
Gründe  (§.  501  ff.),  endlich  (III)  die  principiellen  und  practi- 
schen Mängel  der  Verbraucbsbestenemng  (§.  505  ff.)  behandeln. 

1.  Die  allgemeinen  Erklttrongs-  nndReehtfertignngs- 
grllnde  liegen  wohl  einmal  (A)  in  den  besonderen  Sehwierig- 
keiten  der  Vermehrnng  der  direeten  Erwerbsbestene- 
rnng;  sodann  (B)  in  dem  %u  Onnsten  der  Verbranohs-,  zn 
Ungunsten  der  Erwerbsbesteuernng  mit  spielenden  psychologi- 
8L  licn  Moment;  ferner  fC)  in  der  Nothwendigkeit  oder  doch  dem 
Wunsch  massgebender  Kreise,  gewisse  Theile  des  Natioual- 
ciukommens,  welche  sich  der  direeten  Erwerbsbesteuernng  leicht 
entsiehen,  aber  nicht  unbesteuert  bleiben  können  und  dürfen 
oder  wenigstens  —  nicht  so  bleiben  sollen,  doch  ttberhaapt  zn 
bestenern  und  in  der  speoifischen  stenerteohnisehen  Ge- 
eignetheit der  Verbranchsbestenernng  hiersn;  weiter  (D)  in  ge- 
wissen Tolks-  nnd  einzelwirthsehaftlichen  nnd  technischen 
Entwicklungsverhältnissen,  welche  die  Einrichtung  und  Durch- 
ftlhrung  der  Verbrauchsbesteuerung  erleichterten,  während  sie 
mitunter  gerade  diejenige  der  Erwerbsbesteuerung  erschwerten; 
endlich  (E)  in  einem  practisch  in  der  That  nicht  unwichtigen 
Unterschied  zn  Gunsten  der  Verbrauohsbesteneriing,  dassnemlich 
bei  dieser  die  effective  Stenerzahlang  einer  oonsnmurenden 
Peison  in  zahlreiche  kleine  Theilzahlnngen  zerlegt  werden 
kann  nnd  nelfheh  anch  zerlegt  wird,  wozu  noch  eine  gewisse 
Freiheit  in  der  Wahl  der  Zeitpnncte  der  Zahlung  kommt. 

A.   Die  Schwierigkeiten  der  Vermehrung  der  Er- 
werbs besteuerung.    Ueberblickt  man  die  geschichtliche  Ent 
wieklang  der  Verbrauchsbesteaeraug,  wie  sie  oben  in  den  Grund- 
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zttgen  skiszirt  wurde  (§.  438  ff.)»  so  lassen  sich  ja  die  Unurtände  i 
und  YerhUtniBBei  welche  hier  niBächlich  ein-  oder  doeh  mitwirkten, 
nnsehwer  feststellen.  Der  steigende  Finanzbedarf  mosste  gedeckt 

werden.   Die  direete  Erwerbs-,  besonders  die  Ertrags-  und  Ein- 
kommen- nnd  Vermilgensbesteuernag  liess  sich  aber  ans  politi-  | 
sehen  Grllnden  nnd  bei  dein  unter  allen  Staatsformen  mehr  oder  , 
weniger  massgebenden  Einfluss  der  besitzenden  Classen  gewöhn- 
lich nicht  einmal  soweit  in  der  Praxis,  bez.  im  Steuerrecht  ans- 
debnen,  als  es  ökonomisch  and  stenertechnisch  möglich 
gewesen  wSre.  Die  wachsende  qoalitaäTe  nnd  quantitatiTc  Diffe-  j 
rentimng  des  Nationaleinkommens  nnd  Vermögens  im  Volke  be-  i 
reitete  jedoch  auch  wirklich  immer  mehr  stenertechnische 
Schwierigkeiten,  die  doch  meistens  noch  sßlrker  wnehsoi,  ab 
die  steuertechnischen  Hillsmittel,  sie  zu  Uberwinden.    Bei  der  noth- 
wendigen  grösseren  Höhe  der  gesammten  Besteuerung  musste  ferner 
jede  doch  so  unvermeidliche  UngleichmUssigkeit  der  Stenerver- 
theilong  härter  empfunden  werden.   Die  unteren,  nicht  oder  wenig 
besitaenden,  meist  nnr  auf  Arbeits-  nnd  kleines  gewerbliciieB  Ein- 
kommen Migewiesenen  Classen  boten  nach  ihrer  ökonomischen 
Lage  and  ihrer  Stimmung  noch  besondere  stenertechnische  Sehwierig- 
keiten  für  die  direete  Erwerbsbestenerang,  mehr  noch  in  Besiig 
anf  die  Erhebung  als  anf  die  Veranlagung  derselben.   So  kam  ^ 
man  immer  bald  an  die  Grenze  dessen,  was  bei  den  höheren  und  I 
niederen  Classen  an  directen  Erwerbssteuem  aufzulegen  möglich  j 
war  oder  —  für  möglich  galt.    Denn  gewiss  ist  diese  Grenze 
meistens  nicht  wirklich  erreicht  worden,  wie  schon  die  beständige 
und  rasche  Zunahme  auch  dieser  Stenern  in  kurzer  Zeit  in  manchen 
characteristischen  Bmspielen  gezeigt  hat 

B.  —  §.  497.  Mitspielendes  psychologisches  Moment 
Aber  man  hatte  hier  in  der  Praxis  eben  auch  mit  einem  wichtigen 
psychologischen  Moment  su  reehnen,  das  namentüeh  grone 
Staatsmänner,  welche  für  die  Erfüllung  der  Staatsaufgaben  ,,mebr 
Geld"  brauchten,  begreiflich  immer  besonders  beachtet  haben:  mit 
dem  psychologischen  Moment,  wie  die  Leute  sich  unmittelbar  zur 
meist  directen  Erwerbs-  und  zur  meist  indirecten  Verbrauchs- 
besteuerung in  ihrem  Gemttthe  verhalten.  Da  ist  es  denn  nicht 
zu  leugnen,  dass  fast  allgemein  und  Uberall  die  erstere  Besteueroo^ 
unangenehmer  empfunden  wird  als  die  zweite,  denn  „die erstere 
sieht  man,  die  zwdte  sieht  man  nieht'%  auch  wenn  sie  Torhanden 
und  im  Grunde  viel  hoher  als  die  andere  ist  Bei  der  enten 
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zahlt  man  unmittelbar,  den  und  den  «fferm&Bsig  bestimmten  Geld- 
betrag, an  den  nnd  den  Terminen,  wie  irgend  eine  andere  Ans- 

gabe,  aber  mit  dem  Unterschied,  nicht  wie  bei  dieser  eine  specielle 
GegenleistoDg  zu  empfangen,  höchsteuö  mit  dem,  den  Meisten  ohne- 
hin unbekannten,  Bewusstsein ,  eine  wichtige  sittliche  und  Rechts- 
pfliebt  gegen  das  Gemeinwesen  erilQllt  zu  haben,  und  höchstens  in 
der,  den  Meisten  wiederam  anbekannten ,  oft  auch  unerfüllbaren, 
immer  unsicheren  Hoffnung,  die  gezahlte  Stener  auf  Andere  fort- 
Wilsen  zu  können.  Die  Verbranohsstener  verschmilzt  mit  dem 
Preise,  sie  bat  ihn  vielleicht  stark  gesteigert,  aber  Preisschwanknngen 
kennt  der  Consnroent  ohnedem.  IMe  Ausgabe  fttr  den  Kauf  einer 
besteuerten  Waare  hängt  in  gewissen  Grenzen  vom  Willen  des 
Cousumenten  ab,  er  kann  sie  eventuell  unterlassen,  zu  einer  anderen 
Zeit,  in  anderem  Betrage  vornehmen.  Macht  er  sie,  so  erlaugt  er 
im  Besitz  oder  Genuss  der  Waare  unmittelbar  eine  Gegenleistung, 
am  die  es  ihm  ja  bei  seiner  Handlung  überhaupt  nur  ankommt. 
Diese  Gegenleistung  ist  um  den  Betrag  der  Steuer  verkleinert. 
Aber  in  vielen  Fällen  weiss  der  Käufer  das  gar  nicht,  nnd  „was 
er  nicht  weiss,  macht  ihn  nicht  heiss'',  in  den  meisten  entsiebt  es 
sieh  seiner  genauen  Berechnung  und  immer  wird  ihm  die  Pein  der 
Zahlung  rersüsst  durch  den  Genuss,  den  gewünschten  Consum  vor- 
nehmen zu  können.  So  ist  dieses  psychologische  Moment  sicher- 
lich ein  Haupterklärungsgrund  für  die  relativ  geringe  IJnpopularität, 
um  nicht  zu  sagen  für  die  förmliche  Popularität  der  Verbrauchs- 
besteuerung  nnd  itlr  die  Vorliebe  der  „practischen  Politiker^'  fttr 
diese  Steuerform,  selbst  solcher,  welche  die  Einwände  dagegen 
kennen  nnd  zu  würdigen  suchen,  geschweige  derer,  welche  sich 
dsrflber  ohne  Weiteres  als  ttber  „doctrinäre  Bedenken"  hin- 
wegsetzen. 

Oevriss  ist  es  nun  hier  wie  Überall  und  allezeit  die  Aufgabe  der 
Theorie,  der  Wissenschaft,  nach  der  Parole  ,,\vas  man  sieht  und 
^vas  man  nicht  sieht"  —  aber  sehen  sollte,  den  Causalzusammen- 
bang  der  Dinge  nachzuweisen  und  die  Bedenken  der  Verbrauchs- 
besteoeruDg  zu  zeigen,  welche  die  letztere  zum  Theil  sogar  ge- 
rade deswegen  hat,  weil  jenes  psychologische  Moment  zu  ihren 
Quasten  spricht  Die  Reaction  gegen  die  Verbranchsbesteuerung 
ia  der  Finanzwissensohaft  und  Staatslehre  sowie  in  der  practisch 
politiachen  Agitation  derjenigen  politischen  Parteien,  welche  das 
loteresse  der  unteren  Classen  und  gewisse  Ideale  der  Volksf^eiheit 
gegenüber  der  Kegieruug  schärfer  vertreten  („Fortschrittspartei", 
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„Soeialdemociatie")f  iBt  am  dieser  Erkenntniss  des  Gansakiwuimeii- 
hangs  denn  auch  hervorgegangen.  Aber  dass  der  Erfolg  dieser 

Reaction  In  der  Praxis  des  Stenerrechts  so  geringfügig  ist,  kann 
wie  aus  anderen  practischen  GrUndcn ,  so  auch  namentlich  wegen 
der  Macht  eines  solchen  psychologischen  Moments  nicht  Wunder 
nehmen. 

Nimmt  man  hinzu,  dass  die  directe  Erwerbsbesteaerang, 
namentlich  in  einzelnen  ihrer  Glieder,  wie  der  Einkommensteuer, 
unvermeidlieh  ein  Eindringen  in  die  persOniiehen  nnd  wirtb- 
sohafllieben  Verhftttnisse  des  Priyaten,  eine  gewUwe  Controle  Aber 
ihn  verlangt,  dass  bei  ihr  das  der  Bestenemng  innewohnende 
Moment  des  Zwangs  schärfer  hervortritt,  so  wird  die  Abneigung 
aller  Völker  und  Zeiten  gegen  diese  Besteuerung  wiederum  be- 
^neitlich.  Das  Alterthnni  und  Mittelalter  sah  in  ihr  oder  doch  in 
Hauptfoinien  derselben  eine  Minderung  der  Freiheit,  die  Neuzeit 
mit  ihrem  stark  ausgeprägten  Individualismus  und  FreiheitsgefUbl 
sieht  sieh  duroh  sie  in  dieeon  ihren  Gefühlen  verletit.  Die  Ver- 
branehsbesteaemng  hat  ja  zwar  gewöbnlioh  einen  viel  eompB- 
cirteren,  llUitigeren  Oontrolapparat  nOthig,  aber  ihre  Controleo, 
vollends  bei  der  modernen  ökonomisehen  nnd  teobnisohen  ED^ 
Wicklung  der  Prodnetion  nnd  des  Verkehrs,  beschränken  sieh  auf 
gewisse  Gegenden  (wie  bei  den  Grenzzöllen  und  Thorsteuern), 
öfters  auf  gewisse  Zeiten  im  Jahre  (wie  bei  gewissen,  dem  Pm- 
ducenten  auferlegten  Steuern  auf  die  Zeit  des  Betriebs)  und  nament- 
lich auf  gewisse  Personen-  oder  Geschäftskreise,  die  Kaufleute, 
gewisse  Fabrikanten  u.  s.  w. ,  die  sich  nicht  wohl  so  beklagen 
können,  da  sie  freiwillig  das  Gesohftft  nnter  den  ihnen  bekannten 
dnreh  die  Bestenemng  gesehaffenen  rechtliehen  Bedingungen  be- 
treiben. 

C.  —  §.  498.  Geeignetheit  der  Gebranehsbestene- 

rnng,  sonst  unbesteuert  bleibende  Ein  kommentheile 
zu  treffen.  Mit  der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  nnd  der 
sie  bedingenden  Entwicklung  der  Arbeits-,  Erwerbs-  und  Besitz- 
tbeilung,  mit  jenem  öfters  erwähnten  Process  der  quantitativen  und 
qualitativen  Differenzirung  des  Nationaleinkommeos  und  Vermögens 
gelangen  nnn  auch  immer  mehr  Theile  der  letzteren  in  solcher 
Weise  in  Privathände,  dass  sie  dnreh  die  Erwerbsbestene- 
rnng  schwer  oder  gar  nieht  mehr  zn  erfassen  sind.  Die 
Erwerbsbestenerung  mnsste  dnreh  ihre  eigene  entspreehende  Diffe- 
renzirung dem  zu  begegnen  suchen  und  sie  hat  sich  iu  der  Fiuuu;^- 
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geBehiolite  regelrnttasig,  wie  die  frflhere  DanCellaDg  zeigte  (§.  441  ff., 
469  ff.),  der  LOsmig  dieses  ProMems  gewidmet  Aber  sie  yermoelite 

€8  nirgends  genügend  zu  lösen,  weder  durch  die  Specialisirung 
der  Besteuenmg  des  berufsmässigen  Erwerbs ,  die  Verbindung  der 
sabjectiven  Einkommen-  mit  der  objectiven  Ertragsbesteuerun^, 
noch  durch  die  Combination  beider  mit  der  Verkehrs-i  der  Anfali- 
ond  Gewinnbesteaemng.  Hier  bot  sich  nun  der  in  der  Steuer- 
geschiebte  denn  aneb  regelmässig  besebrittene  Weg  der  Ge- 
branebs-,  besonders  der  Verbranebsbestenernng,  wenn  niebt  als 
▼Ollige  Abbilfe,  so  docb  als  erwflnsehte,  ja  in  gewissem  Umfange 
nodiwendige  Ansbilfe. 

Und  zwar  in  den  beiden  hier  vornemlich  in  Betracht  kommen- 
den Kichtuiigen :  für  die  Besteuerung  desjenigen  Einkommens  der 
besitzenden  und  namentlich  der  wohlhabenderen  Classen, 
welches  sich  der  Erwerbsbesteuerung  am  Ehesten  entzog,  und  ander- 
seits namentlich  der  nicht-besitzenden  and  ärmeren,  wesent- 
lich auf  den  Ertrag  ihrer  Arbeit  angewiesenen  Classen,  wo  die 
Erwerbsbestenemng  tbeils  stenertochniscb  ebenfalls  nieht  ansreiebtei 
tbeib  an  drttekend  empfimden  wnide.  Indem  die  Verbranebs- 
bestenernng  diese  beiden  ökonomiseben  und  soeialen  Classen  unter 
richtiger  Aaswahl  der  zu  ihren  Gonsnmtionen  gehöri- 
gen Steuerobjectc  und  zweckmässiger  Normirung  der 
Steuersätze  dafür  besteuerte,  half  sie  in  der  That,  eine  Lücke 
im  ganzen  Steuersystem  auszuftilien  und  dies  zu  verbessern.  Darin 
liegt  ihre  principieile  Berechtigung  vom  btandpunet  des  Öteuer- 
lystems  ans  bearüieilt|  welche  auch  durch  weitere  Verbesserungen 
der  Erwerbsbestenemng  nnd  dnreb  nnvermeidlicb  verbleibende 
Mingel  der  Verbranebsstenem  niebt  beseitigt  wird:  das  Einkommen 
der  „höheren"  Classen,  welches  man  bei  der  Verwickeltbeit  der 
Erwerbsverhältnisse  durch  die  Erwerbsbesteuemng  nicht  erfassen 
konnte,  traf  die  richtig  gestaltete  Verbrauchsbesteuerung  in  dem 
Gebrauch,  welcher  davon  gemacht  wurde  und  welcher  gerade  eine 
besondere  Steuerfähigkeit  verrieth.  Und  das  Einkommen  der 
„unteren'^  Classen,  der  „kleinen  Leute",  welches  im  einzelnen  Fall 
aabedentend  nnd  daher  aneh  i'Ur  die  Besteaemng  gleicbgiltig,  doch 
m  Snmma  einen  sehr  grossen  Tbeil  des  Nationaleinkommens,  jener 
letzten  StenerqneUe,  ausmachte,  der  meistens  nicht  nnbestenert 
Sebssen  werden  konnte,  dies  Einkommen  traf  wiederum  statt  der 
tnmreicbenden  oder  unzweekmässigen  Erwerbsbesteuernng  die 
Verbrauchssteuer  aui'  die  Consumtion  dieser  Classen.    In  der  Tiiat, 
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von  der  Frage  der  speciellen  ÄDsftihniiig  dieser  Steuer  noch  tb 
gesehen,  aneh  theoretiseh  betraehtet  eine  ganz  rationelle  Ent- 
wicklung und  im  Zusammenhang  der  Wirihsobafts-  und  Gesell- 
schaftsgesobicbte  betraehtet  aueb   eine  gesehiehtlich  gani 

folgerichtige  Entwicklung,  welche  mit  der  Emancipation  der 
unteren  von  den  höheren  Classen,  mit  dem  steigenden,  in  der 
CüUbumtion  von  besseren  und  von  Luxus-Nahrungsmitteln,  \oü 
Genuss-  und  Reizmitteln  hervortretenden  Wohlstand  der  Volks 
massen  sich  bervorringen  musste.  Dass  dabei  die  Staatsgewalten 
und  die  besitzenden  und  höheren  Glessen  einer  solchen  Entwick- 
lung mit  Uebereifer  durch  eine  su  weite  und  oft  unrichtige  Aos^ 
dehnung  der  Verbrauchsbesteuerung  Vorschub  leisteten,  damit  der 
alte  Satz  von  der  misera  eontribuens  pleb«  auch  unter  neues 
socialen,  wirthschaftlichen  nnd  Rechts verhUltnissen  nicht  ungiltig 
werde,  lässt  sich  wieder  nicht  principiell  gegen  eine  die  unteren 
Classen  belastende  Verbrauchsbesteuerung,  sondern  nur  gegen  dereu 
etwaige  concrcte  Gestaltung  als  Beweisgrund  anftihren. 

Aus  dem  Gesagten  ergeben  sich  die  richtige  theoretisebe 
Auffassung  der  Verbranchsbesteuerung  überhaupt,  sowie 
die  positiven  Zielpuncte  für  ihre  Einrichtung.  Sie  iflt 
als  Ergänzung  und  als  Ersatz  der  Erwerbsbesteuerung  vor 
Allem  nach  den  beiden  genannten  Richtungen  anzuerkennen  nod 
demgemSss  einzuricbten.  Daraus  folgt,  dass  sie  nicht  allein  ftr 
sich,  sondern  nur  im  Zusammenhang  mit  der  Übrigen  Besteuernng 
zu  beurtheilen  und  practisch  zu  ordnen  ist  Die  verschiedene 
Ausbildung  und  Einrichtung  der  diiecten  Erwerbs- 
besteuerung involvirt  auch  eine  entsprechende  Ver- 
schiedenheit der  Verbrauebsbestenernng,  und  umge- 
kehrt. Die  einfache  Uebertragung  des  Verbrauebssteuerrechts  des 
einen  Landes  auf  ein  anderes  ist  schon  deswegen  unzulässig.*) 
Dauer  und  Umfang  der  Berechtigung  der  Verbrauchsbesteoemiig 
wird  femer  weseutlich  vom  Stande  der  Steuertechnik  in  der 
Erwerbsbesteuerung  mit  l)edingt.  Mit  der  Verbesserung  dieser 
Technik  kann  und  muss  auch  oft  eine  Veränderung  oder  Be- 
schrUnkung  der  Verbrauchssteuern  eintreten.  Ob  und  wie  weit 
diese  Überhaupt  zur  Besteuerung  der  „kleinen  Leute",  wozu  sie 


')  Daher  die  ueuerdii)<;>  bei  ans  beliebten  Bc^reiflfUirangcn,  dass  wir  in  Deutsch- 
land dunhaus  mtlii  Verbrauchssteuern  bedurften .  mit  dem  Hinweis  auf  Frankfi'ich. 
£ii|j;iaiid,  Ocstenuich  (selbst  in  duu  autl.  Actenstackeu  aus  IbTb  u.  7H)  sehr  weai^ 
beweisen. 
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principiell  geeignet  siud,  wirklieb  benutzt  werden  sollen,  hängt 
endlich  wieder  mit  davon  ab,  ob  das  Steuersystem  ein  rein 
iiiuuisiellei  oder  ein  soeialpolitlaohes  sein  aoll  (Frage  von  (\fit  Frei- 
heit des  EzisteniminimamB  n.  8.  w.,  §.  405).^ 

D.  —  §.  499.  Es  ist  ferner  nieht  tu  übersehen,  dass  die 
Verhältnisse  der  einzel-  und  yolkswirtbscbaftlichen 
wie  der  technischen  Entwicklung  gerade  in  der  N  e u z e i t 
die  Ver brauch sbesteuerung  steuertechnisch  beg Uns! igen,  die 
Erwerb 8 besteucrung  erschweren. 

Die  Grundlagen  für  Bauptarten  der  letzteren  (Ertrags-,  Ein- 
kommensteuern!) sind  immer  schwieriger  herzustellen,  machen  mehr- 
fach selbst  immer  grossere  Kosten  (Qmndstenerkatasterl)  und 
eimOglichen  trotz  aller  Mflbe  oft  keine  auch  nur  leidlich  gleich- 
mXssige  Bestenemng  yon  Berof  zu  Beruf  und  von  einem  znm 
anderen  Steuerpflichtigen  im  nemlichen  Beruf  oder  Erwerb.  Da- 
ilarch  verliert  diese  Besteuerung  Vorzüge,  die  sie  sonst  gerade 
vor  der  anderen  zu  haben  pflegt. 

Die  letztere,  die  Verbrauchsbesteuerung  dagegen  knüpft  sich 
in  ihren  Uaupti'ormen ,  bei  den  Einfuhrzöllen  und  bei  den  inneren 
beim  Prodneenten  erhobenen  Steuern,  auch  in  der  Monopolform, 
an  einen  verhältnissmässig  kleinen  Personenkreis  and 
an  eine  kleine  Zahl  Prodnctionsstätten:  um  so  mehr,  je 
mehr  sieh  gewisse  Geschäfte  eoncentriren.  Sind  hier  auch  scharfe 
Controlen  nothwendig,  so  stören  dieselben  doch  nicht  so  allgemein. 
Mit  ein  und  demselben  Erhebungs-  und  ContruhippaiaL  werden 
grosse  Summen  auf  einmal  erhoben.  Auch  hier  kommt  in  den 
Beziehungen  zwischen  der  stcuerzahlenden  Bevijlkerung  und  der 
bteoerverwaltung  eine  Art  Arbeitstheilungsprincip  zur  6el- 
tong:  bestimmte  Geschäftskreise  der  Kaufleute  und  Fabrikanten 
Obernehmen  so  za  sagen  mit  ihrem  regelmässigen  wirthschaftlichen 
Beruf  auch  gleichzeitig  die  Function  von  Steuererhebem  unter 
ihren  Kundenkreisen,  so  dass  diese  letzteren  in  weitem  Umfange 
mit  der  Stenerverwaltung  nicht  in  directe  Bertthrung  kommen. 

Diesen  Vortheilen  stehen  zwar  auch  speciell  steuertech- 
nische Nachtheile  gegenüber.  Eine  „rationelle"  Verbrauchs- 
besteuerung wird  bei  hoher  technischer  und  wirthschaitiicher  £nt- 


')  Namentlich  Stein  a.  a.  0.  betont  mit  Recht,  aber  viel  zu  einseitig,  die  Auf- 
f  tssQiig,  dass  die  indlrecte  YetbiMichsbestüacrang  die  FuacUou  der  fiestoueittog  der 

nArbeit"  liabe. 

A.  Wftgaer,  F'unnnrisniifeteft  IL  SS 
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wieklong  in  wachsendem  Maasse  erschwert  dorcb  die  immer 
nothwendiger  werdende  Btloksiehtiiafame  auf  die  ConenneiixveiidUt- 
nisae  zwiBchen  in-  und  atislAndischen,  stSdtisohen  und  iSadfidMB, 
Gross-  und  Klein-Prodncenten  eines  steaerpflichtigen  Artikels.  Die 

Verbrancbsbestenenuig  in  der  Form  von  Einfuhrzöllen  auf  aos- 
laiidische  Waarcii  bleibt  nur  bequem,  wenn  dieselbe  Waare  niebt 
auch  im  Inland  hergestellt  wird.  Die  Uchertragung  fremder  Pr<> 
dnetionszweige  ins  Inland  wird  aber  ökonomisch  und  techniscli 
vielfach  leichter  (Zucker,  Tabak,  Bier).  Daun  treten  schwer  zu 
lösende  Conflicte  zwischen  dem  Interesse  der  Finanzen  und  der 
lieimisehen  Prodnction  ein.  Ersteres  kann  nnr  gewahrt  bleibeo, 
wenn  der  heimische  Artikel  an  oh  nnd  meistens  nnr,  wenn  er 
gleich  hoch  bestenert  wird.  Dies  stenerteebnisch  dnrohzoAlhreB 
ist  schwierig,  zumal  da  die  innere  Verbrauchssteuer  in  ganz  anderer 
Weise  als  der  Zoll  eingerichtet  und  erhoben  werden  muss.  Werden 
innere  Steuern  noch  in  der  Form  der  städtischen  Thorabgaben 
erhoben,  so  ergeben  sich  analoge  Conflicte  zwischen  städtischen 
und  ländlichen  Producenten  (Fleisch Mehlbesteuerung).  Die 
Modalitäten  mancher  Verbraachsstenem  sind  anch  öfters  unver- 
meidlich in  nngleiehem  Maasse  gttnsdg  oder  nngWnsttg  ilr  die 
einxelnen  betroffenen  Prodncenten  eines  Stenenuükelsy  je  naeh  dsn 
Stande  der  Betriebsteehnik  nnd  -Oekonomik  der  einsehieB  Ge* 
scbftfte^  am  Meisten  wohl  je  nachdem  dasselbe  mehr  Gross-  oder 
mehr  Kleinbetrieb  ist.  Dadurch  wirkt  die  Steuer  ungleichmässig, 
was  abermals  Bedenken  erregt  (Rohstoff- Besteuerung  bei  der 
Zucker-,  Brennerei-Industrie).  Bei  dem  steten  Wechsel  der  Tech- 
nik ist  dem  auch  schwer  zu  begegnen. 

Aber  die  Erfahrung  zeigt  doch,  dass  alle  diese  Missstände 
schliesslich  nicht  für  entscheidend  nnd  immer  noch  fflr 
geringer  gelten,  als  die  Schwierigkeiten,  wekhe  die  moderae 
OkonomiBche  nnd  technische  Entwicklung  der  Ausdehnung  der  & 
werbsbestenerang  entgegenstellt.  Die  grosse  Vermehrung  gewiner 
Consumtionen  in  allen  Volkskreisen,  der  Verzehrung  der  Getränke, 
des  Tabaks,  der  übrigen  Colonialwaaren,  steigert  die  Ergiebigkeit 
der  Verbrauchssteuern  so  sehr,  dass  sogar  gewisse  dem  Finanz- 
interesse an  sich  nachtheilige  Mängel  der  Steuertechnik  bei  diesen 
Steuern  mit  in  den  Kauf  genommen  werden  und  werden  können.  — 

£.  —  §.  500.  Die  Auflösung  der  Steuerzahlung  bei 
der  Verbrauchsbesteuerung  in  kleine  und  zu  beliebiger 
Zeit  zu  leistende  Theilzahlungen, 
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1)  Die  grosse  Masse  der  BevOlkerong  lebt  bei  ihrer  Ökonomi- 
schen Lage  „vou  der  Hand  in  den  Mund"  oder  bat  wenigstens 
nicht  leicht  die  Einsicht  und  die  Willensstärke,  aus  ihrem  Ein- 
kommen auch  nur  ein  wenig  grössere  Beträge  für  bestimmte 
spätere  Zeitpuncte  anfzusammeln.  Die  Folge  ist,  dass  diesen 
Leaten  regelmässig  eine  einmalige  etwas  grossere^  yollends 
eine  solche  an  einen  bestimmten  Termin  gebundene  Zah- 
famg  schwerer  an  leisten  wird,  als  die  im  Betrage  gleiche  Zahlung, 
wenn  sie  in  kleine  Theilzahlnngen  aufgelöst  wird.  Dies  sdgt 
lieh  bei  den  gewOhnliehen  hausiHrthsehaftlichen  Ausgaben,  die 
täglich  in  kleinen  Summen  bestritten  werden,  verglichen  mit  den 
grösseren  Terminzahlungen  z.  B.  lUr  Miethe  der  Wohnung  u.  dgl. 
Dieselbe  Wahrnehmung  hat  man  vielfach  bei  der  directen  Be- 
steuerung der  yykleinen  Leute''  und  der  ihnen  zunächst  stehenden 
Volksschichten  gemacht,  wobei  dann  jenes  erwähnte  {Mgrchologiscbe 
Moment  auch  noch  einwirkt  Die  Folge  ist  eine  geringe  Er- 
giebigkeit solcher  Steuern,  die  Noäiwendigkeit  niedriger 
Steuersätze,  der  Gestattung  mehrerer  Zahltermine  im 
Jahre,  selbst  monatlicher,  was  das  Zahlen  zwar  erleichtert,  aber  die 
Erfaebungskosten  vertheuert  und  trotzdem  zahlreiche,  ja  unter  Um-  • 
ständen  zahllose  Mahnungen  und  Steuerexecutionen ,  wodurch  die 
Bitterkeit  nur  gesteigert  und  der  Zweck  doch  nicht  immer  erreicht 
wird.^)  Die  örtliche  Bewegung  der  arbeitenden  Classen  erschwert 
dabei  die  Controle  und  die  Erhebung  noch  ausserordentlich.  So 
hat  namentlich  die  Ausdehnung  der  directen  Einkommensteuer  auf 
die  unteren  Classen  oder  die  Erhebung  spedeller  Ertragssteuem 
vom  Arbeitslohn  mit  grossen  steuerteehnischen  und  socialpolitischen 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen. 

Diese  fallen  bei  der  Einrichtung  einer  Verbrauchsbesteuerung 
anf  Massenconsumptibilien  grossentheils  fort.  Viel  Odium  wird 
erspart  und  der  finanzielle  Zweck  wird  vollständiger  und  fllr  die 
Steuerverwaltung  wie  ihr  die  Steuerzahler  bequemer  erreicht.  Denn 
m  der  That  ist  die  reelle  Steuerfähigkeit  der  lüeinen  Leute  und 

■)  Zahlreiche  Belege  bei  der  preass.  Classensteacr,  bes.  vor  d.  Novelle  v.  1873, 
ab  tach  ganz  kleine  Einkommeu  steuerpflichtig  waren.  Nach  einer  danuJ.  amtl. 
IMiMhr.  d.  preofls.  Fin.miiL  wiren  im  7.  1871  fOr  je  100  Thlr.  GlasBensteaer 
in  den  olassenst-pflichi  St&dten  erforderlich:  kostenpflicht  Mahnungen  des 
Ezecntors  in  Cl.  la  (frühere  niederste  Classenstufe,  c.  bis  100  Thlr.  Eink.)  22*^.  ver- 
fOfte  £zecuüunen  95,  vollstreckte  dsgl.  49«  fruchtlos  vollstreckte  dsgl.  37;  in  allen 
ftkriff an  Oineii  swuweii  u  Mshnvngen  31,  rerfilgten  Ezec  11,  foUtliockten  4, 
ümcbttos  vollstreckten  I.  YennlagJHietea  f.  100  TUr.  Steaar  in  GL  la  8*5,  in  aUen 
aOrai  CliiHffli  1*67  TUr. 

33* 
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selbst  der  SehiehteD  bis  ia  die  ökonomisGheii  MitteisOnde  hinauf 
bei  der  Aaf  lOsong  der  Steaersahlnng  in  kleine  BeMge  grOaser, 
die  Empfindung  des  Dmeks  der  Steuer  in  Wirkliekkeit  kidner. 

2)  Mit  diesem  Argument  dllrfen  die  Anhänger  der  Verbfiad«- 

besteuerung  ihre  Sache  führen.  Aber  die  begrenzte  Giltigkeit 
und  Beweiskraft  desselben  .ist  anderseits  doch  auch  nicht  zq 
übersehen. 

a)  Einmal  trifft  das  Argument  streng  genommen  überhanpt 
nur  beim  Baarkanf  genau  zu.  Wo  statt  desselben  die  besteneile 
Waare,  also  namentlieh  naeh  unseren  Verhältnissen  die  KriUner- 
waare  Tom  Gonsumenten  auf  Borg  gekauft  und  in  grosseren  Be- 
trägen bezahlt  wird,  fUllt  der  Vortheil  grossentheils  fort  Oder  die 
Mahnungen  und  Executionen  des  Privatgläubigers  treten  an  die 
Stelle  derjenigen  des  Fiscus.  Durch  eine  starke  Besteuerung,  mithin 
Vertheuerung  gewisser  noth wendiger  oder  naeh  der  Consumtions 
Sitte  einmal  beliebter  Consumptibilien  wird  aber  der  Baarkanf  za 
Gunsten  des  Kaufs  auf  Borg  erschwert. 

b)  Sodann  hört  eine  Steuer  dadurch,  das»  sie  ,,unmerklieh^ 
und  „minder  drOekend'^  dnreh  die  Art  ihrer  Erhebung  wird,  nattf- 
Heb  nieht  auf,  eyentnell  doeh  sehr  ungleiehmftssig  au  sein. 
Gerade  wegen  der  besproehenen  Eigensohaften  droht  aber  eise 
besonders  starke  Ausdehnung  der  Verbrauchssteuern  and  ist  sie 
sicher  wohl  deswegen  so  allgemein  mit  eingetreten.  Es  ist  ja  ganz 
richtig,  dass  z.  B.  eine  Salzsteuer,  wie  die  deutsche,  trotz  des  enorm 
hoben  Steuersatzes  von  6  Mark  für  den  Centner,  vom  Consunienten, 
der  pfundweise  seinen  Bedarf  bezieht,  kaum  empfunden  wird.  Aber 
im  ganzen  Jahre  belastet  sie  doch  die  Arbeiterfamilie  im  Doieb- 
schnitt  wohl  mit  4 — 5  Mark,  d.  h.  im  Verhältntss  zum  Einkoamoi 
mit  Tielleioht  nahezu  1  Proeent:  relativ  viel  stärker,  als  durch  diese 
und  eine  ganze  Anzahl  anderer  Verbrauchs-  und  sonstiger  Steuen 
zusammen  genommen  mitunter  eine  reiche  RentierfamiKe,  deren 
Einkommen  schwer  zu  erfassen  ist,  getroften  wird.  Und  diese 
4  oder  5  Mark,  wenn  auch  pfennigweise  ausgegeben,  fehlen  docli 
nothwendig  der  Arbeiterfamilie  irgendwo  sonst,  entweder  flir  andere 
Ausgaben  und  Genüsse  oder  auch  fUr  die  Zurücklegung  als  Spar- 
pfennig. Dies  bleibt  bei  der  an  und  tlUr  sich  ganz  richtigen 
psyehologischen  und  practischen  Rechtfertigung  der  Verbianehs- 
steuem  zu  leicht  unbeachtet  — 

Das  sind  die  allgemeinen  Erklärungs-  und  Reehtfertignngs- 
grflnde  der  starken  Ausdehnung  und  des  meistens  bestehenden 
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Uebergewicbts  der  Verbranchsstenern  im  Staatsstenersystem.  Der 

einzelne  Grund  hat  sicherlich  meistens  nur  eine  relative  Bc- 
ileiitnng,  aber  die  Gescamiutheit  der  Grliude  wiegt  practisch  schwer 
und  darf  auch  theoretisch  nicht  so  leicht  genommen  werden,  wie 
es  oft  von  einseitigen  doctrinären  Gegnern  dieser  Besteaerimg 
geschehen  ist 

Einige  weitere  specielle  Gründe,  welche  von  Anhängern  der 
Verbrauchsbestenenmg  geltend  gemacht  werden ,  können  dagegen 
einen  solchen  auch  nur  relativen  Werth  schwerlich  beanspruchen, 
sondern  müssen  im  Wesentlichen  als  falsch  bezeichnet  werden: 

IL  ^  §.  501.  Speeiellei  aber  falsehe  Grflnde  fttr  die 
Verbranchsbestenernng.  Dieselben  sind  theils  selbständige, 

von  den  vorher  besprocheneu  verschiedene,  theils  laufen  sie  auf 
eine  Uebertreibung  der  relativen  Wahrheit  hinaus,  welche 
in  jenen  Grlinden  enthalten  ist,  wobei  dann  falsche  weitere  Motivi- 
rnngen  etwa  noch  hinzutreten.  Die  wichtigsten  derartigen  Grtlude 
sind  wohl:  einmal  (A)  die  einlache  Berufung  auf  und  Berahignng 
bei  der  Steaerttberwälzang,  welche  die  Haaptbedenken  gegen 
diese  Stenerform  beseitige;  sodann  (B)  die  Betoonng  des  Umstands 
als  eines  unbedingten  Vorzngs,  dass  bei  der  Verbraaehsbestene- 
rang  tbols  das  Stenerzablen  llberbanpt,  theils  wenigstens  die 
Höhe  der  Steuer  fiir  den  Einzelnen  „frei  stehe"  oder  von 
ßeinem  Willen  abhänge,  je  nachdem  er  selbst  seinen  Consum 
.»regle eventuell  mit  der  weiteren  Motivirung,  dass  sich  durch 
eine  rationelle  Verbrauchsbestenerung  der  Consum  der  Be- 
völkenmg  in  deren  eigenem  Interesse  richtig  regeln  lasse 
(Branntwein-|  Tabaksteoer!);  endlieh  (C)  die  anssehliessUcb  gttnstige 
fieortheilang  der  Form  indireeter  Verbranchsstener  yom  finan- 
ziellen uid  vom  politisehen  Standpnnote  ans,  weil  dadurch 
du  Moment  der  Stenerzahlnng  meistens  tiberbanpt  gans 
verhtillt  werde.  Es  lässt  sich  leicht  zeigen,  dass  diese  Gründe, 
abgesehen  von  dem  Korn  Wahrheit,  das  sie  enthalten  und  das 
schon  in  den  vorausgehenden  Erörterungen  anerkannt  wurde^  mehr 
Gründe  gegen  als  fttr  die  Yerbranchsbesteuerang  sind. 

A.  —  §.  S02.  Vielleioht  am  SehwttehBten  ond  eben  deshalb 

im  Gefährlichsten  ist  der  Hinweis  anf  die  Ueberwftlznng,  welehe 

„schon  Alles  gut  machen  werde".  Es  genügt  an  dieser  8telle,  auf 
die  trübere  Darstellung  der  Ueberwälzungstheorie  Bezug  zu  nehmen 
(§.  m  ff.). 
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1)  Das  Gflnstigite,  was  Bioh  sagen  lässt,  ist,  dass  naoheiaem 
langen  UeberwUsnngsprooeBS  nnd  dnreh  denselben  eine  gewine 
Gleiehmlssigkeit  der  Beateoernng  onter  besonders  günstigen  Um- 
stünden  hergestellt  werden  kann.  Ob  nnd  wie  wdt  sie  wirklieb 

endlich  eintritt,  bleibt  dorehans  die  Frage.  In  der  Zwischen- 
zeit aber  künnen  die  grössten  Härten  vorkommen.  Unter  gewissen 
wirthschafllichen ,  technischen,  socialen  und  rechtlichen  Verhält- 
nissen mnss  die  Hoffhang  auf  die  günstige  an  Sgl  eichende 
Wirkung  der  Ueberwälzung  aber  als  Tänschnng  nnd  Optimis- 
mns  bezeichnet  werden.  In  dem  theoretisch  nnd  practisch  wich- 
tigsten Falle,  bei  der  Besteuerung  der  unteren  Glassen  oder  |,kleinea 
Leute''  dureh  hohe  Stenern  auf  deren  nothwendige  Venehrongp- 
nnd  auf  deren  Genussmittel  lilsst  endlich  die  Ueber^lsnng  grossen- 
theils  im  Stich  oder  vollzieht  sich  nnr  mittels  eines  hoch  bedenk- 
lichen Drucks  auf  diese  Personen  (§.  511).  Darüber  kann  sich  nur 
der  oberflächlichste  Optimismus  täuschen  oder  die  frivolste  Rück- 
sichtslosigkeit hinwegsetzen.  Sind  die  betreffenden  Steuern  einmal  — 
wirklich  oder  vermeintlich  —  nicht  entbehrlich,  dann  muss  wenig- 
stens offen  und  ehrlich  nnd  mathig  anerkannt  werden,  dass  der 
Veriass  auf  die  gttnstige  Function  der  Ueberwührang  aus  naehweis- 
baren  Gründen  ein  trttgeriseher  ist  Daraus  wird  doch  das 
Gute  herrorgehen,  dass  man  sieh  bei  ihr  nieht  beruhigt,  anf 
Reformen  der  Besteuening,  anf  Ersatz  der  bedenklichsten 
Verbrauchssteuern  und  auf  die  Ein  t  Ugung  von  Compensations- 
8 teuer n  in  das  Steuersystem  sinnt,  durch  welche  wenigstens  die 
durch  die  Verbrauehsbesteuerung  unverhältnissmässig  ge- 
schonten Classen  nnd  Personen  zur  verhältnissmässigen 
Betheilignng  an  der  Tragung  der  Gesammtsteuerlast  henn- 
gezogen  werden. 

Das  sind  die  Sehllisse,  su  weichen  die  unbefongene,  keinam 
Parteiinteresse  dienende  wisseDsehaflliehe  Theorie  naeh  ihrer  bereits 
erlangten  Kenntniss  der  Ghusalsusammenhftngc  im  Ueberwälsungs- 
process  kommen  muss.  Von  den  Anhängern  der  anderen  Ansicht 
darf  sie  daher  den  Gegenbeweis  verlangen,  der  aber  nicht  ge- 
lUhrt  werden  kann  und  kaum  auch  nur  versucht  worden  ist:  man 
hat  es  bei  Behauptungen,  Hoffiinngen  und  Achselznoken  bewenden 
lassen. 

Man  darf  aach  replieiren:  nun,  wenn  wurklich  die  ausgleiehende 
Function  der  UeberwSlaung  so  sieher  «nsunebmen  ist,  wanun 
lassen  sich  dann  %.  B.  nicht  die  besitzenden  und  bibberen  .Okssen 
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smllclist  mit  diieeten  Erwerbssteaera  starker  belasten,  in  der  Voraofh 
lieht,  diese  schon  anf  die  unteren  nnd  ärmeren  Glsssen  durch  die 

Lohnregelnng  n.  s.  w.  fortzuwälzen  ?  Unter  allen  Umständen  müsste 
eine  derartige  Ueberwälzung  sicherer  und  leichter  sein,  als  die 
üeberwälzung  in  der  entgegengesetzten  Richtung,  „von  Unten  nach 
Oben",  wie  sie  im  Fall  der  Beruhigung  bei  hohen  indirecteu  Ver- 
brauchssteuern aof  den  Consum  der  Massen  vorausgesetzt  wird. 
Die  höheren  Classen  haben  Yon  ihrem  Interessen standpunote  ans 
gans  recht  mit  ihrer  Ablehnung  eines  solchen  Vorgehens ,  weil  sie 
jene  Yonassiclit  der  FortwiUsnng  als  eine  trflgerisehe  kennen. 
Aber  niebt  minder  haben  doch  die  nnteren  Classen  recht,  ans  dem> 
selben  Grunde  den  Trost  abzulehnen,  sie  könnten  sieh  durch  Rück- 
wälzung der  auf  sie  in  den  Preisen  der  gekauften  Waaren  fort- 
gewälzten indireeten  Verbrauchssteuern  leicht  helfen.  Wie  die 
Dinge  hier  in  Wirklichkeit  liegen,  wird  unten  bei  der  Darstellung 
der  pnncipiellen  und  practischen  Mängel  der  Verbrauchsbesteuerung 
nachgewiesen  werden  (§.  511). 

3)  In  einem  Puncto  geben  aber  die  unbedingten  Gegner  von 
Verbrauchssteuern  auf  Massenconsumptibilien  freilich  auch  wieder 
in  weit  und  yerfallen  sie  eigentlich  in  denselben  Fehler  wie  die 
unbedingten  Anhänger,  nemlieh  volle  Ueberwälzung  in  zu  weitem 
Maasse  anzunehmen.  Nach  ihnen  ist  es  immer  der  ganze  Betrag 
der  Steuer,  welcher  ( noch  verbunden  mit  Nebeuspesen,  Zinsen  u.  s.  w.) 
auf  den  Treis  des  Artikels  fällt  und  um  welchen  sie  daher  „den 
Coosumenten^'  voll  belastet  ansehen.  Hier  wird  der  Ueberwälzungs- 
tndenz  bis  zum  Consumenten  bin  ebenso  eine  zu  grosse 
piaelische  Stärke  und  eine  su  unbedingte  allgemeine  Verwirklichung 
umgeschrieben,  wie  Seitens  der  anderen  Partei  deijenigen  vom 
Consumenten  weiter  oder,  in  der  früheren  Tennmologie:  wie 
hier  die  Rfl ck wälzungsfähigkeit,  wird  dort  die  Fähigkeit  der 
FortwUlzung  überschätzt  und  ohne  genügende  Rücksicht  auf 
die  Verhältnisse  des  practischen  Lebens  beurtheilt.  Es  ist 
vielmehr  ein  weiterer  Uebelstand,  dass  sich  die  Fortwälzung  prac- 
tiach  nieht  so  einlach  zuträgt,  wie  hier  angenommen  wird.  Würde 
•ir  und  voll  der  Consument  getroffen,  so  liesse  sich  dies  leichter 
ünpensiren.  Aber  ein  Theil  der  Steuer  bleibt  in  yerschiedener 
Weise  oft  anf  dem  Wege  vom  ersten  Steuersahler  zum  Consumenten 
m  elnselnen  Zwischenpersonen  oder  auch  an  einzelnen  Produ- 
centen  selbst  hängen,  mindert  deren  Einkommen,  Gewinne  ete., 
m  uamentlich  wohl  bei  denjenigen  indireeten  Verbrauchssteuern^ 
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wdehe  beim  mttndischen  Prodnoenten  oder  in  der  Form  ron  ZOQen 
erhoben  werden.  Diese  Sachlage  bildet  sogar  von  einem  anderen 

Cksiehtgpnncte  aus  unter  Umstünden  eine  relative  Rechtfertigung 
solcher  Steuern,  indem  dieselhen  nemlich,  ähnlich  wie  Verkehrs- 
steuern, als  eine  Art  Gewerbesteuer  und  Einkommensteuer  der 
Kaulleute,  Fahrikanten,  also  solcher  Classen  und  Personen  mit 
angesehen  werden  künnen,  deren  Gewinne  und  Einkommen  sich 
der  sonstigen  duecten  Erwerbsbesteaemng  leichter  entziehen.  Die 
Anhftngw  der  Verbraachssteaem  machen  das  nicht  selten  geltend, 
principiell  nicht  mit  Unrecht,  wenn  auch  gewöhnüch  mit  staiken 
Uebertreihnngen.  8ie  ttbersehen  nnr  als  Vertreter  dieser  AnfihssoDg 
wieder  zweierlei. 

a)  Einmal,  dass  sie  damit  in  Widersprach  mit  ihrer  optinuBti- 
schen  Ansicht  von  der  Rflck-  und  WeiterwiUzang  der  Verbrancbs- 
Stenern  Seitens  der  Gonsamenten  kommen :  wenn  die  gleichmtaige 
Fortwälznng  bis  znm  Gonsnmenten  schon  so  nnsicherist,  wie 

sehr  vollends  diese  Kückwälzungl  Für  letztere  liegen  die  Ver- 
hältnisse doch  viel  un{;Unstiger,  weil  es  sich  eben  um  „Consumenten" 
ohne  Organisation  zu  gemeinsamem  Handeln,  ohne  ökonomische 
Machtmittel  (untere  Classcnl)  zur  Durchsetzung  der  Ktickwälzong 
handelt,  während  in  dem  anderen  Fall  „Producenten^^  in  Betracht 
konmien,  welche  doch  fttr  den  Concnnrenskampf  besser  organisirt 
sind,  ihr  Kapital  nOthigenfalls  eher  ans  dem  Geschitft  sehen 
können  n.  s.  w. 

b)  Sodann  der  zweite  Mangel  der  Beweisftlhnmg:  gerade  die 
nagleichmässige  Fortwälsnng  der  zunächst  vom  PiödncentBn, 
Fabrikanten,  Kaufmann  n.  s.  w.  ausgelegten  Steuer  ist  ein  neues 
Argmnent  dafür,  dass  man  mit  der  Beehtfertigung  der  Verbraiehs- 
bestenernng  dnrch  den  Hinweis  anf  die  Ansgleichnngsfnnction 
der  Ueberwälzung  sehr  vorsichtig  sein  muss.  Die  einzelnen 
Producenten  sind  nach  einer  Menge  persönlicher,  wirthschaltlicber 
und  technischer  Verhältnisse,  im  Gross-  und  Kleinbetrieb,  nach  der 
Vertheilung  des  Kapitals  auf  Anlage-  und  Betriebskapital,  nach  der 
örtlichen  Lage  ihrer  Anstalten  n.  s.  w.  in  ganz  nngleichem 
Maasse  zur  Fortwälznng  der  von  ihnen  ausgelegten  Stenern 
befähigt  Oeffeers  bleiben  Theile  dieser  Stenero  auf  ihnen  sitien, 
abor  da  dies  einxeln  in  durchaus  verschiedenem  Maasse  geschieht, 
sind  diese  Steuern  auch  wieder  keine  richtige  und  gerechte 
Gewerbe-  oder  Einkommensteuer  der  Betroffenen,  ganz  ab 
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g«Mhen  TOD  dorn  Umstaiidey  dass  nnr  gewisse  Gewerbe  indireot 
beste aert  würden.*) 

So  darf  man  behaupten,  dass  der  Verlass  auf  die  Ueber- 
wälzung  in  jeder  Hinsicht  ein  schwaches  Argument  7ai  Gunsten 
der  Verbrauchsbesteuerung  des  Consumenten  selbst  und  anderer, 
mit  der  Herstellung  und  dem  Vertrieb  der  steaerpfliohtigen  Waaren 
in  Verbindimg  stehenden  Personen  ist. 

B.  —  §.  503.  Die  Selbstregeinng  der  Bestenernng  des 
Einseinen  dnreh  die  Regelung  seines  gebranehsstener- 
pfliehtigen  Gonsnms.  Aneh  dnreb  die  Bemfung  hierauf  wird 
keine  richtige  Begrfindung  der  Verbrauchs-  and  Nntzungsbesteaemng 
gewonnen.  Einmal  ist  in  vielen,  practisch  wichtigen  Fällen  eine 
solche  Macht  des  Einzelnen  nur  scheinbar  vorhanden;  sodann 
aber  steht  dieselbe  überhaupt  mit  dem  wahren  Wesen  der 
Besteaenmg  in  Widersprach. 

1)  Bei  einer  Besteuerung  von  nothwendigen  Lebens- 
mitteln (Salsl  VoUubrot  [Roggenbrot  bei  ans],  Fleiseh)  ist  Yon 
emer  soloben  Macht  tbeils  gar  nicht  die  RedCi  theils  wttrde  sie  nnr 
auf  Kosten  der  Gesnndheit  and  Arbeitskraft  des  Gonsnmenten  aus- 
geübt, also  auch  gegen  das  Gemeinschaftsinteresse.  Bei  anderen 
Stcnerobjecten  stenmit  sich  wenigstens  die  Consumtionssitte  der 
Einschränkung  des  Consums  entgegen.  Die  letztere  kann  ebenfalls 
ihre  sanitären  und  sonstigen  Bedenken  bieten.  Auch  trifft  der 
allgemeine  Einwand  gegen  die  Oebrauchsbesteuening  za,  dass  die- 
selbe eben  einzelne  Artikel  des  Consums  ziemlich  willkllhr- 
lich  herausgreift.  Die  GieichmAssigkeit  wird  so  von  Neuem 
Terletst^  indem  dem  Consumenten  eines  besteuerten  Artikels,  gegeur 
tber  dem  Consumenten  euies  unbesteuerten,  entweder  sugemuthet 
wird,  die  Steuer  im  höheren  Preise  der  Waare  zu  entrichten  oder 
anf  den  Consum  zu  verzichten.  *So  liegt  die  Sache  selbst  bei  den 
sogen.  Luxussteuern. 

2)  Gewichtiger  und  principicller  ist  aber  noch  der 
zweite  Einwand  gegen  diese  Begründung  der  Gebrauchsbesteue- 
mng:  es  sollte  dem  Einzelnen  eben  gar  nicht  ,,frei  steheji^' 
dnreh  eine  Handlung,  welche  wie  die  Regelung  des  Consums  mit 
im  indiTidnellen  Steuerpfliebt  absolut  keinen  2asammenhang  bat, 

*)  Auch  diese  Begründung  liegt  iiiiplicit*;  einem  grossen  Theil  der  Argumente 
der  practischeii  Bei'arw orter  (von  dem  leitenden  Staatsmanne  an  bi^  weit  herab)  der 
TerinsDchasteuem  bei  den  neuesten  deotseheii  Steuerreformpl&ncn  za  Grunde:  ein 
guter  Beleg  dafür,  dass  es  „ohne  Theorie'*  nntcr  denkenden  Menschen  einmal  nicht 
ib^ht,  dass  aber  auch  hier  die  „Theorie''  ihren  Ilaken  hat. 
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sich  dieser  Pflicht  za  entauehen  oder  daa  Maass,  in  dem  er  tie  er- 
flillty  za  bestimmen.  Wie  man  die  Bestenerang  des  Einzelnen  ancb 
immer  anffasse  nnd  besrflnde:  ob  man  ne  als  einen  Entgelt  der 
Dienste  des  Staats,  der  Vortheile  der  Staatsverbindnng  oder  ridh 
tiger  als  eine  Pflfelit  ansiebt,  welobe  ans  der  natamotliweBdigen 
^liedlichen  Angehörigkeit  des  Eiuzeliieii  zur  Staatsgesellschaft  folgt: 
die  Steuerzahlung  an  sich  und  das  Maass  ihrer  Höhe  müssten 
richtiger  Weise  von  der  Art  und  der  Grösse  des  Consums 
einzelner  Guter  unabhängig  sein.  Practische  Gründe, 
jenes  besprochene  psychologische  Moment  n.  A.  m.  mögen  trotedem 
ftUr  eine  solche  Verbinduig  iqireehen.  Aber  ein  Vortheili  dais 
das  Individnun  alsdann  dnreh  Begeinng  seines  Consnms  seina 
Stener  regeln  ktfnne,  ist  dies  nicht:  die  Gebranohsbesteoermg 
Ittsst  sich  mit  solchem  Argument  nicht  begründen  nnd  rechtfertigeD, 
sondern  gerade  angreifen. 

§.  503 a.  Auch  die  weitere  Motiviruog  verwandter  Art,  dass 
sich  durch  eine  rationelle  Verbrauchsbesteuerung  der  C o n s u m  der 
Bevölkerung  in  deren  eigenem  wahren  Interesse 
richtig  regeln  lasse,  begegnet  doch  erheblichen  principielien 
and  practischen  Bedenken.  Bfan  argamentirt  hier  ans  den  sieh 
berührenden  Gesiohtspancten  der  Sanitäts-,  Sitten-,  Lnxns- 
and  allgemeinen  Wohlfahrtspolisei.*)  Es  mag  angegebea 

Dies  ist  implidttt  der  St&ndpnnct  der  iu  der  Vorbemerkung  S.  493  genannten 
finMiwtf»ti«H8ch«p  bchrifi  von  Gerttfeldi   Da  iluliche  AnfDMVBiig«o  Ia  gtmimtm 

Kreisen  Terbrdtei  sind,  scheint  es  kein  hors  d'oeuirre  auf  die  Prüfung  dieses  Staad* 
pnncts  etvas  näher  einzugehen ,  weshalb  ich  «liesen  §  noch  zusatzlich  hier  cingeftlgt 
liäbe.  Die  finanzstatistischon  Thatsachen  bind  ailerdingü  berückend,  aber  um  so  noth- 
veadiger  ist  «ine  unVefangene  Benitheilang.  Nach  uerstfeldt«  bee.  Tab.  8  und  7 
eiglebt  döh  fttr  die  aeieite  Zdt: 

Branntwela,  DeulscUea     Oroas-  Frank-        West-  Kus^- 

Einnahmc  Mill.  M.  ..... 

oder  7e        Steuern  .... 

per  Kepf  M.   . 

Durchschn.satz  d.  Steuer  p.  100  */« 
Alkohol  1».  H<-ctoL 

an  Zoll  M  

an  Steuer  H. .....  . 

Abgabebelast.  Verbraoclismenge 
p.  Kopf  Liter  ...... 

Tabak. 

Einnahme  MilL  IL  

oder  "/o  aller  Steoem  .... 

])ov  Ko])f  M  

burcliäclm.satz  an  bteuuru  (uicl. 
Monq».)  p.  Gentoer 

an  Zoll  yi  

an  Steuer  (.Monop.)  M.  .  . 
Bclaät.  yerbr.mengo  p.  Kupf  Pfund 
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werden,  daas  Bolobe  Gcsiohtqranete  etwas  mitapredieB  dttrfeiiy 
betondera  bei  der  Branntwein-  und  aneb  noeb  bei  der  Tabak- 
bestenernng.  Aber  man  ttberzeagt  sieb  leiebt,  dasB  man  bier  m 
sebr  misslichen  Conseqaenzen  gelangt,  sobald  man  einen  dieser 
Gesichtspuncte  ernstlich  zur  Begründung  einer  hohen  Verbraucbs- 
bestenerung  auf  welche  Gegenstände  immer  benutzt. 

1)  Von  einer  auch  nur  einigermassen  berechtigten  sanitäts- 
mid  Sitten  polizeilichen  Regelung  kann  hier  doch  bloss  gegenüber 
einem  wirklich  physisch  and  psyebiscb  schädlichen  Uebermaass 
des  Consmns  die  Rede  sein,  wenn  man  selbst  tob  allen  prinoi- 
piellen  Einwinden  gegen  solebe  Einmiscbang  abseben  wollte.  Non 
wlie  aber  bier,  wenn  sie  flberbanpt  riehtig  and  erfolgreicb  sein 
»oUte,  eine  gans  individuelle  Controle  des  Consums  des  ein- 
zelnen Trinkers  und  Rauchers  noth wendig.  Eine  solche  erfolgt 
durch  die  Verbrauchsbesteuerung  und  durch  einen  hohen  Steuerfuss 
der  Branntwein-  and  Tabaksteuer  natürlich  gar  nicht.  Aus  den 
Dnrchschnittssätzeu  des  Consums  für  den  Kopf,  wie  sie  die 
übliche  Statistik  allein  bereebnen  kann,  lässt  sich  nicbt  ebne  Weiteres 
aaf  ein  Uebermaass  des  individnellen  Oonsimis  sebliessen, 
sneh  wenn  sieb,  wie  s.  B.  bei  nns  in  Dentsebland,  viel  bObere 
Kopfquoten  als  in  anderen  Staaten  mit  bober  Bestenenmg  ergeben. 
Denn  ob  and  wie  weit  ein  solches  Uebermaass  vorliegt,  das  hängt 
iu  entscheidender  Weise  von  der  zeitlichen  Vertheilung  des 
Consums  einer  jeden  Person  ab.  Der  Durchschnittsconsum  kann 
sehr  hoch  sein  und  doch  wegen  einer  günstigen  zeitlichen  Ver- 
theilung dieses  Einzelconsums  eine  wirklich  schädliche  (Iber- 
Bässige  Consnmtion  fehlen,  und  nmgekehrt.i>)  Die  entgegen- 
gvelite  Anffassnag  bembt  anf  der  nnbalAaren  Annabme  der 
«bsolnten  Sebftdliehkeit  des  Branntweins  and  Tabaks.  Diese 

Selbst  wenn  der  hier  (ob  bei  Branntwein  ganz  richtig?')  berechnete  enonn  hohe  Durch- 
Mlttitlsconsum  an  Branntwein  n.  Tabak  in  Deutschland  dnrch  eine  der  auslundischea 
Südiehe  hohe  Besteuerung  auf  die  Hälfte  reducirt  wurde,  an  sich  rielleicht  wtlnschens« 
voth,  so  wOrde  die  Äosgabe  einer  Person  fur  diesen  halben  Consam  wegen  der 
bohen  Steuer  doch  noch  viel  grflsser  sein  ab  jetzt,  was  demnach  klärlich  auf  ein<^ 
Stacke  UeberUbtang  der  betreltendeo  Gonsufflenteu  mit  Steuern  oder  m.  a.  W.  auf  eine 
gMtte  Vngleiclimftssigkeit  der  Bestenerong  himuuliefe.  Das  Hast  tkk  doch 
WOglkA  in  difiMT  Fkags  so  leicht  ndmeii. 

^  S.  Conrad  in  d.  Kecens.  t.  Gerstfeldt's  Sehr.,  Jahrb.  1879  II,  der  gewiss 
licbtig  ausfuhrt,  dass  d.i!^  Z u v i o  1  trinken  von  Branntwein  durch  die  hohe  Stener  nur 
veoig  gemindert  wird,  Wülircnd  der  tägliche  Geuuss  einer  geringen  Menge  zur  Mahl- 
Mfik,  VW  im  Jahre  ein  bedeutendes  Qnantun  anamacht,  ftr  den  AiMer  dofdunis 

zotriglich  ist  u.  ihm  dieser  Genuss  durch  die  Forderung  des  Verf.  mehr  als  gerecht- 
fertigt erschwert  wird.    Ebe  nso  kmn  man  hei  den  Arbeitern  u.  s.  w.  doch  auch  an 
Berechtigte  deü  Tabakgen uaöeb  denken. 
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Annahme  mttsste  folgerichtig  dazu  führen  ^  den  Conram  dieier 
Artikel  nicht  durch  Stenern  bloss  za  ersdiweren,  sondern  ihn  ge- 
setzUeh  zn  verbieten,  mindestens  wie  in  den  Staaten  der  Tempennee- 
Gesetze  den  offenen  Verkauf  zn  untersagen. 

2)  Gegen  den  Inxns-  nnd  wohlfahrtspolizeilichen  Stand- 
pnnct  erheben  sieb  von  vorneherein  principielle  Bedenken,  wenig- 
stens innerhalb  der  beutigen  Gesellscbalt  und  ihrer  sonstigen  Recbts- 
ordnung.  Selbst  wenn  man  davon  absiebt  und  zugiebt,  dass  ein 
grosser  Theil  der  „kleinen  Leate^^  durcb  den  Aufwand  für  ihren 
Branntwein-  und  Tabakconsum,  zumal  tUr  den  übermässigen,  grosse 
Unwirthsehaftiichkeit  zn  ihrem  eigenen  Nachtheil  beweisen,— 
ist  es  zn  rechtfertigen,  sie  dafttr  mit  hohen  Steuern  zu  belegen 
nnd  gewissermassen  zu  bestrafen?  Die  Bedttrfhisse  des  Staats 
grossentheils  auf  Kosten  der  Unwirthsehaftiichkeit  jenes 
Volkstbcils  zu  bestreiten?  Folgcricbtig  ralisste  man  dann  Uber- 
haupt den  Leuten  die  freie  Verwendung  ibres  Einkommens  ent- 
ziehen, mindestens  den  Betrag,  der  tiber  den  notbwendigen  Bedarf 
hinausgeht,  in  Beschlag  nehmen,  alsdann  ihn  aber  auch  zu  Zwecken 
im  speciellen  Interesse  dieser  unter  Curatel  gestellten  Leute,  nicht 
zur  Deckung  der  allgemeinen  Staatsbedttrfnisse  verwenden.  Mit 
der  besonders  hohen  Branntweüi-  nnd  Tabakbestenerung  profitirt 
doch  jetzt  im  Grunde  der  Staat  nur  für  seine  fisealisehen  Interessen 
von  Lastern  nnd  Unsitten  der  BeyOlkemng,  nnd  zwar  von  solchen, 
die  er  nicht  wohl  sonst  unter  Strafe  stellen  kann.  Gerade  das 
polizeiliche  Bevorinundungsprincip  würde  eine  ganz  andere  Behand- 
lung unwirthscbaftlicber  Coüsuuitioueii  bedingen,  als  diejenige  ver- 
mittelst hoher  Verbrauchsbesteuerung.  Wenn  man  durch  letztere 
seihst  eine  Verminderung  anstössiger  Consamtionen  erreicht,  so 
wird  doch  in  der  Begol  der  gesammte  Aufwand  einer  Person  für 
die  betreffenden  Objecto  bei  hoher  im  Vergleich  mit  niedriger  Be* 
Steuerung  noch  grosser,  daher  die  wuihschafUicbe  Verwendung  des 
ganzen  Einkommens  noch  schlechter  ausfallen.  D.  h.  man  f^gt 
durch  sokbe  Besteuerung  noch  die  Gefahr  rascheren  und  stärkeren 
wirthschaftlichcn  Huins  zu  allen  anderen  üblen  Folgen  bedenklicher 
CoDSumtion  hinzu.  Viel  heilsamer,  aber  freilich  auch  viel  mehr 
gegen  das  doch  zumeist  einseitig  sich  geltend  machende  fiscalische 
Interesse  wären  z.  B.  gegenüber  dem  Tabak-  und  Branntwem- 
eonsum  Vorkehrungen,  dieO^elegenheitzu  diesen  Gonsnmtionen 
zn  erschweren,  wie  in  Betreff  des  Branntweins  (und  indirect  des 
Tabaks)  durch  eme  richtige  Schankstftttengesetsgebuug  und 


uiyiii^ca  by  GoOglc 


VerbfiUQog  der  Steuemhlojig; 


525 


in  Betreff  des  Tabaks  dnrcb  umfassendere  Rancbverbote  in  öfTent- 
lieheo  Localitäten  n.  s.  w.  (zugleich  eine  wahre  Wohltbat  für  die 
nicht  nnchende  Menachheit!). 

G.  —  §.504.  Die  (indirecte)  Verbranchsbesteiiernng 
alsMittel,  das  Moment  der  Steaerzahlnng  zaTerhttllen. 
Der  psychologische  Vortheil,  welcher  bierin  liegt,  wurde  oben 
zugegeben.  Aber  mit  diesem  Vortbeil  sind  gewichtige  Nacb- 
t heile  verbunden,  isowohl  in  Bezug  auf  den  Besteaerien  als 
auf  den  Staat. 

1)  Jener  verkennt  eben  deshalb  so  leicht  den  nothwendigen 
Zasammenhang  zwischen  Bestenerung  und  öffentlicher  Leistong, 
zwischen  Steaerzahlnng  nnd  Stenerpflichi  Sein  eigener  Verbranch, 
seine  Ansgaben  erscheinen  ihm  nicht  im  wahren  licht  Darin  nur 
Yortbeile  zn  sehen,  nnr  zn  rtthmen,  dass  dieser  mangelnde  Ein- 
blick in  die  wirklichen  Verhältnisse  über  manches  Unliebnamc  und 
Lästige  hinweg  helfe,  heisst  doch  sehr  kurzsichtig  lutheilen,  etwa 
80,  als  ob  überhaupt  die  genaue  Kechnungsflihruug  in  der  Privat- 
wirtbscbatt  besser  unterbleibe,  damit  man  sich  in  Betreff  seiner 
Ausgaben  in  „angenehmer'^  Unwissenheit  befinde. 

2)  FOr  das  galize  Gemeinwesen  oder  den  Staat  selbst 
ergeben  sich  aber  nicht  geringere  Bedenken.  Zugestanden,  dass 
die  Deckung  eines  grossen  Fmanzbedarfe  durch  Verbranebssteuem 
leichter,  weil  wenig  unpopulär  als  durch  Schätzungen  sei  und  dass 
deswegen  Staatsmänner  politische  Gründe  für  ein  solches  Vor- 
gehen geltend  machen  können:  nicht  minder  sind  politische  und 
finanzielle  Gegcugrüude  anzutiibreu.  Die  Controle  des 
Ötaatshausbalts,  die  Prüfung  der  Noth wendigkeit  und 
Zweckmässigkeit  einer  Ausgabe  wird  fast  unvermeidlich 
weniger  ernst  genommen.  Die  parlamentarischen  Körper  be- 
willigen begreiflich  gwiug,  anch  wenn  sie  dabei  gar  nicht  specielle 
Interessen  der  Besitzenden  Ycrtreten,  indirecte  Verbrauchssteuern 
leichter  als  dhrecte  Erwerbssteuem,  weil  sie  sich  durch  letztere 
beim  Volk  eher  unpopulär  zu  machen  fürchten.  Eine  absolute 
Staatsgewalt,  der  keine  Volksvertretung  zur  Seite  steht,  greift  eben- 
falls leichter  zu  der  „unflih Ibaren"  Verbrauchsbesteueruug.  Der 
Finanzbedarf  droht  aber  dann  um  so  rascher  und  stärker  zu  steigen, 
üe  reelle  Macht  der  Parlamente  um  so  kümmerlicher  zu  werden: 
Letatres  desto  mehr,  je  mehr  schon  die  ganze  steuertechnische  Ein- 
ilehtnng  der  Verbrauchsstenem  mechanisch  weiter  fnngirt  und  ans 
tsanziellen  Gründen  in  Function  erhalten  werden  muss,  wenn  der 
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Stenerapparat  einmal  gebildet  worden  ist.-')  Gerade  je  schärfer 
die  Steuer  ▼om  £inxelneii  und  im  Volke  als  Steuer  empfuiden 
wiid|  desto  vorsichtiger  whrd  man  an  ihre  Ansdehnmigy  deeto  soig- 
fUtiger  an  die  PrttAmg  des  Bedarfs  gehen«  Gewiss  TermOgen  sich 
hier  die  Interessen  ta  kreasen  vnd  kann  eine  notiiwendige  md 
erwünschte  Entwicklung  der  „öffentlichen  Thätigkeiten"  durch  zu  I 
knappe  Bemessung  des  Bedarfs  und  zu  grosse  Abneigung  gegen 
eine  Vermehrung  der  Steuern  gehemmt  werden.  Aber  die  Klippe 
aof  der  anderen  Seite  ist  auch  nicht  zu  Ubersehen:  die  Gefahr 
einer  Sohüdigung  der  ^^Freiheitsinteresse n'^  des  Volks 
und  einer  an  willfährigen  Vermehrung  der  öffentliehen 
Ausgaben,  damit  einer  Allmaebt  der  Staatsgewalt 

Diese  Betiaehtnng  fllbrt  sehen  an  der  folgenden  ErOrtenmg 
hinüber: 

III.  —  §.  505.    Die  principiellen   und  practiscbeu 
Mängel  der  Gebrauchsbesteuerung.   Dieselben  waren  im  | 
Vorausgehenden  schon  mehrfach  zu  berühren.    Sie  lassen  sich  zu-  | 
sammenfassen  und  übersehen  als  Verstösse  gegen  die  vier  i 
Reihen  oberster  Stenerprineipiea.  Die  Gtobrauchsbesteue- 
mng  als  Ganzes  betraohtet  zeigt  hier  grosse  MIngeli  welehe  kaum 
bd  einer  einzebien  hierhergehOrigen  Steuer  und  Eiariditunga-  und 
Erhebungsform  ganz  fehleui  wenn  aneb  hier  in  grosserem,  da  in 
geringerem  Grade  bervoitreten. 

A.  Verstösse  gegen  die  finanzpolitischen  Principien 
der  Ausreichendheit  und  Beweglichkeit.  Die  Hauptarten 
der  Besteuerung  sind  schon  oben  l)ei  der  Erörterung  dieser  Prin- 
eipien  kurz  in  ihrer  Beziehung  zu  diesen  letzteren  beurtheiit 
worden  (§.  36d).  Gerade  wegen  der  engen  Verknüpfung  der  Ver- 
brauehssteuer  an  gewisse  Waaren  hingt  der  Stenerertrag  wesent- 
lieh  Ton  den  Produetions-  und  GonsumtionsverhSltnissen, 
den  Oonjuneturen  dieser  Waaren,  vom  Gang  des  ganzen  Wirth- 
sehaHslebens,  von  der  ungestörten Punetion  des  Erhebnn  gs- 
und  Controlapparats  mit  ab.  Der  Steuerertrag  sinkt  daher 
leicht  in  „ungünstigen''  Zeiten,  wo  man  ihn  am  Noth wendigsten 

°)  Als  „politisclic  Garantie"  haben  daher  z.  B.  BowilligTingen  eines  Tabak- 
monopols  aui'  eine  bestimmte  Reihe  voq  Jahren,  wie  gesetzlich  in  Fnokreich  and 
wie  68  Iwi  dem  dentlelieii  Tabtkmonopülproject  mitonter  Torgeschlagen  worden  ist, 
kaum  irgend  einen  Werth.    Wenn  man  naeh  einem  langen  nnd  kostspieligen  Expro- 

priationsverfahren  bei  uns  oin  solches  Monopol  einmal  eingeführt  haben  sollte,  wird 
man  doch  eine  Wiedeniulhcbung  des  Monopols  in  unabsehbarer  Zeit  nicht  ernstlich 
iA8  Ange  fanen  können. 
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bedarf,  und  steigt  leicht  in  ^^gUnstigen"  Zeiteii|  wo  man  das  eher 
entbehren  könnte.  Dort  daher  eine  StOmng  des  GleiohgewiehtB 
im  Siaatibanshaltey  die  sehwer  sofort  gut  in  maehen  ist  Stener- 
ansHllle  lassen  sieh  dabei  anch  niefat,  wie  theilweise  wenigstens  bei 

directen  Erwerbsstenem ,  nachträglich  wieder  einbringen.  In  den 
glinstigen  Zeiten  aber  entsteht  eine  Versuchung  zu  neuen  öffent- 
lichen Ausgaben ,  weil  die  Mittel  dazu  vorhanden  sind.  Manches 
weniger  Nothwendige  wird  dann  leicht  unternommen,  ftlr  das  hinter- 
her die  Mittel  fehlen,  wenn  die  allgemeinen  Verhältnisse  wieder 
achleehter  werden.  Eine  rasche  Vermehrung  des  Ertrags 
auf  einmal  im  Bedarfsfall  lässt  sieh  aber  gerade  dnroh  die  Ver- 
bnnehsbesteaernng  andh  nicht  leieht  bewirken ,  nm  so  weniger,  je 
mehr  die  bevorstehende  Stenenrermehmng  (Ansdehnnng  oder  Er- 
höhung) von  der  Specnlation  ausgebeutet  wird,  wie  jetzt  regelmässig 
in  unseren  Verkehrsverhältnissen.  Durch  eine  gewisse  Mannig- 
faltigkeit dieser  Besteuerung,  durch  richtige  Auswahl  der 
einzelnen  Steuerobjecte  und  durch  passende  Steuerform 
(x.  B.  die  Monopolisirung)  sind  diese  Mängel  wohl  su  Ter» 
nundem,  aber  nicht  zn  beseitigen. 

Die  Sehlttsse  Hir  die  richtigen  Zielponote  des  Steoen^stems 
ergeben  sieh  von  selbst  Herrorgehoben  sei  hier  bloss,  wie  ▼e^ 
fehlt  es  sein  würde,  die  Staatsbestenerong  nnr  oder  fast  nnr  anf 
Verbrauchsstenern  zn  begründen. 

B.  —  §.  506.  Verstösse  gegen  die  volkswirth- 
schaftlichen  ötcuerprincipien.  Eine  Steuer  muss  hier  der 
richtigen  Wahl  der  Steuerquelle  entsprechen  und  den 
Ueberwälznngsverhältnissen  gehörig  Rechnung  tragen. 

1)  In  erster  Hinsicht  möchten  die  Verbranchsbesteuerang  im 
Ganzen  und  die  einielnen  Stenern,  anch  die  ttbliehen  Stenern  anf 
Knlsangen  des  NntsvermOgens  a.  s.  w.  kerne  allgemeinen  Bedenken 
bieten.  Sie  werden  meistens  als  reelle  Einkommenstenem,  prin* 
cipiell  richtig,  fungiren.  Aber  sie  belasten  die  Stenerqnelle 
des  Einkommens  bei  den  Einzelnen  zu  ungleich,  was  nicht  nur 
den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit,  sondern  auch  volkswirthschaft- 
lichen  Interessen  widerspricht.  Aus  der  folgenden  Darlegung 
(§.  507  ff.)  der  Verstösse  gegen  die  Allgemeinheit  und  Gleiolh 
miesigkeit  wird  sieh  dies  näher  ergeben. 

2)  Die  Ueberwälznngsverhältnisse  werden  in  der  Ver- 
bmnebsbestenemng  nnd  besonders  bei  wichtigeren  einzelnen  Stenern 
r^^efanässig  nicht  gehörig  berücksichtigt   Daraus  entsteht  eine 
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neue  grosse  II  ii  K'  i  c  h  m  ä  s  8  i  g  k ei t  der  Belastung ,  weiche  wie- 
derum aock  Volks wirtbschaltlich  bedenklich  ist.  Aach  dies  folgt 
schon  aus  dem  Früheren  (§.  383  ff.)  und  wird  anteii  im  §.  511  fttr 
einen  Hanptfall  noch  näher  begründet 

3)  Zu  den  yolkswirttuchafliiehen  Nachdieilen  der  Verbrtnch»- 
stenemi  aller  zoBammen  in  gewissem  Maasse,  der  dnxelnen  mdir 
oder  weniger,  gehören  femer  diejenigen,  welche  aneh  vom  Stsad- 
punet  der  Steuer  Verwaltung  hervorzuheben  sind  und  unten 
(§.  51())  besprochen  werden,  sowie  andere  verwandter  Art.^)  Die 
Controlen  und  Erhebungst'ormen  belästigen  und  hemmen  den  Ver- 
kehr,  die  richtige  locale  und  internationale  Arbeitstheilung,  bemmeu 
die  Entwicklang  der  Technik  nicht  selten,  begünstigen  den  Grossp 
betrieb  mitonter  einseitig,  reisen  sn  besonden  schlimmen  Formen 
der  Defirande,  des  Schmnggels,  der  Bestechnng,  wirken  dadnreh 
anch  verderblich  anf  die  Goncnrrenzyeddiltnissey  oomunpiren  so 
das  Gesohftftsleben  n.  s.  w.  Anch  die  meist  höhmn  Brhebimgs- 
kosten,  die  Herbeifllhning  von  Nebenspesen  i^r  den  Steuerzahler, 
von  besonderem  Zeit-  und  Arbeitsaufwand  sind  unverkennbare 
Uebelstände,  welche  bei  einem  Vergleich  mit  der  directen  Erwerbs- 
besteuerung  nicht  onbedeatend  za  Ungansteu  der  Verbrauchssteueni 
ins  Gewicht  fallen,  wenn  sie  anch  meistens  nicht  den  Ansschlii; 
geben  können. 

C.  —  §.  507.  Verstösse  gegen  die  Prineipien  der 
gerechten  Steneryertheilnng  oder  gegen  die  Allgemein- 
heit nnd  Gleichmftssigkeit  der  Bestenernng.  Diese  Ver- 
stösse sind  wohl  die  wichtigsten.  Ihretwegen  wird  vor  Allem  aaf 
die  Beseitigung  wenigstens  gewisser  Verbrauchssteuern  oder 
auf  deren  Ersatz  zu  sinnen  und  im  Falle  der  unvermcidlicben 
Beibehaltung  solcher  Steuern  wird  eine  Ausgleichung  ihrer  on 
gerechten  (und  meist  zugleich  anch  volkswirthsch&itlich  msk- 
theiligen)  Wirknngen  darch  andere  Verbraachs-  nnd  Natzoog»- 
nnd  namentlich  durch  directe  Erwerbsstenem  zn  yerlaDgeo 
sein.  Nor  so  kann  ein  Steuersystem,  in  welchem  sich  yidle 
schwere  Verbrauchsstenem  befinden,  wenigstens  die  GesammtUit 
der  Besteuerung  leidlich  allgemein  und  gieichmässig  w- 
theileu.  Die  Forderung  einer  solchen  Ausgleichung  der  Wirkungen 
der  Verbrauchsbesteaerung  beschränkt  sich  auch  nicht  auf  cU^ 


*)  Sfllir  gut,  ui  Beispielen  iL  s.  w.  dargelegt  ?oii  Gliffe  LeBÜe,  on  faiBe. 
xsfinvi,  D.  r.  ftOmei. 
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socialpolitisehe  SteaefB>8tem:  sie  gUt  auch  fUr  das  rein  finaii- 
lielle.  In  diesem  wird  das  leitende  Princip  einer  wenigstens 

annähernd  gleichen  proportionalen  Höbe  der  Besteuerung  des 
Einkommens,  einerlei,  welches  die  Quelle  und  die  Grösse  des 
letzteren  ist,  gerade  durch  die  Verbrauchsbesteueruug  verletzt  zu 
Ungunsten  der  Bezieher  von  Arbeits  und  von  kleinem  Ein- 
kommen. Das  muss  durch  die  Gestaltung  des  Steuersystems  wenig- 
Blens  m($glichst  gut  gemacht  werden. 
Die  Hauptbedenken  sind  folgende: 

1)  Die  Allgemeinheit  der  Besteuerung  wird  rerletzt,  weil 
gewisse  einzelne  Consumptibilien  und  Nutzungen,  welche  nicht 

von  Jedermann  genossen  werden,  der  Steuer  unterliegen. 

2)  Die  Gleichmässigkeit  wird  verletzt,  weil 

a)  auch  die  besteuerten  Objecte  u.  s.  w.  von  den  Cou- 
samenten  nicht  in  gleicher  Menge,  Güte,  noch  in  einem  zum 
Einkommen  in  gleichem  Verhäitniss  stehenden  Betrage 
gehraueht  werden;  femer 

b)  weil  die  Verbranehsbesteuerung  sieh  in  dem  Gesammt- 
umfang,  welchen  sie  ftr  den  Besteuerten  erreicht,  zunächst  naeb 
derOrOsse  des  Verbrauchs,  nicht  des  Einkommens  richtet, 
die  Grösse  des  Verbrauchs  aber  mehr  oder  weniger  von  der  Per- 
Bonenzabl  abhängt,  welche  auf  das  Einkommen  eines  Besteuerten 
angewiesen  ist. 

c)  Endlich  wird  die  Gldchmässigkeit  der  Besteuerung  auch  in 
Bezug  auf  diejenigen  Personen  und  Wirthschaften  yer- 
tet,  welche  als  „Producenten*'  (Fabrikanten,  Kanfleute)  zu- 
ildist  die  Steuer  auszulegen  haben,  wegen  der  unyermeidlichen 
Mängel  der  complicirten  Steuertechnik  der  meisten  Ver- 
brauebssteuem. 

Diese  Bedenken  treften  principiell  alle  Gebrauchsbesteue- 
rung,  auch  diejenige  auf  Nutzungen  des  Nutzvermögens,  die  Luxus- 
steuern u.  dgl.  Dem  Grade  nach  haben  sie  aber  bei  den  einzelnen 
hierbergehörigen  Steuern  und  öteueri'ormen  (z.  B.  bei  der  Mono- 
polisinmg,  bei  der  Besteuerung  durch  Vermittlung  des  privaten 
Prodacenten,  im  Falle  etwaiger  Berücksichtigung  der  Qualität 
oder  des  Werths  im  Steuersatz  der  Zolle  und  inneren  Verbrauchs- 
ünern)  ein  yerschiedenes  Gewicht  Daraus  ergeben  sich 
Rngerzeige  für  die  richtige  Ausbildung  des  Gebrauchssteuerajstems, 
Wenn  dasselbe  einmal  uuentbehrlich  ist.  Ferner  lassen  sich  durch 
eotspreebende  Regelung  der  dirccten  Erwerbsbesteueruug  jene  ße- 

^  Waf  B«r,  Fiiuuikwuiieusclutt.  II.  ii4 
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deaken  yermindern.  FUr  die  Art  und  Weise,  wie  dies  zu  geschehen 
hat,  eigeben  sieb  gleichfalls  ans  einer  Ftttfniig  der  Verbraoehs- 
beeteoeniiig  selbBt,  im  Ganzen  wie  in  iliren  dnielnen  Haaptaitea 
und  Formen,  werthyolle  Winke.  So  eriangt  die  folgende  Unter- 
snehnng  eine  allgemeinere  Bedentung  fUr  die  Fragen  der  fii- 
ricbtuag  des  ganzen  Steuersystems. 

§.  508.  —  1)  Die  Verletzung  des  Priucips  der  All- 
gemeinheit. Die  Thatsache  einer  solchen  Verletzung  bedarf  bei 
der  notorischen  Gestaltung  der  Consumtionen  und  der  diese  treffen- 
den Gebrancbsbesteuerung  keines  weiteren  Beweises.  Mau  bestrebt 
sich  deswegen,  möglichst  allgemeine  Verbrauche  an  beeteiera 
und  fttgt  etwa  noch  gewisse  Stenern  anf  Natzungen,  sogen.  Lnxns- 
Btenern  u.  dgL  hinsn,  nm  denLtteken  in  der  Allgemeinheit  des 
Consnms  yon  Massenartikeln  Rechnung  an  tragen.  IL  a.  W.:  man 
bildet  ein  Gebranohsstenersystem  ans.  Principiell  gans  mit 
Recht,  aber  practisoh  doeh  niemals  mit  gentigenden 
Erlolg,  denn  im  A  u  s  g  a  n  g  s  j)  u  n  c  t  e ,  in  der  Bestenemng  gewisser 
einzelner  Waaren  und  Nutzungen  liegt  der  Mangel.  .Seihst  bei 
der  Besteuerung  von  Artikeln  wie  Tabak,  Branntwein,  die, 
wenn  einmal  die  Verbrauchssteuer  gut  geheissen  wird,  j 
gewiss  mit  die  geeignetsten  Objecte  für  eine  solche  sind,  — 
eine  Ansicht,  welche  mit  der  Erörterung  in  §.  503  a  nicht  in  Wider- 
sprach steht  —  bildet  die  betreffende  Steuer  bei  der  fehlendeo 
Allgemeinheit  des  Consnms  einen  Verstoss  gegen  die  GmndsSlie 
gerechter  Stenervertheilnng.  Die  Verallgemein er nn g  des  Priu- 
cips der  Stenerpflichtigkeit  einzelner  Genosse  iSsst  sich  ans  steser 
technischen  und  volkswirthschaftlichen  Rücksichten  nicht  genligeud 
durchlUhren.  Sic  würde  aber  immer  jenen  Verstoss  nur  dem  | 
Grade  nacii  verringern,  nicht  ihn  beseitigen. 

Am  Ungenügendsten  bleibt  das  Hilfsmittel  der  directen  „ Luxus- 
steuern     denn  diese  können  vollends  aas  steuertecbniscben 
Gründen  nur  ganz  einzelne  Kntznngen  oder  Gentlsse  treffen,  j 
wo  von  „Allgemeinheit''  der  Consnmtion  auch  nur  innerhalb  einer 
kleinen  GesellsehaflBSchicht  noch  weniger  die  Bede  ist^) 

^  Dat  ii«v68te  und  flberiiMpt  bedaoteiMhle  tlieoni  Ycttreler  dar  LoxwMMr, 

r.  Bilinski.  verkennt  das  nicht.  Er  weist  scharf  eine  weitere  Aasdehnnnf  der 
dircctfu  Luxubst.  über  die  4  von  ihm  l)f^fiirwor(cten  u.  jiructisch  VfTl>rt'itetsten  alt  u. 
will  nar  den  l^axust>teaerKe8ichU>puact  uberbau]>t  luohr  und  folgerichtiger  im  gAozco 
System  der  indirectea  VerbniacliHteven  dvreligttfilhrt  wiiseo.  A.  a.  0.  S.  UO.  Awk 
hi«?r  bieten  sich  nur  zu  viele  Schvicri^k.  iten !  Err.  i(  lit  man  da  mit  einer  allgem. 
VerraOgeiisteaer  oder  einer  progreas.  Sinkommeastoner  nidit  dm  gladie  Ziel  ri^  boaerV 
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§.  509.  —  2)  Die  Verletzung  desPrineips  der  Gleicb- 
mässigkeit  wegen  der  Ungleichheit  des  Consnms  der 
besteoerten  Objeote  selbst  Aaeh  bier  liegt  eine  notorisebe 
Thslsaobe  vor.  Nach  der  von  KatnryerbSltnisseii  abbJlngigen 
NoUiweodigkeit  der  Consmiitioii  (NabmDgsbedarfi  Qaalitftt  der 
Nahrnngsmittel) ,  nacb  der  Oonsumtionssitte  und  vor  Allem 
nach  der  Grösse  des  Ein kommcus  ist  der  Coiisum  der  steuer- 
pflichtigen Objecte  in  Bezug  auf  die  Menge  und  Gtite  derselben 
individuell  und  familienweise  und  namentlich  nach  den 
Ökonomischen  und  socialen  Classenschichten  der  Be- 
völkerung ausserordentlich  verschieden,  demgemäss  dann 
aaeh  der  Stenerbetrag.  Aaeh  hiergegen  lässt  sich  durch  das  vor- 
her erwähnte  Mittel  einer  systematiBohen  Ansdebnung  der  Ver- 
braoebsbestenerong  keine  genügende  Abhilfe  schaffen,  anch  nicht 
durch  die  ▼erschiedene  Höhe  der  Stenersätze  fttr  verschiedene 
Objecte  oder  Qnalitilten  desselben  Objects,  selbst  wenn  ein  solches 
an  and  fttr  sich  ganz  richtiges  Vorgehen  in  grösserem  Umfange 
möglich  wäre,  als  es  thatsiichlich  steuertechnisch  der  Fall  ist.®) 

Unter  den  verschiedenen  Nachtheilen,  welche  auf  diese  Weise 
der  Verbrauchsbesteuerung  mehr  oder  weni2:er  ankleben,  sind  wohl 
die  beiden  wichtigsten  die  regelmässige,  wenigstens  rela- 
tive Ueberlastang  der  unteren  Classen,  welche  ohne  er- 
heblichen Besitz  eigener  sachlicher  Prodactionsmittel  meist  nnr  ron 
ebem  kleinen  Arbeitseinkommen  leben,  dnrch  die  hauptsäch- 
liehen  Verbraachssteuem,  nnd  die  directe  Begünstigung  der 
höheren  Olassen  dnrch  die  fehlende  oder  ongeuUgende  Berück- 
nchtigung  der  Qualität  der  Stenerobjeete  in  der  Verbrancbs- 
besteuerung,  speciell  in  deren  Steuersätzen  (§.  512).  Diese  Kach- 
theile  muss  man  um  so  schärfer  erkennen  und  unbefangen  ins  , 
Auge  fassen,  weil  nur  dann  die  Wege  zu  ihrer  Bekämpfung  (wenn 
aoch  nicht  zu  ihrer  unmöglichen  völligen  Beseitigung)  richtig  er- 
kannt und  beschritten  werden  können. 

a)  Die  wichtigsten,  finanziell  meist  allein  sehr  ergiebigen  und 
deswegen  beliebten  Verbranebssteaem  betreffen  unentbehrliche 
Lebensmittel,  wie  Salz  nnd  Brot,  oder  verbreitete  Volks- 
Bennssmittel,  wie  die  Getränke,  Bier,  Branntwein,  Wein, 
tei  Tabak,  Colonialwaaren,  besonders  Zucker,  dann 
Kiffee  oder  Thee,  nach  den  Gonsnmtionsverhältnissen  unserer 

^  Steiu  ObeKiclit  dies  boi  seinen  t^.mz  rieht.  (icsichtspunct<"u  für  seine  .,(ii'nu9S- 
ümeni'*  za  sehr  oder  tiä^t  dem  Umstände  weuigsteos  uiclit  genügend  Kechuuug. 

34* 
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heutigen  Culturvülker.  Diese  Steuern  luiigireu  bei  der  wenigstens 
verhältnissmässigen,  obgleich  doch  immer  nur  ganz  aunähemden 
Allgemeinheit  der  betreffenden  Consumtionen  wie  eine  Art  all- 
gemeiuer  Einkommensteaer  und  speciell  auch  wie  eine  allgemeine 
Steuer  auf  das  Einkommen,  daher  Damentlich  auf  den  Arbeitsertrag  i 
der  yykleinen  Leute'^  Wef;en  dieser  Function  hat  man  sie  gerecht-  I 
fertigt  und  selbst  yom  Standpnnet  der  Bestenening  des  gesammtea 
Natbnaleinkommens  sowie  von  dengenigen  der  Allgemeinheit  snd 
Qleiehmässigkdt  ans  gefordert,  sie  anoh  stenerteehniseh  viel- 
faeb  der  directen  Erwerbsbestenerung  vorgezogen.  Diese  Anffossang 
soll  hier  auch  nicht  bestritten  werden:  ihre  relative  Richtigkeit  ist 
im  Früheren  wiederholt  eingeräumt  worden.  ^'^^  Aber  gerade  Ver- 
brauchssteuern wie  die  genannten  Verstössen  in  hohem  Maasse 
gegen  die  Gleichmässigkeit,  indem  sie  umgekehrt  progressiv 
das  liLleine  gegenüber  dem  grossen  und  druckender  das  Arbeits- 
einkommen gegenüber  dem  Besitzeinkommen  belasten,  ohne  dass 
anf  eine  Ausgleicbnng  durch  UeberwäUnng,  Seitens  der 
betroffenen  Classen  nnd  Personen  irgend  aasreichender  Ver* 
lass  ist 

§.  510.  —  a)  Je  kleiner  das  Einkommen,  desto  grösser  die 

Quote,  welche  davon  auf  die  Befriedigung  des  nothwendigen  Lebens- 
bedarls,  namentlich  der  Nahrung  verwendet  werden  mass.  *0  Eine 
Verbrauchssteuer  auf  hierher  gehörige  Consumtionen,  vollends  eine 
solche,  welche  den  gleichen  Steuersatz  für  alle  Qualitäten  (Sorten > 
eines  und  desselben  Nahrongs-  and  Gennssmittels  hat,  trifft  eben 
deswegen  das  kleine  Einkommen  relativ  stärker,  als  das 
grosse,  d.  h.  „umgekehrt  progressiv^':  sie  steigt  als  Qnote 
mit  der  Abnahme  des  Einkommens.  So  schon  in  dem  regei- 
^  mSssigen  Falle,  wo  die  Leute  (Familien)  mit  kleinem  Einkommen, 
absolut  viel  weniger  von  einem  steueipflichtigen  Artikel,  s.  B. 
von  Fleisch,  Golonialwaaren,  venehren  als  die  wohlhabenderen. 
So  aber  natürlich  noch  viel  mehr  in  dem  anderen,  nicht  fehlendeu 

•)  Statistisches  darüber  erst  in  der  spcc.  Steoerlehre.  Vgl.  u.  A.  die  Statist 
Zusammeusteliimgeu  uud  Burcchiiangeo  von  Kr.  X.  Neumann-Spallart  (\\ieu)iAä. 
„Uebepsichten  über  Production  u.  s.  w."  über  Consum  gewisser  Waaren,  dann  bes. 
Gerstfeld t  a.  a.  0.  mit  den  Daten  u.  s.  w.  Uber  die  Sleners&tze  u.  Krtr&ge  dfllger 
wichtiger  Verljr.^t.    S.  oben  §.  503a  Note  a  in  Betr.  Branntwein  ii.  Tabai. 

ilauptvertreter  der  Auffassung  der  geo.  Verbrauchssteuern  als  ,3esteaeraug 
der  Arbeit**  ftt  Stein  a.  0.  (fl.  oSmi  Torbem.  S.  492),  nvr  dasB  hier  wie  so  oft 
bei  ihm  die  nothwendige  Begrenzung  der  Triftigkeit  des  Arguments  fehlt.  St'  in's 
oben  S.  2rtO  erwähnte  Ansicht  von  der  Ueberwalzung  zeigt  hier  ihre  l>esoiuiers  bedeok- 
lichen  Folgen  für  die  Theorie  u.  Praxis  der  Verbrauchsbeäteuerung. 

")  S.  oben  8.  S67  Nold  18  <U«  Utentor  aber  diesen  Sitz. 
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Falli  dasB  gerade  gewisse  steuerpflicbtige  Artikel  die  Haupt- 
▼enehrnng  der  ärmeren  Leute  bilden  nnd  davon  mitnnter  selbst 
absolut  mehr  von  ihnen  als  von  den  Reichern  verzehrt  wird: 
Volksbrot  (Roggenbrot  in  Deutschland),  dann  Salz,  etwa  auch 
Bier,  Branntwein,  einzelne  zollbare  Artikel  wie  z.  B.  Hiiringe 
lassen  sich  als  Beispiele  anlKibren.  Eine  solche  Steuer  wird  die 
bloss  proportionale  Gleichmässigkeit  der  Einkommen- 
bestenenmg  gewöhnlich  sehr  erbeblich  verletzen. Das 
ist  ansaerkennen  und  fordert  Ansgleichiingi  selbst  bei  Braimt- 
wdnsteaenii  so  sehr  diese  aach  den  unteren  Classen  gegenflber 
sonst  gerechtfertigt  erscheinen  mOgen  (§.  503  a),  geschweige  bei 
den  Stenern  anf  die  genannten  anderen  Ardkel.  Die  Folge  eber 
solchen  relativen  Ueberlastung  der  unteren  Classen  ist  nothweudig 
auch  eine  für  diese  Classen  ungünstigere  Vertheilung  des 
Volkseinkommens  und  Vermögens,  als  sie  bei  einer  wenigstens 
streng  proportionalen  Einkouimenbesteuerung  bestehen  würde: 
die  UeberlastUDg  dieser  Classen  hemmt  doch  auch  wieder  deren 
Kapitalbildung  und  ist  yon  einer  relativen  Unterlastung  der  höheren 
Chssen  begleitet,  was  anf  eine  vermehrte  Fähigkeit  zur  Kapital- 
Vadnng  bei  denselben  hinanskommty  —  meist  ttbersehene,  aber 
tiiatslehlich  vorhandene  Zosammenbftnge  zwischen  Bestenerang  nnd 
Vertheilnng  des  Einkommens  nnd  Besitzes. 

Nimmt  man  hinzu,  dass  das  ttberstenerte  kleine  Einkommen 
meist  auch  Arbeitseinkommen  ist,  in  welchem  ceteris  paribus 
ein  geringerer  Betrag  „freien"  Einkommens  und  eine  kleinere 
Stenerlahigkeit  steckt,  als  in  dem  Renteneinkommen  gleicher  Höhe, 
w  tritt  die  Verletzung  der  Gleichmässigkeit  noch  schärfer  hervor. 

§.  511.  —  ß)  Diese  Wirkungen  der  Verbrauchsbesteaerung 
weiden  non  nicht  sicher  und  genttgend^  öfters  gar  nicht 
oder  nnr  um  den  Preis  schwerer  anderer  Uebelstände 
diich  die  Ueberw&lznng  ansgegUchen,  wie  eine  oberflttchliche 

")  Auf  firnnd  genauer  banshaltstatist.  Daten  iSsst  sich  das  wohl  berechnen. 
Welche  Suniint-u  schliesslich  doch  auch  kleine  Leute"  auf  ihre  üblichen  Consum- 
«tikei  an  Steuern  entrichten,  zeigt  i.  B.  folgondo  Berechnung.  Die  in  ti.  Tüb.  Ztschr. 
IS79  in  Qireni  Haushalt  rorgefuhrte  Familie  r.  6  PerMDen  anf  einer  schlcsw.  Hallig 
,  giebt,  anter  Zugrundelegung  der  bish«rig;en  Zollsätze  (voll,  ab-T  auch  ohne  Zu- 
xUae  für  Nebenspcsen  u.  s.  w.).  an  Verbrauchüäteaen  auf  ihren  Cousum  au  Salz, 
lUtt,  Zocker,  Bosinen,  Kaffee,  Thee,  Bds  c  18*2  M.  ans,  d.  h.  e,  1'6*/«  des  Ein- 
Emmens  v.  1147  M.  Hier  ist  der  Theeooosiun  alleidiiigs  ungewöhnlich  gross  (16Va  Pf-) 
Bwh  d.  Landessitte,  dafiir  der  Kaffeeconsnm  nur  klein  (4  Pf.)  (S.  158).  Mit  Zuschlag 
^<lrer  fenraadter  Abgaben  mag  an  20  M.  oder  c.  1*75°/,  des  Llakommens  heraus- 
kiaiien.  Die  directen  Steoem  an  den  Staat  (Gbasoost.  S,  OebftadMt  0*0  K.)  liad 
W  W  IL,  abo  ein  Drittel  so  IlocIl 
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optimistische  Aaffassung  es  annimmt.  Die  letztere  ist  aber  so  ver- 
breitet,  spielt  in  den  Steoerdebatten  der  Praxis  eine  solche  Rolle 
und  ist  so  gefährlich,  dass  sie  trotz  der  sichtlichen  Schwiebe  der 
ihr  zu  Grande  liegenden  BeweisfDhrnng  an  dieser  Stelle  noch  eine 
besondere  Widerlegung  erfordert.  Damit  wird  zugleich  ein  Spedsl- 
pnnct  der  Ueberwälzungslehre,  dessen  Behandlung  früher  (§.  387) 
absichtlich  verschoben  wurde,  erledigt:  die  Frage  von  der  Weiter- 
wälzung  von  (directen,  wie  in  Verbraiichssteuerform  erhobenen 
indirecten)  Steuern  auf  den  Ertrag  der  gewöhnlichen  ^ 
^(üand-) Arbeit  oder  von  sogen.  „Lohnsteuern". 

Die  Vertheidiger  dieser  Steuern,  welche  überhaupt  solche  Ein- 
wände wie  den  der  verletzten  Gleichmttssigkeit  berücksichtigen, 
machen  geltend,  von  einer  Uebentenemng  des  Arbeiters  sei  ksise 
Rede,  weil  die  Steuer  in  solchen  Fällen  zu  einer  Erhöhung  des 
Lohns  oder  zu  einer  Weiterwälzung  der  Steuer  auf  den  Aibeit- 
geber  und  eventuell  noch  weiter  auf  den  Käufer  der  von  den  Uber- 
steuerten  Arbeitern  hergestellten  Producte  mittelst  einer  Preis-  ' 
Steigerung  der  letzteren  führen  werde.  Es  würden  also  schliesßlicb 
die  Gewinne  der  L'nternehmer  oder  die  Einkommen  der  Con- 
sumcnten  reell  belastet,  nicht  die  Einkommen  der  Arbeiter,  in 
deren  Einnahmen  und  Ausgaben  die  Steuer  nur  ein  durchlanfen- 
der  Posten  sei. 

Diese  Lehre  übersieht  die  ausserordentlichen  practi- 
schen  Schwierigkeiten,  welche  unter  allen  Umsttuden  bei 
einer  solchen  Entwicklnog  der  Dinge  Überwunden  werden  mtlsscD, 
namentlich  diejenigen,  wdche  schon  in  der  ganzen  Okonomisito 
Lage,  socialen  Stellung  und  in  der  Untrennbarkeit  des  ArbeiterB 
von  der  von  ihm  zu  Markte  gebrachten  „Waare"  Arbeit  liegen. 
Gar  nicht  beachtet  werden  dabei  ferner  die  Uebergangs- 
verhältnisse  bis  zu  der  Zeit,  wo  auch  günstigsten  Falls  nur 
eine  solche  Ucberwälzung  durchgesetzt  sein  könnte.  Endlich  aber, 
der  entscheidende  Umstand,  jene  Lehre  beachtet  nicht  die 
Factoren,  von  denen  nach  der  wissensohafUich  feststehenden 
und  von  der  Erfahrung  allgemein  bestätigten  Theorie  der  Be- 
stimmgrände  des  Arbeitslohns,  die  Regelung  des  leti- 
teren  abhängt,  —  ttberhaupt  und  vollends  auf  der  Basis  der  * 
heutigen,  durch  das  Princip  des  freien  Eigenthums-  und  Vertrags- 
rechts  pnd  der  freien  Concnrrenz  characterisirten  wirthschaftlichen 
oder  Verkehrs-  und  Erwerbsrechtsordnung.  Aus  dieser  Lohntheorie 
lolgt,  wie  es  frUhcr  schon  formulirt  wurde  (g.  387j  und  nuumehr 
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karz  bewiesen  werden  soll,  dass  entweder  eine  Ueberwäizang 
trotz  der  dAraaf  hindrängenden  Verkehrsgestaitnngen  nicht  ein- 
tritt oder  nur  anter  Vorgängen  sieh  vollzieht^  welche 
•chlimmer  ale  das  Uebel  der  ungleichen  Besteaernng 
selbst  mnd.** 

Unter  übrigens  gleichen  Umständen,—  eineVoraossetEung, 

Ton  welcher  hier  ausgegangen  werden  mass,  aber  anoh  ausgegangen 
werden  dart',  da  in  der  That  die  Verbrauehsbesteuerung  au  sich 
in  den  Bedingungen  der  Lobngestaltung  unmittelbar  nichts  ändert 
nnd  die  etwaigen  sonstigen  Veränderungeu  dieser  Bedingungen 
Dach  wie  vor  dieselbe  Wirkung  ausüben  würden;  etwas  anders 
kann  die  Sache  bei  rationellen  Schiit/züllen  liegen  —  kann  eine 
Weiterwälzung  der  Steuer  in  der  Form  der  Lohnsteigemng  sich 
nur  dnreh  eine  Vermindernng  des  Aasgebots  von  Arbeits- 
kräften behnfs  Erlangang  von  Bescbäftigang  voll- 
liehen.  Eine  solche  ist  aaf  viererlei  Weise  mOglich:  einmal 
doroh  freiwilliges  Ans-dem-Markt-Halten  eines  Theils 
der  Arbeit;  sodann  durch  Auswanderung  von  Arbeitern; 
weiter  durch  grossere  Sterblichkeit  unter  den  arbeitenden 
Classen;  endlich  durch  schwächere  Vermehrung,  bez.  ge- 
ringere Geburtsfrequeuz. 

aa)  Die  Beschreitung  des  ersten  Wegs  setzt  entsprechende 
Emsicht,  Standesbewosstsein,  VerfUgang  über  Unterlmltsmittel 
während  der  Arbeitspause,  daher  vor  Allem  eine  angemessene 
Organisation  der  Arbeiter  in  Oewerk-  und  ähnlichen  Vereinen 
ud  die  Gewährung  des  erforderlichen  Goalitions-  und 
Yereinsreehts  an  die  Arbeiter  voraas.  Selbst  wenn  diese  letste 
rechtliche  Bedingung  erfllllt  ist  ond  die  Arbeiter  auch  gar  nicht 
irgendwie  in  der  practischen  Verwirklichung  des  Coalitionsrechts 
gehindert  werden,  genügt  es,  auf  die  ausserordentlichen  Schwierig- 
keiten hinzuweisen,  welche  für  die  practisch  wirksame  Organisation 
der  Arbeiter  aus  ihrer  ganzen  socialen  und  ökonomischen  Lage, 
aas  ihrer  Vielki^pfigkeit  und  aus  ihren  Fehlem  selbst  in  Fällen 
hervorgehen,  wo  noch  viel  stärkere  ökonomisehe  Schädigongen 
als  daich  eine  Steaerttberlastang,  in  Lohnreductioneni  Verweigerang 
▼on  Lobnerhöhnngen,  Verlängernng  der  Arbeitsseit  in  Frage  stehen. 
Theoretiseb  kann  man  zageben,  dass  die  richtig  organisirten  Arbeiter 
iD  Stande  shud,  aaf  ihren  Lohn  m  gewissen  Fällen  nnd  in  be- 
seheidenen  Grensen  einen  günstigen  Einflnss  auszuüben,  practisch 
wiU  das  Uberhaupt  selten  viel,  in  der  „fallenden  Conjunctur'^  oft 
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gar  nichts  bedeuten,  weil  eben  die  complicirten  Bedingungen  fUr 
die  Arbeiterorganisation  und  für  die  Durchsetzung  der  Wünsche 
der  Arbeiter  zu  schwer,  zu  selten  zu  erfüllen  sind.  In  der  Frage 
der  WeiterwälzoDg  Yon  Stenern  mittelst  Lohnsteigemng  hat  dieses 
Hilfsmittel  eine  gans  nntergeordnete,  practiscb  wohl  meiitMiB 
gar  keine  Bedentnng. 

bb)  Sehwftehere  VolksTermehrnng  oder  geringere 
Oebnrtenfreqnens  kann  aneh  aas  anderen  Gründen  im  Intareeae 
der  nnteren  Classen  liegen  und  wäre  nicht  anbedingt  fllr  dea  be- 
sprochenen Zweck  von  der  Hand  zu  weisen.  Aber  das  Mittel  kann 
günstigsten  Falles  nur  sehr  langsam,  practisch  schon  des- 
halb und  noch  aus  anderen  Gründen  meist  so  gut  wie  gar 
nicht  wirken.  Auch  läge  dabei  wiederum  nur  eine  Zumnthnng 
vor,  die  speciell  in  Folge  der  Besteuerung  bloss  an  die 
nnteren  Classen  gestellt  wttrde,  was  gleieh£sUs  nioht  billig 
erseheint 

eo)  Grössere  Aaswandernng  nnd  grossere  Sterb- 
lieh keit  aber  sind  sdbstverstttadlich  Mittel,  die  sehlimmer,  ftlr 
den  Arbeiter  tragisoher  als  die  Ueberiastong  mit  Stenern  seibat 
sind  und  deshalb  als  Wege,  am  die  Ueberwttlznng  darohKosetsen, 

principiell  verworfen  werden  müssen,  im  Arbeiter-,  wie  meist  auch 
im  ganzen  Volksinteresse.  Dass  sie  aber  auch  nur  ausnahms- 
weise, im  Falle  sehr  grossen  Umfangs,  eine  erbebliche  lieber* 
wälzung  ermöglichen  würden,  ist  klar. 

So  kommt  man  zu  dem  Resultate,  dass  die  Steuer 
sehr  leicht  auf  dem  „kleinen  Mann'%  dem  Arbeiter 
sitsen  bleiben  wird.  Denn  wenn  aneh  etwa  aas  anderen 
GrOndeOi  wegen  erhoheter  ProdnctiTtfalltigkeit  nnd  grosserer  Naek- 
frage  naeh  Arbeitskrilften,  eine  Lohnsteigemng  eintritt ,  in  Folge 
deren  der  Arbeiter  die  Stoner  l^ehter  tragen  kann  nnd  letstere 
auch  wirklich  eine  kleinere  Quote  von  seinem  Einkommen  aus> 


Der  eifrigste  deutsche  theoret.  Vertreter  der  GeirerkyereinsorganisatioD  m 
Zwecken  der  Verbesserung  der  Lohnbedingtingen  der  Arbeiter,  L.  Brentano  (in  s. 
«Jlrbcitergilden  d.  Gegenwart"  u.  in  d.  späteren  Wiederholoogen  a.  Auüfilhruiigen  der 
Qedanken  dieses  Weiln  in  dem  .^Arbeitsvertrag  gemlss  d.  beut.  Beehr,  «JLrbeffer- 
versichening"  u.  s.  w.>  formalirt  überhaupt  die  Bedingungen,  unter  denen  durch  solche 
Organisation  der  Lohn  gtlnstig  beeinflusst  wenlen  kann,  schon  in  der  Theorie  nicht 
correct  und  trägt  dabei  nicht  allen  zu  beachtenden  Momenten  Rechnung.  Er  täuscht 
sich  aber  vollends  Über  die  practische  Tragweite  des  Einflusses  der  Gewerkrereine 
auf  das  Lohnwesen  u.  s.  w.  und  unterscheidet  nicht  genügend  die  auf-  und  die  ab- 
steigende Bewegung  der  ganzen  Conjunctor  des  Markts  für  den  Absatz  der  Arbeit»- 
prodacte  und  folgeweise  ftr  dio  VeriLraftbedingungen  der  Arbeit  selbst 
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macht,  so  würde  dadnroh  doch  die  Steuer  nicht  vom  Arbeiter 
fortgenommeiiy  wie  es  bei  der  UebervriUzmig  angeDommen 
wird.  Nor  wenn  der  Lohn  in  Folge  der  Rednction,  welche  er 
dnreh  eine  solche  Steuer  erfährt ,  nnter  das  znm  Leben  nod  znr 

Kräfteerhaltung  und  Erneuerung  unentbehrliche  Minimum 
gesunken  wäre  —  eine  glücklicher  Weise  doch  wohl  nur  seltene 
Folge  der  Verbrauchssteuer  —  würde  eine  neue  Steigerung  bis  auf 
dies  Minimum  allerdings  nach  den  Sätzen  der  Lohntheorie  eintreten 
mttasen.  Aber  auch  sie  wttrde  sich  nur  mittelst  jener  bedenklichen 
Vorgänge,  der  VergrOssernng  der  Sterblichkeit,  der  Aaswandernngy 
der  Abnahme  der  Geburten,  voUsiehen  können.  Bin  Trost  liegt  also 
anch  in  diesem  Hinwels  anf  das  nnerllssHche  Lohnminimnm  nicht 
§.  512.  —  b)  Ans  dem  Yoransgehenden  ergab  steh  schon,  dass 
die  libliehe  Vertiranohsbestenemng  eine  indirecte  Begflnsti- 
gnng  der  höheren,  reicheren,  besitzenden  Classen  in  sich  schliesst: 
diese  werden  relativ  nicht  so  hoch  als  die  unteren  Classen 
durch  diese  Besteuerung  getroffen.    Dazu  kommt  aber  auch  noch 
eine  directe  Begünstigung,  weil  die  Qualität  (Sorte)  oder 
der  Werth  eines  und  desselben  Steuerobjects  gewöhnlich  nicht 
oder  nnr  wenig  bei  der  Feststellung  der  Steuersätze  berücksichtigt 
wird.  So  pflegen  die  Einfuhrzölle  anf  Golonialwaaren  n.  dgL 
specifisehe  in  sein,  Insbesondere  OewiehtsiOile,  welche  für 
bestimmte  GlewiohtBemhelten  ehier  Waare,  ohne  Rflekneht  anf  deren 
Qualität  oder  Sorte  erhoben  werden.  Aehnlioh  ist  es  bei  stftd ti- 
schen Thorsteuern  nnd  bei  den  meisten  der  üblichen  Formen 
der  inneren,  beim  Producenten  erhobenen  Verbrauchs- 
steuern.   Hierin  liegt  eine  neue  Verletzung  der  Gleichmässigkeit 
der  Besteuerung.   Denn  der  Consum  der  besseren  Horten  der  Artikel 
durch  die  Wohlhabenden  wird  so  nicht  so  hoch  besteuert,  als  der- 
jenige der  schlechteren  Sorten,  welche  die  ärmeren  Schichten  ge- 
ttiessen.   Dies  wird  anch  allgemein  anerkannt    Der  Fardemng 
einer  angemessenen  Abstnfnng  der  Zoll-  nnd  Stenenfttte  naeh 
den  Qnafititen  stehen  aber  stenerteehnisohe  Schwierigkeiten 
entgegen,  welche  sieh  nnr  ansnahmsweise  llberwmden  lassen.  Eine 
solebe  Ansnahme  bildet  die  Monopol  ist  rnng,  z.  B.  bei  Tabak,— 
einer  der  Vorzüge  dieser  Verbrauchssteuerform.    Soweit  Schutz- 
zölle  auf  Fabrikate  als  Verbrauchssteuern   mit  in  Betracht 
kommen,  hat  eine  Werthbezollung  oder  ein  rationell  abgestufter 
specifischer  Zolltarif,  der  immerhin  leichter  anzuwenden  ist,  den 
Vorzog,  dem  genannten  Einwand  nicht  ausgesetzt  zu  sein. 
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Solange  die  Üblichen  bteuerformen  benutzt  werden,  ergeben 
sich  wieder  snr  Herbeiführung  wenigstens  einer  gewissen  Ans- 
gleichnng  dieser  direeten  Unterlastang  der  wohlhabeadeni 
Glaasen  durch  die  Verbranchsliestenerang  duige  Anfordernngeii  in 
Bezug  auf  die  Gestaltung  des  Steaersystems.  Davon  wird  im 
näohsten  Abscbnitt  9  mit  gehandelt  werden. 

§.513.  —  3)  Die  Verletzung  des  Princips  derGleieli- 
mässigkeit  wegen  der  Ungleichheit  der  auf  ein  Ein- 
kommen angewiesenen  Personenz  ah  1.  Auch  hier  sind 
die  Wirkungen  der  Verbrauchsbesteuerung,  verglichen  mit  denen 
der  direeten  Erwerbsbesteuerung,  z.  B.  der  (nominellen)  Einkommen- 
Steuer  angerecht.  Es  ist  zonächsi  klar,  dass  ceteris  paribus  die 
Summe  von  Verbrauchssteuern  einer  Haushaltung  sieh  nach  der 
Grosse  der  sn  ihr  gehörigen  Personenxahl  (unter  eombinato- 
risoher  Bertteluichtigang  der  illr  gewisse  Consunvtionen  mit  mass- 
gebenden Verhältnisse  des  Gesehleehts  und  des  Alters)  riehtet, 
daher  namentlich  in  der  Familien banshaltnng  grösser  als  in 
der  Einzel haushaltnng,  in  der  stärkeren  grösser  als  in  der 
schwächeren  Familie  ist.  Die  Dienstbotenhaltung  richtet  sich 
doch  da,  wo  überhaupt  solche  erfolgt,  auch  einigermassen  nach 
der  Familiengrösse.  Die  Verbrauchsbesteuerung  bewirkt  daher  hier 
eine  relative  Ue  her  lastung  der  Familienwirthschaft,  im  steigen- 
den Maasse  mit  der  Vergrössernng  der  Familie. 

Darin  liegt  nnn  eine  Verletzung  der  Gieiehmässigkeit,  von 
welcher  man  nicht  sagen  lumn,  dass  sie  eben  die  nnvermeidliehe 
Folge  rein  privater  Verhältnisse,  z.  B.  der  Grösse  der  Khlde^ 
sahl  sei,  wie  es  allerdings  die  verschiedene  hiervon  abhiagige 
Grosse  der  Ausgaben  für  den  Consam  selbst  ist.  Vielmebr  er- 
schwert der  Staat  die  Lage  der  Familie  gegenüber  z.  B.  derjenigen 
des  Junggesellen  hier  direct  durch  die  specifische  Eigen- 
thünilichkeit  der  Steuer  form.  Bei  der  direeten  Einkommen- 
steuer wird  zwar  das  Einkommen  auch  gewöhnlich  ohne  Kücksicht 
auf  die  Personenzahl  besteuert,  welche  daranf  angewiesen  ist.  Aber 
hier  zahlt  wenigstens  die  Familie  doch  nur  bei  gleichem  Ein- 
kommen  die  gleiche  Steuer  wie  der  JonggeseUe,  bei  der  Ver- 
branchsstener  dageg^  die  höhere  nnd  bm  gewissen  einzeinea 
Stenern  eme  sehr  bedeutend  höhere.  Bei  der  dbecten  Einkommen- 
stener  hat  man  gleichwohl  sehen  begonnen^  die  die  Leistangsfthig- 
keit  der  gleichen  Einkommen  verschiedener  Personen  bedingenden 
Umstände  mit  zu  berücksichtigen  und  z.  B.  das  Einkommen  der 
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groBBen  Familie  mit  einem  kleineren  Stenersata  zu  belegen.  Darin 
liegt  wieder  eine  Anerkennnng  soeia^litifleher  Momente  in  der 
BesftDQemng,  welche  an  sich  richtig,  wenn  auch  mit  dem  rein 
finaaiiellen  Bestenerangsgesichtsponcte  in  Widersprach  ist  (§.  397). 
Jedenfalls  erkennt  man  aber  hier  eine  Verletzung  der  wahren 
Gleichmässigkeit  der  Besteiiernng  an,  welche  bei  der  Verbrauchs- 
Steuer  viel  schärfer  hervortritt. 

Auch  aus  diesen  Verhältnissen  sind  wieder  gewisse,  im  nächsten 
Abschnitt  (bes.  §.  523  fi«)  aufzustellende  Forderungen  in  Bezug  auf 
die  Gestaltung  des  ganzen  Stenersystems  bei  yerbleibender  Ver- 
brancbsbestenerang  abzuleiten. 

g.  514.  —  4)  Nieht  gering  sind  endlich  die  Verletzungen 
der  Gleichmässigkeit  gegenüber  den  „Prodncenten" 
a.  fl.  w.,  welche  bei  den  Hanptformen  der  Verbranehsstenem  die 
Stener  „ansznlegen"  haben.  Vieles  Einzelne  kann  hier  erst  im 
folgenden  Hauptabschnitt  von  der  Steuerverwaltung  und  mehr  noch 
in  der  speciellen  Steuerlehre  hervorgehoben  werden.  Hier  gentigt 
es,  einige  Puncte  zu  erwähnen,  die  zum  Theil  schon  in  früheren 
Abschnitten,  so  bei  der  Beortbeilang  der  Ueberwäizong  (g.  385  ff., 
390  ff.)  berührt  wurden. 

a)  Die  Fähigkeit  der  einzelnen  Prodacenten  (Kanfleute, 
Fabrikanten  n.  s.  w.)  znr  UeherwUsnng  der  Steuer  selbst  nnd  der 
mit  ihr  verbundenen  Nehenspesen  (fKr  zollamtliohe  Hanipnlationeny 
ftr  das  Gesohftftspeisonal  znr  Besorgung  der  ZoUgesehltfte  n.  dgl.) 
ist  ausserordentlich  ungleich,  nach  persOnliehen ,  teohr 
nischen,  wirth schaftliche n  Verhältnissen,  nach  den  Conjuncturen 
des  Markts,  nach  der  thatsächlichen  Bewältigung  von  Schmuggel 
und  Defraude  Seitens  der  Steuerverwaltung.  Grössere  und  geringere 
Beträge  der  Steuern  und  Nebenspesen  bleiben  daher  auf  einzelnen 
Producenten  sitzen,  werden  zu  Steuern  auf  deren  Erwerb  (Gewinn), 
statt  zu  Consumtionssteuern  Dritter.  Mit  der  steigenden  Compli- 
eation  der  Betriebstechnik  und  -Oekonomik  nur  immer  öfter.  Wo 
z.  B.  Schmuggel  und  Defraude  und  Besteehlichkeit  der  Steuer- 
beamten  einreist,  wird  der  Qesch&ftsmann  gezwungen  ^  entweder 
lieh  daran  zu  betheiligen  oder,  wenn  er  ehrlich  bleibt,  das  Feld 
lu  fftumen  oder  nun  vollends  einen  Tbeil  der  Stenern  —  z.  B.  die 
Differenz  zwischen  dem  Zollsatz  und  der  Schmuggelprämie  —  auf 
sich  zu  nehmen. 

b)  Werden  verbrauchssteuerpflichtige  Waaren  aus  dem  Aus- 
land in  den  freien  Verkehr  gebracht  nnd  zugleich  im  Inland  von 
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heimischen  Prodacenten  für  den  Verkaaf  erzengt,  bo  ist  es  nnver- 
mddlieb,  die  EinfahriOlle  und  die  inneren  Verbrancbi- 
Stenern  in  völliges  oder  mindestens  in  ein  gewisses  Gleicbgemebt 
zn  bringen)  so  unter  unseren  Verbiltnissen  namenfHcb  bei  Zneker, 
Tabak,  Spiritus,  Salz,  eventuell  anch  bei  Wein  und  Bier. 
Eine  Begünstigung  im  Zoll  schUcligt  die  heimische  Produetion,  eine 
solche  in  der  inneren  Steuer  das  Finanzinteresse  mehr 
oder  weniger.  Ein  solcher  Gleichgewichtszustand  liisst  sich  aber 
schon  wegen  der  steuertechnischen  Verschiedenheit  des  Zoll-  und 
des  Verbranohstenerverfahrens  auch  beim  besten  Willen 
vielfach  nur  annähernd  erreichen ,  so  dass  zwischen  ganzen  Pro- 
dneentengr Uppen  und  einzelnen  Prodncenten  wieder  viele  Un- 
gleiebmtaigkdten  in  der  wirklichen  Steuerlast  bleiben,  welche 
durch  Ueben^ung  durchaus  nicht  immer  ausgeglichen  werden. 
Aebnlieh  verbSlt  es  sieb  bei  steuerpflichtigen  Waaren,  welche  in 
einer  Stadt  hergestellt  und  vom  Lande  in  dieselbe  eingeführt 
werden  und  hier  einer  Thorsteuer  unterliegen  (Bier,  Mehl, 
Brot,  Fleisch). 

c)  Bei  einzelnen  Verbrauchssteuern  wird  das  Produet  in  ver- 
Bchiedenen  Verarbeitungsstufen  besteuert,  z.  B.  im  Roh- 
stoff, als  Halbfabrikat,  als  Ganzfabrikat  (Zucker,  auch  Tabak 
und  Fabrikate  daraus).  Hier  ergeben  sich  grosse  Sohwierigkeiten 
fUr  die  richtige  Abstufung  des  Steuersatzes,  was  leicht  zu 
neuen  Ungleiohmissigkeiten  der  reellen  Besteuerung  unter  den  be- 
thdligten  Producentengrappen  und  den  einzelnen  Prodncenten  Abrt 

d)  Gewisse  Besteuerungsformen,  wie  die  nach  der 
Menge  des  Rohstoffs,  belasten  die  einzelnen  Prodncenten  je 
nach  der  Qualität  der  ihnen  zur  Verfügung  stehenden  Stoffe 
(Rüben,  Materialien  für  Spiritusbrenncrei)  und  nach  der  Betriebs- 
teehnik  und  -Oekonomik  oft  wesentlich  ungleich.  Die  bei 
ein  und  derselben  Steuer  möglichen  verschiedenen  Stenerformen 
(Rohstoff-,  Fabrikatstener  bei  Zucker,  Spiritus,  specifi- 
scber  Zoll,  Wertbzoll)  wurken  vielfach  in  derselben  Wdae, 
günstiger  fllr  den  einen  als  den  anderen  Producenten.^^)  ' 

e)  Gewisse  im  Inland  erzeugte  steuerpflichtige  Waaren,  welche 
in  das  Ausland  abgesetzt  werden  sollen,  müssen  aus  Rtleksiehten 
auf  die  internationale  Concurrenz  steuerfrei  hinausgehen 
(Zucker,  Tabak,  Spiritus,  Salz,  u.  a.  m.).   Die  Steuertechnik  und 

Vgl.  die  Ausführungen  über  die  Methoden  der  Zackerbesteaernng  in  der 
ToizUj;licheD,  ijili«Ureicben  Sehr.  B.  f.  KAufiiienii's,  Znckerindiutrie,  Berl  1878. 
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die  Gefahr  der  DefraudatioD  bedingen  es  aber  meistens,  dass  aacb 
diese  Waaren  ebenso  wie  die  für  den  heimiflehen  Consnm  be- 
stimmten znnächst  der  Bestenemng  ODterliegen.  Dann  wird  beim 
Eiport  ein  SteaerreBtitationsverfahren  oder  die  OewShinuig 
einer  sogen.  Exportbonifieation  notliwendig.  Die  riehtige 
Bemesenng  derselben  bietet  in  einigen  FSUen  grosse  Sohwierig- 
keiten,  namentlich  da,  wo  eine  Rohstoffbesteaernng  rorliegt,  aus 
deren  Betrag  auf  den  Steuersatz  erst  geschlossen  werden  muss, 
welcher  auf  das  Product  selbst  in  einem  späteren  Verarbeitungs- 
stadium, eventuell  auf  das  fertige  Fabrikat  eigentlich  eutfiilit.  Da 
hier  unvermeidlich  eine  Bestimmung  nach  Durch  sehn ittsverhält- 
nissen  getroffen  werden  muss,  so  ist  es  klar,  dass  die  einseinen 
Prodacenten  wieder  in  Terscbiedenem  Haasse  die  Steuer,  welebe 
sie  anslegtett,  rttekyeigfltet  erkalten,  also  Teieehieden  eononrrenx- 
fthig  sind,  weil  oft  ein  Theil  der  Steuer  nnd  ein  einzeln  wieder 
uigleieher  Tbeil  auf  ihnen  sitzen  bleibt  Selbst  wenn  die  Steuer, 
wie  das  rorkommt,  mehr  als  voll  ständig  rttekTergtttet  wird, 
80  ergiebt  sich  nach  den  Betriebsverhältnissen  der  Einzelnen  eine 
l'ugleichmässigkeit  in  Bezug  auf  die  „Exportprämie^^,  in  welche 
die  RtickvergUtung  hier  übergeht.  * ')  — 

§.  515.  —  5)  Es  zeigt  sich  danach  die  vielseitigste  und 
Eum  Theil  bedenklichste  Verletzung  der  Grundsätze  ge- 
rechter StenerTertheilnng  durok  die  Gebrauchsbestenerung. 
Aaeh  noeh  weitere  Verstösse  verwandter  Art  kommen  yor. 
Ist  s.  B.  der  Grundsatz  anerkannt  worden,  dass  ein  Einkommen 
unter  einem  gewissen  Betrage  steuerfrei  bleiben  jmtlsse,  so  ist 
es  widenpruehsYoU,  diesen  Satz  auf  die  Befreiung  von  gewissen 
du^cten  Stenern,  wie  die  allgemeine  (nominelle)  Einkommensteuer 
zu  beschränken,  während  die  regelmässig  viel  höhere  Belastung 
mit  Verbrauchssteuern  bleibt.  Auch  bei  der  Anknüpfung  von 
politischen  Wahlrechten  an  die  Steuer  Verhältnisse  erscheint 
es  unbillig,  diese  letztere  Belastung  unbeachtet  zu  lassen  und  sich 
nur  an  gewisse  directe  Stenern  der  Steuerzahler  zn  halten.  Ein 
„Wahlcensus"  nach  Steuerrerhältnissen  wird  daher  mit  der  Ent- 
wieUang  der  V erbrau ohs  steuern  bedenklioher  als  in  Perioden, 
wo  man  wesentlieh  nur  direote  Erwerbs-  oder  Besitzsteuem  hat. 

8.  auch  darüber  Kaufmann's  gen.  Sehr.,  bes.  über  Oesterreich,  wo  mau 
idran  umuial  (1S75  —  76)  mehr  rückvergütet  hat,  als  die  ganze  Einnahme  ans  der 
Ziickenteuer  betrug,  so  dass  die  inllnd.  Gonaiuntion  reell  steuerfrei  war,  wahrsclieinlicli 
fut  nur  zu  (iunsten  der  Fabrikanten,  u.  auch  (ii>'ser  nicht  einmal  ia  gleichem  Maasse, 
&  lU3ff.  £b.  S.  171  aber  die  int^cnat.  ZuclLercoAveutioii. 
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D.  —  §.  516.  Verstösse  gegen  die  Prine ipi en  zweck- 
mässiger Hte  uerver  waltung.  Auch  iu  (lieser  Beziehung  sind 
endlich  sehr  erhebliche  Bedenken  gegen  die  Yerbraachsbesteiienuig 
geltend  sn  maehen  und  vielfaoh  in  stärkerem  Maasse  als  gegen 
die  directe  Erwerbsbestenening.  Dieselben  waren  oben  in  f.  M)6 
sehen  knrs  zu  berühren ,  weil  sie  meist  zagleieh  yolkswirtlisohaft- 
fiehe  NaohHiefle  in  sieh  sehliessen.  Aneh  an  dieser  Stelle  können 
sie  nur  angedeutet  werden.  Genauer  im  Einzelnen  ergeben  sie 
sich  aus  den  Erörterungen  von  der  SteueiTerwaltung  im  folgenden 
Hauptabschnitt  und  in  der  speciellen  Stenerlehre. 

Vom  Standpunct  der  Steuerverwaltung  aus  ist  zu  fordern,  dass 
die  Besteuerung  möglichst  bequem,  bestimm und  mit  ge- 
ringen Erhebungskosten  verbanden  sei.  , 

1)  ]>ieeen  Gmndsätsen,  bes.  Forderungen  entspricht  die  Ver- 
branehsbestenenmg  nnr  insofern,  als  sie  fttr  den  Consnmenten 
steuerpflichtiger  Artikel  allerdings  „bequem''  ist,  aber  um  den 
Preis  grosser  Unbequemlichkeit  für  den  gansen  Verkehr 
und  snmal  für  die  nSehstbetroffenen  Producenten,  Fabrikanten, 
Kaufleute,  welche  die  Steuer  auszulegen  haben.  Man  deuke  uur 
an  die  Absperrung  und  Bewachung  des  Grenzzollgebiets, 
der  städtischen  Gebiete  innerhalb  der  „Verzehrungssteuerlinien" 
(wo  denn  auch  für  den  Consumenten  selbst  die  „Bequemlichkeit" 
aufhört!),  an  das  Zollverfahren,  an  die  Gontrolen  Uber  die 
verbranchssteuerpflichtigen  Productionszweige  and  e i na e  1  n en 
Betriebe  (Tabakbau,  eventuell  Tabakfabriken |  Salsbeigwerke 
und  Salinen,  Bierbrauereien,  Spirltnsbrennereien,  Bttbeatueker- 
fabriken  u.  s.  w.),  wo  fast  tiberall  die  Bellstigungen  und  Plaokeieiea 
spriehwOräich  und  doch  mit  der  gansen  Besteuerungsform  im  Wesenl- 
liehen  nothwendig  verbunden  sind.  Kaum  eine  der  verschieden- 
artigsten ErwerbsbteuerD  zeigt  etwas  nur  entfernt  Aehnliches.  Die 
„Unbequemlichkeit"  an  und  für  sich  ist  mitunter  so  bedeutend, 
dass  Defrauden  erfolgen,  nur  um  ihr,  nicht  um  der  Steuer  selbst 
zu  entgehen,  wie  im  gewöhnlichen  Beiseverkehr  bei  der  Ver- 
zollang  von  Waaren. 

2)  Auch  in  Besug  auf  die  Bestimmtheit  der  Steuer  lassen 
die  Verbrauchssteuern  viel  und  wiederum  im  Gänsen  mehr  als 
wenigstens  die  meisten  Erwerbssteuem  xu  wflnschen  übrig. 

a)  Dem  Consumenten  selbst  gegenüber  ist  von  einer 
solchen  Bestimmtheit  von  vomberein  nicht  die  Rede,  was  ja  gerade 
auf  der  audcrcu  Seite  als  ein  relativer,  mit  der  Verhüllung  des 
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MomentB  der  Steuerzahlung  verbundener  Vorzag  gilt.  Der  Con- 
gooient  erhält  eben  soviel  von  der  Sieaer  und  den  mit  dieser  yer- 
bnndenen  weiteren  Spesen  ttbenriUzt,  als  es  die  VerUUtnisse  ge- 
stetten,  jedenfalls  nicht  immer  einen  gleiehen,  fest  bestimmten  Betrag. 

b)  Die  Zwisehenpersonen,  wefohe  in  der  Stellung  der 
Kaufleute  und  Fabrikanten  bei  der  Hauptform  der  Verbrauchs- 
steuern ,  der  iudirecten ,  die  Steuer  vorschiessen ,  leiden  aber  bei 
der  üblichen  und  in  gewissem  Umfang  unvermeidlichen  Einrichtung 
dieser  Steuern  vielfach  unter  dem  Mangel  an  Bestimmtheit 
der  Besteuerung.  So  schon  oftmals,  was  die  wirklichen  Steuer- 
sätze selbst  anlangt,  so  aber  vollends  in  Bezug  auf  die  Ne ben- 
las ten,  welohe  mit  dieser  Bestenening  verbunden  sind  und  sich 
sehliessliefa  in  Zasehlftge  zu  den  Stenersätaen  auflösen.  Bei  der 
Vers oi lang  bringt  der  Qaalitfttsfnss  des  Zolls  oder  der  Werth- 
zoll, so  richtig  beide  im  Princip  gegenüber  einem  einheitliehen 
Gewichtszoll  ftlr  eine  ganze  Waarenart  sind,  welche  viele  Quali- 
täten oder  Sorten  uuifasst,  viel  Unsicherheit  mit  sich,  beim  Gewichts- 
zoll können  dies  die  Bestimmungen  Uber  die  Abstufung  der  Zoll- 
sätze nach  der  Qualität  des  Artikels  (Fabrikate!)  u.  dgl.  thun. 
Richtet  sich  bei  inneren  Verbrauchssteuern  die  Steuer  nach 
dem  Rohstoff  oder  nach  Betriebseinrichtu ngen,  so  ergeben 
sieh  auch  für  den  Prodacenten  grosse  Unsicherheiten  und  Schwan- 
kimgen  in  Besng  auf  den  wirklich  sa  zahlenden  Stenerbetrag  ind 
saf  dessen  VerhSltniss  snm  Prodnet  Das  Zollverfahren  hat 
man  mitonter  fttr  den  Bestenerten  wichtiger  als  die  ZoUsahlnng 
selbst  genannt,  weil  von  ihm  die  Hohe  der  Nebenlasten  wieder 
abhängt,  natürlich  ein  in  Geld  nicht  leicht  genau  anzuschlagender 
Factor.  Von  dem  Verfahren  bei  den  inneren  Verbrauchs- 
steuern gilt  dies  wohl  noch  in  höherem  Grade,  weil  davon  die 
Technik  und  Oekonomik  des  ganzen  Betriebs  oft  eingreifend  beein- 
flusst  wird;  lauter  in  Geld  wieder  schwer  oder  gar  nicht  zu  ver- 
anschlagende Momente I  welche  aber  wesentliche,  nur  im  Betrage 
sehr  an  bestimmte  l^nerposten  bilden.  Diese  „Unbestimmtheit' 
der  Stener  wichst  endlich  anch  flllr  den  einzehien  Prodacenten  noch, 
wsQ  für  ihn  die  YerhSltnisse  des  Schmuggels  und  der  Defrande 
am  neues  störendes  Moment  in  die  Anfstellang  einer  richtigen 
Rechnung  tlber  die  Besteuerung  bringen,  auch  wenn  er  sich  selbst 
von  solchen  Rechtswidrigkeiten  frei  hält.  Denn  die  Bedingungen 
der  wirtbschaftlichen  Concurrenz  hängen  fUr  jeden  Einzelnen  hier- 
von mit  ab. 


Digitized  by  Google 


/ 

544  8*B.  2.K.  I.A.  Allg. Steuert.  S.H.-A.  8.A.  (iebr.besteii.  Kritik.  §.M6,$17. 

3)  Die  ErhebuD gs kosten  endlich  sind  gewöhnlich  bei 
den  indirecten  VerbraucbBsteoorn  siemlich  hoch  und  namentlich 
meist  höher  ab  bei  den  directeii  ErwerbMlenem.  Freilieh  finden 
sieh  swisehea  den  einseinen  Arien  heider  Kalegorieen  in  dieser 
HInneht  manehe  Veisehiedenheiten  nnd  in  yersehiedenen  LSndem 
nnd  Zeiten  ist  das  Verhiltniss  ebenfalls  nnglmeh.  Die  ttbliehen 
ünanzstatistiscben  Vergleiche  sind  aach  nicht  immer  richtig,  indem 
die  „Erhebungskosten^'  vollständiger  bei  den  indirecten  Verbraucha- 
als  bei  den  directen  Erwerbssteuern  zusammengestellt  werden. 
Bei  letzteren  schiebt  z.  B.  der  Staat  manche  Kosten  auf  die  Selbst- 
verwaltungskörper  (Gemeinden)  ab|  und  die  oft  bedeutenden  Kosten 
fttr  die  Herstellung  der  Grundlagen  der  Besteuerung  (Kataster- 
wesen  der  Ertrags-,  besonders  der  Grundstener)  werden  bei 
der  Bereehnong  der  laufenden  Kosten  nieht  bertteksiehtigt  Aber 
aneh  wenn  die  Bereehnungen  mOgliehst  beriehtigt  und  swisehen 
den  einxeken  Kategorieen  veigleiehbar  gemaeht  werden,  bleibt  ein 
absolnt  und  relativ,  d.  b.  im  Verhftltniss  znm  Rohertrag,  grosserer 
Betrag  der  Erhebongskusten  bei  den  Verbrauchssteuern  meistens 
eine  Thatsache,  welche  zur  voilstäudigen  Würdigung  dieser  Steuern 
doch  nicht  unwichtig  ist 

IV.  —  §.  517.  Ergebnis s.  Viele  und  schwere  Mängel 
kleben  nach  der  vorausgehenden  kritischen  Untersuchung  der  ge- 
sammten  Gebrauchs-,  wie  namenüieh  der  Verbrauchsbesteaerang 
und  ihren  einsehien  Arten  nnd  Formen  an.  Es  ist  niehl  sa  ve^ 
wandern  und  ganz  berechtigt,  dass  diese  Stenerkategorie  von  Te^ 
sehiedenen  Standpnncten  ans  nnd  in  stenerteohnischer  und  soeial- 
politiseher  Hinsieht  Angriffe  erfahren  hat,  deren  Abweisung  nur 
theflweise  gelungen  ist.  Wie  die  Dinge  aber  einmal  liegen,  kann 
man  trotzdem  diese  Steuergattung  nicht  entbehren, 
sondern  muss  ihr  nur  so  viel  als  möglich  eine  richtige 
Stellung  und  Gestaltung  im  Steuersystem  zu 
geben  suchen. 

Unentbehrlich  sind  diese  Steuern  vor  Allem  ans  ent- 
scheidenden finanzpolitischen  Grttnden:  gegenüber  den 
grossen  und  wachsenden  Finaasbedarf  des  Staats  nnd  der  Selbst* 
▼erwaltnngskOrper  bei  den  modernen  Onltunrölkem,  ein  Bedsrf, 
welcher  sich  auf  keine  andere  Weise,  weder  durch  privatwiith- 
schaftUehe  öffentliche  Einnahmen  nnd  Gebttfareni  nodi  dneh  andere 
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Steaern  Überhaupt  vollständig  decken  läaBt  Unentbehrlich 
rind  sie  femer  im  Steaersystem,  weil  aach  die  anderen, 
namentlich  die  directenErwerbsstenern  aller  Art,  an 
ichweren  Mängeln  leiden,  welche  nicht  genügend  beseitigt 
worden  können  mid  sieh  mit  steigendem,  grössere  Stenererträge 
verlaDgenden  Bedarf  und  unter  moderueu  ökoiioiuischeu,  technischen 
und  Rechtsverhältnissen  des  Verkehrs  noch  vermehren.  Wie  durch 
diese  Sachlage  schon  absolut  und  relativ,  so  sind  sie  endlich  auch 
doch  durch  ihre  eigene  steuertechnische  Beschaffenheit 
and  ihre  Verbesserangsfähigkeit  noch  relativ  gerecht- 
fertigt. Sie  werden  unmittelbar  meist  weniger  lästig  empfunden, 
«e  besteoero  gewisse  Einkommen  oder  Einkommentheile,  deren 
Basteaening  piincipiell  zu  fordern  ist,  besser  als  dies  andere 
Stanem  errreiehen,  Öfters  tfberhanpt  erst  Sie  gestatten  durch 
richtige  Auswahl  der  stenerpflichtigen  Consnnitionen,  richtige 
Bestimmung  der  verschiedenen  Steuersätze,  passende  Einrichtung 
der  Erhebungsart  u.dgl.  eine  mehr  oder  weniger  erhebliche 
Verringerung  der  Bedenken,  welchen  sie  an  und  für  sich 
aoBgesetzt  sind.  Nicht  als  etwas  wirklich  Gutes,  sondern  als 
etwas  relativ  nicht  immer  Schlechteres,  mitunter  selbst 
relativ  Besseres  im  Vergleich  mit  den  directen  Erwerbssteaern 
sind  sie  daher  in  dem  modernen  Steuersystem  anzuerkennen,  auch 
warn  sie  eben  nicht  ans  den  angedeuteten  Bttcksichten,  in  ge- 
wissem Umfang  wenigstens,  unentbehrlich  wären. 

9.  Abschnitt. 

Die  finanswissenscluifllidie  Bildoiig  des  Steaersystems, 
IV.  Abschliessende  Ergebnisse* 

L  —  §.  518.  Auigaben,  weiche  der  Aufstellung  des 
Steuersystems  voran  zu  gehen  haben.  Alle  vorausge- 
«ehickten  Erörterungen  haben  den  Beweis  geliefert,  dass  die  Bildung 
ciiies  rationellen,  theoretisch  richtigen,  practisch  brauchbaren  Steuer- 
lyitems  eine  in  jeder  Hinsicht  ausserordentlich  schwierige  und 
inuner  nur  mehr  oder  weniger,  meistens  sehr,  unvollkommen  zu 
lOwade  Aufgabe  ist.  Diese  Schwierigkeiten  steigen  immer  noch 
mit  der  Vermehrung  des  durch  Steuern  zu  deckenden  Finanzbedarfs 
und  mit  der  wachsenden  Coniplication  aller  VeihiilLuisse  des  jirivat- 
wirthschaftlichen  Systems  in  der  VullLSwirthschai't,  uameutlich  mit 

A.  Wagner,  Kinunzwis»«n9cbari.  II.  35 
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der  zunehmenden  qualitativen  und  quantitativen  Ditferenzirung  des 
Volkseiakommens  und  YolksvermögeDB  im  Emkommeu  und  Yer- 
mdgen  der  Einzelnen. 

Ans  dieser  firkenntniae  entspringen  einige  Aufgaben,  welche 
der  Bildung  des  Stenereyetems  selbst  vorangehen  müssen.  Sie 
sind  in  frflheren  Abschnitten  dieses  Werks  schon  berührt  and  nun 
Theil  nfther  bebanddt  worden,  so  dass  jetst  nur  knrs  auf  sie  hm- 
zuweisen  ist  Das  geschieht  aber  gerade  hier  an  systematiseh 
richtiger  Stelle,  weil  erst  die  gewonnene  Einsicht  in  die  Schwierig" 
keiten  richtiger  Besteuerung  -  -  die  speciellc  Steuerlehre  hat  das 
nur  noch  mehr  im  Einzelnen  zu  zeigen  —  die  wahre  finanzvyissen- 
schaftliche  Bedeutung  dieser  Aufgaben  vollauf  verstehen  hilft. 
Werden  die  letzteren  nur  einigermasseo  geliisti  was  freilich  bloss 
in  begrenztem  Umfang  möglich  erscheint,  so  wird  dadoreh  der 
Lösung  der  schwierigen  Hauptaoiigabe  der  Besteuerung  selbst 
Yoigearbeiiet. 

Solcher  vorangehender  Aufgaben  sind  wesentlich  drei:  die 
richtige  Begelung  des  gesammten  öffentlichen  Finans- 
bedarfs;  die  Decentralisation  desselben  durch  Vertheilong 

der  „ötTentlichen"  Aufgaben  und  dciiigcmäss  der  Ausgaben  auf 
den  Staat  und  die  Selbstverwaltungskörper  und  damit  verbanden 
eine  gewisse  Decentralisation  der  Besteuerung  selbst; 
endlich  die  Beibehaltung  und  Vermehrung  anderer  Einnahme- 
quellen zur  Deckung  des  Finanzbedarfs:  des  Privat  er  werbs  and 
des  Gebtthrenwesens. 

A.  —  §.  519.  Die  Begelung  des  Finanzbedarfs.  Eine 
Verminderung  des  Finanzbedarfs  ist  in  fortschreitenden 
Gnlturstaaten  kaum  möglich,  umgekehrt  eine  Vermehrung  des- 
selben die  regelmttssige  Erscheinung  und  innerlich  begründet,  wdl 
entwicklungsgesetzlicb  die  Wirkung  und  wieder  die  Voraussetzung 
der  mehr  gemeinwirthschaftlichen,  speciell  zwangsgemeinwirthschaft- 
lichen  Organisation  der  Volkswirthschaft. '  )  Diese  Entwicklung 
und  die  Erhöhung  des  Finanzbedarfs  einer-,  die  Vermehrung  der 
Besteuerung  andrerseits  verhalten  sich  wie  Ursache  und  Wirkung 
zu  einander.  Erwägt  man  nun  die  unvermeidlichen  Mängel  alier 
Besteuerung,  so  tritt  hier  eine  der  Kehrseiten  jener  Entwicklung 
der  Volkswirthschaft  und  des  Bedürfe  henror.  So  nothwendig  und 
heilsam  diese  EIntwicklung  im  Ganzen  ist^  sie  wird  n.  A*  auch  um 


*)  &  Gruudke,  §.  120,  154  11.,  naui.  171  £,  179  C  o.  Fin.  2.  Aail.  §.  Sl— 37. 
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den  theveren  Preis  errnngen,  welchen  diese  Mängel  darstellen: 

mancherlei  volkswirthschattliche  Nachtheile,  Ungerechtigkeiten, 
falscher  „Communismus",  indem  Specialvortheile  Einzelner  aus 
üftentlichen,  mit  Steuern  der  Gesaramtheit  hergestellten  Thätigkeiten 
hervorgehen,  Ruin  mancher,  Schädigung  von  noch  mehr  Einzei- 
existenxen  u.  s.  w.  auch  in  Folge  der  Mängel  der  Be- 
Btenernng. 

Ana  diesen  Verhältnissen  hat  man  Einwände  gegen  jene  ganze 
Eatwieklnng  abgeleitet  Mit  Unreeht,  du  es  sieh  wenigstens  im 
Grossen  und  Ganzen  hier  nicht  nm  etwas  Willkührliches  handelt, 
das  auch  nnterbleiben  konnte.    Wohl  aber  wird  man  mit  Recht 

auch  gerade  wegen  dieser  Verhältnisse  wieder  daran  geraahnt,  wie 
entscheidend  wichtig  die  Prüfung  des  reellen  Bedürf- 
nisses in  Bezug  auf  den  Finanzbedarf  in  jedem  ein- 
zelnen Fall  ist,  wie  sorgfältige  Cautelen  in  dieser  Hinsicht 
getroffen  werden  müssen,  wie  noth wendig  sparsam  vorgegangen 
werden  mass*  Hier  erlangen  die  verfassnngsrechtlichen 
Eiariohtungen  hinsichtlich  der  Prttfnng  und  Bewilligong  des 
Augabeetata  nnd  der  Stenerbewilligungen  durch  Volksvertretungen 
wieder  ihre  eminente  Bedentnng.  Wenn  dann  auch  selten  eine 
positive  Vermindening  des  laufenden  BedarÜB  (Ordinarinms)  erreicht 
werden  kann,  obwohl  dergleichen  dnrch  Massregeln  im  Staats- 
schuldenwesen und  Miütaivvesen  immerhin  vorkommen  mögen,  so 
lässt  sich  doch  wenigstens  die  allzu  rasche  Vermehrung  dieses 
Bedarfs  hindern.  Das  kommt  aber  indirect  auch  den  Aufgaben  der 
Stenerpolitik  zu  Gute.  Je  weniger  dringend  eine  Ver- 
mehrung der  Steuereinnahmen  ist^  desto  geeigneter 
ist  die  Zeit  für  solche  Beformen,  durch  welche  die 
Mängel  der  Besteuerung  verbessert  werden.  Im  harten 
Drang  um  die  Deckung  des  Bedarfs ,  nm  die  Herstellung  des 
Oltiehgewichts  im  Haushalte  kennt  wie  gewöhnlich  Noth  kein 
Gebot  und  müssen  vor  den  finanziellen  Räcksichten  alle  anderen 
mttcktreten. 

Eine  Beseitigun^i:  wenn  auch  nur  eines  Theils  bedenklicher 
indirecter  Verbrauchssteuern  würde  durch  eine  starke  Verminderung 
des  Finanzbedarfs  ausserordentlich  erleichtert,  wabrscheinlich  da- 
durch allein  ermöglicht.  Kadicale  und  folgerichtig  denkende  Gegner 
dieser  Steuern,  Theoretiker  wie  ganze  politische  Parteien,  haben 
toen  Zusammenhang  richtig  erkannt  und  deshalb  eine  Verminde- 
rang  des  Bedarfs,  in  der  Regel  besonders  durch  Verminderung  des 

85  • 
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Militäretats,  verlangt  «)  Ihr  Fehler  war  nur,  eine  solche  Ver- 
minderang  für  so  leicht  za  halten  und  sich  Uber  die  ailgeineiDere 
geschichtliche  Bedingtheit  von  VerhlÜtoisseDy  wie  der 
moderne  ,,Militari8mQ8'<  n.  a.  m.,  hinwegsosetien.  In  einer  wirk- 
lichen yyFriedensftra'^  ?on  Daner  würde  es  freilich  viel  leichter 
als  jetzt  sein,  ein  weniger  mangelhaftes  Steaersystem  herxnstellen, 
weil  der  Bedarf  kleiner  wäre. 

B.  —  §.  520.  Die  Dec entralis ati o u  der  ölten tlicben 
Verwaltung  und  t'olgeweise  des  Finauzbedarfs  kann  auch 
nacli  der  tinanziellen  »Seite  grosse  und  vielfacb  segensreiche  Be- 
deutung erlangen.')  Allerdings  verfolgt  sie  selten  den  Zweck,  und 
hat  sie  noch  seltener  den  £rfolg,  den  Gesammtbedarf  zu  yer* 
mindern.  Sie  will  ihn  nnr  besiser  regeln,  aweckmftseiger  und 
gerechter  yertheilen  nnd  ihn  prodnctiTer  machen  and  erreicht  das 
auch  wohl  h&nfig.  In  der  Regel  wird  sie  ihn  aber  sogar  steigern. 
Denn  wenn  anch  vielleicht  die  einseinen  Offentliehea  Anfgaben 
jetzt  sorgsamer  geprtlft  und  sparsamer  ausgeflihrt  werden,  so 
wachsen  anderseits  gerade  nach  richtiger  Deceutralij?aliou  der  Ver- 
waltung dem  Staate  selbst  und  den  Selbst verwultungskürperu  neue 
Aufgaben  hinzu  und  die  alten  werden  besser  ausgefülirt,  waä 
Beides  den  Bedarf  steigert. 

Dennoch  können  auch  die  Aufgaben  der  Besteaerong  selbst 
durch  eine  solche  Decentralisation  erleichtert  werden.  Innerhalb 
eines  kleineren  Wirthschaftsgebiets,  Geschäfts-  und  PersonenkrdseB, 
wie  sie  jeder  SelbstverwaUangskOrper,  Gemeinde^  KreiSy  Provinz 
verglichen  mit  dem  Staate  darstellt  ist  z.  B.  die  Herstellung  einer 
leidliehen  Ertragsbestenemng,  selbst  einer  Grund-,  Gewerbe-  mid 
Leihzinssteuer  —  die  drei  schwierigsten  Steuern  des  Ertragssteuer- 
systems,  —  ferner  einer  (nominellen)  directen  Einkommensteoer 
erheblich  leichter  als  in  einem  ganzen,  zumal  grossen  Staatsgebiet. 
Dort  prtegen  doch,  je  kleiner  der  Körper  ist  natürlich  in  der  Regel 
um  so  mehr,  die  technischen,  wirtbsckai'tlichen,  socialen  Verhält- 
nisse noch  relativ  gleichartiger  zu  sein,  man  kennt  die  persönlichen 
Verhältnisse  der  Einzelnen  mehr,  das  Alles  ermöglicht  auch  andere 
Stenerarten  nnd  firhebnngsformen  als  bei  der  Staatsbestenemng.*) 

')  So  argninenfirt  ii.  A.  Mau  ras  in  s.  verschied.  Schriften  ganz  folgerichtig,  in 
der  „Freih.  iu  d.  Vollisw.sch/',  „Besteu«  r."  Aehnlich  polit.  Parteien,  wie  die  deutsche 
Fortschrittspartei  und  natürlich  vollends  die  Socialdcmocratie. 
S.  Fin.  I.  2.  Anll.,  §.  44  ff. 

*)  Dnmns  folgt,  dnss  man  die  Coinmunalbost<Mi<!nin^  nicht  grundsät/li-  fi  auf 
da;}  System  von  Zui)Chlii||;uu  zu  den  (ohnckiu  uft  so  unrüllkomuienen)  btuaiäsicucru 
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Wihre&d  daher  z.  B.  bei  etoem  Überwiegend  im  Staate  oeotrali- 
airten  Bedarf  auch  wegen  der  besonderen  steaerteebnitehen 
Sehwierigkelten  die  Ertrags-  nnd  Einkommenstenem  zn  Gansten 
der  hier  leiehter  dnrchznftihrenden  Verbranchssteiiem  wob!  be- 
schränkt bleiben,  kann  bei  decentralisirtem  Bedarf  eher  eine 
grössere  Qnote  des  gesannnten  öffentlichen  Bedarfs  durch 
jene  directen  Steuern  auf  den  berufsmässigen  Erwerb  gedeckt 
werden:  man  decentralisirt  dann  die  Besteuerung  selbst. 
Auf  diesem  Wege  ist  manche  Reform  zu  ermöglichen,  die  der 
Staat  in  seiner  Besteoemng  allein  nicht  dorchaoftthren  vermag. 
Namentlieh  raOchte  so  im  Gommnnalfinanzwesen  im  w.  S. 
die  Ertragsbestenerongy  die  ohnehin  hier  ans  anderen  Grttnden 
mehr  geboten  ist,  anch  ans  stenerteehnischen  Gründen  noeh  eine 
bedentendere  Znknnft  haben,  welche  ihr  im  Staatsfinanswesen 
wob!  abzusprechen  ist.  Auch  die  bisherige  Entwicklung  im  Staats- 
imd  Conimunalhaushalt,  welche  freilich  von  vielen  anderen  Um- 
ständen mit  bedingt  war,  stimmt  hiermit  tiberein:  Vorwalten  der 
Verbrauchssteuern  im  Staate,  der  Ertragssteuern  und  einzelner 
anderer  directen  in  der  Commune.  Nicht  minder  möchte  in  der 
Gestaltung  des  dentsohen  particniären  Steuerrechts ,  welches 
die  directen  Stenern  besonders  nnd  ganz  gut  ausgebildet  hat, 
ein  Beweis  liegen,  dass  manehe  stenertechnisehe  Aufgaben  sich 
bei  diesen  Stenern  leichter  in  kleineren  Gebieten  bewältigen 
bsBsn.  Anch  einige  Specialanfgaben  modemer  Bestenemng,  z.  B.  die 
ElnHehtnng  einer  solchen  auf  gewisse  Conjnnctarengewhine(§.476ff.), 
die  unmittelbare  Mitwirkung  der  Bevölkerung  bei  der  Dnrchftihrung 
der  Ertrags-  und  Einkommensteuern  (§.  544)  sind  wohl  bei  einer 
grösseren  Decentralisation  der  Besteuerung  leichter  zu  lösen. 

Sehr  Bedeutendes  für  die  Bildung  vollkommenerer  Steuersysteme 
wird  freilich  gleichwohl  anf  diesem  Wege  kaum  erreicht  werden. 
Vor  lUnsionen  darüber  muss  man  sich  hüten.  Aber  gerade  in  der 
BMtenemng  darf  man  keinen  sich  bietenden  Weg  zu  einer  Ver- 
bsBsemng  nnbeaebtel  lassen  nnd  ein  solcher  Ist  hier  immerhin 
sagedentet 

G.  —  §.  581.  Die  Vermehrung  anderer  ordentlieher 
Einnahmen  statt  und  neben  der  Stener.    Mit  der  Noth- 

beschrinken  soll.  Namentlich  die  beiden  für  die  Communeo  bes.  Er^^'M^neten  Knra^- 
ütenero,  Grand-  u.  (iebäadeöL  müssen  von  den  etwaigen  Staatssteuem  dieser  Art 
•bveichen  dürfen.  8.  Fin.  I,  2.  Ä.  §.  47,  dum  meine  MCommnnabtJitaee**  n.  die 
l>eb«tten  auf  der  socialpolit.  Versamml.  zu  Berlin  1877;  auch  die  beiden  prenss. 
£niwarfe  eines  Conunonalsteoeifesetzes  ron  1877  nnd  toa  1879. 
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wendigkeit  regelmässiger  Vermehrung  des  ordentlichen  Finanz- 
bedarfs  im  Staats-  und  in  den  Commnnalhaushalten  moss  nich 
dem  Gesagten  jade  theoretische  nnd  practische  Betrachtung  rechnen. 
Die  nttehste  Angabe  ist  alsdanni  fttr  die  richtige  und  YoUsttndige 
Deckung  dieses  Bedarfii  zu  sorgen.  Die  allgemeine  Bedentong 
dieser  Aufgabe,  aneh  naoh  der  theoretischen  Seite,  ist  frtther  dar- 
gethan  und  die  Grundsätze  für  die  Deckung  des  Geeammtbedaifii 
(ordentlichen  und  ausserordentlichen  sind  bereits  entwickelt  worden.') 

Unter  den  ordentlichen  Deckungsmitteln  steht  nun  neben  den 
Steuern  nach  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Cultarvölker 
der  Frivaterwerb  und  das  Gebühren wesen.  Wenn  auch  aus 
mancherlei  Gründen  dieSteaerwirthschaft  in  den  modernen 
öffentlichen  Haushalten  immer  melir  in  den  Vordergrund  getreten 
ist  und  diese  Entwicklung  im  Gänsen  gebilligt  werden  muss,  so 
ist  doch  die  Beibehaltung  und  selbst  eine  gewisse  Erwei- 
terung des  Privaterwerbs  (der  „Domanialwirthschaft'') 
und  die  Ausbildung  eines  rationellen  Gebtthrenwesens  eben- 
falls principiell  richtig,  selbst  nothwendig  und  gewährt  mancherlei 
Vortheile.  Gegenüber  einer,  im  Geiste  der  Smith'schen  Wirthschafts- 
theorie  erfolgten  theoretischen  Polemik  wider  den  Privaterwerb 
öffentlicher  Körper,  einer  Polemik,  welche  auch  auf  die  Praxis  nicht 
ohne  Einüuss  geblieben  ist^  wurde  dies  schon  früher  hervorgehoben 
und  begründet.^)  Ebenso  wurde  die  Berechtigung  und  zugleich 
die  hohe  finanzielle  Bedeutung  des  Gebtthrenwesens  anerkannt, 
das  neb«i  der  dgeatliehen  Besteumng  seinen  richtigen  Plats  hai^'j 
wenn  es  auch  weder  mOglich  noch  riefatig  wftre,  die  Bestmemng 
gaai  durch  Gebflhren  zu  ersetien  oder  sie  rein  nach  GebllhrMr 
grundsätzen  einzurichten. 

Erst  nachdem  man  volle  Einsicht  in  die  ausserordentlichen 
iSchwierigkeiten  der  Besteuerung,  speciell  der  Bildung  eines  rich- 
tigen Steuersystems  gewonnen  hat,  ist  man  jedoch  im  Stande,  die 
Bedeutung  des  Privaterwerbs  und  des  GebUhrenwesens  in  den 
Öffentlichen  Haushalten  vollständig  zu  würdigen.  Denn  jetzt 
erst  ergiebt  sich,  wie  wttnschenswerth  es  ist,  für  die  öffentiiohen 
Zwecke  auch  noch  auf  andere  Quellen  als  die  Besteuerung  zurflck- 
greifen  zu  kOnnen.  Die  Sachlage  wSie  wieder  eine  ganz  anders, 
wenn  die  Besteuerung  ein  einfacheres  Problem  wUre.  Gerade  aber 

»)  Fin.  I,  I.A.  §.  82  ff.,  2.A.  §.  60  C 

•)  Fin.  I,  2.  A.  ff. 

^}  S.  d.  1.  K&y.  m  diesem  2.  Bauda. 
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in  der  Schwierigkeit  dieses  Problems  liegt  ein  triftiges  Argnment 
mehr  Ar  den  Privaterwerb  des  Staats,  was  die  doetrinftren  und 

practischen  Gegner  dieses  Erwerbs  wieder  nicht  genügend  beachtet 
haben.  Gemeinwesen,  welche  solche  Erwerbsquellen  besitzen, 
haben  ceteris  paribus  leichteres  Spiel  im  Steuerwesen.  Dafür 
liefert  der  Vergleich  zwischen  deutschen  und  anderen  europäischen 
Staaten  den  Beleg.  Wir  verdanken  es  z.  B.  bei  uns  auch  wieder 
mit  dem  reichen  alten  Domaniom,  dass  wir  die  Verbrauchsbestene- 
rang  nicht  so  stark  aosbiiden  mnssten,  als  unsere  meisten  Nach- 
bani.*)  Wie  viel  sohwerer  wftre  femer  nicht  nnr  der  Dmck, 
sondern  anch  die  ganze  Aufgabe  der  Einrichtang  der  directen 
&werbs8teoem  bei  uns,  wenn  diese  einen  erheblichen  Theil  der 
jetzigen  priyatwvthschafttiohen  Einnahmen  unserer  Staaten  mit 
aufbringen  müsstenl^) 

Auch  vom  Standpunct  der  Steuerpolitik  aus,  um 
sich  die  unendlichen  Schwierigkeiten  der  Besteuerung  zu  er- 
leichtern, ist  daher  die  Entwicklung  passenden  Trivat- 
erwerbs  und  GebUbrenwesens  zu  iordern:  ein  Satz,  der 
auch  für  die  moderne  Zeit,  und  zum  Theil  gerade  fttr 
sie,  gilt 

IL  —  §.  582.  Voraussetzungen  fttr  die  Aufstellung 
eines  Steuersystems. 

1)  Die  Aufirtellung  eines  bestimmten  Steuersystems  kann 
auch  in  der  Theorie  immer  nur  ftlr  gegebene  Völker  und 
Zeiten  erfolgen,  da  sich,  wie  früher  gezeigt  wurde,  das  Steuer- 
system im  Ganzen  und  in  seinen  Einzelheiten  nothwendig  mit  der 
Oekonomik,  Technik  und  dem  Rechte  der  Volkswirthschaft  selbst 
verändert.  Im  Folgenden  beschränken  wir  die  Aufgabe  auf  die 
moderne  Zeit  and  auf  die  Verhältnisse  unserer  Cultur- 
? Olker  I  die  in  der  Hauptsache  doch  so  gleichartig  sind,  dass  das 


*)  In  des  neuesten  d^ntedien  Bestrebungen  nm  Tetmeihnin;  der  yeibninchssteaeni, 

:>elbst  in  den  amüichen  ActenstUcken,  tritt  dieser  wichtige  Ptinct  ganz  mit  Unrecht  in 
den  Hintergrund,  so  in  den  beliebten,  auch  sonst  wenig  beweisenden  Vergleichen  mit 
^  „grossartigen"  Aasbildmig  der  Verbraachssteucm  im  Ausland  und  der  „kümmer- 
lichen'  bei  uns.  Dagegen  wendet  sich  mein  Anft.  Aber  sohireb.  D.  Flnanzfitngen  in 
1  Tüb.  Ztschr.  1S7!>,  S.  'Ky  ff. 

Man  berechne  nur !  In  Preusseu  sind  die  Keiuerträge  der  Domänen  u.  Forsten 
ObcI.  der  dannf  lastenden  Rente  der  Krone)  im  Etet  Air  1878—79  49-9  Mill.  M.,  die 
Eink.-  u,  Cla38.st  geben  br.  72*3  Mill.  M.,  die  Gruridst.,  von  der  jene  Objectc  jetzt 
frei,  4<V2  Mill.  M.  Die  beiden  erbfjr''njinnten  Steuern  mUssten  bei  fehlendem  Domanial- 
cütkommen,  wenn  dann,  was  mehr  aLi  zweiielhaft  ist,  nicht  die  Ausgaben  im  gleichen 
Betn(;e  geringer  wftren»  nm  60*/»  v.  mehr  gesteigert  irerden«  Aehnliche  Lage  in  den 
Miilea  andren  dantacben  Staaten,  2.  B.  in  Baiern  mit  seinen  reichen  Staatafbistea. 
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Steaersystem  nicht  nnr  in  seinen  GrondztigeD,  sondern  auch  in 
seiner  Ausführang  wesenüioh  ttbereinstiiiimeii  kann  und  in  Wirk- 
lichkeit aaeh  llbmiiuitiiiiint 

2)  Einen*  Untenohied  bedingt  «noh  hier  fttr  die  Gtestaltnng  des 
Stenersystenis  der  Umstand,  ob  und  wie  weit  man  neben  dem 
rein  finanziellen  den  socialpolitischen  Standpnnct  in  der 
Bestenerang  anerkennt,  —  neben  der  ,,staat8bUrgerliehen^ 
die  „sociale"  Epoche  der  Besteuerung.  Je  nachdem  wird  das 
Steuersystem  zwar  nicht  ganz  verschieden  aulzubauen, 
aber  doch  mehr  oder  weniger  verschieden  auszubauen  sein. 
Im  Folgenden  wird  der  rein  finanzielle  Standpunct  zum  Aus- 
gang, aber  zugleich  wird  aaf  den  socialpolitischen  in  allen 
denjenigen  Fällen  Rücksicht  genommen,  in  welchen  sich  nach  den 
frttheren  ErOrternngen  Uber  die  Entwicklung  der  Steuer,  die  Stener- 
princ(ipien  und  das  Stenersystem  in  der  Praxis  die  „sociale" 
Epoche  bereits  ankündigt  nnd  prmdpiell  naoh  den  Verhaitniaaen 
der  modernen  Gnltorwelt  der  seoialpolitische  Gesichtsponet  wenig- 
stens schon  eine  gewisse  Berücksichtigung  verdient. 

3)  Weiter  rauss  mehrfach  die  Aufgabe  in  der  Staats-  und 
Commuualbesteuerung  unterschieden  werden.  Die  Aufstellung 
des  Steuersystems  erfolgt  hier  für  die  erste,  jedoch  wird  auch  auf 
die  Communalbesteuerung  nebenbei  Rücksicht  genommen  werden. 

Im  Folgenden  handelt  es  sich  dann  um  ein  Resumd  der 
Uanptpnncte  der  vorausgehenden  Untersuchnngen  über  das  Steuer- 
system, wesentlich  zum  Zweck  der  Ueb ersieht  nnd  om  den 
Uebtf gang  in  die  spätere  speeielle  Stenerlehre  an  gewinnen.  Znr 
rorlänfigen  Orienthnng  and  des  nahen  Znsammenhangs  wegen 
schHessen  sich  aber  hier  schon  einige  Bemerkungen  über  einige 
Einzelheiten  in  der  Ausführung  der  Steuern  an.  Für  die  genauere 
^fotivirnng  des  Folgenden  ist  theils  auf  die  vorausgehenden  Ab- 
schnitte, theils  auf  die  speeielle  Steuerlehre  Bezug  zu  nehmen. 
TT.  A.  ist  namentlich  an  die  Begründung  der  Nothwendigkeit,  ver- 
schiedenartige Steuern  zur  Lösung  der  Aufgaben  des  Steuer- 
systems in  diesem  in  verbinden,  specieil  auch  an  die  mehrfach 
gebotene  Verbindung  von  Snbject-  nnd  Objectstenem,  Ein- 
kommen- and  Ertrags  Stenern  in  der  Bestenerang  des  bemft- 
mSssigen  Erwerbs  za  erinnern. 

m.  —  §.  523.  Die  Anfstellnng  des  Systems  selbst 
A.  Die  Orandlage  des  ganzen  Systems  müssen,  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung  und  dem  Steuerrecht  der  meisten  Völker 
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«ntoprechend,  in  erster  Linie  die  Schatsnngea,  namentlich  die 
(gewdfanlieh  direeten)  Stenern  anf  den  berufsmässigen  Er- 
werb bilden.  Denn  dieser  Erwerb  ist  ittr  die  Prodnetion  des 
National-  and  Einseieinkommens  nnd  fttr  die  Vertbeilnng  des 
ersteren  an  die  Einzelnen  doch  immer  am  Meisten  massgebend 
(§.  454).  Neben  diesen  Steuern,  aber  doch  erst  in  zweiter  Linie, 
sind  gewisse  Verkehrs  steuern  auf  den  Erwerb  durch  einzelne 
Kcchtsp^eschäfte  oder  Acte;  dann  im  socialpolitischen  Steuer- 
system aacli  Steuern  auf  den  Spiel-,  den  Gonjuncturen- 
gewinn  nnd  anf  Erwerb  aas  Erbschaft  n.  s.  w.;  endlich 
onter  Umstitnden  noch  Besitsstenern  zn  Terlangeo. 

Alle  diese,  meistens  direot  erhobenen  Stenern  haben  vor  den 
Verbran^sstenern,  neben  manchen  anderen,  zwei  entscheidende 
Vorsfige,  welche  dnreh  ihre  eigenen  Mängel  nnd  durch  dieVox^ 
zOge  der  Verbraachsstenem  nicht  aufgewogen  werden:  sie  ver- 
langen nicht  so  weitgehende  Rücksicht  auf  die  Ueber- 
wälznng,  als  die  anderen  und  sie  treffen  die  wohlhabend eren 
Schichten  der  Bevölkerung  mit  höherem  und  mit  Besitzein- 
kommen sicherer.  Die  Schätzungen,  namentlich  die  direeten 
Stenern  anf  den  berufsmässigen  Erwerb  allgemein  oder  aach  nar 
in  erheblichem  Maasse  durch  Verbrauchsstenem  zn  ersetzen, 
wäre  nicht  nnr  wegen  der  schweren  Mängel  der  letzteren  sehr  be- 
denklich, sondern  anch  ein  nngereehtfertigter  Brach  mit 
der  geschichtlichen  Entwicklung  und  dem  bestehenden  Stenerrecht 
der  meisten  CaltorvOlker.  Dieser  Brach  erschiene  um  so  nnzu- 
lässiger,  wenn  er  etwa  mit  einer  einfachen  Anfhebnng  gewisser 
alter  Steuern  wie  der  Ertrags-,  namentlich  der  Realsteuern  ver- 
bunden würde,  da  hier  in  Folge  des  Zusammenhangs  zwischen 
Steuer  und  Kapitalwerth  ein  Theil  der  besitzenden  Classcn  ein 
anverdientes  Geschenk  aulKosten  des  anderen  Theiis 
nnd  zwar  zum  grossen  Theil  sogar  anf  Kosten  der  nicht  besitzen- 
den, von  Arbeitseinkommen  lebenden  Classen  empfinge^ 

Aber  auch  jede  allgemeine  (im  Unterschied  von  dner  etwa 
deo  nnteren  Classen  allein  zu  gewährenden)  Beschränkung 
der  Erwerbsbesteuerang  mit  Hilfe  einer  an  deren  Stelle  tretenden 
Aasdehnnng  der  Verbranehssteuern  nnd  Jedes  stärkere 
Zurückbleiben  in  der  Entwicklung  Jener  ersten  hinter  derjenigen 
der  zweiten  Kategorie  muss  vermieden  werden:  schon  im 

^  S.  oben  §.  433  a.  Note  11  daselbst;  nam.  die  BeschlSase  des  socpoL  Ver.  ia 
BMBseh  1875,  Ber.  S.  69. 
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rein  finanziellen  Steneraysteiny  weil  dann  die  bestehende  Un- 
gldohheh  der  Belastung  zn  Gunsten  der  besitzenden  md  der 
Glassen  gritoseren  Einkommens  noeh  su  steigen  droht,  Tollends 
im  soeialpolitisehen  Steuersystem.  Fttr  die  Praxis  folgt  daraos, 
dass  eine  Stenerreform  sich  nicht  auf  einC)  wenn  auch  vielleicht 
an  sich  berechtigte  und  zweckmässige,  Ausdehnung  der  Ver- 
brauciissteuern  beschränken,  sondern  zugleich  eine  passende 
Ausdehnung  von  Erwerbssteuern  mit  in  Angriff  nehmen  muss.") 

§.  524.  —  1)  In  der  Besteuerung  des  berufsmässigen  Er- 
werbs ist,  wiederum  der  geschichtlichen  Entwicklung  entsprechend, 
principiell  eine  Snbject-  und  Objectbestenenmgi  die  enie 
Yomemlieh  in  der  Fonn  der  (nominellen)  Einkommensteuer,  die 
letztere  in  deijenigen  eines  Systems  von  Ertragssteuem,  m 
▼erbüiden.  Die  Subject-  und  Einkommensteuer  muss  vorwiegoid, 
aber  nieht  aussoUiesslieh,  die  hauptsftehliehe  directe  Steuer 
des  berufsmässigen  Erwerbs  im  Staats  Steuer-,  die  Object-  und 
Ertragssteuer  umgekehrt  die  ebenfalls  nicht  alleinige,  aber  die 
Haupt  Steuer  dieses  Erwerbs  im  C  o  m  m  u  n  a  1  Steuersystem  sein. 

Für  die  innere  Einrichtung  der  Einkommen-  wie  der 
Ertrags  steuern  muss  der  Zusammen  hang  zwischen  ihnen  und 
mit  den  Übrigen  Steuern,  namentlich  den  VeriLehrs-  nnd  den  Ve^ 
bnucbs-  und  Nutsungssteuem  beachtet  werdra.  Keine  dieser 
Steuern  ist  daher  aUein  aus  sieh  selbst,  sondern  nur  ia  Verbindung 
mit  dem  gansen  Steuersystem  su  entwickeln.  Nttberes  darüber 
gebort  erst  in  die  speoielle  Steuerlehre,  Hier  mflssen  einige  orlea- 
tirende  Bemerkungen  genttgen. 

a)  Die  Staats-Einkommeusteuer  beschränkt  sich  auch  im 
rein  finanziellen  System  aus  stcuertechnischen  Grtlnden 
passend  auf  die  Einkommen  über  einem  gewissen  Minimum, 
dessen  züfermässige  Höhe  nach  Zeit-  und  LandesverhiUtnissen  zu 


")  In  dieser  ünterlassuiig  liegt  ein  wesentlicher  Fehler  der  Stencrrefonnpläne  im 
Dentschen  Reich  in  der  (icgenwart  (1H79\  Dieser  Fehler  häDsrt  zwar  mit  H.-r 
Schoidung  der  Ueichs-  und  lilinzeläU&Utiinanzen  zu&auimen,  aber  wird  dadurch  lucüt 
ge&flgttnd  entsclialdigt.  Es  wJkn  Seche  dee  Beiche  eelbet,  weBigsteni  die  Yerkehrt- 
(Stompel-i  u.  Erl)schaftsbes(oueninp  entsprechend  als  B eich ssache  zu  entwickeln 
neben  der  und  gleichzeitig  mit  der  \  ermehrung  der  Keichs-Vorbrauchssteoem.  Und 
auch  der  Plan  einer  Beichsein kommen-  und  damit  verbunden  einer  Reichs re r- 
in ö gensteuer  könnte  wohl  ins  Auge  gehm/t  weiden.  Die  Kiiirehtaaten  werden  zwar 
ihre  directen  Schätzungen,  ihre  Verkchrsstencm  ti.  a.  m.  wohl  auch  reformiren.  wie 
Baiern  schon  mit  umfa^euden  Plänen  dazu  aufgetreten  ist  (Nor.  1879),  aber  Aas- 
reichendes  und,  was  uch  bei  einem  eiBheitiiehen  WirthachaltageUet  in  Betneht 
kommt,  Gleichmässiges  wird  auf  diese  Weise  nicht  eneidit  YgL  Bfliaen  geeu 
Aalii.  in  d.  Ttth.  Ziachr.  1S79,  S.  94,  103,  109— Iii. 
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bestumnen  ist,  wohl  etwa  so,  dass  der  gewöhnliehe  Arbeitslohn 
und  gewerhUehes  Einkommen  wirkliehen  Kleinbetriebs  (z.  B. 
ohne  oder  nnr  mit  einem  fremden  Gehilfen)  in  Industrie  nnd 
Landwirthsehaft  frei  bleibt  Diese  kleinen  Einkommen  werden 
statt  dessen  dnreh  Verbranehsstenem  belastet,  die  sich  hier  als 
„Lohnsteuern"  steuertechnisch  mehr  empfehlen.  Es  kann  aber 
wohl  auch  mit  der  Befreiang  noch  etwas  höher  binaut  ge- 
gangen werden.'-) 

Der  Steuerfuss  oder  Steuersatz  der  Staats -Einkommen- 
steuer muss  sich  auch  im  rein  finanziellen  System  mit  danach 
richten,  ob  und  welche  Ertrags-,  Verkehrs-  und  Verbranchssteneni 
daneben  bestehen.  Er  mnss  namentlich  an  eh  bier  ein  pro- 
gressiTer  sein,  mn  die  regehnlssige  umgekehrt  progressive 
Belastung  der  Personen  mit  klemem  Einkommen  durch  die  11b- 
lidien  Verbrauohssteuem  aussugleichen  und  so  wenigstens  im 
Ganzen  eine  proportionale  (reelle)  Einkomraenbesteuerung  her- 
znstellen.  Im  socialpoli tischen  Steuersystem,  welches  bei 
unseren  heutigen  Culturvölkem  auch  in  diesem  Punctc  angenommen 
werden  darf,  hat  insbesondere  der  Ersatz  der  fehlenden  directcn 
Einkommensteuer  der  „kleinen  Leute"  nur  in  beschränkterem 
Ilaasse  durch  Verbrauchssteuern  zu  erfolgen  und  der  Steuer- 
fnss  der  Einkommensteuer  ist  für  das  höhere  Einkommen  stärker 
progressir  zu  machen,  um  auch  im  Gänsen  eine  progressiye 
(reelle)  Einkommenbestenernng  su  erhalten;  femer  ist  er  flbr  das 
Besitseinkommen  su  erbshen,  um  dieses  sOiker  als  das  Arbdts- 
einkommen  zu  belasten,  wenn  nicht  etwa  aus  steuerteehniseben 
Gründen  zu  diesem  Zweck  die  Verbindung  einer  Vermögensteuer 
mit  der  Einkommensteuer  vorgezogen  wird. 

Die  Communal- Einkommensteuer  kann  die  kleinen  Ein- 
kommen nicht  unbedingt  bis  zu  derselben  Höbe  ireilassen,  da  hier 


Unter  den  prcassischcn  a.  deutschen  Verhältnissen  mOchte  ich  eine  Befreinng 
troo  directen  Personalsteuern,  wie  die  preuss.  Classciistener  eine  ist,  unbedingt  bis  auf 
lOüO — 1200  Mm  eventuell  bin  auf  c.  1500  M.  befürworten.  Von  Einflujis  würde  m.  E. 
1.  A.  HAa  mlüscn .  «  b  Steneni  vie  die  Salsstooer  bkiben  oder  Terindert  oder  be- 
seitigt werden.  Im  Falle  einer  Befreiung  bis  1200  M.  würden  in  Preussen  c.  4"3  Mill. 
Steuerzahler  befreit,  mit  c.  2] '3  Miil.  M.  Steuer;  bei  der  fiefreiong  bis  1500  iL 
c  4-6  Mill.  Fers,  mit  c.  26'$  Mill.  M.  Steuer,  von  im  Ganzen  c  73  HUL  K.  ClMsen- 
mnd  £ink.st  Mit  der  Befreiung  bis  auf  6000  M.  Einkommen,  wie  nach  Bismarck'- 
•dien  Ideen,  hinauf  zu  gehen,  womit  nach  d.  bisher.  Schätzungen  der  ganze  Rest  der 
OiMcngL  a.  Ton  d.  Einkommenst.  c  12  —  13  MilL  M.  entfielen,  also  im  Ganzen  nur 
«.  18—20  MiU.  M.  Stener  bliebeo.  tot  unter  den  pnosB.  EinIroniMenTerliäHniweii  nicht 
lithlich.  Sind  doch  selbst  in  Gr. -Britannien  bin  m  Knmn  nur  die  Elntomam 
\k  100  PI.  St  oder  2000  M.  einkommenatenerftei. 
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der  Ersatz  durch  \'erbraucbs8teuern  meistens  fehlen  wird  ond  moss. 
Sie  iBt  znlttsBig  als  selbständige  Steuer  der  Commnne  und  ia 
Form  Ton  ZnscbUgen  zur  StaatBeinkommenstener:  Letstres  wohl 
als  Regel,  wenn  der  Staat  einmal  eine  solche  Steuer  besitst.**) 

Die  gerade  in  der  modernen  Volkswirthscbaft  wachsesdeo  i 
Sehwierigkeiten  der  Einkommensteuer  nStbigen  dasn,  um  die  Steuer- 
sätze nicht  gar  zu  hoch  und  mit  diesen  vollends  die  Schwierig- 
keiten nicht  unüberwältigbar  werden  zu  lassen,  mit  durch  die  ver-  , 
schiedenen  anderen  Steuergattungen  den  Bedarf  zu  decken.  Soweit 
aber  mit  Recht  die  Einkommensteuer  lungirt,  rauss  man  im  öftent-  I 
liehen  Interesse  die  sich  bietenden  practischen  Mittel  auch  er- 
greifen, um  die  steaerpflichtigen  Einkommen  möglichst  richtig  fest- 
zustellen. £s  sind  wesoitlich  vier:  Declarationszwang  der 
SteuerpflichtigeDi  gerade  bei  Frdheit  der  kldneien  Einkommen  sii- 
lässig  und  durohflihrbar;  strenge  Gontrol  e  von  StcDcroigaiMi,  1 
mit  weiten  BefhgnlaaeD  der  Einsichtnahme  der  BOcher  u.  s.  w.  und 
strengen  Strafbestimmnngen;  Oeffentlichkeit  der  Steuer- 
listen; endlich  Controle  b ei m  Erb gan g  mit  eventueller  nach- 
träglicher schwerer  Defraudationsstraie.") 

In  Staat  imd  Commune  ist  die  directe  Einkommensteuer  passend 
das  besonders  mobile  Element  im  Haushalt,  indem  der  8teuerias8 
nach  dem  Bedarf  beweglich  gehalten  wird,  wie  in  Eng- 
land. Namentlich  empfiehlt  es  sich,  vorübergehenden  Extra- 
bedarf (inNothlagen  u.  s.  w.)  mit  durch  diese  Steuer  zudeokoo, 
im  sodalpofitischen  System  eventuell  mittelst  Erhöhung  der 
Steuerprogression,  um  gerade  in  solchen  Lagen  dioBesttien- 
den  und  ,|grossen  Leute*'  stärker  Ar  das  Gemdnweseii  hem  zu 
ziehen. ")  , 


''*)  So  nach  d.  preuss.  Comm.st.f^csf^tzcntwrnrfen  nnbedingt.  S.  meine  Coinm.st.frape 
S.  42  u.  S.  5  sab  e.  Wie  Abweichungen  im  Umfang«  so  sollten  aber  Mich  solche  im 
Steil  er  fnsa  Hr  die  Gommnne  erlaubt  sein.  Namentlicli  kmn  die  Conniiiie  ftfteif. 
bes.  bei  nngenlVgender  Ertragsbcstcnerang,  aber  nicht  aUein  in  solchem  Falle,  ohne 
progressif  en  Steiierfass  für  die  höheren  Einkommen  nicht  aaslangen,  wie  denn  die 
Anwendung  desselben  auch  in  der  preuss.  Gommunalstouerpraxis  häohg  ist,  6.  die 
Tabellen  r.  Wegner  in  d.  Ber.  d.  socpol.  Yenaniin].  7.  187T  S.  SS  IC  n.  Kennaan, 
progr.  Eink^st  S.  112  ff. 

")  Näheres  unten  in  §.  552  und  in  d.  spec.  Lehre,  (iaiiz  ungenügend  sind  die 
preuss.  Vorschriften  bei  d.  Classen-  u.  £iuk.steaer,  auch  uoch  in  der  No?eUe  v.  1&73, 
beiaar,  aber  ancli  aodi  nidit  ausreichend  die  k.  sichs.  Voracfaziften  r.  1814  ff.,  die 
Hanbursex     1S66  o.  a.  m. 

S.  aber  England  oben  8.  237  Note  18. 

'^1  Die  richtige  Gonscqiienz  aurh  aus  Heid  a  und  Kevaiann*a  TheoiieeD  tber 

£ialkommeasteaer  und  Steuervertheilung. 
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g.  525.  —  b)  Die  Ertragssteaem  kann  der  Staat  auch 
aeben  einer  directen  Einkommensteaer  und  VerbraacbsBteuer  niebt 
wobl  f^taa  entbebren  wegen  des  internationalen  Personen- 
imd  Kapitalienverkehrs.  Bei  der  Einiiebtong  mnse  zwischen  den 
Sieaem  von  realen  and  persönlichen  Ertiagsqaellen  nnter- 
addeden  werden.  Za  jenen  gehOrt  die  Grand-,  die  Geb&nde-, 
die  Gewerbe-,  die  Leihzinssteuer,  welche  reinen  oder  mit 
Arbeitüci trag  gemischten  Besitzertrag  oder  „Rente''  in  diesem 
Siuue,  zu  diesen  die  directe  Arbeitslohn-  und  die  liberale 
Berufs-  und  Gehaltssteuer,  welche  reinen  Arbeitsertrag 
treffen.  Hier  hat  .  die  Steaereiuricbtang  nun  den  geschichtlichen 
Bestand  za  berücksichtigen.  Die  vier  Stenern  der  ersten  Art 
beeinflassea  nach  etwas  längerem  Bestände  den  Kapitalwerth  des 
ErtragsobjeeCs.  Daraas  folgt  die  Misslichkeit  dner  Aendening  ihres 
Fasses  —  nicht  sn  yerweehsehi  mit  der  statthaften,  ja  noth- 
wendigen  Verttnderong  des  Ertragsanschlags,  nach  dem  he- 
Bteaert  wird  — ,  mithin  zugleich  die  Unzulässigkeit,  sie  etwa 
aufzugeben  oder  herabzubutzen  auch  neben  einer  directeu  Ein- 
kommensteuer.^'*) Anders  liegt  die  Sache  bei  den  Ertragssteuern 
auf  reinen  Arbeitsertrag.  Das  llinstreben  auf  die  Ersetzung 
der  letzteren  durch  die  allgemeine  Einkommensteuer,  dagegen  die 
Beihebaltaog  der  einmal  bestehenden  und  selbst  die  systematische 
fifgänzuDg  der  erstgenannten  Art  realer  Ertragssteaem,  falls  sie 
eme  Lttoke  zeigen,  z.  B.  dnrch  Einfttgang  einer  vielüsch  fehlenden 
besonderen. Leihzinssteaer,  wird  deshalb  anoh  im  rein  finan- 
lidlen  System  richtig  erscheinen.  Im  socialpolitisdien  System 
lisit  sieh  daroh  ^e  Realsteaem  die  hier  yorliegende  Aufgabe  der 
höheren  Besteuerung  des  Bcsitzeinkouuueuä  mit  lösen. 

In  den  Communen,  wo  die  Aufgaben  der  Ertragsbesteuerung 
überhaupt  leichter  zu  erfüllen  sind  und  das  Princip  der  „Besteue- 
rung nach  dem  Interesse"  eine  grössere  Berechtigung  hat 
(§.  423,  424),  kann  auch  deswegen  diese  Besteuerung  eiuen 
grösseren  Platz  einnehmen,  sie  mass  nur  eventaell  dann  den 
Leihzinsertrag  mit  treffen,  and,  wenn  eine  Einkonmienstener  ganz 
fohlt,  anch  den  reinen  Arbeitsertrag  der  vorgenannten  Classen. 


")  So,  woiiM  man  mit  Knies  (Ueld .  Kap.  1).  aber  gfgou  Stein,  das  iu  eine 
Persoa  (iu  Bildung  u.  a.  w.)  iuueiiigestecktc  nicla  uiehi'  al:>  etwas  Selbständiges 

betrachtet. 

S.  d.  Verhandl.  v.  1ST5  (h'S  80c.pol.  Ver.  ük  Eiseoadi  Uber  £ink.8t.,  aach 
Neuuaun'i  TUuseu  daäuibät  b.  tiU. 
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Bei  der  Complication  des  persönlichen  und  des  Kapitalien?eikehn 
zwischen  den  Gommanen  und  dem  Auseinanderfalien  des  peraOn- 
lioheii  Wohnoiti  und  des  Sitzes  der  ErtngsqneUe  empfieÜt  noh 
über  doch  anoh  hier  meistenB  die  Verbindung  von  Einkommen- 
and  Ertragsbesteaernng.  Dabei  kann  namendieb  hier  das 
Princip  passend  Plate  grdfen,  Terscbiedene  Stenern  je  naeb  den 
Verwendungszwecken  des  Steuerertrags  zu  benutzen:  den 
Ertrag  von  Grund-,  Gebäude-,  auch  Gewerbesteuern  und  etwa  auch 
von  Zinssteuern  auf  die  Zinsbeztlge  aus  den  örtlichen  Hypotheken 
für  solche  wesentlich  locale,  Verkehrs-  und  ähnliche 
Zwecke,  welche  dem  Keali  täten  besitz  in  der  Gommane  zu  Gate 
kommen  (§.  424).  Gerade  in  Besng  anf  die  Ertragsbeeteaemog 
kann  die  Gommone  femer  öfters  passend  selbständig  mit  eigenes 
Stenern  Torgeben,  wenn  aneb  das  System  der  Zuscblftge  xn  des 
betreffenden  Staatsstenem  nicbt  anssnsobliessen  ist^*) 

§.  526.-2)  Die  Verkebrsstenern  sind  als  selbständige 
Stenern  anf  die  Staatsbestenerung  zu  beschränken.  Znschl&ge 
zu  einzelnen  (z.  B.  bei  Abgaben  vom  ßesitzwechsel  von  Grond- 
eigenthum)  fUr  Com munal zwecke  brauchen  aber  nicht  unbedingt 
ausgeschlossen  zu  sein.  Die  Verkehrssteuern  haben  namentlich 
mit  raviirgänzang  und  zum  Ersatz  für  die  sonstige  Erwerbs 
bestenemng  diend»;  Ersteres  gegenüber  auch  bemfsmässigem 
Erwerb,  welcher  dnrob  die^  Einkommen-  nnd  Ertragsslenem  niebt 
gentigend  getroffen  wird;  Letstenes  gegenüber  dem  aparten 
Erwerb  dnieb  dnselne  Aoto  oder  Keebt^gescbäfte.  In  beiderlei 
Hinnebt  baben  sie  eine  nicbt  nnwiebtige  Function  besonders  gegen- 
über den  Handels-,  den  Oreditgesobäften^iind  demBesiti- 
Wechsel  von  Eigenthum.  Der  Steuerfuss  muss  sich  in  seiner  ' 
Höhe  aber  nach  der  Höhe  der  anderen  Steuern  richten,  mit  denen 
zusammen  sie  denselben  Erwerb  oder  dieselben  Kigenthunis- 
objecte  treffen.  Als  hauptsächliche  Form  der  Verkehr:^ teuer  ist 
der  Stempel  und  die  unmittelbar  erhobene,  nameiiUicb  au 
öffentliche  Register  sich  anknüpfende  Abgabe  zn  gebrj|obeo 
(§.  467--471,  aneb  §.  298,  320-^24). 

3)  Die  Öfters  besonders  passende  nnd  relativ  leiebte  Beantfug 
der  Verkebrsstener  zur  Bestenemog  von  Gonjnnctnrengewina^n 
ist  anf  das  socialpolitisebe  Stenersystem  zn  beschränken  (f.  4^ 
bis  481).  Dies  System  erscheint  aber  gerade  in  den  Verbältniflsel 


S.  obea  Hoto  4. 
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der  modernen  Volkswirthschaft  berechtigt  und  wird  dies  hier 
immer  mehr.  Erkemit  man  dies  so  mnss  tneh  sonst  dnioh 
gedgnete  Einrichtungen  der  Einkommen-  und  Ertragsbestenerang, 
beim  ErbeBttbergang  and  selbständig  bei  einer  wesentliehen  Ver- 
SnderuDg  der  Bodenbenntznng  der  Conjancturengewinn  besteuert 
werden.  Und  zwar  durch  die  St aatsbesteuernng,  aber  unter 
Zulassung  von  s  e  1  b  s  t  ii  ii  d  i  g  e  ii  bezüglichen  Steuern  oder  vou 
Zuschlägen  zu  »Staatssteueru  auch  in  der  C o mm u ii e  in  gewissen 
Fällen,  so  namentlich  gegenüber  den  Gewinnen  aus  der  steigenden 
Rente  und  dem  steigenden  Werthe  des  in  der  Commune  gelegenen 
Grand-  und  Gebäudeeigenthums,  der  Baustellen  u.  s.  w. 

4}  In  gleicher  Weise  ist  unter  der  hier  vollends  gebotenen 
Annahme  des  socialpolitisehen  Stener-Gesichtspunctes  der  Ver- 
mdigenserwerb  ans  Spiel  und  Erbschaft  durch  entsprechende 
Staats  steuern  an  treffen. 

5)  Von  den  Besitzstenern  (§.  485—489)  erscheint  die  Em- 
richtung  einer  allgemeinen  Vermögenssteuer  geboten  als 
Extrasteuer  zur  Deckung  ausserordentlichen  Bedarfs  oder  der 
Ausfälle  an  anderen  Steuern  in  „Notbzeiten".  Als  regel- 
mässige Steuer  empliehit  sich  eine  partielle  Vermögens- 
steaer  des  gesammten  N u t z  Vermögens  auch  im  rein  finan- 
ziellen Steuersystem  unter  Umständen  als  ein  steuertechnisch 
sweckmässiges  Mittel  neben  der  allgemeinen  directen  Ein- 
kommensteneri  um  die  Angabe  der  letsteren,  die  Nntsongen  des 
Notzyermögens  mit  an  besteuern ,  einfacher  an  lOsen;  dann  am, 
ibnlieh  wie  durch  den  höheren  (progressiven)  Stenerfnss 
der  directen  Einkommensteuer,  die  umgekehrt  progressive  Besteue- 
rang  der  „kleinen  Leute''  durch  die  üblichen  Verbrauchssteuern 
auszugleichen.  Fehlt  eine  ausgebildete  Ertragsbesteuerung  oder 
leidet  sie  an  zu  grossen  i\ningeln,  so  kann  in  Staat  und  Commune 
eine  allgemeine  Vermögenssteuer  (vom  Nutz-  u n d Productiv- 
vermögen)  als  Hilfsmittel  zur  Besteuerung  des  Besitz einkommens 
ebenfalls  im  rein  finanziellen  Steuersystem  mit  sur  Erwägung 
komnieB.  Im  soeialpolitischen  Steuersystem  endlich  kann 
eine sotehe  allgemeine  (nominelle)  Vermögenssteuer  aneh  passend 
1^  aur  höheren  Bestenerung  des  Besitz  einkommens  dienen, 
ihnlich  wie,  aber  stenerteehnisch  wohl  öfters  zweckmässiger  als 
ein  höherer  Steuerfuss  der  Einkommensteuer  speciell  für  das  Besitz- 
eiükommen.  Die  Besitzsteueru  brauchen  sich  nicht  auf  die  Staats - 
besteuerung  zu  beschränken.  Sie  können  auch  in  der  Communai- 
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besteuerimg  zur  ErgUnzuug  der  Aui'gabeu  der  cooimunaleu  Jban- 
kommeiisteaer  VerwendoDg  finden. 

B.  —  §.  527.  Aus  dem  Gebiete  der  GebraucbsbesteiieriiDg 
(§.  490—517)  bilden  die  Verbrauchssteuern  ein  unentbehr- 
liches Glied  eines  modernen  Staats-Steuersystems,  das  sich  an 
die  Erwerb sbesteueruDg  Uberall  ergänzend  anzuschliessen  hat. 
Die  Verbranchsstenern  sollen  daher  die  Aufgabe  lüsen  helfen,  das 
Einzeleinkommen  reell  proportional  —  im  rein  finan- 
xielien  —  und  in  bestimmter  Weise  progressiv  —  im 
soeialpolitischen  Stenersystem  —  zu  bestenem.  Wie  za  diesem 
Zwecke  durch  angemessene  Einrichtung  der  Erwerbsbesteuernng 
allein  auszukommen  wäre,  ist  woU  theoretisch  anzugehen.  Aber 
die  Schwierigkeiten,  nach  solcher  Richtschnur  in  der  Praxis  zu 
verfahren,  sind  notorisch  zu  gross.  Sie  lassen  sich  nur  mit  Hille 
einer  rationellen  Verbrauchs besteuerung  leidlich  Uber- 
winden. In  diesen  Verhältnissen  liegt  die  Berechtigung  dieser 
Besteuerung;  nur  muss  das  fUr  die  Erwerbsbesteuerung  aufzu- 
stellende, aber  durch  sie  allein  nicht  erreichbare  Ziel  immer  auch 
als  Richtschnur  ihr  die  Einrichtung  der  Verbranchssteoem  dienen. 
Die  Schätzungen,  specieil  die  Erwerbssteuem  bilden  also  auch  fUr 
diese  Steuern  die  GrundUge,  auf  welcher  sich  das  rationelle  Ver- 
brauchssteuersystem  aufbaut. 

Die  besondere  Schwierigkeit  liegt  bei  vielen  Verbrancbssteaem 
darin,  dass  sie  das  kleine  Einkommen  umgekehrt  progressiv 
besteuern.  Dadureh  verleteen  sie  das  Prineip  selbst  der  propor- 
tionalen reellen  Einkommenbesteuerung/  um  so  mehr  natOrlich  daa- 
jenige  der  direct  progressi?en.  Die  AbhUfe  bietet  sieh  zunächst  in 
einer  angemessenen  Auswahl  der  steuerpflichtigen  Consumtionen, 
bez.  Artikel,  dann  in  verschiedener  Normirung  der  Höhe  der 
Steuersätze  dafür,  endlich  in  correspondireuden  Mass- 
regelu  im  Gebiete  der  Erwerbs-  und  Besitz besteuerung. 
Diese  drei  Mittel  sind  möglichst  gleichzeitig  neben  einander 
anzuwenden i  das  letzte  wird  um  so  dringender,  je  weniger  die 
anderen  beiden  sich  aus  finanziellen  oder  steuertechnischen  Gründen 
benutzen  lassen  oder  zum  Ziele  führen.  Dieselben  Mittel  sind  auch 
gleichzeitig  zu  dem  Zwecke  anzuwendeui  dass  die  Verbraochssteaem 
in  Verbindung  mit  den  anderen  die  ins  Auge  gefasste  gl  eich - 
mässige,  entweder  proportionale  oder  so  und  so  pro- 
gressive, reelle  Einkommen  besteuerung  herbeiführen. 
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§.  528.  —  1)  Die  Auswahl  der  Cous umtioueu,  bez. 
Artikel. 

a)  Besonders  wünschenswerth  ist  der  Ausschluss  solcher 
Artikel,  welche  wirklich  von  der  Masse  des  Volks  zur  Betriedigung 
der  £xistenzbedUrfnisse  ersten  Grads  gebraucht  werden:  der  „noth- 
wendigsten  Lebensbedürfnisse'^  wie  vor  Allem  Salz, 
Landesbrot  Denn  bier  drobt  am  Meisten  jene  nmgekebrt  pro- 
gressive Besteiierang  nnd  aneb  sonst  eine  zn  sobwere  Belastung. 
Im  rein  finanziellen  Steuersystem  wird  gleiebwobl  niebt 
immer  auf  solche  Artikel  yerzichtet  werden  können,  sowohl  im 
Finanzinteresse,  als  um  die  hier  gebotene  M itbesteuerung  der 
„kleinen  Leute",  bez.  des  Ertrags  der  niederen  Arbeit  zu  erreichen. 
Gerade  eine  solche  Steuer  dient  hier  statt  der  directen  Einkommen- 
steuer, von  der  diese  Classen  aus  steuertechnischen  Gründen  frei 
gelassen  werden.  Alsdann  moss  aber  um  so  mehr  eine  Aus- 
gleichung mittelst  besonderer  Besteuerung  des  höheren 
und  des  Besitzeinkommens  verlangt  werd«i.  Mit  der  Annabme 
des  soeialpolitisoben  Standpunots  in  der  Besteuerung  durch- 
bricbt  man  bier  den  Grundsatz  der  Allgemeinlieit  der  Steuer 
zu  Gunsten  der  unteren  Classen.  Dann  ist  der  principielle 
Ansschluss  von  Verbrauchssteuern  auf  die  nothwendigsteu  Lebeus- 
bedärfnisse  die  richtige  Consequenz  (§.  404,  405). 

b)  Relativ  am  Besten  ist  die  Verbrauchssteuer  auf  Artikel 
eines  „  L  u  x  u  s  -  M  a  s  s  e  n  c  o  n  s  u  m  s    namentlich  auf  gewisse  Luxus- 
Nahrnngs-  und  Reizmittel.  Dieselben  gehören  zwar  heutzutage 
nach  der  Volkssitte  vielfach  schon  zu  den  Mitteln  Itir  die  Befrie- 
digung von  £xi8tenzbedflrfnis86n  zweiten  Grads.   Aber  das  Ein- 
kommen der  Volksclassen  nnd  Einzelner,  welches  Ittr  solche  Con- 
somtionen  verwandt  wird,  kann  aus  finanziellen  Grflnden  nicht 
wohl  mehr  steuerfrei  bleiben,  auch  nicht  im  soeialpolitisoben 
System.   Es  darf  nur  niebt  zu  hoch  (weder  absolut  noch  relativ 
zu  hoch)  besteuert  werden.    Dafür  ial  durch  die  richtige  Aus- 
wahl der  einzelnen  Artikel  und  wieder  durch  die  Höhe  der 
►Steuersätze  und  durch  Erg än zun gss teuer n  zu  sorgen.  So 
empfiehlt  sich  die  Besteuerung  der  Getränke,  Branntwein, 
Wein,  Bier,  der  Colonial-  und  verwandter  Waaren,  des 
Tabaks,  Zuckers*,  Kaffees,  Thees,  der  Gewtlrze,  Süd- 
früchte. Die  Steuern  auf  diese  Artikel  bilden  auch  regelmitosig 
in  den  beutigen  Verbrauchssteuersystemen,  bei  den  EintubrzVllen 
und  inneren  Verbraucbssteuern,  die  bauptsftcblicben,  im  Ertrage 
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ergiebigsten.  HOgUehst  die  Steneriaet  auf  einen  oder  gani 
wenige  Artikel  sa  wilzen,  wie  z.  B.  aaf  Branntwein  und 
Tabak,  ersebeint  trotz  der  dafür  mit  angeflibrten  polizdlieben 

und  „volkspädagogischen"  Gründe  (§.  503  a)  bedenklich  und 
fuhrt  zu  einer  sehr  ungleichen  Vertheilung  der  BesteueruDg. 
Vielmehr  ist  die  Auswahl  einer  grösseren  Anzahl  steuer- 
pflichtiger Artikel  mit  nicht  allzu  hohen  Steuersätzen  an- 
gemessener. Die  Ergänzung  zum  Zweck  der  entsprechenden 
Belastung  der  höheren  Ciaseen  eriölgt  durch  Herbeiziehong  von 
Artikeln,  welche  diese  Classen  vorwiegend  allein  verzehren 
und  dnreh  Belegung  dieser  Artikel  (nnd  Sorten  der  aUgemeinen 
Gonenmartikel)  mit  höheren  Steuersätzen.  Manches  Emzebe 
mnss  sieh  nach  den  eoncreten  Verhältnissen  des  Consnms  in  den 
verschiedenen  Ländern  richten,  z.  B.  der  Steuersatz  von  Kaffee  und 
Thee,  Wein  und  Bier  danach,  ob  der  eine  oder  der  andre  Artikel 
Volk 8 -Genussmittel  ist 

c)  Die  Masse  der  sonstigen  gewöhnlichen  iandwirth- 
sehaftlichen  und  gewerklichen  Erzeugnisse  ist  auch  ans 
steuertechnischen  Gründen  möglichst  steuerfrei  zu 
lassen,  wodureh  die  Complieationen  zwischen  Zolltarif  und  Aeeise- 
tarify  zwischen  städtisoher  nnd  ländlicher  Besteuerung  fortfallen. 
Nicht  minder  ist  die  Besteuerung  von  Artikeln  flir  geist  ige  n.  dgl. 
Bedürfnisse  zu  vermeiden. 

d)  Steuern  auf  Nutzungen  des  Nutz  Vermögens,  W'oh- 
nungs-,  sogen,  directe  Luxus ntenern  u.  dgl.  sind  zwar  priu- 
eipiell  nicht  unrichtig,  wennschon  die  Wohnungssteuer 
bei  ihrer  üblichen,  aber  vermeidlichen,  Einrichtung,  nemlich  wenn 
sie  in  einem  gleichen  Steuerfuss  normirt  ist,  meist  in  scharfem 
Grade  eine  umgekehrt  progressive  ist"*)  Aber  das  Ziel 
einer  Mehrbelastung  der  reicheren  Classen  wird  besser,  weil  gleieh- 
mässiger  auf  andere  Weise,  dnreh  Progression  des  Steuer- 
f^sses  bei  der  direeten  Einkommensteuer  oder  durch  eine  allge- 
meine Vermögenssteuer  oder  durch  eine  partiell  e  Vermögens- 
steuer vom  gesammten  Nutz  vermögen  erreicht  (§.  487,  4i^4). 


S.  daraber  die  lehirdclieii  BeiechAimgeii  tta  Berlin  too  Schwabe  im 

Berl.  Städt.  Jahil.  !  SGS  S.  2ü9  ff.,  cb.  1869  f.  Bruch  S.  2  II'.  Allgemeinere  Behand- 
lung der  statiöt.  Frage  v.  E,  Laspeyres,  in  d.  „roncordia"  1S7I.  S.  10!).  P.r  (Jrund 
der  uwgckchit  progress.  Wirkung  eines  gleichen  Steuerfusscs  der  Wolinungs-  oder 
Mietbsteiier  ttegt  daiin,  den  die  Aiugebe  für  Wohnuug  regelmässig  eine  steigende 
Quote  des  feUenden  EinkemBeDs  «niBaclit 
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§.  529.  —  2)   Die  Hübe  der  Steuersätze. 

a)  Sie  wird  natürlich  im  Allgemeinen  mit  von  der  Höbe 
des  Bedarfs,  Tom  Wobistandy  von  den  Gonsamtionsver- 
biltnissen  abhängen  mtlssen.  Zun  Zweok  der  Bestenenmg 
der  „Lnzus-Hasseneonsnmptibilien"  kann  sieb  aaeb  im 
Finansinteresse  znr  Begünstigung  des  Gonsnms  eine 
m äs 8 ige  Höhe  empfehlen,  eine  Regel,  mit  welcher  aber  in  der 
practischen  Anwendung  massgehalten  werden  muss. 

b)  In  Bezug  auf  die  Festsetzung  der  Höhe  der  Steuersätze  der 
einzelnen  Artikel  ist  zu  beachten,  dass  auch  bei  einer  BcschrUn- 
kung  auf  die  Artikel  des  Luxus  -  Massenconsums  doch  wieder  eine 
umgekehrt  progressive  Belastung  drobt  Daher  müssen  zur  Aus- 
gleiobnng  die  Artikel  des  Gonsoms  der  höheren  Glassen  möglichst 
angemessen  höher  belegt  weiden.  Da  es  sieh  aber  Tielfaeb  hier 
um  den  Gonsnm  desselben  Artikels,  nur  in  verschiedenen 
Qualitäten  oder  Sorten  handelt^  so  ist  noch  wichtiger 

c)  die  Peetsteflnng  yon  Qvalitäts-  oder  Sorten -Stener- 
Sätzen,  z.  B.  bei  Wein,  Tabak,  Kaffee.  Dieselben  sind  leider  bei 
deo  hauptsächlichen  Erbebungsformen,  dem  Zoll,  der  inneren,  vom 
privaten  Prnducenten  ausgelegten  Steuer,  steuertechnisch  zu  schwierig, 
practisch  meist  gar  nicht  anzuwenden.  Dagegen  gestattet  das  Mono- 
pol diese  Anwendung,  —  einer  der  Gründe,  welche  für  diese 
Steaerform  sprechen,  deren  Wahl  natürlich  aber  noch  Ton  vielen 
loderen  Erwägungen  abhängt     (§.  547). 

§.  530.  3)  Ansgleiehnngs-Massregeln  im  Gebiete 
der  Erwerbs-  und  Besitzbestenernng.  Je  weniger  es  gelingt, 
die  Aaswahl  der  steoerpflichtigen  Artikel  nnd  die  H9he  der  Steuer- 
sätze mit  den  vorausgehenden  Forderungen  in  Einklang  zu  bringen, 
desto  nothwendiger  sind  solche  Ausgleichungs-Maissregeln :  in 
der  Praxis  daher  regelmässig  in  grossem  Umfange.  Denn 


**)  Mancherlei  Bemerk,  ii.  VorschUig-c  über  diese  Poncte  in  meinem  Art.  Zölle 
in  Blontachli's  StaatswOrterb.  B.  11.  Unser  bisher,  deutscher  Zolltarif  litt  auch  ia 
MfiMii  Finanstollpositioneii  an  einer  Yemadiiissiguag  der  im  Text  beliAndelten 
tiesichtspnncte,  zam  Tbeil  in  Folge  faL>cher  Auslegung  englischer  Erfahrungen  in 
B^nisr  auf  den  finanziellen  Vortheil  niedriger  Steuersätze.  Die  Zollreform  von  1H79 
tut  hier  einige  zweckmftsüige  Verbe;>äerungeu  durchgeführt  Die  rationell  abgcütultea 
SebntiaOHe  Ton  Fabrikstaii  „iwcb  dem  in  ihnen  enthaltenen  Arbeite-,  daher  Werth« 
qQantum"  entsprechen  den  gestellten  Forderungen  mehr  als  die  Finanzzölle  auf  Wein, 
Tabak  u.  and.  Colonialwaarcu,  wo  ein  Werth  zoll  u.  ein  Sorten-  u.  Qualit&tszoU 
beide  fast  unubenrindliche  Schwierigkeiten  machen.  Im  französ.  Monopol  lasten 
Z.B.  tnf  der  Cigarre  von  4  Pf.  2*57,  aaf  deij.  ron  20  Pf.  12*15  Pt  Steuer,  in 
Procenten  freilich  also  doch  dort  noch  etwas  melur:  64*25  gegen  60*08*/«  (Sc h äff le, 
ucb  der  Eaqaao,  TUb.  Zbchr.  1880  S.  87). 

36* 
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die  Finanzinteressen  und  die  steiieiteclinischeii  Schwierigkeiten 
zwingen  gewijlinlicb,  selbst  beim  besten  Willen,  sich  Uber  jene 
Forderangen  mehr  oder  weniger,  meistens  in  hohem  Maasse  bin- 
w^KQ  setzen.  Dann  muss  aber  wenigstens  die  Folge  anerkannt 
werden:  dass  die  Verbiaachsstenem  sehr  nngleiehmässig  sind, 
besonders  die  unteren  nnd  mittleren  Giassen  nnd  die  Han»- 
halte  mit  grosserer  Personensahl  relativ  ttberlaaten. 
Das  widersprioht  der  proportionalen  Einkommenbestenening,  vollends 
der  progressiven.  Daher  ist^  wie  dies  vorhin  hei  der  £rwerb»- 
besteuerung  schon  zum  Theil  berührt  wurde,  geboten: 

a)  Ein  progressiver  Steuerl  uss  bei  der  directen  Einkommen- 
steuer für  die  mittleren  und  höheren  Einkommen,  um  auch  im 
rein  finanziellen  System  wenigstens  jene  umgekehrte  Pro- 
gression der  Steuer  auszugleichen;  ein  noch  stärker  progres- 
siver Fuss  im  soeialpolitisehen  Steuersystem,  nm  aneh  im 
Ganzen  eine  progressive  Besteuerung  herbeizalUhren. 

h)  Die  Festsetzung  versehiedener  Stenerfttsse  bei  der  direeten 
Emkommenstener  fttr  das  gleiehe  Einkommen  von  Steuerpflichtigen 
nach  der  verschiedenen  Grosse  der  Personenzahl,  ttir  die 
sie  7.VL  sorgen  haben;  daher  vornemlich  Stenerfttsse,  die  mit  der 
Zunahme  der  Familienangebcni^^en  abnehmen,  am 
Höchsten  bei  Einzelnlebendeu,  am  Niedrigsten  bei 
Familienvätern  mit  grosser  Kinderzahl  sind,  —  eventuell 
mit  weiteren  Modificationen  nach  demselben  Gesichtspunct. 

c)  Das  Ziel,  welches  der  progressive  Steuerfuss  itlr  daa  höhere 
Einkommen  verfolgt,  lässt  sich,  soweit  dies  Einkommen  zugleich 
Besitzemkommen  oder Rente''  ist,  auch  durch  die  Verbindung 
einer  allgemeinen  Vermögenssteuer  oder  einer  partiellen  Ver- 
mOgensstener  auf  das  gesammte  NutzvermOgen  erreichen.  Zwischen 
beiden  Wegen  kann  nach  Umständen  gewählt  werden.  Aber  solche 
Vermligenssteuem  reichen  nicht  immer  aus,  weil  eben  auch  das 
höhere  Arbeitseinkommen  (liberale  Berufe,  Beamte!)  zur  Aus- 
gleichung progressiv  zu  besteuern  ist. 

d)  Die  sogen.  Luxusbesteuerung  auf  einzelne  Objecte  dcf^ 
Nutzvermögens  und  auf  gewisse  persönliche  Genüsse  ist  zwar 
prinei])iell  ebenfalls  als  ein  Mittel  zu  einer  soleben  Ausgleichung 
zu  betrachten.  Aber  sie  genügt  bei  der  ganz  ungleicbmiUsigen 
Verbreitung  solcher  Ctonttsse  und  Luxnsconsumtionen  praetisch  dazu 
nicht  Jedenfalls  verdienen  die  anderen  genannten  Wege 
den  Vorzug. 
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§.  531 .  Wic  htige  s  t  c  u  c  r  t  e  c  h  n  i  s  c  Ii  c  und  v  o  1  k  s  w  i  r  1  Ii  - 
8 c  h  a  l't  1  i  c  h  e  Gründe  sprechen  dafür,  selbständige  Verbrauchs- 
steuern wenigstens  in  der  Regel  nur  im  8 1  a  a  1 8  Steuersystem  zu- 
zulassen, die  Communen  aber  mitunter  durch  Zuschläge  za 
betbeiligen.  Die  geschichtliche  Entwicklung  hat  auch  vielfach  zur 
Bcwitigoog  besonderer  iocaler  (stiUltischer)  Verbraacbsstenern 
geführt  Der  WiedereinfBhrang  städtischer  Octrois  oder  Thorstenem 
stemmen  sich  wichtige  und  berechtigte  Interessen  des  Verkehrs 
gewöhnlich  entgegen,  obgleich  solche  Abgaben  einem  Hanpteinwand 
gegen  die  Verbrancbssteuern  nicht  so  sehr  wie  die  betreffenden 
Staatssteuern  unterliegen :  sie  werden  bei  voller  Freizügigkeit 
der  unteren  arbeitenden  Classen  nicht  so  leicht  auf  dem  städtischen 
Arbeiter  sitzen  bleiben,  sondern  hier  wirklich  eher  durch  Ueber- 
wälzung  und  Lohnerhöhung  auf  Andere  geschoben  werden.^') 

Dies  sind  die  Ergebnisse,  zu  welchen  eine  eingehende  Unter- 
soehnng  der  Fragen  in  Bezog  anf  die  Bildung  eines  theoretisch  rich- 
tigen und  practisch  hranchbaren  Stener^stems  fttr  ansere  modernen 
Caltanrölker  (tlhrt.  Hier  handelte  es  sich  nnr  nm  die  Feststellnng 
derGrnndzttge  eines  solchen  Systems.  Die  weitere  Ansftthmng 
gebort  in  die  zweite  Abtheilung  dieses  Kapitels,  in  die  specielle 
Stenerlehre.  Dort  werden  die  Steuergattungen  und  einzelnen  Stenern, 
im  Ganzen  in  der  Reihenfolge,  wie  wir  sie  hier  systematisch  vor- 
geführt haben,  mit  einer  oder  der  anderen,  durch  Zweckniässigkeits- 
rllcksichten  gebotenen  Umänderung,  behandelt  werden.  Auch  die 
genauere  Bezugnahme  auf  die  positive  Steuergesetzgebung 
wird,  soweit  sie  Überhaupt  in  diesem  Werke  wUnschenswertb  und 
möglich  ist,  erst  dort  erfolgen.  Sie  hätte  hier  im  allgemeinen 
Tbeii  den  Gang  der  principiellen  ErOrtemng  zn  oft  nnterbroohen 
and  mehr  verwirrt  als  geklftrt 


")  üeber  d.  Frage  d.  Verbrauchst,  in  d.  ('ommuuen  a.  d.  10  Gutachten  d.  Vcr. 
L  SocpoL  Hb.  Comm.steuern ;  mein  Kofer.  (ich  habe  mioh  daiin  S.  5,  41  nicht 
unbedingt  gegen  alt  bestehen  de  stiidt.  Octrois,  aber  gegen  neu  einzuführende 
erklärt)  d.  Debatte  in  d.  Berl.  Verb.  v.  Ib77,  wo  u.  A.  Nasse  gegen  solche 
Stantn  sprach. 
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Die  aHsenelMB  Qmndsfttae  der  StenerverwalUnig» 

Die  Theorie  hat  bisher  anch  in  «icr  reichen  deutschen  tinanzwissens«  haftlichen 
Litentor  die  Fiagea  der  Steaerrerwaltung  sehr  anzureichead  uod  kQiaiuerlich  be- 
handelt Die  neueste  Theorie  itt  dtttlber  vielfach  ranz  Unireg  gegangen.  Was  aa 
einschlagenden  Erörterungen  in  der  Allgemeinen  Steoerlehre  vorkommt,  ist  meist 
nicht  viel  mehr  als  die  Aufstellnng  einer  Kcihe  einfacher  Zweckmüssigkeitsresreln, 
etwa  im  Aoächluää  au  A.  Smith  s  beliaunte  Steaerregela.  Uebor  die  wichtigeren 
Poncte  wird  meistens  ganz  geschwiegen  oder  dieselben  werden  mit  einigen  we^  in 
die  Sache  eindringenden  Benierknnpen  erledigt.  In  der  speciellen  Steuerlehre  ■wird 
dann  wohl  bei  jeder  einzelnen  Steuergattung  und  besonderen  Steuer  etwas  näher  auf 
die  bezüglichen  Verhältnisse  der  Steuerverwaltang  eingegangen.  Aber  das  genügt 
nicht,  namentlich  eriangt  man  auf  diese  Weise  keine  ondentliche  Ucbersicht  Uber  die 
Aufgaben  der  Steuerverwaltung  und  tlhi  rsicht  vor  der  Unmasse  des  Details  bald  ganz, 
dasä  CS  sich  eben  doch  immer  um  dieselben  Probleme  nur  in  einer  durch  die  Natur 
jeder  Steuer  modificirten  Qeetalt  handelt  In  der  altg emeineii  Steneriahre  mttnen 
und  Uer  allmn  können  diese  Probleme  unter  einem  einheitlichen  Gesichtsponct 
zasammengcfasst  und  nach  der  Methode  der  Vergleichung  erörtert  werden.  Da- 
durch gewinnt  man  erst  den  richtigen  Standpunct  der  steuertechnischen  Kritik 
zu  den  einzelnen  Steoeraiten  n.  Stenern.  Diese  Kritik  hat  sich  an  die  feraufebttde 
principielle  Kritik  anzusrhliessen  und  bringt  erst  die  Tleiirtheilong  der  vorsohiedenen 
Steuern  zum  Abschluss.  Kin  Alischnitt  wie  der  fol^T'-iide  llauptahsrhnitt  j:L'h<'>rt  dab-.T 
nothwendig  noch  in  die  allgemeine  Steuerlehre  und  uiusä  der  Behandlung  der 
Stenerverwaltungs fragen  in  der  speciellen  Steoerlehre  vorangehen.  In  dieser 
-  letzteren  sind  dann  nur  die  einzelnen  betreffenden  Pnncte  bei  jeder  Steuer  genaner 
auszufahren. 

Die  DOrftigkeit  der  finanzwissenschafdichen  Behandlang  der  Stenenrerwaltung 
erklärt  lieh  indessen  sehr  einfach.    Man  hat  es  hier  mit  dengenigen  Gebiete  der 

Bestenerong  zu  thun.  welches  als  das  eigentlich  prac tische  erscheint.  Das  Detail 
der  Bestimmungen  ist  hier  geradezu  überwältigend  in  jedem  etwas  complicirtereu 
Stenersyeten.  Schtm  d«n  Prictiker  ist  es  kavm  möglich,  es  ganz  zn  nmfaiwen.  Er 
wird  meistens  auch  nur  Specialisl  in  einem  oder  einigen  Zweigen  sein.  FOr  den 
Theoretiker  ist  es  noch  schwieriger,  sich  ein«'  niu-h  nur  einigenna:<sen  volhständiiw 
Kenntniss  des  Materials  zu  verschalten  und  gar  erst,  die  einzelnen  Einrichtungen  saoh* 
gemäss  zn  kritisiren.  Mir  selbst  sind  diese  Schwierigkeiten  kaum  bei  einem  Gegen- 
stände der  FinanzwisscnsclKift  so  deutlich  geworden,  ab  bei  diesem.  Manches  in 
folgenden  Hauptabschnitt  möchte  daher  nur  als  ein  Versuch  gelten,  für  den  mitunter 
die  eirteik  Vorarbeiten  in  der  allgemeinen  Stenerliteratnr  noch  fehlten.  Weder  der 
reise  Practiker  noch  der  reine  Theoretiker  wird  dieses  wichtige  und  schwierige  Thema 
in  ganz  genügender  Weise  behandeln.  Dem  ersten  fehlt  meistens  FShi^keit  uud  Lust 
zur  Zurückführung  der  einzelnen  Einrichtungen  uud  Bestimmungen  auf  ailgemeinere 
Schemata  und  zn  der  hier  wie  in  jeder  wissenecliaftliohen  Arbeit  nothwendigeB 
'icneralisirnng.  Der  reine  Theoretiker  wird  ningekehrt  vollends  gerade  hi- r  zu 
leicht  generalisirea  und  wegen  ungentlgonder  Behorm»iing  des  Details  Fehler  b^ehea. 
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\\tt  geeignut&to  Boarbeitcr  dieses  (iebiets  ist  der  theoretisch,  namentlich  national- 
Hkonomisch,  jariatiBeh,  mehrbch  «neh  natunriasenschaftiich- technisch  (innere  Ver-. 

bnachsteaeni !)  durchgebildete,  aber  berufsmässig  von  unten  anf  mit  der  sieuertech- 
Dischen  Praxis  vertraute,  schlicsslirli  zu  IioIkmi  Verviraltungsiimteni  im  Finnnzdepartement 
gelange  Practiker:  der  „wi:>scuschal'tlich  durchgebildete  ^niiioume  i'iuauzminidter". 
Die  besten  Einielarbelten  über  die  hetrelTenden  VerhUtnisse  einzelner  Linder  rObren 
anch  von  solchen  Mannen»  her,  nur  dass  denselben  vielfach  wieder  jene  wisscn-rhuft- 
Kche  Vorbedingung  fehlt.  Aber  die  Schriften  der  Suliy,  Necker,  d'Audilfret, 
der  r.  Malchus,  J.  G.  Hoffuiann,  Leh/en,  Kegenauer,  v.  llocik  enthalten 
venigsteos  riele  einzelne  Fingerzeige.  Das  Beste,  namentlich  anch  bereits  in  einer 
Art  principiellcr  Beli.indliing:  <l<  r  stiMierteclmisi  hcii  Verwaltiiii^fratren ,  hat  wohl 
f.  Hock  in  seinen  Werken  Uber  die  Finanzen  Nordainericas  und  bes.  Frankreichs  ge- 
leistet  Ihm  ferdanken  wir  nncb  eine  zusammenfassende  Behandlung  dieser  Fragen  in  der 
Weise,  wie  sie  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  zu  verlangen  ist.  iieuilirh  in  s.  „OffentL 
Abtraben  un«l  Schulden".  Di»;  betreif.  Abschnitte  dieser  Schrift  über  die  v-rwaUungs- 
technischen  Verhältnisse  der  einzelnen  Steuern  sind  ganz  vorzüglich  und  lur  die 
folgenden  Abscbnitte  mehifSMh  benutzt  worden.  Anf  dem  Wege,  den  Hock  hier 
anbahnt,  muss  ni.  K.  fortgeschritten  werdoi.  Leider  hat  er  anf  diesem  Gebiete  aonb 
kaam  einen  Nachfois^i'r. 

Von  der  Grösse  der  Schwierigikeiten  der  Steuervcrwaltnng  erhält  man  durch  die 
Cootrorersen  aber  die  zweck  massigste  Methode  der  Besteuerung  einzelner  Verbnnch- 
^uerobjecte,  z.  B.  des  Weins,  des  Zuckers,  des  Tabaks  am  Leichtsten  einen  Begriff. 
Ich  verweise  z.  R.  auf  v.  K a ii  i'iiia n  ii 's  Si  lirift  über  die  Ztickerbestoiit'niii£r.  welche 
in  musterhafter  Klarheit  die  verschiedenen  Beateuerungsmethodeu  darstellt  und  beur- 
(heiU;  dann  nnmentlicb  anf  die  6blndige  deutsche  Tabakenqnftte  (s.  diegntdas 
Wesentlichste  zusammenfassende  BeariMitOng  TOn  Schaffte  in  '^  Artikeln  d.  Tüb. 
Ztschr.  1979  u.  IS^Ü),  durch  welche  man  einen  guten  ?]inhli  k  in  die  Summe  und 
^ttust/i.  der  Steuerverwaltungs -Aufgaben  auf  einem  einzigen  solchen  (iebiete  bekommt 
For  eine  spitere  allgemeine  SteoOTrenndtDn|^ehre,  an  deren  Aus-  und  Dareh- 
bUdnng  viele  Kräfte  Fenint  arbeiten  müssen,  liefern  soldie  Specialschiiften  rortreiF- 
Bebe  Vorarbeiten. 

Der  Gegenstand  hängt  anderseits  mit  der  gesanunten  düentlichen  Vorwaltung 
»ammen,  riele  allgemeine  ferwnltnngsteclinisoben  n.  rerwnltnngsrechäicben  Fragen 

kehren  in  der  Stenerrerwaltung  wieder.    Hier  bat  von  den  Finanztheoretikern  bes. 

Stein,  seinem  ganzen  Standpunctc  u.  seinen  speciellen  Studien  gemibs,  die  verwal- 
tougsrechtliche  Seite  stärker  hervortreten  lassen.  Diu  Finanzwisseiischali  geht  dabei 
nar  hier,  wie  mebrfrcb  im  Stein'schen  Werke,  etwas  zn  sehr  im  Finnn&racbf  anf. 
Und  doeb  sind  auch  in  diesem  (ichicte  die  Aufgaben  versrhieilen.  Die  Finanzwissen- 
schaft  hat  auch  die  Fragen  der  Steilen erwaltung  mehr  vom  technischen  als  vom 
rechtlichen  Standpunctc  aus  zu  behandeln  u.  vor  Allem  nach  der  höchsten  ökonomisch- 
leehnischen  Zweckmässigkeit,  die  anter  gegebenen  Verhältnissrai  erreichbar  er- 
scheint, zu  forschen.  Stein's  Behandlung  weicht  daher  wieder  v^n  der  meinigen 
nicht  nur  in  der  AuslOhrung,  sondern  schon  in  der  Stellung  der  Aufgabe  ab.  Hier 
wie  immer  ist  femer  wieder  riel  ganz  Snbjectires  bei  Stein  zn  finden.  Dam»  oUlrt 
es  sich  wohl,  wenn  er  in  der  4«  Aufl.  I,  521  sagt:  „Wir  haben  unsere  eigene  frtdiere 
Behandlung  der  Steuerverwaltnngslehre  in  unseren  bisherigen  Aiifla;z;en  fast  gänzlich 
verworfen.  Sie  war  fast  in  jeder  Beziehung  ungenügend/'  Filr  die  verwaltungsrecht- 
Kcbe  Seite  bieten  aber  immerhin  Stein's  Ansnhrungen  I,  500  ff.  („das  rernasongs- 
mässigc  Recht  des  Stcuerwesens"),  YorzOgliches  u.  für  die  verwaltungstechnische  Seite 
sind  die  Erörterungen  I.  tf.  (Uber  Steuersubject,  Steuerobject  u,  Besteuerung),  dann 
manches  £inzelne  im  2.  Bande  doch  im  Ganzen  das  Wichtigste,  was  in  der  systemat. 
nnnnz-  n.  Steaerlehre  Aber  Stenerrerwaltang  zn  finden  ist  Meine  Abweidiimgen 
von  Stein  anch  auf  diesem  Gebiete  ergeben  sich  aus  dem  Text 

Die  Frtlhercn  erörtern  noch  am  Meisten  einige  Puncte  aus  d«  r  Lehre  von  der 
Steuererhebung,  mit  Unterscheidung  der  directen  und  indirccten  Steuern,  und,  der 
Tradldott  am  Amng  des  Jabrbnnderts  gemiss,  eingehender  ab  et  beute  fttr  ans 
nOthig  erscheint  die  Frage  der  Wahl  zwischen  eigener  Verwaltung  und  Stcuerpacht 
Die  etwaige  Uebcrtragnng  der  Steuererhebung  wenigstens  für  gewisse  directe  Staats- 
Stenern  auf  die  SelbstyerwaltUDgsköiper  tritt  erst  neuerdings  mehr  in  den  Vordergiuud 
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d«r  Betnchtung.    Spedell  m  nennen  ilnd  r.  Jacob,  Pin.  H,  §.  1197  ff.  (S.  1119>, 

r,  Malchus,  Fin.  I,  §.  76 — 79.    Fttr  vieles  Einzelne  Hoffmann's  L.  v.  <i.  Steuern. 

Kau  behandelt  das  Gebiet  in  d.  allgcm.  Lohre  sehr  kurz  im  Abschn.  v.  d.  Aos- 
fuhrong  d.  Steuern,  I.  §.  281—290,  s.  u.  Note  3  zu  §.  538.  Alles  Weitere  bringt 
ef  in  3.  B.  in  d.  spec  Lehre.  Aseli  ta  d.  fr«mden  Litefstar  fehlt  die  allgemeine 
Steuenerwaltungslehr»'.  Viel  Treffliches  bei  eleu  Erörteruiii,n  n  über  die  einzelnen 
Steuern  in  Leroy-Bcauiieo.  Auch  in  den  eiuächiageaden  Artikeln  des  dicL  de 
l'administr.  franc.  v.  ßlück. 

D«  YenmUnngSTecht  der  Besteuerung  findet  in  den  Werken  Ober  positires 
Verfassongs-  u.  Vcrwaltunj^^recht  der  einzelnen  Staaten  eine  mehr  oder  veniger  ein- 
gehende» zum  Theii  auch  fUr  die  finanzwissenachaftliche  Behandlung  der  Steuer- 
femltongrielife  bMchtensireiUie  Darlegung.  Gneiat  fdv  England,  r.  Rftnne  ffkr 
PreiMMn,  Pözl  für  Baiem  seien  bes.  hemigehoben. 

Die  spcoiellen  Einrichtungen  der  einzelnen  L&ndei  sind  rsgelmissig  in  der 
Literatur  über  ddn  Finanzveseu  derselben  geschildert. 

Auch  im  Folgenden  wird,  wie  in  der  ganien  aUgem^en  Steoeriehre  in  diesem 
Bande,  auf  das  Detail  der  Einrichtungen  und  Be6tiuiimi[iij;<  ii  einzelner  Länder  nicht 
eingegangen.  Soweit  das  überhaupt  in  einem  Werive  über  Fi nan/ Wissenschaft  möirlich 
ist,  «rird  auch  darüber  erst  die  :$pecicllc  Steuerluhre  MateruUien  zusammcnstuilcn. 
Hier  an  dieser  Stelle  Icomnt  es  gerade  darauf  an.  in  dem  Detail  und  in  den  Ver- 
schirdenheitcn  der  ein/clnen  Länder  das  Allgemeine  aufzufinden,  dies  darzustellen 
und  der  kritischen  Beurlheilung  auf  seine  ZweckentänrechendheU  zu  unterziehen. 
Aber  zn  nbeisehen  ist  nicht,  dass  das  „Allgemeine"  sich  gerade  anch  in  der  Steuer- 
rervaltnng  nach  Zeit  und  Ort  modificiren  mam.  Absolute  Satze  für  einzelne  Pnncte 
laaien  sich  daher  nicht  immer  auf>tcllen,  sondern  dt'in  Princip  der  historischen  und 
OltUchen  Kclativität  ist  gebührend  BUcksicht  zu  gewaiiren.  Namentlich  beding;t  auch 
der  Zosammenbang  der  Stenerrerwaltong  mit  der  allgemeinen  Staats  •  nnd  Selbst- 
rerwaltung  wieder  manche  Abweichungen  in  den  Einrichtungen  der  einzelnen  Linder. 
Das  Alles  kann  al»er  nicht  hindern,  allgemeine  Grundzüge  und  Grundsätze  d«  r  Steuer- 
verwaltuug  zu  ermitteln  zu  suchen,  so  wenig  als  eine  ^aligcmeine"  wissenschatUiche 
Theorie  der  Bestenemng  durch  die  nnvenneidlichen  Abweichungen  des  poaltifen 
Stenerrechti  der  feisdiiedenen  Staaten  unmöglich  gemacht  wiid. 


1.  Absehnitt 

Die  obersten  Priucipien  der  Steuerverwaltung. 

I.  —  §.  532.  AbhängigkeitsverhältnUse  derSteoer- 
▼erwaltung. 

Die  Stenerverwaltaiig  steht  mit  zwderlei  VerfaftltDissen  in 
Zosammenbaog  und  in  Abhängigkeit:  mit  der  Besteoernng, 
ihrem  Recht  nnd  ihrer  Gestaltung  einer-,  mit  dem  Öffentlichen 
Recht  des  Staats  nnd  der  Selbstverwaltnngskörper  nnd 

dem  Organismus  der  ganzen  öf teutlichen  Verwaltung 
andrerseits.  In  ersterer  Hinsicht  äussert  namentlich  die  Art  der 
Besteuenmg  oder  die  „Steuertechnik",  in  zweiter  Hinsicht  die 
ganze  Einrichtung  des  Staats  und  seiner  Verwaltung  (und  analog 
diejenige  der  Communalverwaltung)  einen  wesentlichen  Einfluss 
auf  die  Stenerverwaltnng.  Die  letztere  kann  sieb  nicht  wohl  gans 
anders  als  die  allgemeine  Verwaltung  entwiokeln  und  gestalten» 
zu  welcher  sie  als  Glied  ja  selbst  gehört.  Die  Stenertechnik  stellt 


Digilized  by  Google 

I 


AbhingffkdlBwIiJUtBisfle  der  Stenerrenraltiuiff.  569 


aber  dann  bestimmte  Anfordeningen  an  die  Stenenrerwaltang,  von 
deren  Erfüllung  mitanter  die  Anafllhrbarkeit,  regelmässig  die 
Leistungsfähigkeit  oder  Gttte  einer  Stenerart  und  einer  Einriohtang 
einer  Steuer  bedingt  ist.  Ob  die  Steuerverwaltung  diesen  Anforde- 
rungen nachkommen  kann,  das  hängt  dann  eben  vielfach  wieder 
von  der  ganzen  Entwicklung  nnd  Gestaltung  des  Staatslebens  und 
der  allgemeinen  Staatsverwaltung  ab.  Bieten  sich  hier  zu  grosse 
Schwierigkeiten,  fehlt  z.  B.  Uberhaupt  noch,  wie  im  unentwickelten 
Staat  (Mittelalter  und  Uebergangszeit),  der  ganze  staatliche  Be- 
hörden- und  Beamtenapparaty  an  den  sieh  ein  Steaerbehördenwesen 
angUedem  mtlsste,  oder  verlangt  eine  Steuer  dnen  besonders  sa- 
verlftssigen,  onbesteoblieben  Beamtenstand  für  ihre  Veranlagong 
nnd  Erhebnngy  weleher  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  nieht 
zu  besehalfen  ist,  so  kann  dadurch  eine  Bteuerart  oder  eine  Ver^ 
anlagungs-  und  Erhebungsart  einer  Steuer  unmöglich  wciileu  oder 
80  grosse  Mängel  zeigen,  dass  es  räthlicher  ist,  darauf  zu  ver- 
zichten. Insofern  besteht  auch  hier,  wie  gewöhnlich  in  solchen 
Dingen,  ein  Verhäitniss  der  Wechselwirkung:  die  Besteuerung 
and  ihre  Entwicklung  beeinflnsst  die  Steuerverwaltung  und  wird 
omgekebrt  von  dieser  und  von  dem  Stand  der  allgemeinen  Yer- 
waltnng  beeinflnsst. 

So  handgreiflich  dies  ist  nnd  so  sehr  die  Steuergesohichte  und 
die  Veigleichung  des  Steuerwesens  in  Ländern  mit  yerschiedener 
Steatsentwioklung  und  Verwaltungsorganisation  es  belegt,  so  wird 
dies  doch  oftmals  übersehen,  bei  der  Beurtheilung  des  Steuer- 
wesens verschiedener  Länder  und  Zeiten  und  bei  steuerpolitischen 
Erörterungen  und  Vorschlägen  in  Bezug  auf  Reformen,  auf  die 
EinfÜhrang  anders  wo  bestehender  Steuern  und  Steuereinrichtungen 
0.  dgL  m.  Auch  hier  sind  Theoretiker  und  Practiker  leicht  ge- 
neigt, absolute  statt  relativer  Urtheiie  Uber  direete  und  indirecte 
Bflirtenemng,  diese  als  Erhebungsarten  betrachtet,  Uber  Monopoli- 
Binnig  als  Steuerform  bei  Verbrauchsteuern,  ttber  Selbstschätzung 
ud  amtliche  Einschätzung  bei  Einkommen-  und  Vermögenssteuern, 
Uber  eigene  Staatsverwaltung,  Verwaltung  durch  die  Selbstverwal- 
tmigskörper  (Gemeinden)  oder  Steuerpacht  und  in  vielen  ähnlichen 
Speciallragen  der  Steuerverwaltung  zu  fällen  und  danach  positive 
Forderungen  an  das  Steuerwesen  zu  stellen.  Die  Wahl  solcher 
Verwaltungsarten  und  Einrichtungen  ist  aber  keine  so 
unbedingt  freie,  wie  bei  solchen  Urtheilen  und  Vorschlägen  an- 
genommen werden  mnss.   Vieles  ist  hier  nicht  beliebig  mechanisch 
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zu  machen,  nicht  einfach  von  anderen  Zeiten  und  Orten  zu  über- 
tragen, sondern  hängt  von  den  geschichtlich  gegebenen 
Verhältnissen  des  ganzen  Volks-  nnd  Staatslebens 
ab.  Wie  sieh  die  Bestenemng  in  ihren  Arten  nnr  mit  diesen 
Verhaitnissoii  namentlich  mit  der  Entwicklung  der  Volkswirtbsehaft 
verändert  nnd  yerändem  kann,  so  auch  in  yielen  Pnneten  die 
Steveiverwaltnng.  Auch  letztere  zeigt  historische  Entwick- 
lungsphasen,  die  sich  nicht  durch  ein  eintaches  Machtgebot 
der  Theorie  und  nicht  einmal  dureh  den  Willen  der  Staatsgewalt 
überspringen  oder  vorweg  nehmen,  sondern  höchstens  allmählich 
durch  rationelles  Vorgehen  um-  und  weiterbilden  lassen. 

Auch  die  deutsche  Fmanz Wissenschaft  hat  in  Urtheilen  und 
Vorschlägen  über  Stenerverwaltungsverbältnisse  gewöhnlich  viel 
zu  sehr  dem  „Absolutismus^^  der  Losungen  gehuldigt  Nament- 
lich shid  Einrichtungen  der  Verwaltung,  z.  B.  Steuerpacht  statt 
der  Eigenverwaltnng  (R6gie),  oft  nur  abstract  rationalistisch  beur- 
theilty  nicht  eoncret  historisch  in  den  Veriiältuissen,  in  denen  sie 
sich  bildeten  und  bestanden,  aufgefasst  und  begriflFen  und  in  diesem 
Zusammenhang  kritisirt  worden.  Auch  dabei  brauchen  die 
etwaigen  Mängel  der  Einrichtung  nicht  verkannt  zu  werden,  aber 
sie  lassen  sich  nur  so  richtig  wUrdigen  und  erklären.  Nur  zu 
einem  unbedingten  Verdict  wird  man  auf  diese  Weise  nicht  so 
leicht  gelangen.  Was  ntttzt  es  z.  B.  über  die  antike  Steuerpacht 
den  Stab  zu  brechen,  wenn  man  sofort  zugestehen  muss,  dass  in 
gewissen  Perioden  des  Staatslebens,  welche  die  griechischen  Staaten 
kaum,  Rom  wenigstens  grossenth^  erst  nach  der  republieanischen 
Zeit  in  ihrer  Entwicklung  Überschritten  haben,  der  Hangel  in  der 
allgemeinen  Verwaltnngsorganisation,  selbst  wieder  die  Folge  unent- 
wickelteren Staatslebens,  eben  kaum  einen  anderen  Ausweg  Hess, 
als  das  System  der  Steuerpacht ?  Oder  wie  kann  man  auch  richtig 
über  die  Stenerjiacht  in  den  Zeiten  der  Uebergangsperiode  aus 
dem  mittelalterlich -ständischen  zum  modernen  Staat  urtheilen,  indem 
man  vom  Gesichtspuncte  des  heutigen  Staats  mit  seiner  hoch  und 
trefflich  entwickelten  Verwaltungsorganisation,  seinem  ausgebildetes 
und  im  Ganzen  zuverlässigen  Beamtenthnm  ans  Steuerpacht  und 
Rögie  vergleichend  kritisirt,  während  eben  m  jener  Zeit  diese 
Einriehtungen  theils  noch  firiilten,  theils  erst  in  der  Entwicklung 
begriffsn  und  oft  noch  sehr  mangelhaft  waren?  Hi«r  bat  die 
historische  Schnle  der  Nationalökonomie  ganz  recht,  vor  abstractcffl 
Lrtheil  für  oder  wider  zu  warnen. 
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II.  ^  §.  533.  Die  drei  obersten  Principien  der  Steaer- 
yerwaltvng.  ^) 

Eben  wegen  dieser  durch  die  gesammte  Entwicklung  der  öffent- 
lichen ZuHtände  historisch  und  örtlich  bedingten  Gestaltung  der 
Steuerverwaltung  haben  auch  die  früher  angel'tihrten  „obersten 
Principien"  dieser  Verwaltung,  der  Grundsatz  der  Bestimmtheit, 
der  Beqaemlichkeit  und  des  Strebens  nach  möglichst 
geringen  Erhebnngskosten  (§.  365|516)  doch  nur  eine  geringe 
eelbetlndige  wissenscbaftUche  nnd  pnetische  Bedentnng  (§.  437). 
Diese  Principien  sind  ja  an  nnd  fttr  sieb  ganz  riobtig,  in  Wabrlieit 
Axiome,  die  keiner  weiteren  Begründung  bedürfen.  Sie  konnten 
da,  wo  die  Entwicklung  der  Staats-  oder  GemeindcTerliftitnisse 
überhaupt  schon  einmal  zu  Steuern  geführt  hat,  niemals  ganz  ausser 
Acht  bleiben  und  sollen  natürlich  immer  möglichst  für  die  Ein- 
richtung und  Ausführung  der  Besteuerung  mit  die  Richtschnur  ab- 
geben. Aber  das  Maass,  in  welchem  sie  befolgt  werden  und 
werden  können,  hängt  weit  mehr  von  den  gegebenen  Ver- 
hältnissen des  Volks-,  des  Wirthscbafts-  nnd  des  Staats- 
lebens nnd  von  der  bierdnrob  wieder  so  massgebend  mit  be- 
stimmten Wabl  der  Stenerarten  nnd  Gestaltung  des  ganzen 
Stenersystemsab,  als  von  bestimmten,  fteinacb  dem  Zielpnncte 
jener  Principien  zn  treffenden  Einricbtnngen  der  Steneryerwaltnng. 
Das  baben  die  NationalOkonomen  nnd  Finanzminner,  welebe  diese 
rriucipien  in  Ad.  Smith'  Formulirung  als  eine  g:ro8se  wissenschaft- 
liche Errungenschaft  bis  heutigen  Tages  preisen,  viel  zu  wenig 
beachtet.  Sie  würden  sonst  aus  solchen  einfachen  Sätzen  nicht 
80  viel  Wesens  gemacht  haben.  Damit  wird  nicht  im  Geringsten 
bestritten,  dass  möglichste  Bestimmtheit,  Bequemlichkeit  und  Niedrig- 
keit der  Erhebungskosten  hochwichtig  seien,  dass  z.  B.  von  diesen 
Momenten  der  Steuerdruck  auf  den  Einzelnen  nnd  auf  die  gesammte 
Bevölkerung  wesentUcb  mit  abbftnge;  dass  erfreuliche  Fortschritte 
gegenüber  Mberen  Missbriincben  nnd  Bßhigeln  in  Betreff  der 
j^Bestimmtbeit*'  der  Besteuerung  und  zum  Theil  auch  in  Betreff 
der  Erbebungskosteo  erreicht  seien.  Aber  man  darf  nur  nicht 
Übersehen,  dass  die  früheren  Mängel  ebenso  sehr  das  Prodiict  der 
gesammten  damaligen  öffentlichen  Zustände,  wie  die  jetzigen  Ver- 
besserungen das  Product  der  heutigen  Zustände  sind,  woneben  die 
bteuerverwaltangstecbnik  doch  vielfach  nur  ein  Moment  ist,  das 


s)  S.  oben  A.  Snith'a  R«s«ln.  &  S21  «.  §.  3SS.  Baq  I,  9. 3S1  C.  bes.  §.  m 
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einen  untergeordneten  selbständigen  Einfluss  ansttbt  nnd  das  selbst 
viel  mebr  wieder  von  diesen  Zuständen  abhängt  — 

Im  Folgenden  wird  sieb  Oelegenbeit  geben,  bei  einzelnen 
Pimcten  der  Steuerverwaltung  zu  zeigen^  wie  weit  dabei  auf  die 
Befolgung  jener  drei  Grundsätze  specielle  Rücksicht  zu  nehmen 
ist,  wie  weit  aber  auch  einzelne  Einrichtungen  dagegen  mehr  oder  . 
weniger  unvermeidlich,  öfters  ganz  unvermeidlich  Verstössen,  Das 
ist  dann  freilich  bei  der  Kritik  einer  Steuereinrichtung  ein  für  das 
Sehlnssortheil  ebenso  mit  zn  beachtender  Umstand,  wie  der  Ver- 
stoss einer  im  Stenersystem  enthaltenen  Stenerart  gegen  jene  Prin- 
dpien,  wovon  frtther  sehen  die  Rede  war  (§.  437,516).  Ans  den 
dargelegten  Grttnden  kann  aber  deswegen  alldn  doch  nnr  selten 
eine  VerwaltUDgseinriehtnng  verworfen  werden,  so  wenig  als  eine 
Stenerart,  z.  B.  die  Verbrauchssteuer  onr  wegen  solcher  Verstösse 
unbedingt  «u  verurtheilen  ist. 

lieber  die  einzelnen   genannten  Stcucrverwaltuugsprincipien 
selbst  genügen  hier  im  Uebrigen  einige  Bemerkungen. 

A«  —  §.  534.  Der  Grundsatz  der  Bestimmtheit  der 
Besteuerung. 

1)  Die  Bestimmtheit  gegentlber  den  Steuerpflichtigen  wird 
um  so  besser  erreicht  werden,  je  gesehäftlich  nnd  moraliseh  ttteh- 
tiger  das  Verwaltungspersonal  ist,  welches  Steuern  aufzulegen 
und  SU  erheben  hat;  femer  hängt  sie  wesentlioh  mit  von  der  Steuer- 

gattnng  und  deren  specieller  Ausführung  ab.  In  ersterer  Hinsicht 
treten  bei  mangelhafter  öffentlicher  Rechtsordnung,  ungenügender 
Controle  und  l^czcahlung  des  Personals  begreiflich  leicht  grosse 
Uebelstände  hervor,  bei  directen  Steuern  besonders  für  die  unteren, 
des  Rechtsschutzes  haaren  Classen,  bei  indirecten  ftlr  die  Geschäfts- 
leute, deren  Waaren  bezollt  oder  besteuert  werden.  Die  hauptsäch- 
liche Verbesserung  liegt  wieder  weniger  in  Reformen  der  Stener- 
▼erwaltung,  wenn  dieselben  auch  nieht  unwichtig  sind,  wie  namentlich 
scharfe  Controle  des  Personals  yon  Oben  und  ausreichende  Besol- 
dnng,  —  als  abermals  in  allgemeiner  Hebung  der  öffent- 
lichen Zustände,  der  gesammten  Verwaltung  und  des 
Beamtenthums.  Dem  verdanken  wir  in  Mittel-  und  West- 
europa neben  anderen  Steuerverbesserungen  auch  die  genauere 
„Bestimmtheit"  der  Besteuerung  gegen  früher  und  in  Vergleich  mit 
anderen  Ländern. 

2)  Einfachheit  des  Steuersystems  nnd  der  Einrichtung  der 
einzelnen  Steuern  ermöglicht  auch  eine  strengere  Dnrchftthmng  des 
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Onrndsataea  der  Bestimmtheit  £ioe  einxige  allgemeine  Einkommen- 
Btener  z.  B.  würde,  wenn  es  mOgUeh  wäre,  den  Einkommenbegriff 

leicht  verständlich  fUr  den  practischen  Zweck  der  Besteaerung  zn 

luriuuliren,  vielleicht  iu  last  idealem  Maasse  die  „Bestimmtheit" 
der  Steuer  für  jeden  Kiuzeluen  erreichen  lassen.  Aber  jene  Ein- 
fachheit ist  eben  selbst  nur  in  primitivsten  wirthschat'tlichen  Ver- 
hältnissen möglich  und  weicht  immer  mehr  einem  complicirten 
StenerBystem  y  in  welchem  jede  einzebe  Steuer  dann  oft  selbst 
wieder  complicirt  wird.  Insotem  steigen  die  Schwierigkeiten,  jenen 
Gmndsatz  dDrohzoftthren,  nnyermeidUeh  mit  der  Entwieklong  des 
Stenerwesens. 

3)  Immerhin  verstOsst  man  mitunter  in  der  Praxis  mehr  als 
nStbig  ist  gegen  den  Grundsatz.  Es  ist  namentlleh  zn  Terlaugen 

and  doch  auch  meistens  unschwer  zu  erreichen,  dass  die  Zeit 
der  Steuerzahlung,  der  Ort  derselben,  die  Höhe  der  fälligen 
Summe,  die  Währung  dem  SteucrpHichtigen  rechtzeitig  und 
genau  bekannt  werde.  Bei  directen  Steuern  mit  wechselndem 
steuertusSy  wie  etwa  Einkommensteuern,  ist  namentlich  rechtzeitige 
Ankündigung  vorher  geboten;  beisteuern,  welche  nach  einer  Ein- 
schätzung aufgelegt  werden,  muss  dasErgebniss  dem  Interessen- 
ten lechtzeitig  mitgetheilt  werden,  um  eventuell  reoiamiren  zu 
können.  Grosse  Interessen  der  geschäftstreibenden  Classen,  Kauf- 
leate,  Fabrikanten  knUpfen  sich  an  Aenderungen  im  Zolltarif 
oder  im  Steuersatz  innerer  Verbranchsteuern.  Die  Ungewissheit 
darüber,  namentlich  auch  über  die  Zeit  des  Eintritts  solcher  Aen- 
derungen, hat  zwar  das  Gute,  Speculationen  gegen  das  liseulinche 
Interesse  zu  erschweren,  weshalb  sich  öfters  eine  lange  Vorher- 
verkUndigung  verbietet.  Aber  jene  Ungewissheit  verletzt  doch  auch 
wichtige  und  berechtigte  Privatinteressen,  so  dass  sie  jedenfalls 
nicht  bis  zum  letzten  Augenblick  dauern  darf,  wie  dergleichen 
trotzdem  bis  heute  vorkommt.') 

4)  Eine  klare,  einfache,  gemeinverständliohe 
Sprache  der  Gesetze  und  Ausführungsverordnungen  ist  eine 
Forderung  m  der  Gonsequenz  des  Grundsatzes  der  Bestimmtheit. 
Ohne  zu  läugnen,  dass  unsere  neuereu  Gesetze  dagegen  oft  mehr 
versto.ssen,  als  unvermeidlich  ist  (England!),  so  muss  man  sich 
doch  auch  hier  nicht  darüber  tauschen,  dass  diese  Forderung  wegen 

*)  Z.  B.  nach  jUogst  in  Deutschlaud  büi  der  mituoter  bis  zum  ieUteu  Augeublick 
f^Iichen  Entseheidang  Uber  die  Prolongation  von  Handelsveitrigen  mit  Gonven- 
tMtiiifiu. 
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der  complicirten  neueren  Steuerverhältnisse  (Ertrag-,  iodirecte  Ver- 
bimneh^i  in  Stempelform  und  als  BegiBterabgaben  erhobene  Ve^ 
kehrsteoeml)  nothgedmngen  nicht  genflgend  erfUit  werden  kann. 
Es  ist  dieselbe  ErseheiniiDg,  wie  in  Beeng  anf  andere  Beehto- 
TerbUtnisse.  Namentlicb  Stenern,  welohe  sieh  an  verwickelte  Pri- 
vatrecbtsgeschäfte,  an  das  Obligationen-,  Pfand-,  Erbrecht  an- 
schliessen,  also  vor  Allem  die  Verkehrsteuern,  müssen  hier  schon  ■ 
um  die  steuerpflichtigen  und  steuerfreien  Rechtsgeschäfte  oder  den 
verschiedenen  t5tcuerfuss  bei  erstcreu  richtig  zu  bestimmen,  Uin- 
gehnngeu  des  Gesetzes  möglichst  zu  verhüten  und  straffällig  ' 
machen,  sehr  genau  ins  Einzelne  gehende  Vorschriilten  enthalten,  | 
deren  Anwendung  mitunter  nur  der  Rechts-  nnd  Steuertechniker 
sicher  handhaben  kann:  ein  grosser  Uebelstand  des  Stempel-  und 
Begisterabgabenwesens  (g.  467  IL),  der  aber  mit  diesen  aus  anderai 
Gründen  nnentbehilichen  Steuern  oder  Sieaerformen  in  den  Kauf 
genommen  werden  muss. 

5)  Juristische  Schärfe  und  Unzweidentigkeit  der 
Sprache  in  Gesetzen  und  Verordnungen,  so  dass  Controversen  mOg^ 
liehst  ausgeschlossen  werden,  ist  eben  deswegen  im  Interesse  der 
Bestimmtheit  der  Besteuerung  dringend  geboten,  aber  wiederum 
gerade  bei  dem  Gharacter  modemer,  den  Tcrwickelten  VerhftltnisseB 
des  Veii^ehrs  angepasster  Steuerverhftltnisse  schwierig.  Die  neuere 
parlamentarische  Gesetzgebung  hat  hier  noch  Manches  ver- 
schlimmert, weil  dabei  eine  einheitliche  Redaction  mehr  oder  | 
weniger  ausgeschlossen  ist.    Dem  öfters  geäusserten  Wunsche,  Ge-  j 
setze  nach  den  vereinbarten  Beschlüssen  einer  correcten  Redaction 
durch  Sachverständige  unterzogen  zu  sehen,  kann  man  sich  auch  I 
in  Bezug  auf  Steuergesetze  anschliessen. 

6)  Neben  den  Gesetzen  selbst  sind  fttr  das  steuerpflichtige 

Publicum  nicht  minder  als  ftir  das  Verwaltungspersonal  die  V(>11- 
zugsverordnungen  u.  dgl.  von  grösster  Bedeutung.  Hier  kann 
die  knappe  Sprache  des  Gesetzes  passend  durch  Erläuterungen 
und  Beispiele  verdeutlicht  und  dem  Verständniss  des  Volks 
näher  gebracht  werden. 

7)  Um  das  grosse  Pnblicum  mit  den  Hanptgmndsfttzen,  den 
Strafbestimmungen  u.  s.  w.  der  Bestenernng  bekannt  zu  machen,  i 
empfiehlt  sich  bei  einzelneu  Steuern,  wie  den  directen  Einkommen-,  ' 
Luxussteuern ,  auch  bei  einzelnen  inneren  Verbrauchsteuern ,  z.  B.  | 
bei  der  Flächen-  und  Gewichtsteuer  des  Tabakpflanzers,  der  Ab- 
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droek  einiger  der  wesentliehstaii  gesetsliehen  Panete  auf  den 
Steuersetteln  (Anssehrdbezettelii,  Qmttangeii  iL  dgL). 

8)  Bei  neuen  Gesetsen  ist  fllr  populäre  Erl&aterang 
durch  die  Presse,  Zeitungen,  Kalender,  zn  sorgen. 

ß.  —  §.  535.  Die  möglichste  Bequemlichkeit  der  Be- 
steuerung liegt  nicht  nur  im  Interesse  der  besteuerten  Bevölkerung, 
sondern  auch  im  Finanzinteresse,  weil  dadurch  der  Eingang  der 
Steuern  gesicherter  wird.  Innerhalb  gewisser  Grenzen  kann* es 
sieb  deshalb  sogar  empfehlen,  kleine  Steigerungen  der  nnmittei- 
baren  Erhebnngskosten,  welche  leicht  ans  Massregeln  zur  bequemen 
£inrichtnng  der  Stenersahlong  im  Interesse  des  Pablionms  horror- 
gdien  werden  (s.  B*  bei  zahlreieheren  Erhebnngsterminen  directer 
Stenern),  auf  die  Staatseasse  zn  llbemehmen.  Weitergehende 
Forderungen  mOssen  freüieh  meistens  wieder  abgewiesen  werden, 
weil  ihre  Erl'Ullung  die  Erhebungskosten  zu  stark  erhöhen  oder  den 
sicheren  Eingang  der  Steuern  wieder  nach  anderen  «Seiten  ge- 
iährden  würde. 

Im  Einzelnen  handelt  es  sich  zur  möglichsten  Berticksichtigung 
des  genannten  Grundsatzes  wohl  vomemlich  um  angemessene  Be- 
itimmnngen  über  die  Steuer  Währung,  den  Steuer  ort,  den  Steuer- 
leitpnnet,  die  Steuerzahlung  im  Ganzen,  z.B.  fUr  dieJahres- 
Kholdigkeit  eines  Besteuerten  auf  Einmal,  oder  in  Theilen,  das 
Steuer-  (und  Zoll-)  verfahren,  die  Stenereontrolen.  Aach 
die  Frage  ttber  die  Wahl  zwischen  direoter  Besteuerung  und  in- 
directer  Verbrauebsbesteuerung  des  Consnmenten  berührt  sich  mit 
derjenigen  nach  möglichst  bequemer  Einrichtung  des  Steuerweseus 
(§.  4117,  5üOj,  und  auch  bei  der  Gestaltung  der  indirecten  Ver- 
brauchsbesteuerung l'Ur  die  Producenten  (Kaufleute,  Fabrikanten, 
-  Zoll,  innere  Verbrauchsteuern)  kommen  Rücksichten  aut  die 
^össere  oder  geringere  Bequemlichkeit  für  diese  Personen  mit  zur 
Erwägung  (ZoUrerfahren ,  Controle  der  Fabrikation).  Endlich  ist 
die  Sehonung  religiöser,  sittlicher  Anschauungen,  der  Sitte  und  des 
Herkommens,  der  Gesundheit  u.  s.  w.  auch  hier  mit  zn  erwfthnen: 
jeder  yermeidbare  Verstoss  verletzt  nnnOthig  die  Steuerpflichtigen 
nnd  schadet  so  auch  meistens  dem  Finanzinteresse. 

Wie  weit  in  allen  diesen  l'uncteii  dem  Grundsatz  der  Becjuem- 
Hcbkeit  Rechnung  getragen  werden  kann,  wird  aus  den  Erörte- 
rungen über  die  Steuerverwaltnng  mit  hervorgehen.  Da  andere 
Rücksichten  regelmässig  wichtiger  sind,  so  darf  freilich  nicht  allzu 
ml  erwartet  werden. 


Digilized  by  Google 


576  9*B.  2.K.  I.A.  AUg-Steoed.  4.H.-A.  Stoaenrenralt  I.A.  PfincipiM.  §.!». 

Zar  Ueberaiebt  der  einzelnen  Pancte  genügt  das  Folgende. 

1)  Als  Stenerwfthrnng  empiehlt  sieh  in  der  entwickelten 
Volkswirthflchaft  mit  ausgebildeter  Geldwirthscbaft  meist  aneb  im 
Interesse  der  Stenerpfliehtigen  die  gesetzliobe  Zahlung  der  Steuer 
in  Geld  nnd  zwar  in  der  Landeswährung,  also  z.  B.  bei 
Papiergeldwirtbschaft  in  Papiergeld.  Dabei  allein  kann  auch 
die  Steuerzahlung  eine  fest  bestimmte  sein.  | 
•  2)  Als  Steuer  ort,  wo  die  Steuer  einer  Person  von  ihr  zu  zahlen  I 
oder  von  dem  Beauftragten  der  Steuerverwaltung  zu  erheben  ist, 
ist  bei  directen  Steuern  und  bei  den  vom  Producenten  zu  zahlen-  | 
den  indirecten  Steuern  der  Wohnort,  daher  meist  die  ge  m  einde- 
weise  Erhebung  erwttnseht.  Bei  den  Zollen  bedari'  es  einer  ge- 
nllgenden  Anzahl  Grenzzollämter,  dann  bei  ihnen  nnd  bei 
gewissen  inneren  Verbranehsteuem  (z.  B.  Salz)  einer  hinreiobenden 
Zahl  zweokmftssig  Aber  das  Staatsgebiet  verdieUter  Binnenzoll- 
und  Steuerftmter,  naeh  denen  die  Zoll-  oder  Verbrauchsteuer- 
Pflichtigen  Waaren  mit  dem  sogen.  Bej^leitschein verfahren 
unter  steueramtlicher  Controle  vorläufig  unversteuert  versandt  werden 
können  (§.  561). 

3)  Als  Steuer z ei tpu n et,  an  welchem  die  Steuer  gesetzlich 
zu  entrichten  ist,  soll  möglichst  ein  solcher  gewählt  werden,  wo 
die  Pflichtigen  Toraussichtlieh  gerade  im  Besitz  der  Zahlmittel  sind 
und  diese  muthmasslieh  am  Leichtsten  hergeben  können.  Thun- 
liehst gilt  es  eyentnell  zu  diesem  Zweek  auch  die  Zabltermine  ftr 
AuszaUungen  des  Staats  oder  der  Gemeinde  zu  bestimmen,  z.  B.  | 
fUr  die  Verzinsung  der  Schuld,  fttr  grössere  Lieferungen  der  MilitS^  , 
Verwaltung  u.  s.  w. ,  indem  man  diese  Termine  kurz  nach  den- 
jenigen für  den  Kingan^  der  Steuern  legt.  Dabei  wird  dann  auch 
der  Vortheil  erreicht,  chiss  grössere  Geldsummen  nicht  unnöthig 
lange  dem  Verkehr  entzogen  werden.^)  Bei  den  directen  Steuern, 
Ertrags-,  £inkommensteuern ,  schliesst  sich  die  Erhebung  passend 
an  die  Termine  an,  zu  welchen  die  Besteuerten  einen  grOsBereo 
Theil  ihrer  wirthschaftliohen  Leistungen  in  Geld  umgesetzt  oder 
auch  sonst  grOäiBere  Gtoldempfi&nge  haben.  So  wird  die  agrarische 
Grundsteuer  vom  Landwirth,  besonders  bei  den  älteren  Absatt- 
verhältnissen,  nach  der  Ernte  und  im  Winter,  die  stidtische 
Haussteuer  nach  den  Mietbterminen,  die  Gewerbesteuer  des  Klein- 
kaufmauus,  Handwerkers  nach  den  grösseren  AbrechnungstenuineQ 

AndcrofalLi  muss  nuui  die  dis|joiiiblun  Steaeuiiouiiflo  ia  den  StaAtscasMB  in 
Banken  hinterlegen.  S.  Fln.  I,  2.  A.  227. 
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mit  der  Kandsohail,  die  Leihsinsstener  oach  den  ZioBtenninen,  die 
Besolduogasteaer  Dach  den  Gehaltstenninen  leiebter  gezahlt  werden. 
Beim  Baarkanf  des  ConBomenten  ▼erbranebstenerpilichtiger  Artikel 
regelt  sich  die  Zablnng  so  wie  no  naeb  dem  Besitz  von  Zahlmitteln. 

Bei  der  wesentlich  einen  Steuervorschiiss  darstellenden  Steuer- 
zahlung des  mercantilen  Beziehers  oder  Producenten  eines  zoll- 
oder  verbrauchsteuerpflichtigen  Artikels  ist  der  Steuertermin  beim 
Beginn  der  Prodaction  oder  gleich  unmittelbar  beim  Bezug  der 
zollpflichtigen  Waare  nicht  nur  unbequem,  sondern  auch  wirth- 
sehaftUoh  mushtheilig,  weil  dann  sofort  das  Betriebskapital  um  den 
Betrag  von  Steaer  oder  Zoll  verkürzt  nnd  dieser  Betrag  nm  den 
Zins  fUr  diesen  Vorsobnss  bis  znr  Zeit  des  Wiederempfangs  der 
Summe  vom  Kilafer  vertbenert  wird.  Deswegen,  ist  bier  ein 
rationelles  System  von  Zoll-  nnd  Stenerorediten  prinoipiell 
begrfindety  mit  dem  Ziel,  dass  anf  diese  Weise  vom  Kaufmann 
und  Producenten  die  reelle  Steuerzahlung  erst  erfolgt  nach  dem 
Absatz  der  Producte  und  dem  Empfang  des  Erlöses. 

4)  Ein  einziger  oder  ganz  wenige  Zahltermine  für  den 
Jahresbetrag  einer  directen  Steuer  sind  für  die  Finanzverwaltung 
wohl  am  Bequemsten  und  Wohlfeilsten,  aber  auch  für  sie  nicht 
erforderlich ,  weil  auch  ihr  Bedarf  sich  so  wie  so  Uber  das  ganze 
Jabr  vertbeilt  oder  mit  Hilfe  einfacher  Massregeln  sieb  so  ver- 
theilen iSsst  Es  würde  dadnrcb  nur  wieder  eine  nnwirtbscbaft- 
liebe  Anbftufung  von  Geld  in  den  Caasen  eintreten.  Der  Okono- 
ndscben  Lage  der  Stenerpflicbtigen  widerspricht  eine  solche 
Zahlungsweise  aber  meistens  und  tIHr  viele  ,,kleinere  Leute''  würde 
sie  sehr  drückend.  Daher  ist  für  directe  Steuern  die  Einrichtung 
einer  zweckmässigen,  übrigens  wieder  wegen  der  steigenden  Er- 
bebungskosten  nicht  zu  grossen  Anzahl  von  Zahlterniiueu  zu  fordern, 
mit  dem  Recht  der  Vorausbezahlung  der  weiteren  Termine  im  Jahre, 
eventuell,  wenn  die  Gasse  das  begttnstigen  will,  gegen  Discout.^) 
Für  Zölle  nnd  Verbrauchsteuern,  welche  Kaufmann  und 
Fabrikant  auslegen,  kann  dnreb  Gewährung  von  Tbeilzablnngen 
auf  ereditirte  Betri^^e  allenfalls  Erleicbtemng  gewährt  werden.  Für 
den  baar  sahlenden  Gonsnmenten  —  also  freilicb  vom  so  verbreiteten 


*)  lü  Prensäen  kann  mtn  z.  B.  die  späteren  Thcilzahlungen  im  lauicndeu 
Finanzjahre  bei  der  Einkorn mensteoer  »uf  einmal  Toraus  bezahlen,  aber  ohne  Discont 
hi  England  ebenso  bei  d.  Eink.steuer.  aber  mit  4  "/o  Discont  f.  d,  spütcren  Termine, 
üeber  das  Yerwaltungsjahr  hinauszugehen  ist  wegen  der  notbwcndigcu  Bechnungs- 
tiauHUig  der  einzelnen  Jahre  meist  nicht  zul&ssig. 

A.  Waf  aar,  FiaanswiaMniehafL  IL  87 
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Bechnnngs-  oder  Borgkauf  abgesehen!  —  löst  sieb  die  Steuerzablang 
▼on  selbst  in  eine  grosse  Beihe  kleiner  Tbeilzablungen  auf,  die 
zun  bequemen  Zeitponet  erfolgen,  and  wird  dadnroh  leiehter  and 
faat  anmerklieh:  der  oft  angeführte,  in  der  That  vorhandene^  aber 
eben  nieht  allein  in  Betraeht  kommende  Vortheil  der  indireoten 
Yerbraaehsbeetenerang  (§.  500). 

5)  Das  .Steuer-,  besonders  auch  das  Zoll- Verf ahren  ver- 
stösst  durch  übermässige,  vom  Finanzinteresse  nicht  verlangte,  ja 
demselben  widerstreitende U m s t ä n d  1  i c h k e i t  und  S cli  vv e r f  ä  1 1  i g- 
keit,  woraus  für  den  Steuerpflichtigen  vermehrter  Zeit-  und  Geld- 
aufwand hervorgebt,  oft  besonders  gegen  den  Grundsatz  der  Be- 
qaemlichkeit  Die  indirecten  Verbraachstoaern  des  Producenten, 
die  Stempel-  and  Registerabgaben  zeigen  hier  grosse  Mängel. 
Verbesseningen  sind  immer  wttnsehensWerth,  aber  schwierig,  weil 
die  Uebelstände  theils  mit  dem  ganzen  VerwaltangsmeehanismoSy 
theils  mit  dem  anvermeidlichen  Gontrolwesen  zosammenhftngen. 

6)  Die  Steuer eontrolen  sind  fHr  die  Verwaltung  und  die 
Pflichtigen  gleich  lästig.  Die  letzteren  leiden  nicht  nur  unter  den 
lUr  sie  bestimmten  Controlen,  sondern  auch  unter  denjenigen,  durcü 
welche  die  Beamten  controlirt  werden.  Aber  meistens  müssen  diese 
Einrichtungen  eben  als  durch  den  Zweck,  namentlich  durch  die 
Natur  bestimmter  Steuern  geboten  angesehen  werden,  in  welcher 
Hinsicht  wieder  die  Zölle  und  inneren  Verbrauchsteuern  am  Ungfln- 
stigsten  erscheinen.  Anderseits  hängt  auch  hier  Vieles  von  der 
Moralitilt  der  BeyOlkemng^  speeiell  der  Gesohäftselassen,  der  Ttteh- 
tigkeit  der  Beamten,  dem  Stande  der  öffentlichen  Meinung  ab.  Erst 
mit  entsprechenden  Fortschritten  hier  kennen  daher  gewisse  lästige 
Controlen  aufgegeben  oder  vermindert  werden.  Die  Beqoenüichkeitft- 
rücksichten  dürfen  hier  am  Wenigsten  allein  entscheiden. 

7)  Was  endlich  die  Schonung  von  Anschauungen,  Sitten,  Ge- 
sundheit u.  s.  w.  anlangt,  so  hat  hier  einmal  die  alte  Steuer,  an 
die  das  Volk  eben  gewöhnt  ist,  selbst  vor  der  besseren  neuen 
Vorzüge,  was  mitunter  bei  Steuerreformen  zu  berücksichtigen  ist 
Das  Anstandsgefühl  und  die  Volksanschauungen  (körper- 
liche Untersuchung  an  der  Zollgrenze,  am  Thore,  Eindringen  in 
die  Privatwohnung)  verlangen  femer  thunlich  Bttcksichten.  Steuer- 
einrichtungen,  welche  direct  oder  indirect  die  Gesundheit  gefährden, 
z.  B.  Haussteuem  in  Form  von  Thflr-  und  Fenstersteam,  wenn 
dieselben  naehtheilig  auf  die  Gestaltung  des  Baus  einwirken,  sind 
möglichst  zu  vermeiden.    Bei  der  Wahl  der  Objecte  und  bei  der 
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Höhe  der  .Steuersätze  ftlr  Verbrauchsteuern  haben  sitten-  uud  ffc- 
sundheitspolitische  Gesichtspuncte,  wenn  auch  nicht  zu  entscheiden, 
so  doch  mit  zu  sprechen  (§.  503  a).  Und  so  Hesse  sich  noch 
manches  Einzelne  hervorheben,  was  in  näherer  oder  entfernterer 
Verbindung  mit  dem  besprocheneD  Gnmdsatz  und  der  ihm  zu 
zollenden  Rücksicht  steht. 

C.  —  §.  536.  Das  Streben  nach  mdgliebst  geringen 
Erhebnngskosten  der  Stenern,  (nnter  diesen  Kosten  die 
„eigentlieben''  Terstanden,  im  ünterscbied  von  den  Tolks- 
wirtbachaillieb  nnd  (ttr  den  Stenerpfliebtigen  ebenfalls  in 
Betracht  kommenden  „nn  ei  gentlichen"  Erbebungskosten)  ist 
nichts  Andres  als  die  Anwendung  des  ökonomischen  Prin- 
zips auf  die  Finanzwirthschaft  als  Einzelwirthschaft. 
Die  Erbebungskosten  sind  für  letztere  die  einzelwirthschaftlichen 
Productionskosten ,  mit  denen  der  Steuerertrag  gewonnen  wird. 
Der  dritte  oberste  Grundsatz  der  Steuerverwaltung  ist  daher  wirth- 
sc ha f t lic h  der  bedeutungsvollste.  Die  Aufgabe  ist  aber  principiell 
dieselbe  wie  in  jeder  Einzelwirthscbaft  und  speciell  wie  in  der 
Domanial-  nnd  Gebttbrenwirthsebaft  der  Finanzverwaltong.  Wegen 
dieses  Znsammenbangs  der  Frage  bei  der  Bestenemng  mit  der 
allgemeinen  Frage  vom  Finanzbedarf  fllr  die  Bestreitung  der  Er- 
hebungskosten der  Staatseinnahmen  ist  davon  scbon  im  1.  Bnehe 
des  1.  Bands  gehandelt  worden. Alles,  was  zusammenhängend 
und  im  Allgemeinen  Uber  die  Abhängigkeitsverhältnisse  der  Er- 
hebungskosten der  Steuern  und  Uber  die  Massregcln  zur  Vermin- 
derung dieser  Kosten  zu  sagen  ist,  ist  dort  bereits  erledigt  worden. 
Hier  sei  nur  wiederholt,  dass  die  Höhe  dieser  Kosten  wesentlich 
von  allgemeinen  Verhältnissen  des  Staats-,  Volks-  und 
Wlrthscbaftslebens  nnd  von  der  dadurch  mit  bedingten  Wahl 
der  Steuer gattungen (Schätzungen,  Ertrags-, Einkommensteuern 
einer-,  Verkehrs-,  indirecte  Verbrauchsteuern  anderseits)  abhängt. 
Die  Thätigkeit  der  Stenerverwaltung  ist  dadurch  im  Ganzen  vor- 
gezeichnet, nur  innerhalb  nicht  zu  weiter  Schranken  lässt  sich  rein 
durch  V er w alt ungs technische  Massregeln  in  Bezug  auf  die 
Kosten  etwas  verbessern.  Das  wird  in  der  Frage  der  Erhebungs- 
kosten oft  Ubersehen.  Aus  den  Erörterungen  über  die  Steuener- 
waltnng  in  den  folgenden  Abschnitten  ergiebt  sich  auch  fUr  diese 
Flage  das  Weitere.  Sonst  gestalten  sieh  gerade  in  diesem  Puncte 


*)  S.  Fin.  I,  zveite  Aufl.,  §.  94,  95. 
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die  ?erbftltiii88e  bei  den  einzelnen  Steuern  venchieden,  wofür  auf 
die  spedelle  Stenerlebre  sn  verweisen  iat 


2.  Absohnitt 

Die  Angaben  der  Steoerverwaltang. 

L  Fettiteliimy  der  OnuicUagen  der  Batteaenmg. 

I,  —  §.  537.  Wesen  und  Aufgaben  der  Steuer- 
verwaltnng. 

Die  Steuerverwaltung  begreift  zunächst  die  Gesammtbeit 
der  Massregeln,  durch  welche  die  Besteuerung  nach  dem 
geltenden  Steuerrecht  zur  Aasführang»  daher  auch  den 
Steuerpt'liohtigen  gegentlber  zur  Anwendung  gelangt. 
Sie  hat  es  also  mit  dem  bestehenden  Recht  (der  lex  lata) 
nnd  dessen  Volisiehnng  sn  thnn  nnd  ihre  unmittelbare 
Aufgabe  beschränkt  sich  darauf.  Die  obersten  Organe  der  Steuer- 
Verwaltung  haben  aber  anderseits,  wie  diejenigen  der  ttbrigen 
Verwaltung,  an  der  Vorbereitung  der  Steuergesetze,  didier 
an  der  Ermittlung  der  richtigen  Grundlagen  der  fort- 
und  umzubildenden  Besteuerung  mitzuwirken ,  und  zwar  in 
erster  Linie,  indem  von  ihnen  vorzugsweise  die  Initiative  dazu 
ausgehen  und  der  Weg  in  der  Praxis  gezeigt  werden  muss.  Zur 
weiteren  Aufgabe  der  Steaerverwaltung  gehört  daher  auch  die- 
jenige, de  lege  ferenda  thätig  zu  sein.  ^) 

A.  Zur  Lösung  ihrer  unmittelbaren  Aufgabe  bedarf  die  Steuer- 
verwaltung eineß  jene  Massregeln  sur  VoOsiehung  des  Steuerreehts 
venmlassenden,  ausftthrenden  und  controlirenden  Behörden- 
Organismus  und  Beamtenapparates.  Femer  muss  sie  inner- 
halb der  durch  das  Steuerrecht,  d.  h.  im  modernen  Staate 
wesentlich  durch  das  Gesetz  gezogenen  Grenzen  und  in  Gemäss- 
heit  dieses  Rechts  die  Verordnungsgewalt  besitzen.  Hierbei 
wird  ihre  Competenz  nach  einer  Seite  mitunter  zweckmässig  etwas 
anders,  namentlich  weiter  gezogen  werden,  als  auf  anderen  üechts- 

^)  Stein,  4.  A.  I,  ü'.,  51b  tt.  auterschcidut  in  seinem  „vecfassongsmässigea 
Sacht  des Stenenreseos"  dieSteuergesctzgebang  u.  die  Stoaerverirftitang.  Oiter 
tetitrer  vcistaht  er:  „Die  Gesammtbeit  der  Thätigkeiten ,  Ordnongen  und  Maasiegelo, 
TennÖL-:«!  dtTcn  die  gesetzlich  festgestellten  Steuern  in  Subject,  Objcct  u.  Stenermaass 
gegenüber  dem  Einzelnen  zur  Volkicboug  gelangen*'  (S.  51 S).  Dfttnit  ist  vom  Stand- 
irancta  des  Venraltangneehts  die  Aofgabe  der  Steoerrenrallniig  ilebtig  beseiehMt 
und  begrenzt.  Vom  mianzvisscnscbaftlicheii  StandpancI  muas  sie  WoU  BOcIl  ftvf  die 
im  Text  bezeicboete  Aufgabe  mit  ausgeUehnt  wenleo. 
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nnd  Verwaltangsgebieten ,  um  die  sacbgemässe  Anwendung  des 
Becbts  im  wahren  Geiste  des  letzteren  anf  die  einseinen  Fälle 
sasicheniy  nemlieh  in  Bezog  anf  die  Aneftthrnngs-  oder  VoU- 
sngeyerordnimgen  fUr  das  PobUciim  nnd  das  Verwaltangspersonal. 
In  andrer  EQnsiebt  ist  aber  gerade  in  der  Bestenemng  weientUob, 
dass  die  Verordnung  sieb  streng  anf  den  Vollzug  der  ersetze 
besobrftnke,  dass  das  Gesetz  allein  (oder  früher  das  Gewohnheits- 
recht und  Herkommen)  das  „Recht"  auch  fllr  den  Steuerpflichtigen 
bilde,  auf  das  er  sich  berufen  kann.*)    Verordnungen  gegen  das 
(jesetz,  durch  Suspension  von  Bestimmungen  über  gesetzlich 
zu  erhebende  Steuern  oder  Verordnungen  ohne  gesetzliche 
Ennäebtigang  zur  Einführung  nener  Steuern  sind  daher  zwar 
aacib  anf  dem  Gebiete  der  Besteuernng  wohl  in  denselben  engen 
Grenzen  im  modernen  |,eonstitnttonellen'<  Rechtsstaat  prineipiell 
für  znlSssig  zn  erklären,  wie  anf  anderen  Verwaltnngsgebieten, 
onter  der  Verpflicbtang  znr  Einbolnng  späterer  Indemnität  doreb 
die  yerantwortticbe  Regierung  bei  der  Volksrertretnng.  Aber  von 
solcher  Verordnungsgewalt  wird  noch  vorsichtiger  und  prac- 
tisch  noch  seltener  wirklich  Gebrauch  zu  machen  sein,  da 
dadurch  in  die  Vermögensrechte  der  Steuerpflichtigen  oft  ohne  die 
Möglichkeit,  das  wieder  völlig  gut  zu  machen,  eingegriffen  und 
nur  in  einzebien  Fällen  Ge£ahr  im  Verzag  sein  wird.   Solche  Fälle 
können  eher  noch  in  Bezog  anf  Suspension  bestehender  stener- 
leehtUeber  Bestimmnngen  voikommeni  so  in  Betreff  der  direeten 
Ertrags-,  Emkommenstenem  besonders  bei  „Notbständen*',  in  Be- 
treff  der  ZOUe  n.  dgl.,  wenn  der  zollfreie  Bezng  von  Artikeln  im 
Offinitlicben  Interesse  liegt,  z.  B.  znr  Versorgung  des  Lands  mit 
Nahrangsmitteln  bei  Missernten.    Die  selbständige  Auflegung 
von  Steuern  im  Verordnungswege  ohne  gesetzliche  Autorisation, 
wird  dagegen  noch  viel  seltener  statthaft  erscheinen,  obgleich  das 
practische  Leben  bei  den  verwickelten  Verhältnissen  des  Zollwesens 
und  der  indirecten  Verbrauchsteuern  immerhin  einmal  in  einem 
Fall  ein  solches  Vorgehen  nothwendig  machen  kann,  da  hier 
eben  doch  mitunter  Gefahr  im  Verzug  ist  Anders  liegt  die  Saehe 
bei  den  direeten  Stenern. 

B.  Bei  der  Hitwiiknng  der  Stenerverwaltong  an  der  Fort- 
bildung der  Steaergesetzgebnng  sind  namenüicb  die  Erfahrnngen 

*)  In  Betr.  dieser  verwaltungsrechüichüii  Verhältnisse,  n&m.  des  Unterschieds 
ivisohen  „Gesetz"  und  „Verordnang"  beziehe  ich  mich  auf  Stein's  bekannt«  Auf- 
faasangeo  in  s.  «Jnnerea  YenralLiehre'%  die  hier  vohl  Abschliessendes  gebracht  haben. 
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der  Verwaltung  in  Bezug  auf  das  bestehende  Steuerrecht  zu  ver- 
wertben  und  die  verwaltungs technischen  Gesichtspuncte  in 
Betreff  der  Gestaltung  des  •Steaeroyatem«  und  der  einatelneD  Steaer- 
arten  zur  Geltung  su  bringen.  Hier  werdmi  die  im  vorigen  Hanpt- 
absohnitt  erörterten  principiellen  Fragen  vom  Stenerayetem 
and  den  Stenerarten  nnd  von  der  Uebereinstimmung  dieses  Systems 
mit  den  finanspolitisohen,  voIkswirtbsebafUiehen  und  Qereeht^eite- 
gmndsatsen  zn  verwaltnngsteebniseben  und  insofern  lu 
Zwec  km  ässigkeits  fragen.  Ob  nnd  wieweit  gewissen  prinei|il- 
eilen  Fordeningen  entsprochen  werden  kann,  ist  dann  vom  Stand* 
punct  der  Verwaltung  aus  mit  zu  entscheiden.  Die  Frage  von 
der  Erwerbs-  und  Verb  rauc  hsbesteuerung  verwandelt  sich 
hier  wesentlich  in  diejenige  von  der  directen  und  indirecteu 
Besteuerung.  Die  Verkehrsbestenerung  ersebeint  bier  vornem- 
lieb  als  Stempel-  nnd  Registerabgabewesen.  Bei  dem 
engen  Znsammenbang  der  prineipiellen  und  teobnisoben  Seite  der 
Stenerfragen  war  es  nnvermeidlicb,  in  den  frtlberen  Abaobnitten 
aneb  mancben  verwaltongsteebniseben  Ponet  sebon  vorweg  tu 
nebmen.  Euiiges  ist  aber  jetzt  noeb  naebzntragen.  Dabei  wud 
jedoch  die  Beschränkung  auf  die  allgemeineren  verwaltungs- 
technischen Fragen  hier  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  fetstgehaUcii. 
Was  sich  auf  die  einzelnen  Steuerarteu  und  Steuern  bezieht, 
gehört  in  die  specielle  Steuerlehre. 

II.  —  §.  53b.  Die  einzelnen  Aufgaben  der  Steuer- 
Verwaltung,  theils  zur  Ermittlung  des  verwaltnngstechnisch  zweok- 
niässigsten  W0g8  für  die  Bildung  des  Stenerreobts,  theils  snr 
Ansfttbrang  der  recbtlieb  bestellenden  Bestenerong  lassen  sieb 
folgendermassen  zusammenfassen:*) 


*)  Ran  I,  §.  281  unterscheidet  diei  bei  jeder  Steuer  roikommende  Vorginge ; 

I.  F.  ^bct/.uiii;  der  Stcuerscbuldigkeit,  II.  Eutrichtang  durch  die  SteuerpflicbtifBD, 
III.  Erhebun^^  (Ein/ufr)  f.  d.  Staatscasse.  Zo  I  gehfirt  die  Btzeichnunf  des  Gesren- 
stands  oder  Sleuerobjects,  die  Festsetzimg  des  Stoucittatzüs«  die  AiuaDitslaog 
der  Qauitlt&t  des  Stenerge^^*-tistuidB,  weldie  ron  jedem  EinzelneD  m  rersteneni  ist 
B<!i  II  erörtert  er  den  Vorzag  der  Geld-  vor  d.  Natnralsteaern  u.  die  sogen.  Bequem- 
licliLcitsregeln  (s.  o.  §.  535).  Bei  III  Verden  billige  Erhebongskosten  (s.  o.  §.  536i, 
IHinctl.  u.  vollätand.  Eiugatig  gefordert,  in  §.  287  wird  Uber  Aasst&nde  u.  Begeln,  sie 
/u  rcrmeideii,  gehandelt,  die  Steaerpacht  in  §.  288  besprochen  n.  die  Einrichtong  der 
Erhebuiiir  anf  Rechnung  des  Staats  in  2b9  dargelegt.  Einzelnes  im  Folgenden  von 
mir  Behaudülte,  z.  B.  die  Kepartit.  u,  Quotit.besteuerung,  erörtert  Rau  bei  der  Ein- 
theUuBg  d.  Stenern  (so  in  g.  295).  —  Stein  I,  520  ff.  unterscheidet  f.  d.  Verwaltung 
d.  Stenern  swei  grosse  Gebiete:  die  Steuerumlcgnng,  d.  h.  „denj.  Proces,  durch 
welchen  der  nach  dem  Stenergesetz  fttr  jedes  Subject  und  Object  der  Steuer  rorge- 
schhebene  Steaerbetrag  for  den  Einzelnen  bestimmt  wird'*;  und  die  Steuer- 
erhebaog,  d.  h.  „das  Yerfabren,  dirch  veloliei  der  Temfige  dieser  Umlognng  der 
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A.  Feststellung  der  Grandlagen  der  fiesteaernng. 

B.  Ermittlang  der  Thatsachen  snr  Feststellung  und 
Bemessnng  der  Stenerschnldigkeiten. 

G.  Erhebung  der  Stenern. 

D.  Einrichtung  der  Steuercontrolen. 

E.  Verhäugung  der  Stencrstraf en. 

Die  vier  letzteren  Auigaben  beziehen  sich  wesentlich  auf  die 
Ausführung  der  Besteuerung  auf  den  gesetzlich  festgestellten 
Grundlagen.  Jede  einzelne  Aufgabe,  die  erste  inbegriffen,  löst  sich 
wieder  in  eine  grössere  oder  kleinere  Anzahl  speeieller  Aufgaben 
anfy  Ton  denen  nur  die  wichtigeren  hier  erörtert  werden  können. 
Im  Oaosen  liegt  hier  ein  ansserordentUeh  grosses,  Terwiekeltes  und 
delaiUirtes  Gebiet  der  TUttigkeit  iror,  dessen  tfaeorelisehe  Behand- 
hmg  auch  in  vielen  Pnneten  noeh  sehr  dürftig  ist  Die  blosse 
Rontine  herrsebt  hier  noeh  im  weiten  Umfange.  Da  es  sich  wesent- 
lich um  practische  Einzelheiten  handelt,  bereitet  die  Darstellung 
auch  in  fonueller  Hinsiebt  manche  Schwierigkeiten. 

Zum  Theil  sind  hier  auch  wieder  terminologische  Er- 
?^rterungen  einzustreuen,  durch  welche  die  in  der  Einleitung  zu 
diesem  Kapitel  vorausgeschickten  (§.  330  ff.,  bes.  §.  331)  erläutert 
und  ergänzt  werden.  Wie  aber  schon  die  wissenschaftliche  und 
practisehe  Terminologie  in  Haapipuneten,  so  in  Betreff  der  teehni- 
sehen  Namen  der  Steueigattongen  und  einsefaien  Steuern,  vielfaeh 
noch  heute  ansmnander  geht  und  ein  allgemeiner  fester  Sprach- 
gebrauch sieh  nur  für  Weniges  gebildet  hat,  so  weicht  vollends 
die  Terminologie  in  den  Einzelheiten  der  Stenerverwaltnng  ab. 
Für  die  meistcu  Einzelheiten  hat  nur  die  Praxis  einigermassen  feste 
technische  Ausdrücke,  die  aber  wieder  von  Land  zu  Land,  auch 
in  demselben  Sprachgebiet,  wie  in  dem  deutschen  -  hier  natürlich 
unter  dem  Einfluss  der  politischen  Entwicklung  —  oftmals  ver- 
lehieden  sind.  Da  man  es  wesentlich  mit  modernen  Verhält- 
niisen  in  thun  hat,  so  haben  sich  hier  weniger  Ausdrucke  antiken 
Ursprungs  ebgebOigert,  weshsib  ein  wichtiges  Moment  der  Gleich- 

Steaer  sirh  ererebcnd.«  Steuerbetrag,  der  damit  zur  Pflicht  der  Steuerzahlung  wird, 
ttanmehr  von  den  betreÜ.  Subjecteu  u.  Objecten  aach  wiiküch  f.  d.  Gassen  des  Staats 
«ingebracht  wird".  2  Seiten  darauf  wird  dann  der  Aosdnick  Steneminlegung  sclum 
«iraer  durch  den  der  Steuerve rtheilung  in  der  Ueberschrift  ersetzt,  S.  522.  Nadi 
•H«er  u.  >\i'T  St'MP  T  rhcbung  behandelt  Stein  rüi-  Sti  U'.'rr':ch(>i'fl''2:''.  -  Hi-'  fr^to  u. 
zweite  Aai'gabe,  «reiche  ich  hier  untuischeidä ,  hangen  sehr  nahe  ^usaiouicu,  musscu 
aber  dodi  getraiot  werden.  Die  eiste  betrifft  die  Vorbereitojigen,  die  raoh  die  Ter- 
valtiiog  tta  die  Steuergesetzgebang  zu  leisten  hat,  die  zweite  dann  die  YoUxielning 
ä»  Stenotrechts  dem  Steaenobject  und  Stenerobject  geganftber. 
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mUssigkeit  der  technischen  Terminologie  unter  den  Culturvölkem 
hier  fehlt.  Die  wissenschaftliche  Terminologie  ist  mehrfach  bei 
jedem  einzelnen  Theoretiker  wieder  anders.  Da  viele  Pimote  in 
der  Theorie  bisher  gar  nioht  näher  behandelt  worden  sind,  so 
fehlen  manohe  technische  Bezeiehnnngen  hier  noch  gmns,  ohne 
dass  man  dieselben  immer  ans  der  schwankenden  nnd  oft  un- 
genauen Terminologie  der  Praxis  passend  ergänzen  könnte.  Stein 
ist  hier  wie  sonst  zwar  originell  in  neuen  Ausdrtlcken,  aber  ott 
sehr  willkUbrlich  und  in  seinen  unnütbigen  Abweichungen  vom 
Sprachgebrauch  selbst  irreleitend.  Das  Beste  möchte  wie  in  ver- 
waltuDgstechnischen  Fragen  so  auch  in  technischen  Bezeicbnangen 
V.  Hock  geleistet  haben.  Ihm  wird  hier  mehrfach  gefolgt,  sonst 
aber  diejenige  Terminologie  gebraucht,  welche  in  den  beiden 
dentsehen  Hanptstaaten,  Prenssen  nnd  Oesterreich  (in  ietiteiem 
mitnnter  etwas  abweichend  nnd  hie  nnd  da  in  ein  wenig  Teraltelen, 
aber  ganz  passenden  Ausdrucken)  flblich  ist  oder  doeh  einiger- 
massen  als  allgemeiner  in  Deutschland  gebiiaehlich  bezeichnet 
werden  kann. 

in.  —  §.  539.  Die  Feststellung  der  Grundlagen 
der  Besteuerung. 

Die  Grundlagen  jeder  Besteuerung  sind  das  Steuersu  bject, 
d.  h.  die  Person,  von  welcher  rechtlich  die  Steuer  zu  zahlen  isl^ 
das  Steuerobject  oder  der  Umstand,  die  Sache  n.  s.  w.,  ftlr 
welche  die  iStener  zu  zahlen  ist,  nnd  der  Stenersatz,  d.  h.  der 
Betrag,  welcher  von  der  Steuereinheit  als  Steuer  erhoben  wird 
(§.  331).*) 

Die  FeststeUnng  dieser  drei  Momente  gestaltet  sich  yerseUeden 
nach  den  grossen  Steuergattungen  und  zum  Theil  weiter  nach 
den  speciellen  Verhältnissen  jeder  e in zelnen  Steuer.  Der  Unter- 
schied der  Steuern  von  einander  besteht  für  die  Verwaltung  vor 
Allem  in  den  Unterschieden  in  Bezug  auf  die  Methode  der  Fest- 
stellung jener  drei  Momente.  Vom  steuertechnischen  Standpunct 
der  Verwaltung  aus  sind  die  einzelnen  Stenern  nnd  Stenergattungen 
daher  auch  wesentlich  mit  nach  den  grösseren  oder  geringeren 
Schwierigkeiten  zu  benrtbeileni  welche  die  FeststeUnng  dieser  Be- 
stenemngsgmndlagen  nnd  im  AnsoMnss  daran  die  Erfüllung  der 
weiteren  oben  genannten  Aufgaben  (§.  538)  mit  sich  bringen.  Von 
den  Stenergattungen  sind  hier  nun  namwitllch  sn  nnteraohddsn 


*)  Vgl  stein  I,  433  S. 
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die  Ertrags-,  die  EiDkommen-,  die  allgemeinen  und  partiellen 
YermOgenB-i  die  Erbse  hafte-  nnd  SlinHehen,  die  Verkehrs-, 
endlieh  die  Verbranehsstenem.  Diese  Eintheilang  und  die 
weiteren  früher  erwähnten  sowie  die  Speeialisirnng  jeder  dieser 

Gattungen  beruht  zunächst  auf  dem  Unterschied  der  Steuerobj  ecte, 
womit  sich  dann  aber  auch  Verschiedenbciten  in  Betreff  der  Fest- 
stellung der  Steuersubjecte  und  der  Steuersätze  verbinden. 

Die  Aufgabe  für  die  Stenervcrwaltung  besteht  nun  darin, 
zweckmässige  Einrichtangen  za  treffen,  durch  welche 
die  Feststellnng  der  genannten  drei  Momente  für  sie, 
die  Verwaltung  selbst,  wie  fttr  das  stenerzahlende 
Pnblieiim  m5gliehst  sieher  nnd  einfaeh,  daher  aneh 
wieder  mOgliehst  bequem  nnd  mit  den  geringsten 
Kosten  erreicht  wird.  * 

Gerade  zn  diesem  Zweek  dient  statt  des  nftehslliegenden 
Weges  der  directen  Besteuerung,  wo  der  vom  Steuerrecht  in 
Aussicht  genommene  Steuerträger  auch  der  Steuerzahler  und 
das  Steuers ubj e et  ist,  unter  Umständen  die  iudirecte  Besteue- 
rung. Dieselbe  ist  als  ein  steuertechnisches  Hilfsmittel  und 
der  directen  Bestenerung  gegentiber  als  ein  Ersatzmittel  aufzu- 
fsssen,  um  die  Schwierigkeiten  bei  der  durch  das  Wesen  einer 
Steuer  sonst  geforderten  Feststellung  der  Steuersubjecte,  Objecto 
imd  Sitse  zu  Tcrmindem«  Aus  diesem  Gesichtspunct  ist  zwischen 
Our  und  der  directen  Besteuerung  von  Fall  zu  Fall  zu  wählen. 
Die  Erklärung  daftlr,  dass  vorzugsweise  nur  die  Verbrauch- 
Bteuehi,  diese  aber  auch  in  der  modernen  Volkswirthschaft  fast 
vollständig,  indirecte  Steuern  sind  und  dass  diese  Steuern  einen 
immer  grösseren  Raum  in  der  Gesammtbesteuerung  gewonnen 
haben,  liegt  eben  in  der  Thatsache,  dass  sich  jene  Schwierigkeiten 
auf  diese  Weise  vermindern  Hessen,  während  dieselben  bei  den 
meisten  fibrigen  Steuern  mit  der  Entwicklung  der  Arbeits-  und  Be- 
sitstheilung  und  der  ^Productionstechnik  erheblich  gestiegen  und 
Mer  nur  ausnahmsweise  dureh  indirecte  Besteuerung  zu  flber- 
winden  sind. 

A.  —  §.  540.  Die  Steuersubjecte. 

Feststellung  der  Steuersubjecte  und  die  Vorschriften  Uber 
die  auf  dieselben  sich  beziehenden  Steuerrechtsverhältnisse  specialis 
siren  sich  unvermeidlich  nach  den  Steuerarten,  so  dass  die  all- 
gemeinen Bestimmungen  über  die  Steuersubjecte  nur  einige 
generelle  Hauptponcte  regeln  können. 
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Das  Recht  muss  fUr  alle  Steuern  festsetzen,  wer  und  unter 
welchen  Bedingungen  Jemand  für  eine  Steuer  zurZahlnng  fer- 
pflichtetes  Stenersnbject  oder  nnmittelbarer  Steuer- 
pflichtiger ist;  ob  und  wie  neben  oder  etatt  seiner  en 
Anderer,  gesetdicb  oder,  soweit  dies  snttssig,  naeh  ▼ertrag»- 
massigem  Uebereinkommen,  für  die  Steuer  haftet:  der  „ St ea er- 
haftende"; ob  nnd  wer  das  Stenersnbject,  s.  B.  In  Abwesenheit, 
in  Verbiüdcrung  des  letzteren,  vor  der  Steuerbehörde  zu  vertreten 
hat:  der  „Stellvertreter".  Auch  in  Betreff  dieser  drei  Per- 
sonenkategorieen  ergeben  sich  manche  Verschiedenheiten  aus  dem 
Wesen  der  verschiedenen  Steuergattungen. 

1)  Die  indirecte  Besteaernng  leistet  hier  nun  in  Bezug  aof 
die  An^lM  der  Verwaltung  in  der  Feststellung  der  Steuersnbjecte 
wübn  wesentlicben  Dienst:  sie  ermöglicht  es,  eventneU  eine  Tiel 
geringere  Ansah!  and  meistens  zngleieh  passendere  Per- 
sonen SU  Stenersnbjeeten  sn  machen.  Dieser  Vortheil  seigt 
sieh  am  Meisten  bei  einer  Verb ranchsbesteuemng  in  Volks- 
wirthscbaften  mit  ausgebildeter  Arbeitstheilung,  wo  die  Bachgflter 
im  grösstcu  Maasse  von  bestimmten  Einzelwirthscbaften  bcruls- 
mässig  ftlr  den  Absatz  erzengt,  also  zunächst  Waaren  werden 
und  erst  durch  den  Umlauf  an  die  Verbraucher  gelangen.  Die 
Producenten,  Kaufleute  und  ähnliche  Personen  bilden  hier  die  an 
Zahl  ungleich  geringeren  nnd  sugleich  die  geeigneteren  Steuer- 
snbjecte. Die  Feststellung  dieser  Personen  und  die  Ermittlnng  der 
dnroh  ihre  H&nde  gehenden  Stenerobjeete  ist  viel  leichter  nnd  ein- 
faeher,  als  die  Feststellung  aller  wegen  eines  gewissen  Verbranehs 
steuerpflichtigen  Consumenten  nnd  der  Stenerobjeete  bei  diesen. 
Bei  den  Übrigen  Stenern  liegen  die  Verhältnisse  meistens  andere 
als  bei  den  Verbrauchsteuern,  weshalb  hier  die  indirecte  Besteue- 
rung nur  eine,  übrigens  mitunter  ganz  zweckmässige  Ausnahme 
bildet.  Mit  der  Ausdehnung  des  Mieth-  und  Pachtwesens  kann 
CS  z.  B.  räthlich  und  austUhrbar  werden,  je  nachdem  den  einen 
oder  den  anderen  Theil  förmlich  zum  rechtlichen  Steueisufatiect  von 
Steuern,  mindestens  zum  unmittelbaren  Stenererhebungsorgane  ron 
Stenern  sn  machen,  mit  denen  man  einen  Anderen  als  den  ersten 
StenersaUer  belasten  will.  So  lassen  sieh  bei  allgemeinem  ttnd- 
lichen  Pachtsystem  die  Grundsteuern  des  Eigenthllmers  wohl  dureh 
den  Pachter,  hie  nnd  da  auch  umgekehrt  die  Ge^ibe-  nnd  Ihn- 
lichen  Steuern  des  Pachters  dnroh  den  Grundeigenthttmer,  die 
WohnuDgssleueru  des  Miethers  in  Städten  durch  den  üauscigen- 
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diflmery  d.  b.  eben  „indirect^^  erheben.  Die  EiDkommensteuern 
des  Arbeiters  können  so  beim  Arbeitgeber,  die  Stevern  anf  die 
Zinsrente  des  Gl&abigerB  beim  Schuldner  eingezogen  werden,  wie 
68  z.  B.  in  grossem  Umfang  mitunter  ftir  die  Stenern  der  ObKga- 
tionäre  bei  der  ActiengeseHscbaft  geschieht  GyConponsteoer'',  §.  409, 
Oesterreich).  Aneh  diese  Formen  indireeter  Bestenening  werden 
daher  mit  der  Entwicklung  gewisser  ökonomischer  und  Rechts- 
verhältnisse der  ausgebildeten  Volkswirthschaft  leicht  häufiger,  weil 
passender  werden. 

2)  Haben  die  Verbrauchssteuern  demnach  hier,  weil  sie  die 
indirecte  Erhebung  besonders  gut  zulassen,  einen  Vorzug  vor 
den  Sehatzungen,  daher  namentlich  vor  Ertrags-,  Einkommen-, 
VennVgens-y  Erbschaftssteuern,  so  macht  doch  anderseits  die  Fest- 
itdlnng  der  Steaersobjecte  bei  allen  Gebrauchs-  nnd  bei  den  Ver- 
kehrsstenem  wieder  grossere  Schwierigkeiten  (§.  336, 337). 

a)  Bei  den  Schätzungen  richtet  sich  die  Steuerpflicht  nach 
notorischen  oder  doch  verhaltnissmftssig  leicht  nnd 
sicher  zu  vermittelnden  Thatsacben  der  individuellen 
Lebens-,  Besitz  -  und  (insbesondere  der  „berufsmässigen") 
Erwerbsverhältnisse  eines  Personenkreises,  aus  welchem  als- 
dann unschwer  die  Steuersubjecte  nach  Feststellung  dieser 
Tbatsachen  selbst  festgestellt  werden  können.  Auch  die  Vorschriften 
Aber  etwaige  Steuerhaftende  und  Stellvertreter  machen  hier  ge- 
wöhnlich keine  gicase  Schwierigkeit 

b)  Anders  in  der  Regel  bei  den  Gebrauchs-  und  Verkehrs- 
steuern.  Hier  hingt  die  Steuerpflicht  einer  Person  von  bestimm- 
ten einzelnen  Tbatsachen  oder  Ereignissen  ab,  welche 
in  einer  bestimmten  Vermögens  Verwendung  (Besitz  ge- 
wisser Objecte,  wie  bei  den  sogen,  directen  Luxussteuern),  im 
Verbrauch  oder  der  Erzeugung  und  dem  Absatz  bestimm- 
ter SachgUter,  in  gewissen  \' erkehrsgeschäften  bestehen. 
Häufig  sind  es  daher,  wie  bei  den  Verkehrs-  und  den  meisten  Ver- 
brauchssteuern,  gewisse  Handlungen  einer  Person ,  —  der  Ab- 
sehlnss  eines  Rechtsgeschäfts,  die  Ausstellung  oder  Unter- 
schreibung  einer  Urkunde,  der  Verbrauch  oder  die  Erzeugung 
oder  die  örtliche  Bewegung  (z.  B.  Uber  die  Zollgrenze^  durch 
die  Stadtthore)  eines  bestimmten  Sachguts,  —  sind  es  solche  Hand- 
Inn  gen,  von  deren  Vornahme  die  Stouerpflicht  jener  Person,  mithin 
dnen  rechtlicher  Character  als  Steuersubject  abhängt.  Hier  kommt 
es  auf  die  oft  schwierige  and  su  leicht  der  Beobachtung  sich  eut- 
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ziehende  sichere  Constatirung  dieser  einzelnen  Tbatsacbeii 
und  Handlangen  an,  um  Uberhaupt  erst  die  Steuersnbjecte  fest- 
zustellen. Daraus  ergiebt  sich  die  Nothwendigkeit  eines  verwickel- 
ten Steuercontrol-  und  Steuers  traf  wesens  in  unmittelbarer  Ver- 
bindung mit  den  Hassregehi  zur  Ermittlung  der  Stenersulgeete. 
Die  Frage  nach  Steuerhaflenden  und  nach  StellTertretem  ftlr  das 
Steuersubject  wird  damit  zugleich  wichtiger  und  schwieriger. 

Zur  Bekänipfang  dieser  Schwierigkeiten,  die  bei  directer  Be- 
steuerung der  Consumenten  selbst  fast  untiberwindlich  sein  und 
jedenfalls  unerträgliche  Belästigungen  für  die  Verwaltung  und  das 
Publicum  in  den  erforderlichen  Coutrolmassregeln  mit  sich  bringen 
würden,  dient  dann  wieder  die  indirecte  Besteaerungsform.  Der 
erwähnte  grosse  Vortbeil  derselben  bei  einer  VermindeniDg  der 
Stenersulgeete  und  der  Heraushebnng  geeigneterer  Steuersnbjeele 
in  den  Pvoduoenten,  Kaufleuten,  FraehtfHhrem  n.  s.  w.  wird  eist 
deutlich,  wenn  man  sich  die  sonstigen  Sohwierigkeiten  einer  Fest- 
stellung der  Stenersubjeote  unter  den  Consumenten  selbst  vergegen- 
wärtigt.  Bei  den  in  stenertechnischer  Hinsieht  in  dem  genannten 
Puncte  den  Verbrauchssteuern  verwandten  Verkehrs  steuern  kann 
man  sich  solcher  Steuersubjecte ,  welche  als  Substitute  und  Ver- 
mittler für  die  ins  Auge  gefassten  Steuerträger  fungiren  können, 
nicht  so  leicht  bedienen.    Doch  lässt  sich  bei  gewissen  Börsen- 
stenem  (Einziehung  von  Abgaben  für  den  Umsatz  von  Fonds,  für 
Schlusszettel  u.  dgl.  durch  die  vermittelnden  and  selbst  haftenden 
Makler),  bei  einzelnen  Steuern  auf  Greditgesehäfie  (Einziehung 
duieb  Vermittlung  des  Gläubigeis,  z.  B.  bei  Lombardgeschftften), 
auf  Quittungen  u.  a.  m.  wohl  eine  ähnUehe  Einrichtung  treffen. 

Wesentliche  Schwierigkeiten  flir  die  Bestimmungen  Uber  die 
Steuersubjecte  bei  den  Verbrauchs-  und  Verkehrssteuern  bleiben 
freilich  immer  tlbrig:  einer  der  steuertechnischen  Nachtheile  dieser 
Steuerarten  neben  manchen  anderen,  die  neben  den  Vortheilen  der 
indirecten  Erhebung  bei  den  Verbrauchssteuern  nicht  übersehen 
werden  dtlrfen.  Das  Einzelne  richtet  sich  nach  den  besonderen 
Verhältnissen  der  einzelnen  Stenergattung  und  Steuer,  bei  den  Vcr- 
brauchsBtenem  namentlich  nach  den  in  %,  492  dargelegten  Ver- 
sohiedenheiten  der  Erhebungsart:  der  Landesgrenzzoll,  EinflihrsoU, 
die  sttdtische  Thoraccisey  die  beim  heimischen  Pirodueenten  er- 
hobene innere  Verbrauchssteuer,  die  emzelnen  Arten  dw  Bestenerong 
hierbei  (Rohstoff-,  Fabrikatsteuer)  u.  s.  w.  bedingen  hier  mancherlei 
Verschiedenheiten  in  den  Vorschriften  Uber  Steaersubjecte,  Hailende 
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und  Stellvertreter.  Bei  den  Yerkehistteiieni  auf  Bechtsgesehäfte 
hat  das  Geeets  auch  die  nicht  unbedenkliche  fintscheidong  zu 
treffiBn.  wer  von  zwei  Oontrahenten  n.  s.  w.  das  gesetsliche  Steaer- 

subject  sein  soll,  von  dem  die  Zahlung  za  verlangen  und  beizu- 
treiben ist.  Auch  wenn  dadurch  eine  vertragsmässige  Regelung 
der  Steuerpfliebt  unter  den  Betheiligten  natürlich  nicht  ausge- 
schlossen wird,  so  wird  derselben  doch  unter  Umständen  zu  Un- 
gunsten des  in  seiner  ganzen  ökonomischen  und  socialen  Position 
sehwäcberen  Theils  leicht  bedenlLlich  präjudicirt^)  (§.  562). 

B.  —  §.  541.   Die  Stenerobjecte. 

Die  Feststellnng  derselben  macht  regelmissig  bei  etwas  ent- 
wickelterer Erwerbs-i  Besits-  nnd  Gebranchsbestenerong  grossere 
Schwierigkeiten  als  die  Feststellnng  der  Stenersubjeete  nnd  diese 
Schwierigkeiten  waebsen  immer  mehr  mit  der  grösseren  Efinst- 
lichkeit  der  Besteuerung.  Die  bezüglichen  gesetzlicben  Vorschriften 
specialisiren  sich  dabei  nothwendig  noch  stärker  als  bei  den  Steuer- 
subjecten  nach  den  Steuer  arten  und  den  Verhältnissen  der  ein- 
zelnen Steuern. 

In  den  immer  zahlreicher  werdenden  Fällen,  wo  das  Steuer- 
object,  bes.  auch  die  Steuereinheit  (§.  331  sub  3)  nicht  eine  phy- 
sische Person  selbst  oder  ein  einfaches  Saohgat  ohne  wesentUche 
Qnalitaisnnterschiede,  sondern  eine  oomplioirte  WerthgrOsse, 
ein  Ertrags-,  Einkommens-,  Besitzbetragy  eine  Erwerbseinrichtang 
(s.  B.  ein  Gewerbebetrieb),  ein  technischer  Prodnotionsproeess,  eine 
Waare  mit  zahlreichen  Sorten  und  Qualitätsunterschieden,  ein  Eechts- 
geschäft  oder  eine  Urkunde  darüber  ist,  —  da  muss  das  Recht 
immer  genau  die  Merkmale  für  das  betreffende  Steuerobject,  für 
dessen  Einheit,  Begriff,  Umfang,  Inhalt  angeben.  Das  ist  oft  sehr 
schwer  und  bei  der  Anwendung  des  Gesetzes  treten  leicht  neue 
Schwierigkeiten  hervor.  Hier  muss  dann  eine  authentische  Inter- 
pretation erfolgen  nnd  in  weitem  Maasse  sind  durch  Voilzngs- 
▼erordnnngen,  Instmetionen  n.  s.  w.  die  mitunter  recht  schwierigen 
Zweifel  eben  doch  oft  nnr  ziemlich  willktthrlich  zn  Utoen.  Nament- 
lich die  Gesetzgebung  nnd  das  Verordnnngsrecht  auf  dem  Gebiete 
der  Ertrags-,  indireeten  Verbranehs-  und  Verkehrs- 
besteuerung wird  auf  diese  Weise  in  hohem  Maasse  schwierig  und 


*)  Ein  Beispiel  liefert  der  Stempel  bei  Micthcontracten.  Wenn  da  das  sogen. 
Saaptexemplar  tou  Miether  mit  dem  Stempel  zu  versehen  bt«  so  sehen  leicht  beide 
theile  darin  ein  gesetzlich  geordnetes  BecbtstrerhIItnIss  und  die  Steuer  wird  einseitig 
da»  Miether  zngeechobea. 
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wdtiänfig,  biB  zar  Unttbersehbarkeit  (ZoUieoht,  bei  compUoirten 
Tarife,  ibuiBOflische  WeinbeBtenenmgi  firaasOnumdieB  Stempel-  imd 
Enregistrementoystem !). 

In  reebtiieher  Hinsiebt  sind  aaeb  bei  den  RealBtenern,  wie 

besonders  der  Grund-  und  Gebäudesteuer,  und  bei  den  auf 
Immobilien -Geschulte,  Besitz  Wechsel  von  Grundeigenthum  u.  s.  w. 
sich  beziehenden  Ve rkehrs steuern,  dann  bei  einzelnen  indirecten 
Verbrauchssteuern  auf  bestimmte  Sachgftter  (Tabak-Gewichtsteuer) 
Vorsehrilten  notbwendig,  ob  and  wie  weit  die  Sache  selbst, 
onabliängig  von  ibrem  jeweiligen  Besitzer  oder  Eigenthtimer  oder 
▼an  den  Beebten  Dritter  an  ihr,  für  die  rttciutibidige  Steaer  haftet 
Das  bedingt  dann  wieder  besondere  Gontrolen. 

Es  ist  daher  sehr  erklftrlieh,  dass  der  Wanseh  naeh  Ein- 
fachheit der  Stenerobjecte  and  Einheiten  rege  wird.  Er  kann 
aber  in  der  entwickelten  Bestenerang  meist  nnr  mittelst  Preisgebang 
wichtiger  Steuerprincipien ,  namentlich  um  den  Preis  einer  mehr 
Oller  weniger  starken  Verletzung  des  Grandsatzes  der  Gleich- 
mässigkeit  erttillt  werden. 

Denn  in  letzter  Linie  ist  es  wieder  der  früher  dargelegte 
DifferenziruDgsprocess  des  Steaers^stems  (s.  bes.  §.  439  £) 
und  sind  es  die  mächtigen  diesen  Process  bewirkenden  Ursachen, 
die  Entwicklung  der  Teehnik,  der  Arbeits-,  Erwerbs-  und 
Besitztheilnng  oder  m.  a.  W.  die  qnalitatiye  nnd  quanti- 
tative Differentirnng  des  Nationaleinkommens  nnd 
Nationalyermögcns  bei  deren  Vertheihing  an  die  Einseinen, 
welche  ancb  diese  wachsenden  Schwierigkeiten  in  Bezug  auf  die 
Feststellung  der  bteuerobjecte  hervorrufen. 

In  den  einfacheren  Verhältnissen  früherer  Wirthschaftsperiodcn 
ist  diese  Aufgabe  bei  den  rohen  Erwerbs-  und  Besitzsteuem  und 
ZöUeu  solcher  Zeitalter  nicht  besonders  mtihsam.  Man  hält  sich 
an  die  leicht  und  einfach  zu  constatirende  Kopf-  oder  Familien- 
sabl,  allenfalls  an  die  ebenfalls  unschwer  za  ermittelnden,  meist 
notorisch  feststehenden  Personal-  nnd  politischen  Standesrerhftlt- 
nisse  der  Person»,  an  die  ttblichen  agrarischen  Besitz-  und  Wvdi- 
schaftseinheiten  bei  Grand-  nnd  ähnlichen  Stenero,  höchstens  an 
die  durch  einfache  nnd  rohe  MeHioden  noch  zienHeh  leicht  und 
für  den  Zweck  hinlänglich  genau  zu  ermittelnde  Grösse,  Art  und 
ungefähre  Güte  der  Grundstücke.  Man  unterscheidet  nicht  weiter 
fein  die  Art  und  Qualität  der  zollpflichtigen  Artikel.  Einkommen- 
uud  V  ermogeosteaern  verlangen  zwar  schon  etwas  amfänglichere 
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und  sehwierigere  Proceduren  aar  FestateUnng  der  Steuerobjeote  and 
fimbateo.  Aber  anter  den  stabileren  Beebts-,  Wirtbaobafks-  and 
tecbniBcben  YerbftltnifNBen,  bei  der  geringeren  Ortlicben  Bewegung 
▼on  Personen  and  Kapitalien  and  dem  wenig  entwiekelten  Credit- 

verkehr  sind  doch  auch  hier  die  Schwierigkeiten  viel  geringer  als 
späterhin,  zumal  bei  niedrigen  Steuersätzen,  mit  welchen  Ungleich- 
mässigkeiten  in  der  Umlegung  der  Steuern  leichter  verträglich  sind. 

In  der  höher  entwickelten  Volkswirthschalt  dift'erenziren  sich 
die  £rwerb8-,  Besitz-  und  Gebrauchsarten  so  ausserordentlich,  dass 
nun  auch  eine  viel  sorgfältigere  BerUcksiebtignng  der 
Versobiedenbeiten  der  einzelnen  Steuerolyeete  anyermeidlieb 
wifd.  NamenÜicb  mttssen  die  WertbgriJssen  der  einzeben 
fltenerpfliebtigen  firtri^e»  Einkommen,  VermOgensbestandtbeile  and 
Oesammtvermögen,  die  Arten  and  Qualitäten  (Sorten)  der  Ter- 
branchssteuerpflichtigen  Sacbgüter,  die  Arten  der  einzelnen  ver- 
kehrssteuerpflichtigen Recht.sgcschat'te  nun  möglichst  genau 
l'estgestellt  und  in  der  Besteuerung,  zumal  bei  höheren  Steuersätzen, 
unterschieden  werden.  Die  umfassendsten  und  doch  trotz  allen 
äcbarfsinns  und  aller  Mühe  nur  von  zweifelhaftem  Erfolg  belohnten 
Massregeln  zur  richtigen  Ermittlung  der  Erträge  und  Einkommen 
des  berufsmässigen  Erwerbs  (§.  454  If.)  in  der  modernen  Bestene^ 
ring  erklären  sieb  so  aas  den  Scbwierigkeaten,  welebe  die  riobtige 
Feststellung  der  Steaeroliti^to  ittr  die  genannten  Stenern  bieten. 

Neben  den  anderen ,  frttber  dargelegten  Umständen  war  es 
dann  aber  aneb  die  fiinsiebt,  dass  sieb  mit  allen  zn  Gfebote  sieben- 
den Rütteln  die  Objecte  der  Ertrags-  und  Einkommensteuern  doch 
nicht  genügend  feststellen  Hessen,  welche  auf  die  stärkere  Ent- 
wicklung der  Verbrauchs-  und  Verkehrs  steuern  hindrängte. 
Freilich  war  nun  auch  hier  eine  immer  grössere  Speciali- 
siruDg  der  Steuerobjecte  geboten,  welche  i^ilers^  so  nament- 
lich bei  gewissen  Zollen  und  bei  den  meisten  inneren,  an  die  Pro- 
doetion  sieb  ansebliessenden  Verbraucbasteaem,  (Getränke-,  Zaeker-| 
Tabaksteoem)  ebenfaUs  wieder  sebr  grosse  Sebwierigkeiten  Air 
die  riebtige  Feststellong  des  Steaerobjeets  and  des  ibm  aoizalegen- 
den  Stenersatzes  maeben  masste.  WoDte  man  z.  B.  mit  der  an 
nnd  fiSr  sieb  nothwendigen  nnd  vom  Grundsatz  der  Gleiehmässig- 
keit  verlangten  Forderung  der  genaueren  Berücksichtigung  der 
.Sorten  und  Qualitäten  der  verbrauchssteuerpflichtigen  Artikel  vollen 
Emst  machen,  so  war  die  Aufgabe  ftlr  die  Steuerverwaltung  nicht 
geringer  als  bei  den  Ertragssteuern.  Man  glaubte  sich  aber  hier 
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mehr  ttber  eine  solche  Forderaog  hinwegsetzen  zu  können.  Trote- 
dem  bereitet  anch  hei  den  Üblichen  stenertechnisch  ziemlieh  onTott- 
kommenen,  aber  meist  allein  möglichen  Formen  der  inneren  in- 
direeten  Bestenemng  von  Getrtnken,  ZneluBr,  Tabak  n.  a.  nt  die 

cinigermassen  zuverlässige  Feststellung  der  Steuerobjecte  noch 
Schwierigkeiten  genug.  Die  hier  wie  bei  den  specifiseben  Fiuanz- 
zöllen  übliche  blosse  Quantit ätsbesteueruug  oder  das  Fehleu 
des  Qualitaissteucrt'usses  bleibt  aber  eben  ein  schwerer  Maogel 
dieser  Besteuerung.  Die  Anlegung  des  Qualitätssteuerfasses  hat 
sich  gewöhnlich  unmöglich  erwiesen,  weil  man  die  Feststellung  der 
Qualität  der  Steuerobjecte  nicht  nach  einfachen,  leicht  zu  coo- 
statirenden  Merkmalen  genügend  Bieber  stellen  konnte:  so  bei  den 
wichtigen  Finanzzollartikeki  der  Colonialwaaienbranehe^  bei  impor- 
tirtem  Wein,  bd  Tabak  n.  s.  w.  (§.  547). 

Die  wesentliehsten  Fortsehritte  in  der  Technik  der  Stener- 
verwaltung  betreffen  daher  Mittel  und  Wege,  um  zu  einer 
bessereu  FeststellungdcrStcuero  b  j  e  c  t  e  und  Einheiten 
zu  gelangen.  Bei  den  Ertrag-,  Einkommen-,  Vermögen- 
steuern kommen  in  Betracht  die  Methoden  der  amtlichen  und  son- 
stigen Schätzungen  und  Berechnungen  der  steuerpflichtigen  Werth- 
beträge, die  etwaigen  Declarationen  der  Steuerpflichtigen,  die 
Controlmittel  dafUr,  die  Herbeiziehung  der  Besteuerten  selbet  zor 
TbeUnahme  an  den  Maasregeln  tittr  dieFeststdlnng  der  Stenerolgeete, 
die  Bildung  bezttglieher  Stenereommissioneni  eventaell  die  Benutzung 
des  Repartitionsqrstems  (§.  543)  dabei  Bei  den  Verkehr- 
stenem  handelt  es  sich  nm  Einrichtungen,  welche  der  Verwaltung 
möglichst  sieber  von  der  Vornahme,  Art  und  Werthhobe  der  Steuer-  i 
Pflichtigen  Hechtsgeschäfte  Kenntniss  verschaffen.  Bei  den  Ver- 
brauchsteuern in  Form  von  Zöllen  sind  Verbesserungen  im 
Zollverfahren,  durch  welche  eine  WerthbezoUuug  oder  ein  nach 
den  Qualitäten  einer  Waare  abgestufter  Zoll  ermöglicht  wird,  wichtig. 
Bei  den  inneren  Verbrauchstenem  bildet  der  Uebergang  von  der 
Bohstoff-  zur  Fabrikatbesteuerung  anch  zugleich  ein  freilich  noch  | 
nicht  ansreichendes  Mitlei  aar  besseren  Feststellnng  des  Stener- 
objeets.  Die  Bestenerong  in  Monopolform  besits^  wie  man  aveb 
sonst  tlber  sie  artheile ,  vor  den  übrigen  stenertechnisch  anwend- 
baren nnd  tlbliehen  Formen  den  Vorzag,  dass  sie  die  FeststeOnng  des 
Steuerobjects  vereinfacht,  unmittelbar  den  verbrauchsteuerpflichtigen 
Consumenten,  nicht  nothwendig  Zwischenpersonen  trifft  und  einen 
rationellen  Qualitätssteuerfuss  am  Leichtesten  und  Besten  zalässt. 
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Die  Feststellniig  der  Steoersätxe  erfolgt  in  der  Praiis  regel- 
mlssig  auf  eine  siemlieh  willkllbrliehe  Weise.  .Man  bSJt  sieh  bei 
alten  Stenern  etwa  an  die  zufällig  gesebieMicb  tlberkommenen 

Sätze  und  verändert  diese  in  der  Kiclituiig  gleiclimässigerer  Ver- 
tbeilung  der  Besteuerung  sowie  nacli  der  Höhe  des  zu  deckenden 
Bedarfs  nicht  viel  anders  als  nach  einem  gewissen,  meist  ganz 
sobjectiven  Dafürhalten".  Bei  neuen  Steuern  verfährt  man  nach 
derselben  principlosen  Art.  Theoretisch  ist  jedenfalls  ein  richtigeres 
Vorgehen  zn  verlangen  und  es  lässt  sich  ein  solches  auch  angeben. 
Die  Praxis  wird  die  sieh  hier  bietenden  Scbwierigkeiten  allerdings 
Hiebt  leiobt  ganz  correct  Ktoen,  sondern  oft  nnr  dnrohbaaen  kOnnen. . 
Soweit  als  mOgliob  aber  sollte  sie  doeb  naeb  Principien  verfabren 
und  sieb  namentüeb  bei  grösseren  Refonnen  von  der  blossen 
Rontine  lossagen.^ 

Die  richtige  Höhe  der  Steuersätze  ergiebt  sich  nothwendig  ans 
dem  Verhältniss  der  Steuerobjecte  und  Steuerarten  zu  dem  durch 
Steuern  überhaupt  zu  deckenden  Theil  des  Finanzbedarfs.  Der 
Feststellung  der  Steuersätze  mlisste  daher  die  Entscheidung 
darüber  Torangehen,  in  welchem  Verhältniss  der  Ge- 
sammtertrag  jeder  Stenergattnng  und  einzelner  Stenern 
lar  Deeknng  des  ganzen  Stenerbedarfs  nngefäbr  bei- 
tragen soll  Vomemlieb  bandelt  es  sieb  bier  darmn,  die  Quote 
je  der  Ertrag-,  der  Einkommen-  nnd  Vermögen-,  der 
Erbsehaft-,  der  Verkebr-  nnd  der  Verbranebstenem,  dann 
wieder  bei  den  E r t r a g steuern  die  Quote  jeder  einzelnen  der- 
selben, bei  den  Ein  kommen  steuern  die  Quote  der  Steuer  des 

*)  Vorwürfe  dieser  Art  siud  auch  der  neuesten  Steuerreform  im  Deutschen  Kelche 
iiicht  zu  ersparen.  Die  Veniuickun^  der  Reichs-  jl  PtfticidarBtaatsfiuanzen  erschwert 
freilich  die  Aafgabe,  aber  macht  sie  eigentlich  nur  noch  nothwendiger,  Bt-vor  man 
ZBT  Ausführung;  des  Programms:  „mehr  iudirecte  Steuern"  schritt,  wäre  doch  eine 
FeMstellung  des  richtigen  Yerlilltnisses  zwischen  directen  o.  indirecten  Stenern,  das 
min  erstreben  will,  geboten.  Der  beUehte  Hinweis  auf  das  Ausland,  wo  man  auch 
aufs  Gerathewohl  die  einzelnen  Stenern  ausgebildet  hat  oder  wo  in  dieser  Hinsicht 
ein  Product  zufälliger  geschichtlicher  Eatwiddung  rorliegt,  hat  zunächst  gar  keinen 
Werth,  weil  die  VeriiUtiiiaBe  gens  TerBchieden  Ui^^.  S.  meinen  Anftatx  Uber  die 
schweb,  deutschen  Finanzfragen,  Tüb.  Ztschr.  1879  S.  95  Ii.  Auch  das  Vorgehen  bei 
der  Regelung  der  l'inaiizzollsät^e  und  der  landwirthschaftl.  Zölle  in  der  Tarifreform 
des  J.  1879  war  noch  ein  sehr  routinemäasiges ,  wie  die  Begründung  einzelner  Posi- 
tionen,  z.  B.  Kaffee,  Thee,  Petrolenm,  Wein,  in  d.  amtiichen  ,3IottTen**  bezeugt  Von 
einer  Behandlung  solcher  Fra.:  ii  im  Zusammenhang  des  ganzen  Steuersystems, 
daher  namentlich  unter  nothwendiger  Berücksichtigung  der  übrigen  ^  erbrauchs-  und 
directen  Steuern,  welche  das  Einkommen  ein  und  derselben  Person  muthiuassUch 
liebsten,  keine  Spur.  Statt  das  Moment  der  Willkuhr  im  Steneraystem  za  be- 
ichränken,  giebt  man  ihm  so  nur  einen  immer  grOflBwen  Spiebaam. 

A.  W»f  Der.  Finannritwtueliaft.  IL  38 
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Arbeits-,  des  Renten-  und  des  gemiscbtcu  Einkommens, 
bei  den  Vermögen  steuern  die  Quote  der  Steuer  des  mobilen 
und  immobilen  Vermögens  vom  Steuere rtrag  feeUaiteUen.  Aach 
dies  darf  nicht  ganz  wUlktthrUoh  geschehen ,  sondern ,  anter  der 
gerade  hier  wohl  angemeasenen  Berdoksichtignng  des  gesohiehtlioh 
flberkommenen  VerhUtoiSses  der  Stenern  zn  einander,  in  der  Weise» 
dasB  man  namentlich  die  FeststeUnng  der  Quoten  jeder  Ertrag-, 
Einkommen-  und  Verraögeusteuer  auf  Grund  umfassender  landes- 
statistischer Aufnahmen  über  die  ungefähre  Höhe  der 
jeder  Steuer  unterliegenden  Erträge,  Einkommen  und  Vermögen 
vornimmt.  Diese  Aufnahmen  sind  von  Zeit  zu  Zeit  zu  revidiren. 
Aach  ist  ferner  zu  beachten,  wie  gewisse  Steuern  scbLiesslicb  auf 
dasselbe  einzelne  Einkommen  oder  Vermögen  fallen,  und  darnach 
die  Regelung  der  Stenösfttze  mit  vor  zunehmen.  Die  Quote  z.  £. 
der  Einkommensteuern,  insbesondere  der  davon  auf  die  unteren 
Glassen  treffenden,  wird  daher  niedriger  in  einem  Steuersystem 
ausfaUen  mttssen,  in  welchem  hohe  indireote  Verhrauehsteneni 
iiut  notbwendige  Verzehrungsartikel  und  auf  Genussmittel  jener 
Classen  enthalten  sind.  Die  Quote  der  Vermögen-,  ErbschalV 
steuern  ist  unter  derselben  Voraussetzung  höher  anzusetzen.  Prac- 
tisch  wUrde  es  namentlich  wichtig:  sein,  die  Quote  der  Verbrauchs- 
besteuernng,  eventuell  auch  dieser  und  der  Verkehrsbesteaerung 
einer-,  der  sämmtlichen  übrigen  Steuern  andererseits  festzu- 
stellen, so  besonders  bei  eingreifenden  Steuerreformen,  um  nicht 
ganz  auÜB  Gterathewohl  die  eine  Gattung  tthermSssig  zu  entwiekefai 
und  die  andere  emseitig  zurttokzudrftngen,  nur  nach  salQeo- 
tiyem  Belieben. 

§.  543.  —  1)  Feststellung  der  Steuersätze  bei  den 

Ertrag-,  Einkommen-  und  ähnlichen  oder  bei  den  vor- 
zugsweise direct  erhobenen  Steuern.  Repartitions- 
und  Quotität ssteuersy s tem. 

Nachdem  man  auf  diese  Weise  zunächst  die  Steuersumme,  welche 
durch  eine  Steuergattung  oder  eine  einzelne  Steuer  erzielt  werden  soll, 
festgestellt  hat,  kann  man  non  bei  gewissen  Stenern  zur  rationellen 
Feststellung  der  Steuersätze  seihst  einen  doppelten  Weg  einschla- 
gen, den  einesRepartitions-  und  den  eines  Quotitfttssteuenystems. 
Diese  Unterscheidung  wird  gewöhnlich  nur  bei  den  sogenannten 
directen  Ertrag  und  Einkommen-,  allenfalls  auch  den  all- 
gemeinen Vermögen  Stenern  gemacht.  Sielässt  sieb  aber  auch 
auf  andere  direete  Steuern,  z.  B.  die  Erbschaftssteuern  anwenden. 


Digitized  by  Googl( 


Steoeisitze.  Reptrütioos-  uad  QttotiUUssystenu 


595 


In  einem  Puncte  kann  man  sogar  bei  den  Verkehr  -  und  Ver- 
brauchsteuern den  Gedanken  des  Repartitionssteuersystems  ver- 
wertbeu,  indem  man  mit  dem  Ertrag  dieser  Stenern  gewisse 
directe  Steuerzahlungen  in  Verbindung  bringt  oder  wenigstens  fttr 
die  Folgezeit  die  Stenerstttze  anf  einer  oder  beiden  Seiten  ent- 
ipreohend  regnlirt^) 


^  S.  Rau  L,  §.  295.  Er  hebt  die  Daterscheidang  als  eine  „bes.  im  franzOs. 
FiDäuzwesen  gangbare"  hervor,  bemeri[t  alier,  dass  sie  hie  und  da  auch  iu  anderen 
Ländern  vorkomme.  So  in  Würtem b ttrg'.  wo  seit  1^21  ein  festes  Verhältniss  zwischen 
den  3  alteren  Schätzungen  festgehalten  wurde,  die  (iruudst.  sollte  "l^^  die  Uausst 
Ae  ISewerbest  */,4  des  seitirdUg  auf  8  MilL  fl.  fixirten  OMMUBtertiags  abirerfea. 
Far  die  Grundst.  ergab  dch  so  HUL  fi  und  ein  SteuerfiiSB  ?on  1 1*729  des 
Ktiücrtragt,,  bei  der  (Jcbündest.  v.  2  538  Permillc  (nach  Kau,  — Prorent  V).  Mit  der 
rerschiüdcucii  Entwicklung  der  bctrctfendon  Erträge  müssen  sich  solche  (Quoten  noth- 
veadig  vertndern,  «in  cUe  einzelnen  Ertragsquellen  gleichmlsslg  zo  beateneni.  Das 
irt  ipitcr  auch  in  Würt.  geschehen.  —  Kan  tMklärt  sich  gegen  die  Ropartition:  „Die 
Enrigung,  dass  es  gerecht  ist,  wenn  der  Steuerfuss  iui  ganzen  Lande  gleichbleibt  (?), 
lad  dass  es  üir  den  Steaerpflichtigcn  eine  Erleichterung  ist,  wenn  der  Steuerfuss 
nicht  oft  verändert  wird  [aber  wenn  der  Pinanzbedarf  es  fordert?],  fuhrt  dahin,  dass 
man  den  Quotitäts-  (..gleich  angelegten")  Steuern  im  Allgemeinen  den  Vorzug  geben 
uBss.  Bei  den  meisten  Aufwandsteuem  ist  die  Vertheilung  einer  im  Ganzen  fest- 
gcMtzten  Summe  gar  nicht  ansführbar.**  Diese  Bevsisfübrung  ist  nicht  übeneugend. 
Bsa  übersieht  auch  den  Zusammenliang  beider  BestenerungsmeUioden  mit  allgemeineren 
Verhältnissen  der  Steiierverwaltung.  nam.  den  in  §.  544  erwähnten.  —  In  Frank- 
reich sind  von  dun  4  grossen  directea  Steuern  3,  die  (irundsi. ,  die  Personal-  und 
WebnuigsBleiier  (imptat  personel  et  mobiUer)  n.  die  Thflr«  a.  Fensterst  Repartitions-, 
nur  'linc,  die  (icwerbe-  oder  Patent.st.  eine  Quotitätssteuer.  S.  darüber  Hock,  Fin. 
iraiikr.  S.  140  II.  Er  erkennt  mit  Hecht  die  Vorzüge  des  Kepart.systems  an,  S.  152. 
„Es  entsteht  dadurch,  sagt  er,  eine  gegenseitige  üebcrwachung  und  ein  moralischer 
Hebel  für  Steueri)flichtige,  Schätzleute,  Gemeindevertreter,  welcher  wohithätiger  wirkt, 
ils  die  gehäuflesten  fiscalischen  Massregeln.  und  anderseits  ist  durch  die  genaue  Er- 
mittelung der  Elemente,  auf  denen  die  Steuerflucht  des  Einzelnen  beruht,  jeder 
^nnkQhr  n.  jeder  Einmengung  eines  dw  allgemeinen  Ge8et2febang  firemden  Princips 
in  dte  Sifliierbemessong  voi^ebeugt**  —  Bei  der  „Gontingentirung''  ron  Stenern  in 
Preussen  ist  dem  Repartitionsprincip  nur  zugleich  in  scliärferer  Weise  eine  staats- 
rechtliche Bedeutung  gegeben  worden.  Die  GrundsL  wurde  durch  das  Gesetz  vom 
21.  Mai  1801  anf  10  MiU.  Thir.  Oesammtertrag  für  die  Konarchie  im  m>66er 
l'mfiang  festgestellt.  Dann  wurde  der  Boden  katastrirt,  nm  den  Reinertrag  in  .,ver- 
hiltüissmrissii^'er  (Jleichlieit"  zu  ermitteln  und  danach  jene  Summen  von  «)beu  nach 
Lntcu  aul'  die  Provinzen,  Kreise,  Gemeinden  u.  scliliesslich  aul  die  einzelnen  Licgen- 
Khaften  zu  venheüen.  Als  nomineller  Steuerfuss  der  Grundsteuer  ergab  sich  so 
9'574*/9.  Gebäudesteuer  ist  Qnotitätsst.  geblieb  ii.  Ihm  h  das  (les.  v.  25.  Mai  1S73 
ist  die  Classensteuer  ähnlich  auf  11  und  mit  lunbezichung  der  bisher  mahl-  und 
KUachtät.pflicht.  SUidte  auf  14  MiU.  Thlr.  contingentirt  werden.  Die  classüicirte 
Einkommenst.  ist  nach  wie  vor  Quotitätsst.  —  Mit  der  Zollrcfonn  von  1879  ist  auch 
im  Deutschen  Heiche  eine  Einrichtung  eingeführt  worden,  die  auf  einem  verwandten 
üedaniLen  beruht  Das  Keicbsges.  v.  15.  Juli  IbVJ  ^.  b  sichert  dem  licichc  aus  dem 
Irtng  der  Zolle  ond  der  Tabekstener  ein  „Yonns'*  Ton  180  MOl.  M.  Was  darüber 
hiuusgeht,  wird  den  Einzelstnatten  nach  Massgabe  der  Bevölkerung,  mit  der  sie  zu 
'Jen  Matricularbeiträgen  herangezogen  werden,  überwiesen.  In  Preussen  i.'-t  nun 
•in  Gesetz  in  Vorbereitung,  nach  welchem  bei  solchen  üeberweisuugon  eventuell 
fwime  ErUsse  an  der  Gtossen«  und  fönkemmenstener,  weiterhin  eventnell  Ueber- 
tragungi-n  von  Theilen  d<'r  Staats-fimnd-  und  Gebäudest.  an  die  Gemeinden  stattfinden 
Mliea;  die  im  Text  augedeutete  Be/.ichung  zwischen  directen  o.  iudirecten  Steuern 
Bach  einem  Gedaukeu  des  ßepartitioussystems. 
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a)  Das  Kepa rtitions-  (Verth cilungs-,  Auftheilungs)-  | 
«ystem  beruht  auf  dem  Princip,  wie  es  schon  im  obigen  Vorschlag  j 
geschehen  ist,  zunächst  die  ganze  Steuersumme,  welche  man  ; 
durch  eine  Steuer  aufbringen  will,  festznsteUeu  und  dann  dieselbe 
von  Oben  nach  Unten  auf  die  Stenero bjeete  su  vertbeilen. 
Die  gesetzliclie  Festsetsnng  einer  solchen  Steaersamme  nennt  die 
technische  Sprache  eineeiner  Länder  (Preassen)  die  „ Conti ngen- 
tirnng''  einer  Steuer.  Der  Steuersatz  für  ein  Steuerobject,  bei. 
für  das  danach  besteuerte  Stenersubject,  oder  der  Steuerfuss  ftr 
die  Steuereinheit  ergiebt  sich  hier  erst  am  Sehl uss  der  ganzen 
Operation.  Er  wechselt  daher  bei  gleicher  Steuersnmme  nach 
der  Zahl  (Werthgrüsse  u.  s.w.)  der  Steuereinheiten.  In  dieser 
Weise  kann  man  die  Steuersumme  für  einzelne  Er  trag  steuern, 
auch  für  Einkommen  steuern  oder  für  die  ganzen  ,,direeten''  Steneni 
gesetzlich  feststellen,  wie  mehrfach  geschehen  ist,  oder  man 
kann  bestimmte  gesetzliche  Vorschriften  treffen,  um,  unabhängig 
vom  Steuersatz  für  das  einzelne  Ot^ect,  nach  gewissen  statistisches 
Anhaltspuncten  u.  s.  w.  zunächst  die  Steuersumme  für  eine  Steuer 
festzusetzen^  wie  es  ebenfalls  Torlcommt.*) 

b)  Den  umgekehrten  Weg  schlägt  man  im  Quotitäts- 
Steuersystem  ein:  man  setzt  zuerst  den  Steuersatz  für  die  Steuer- 
einheit fest,  bei  den  üblichen  directen  Steuern  in  Form  einer  Quote 
oder  eines  Proce  ntsatzcs  der  betreffenden  Geldwertheinbeitcn 
der  Steuerobjcctc.  Die  Steuersumme  bildet  sich  dann  von  Unten 
nachOben  zu  und  ergiebt  sich  erst  am  Sc  hl  uss  der  Operation. 
Sic  wechselt  bei  gleichem  Steuersatz  nach  der  Zahl  u.  s.  w. 
der  Steuereinheiten.  In  der  Regel  hat  man  bei  den  Ertrag-|  Ein- 
kommen-, VermOgen-y  £rbschaflssteuern  diesen  Weg  eingeschlagen. 
Bei  den  Steuersätzen  der  Verkehr-  und  Verbrauchsteuern  liegt  im 
Grunde  dasselbe  Verfahren  vor. 

In  zwei  wesenfliehen  Pnncten  muss  man  bei  diesen  beiden 
sonst  so  verschiedenen  Systemen  der  Besteuerung  allerdings  doch 
auf  gleiche  Weise  Seitens  der  Verwaltung  vorgehen.  Auch  bei 
der  Quotitätsbesteuerung  muss  die  Steuersumme,  die  man  erzielen 
will,  von  vorneherein  wenigstens  ungefähr  feststehen,  um  die 
Steuersätze  annähernd  richtig,  d.  h.  so  bestimmen  zu  können,  dass 
auf  die  Deckung  des  Bedarfs  gerechnet  werden  kann.  Und  bei 
der  Bepartitionsbesteuerung  sind  gewisse  Normalstenerslltie  wenig- 

")  S.  vor.  Kote,  bes.  Uock  a.  a.  Ü.  Uber  die  Methode  bei  der  (iraadst.  ia  Fmik- 
Mich,  die  za  repartireiide  Snoune  ftr  dea  ganzen  StMt  festiuldlen. 
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stens  alsproviäorische  der Veranlagiing  und  Erhebung  zu  Gründe 
zn  legen,  dieselben  ODterliegen  aber  dann  später  einer  Verminderoiig 
oder  ErbOhnng,  je  naehdem  das  Ergebnias  die  feste  Stenersiunme 
Übersteigt  oder  Dicht  eneiehi*)  Gerade  in  Betreff  der  endgiltigen 
Feststeilling  der  Steaersfttze  ergeben  sieh  hier  indessen  schon  einige 
Voriheile  des  Repartitionssystems. 

§.  544.  Bei  den  gewöhnlichen  directen  Steuern,  den  E^rtrag-, 
Einkommen-,  Vermögensteueni ,  hängt  die  Wahl  zwischen  Repar- 
titions-  und  Quotitätsbestcnerung  noch  mit  anderen  Verhältnissen 
der  »Steuerverwaltung  zusammen.  Die  Repartitionsbesteuerung  lässt 
sich  hier  passend  einmal  mit  einer  gewissen,  öfters  erwttnsehten 
Decentralisation  der  Steneryerwaltnng,  sodann  mit  einer 
Vertheilang  der  Steuerlast  durch  die  Steuerpflichtigen 
selbst  unter  sich  in  Verbindung  bringen. 

a)  Jene  Decentralisation  besteht  darin,  dass  man  die 
SelbstTerwaltnngsktfrper  auch  fttr  die  directe  Staatsbe- 
stenemng  mit  in  Thätigkeit  setzt.  Man  re])artirt  die  ganze  Summe 
einer  Staatssteuer  zunächst  auf  die  l'rovinzen,  dann  die  Provincial- 
qoote  auf  die  Kreise  und  kreisexcmten  Gemeinden  (Städte),  die 
Kreisquote  auf  die  Gemeinden.  Die  weitere  Vertheilung  der  Pro- 
vincial-  und  Kreisquoten  auf  die  nächst  kleineren  Körper  kann 
gleieh  durch  Gesetz  oder  durch  die  staatliche  Steuerverwaltnng  auf  • 
Grand  von  Katasteroperationen  u.s.w.  selbst  erfolgen,  aber  auch  nach 
gesetslichen  Vorschriften  und  unter  Vorbehalt  etwaigen  Recurses 
an  Staatsbehörden  oder  an  gewisse  Organe  des  höheren  Selbst- 
Terwakungskörpers  durch  die  Verwaltung  der  letzteren.  Es  lässt  sich 
dabei  allenfalls  das  Frincip  einer  Steuerhaftung  jedes  solchen 
Körpers  für  seine  Steuerquote  festsetzen  (§.  567).  Besonders  wird 
sich  hier  aber  die  —  übrigens  auch  bei  gewissen  directen  Quoti- 
tätssteuern  des  Staats  vielfach  emplehlenswerthe  und  übliche  — 
Erhebung  der  Staatssteuern  durch  die  Steuererhehungsorgane 
der  Communaibesteuerung  (§.  568)  zweckmässig  anschliessen. 

Eine  solche  Decentralisation  hat  den  grossen  Vortheil,  die 
Bertteksicbtignng  der  localen  Verhältnisse  zu  erleichtem,  ohne 
doch  den  Staat  in  seinem  Finanzinteresse  zu  gefi&hrden.   Sie  ist 

So  geschieht  es  nach  dem  gen.  Gesetz  von  197S  regelmJissic  bei  der  p^'  ^^^s. 
Cla^-iensteucr.  Die  BevOlteninp^.  d.  h.  die  Steuerpflichtigen  unter  lOOU  Thir.  Ein- 
kommen, wwi  nach  den  gesotzlichen  Steuersätzen  zur  Steuer  reranlagt  Ergiebt  sich 
d»bei,  wie  gegeovirtig  r^lmässig,  ein  Plus  der  StcueTsamme  Uber  42  MilL  liL 
hinaus,  so  eifol^rt  oinc  entsprechende  Ermässif^ng  der  Stenenltie  pio  iftte,  die  z.  B. 
bei  den  letzten  Mouatsterminen  gutgerecbnet  wird. 
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auch  wohl  eine  richtige  Conseqnenz  der  neueren  OrganLsatioa  der 
Selbstverwaltang  Überhaupt.  Zur  richtigen  Vertheilung  der  Stener- 
sammeD,  s.  B.  fttr  die  Gmndstoiier,  anf  die  Provinzen,  Kreise  md 
Gemeinden  bedarf  es  freilieh  nmfasseoder  landesstaüstiseher  A«f- 
nahmen,  Katasteroperationen  nnd  Veranlagungen  Seitens  des  Staats. 
Da  es  sieb  dabei  aber  wesenüicb  nur  dämm  bandelt,  einen  Ver- 
theilnngsschlüssel  diesen  ganzen  Gebietstheilen  gegenüber  zn 
erlangen,  nicht  unmittelbar  den  Steuersatz  der  einzeln eu  .Steuer 
Pflichtigen  zu  bestimmen,  so  schaden  die  ohnehin  nie  ganz  zu 
vermeidenden  kleinen  Fehler  bei  jenen  Aulnahmen  nicht  so  viel. 
Man  kann  sich  daher  mit  einer  weniger  sorgfältigen,  mithin 
auch  weniger  zeitranbenden  und  kostspieligen  Operation 
begnügen.  So  gewinnt  man  den  weiteren,  sehr  wesendiehen  Vor- 
tbeil,  diese  Operation  öfters  erneuern  oder  fiinselnes  revidiren 
zu  können,  nm  die  Haupt?ertheilnng  der  betreffenden  Stmr  in 
Uebereinstimmung  mit  den^  loeal  so  versehiedenen  VerSndemngen 
der  Produetionsteebnik,  Ertrags-  und  EinkommenhObe  u.  s.  w. 
zu  erhalten. 

b)  Die  letzte  Vertheilung  der  Steuersumme  auf  die 
einzelnen  Steuerpflichtigen  durch  diese  selbst  oder 
wenigstens  unter  deren  unmittclharer  Mitwirkung  mittelst  ent- 
•  sprechend  gebildeter  Steuerveranlagnngs-Commissionen  führt  dann 
erst  zur  Feststellung  des  Steuersatzes  fUr  jedes  Steuersubject  oder 
Steuerobject.  Dabei  ergiebt  sich  öfters  die  Mö^chkeit,  die  indi- 
viduellen Verbältnisse  der  Steueipfliohtigen  angemessen  mit  zu 
borfloksiobtigen,  was  bei  Personalsteuenii  wie  den  Einkommea- 
und  Vermögenstenem  in  hohem  Maasse  erwünsebt  und  selbst  bei 
Ertragsstenem ,  wie  namentlieb  der  Gmnd-  nnd  Gewerbestener, 
mitunter  das  einzige  Mittel  ist,  um  gewisse  denselben  anhaftende 
Mängel  zu  mildern  und  dadurch  diese  ganze  Steuergattung  steuer- 
techniscb  minder  unvollkommen  zu  machen:  allerdings  die  Ver- 
bindung eines  Subjectsteuermoraents  mit  der  Objectbesteuerung, 
z.  B.  bei  der  Feststellung  der  Stenerschnldigkeiten  der  einzelnen 
Grundsteuersubjecte,  aber  eine  wohl  zu  reehtfertigeade  MassregeL 


''O  £s  ist  denalbe  Gedanke,  der  den  grosseii  GrandsteiieriiatasteTopentioneii, 

gpedcU  der  doch  mehr  cursofiflcben .  als  wirklich  genauen  preussisrhen .  zu  Gninde 
liegt  Mau  sollte  nur  nicht,  wie  |(enule  in  Frankreich,  nach  dem  doch  nur  im  danzen 
und  Gitmen  einigermaßen  bnochbaren  Kataster  die  Grundsteuer  anf  die  einzelnen 
Liegenschaften  vertheilen,  sondern,  nach  den  richtigen  VoneUigea  Ton  L.  Stein 
■a.  A.,  diese  letzte  Vertheilunp  auch  in  ge^vi^^-er  Abweichung  vom  Kataster  durch 
Gemeiudecommiaaionen,  d.  h.  nach  dem  unter  b  empfohlenen  System  vornehmen.     554  IL 
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Mitanter  UM  sidi  hier  anoli  bei  gewiueii  Stenern  eine  Gesammt- 
stenerselinldigkeit  eines  Kreises  von  Bernfsgenossen 
bilden,  die  dann  nach  gewissen  gesetzlichen  Vonehriflen  yon  einem 

Ausschnss  der  Betheiligten  auf  die  Einzelnen  vertheilt  wird:  ein 
besonders  zweckmässiges  Mittel,  um  den  Steuersatz  des  Einzelnen 
seiner  jeweiligen  wirklichen  wirthschaftlichen  Leistungsfähigkeit 
nach  möglichst  richtig  festzustellen  (preussische  Gewerbesteuer, 
„Öteuergesellschaften"  ^^). 

§.  545.  Der  Vorzng  des  Bepartitionssjrstems  vor  der  Qnoti- 
titsbesteaemng  eigiebt  sich  ans  dem  Yoransgehenden  bereits  znr 
Genüge.  Er  tritt  aneh  noch  ans  folgenden  weiteren  Erwä- 
gungen herror. 

a)  Das  Bepartitionssystem  entspricht  von  Yomeherein  mehr 

dem  Wesen  des  Kffimtlichen,  besonders  des  Staatshaushalts:  der 
Bedarf  tiberhaupt,  bei  Finanz wirthschaften  mit  bedeutenderem 
Privaterweri)  und  Gebübrenwesen  auch  gerade  der  gesammte  öteuer- 
bedarf  ist  scbwaukend.  Nach  diesem  Wechsel  des  Bedarfs  muss 
sich  nothwendig  die  Ertragssumme  auch  der  einzelnen  Steuern  mit 
richten  und  demgemäss  hat  der  Steaerfnss  zu  wechseln.  Das 
wurd  bei  den  Qnotitätssteuem  leicht  vergessen,  durch  das  Repar- 
titionsaystem  iamst  in  Erinnerung  erhalten:  ein  nicht  unwichtiger 
ilnanipoUtisoher  Gewinn. 

b)  Die  Finanzverwaltung  kann  nut  Recht  feste  Stenersnmmen 
der  ^nzelnen  Stenern  veilangen,  am  die  möglichst  gesicherte  Ord- 
uuDg  in  der  Finanzwirthschaft  zu  erhalten.  Das  Repartitionssystem 
bietet  dafür  die  beste  Garantie.  Anderseits  verlangt  das  Interesse 
einer  wirksamen,  namentlich  parlamentarischen  Finanzcontroie  eben- 
falls feste,  nicht  ins  Beliebige  durch  den  Druck  der  Steuerschraube 
and  dorch  die  wirthsebaftUche  Entwicklung  des  Landes,  die  Ver- 
mehrung der  Bevölkerung  höher  anwachsende  Stenersnmmen.  Da- 
bei wird  die  Begierung  leicht  gegen  das  wahre  politische  und 
finanzielle  Interesse  zu  unabhängig  und  droht  die  Prflflmg  der 
Ausgaben,  namentlich  neuer  und  vermehrter,  filr  welche  die 
Deckungsndtlel  nun  schon  im  Zuwachs  der  bestehenden  Steuern 
vorhanden  shid,  an  Emst  und  Gründlichkeit  zu  verlieren.  Die 
„Contingentirung"  namentlich  gewisser  Einkommen-,  Vermögen- 
und  Ertragsteuern,  dieselbe  oder  eine  ähnliche  Einrichtung  bei  den 
Verbrauch-  and  Verkehrsteuern,  z.  B.  in  der  Weise,  dass  bei  dem 

8.  d.  pnnsB.  Ges.  aber  Gewefbesleoer  y.  SO«  Mai  iSSO  o.  19.  Juli  ISSl. 
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auf  Grund  bestimmter  fester  StenersSlse  wachsenden  Ertrag  im 
Palle  der  Uebersehreitong  einer  gewissen  Somme  entweder  ebe 
neoe  gesetzliehe  Begelang  der  Steoerafttse  oder  eine  im  Voiani 
bestimmte  Bednetion  derselben  oder  eine- angemessene  ErmllsBiguog 
gewisser  directer  Stenern  erfolgen  muss  — ,  eine  solche  Einrieb- 
tnng  ist  daher  dem  Wesen  des  constitntionell-monarchischen  Staau 
ganz  angemessen  nnd  finanzpolitisch  gewiss  empfehlenswerth.") 
c)  Das  liepartitionssysteni  ruft  in  viel  höherem,  aber  gani 
berechtigtem  Maasse  das  Interesse  der  Steuerpflichtigen  selbst  an 
einer  richtigen,  gleichmässigen  Vertheilung  der  Steuerlast  wach 
and  bietet  auch  dadurch  wieder  eine  Garantie  mehr  ittr  die  richtige 
Feststellong  der  Stenersfttse.  Denn  da  es  sich  hier  vm  Vertheihmg 
einer  festen  Stenennmme  auf  gesetslieh  bestimmte  Slenersnbjeete 
bez.  Objecto  handelt,  so  hat  jeder  emzelne  Stenerpfllchtige  ein 
direetes  Interesse  fttr  sich  selbst  daran,  dass  alle  Steuersnb-  und 
objecte  vollständig  und  richtig  ermittelt  und  mit  den  richtigen 
Sätzen  getroÖ'en  werden.    Jede  Auslassung,  jede  zu  niedrige  Be- 
legung eines  Einzelnen  führt  nothwendig  zu  einer  höheren  Belastung 
der  Uebrigen.    Eine  gegenseitige  Controle,  eine  Hilfsleistung  der 
Steuerpflichtigen  bei  der  äteuerumlegung  u.  s.  w.  wird  so  ftlr  Jeden 
räthlicb,  wie  sich  namentlich  bei  der  Repartition  von  Gesammt- 
stenerseholdiglKeiten  kleiner  Kreise,  der  (s^emeinden,  der  bemfe- 
gendssisohen  StenergeseOsehaften  zeigt  Bei  der  QnotitiUsbestene- 
rong  hat  der  Einzehie  an  der  richtigen  Besteuerung  des  Anderes 
gar  kein  unmittelbares  Interesse.  Man  kannte  ▼ielleicht  hie  nnd 
da  sittliche  Bedenken  gegen  diese  Folgen  der  Repartitionsbesteue- 
rung  hegen,  weil  Missgunst.  Neid,  Concurrenz,  Hosheit  u.  s.  w. 
hier*  leicht  eine  Kolle  spielen.    Aber  gegenüber  einer  öffentlich- 
rechtlichen und  sittlichen  Pflicht,  wie  der  Steueri)flicht ,  deren  ge- 
ordnete Erfüllung  Seitens  aller  Glieder  der  Staatsgemeinschaft  die 
Voraossetzung  des  Gedeihens  der  letzteren  ist,  kann  die  gegen- 
seitige Wachsamkeit  darttber,  dass  Jedermann  dieser  Pflicht  riehtig 
naehkommei  dodi  an  sieh  nnr  als  dnichans  berechtigt  bezeiehnet 
weiden.") 

§.  546.  —  2)  Feststellnng  der  Steners&tze  bei  den 

Verkehr-  und  Verbrauchsteueru. 

'*)  S.  Note  7  über  die  neuesten  deutschen  n.  preuss.  Einrichtungen.  Bei  der 
Einkomnienst.  in  Preussen  erscheint  das  Verlangen  nach  einer  Contingentiraag;  too 
diesem  Standpancte  aus  {gerechtfertigt.  Fractisch  wichtiger  w&re  freilidi  die  Contia- 
gentirung  der  Yerbrauchrstvuererträge  ancli  in  DeotMdilud. 

^)  S.  Hock  s  Urtheil  in  Note  7. 
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Bei  diesen  Steoern,  toh  welchen  die  letzteren  ja  aaeb  die 
vorzugsweise  indirect  erhobenen  sind,  hat  man  es  unmittel- 
bar nur  mit  Q uotitätssteuern  zu  thun.  Darin  liegt  verglichen 
mit  den  erwähnten  anderen  Steuern  wieder  ein  Mangel  dieser 
beiden  Steuergattungen.  Einer  „Contingentirung"  der  Steuererträge, 
80  dass  bei  höherem  Ertrage  Ermässigungen  der  Steuersätze  dieser 
oder  anderer  Steuern,  bei  geriDgerem  Ertrage  entsprechende  Er- 
höbüDgen  dieser  Sätze  eintreten  müssen,  steht  aber  an  sich  nichts 
im  Wege.  Ja,  dieselbe  hat  ihre  Voriheile,  ebenso  wie  bei  den 
direeten  Stenern. 

Der  Gesetzgeber  mnss  hier  die  Steuersätze  nnn  fttr  jedes  Ob- 
jcct,  bez.  jede  Stenereinheil  selbst  nach  sdnem  Ermessen  festsetzen, 
rationeller  Weise  in  Gemässheit  der  Gmndsätze,  welche  tür  die 
Einrichtung  der  Verkehr-  und  Verbrauchsteuern  massgebend  sein 
sollen  (§.  471,  526  ff.)  und  mit  steter  Rücksioht  auf  die  Gestal- 
tung des  ganzen  Steuersystems.  Denn  von  diesem,  besonders  von 
den  Arten  der  Ertrag-,  Einkommen-  und  Vermögensteuern,  von  der 
Höhe  der  SteuerfQsse  derselben  n.  s.  w.  hängt  es  mit  ab,  ob  und 
welche  nnd  wie  hohe  Verkehr-  nnd  Verbranchstenem  zulässig  sind. 
Da  man  bier  bei  ganz  neuen  Steuern  und  bei  Befonnen  in  den 
alten,  namentlicb  bei  Verftttdernngen  der  Steuersätze  mit  vielen 
unbekannten  oder  unsicheren  Factoren  rechnet,  m  Bezug  auf  den 
scbliesslicben  Ertrag  der  Stenern  so  wie  anf  ihre  Einwirkung  anf 
die  steuerpflichtigen  Subjecte  und  Objectc,  so  werden  öfters  Tarif- 
experimente und  Provisorien  in  den  Tarifen  empfehlenswerth 
sein,  um  nach  dem  Erfolge  auch  in  kürzereu  Perioden  Aende- 
rongen  vorzunehmen  (§.  319). 

Die  weiteren  Fragen  der  Steuerverwaltungstechnik  beziehen 
meh  anf  die  Steuertarife  und  auf  die  Feststellung  der 
Steuersätze  als  Werth-  oder  als  specifiscbe  Sätze. 

a)  Förmliohe  Tarife  oder  amtüohe  Verzeichnisse  der  Steuw- 
emhmten  und  Steuersätze  immer  je  ftlr  eine  Beibe  einzefaier  Stener- 
objecte,  welche  zu  einer  bestimmten  Steuergattnng  geboren,  sind 
bei  den  Verbrauchsteuern,  namentlich  bei  den  Zöllen,  mitunter 
auch  bei  den  inneren  Acciscn,  dann  bei  den  Verkehrsteuern 
in  Stempelform  (Stempeltarife)  und  in  Form  von  Register- 
und Eintragungsabgaben  n.  dgl.  meistens  wegen  der  Zahl 
und  Verschiedenheit  der  Steuereinheiten  and  Steuersätze  zn  bilden» 


8.  bfls.  Hock,  «C  Abg.,  &  ISl  £ 
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Je  complicirter  namentlich  die  Bezollang  ist,  je  mehr  Stofen- 
Zölle  ftir  yenohiedene  Sorten  tmd  Qaalitiiten  einer  Waare  eiii- 
gerichtet  werden,  eine  desto  schwieiigeiei  «her  aneh  nicht  im* 
wichtige  Sache  ist  alsdann  schon  die  formelle  Anordnung  des 
Tarifs  fDr  den  praetischen  Gebnuich.  Grosse  „  a mtl iche  Waaren- 
Verzeichnisse''  müssen  dann  hinzn  kommen,  nm  die  riehlige 
Rubricirung  jeder  Waare  unter  die  gesetzliche  Tarifposition  und 
den  betreffenden  Tarifsatz  sicher  zu  stellen.  Leichte  und  bequeme 
Uebersicht  bleibt  immer  für  das  Publicum  und  für  die  Steuer- 
verwaltung ein  wichtiges  Desiderat  in  Betreff  des  Tarifs.  Aber 
complicirte  Zolltarife  mit  zahlreichen  Schatzzöllen  and  Stempel^ 
and  ähnliche  Tarife  bieten  hier  viele  Schwierigkeiten. 

Man  nnterscheidet  bei  diesen  Tarifen  den  alphabetischen 
and  den  systematischen.  Jener  empfiehlt  sidi  wohl  namentlich 
hei  einer  klemeren  Zahl  nicht  allzu  zahkeich  abgesfnfter  T&rif- 
stttze,  80  hei  einem  reinen  Finanzzollsystem.  Der  systematiscfae 
eignet  sich  mehr  lUr  ein  verwickelteres  Zoll-  und  Stempelsystem, 
z.  B.  hei  zahlreichen,  vielfach  abgestufteu  .Schutzzöllen,  bei  feinerer 
Unterscheidung  der  Rechtsgeschäfte,  welche  verkehrsteaerpflichtig 
sind,  bei  mannigfaltigen  Stempeln  (§.  324). 

§.  547.  —  b)  Werth-  and  specifische  Steuersätze. 
Der  streng  rationelle  Steaersatz  fUr  Waaren,  welche  in  der 
Form  von  Zöllen  oder  inneren  Stenern  einer  Verbraachsbesteaemng 
unterliegen,  ist  der  Werth  steaersatz,  also  beim  Zoll  der  Werth- 
toll: eine  Quote  (Procentsatz)  Ton  dem  nach  gesetzlicher  Vor- 
Schrift  ermittelten  Werth.  Der  Werthsteaersais  allem  entqurieht 
bei  den  Finanzzdllen  nnd  den  inneren  Verbranchsteaern 
dem  Triucip  der  Gleichmässigkeit  uud  bei  Schutzzöllen 
dem  Zweck,  welchen  man  bei  diesen  in  wirthschaftspolitischer 
Hinsicht  verfolgt.  Aber  die  praetischen  Schwierigkeiten  einer 
sicheren  Darchi'tlhraog  dieser  Werthbesteuerung  sind  in  der  Regel 
sehr  gross,  so  dass  man  meistens  besser  daran  tbnt,  öfters  ge- 
nttthigt  ist,  sich  mit  sogen,  specifischen  Steaer-  nnd  ZoUaätaea 
zn  begütigen. 

a)  So  namentlich  bei  den  inneren  Verbrancfasleaeni,  wo  sieh 
nnr  ganz  ansn'ahmsweise  bei  Stenerformen  im  AnseUoss  an  die 

Der  heutige  deutsche  Zolltarif  vom  15.  Juli  1879  ist  als  alphab''(.  Tarif  kaum 
mehr  zweckmässig.  Ueber  die  ongeheueriichc  £abrik  l^r.  25  „Material-  u.  Specerei*, 
«noh  Gonditormraa  und  udei«  GoosiintlUlieD  (aieir  nithaUt  Hock  S.  ISS  tabi 
richtig. 

S.  Hock,  ö£  Abg.,  S.  134  iL 


Digilized  by  Google 


Werth-  nnd  spedUsdie  Sieaenitze. 


private  Prodaction  eine  Werthbestenerang  möglich  erwiesen  hat 
(franzitoisohe  Weinbestenerang,  sogen.  Detailgebtthr,  wieder  anf- 
gegebene  Werdutofen  bei  der  Tabakfabrikatbesteaemng  in  Nord- 
amerika nnd  Bnssland).  Die  Ermittlnng  der  richtigen  Werthe,  die 
SicheniDg  vor  Hinlergehnngen  ist  m  sebwierig,  die  Controle  zn 
lästig  für  alle  Betheiligteii.  Bei  Thoraccisen  u.  dgl.  mit  Werth- 
Steuersätzen  Wörden  die  Schwierigkeiten,  Unsicherheiten  und  Vcr- 
kehrsbelästigangen  nach  der  Natur  der  meisten  hier  besteuerten 
Artikel  noch  grösser  sein  als  bei  den  Zöllen.  Nur  die  Mono- 
polisirung  gestattet  bei  der  inneren  Yerbrauchsbesteuerung  die 
rationellere  Werthbestenenrng,  wie  sebon  frtlber  mebrfaeb  hervo^ 
snbeben  war. 

ß)  Bei  den  Zöllen  ist  in  grösserem  Um£ug  von  dem  Werth- 
soll Gkbranoh  gemacht  worden^  namenitieh  bei  SehntzKöUen  (Nord- 
amerika).   Aber  aaeh  hier  ergeben  sich  doch  bd  den  meisten 

Artikeln  überwiegende  Bedenken  nnd  in  manchen  Ländern  gestatten 
die  Verkehrsverhältnisse  den  Werthzoll  vollends  nicht  wohl.  Man 
mnss  gewöhnlich  die  eigenen  Angaben  des  Steuerptiichtigen  mit 
gewissen  Cautelen  gegen  zu  niedrige  Bewerthung  zu  Grunde  legen. 
Das  Interesse  des  Pflichtigen  rut't  hier  grosse  Versuchungen  wach. 
Die  amtlichen  Beglaubigungen  des  Werths  durch  Atteste  der 
Heimatbsbebörden  des  Prodnotionsorts,  die  consnlarischen  GertÜicate 
sdiaffen  grosse  Belistignngen  nnd  doch  keine  ansreiehende  Sieher- 
heit  für  riehtige  Wertbangaben.  Die  Zollbeamten  bedürfen  einer 
grossen  Waaren-  nnd  Marktkenntniss,  nm  nicht  getttnseht  an 
werden.  Bine  Olelchmässigkeit  der  Bezollnng  in  verschiedenen 
Zollämtern  ist  schwer  zu  verbürgen.  Bestechungen  des  Zollper- 
sonals  drohen  leicht.  Eidesstattliche  Versicherungen  der  Steuer- 
pflichtigen sind  vollends  in  diesen  Dingen  sehr  misslich.  Be- 
treffende Vorschriften  führen  leicht  zum  förmlichen  Ueberwuchem 
tiaisoher  Eide.  Aach  die  ehrlichen  Geschäftsleute  unterliegen 
grossen  Nachtbeilen  bei  der  Unsicherheit  der  Bewerthung,  den 
Scbwanknngen  der  Preise ,  bei  dem  etwaigen  Vorkanfineeht  der 
Besmten  in  Besng  anf  die  venneintlieh  zn  niedrig  tazirten  Waaren. 
Je  mehr  sich  der  Verkehr  deeentralistisch  anf  eine  grosse  Rdhe 
Ton  ZoDftmtem  zersplittert,  (Oentsohland  im  Vergleich  mit  England, 
Frankreich),  desto  misslicher  und  desto  nngleichmässiger  wird  die 
Werthbezollung.  Kommt  ein  unzuvcrlilssigts  Beaiiitenpersonal,  eine 
ohnehin  laxe  geschäftliche  Moral  in  den  Geschätltskreisen  binza,  so 
drohen  die  schlimmsten  üebelstände  einznreissen. 
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Man  mnss  deshalb  nothgedrungen  in  der  Begei  die 
inneren  Verbrauchsteuersätze  und  die  Zollsätze  als  sogen.  Bpeeifi- 
8 che  feststelleiii  d.  Ii«  naeh  gewissen  Einheiten  des  Maa»>  ud 
Gtowichtasystemsy  nach  dem  Volomen,  dem  FUtohenmaaes,  ▼er  AOeiii 
nach  dem  Gewicht,  als  GewiohtsöUe  n.  s.  w.,  ungenihr  so 
hoch  als  der  richtige  Werthsoll  sein  wttrde.  Leichtere  nnd  sidieie 
AnwendüDg  dieser  Zölle  für  den  Verkehr  und  Seitens  der  Beamten 
ist  hierbei  der  steuertechnisch  bedeutungsvolle  Gewinn.  Die  grosse 
neue  Schwierigkeit  liegt  hier  nur  in  der  Berücksichtigung  der 
Sorten  und  Qualitäten  jedes  Artikels.    Eine  Abstufung  der 
Sätze  danach  ist  principiell  wieder  geboten,  practisch  in  der  Regel 
aber  bei  eigentlichen  Finanzztflien  nnd  inneren  Verbranehsteaem  | 
htfehstens  in  einzelnen  FttUen  und  in  geringem  Maasse  (Zaeker),  I 
meistens  gar  nicht  möglich.  Denn  die  Merkmale  der  Untcfschd- 
dnng  sind  nicht  einfach,  die  Beamten  rar  Anlegong  der  QnalititB-  • 
sfttze  nicht  sachkundig  genug,  Betrügereien  drohen  wieder  ra  Mslity 
ttberhanpt  stellen  sich  viele  ähnliche  Schwierigkeiten  wie  bei  der 
VVerthbesteuerung  ein.    Etwas  besser  kann  man  bei  den  Schnti- 
zöUen  auf  Fabrikate  und  Halbfabrikate  eine  rationelle  Abstufung 
der  specifischen  Zolle  vornehmen,  weil  sich  sicherere  Unterscbei 
dnngsmerkmale  der  Qualitäten  u.  s.  w.  angeben  und  in  der  Praxis  | 
leichter  verfolgen  lassen.   Aber  auch  hier  muss  man  sich  mit  einem  * 
gewissen  Ma  a  s  s  e  der  Abstnfhng  begnttgen  and  selbst  dabei  kommen  ' 
wieder  manche  Schwierigkeiten  nnd  Uebdstftnde  snm  Vorsefaeia  \ 
Namentlieh  iriid  die  ganz  gleichmllssige  Behandhing  der  Waaien 
an  veiachiedenen  Aemtem  nicht  so  leieht  sicher  gestellt  werden 
können  oder  man  mnss  in  verkehrstörender  Weise  die  VerzoUnng 
nnr  in  gewissen  Aemtern  mit  einem  specifisch  ausgebildeten  und 
geübten  Personal  zulassen. 

§.  548.  —  c)  Von  weiteren  Schwierigkeiten  und  Mängeln 
bei  der  Besteuerung  nach  specifischen  Steuersätzen  sind  noch 
folgende  beiden  hervorzuheben  (vgl.  §.  514,  516): 

ce)  Bei  mn  und  derselben  Waare  im  Znstand  des  Bohstoffs, 
des  Halb-  nnd  des  Gansfabrikats  (Tabak,  Zocker,  indi- 
strielle,  beschntzsoUte  Prodocte)  ergeben  sich  wieder  Schwieng- 
keiten,  die  betreffenden  specifischen  Steuer-  nnd  Zollsfttse 
and  cüe  etwaigen  RtfekTergUtnngen  bezahlter  Abgaben  für  ins 

")  Das  wurde  gleick  bei  den  fienen  erhöheten  u.  gaumer  «bgeiliiitMi  ZoMtua 
auf  Baninwoll-  u.  LeiBen|«n  im  denladieii  ZoUtuif  r.  1S79,  Gm.  t.  15.  Jvli  1879 
§.  3,  forgeeehon. 
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Ausland  ausgeführte  Erzeugnisse,  in  richtiges  Verhältniss 
sn  einander  zn  hriogen.  Schon  weil  man  sieh  dabei  an  teohnlseh- 
ökonomische  Durchschnitts verhUtnisse  halten  muss,  kann  man 

keine  genaue  Richtigkeit  der  Sätze  erzielen.  Daratis  entstehen 
aber  nachtheilige  Folgeu  für  die  Finauzcu  und  für  die  betheiligten 
Prodnctionszweige.  Die  Einfuhr  einer  Waarc  (Zucker)  wird  z.  B.  in 
derjeni<,^en  Verarbeitungsstufe  begUustigt,  wo  sie  den  geringsten 
Zollsatz  zahlt:  alles  Consequenzen  des  ganzen  Systems  der  Ver- 
brauchsteuern, der  Besteuerung  beim  Producenten  und  im  Transport 
(Grenzpassage),  der  speci fischen  Zoll-  und  Steuersätze.  Ifan 
kann  hier  nach  den  Fortschritten  der  Technik  und  nach  den  ge- 
machten Erfahrungen  wohl  aUmfthlieh  Manches  verbessem.  Das 
Emselne  whrd  sich  ganz  nach  den  Productions-  und  AbsatsyerhlUt- 
Dissen  jedes  einzelnen  Artikels  richten.  Aber  die  meisten  der  an- 
gedeuteten Mängel  möchten  sich  besten  Falls  nur  etwa»  verminderB| 
nicht  beseitigen  lassen. 

ß)  Ganz  besondere  Schwierigkeiten  macht  endlich  noch  eine 
richtige  Feststellung  der  Steuersätze  bei  solchen  inneren 
Verbrancbsteuem ,  weicht,  statt  nach  dem  fertigen  Fabrikat,  nach 
dem  Rohstoff  oder  nach  Betriebs  Verhältnissen  der  Production 
bemessen  werden:  Steuerformen,  welche  namentlich  hei  einigen  der 
wichtigsten  dieser  Steuerui  auf  Bier,  Spnitus  und  Branntwein, 
Zucker,  Tkbak  yielfach  flblich  sind  und  nicht  selten  gewisse  stener- 
teehnisehe  und  produetionsteehnisehe  Vorzüge  bieten.  Die  ver- 
schiedeneu  Qualitäten  des  Kohstoffs,  nach  Ort  und  Zeit,  die  ungleiche 
betriebstechnische  P^ntwieklung  der  einzelnen  Unteruebniungen  und 
manches  Andre  bewirken,  dass  der  nemliche  Steuersatz  des  Roh- 
stoffs u.  8.  w.  das  fertige  Product  bei  den  verschiedenen  Fabri- 
kanten ganz  verschieden  trifft  und  flberhaapt  nach  den  technischen 
Fortsehritten  in  der  Gewinnung  der  geeignetsten  Rohstoffe  und  in 
der  Fabrikation  niemals  ein  ganz  feststehendes,  z.  B.  das  Tom 
Qesetzgeber  in  Aussicht  genommene  VerhUtuiss  zu  denjenigen 
Steuersatz  hat,  mit  dem  man  eigentlieh  das  Fabrikat  zu  treffen 
beabsichtigt.  Nicht  emmal  die  Besteuerung  des  RohstoHh  nach 
einem  Qualitätssteuerfuss  (Tabak!  Zuckerbaltigkeit  der  Rüben) 
pflegt  wegen  der  oben  angedeuteten  Schwierigkeiten  statt  zu  tiu- 
den.  Als  Ziel  niuss  daher  bei  diesen  Steuern  die  Fabrikatsteuer 
bingestellt  werden,  womöglich,  wenn  nicht  in  Verf)in(lung  mit  einer, 
besonders  schwierigen  Werthbesteuerung,  so  doch  mit  einem  Qaa- 
litätsstenerfnss,  namentlich  fttr  Zucker,  Tabakfabrikate. 
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3.  Abschnitt, 
Me  Avll^kai  ier  Stenerrorwaltaif  . 

n.    Die  Ausführung  der  fiesteuerang. 

A.  Die  Ermittliing  der  Thatsachen  tut  Featsteliang  and 
Bemessung  der  Stenersehnldigkeiten.  . 

§.  549.  Einleitung.  Die  weiteren  Anl'gaben  der  Steuerver- 
waltnng  (§.  539)  sind  nun  allesammt  dazu  bestimmt,  die  Besteuerung 
auf  Grund  der  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Steuersubjecte. 
die  Steuerobjecte  und  die  Steuersätze  zur  richtigen  DarchilibruDg 
%VL  bringen  nnd  datUr  die  erforderlichen  Btlrgaohaften  za  schaffen. 
Das  sweekmässige  Vorgehen  zur  Erreiehnng  dieses  Ziols  riohlet 
sich  nnd  specialisirt  sich  demgemass  eyentnell  einmal  wieder  nach 
dem  Wesen  der  grossen  Stenergattnngen  nnd  jeder  ein- 
seinen Stener,  sodann  nach  der  directen  nnd  indireeten 
Besteuerungsform.  Hier  in  der  allgemeinen  Steuerlehre  gilt  es, 
möglichst  das  den  Steuergattungen  und  den  beiden  letztgenanntcu 
Besteueruugsformen  EigenthUmliche  dnd  das  allen  Steuern  im 
Wesentlichen  Gemeinsame  in  den  betreffenden  Einrichtungen 
hervorzuheben,  sich  aber  auch  auf  dessen  Erörterung  zu  beschränken. 
Die  specifisch  eigenthUmlichen  VerhiUtnisse  der  einzelnen  Stenern 
sind  in  der  speoieilen  Steneriehre  zn  behandein. 

Die  erste  Aufgabe,  die  Ermittlung  der  Thatsacheo 
zur  Feststellnng  nnd  Bemessung  der  Steaersclinldig- 
keiten  gliedert  sich  nothwendig  wieder  in  eine  dreifaebe  in 
Bezug  auf  die  Stenersnbjecte,  die  Steuerobjecte  und  die  Steuersitze. 
Gerade  dabei  sind  die  directe  und  indirecte  Besteuerung  be- 
sonders zu  unterscheiden,  aber  auch  hier  nicht  so,  dass  die  indi- 
recte völlig  mit  der  Verbrauchs-  (und  allenfalls  der  Verkehrs-)bestene- 
rung  confundirt  und  ihr  die  sämmtlicheu  übrigen  Steuern  als  directe 
Besteuerung  gegenüber  gestellt  werden.  Vielmehr  ist  aus  der  Ver- 
brauchsbestenerung  eine  Uanptkategorie,  diejenige,  wo  dieselbe 
sieb  unmittelbar  an  die  inl&ndiscbe  Produetion  und 
deren  einzelne  Unternebmungen  anscbliesst,  aoszuscheiden 
und  mit  der  gewObnliob  so  genannten  directen,  namentlieb  mit  der 
Ertragsbeeteuerung,  mit  welcher  diese  Kategorie  der  Verbraneb»* 
besteuerung  manche  Aehnlichkeit  hat,  zusammen  zu  stellen.  Auch 
die  Steuerform  des  Monopols  steht  vielfach  anders  als  die  soustige 
Verbrauchsbesteuerang,  nemiich  die  Greuzzülie  und  die  ThoracciseO| 
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dt.  Wo  z.  B.  beim  Tabakmonopol  wie  üblich  der  Tabakbau  Pri* 
▼aten  ttberiassen  ist,  da  ergeben  sieh  für  die  Verwaltung  diesen 
Tabakprodneenten  gegenüber  wieder  in  einigen  weeeafUehen  Pone- 
ten,  besondefs  in  Beang  anf  die  Ennittfaing  der  Stenerenbjeete, 
IhflJiebe  Aufgaben  wie  bei  den  Ertragstenem.  Dagegen  haben 
die  Grenzzölle,  die  Büldtisehen  Thoraccisen  und  die  meisten  Ver- 
kehrsteuern, auch  die  Steuern  auf  Spiel-  und  Conjuncturengewinne 
und  anf  Erbschaften,  das  Gemeinsame,  dass  hier  mehr  oder  weniger 
zufällige  und  wechselnde,  daher  nicht  im  Voraus  allge- 
mein zu  ermittelnde  Thatsachen  in  Bezug  auf  nicht  im  Voraus 
za  beatimmende  wechselnde  Personen  und  namentlich  auf  Hand- 
langen von  solchen  eine  Steuerpfliohtigkeit  bedingen.  Bs  ergiebt 
sich  daraus,  dass  die  Methoden  znr  Ermittlang  der  Tbaisaehea 
bdmfb  FeststeUnng  der  Steaersohaldigkeiten,  —  wie  anch.zun  Theil 
die  Einriehtangen  für  die  Erhebung  der  Steuern,  fttr  die  Controlen 
und  Strafen  —  bei  diesen  Steuern  mehrfach  andere  als  bei  den 
übrigen  Steuern  sein  müssen. 

Geeignete  zusammentusseude  technische  Namen  für  die  nach 
dem  angegebenen  Moment  sich  unterscheidenden  Steuern  fehlen. 
Weder  der  Name  „directe"  und  „indirecte"  Steuern,  in  der 
vulgären,  und  in  der  wissenschaftlichen  Bedeutung  (§.  338,388), 
noch  die  Bezeichnnng  „Steuern  auf  den  Besitz'^  und  „Stenern 
auf  Handlungen"  giebt  den  fraglichen  Gegensatz  richtig  und 
uasweideutig  wieder.    Im  Folgenden  werden  die  frdlieh  etwas 
schwerAUigen  Ausdrucke:  „Stenern  auf  den  berufsmässigen 
Erwerb  und  auf  den  Besitz''  und  y,Steuern  auf  einzelne 
wechselnde  Thatsachen  und  Handlungen"  nach  der  Regel, 
eme  technische  Bezeichnung  nach  einem  Hauptmoment  zu  wählen, 
angewandt,  ohne  dass  damit  der  Wahl  besserer  Ausdrtlcke  prl^u- 
dicirt  werden  soll.^) 

I.  —  §.  550.    Die  Ermittlung  der  Thatsachen  zur 
Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten  bei  den  Steuern 
anf  den  berufsmässigen  Erwerb  und  auf  den  Besitz. 
A.  Feststellung  der  Stenersubjeete. 
Hier  steh^  zwei  Methoden,  die  amtliebe  Nachforschung 
nach  den  Steuersubjecten  der  einzelnen  Stenern  und  die  Ver- 

•)  S.  oben  S.  268  Note  bes.  Uber  J.  (1  Iloffmann's  Definition  der  „directen" 
■>d  „indirecten''  Steuern  als  Steuern  auf  den  Besitz  und  auf  Handlungen. 
QeiMk  flikr  dl6  Hanpüiategorie  der  Inneieii  YerbnnchaBtenan,  welche  ilch  aa  elMii 
Productionsbetiieb  «atchUeneo,  pint  diese  Untendieidiiiis  Dich  dem  im  Test  Oe- 
«CteA  nictu. 


Digilized  by  Google 


608  3.&2.K.  I.A.  AIlg.SteQerL  4.H.-A.  Sten.Tenr.  S.A;ThAt8icU.EioattL  §.&M. 


pt'Iichtuug  dieser  »Steuers ubj ecte  selbst  zur  Anmeldung 
behufs  Veranlagung  für  die  Steuer,  zur  Yerfflgung.  Beide  werden 
regelmässig  passend  neben  einander  angewandt  Die  erste  kann 
aber  bei  einigen  Steneniy  den  Personalstenem,  anoh  allein  be> 
nntst  werden,  namentUeb  wenn  ein  Meldewesen  fttr  die  Zwecke 
der  inneren  Verwaltung  schon  besteht,  dessen  Ergebnisse  liinlinglidi 
zurerlftssig  erscheinen^^  aueh  wohl,  wo  dnreh  häufigere  Volks- 
zählungen in  kürzeren  Perioden  eine  genügende  Feststellung 
des  Personalbestands  der  Bevölkerung  eri'olgt.  Wo  eine  Anmelde- 
pflicht in  Steuersachen  vorgeschrieben  ist,  muss  natürlich  zur  Con- 
trole  stets  eine  amtliche  Nachforschung  nebenher  gehen  oder  folgen. 

Zu  unterscheiden  sind  hier  wieder  die  Personal-  und  ge- 
wisse „Obje  et  "steuern. 

1)  Für  Personalsteuero  wie  die  allgemeinen  Einkommen' 
(einschliesslich  der  Olassen-),  VermOgenstenem  muss  man  nach 
diesen  Methoden  vor  jeder  Thfttigkeit  in  Bezug  auf  die  Ermittlung 
der  Steuer objecte,  die  Materialien  sammeln,  um  allgemeine 
Stenerlisten  oder  Steuerrollen,  d.  h.  namensweise  amtliche 
Verzeichnisse  aller  Steuersubjecte  herzustellen.  *)  Ausdrücklich  mit 
für  diesen  Zweck  kann  der  polizeiliche  Melde  zwang  bestehen, 
für  alle  Ab-  und  Zugänge  von  Individuen  in  der  Ortsbevölkerung. 
Da  sich  aber  hier  wie  auch  bei  dem  für  sonstige  Verwaltungs- 
swecke bestehenden  Meldezwang,  gerade  um  sich  der  Steuer  zu 
entziehen  und  ans  mancherlei  anderen  Gründen,  viele  Personen 
nicht  an-  und  abmehien  werden,  so  müssen  die  Lttcken  und  In- 
thtlmer  (bei  unterlassenen  Abmeldungen)  durch  amtliche  Oontrole 
ergänzt  und  Strafen  fttr  unterbliebene  An-  und  Abmeldung  an- 
gedroht werden.  Bei  roUer  Freizügigkeit,  Wegfall  des  Passzwangs, 
bei  heutigen  Communicationsmitteln  ergeben  sich  hier  aber  sehr 
viele  Schwierigkeiten  für  die  Verwaltung  in  Betreff  der  Richtig- 
stellung der  Listen,  auch  nicht  unbedeutende  Kosten  und  lür  da« 
Publicum  manche  wirkliche  oder  nach  den  Ansichten  der  Leute 
einmal  aQau<,^enehm6  Belästigungen.^)  Das  spricht,  neben  Anderem, 
dafür,  die  „kleinen  Leute",  bei  denen  es  sich  doch  wesentlich 
nur  um  niedrige  Personalsteuersätze  handelt,  yon  solcher  direc- 
ten  Besteuerung  auch  aus  steuertechnischen  Gründen  zu  befreien. 

Vgl.  meine  Gruüdleg.,  Abscbo.  t.  Zugreciit,  beü.  2.  A.  S.  44ä. 
*)  Ein  gutes  Beispiel  urfon  die  EinxichtDDgeii  sor  Venuil&gang  der  prensi. 

GUsscDSteucr. 

Vgl  (iraadleg.  §.  237  o.  Ober  d.  pmisi.  Sdivienskftitea  bei  d.  Olaiiienitfiwr 
eb.  2.  AuÜ.  S.  45d,  Kote  lu. 
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Die  Steuer  ha  I  t  iiiig  der  Gemeinde  für  eine  beHtimmte  Steuer- 
summe 544,  568)  kann  zwar  den  Staat  sicher  stellen,  aber  bat 
gerade  bei  einer  directen  Besteuerung  der  unteren  Classen  andre 
Bedenken  und  iUhrt  üast  nothwendig  zu  einem  hdohsfc  UUitigen 
System  des  Passzwangs  selbst  für  „Inlandspässe"  (rassi- 
sehe  BanempSsse),')  um  die  Äbwesendta  mit  zar  Tragnng  der 
commnnalen  Steuerlast  heran  za  ziehen.  Beginnt  man  mit  Per- 
Bonalstenem  erat  bei  einer  etwas  grösseren  Höhe  des  Einkommens 
nnd  des  Vermögensbesitzes,  was  bei  verbreiteten  hohen  Verbrauch- 
steuern auch  principiell  richtig  ist,  so  entfallen  viele  Schwierig- 
keiten. Denn  die  Zahl  der  Steuerpflichtigen  wird  dann  sofort  viel 
kleiner  und  man  hat  es  mit  Personen  zu  thun,  deren  Einkommen- 
ond  Vermögensverhäitnisse  schon  wegen  der  grösseren  Höhe  des 
Einkommens  and  vielfach  auch  wegen  der  Natur  des  Besitzes 
offenkundiger  sind  und  leichter,  wenigstens  in  Betreff  der  Existenz 
selbst  (im  Unterschied  von  der  Höhe)  ermittelt  weiden  .können.^ 
2)  Bei  den  direeten  Stenern  anf  bestimmte  einzelne  Ob- 
jecte,  bez.  anf  den  Besitz  von  solchen  oder  auf  den  Ertrag 
bestimmter  einzelner  Ertragsquellen  oder  auf  den  Be- 
trieb gewisser  Grcwerbe,  die  Ausübung  gewisser  Berufe 
uud  den  E i nk om menbez ug  daraus,  daher  bei  den  eigentlichen 
Ertragsteuern,  den  directen  Luxus-  und  ähnlichen  Steuern, 
dann  auch  den  zum  Zweck  der  Verbrauchsbesteuerung  dienen- 
den Steuern,  welche  sich  an  inländische  Gewerbebetriebe 
and  Prodnctionen  anschliessen  —  man  kann  sie  in  einem  äbn- 
Sehen,  nur  etwas  weiteren  Sinne  als  in  dem  frtther  (§.  455}  ge- 
branchten  als  „Objec  tstenem*'  (allenfalls  ähnlieh  als  uReal-^stenern) 
snsammenlTassen  nnd  dann  den  Personalstenem  gegenflber  stellen  ~ 
Terbindet  sieh  die  Ermittlung  der  Thatsaehen  zur  Feststellnng  der 
Stenersubjecte  von  vorneherein  unmittelbar  mit  derjenigen  zur 
Feststellung  der  Steuere  bjecte.  Denn  der  betreffende  Besitz  u.  s.  w. 
bedingt  ja  hier  erat  die  subjective  Steuerptiichtigkeit.   Die  Ermittr 


')  Darüber  K.  Walcker,  Selbstverwalt  d.  Steaerwcsens,  S.  275. 

*)  £ia  B^piel  aas  Preuäseu:  im  J.  187(j  '/mM  der  zur  Classensteoer  reraDlagtcit 
Ce&dten  (Einzeufitenerade  und  Hrashaltoiigsrofistlnde)  4,998,228;  davon  io  d.  1.  Stute 
(BVÜUDasäl.  Eiokom  meü  7.  420 — 660  M.,  zu  M.  Jahressteucrsatz^  2,507,853,  in  der 
2.  Stofe  um  -\m  M..  Steuersatz  U  M  )  l.i:Ui,10y,  in  d.  3.  Stufe  (900—  1050  M., 
^  M.  SteaeisaUj  a44,!}40,  iu  d.  4.  Stuie  UOöO— 1200  M.,  12  M.  Steaeisatz)  320,980 
ii  4.  S.  Stnfo  (1200->1S50  M..  IS  M.  Stmuiatlt)  182,573,  in  d.  6.  Stofe  (1860  bis 
1500  M.,  24  M.  Steuersatz)  131,420  Personen  u.  s.  w.  Also  in  diesen  6  Stufen  Ua 
1500  M.  Einiiomxnen  4.023J75  Censitan,  in  allen  Übrigen  nur  374,463. 
Wftgaer,  FiumuxwissviuicliAft.   II.  39 
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lang  der  Steuerobj ecte  wird  hier  in  der  Kegel  der  voraus- 
gehende administrative  Act.   Darüber  im  §.  553. 

B.  —  §.  551.   Feststellung  der  Steuerobjecte. 

1)  Bei  den  Personalsteaern  handelt  es  sich  hier  jetzt') 
meisteiw  nm  die  Ermittlang  der  ungefähren  Stenerfäbigkeit 
and  am  die  Auflegung  danach  abgestufter  Steiiersätse 
aaf  die  betreffenden  Stenefsnltieete  („Classensteiiern^)  oder 
am  die  genauere  (wenn  aneh  nieht  nothwendig  völlig  genane) 
sifferm&seige  Brmittlang  der  Hohe  und  eraitadl  aneh  der 
Art  des  Einkommens  (Arbeits-,  Renten gemisehtes  Efakomniai) 
und  bei  Vermögensteuern  der  Hölie  und  eventuell  ebenfalls  der 
Art  des  Vermögens  (eigentliche  —  nominelle  —  Kin- 
kommen-  und  er mög en st euern).  In  beiden  Fällen  kann 
man  wieder  die  Methode  der  amtlichen  Nachforschung  und 
der  Verpflichtung  der  Steueroufajeote  zu  den  bestiglichen  Ad- 
meldangen  und  Angaben  anwenden. 

a)  Bei  den  ClaseenBleaem,  —  mid  swar  nm  so  mehr,  je  tiefer 
dieselben  bis  in  die  ttrmere  BevOlkemng  herabgeben  nnd  je  feater 
naoh  Beoht  nnd  Sitte  nooh  bemft-  nnd  geseUsehaftsOadisehe  Ord- 
nungen im  Volle  bestehen,  desto  mehr  —  kann  man  sieh  vielfaeh 
an  offenkundige  oder  an  einfach  tu  constatirende  Tfaat- 
sachen  halten,  welche  sich  zugleich  mit  der  Aufnahme  des  Personen 
Stands,  also  der  Steuersubjecte  ermitteln  lassen.^)  Geht  man  mit 
diesen  Steuern  überhaupt,  wie  es  unter  unseren  heutigen  Verhält- 
nissen zweckmässig  ist,  nicht  Uber  eine  gewisse  Bevölkerungsschicht 
mit  einem  mässigen  Einkommen  (c.  1500  —  2000  M.  in  Deutsch- 
land?) hinaas,  sondern  verwandelt  diese  Stoaem  bei  den  Wohl- 
habenderen in  eine  eigenthobe  Einkommenstener,  so  bedarf  es 
kanm  eines  besonderen  Zwangs  der  Stenerpiliehtigen  sn  Angaben 
ttber  die  Einkommen-  nnd  VermOgensverhSltnisse  oder  sog.  „Deela* 
rationen'^  Es  genUgt  eventaell  an  dem  persOnKehen  Meldet wang. 
Die  amtlichen  Steuerorgane  und  namentlich  passend  aus  ortskundigen 
Mitgliedern  der  Communalverwaltung  und  der  Communalvertretung, 
sowie  aus  Vertretern  der  Steuerpflichtigen  selbst  zusammengesetzte 
„(Veranlagungs-)  Steuercommissionen"  kennen  die  rich- 
tige Feststellung  der  Steuerobjecte,  bez.  der  ,,£in8obätzang*^ 

Bei  den  reinen  Kopf-  wid  FuniliemteBeni  llltt  Steueanl^  sad  SlwiecoUeet 
zaiamuieo,  die  Aufnahme  des  Penonenattads  dient  dabw  gleidmltis  n  der  ral- 

StelloDg  der  Steuorobjccte. 

")  Aucü  hier  lielert  bes.  die  preuss.  (jlMsensteuer,  nam.  in  den  Eionclitttnfea 
bU  1851,  bet.  1873  ein  Beispiel  Yi^.  dnrüber  Hoffnftnn,  L.  r.  d.  Sieven,  8.  140  C 
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der  Steuersubjecte  in  die  „Classen'^  auf  Uiuud  des  gesammelten 
Thatsachenmaterials  wohl  zu  Wege  bringen.  Ein  Hilfsmittel  der 
Controle  gegen  ungleichmässigc  und  zu  niedrige  Ein- 
gchätziingen  liegt  in  der  Oei fentii cbkeit  der  Steaerlisten  und 
in  dem  zu  gewährenden  Beohte  jedes  Steaerpflichtigen,  vermeintlich 
tn  niedrige  Einsohfttenngen  Dritter  zur  Sprache  zo  bringen.  Gegen 
za  hohe  Einaehätzmig  sind  den  Betroffenen  Reclamationsrechte 
an  höhere  Instanzen  zn  gewähren. 

§.  552.  —  b)  Bei  den  Einkommen-  (nnd  ähnlich  bei  den 
Vermögen  )  Steuern  —  Je  hoher  Einkommen  und  Vermögen 
werden  und  je  mehr  sie  sich  qualitativ  differenziren,  Je  beweglicher 
das  ganze  Wirthschaftsleben,  je  veränderlicher  die  Productions 
technik  wird  und  je  mehr  das  Prinoip  des  Individualismus  in  der 
wirthschaftlichen  Rechtsordnnng  durchdringt ,  desto  mehr,  daher 
in  steigendem  Maasse  im  modernen  Leben  —  bietet  die  ziffer- 
mXBfige  EnnitÜnng  der  Hohe  des  Einkommens  nnd  Vermögens 
und  die  Feststellnng  der  Art  beider  (beweg^ehes  Kapital!  Zins- 
emkommen!)  grossere  Schwierigkeiten.  Diese  lassen  sich  anch 
anter  der  VoraasBetznng  eines  entwickelten  Ertragstenersystems 
durch  die  Benutzung  der  Daten  desselben,  ferner  durch  das  mit- 
unter mögliche  Zurltckgreit'eu  auf  amtliche  (gerichtliche)  Register 
für  gewisse  Vermögensobjecte  und  Rechtsgeschäfte  (Grund-  und 
HypothekenbUcbcr)  nicht  genügend  überwinden.  Aus  den  Ertrag- 
steoerkatastern  gewinnt  man  wohl  einige  brauchbare  Anhaltspuncte, 
aber  bei  der  Üblichen  und  in  gewissem  Umfang  unvermeidlichen 
Einriehtong  dieser  Kataster  keine  ausreichenden  Daten  für  die 
Bestunmnng  der  Höhe  des  wirklichen  Ertrags ^  welcher  einem 
Rechts '  nnd  Wirdischaftssnbject  in  einer  bestimmten  Zeit  (der 
Gegenwart)  als  Einkommen  znfliesst  Gewisse  offenkundige  That- 
saehen,  ans  denen  auf  H9he  und  Art  von  Einkommen  nnd  Ver- 
mögen zu  schliessen  ist  -  Lebensstellung,  Beruf,  Grund-  und 
Hausbesitz,  Gewerbebetrieb  und  in  manchen  Fällen  Umfang  des- 
selben —  liegen  zwar  auch  hier  vor  oder  lassen  sich  leicht  ei- 
mitteln.  Aber  die  unbekannte  und  besten  Falls  nur  innerhalb  sehr 
weiter  Grenzen  richtig  zu  schätzende  und  doch  bei  dieser  Besteae- 
rang  wesentlichste  Grösse  bleibt  die  Höhe  des  Einkommens. 

Diese  Enri^^ngen  ftlbren  zn  dem  Schlass,  dass  bei  der  Ein- 
kommen- nnd  VermOgenstener  die  Methode  der  amtlichen  Nach- 
forschnng  allein  znr  sicheren  Ermittlung  der  Thatsachen, 
welche  sich  auf  die  Steuerobjecte  beziehen,  nicht  ausreicht,— 

59* 
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weder  die  Nacbiorschung  durch  Steuerorgane  allein  noch  durch 
wie  immer  sonst  zweckmässig,  namentlich  wieder  aus  Vertretern 
der  Bevölkeruug  und  der  Steuerpflichtigen  selbst  zusammengesetzte 
Steuercommissionen.  Vielmehr  muss  hier  eine  solciie,  aa 
sich  allerdings  anch  unentbehrliche  amtliche  Nachforschung  in  die 
zweite  Linie  treten  und  sich  wesentlich  anf  eine  Revision  und 
Controle  der  in  erster  Linie  obligatorisch  sa  fordernden 
eigenen  Angaben  der  Steuerpflichtigen  Aber  die  Höhe  und 
die  Art  ihres  Einkommens  und  Vermögens  beschrilnken.  Daher 
ist  im  Princip  ,,Deelarationscwang"  zu  verlangen  nnd  iswar 
Uirecter,  bei  welchem  die  Angaben  positiv  vorgeschrieben  werden 
und  uuch  Jedermann  ohne  Weiteres,  d.  h.  ohne  vorausgehende 
Aufforderung,  wenn  sein  Einkommen  und  Vermögen  in  die  steuer- 
pflichtige Grenze  fällt,  die  Declaration  einreichen  muss;  nicht  nur 
ein  indirecter  Dedarationsxwang,  wo  die  Unterlassung  bloss 
mit  gewissen  Rechtsnachtheilen,  z.  B.  dem  Verlust  des  Reclamations- 
rechts,  verbunden  ist')  Es  ist  dabei  anch  die  Angabe  der  ein- 
zelnen Kategorieen  des  Einkommens  und  Vermögens  and  der 
Werthhöhe  jeder  Kategorie  zu  fordern. 

10t  dem  Declarationszwang  müssen  dann  verschiedene  andere 
Grundsätze  verbunden  werden  (§.  524),  welche  mit  Ausnahme  der 
zwei  ersten  auch  bei  den  Classensteueru  anwendbaren  hier  über- 
haupt allein  in  Frage  konimen  können :  weitgehende  und  wirk- 
same Oet  lentlichkeit  der  Stcucrlisten  ,  Recht  jedes  Steuer- 
pflichtigen, gegen  vermeintlich  zu  niedrige  Angabe  eines 
Andern  Einsprach  zu  erheben,  strenge  und  hohe  Strafen 
bei  zu  niedrigen  Angaben,  ernstliche  Controle  beim  Erbgang, 
selbst  nnabhftngig  von  den  etwaigen  Erbschaftsstenerny  nnd  nach- 
trägliche hohe  Defraudationsstrafe.  Ob  man  eides- 
stattliche Versicheningen  verlangen  soll,  möchte  ein  fraglicher 
Pnnct  bleiben,  der  mit  nach  Landesverhttltnissen  zn  entscheiden 
wäre.  Es  erscheint  für  die  Erreichung  des  Zwecks  nicht  unbe- 
dingt nothwendig  und  in  sittlicher  Hinsicht  nicht  unbedeoklicb| 


'*>  Nur  uin  solcher  boteht  in  d.  ae06ii lü^nigl.  sächs.  EüÜHMiiiiiensteuergesetzfebaof. 
Der  'j^rossc  Mangel  <U;»  prenss.  Einkoinmensteaerrechts  ist  der  fehlende 
Dedaratioubzwang.  In  b'ol^e  desaeu  Verden  die  Hinkouunen  der  wohllMl)endereii 
Glessen  nicht  richtig  nech  den  gesetzlichen  Sitten  (bis  3  "l^)  getroffen.  Die  roa 
Sotb<  (M-  u.  A.  m.  aufgestellten  Statistilken  des  preuss.  Volkseinkommens  and  seiner 
Vcrtiiciluri)^  sind  deswegen  auch  nicht  brauchbar,  nm  einen  richtigen  Einblick  in  die 
Höhe,  Anzahl  und  Vertheiluug  gerade  der  grösseren  EinzeleinJcommeu  /a 
gewthien. 
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Btets  sofort;  so  in  Bezug  auf  die  ersten  Angaben,  zu  diesem  Mittel 
za  greifen. 

Bedeutend  erleichtert  wird  die  Aufgabe,  wenn  solche  Stenern 
als  Repartitions-,  nicht  als  Quotitätssteuern  aufgelegt  werden. 
Dana  besteht  fttr  jeden  Steuerpflichtigen  das  unmittelbare  Interesse, 
dass  keine  za  niedrige  Angaben  der  Anderen  vorkommen  und  in 
der  riehtigen  Gonseqiienz  dieser  Sachlage  liegt  wieder  der  Decla- 
rationszwang  mit  den  genannten  weiteren  Grundsätzen.  Die  wesent- 
liche Schwierigkeit  der  Bepartitionsbestenemng  ist  hier  freilich 
nicht  zn  verkennen:  man  mnss  richtige  Gesammtstenerschnldig^ 
keiten  bilden,  wofHr  die  erforderlichen  Anhaltspuncte  zunächst 
fehlen  oder  die  vorhandenen  nicht  genügen.    Nach  allgemeinen 
Erwägungen  lässt  sich   wohl  feststellen,  welche  Summe  solcher 
Steuern  das  f^anze  Land  aufbringen  soll.    Aber  für  die  erste 
Vertheilung  oder  tdr  die  Bildung  von  Provincial-,  Kreis-  und  Ge- 
meindeqaoten  fehlt  der  richtige  Vertheilungsschlllssel.  Jedenfalls 
kann  man  sieh  daiür  nicht  allein  an  die  Ergebnisse  der  Qaotitäts- 
besteaerang  halten,  die  eben  mit  vielen  Fehlem  behallet  sind.  Bei 
voriftafigen  Einschätznngen ,  durch  welche  man  Daten  flir  die  Re- 
partition  erzielen  will,  kämpft  man  nicht  nnr  mit  der  Tendenz 
der  Einzelnen,  das  Einkommen  zn  niedrig  anzuschlagen,  sondern 
mit  der  gleichen  Tendenz  ganzer  Districte,  was  dann  den  Werth 
der  Mitwirkung  localer  Steuercommissionen  beeinträchtigt.  Vielleicht 
Hesse  sich  durch  eine  Art  Vergleichsverfahren  je  zwischen  den 
Selbstverwaltungsorganen  und  Vertretungskörpern  der  Provinzen, 
der  Kreise  und  Gemeinden  (ähnlich  wie  es  bei  den  Katasteropera- 
tienen  der  Ertragsteuern,  besonders  der  Grundsteuer,  §.  554,  be- 
steht) eine  Abhilfe  gewinnen,  indem  man  neben  den  Ei^bnissen 
der  allgemeinen  QuotttiUsbesteuerung  noch  andere  statistische  Anhalts- 
pnnote  zu  ermitteln  sucht,  um  den  relativen  looalen  Wohlstand 
festzustellen,  auf  diese  Weise  dann  Gesammtsteuerschuldigkeiten 
Uldet  und  darauf  die  Repartition  bis  auf  die  einzelnen  Steuer- 
l»flichtigen  herab  eintreten  läset.    Von  Zeit  zn  Zeit,  namentlich 
auch  bei  einer  Veränderung,  bez.  Erhöhung  des  Steuerbedarfs, 
würden  dann  diese  Grundlagen  der  Repartition  zu  revidiren  sein. 
Bei  der  ernstlichen  Durchfuhrung  des  Declarationszwangs  und  der 
genannten  ergänzenden  Grundsätze  erreicht  man  wohl  allmälig 
inuner  hessere  Daten  tiber  das  Einzeleinkommen  und  Vermögen 
und  so  auf  diese  Weise  wieder  die  Möglichkeit,  die  Gesammt- 
stenersummen  der  Landesdistricte  in  ein  richtiges  VerldUtniss  zu 
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'einander  za  bringen,  daher  auf  diesem  .Wege  den  SteneifiUM  rieh- 
tig  za  normiien.  Nach  dem  Früheren  (§.  368)  wflide  gerade  bei 
solchen  allgemeinen  Einkommenstenem  der  Stenerftiss  dem  weehsdn- 

den  Finanzbedarf  gemäss  beweglich  zn  halten  sein,  eine  Ein- 
richtung, welche  sich  auch  wieder  mit  dem  KepartitioDssystem  am 
Besten  verbinden  läset 

§.  553.  —  2)  Bei  den  Obj ecthteuern  (im  Sinne  des  §.  551 
unter  b)  muss  man  die  auch  hier  in  Betracht  kommenden  beiden 
Methoden  der  amtlichen  Nachforschung  und  der  eigenen  Anmelduig 
der  Pflichtigen  aar  ErmittlnDg  der  Stenerobjectc  und  nnnmdir  sa- 
gleich  der  Stenersnlgecte  mehrfaeh  speoiell  nach  der  Natur  der 
betreffenden  Stenern  gestalten.  Aber  in  wichtigen  PaBden 
stimmen  die  Aufgaben  bei  den  ehiselnen  Stenern  doch  aneb  wiete 
flbeiein,  was  hi  der  Pbanswissensehalt  nicht  iamier  genügend 
beachtet  worden  i^t.  Namentlich  bedarf  man  in  der  Regel  ähn- 
licher oder  gleichartiger  umfassender  Einrichtungen  und  Massregeln 
schon  zur  Constatirung  der  8teuerobjecte  selbst  und  sodann 
besonders  zur  Ermittlung  derjenigen  Thatsachen,  ans 
denen  unmittelbar  oder  mittelbar  anf  die  Höhe  de«  Werths  oder 
des  Ertrags  eines  Stenerobjects  geschlossen  werden  kann,  nm 
nach  dieser  Hohe  dann  die  individneUe  Stenerschnldigkeit  m  Ge- 
mftssbeit  des  Steneraataes  an  bestimmen. 

*  Die  beatiglichen  Einriehtongen  sind  die  sogen.  „Stener- 
katastrirnngen'S  <tns  denen  man  die  „Stenerkataster'',^') 
(,,Steneran8chläge^0  oder  die  amtlichen  Sammlungen  der  That- 
Sachen  zur  Feststellung  der  iSteuersubjecte  und  -objecte  und  zur 
Ermittlung  der  individuellen  Steuerschuldigkeiten  der  einzeken 
Steuerpflichtigen  bildet  (§.  331).  Diese  Operationen  und  Kataster 
kommen  vorzugsweise  bei  den  Real  steuern  des  Ertragsteuer- 
systems  vor,  älmlich  aber  auch  bei  den  meisten  anderen  „Object-'* 
steuern,  von  denen  an  dieser  Stelle  zu  reden  ist  (§.  551),  so  nament- 
lich bei  den  an  gewisse  Prodnotionsbetriebe  sich  ansohliesseDdea 
indireoten  Veibranehstenem. 

Unter  den  stenerpilichtigen  Objeeten  sind  hier  die  Immobi- 
lien und  die  Mobillen  an  nnterseheiden.  Die  Methoden  m  E^ 
mittlung  des  Vorhandenseins  steuerpflichtiger  Objecte  und  des 


")  Der  Ursproog  des  Worts  Kataster  wird  von  Jac.  (iothofredus  t C/od. Theodos.^ 
▼oU  richtig  erklirt  aus  einer  Zusammeoziehung  ?oii  capitatioois  registrom  oder  c*pitoD 
rcj^struD,  WM  dorek  dio  attfinnKta.  Schnibwelse  capdastre  best&tiirt  wird.  Du  PreiDe 
da  GAiif  e,  i^onar.  i.  ?.  capdattmm  ik  catostnun  (Bau,  II,  §.  299  li«c»  •)» 
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Warths,  Ertrags  n.  8.  w.  derselben  werden  liiemaeh  mehrfach  irer- 
schieden  ausfallen  mflssen:  so  einerseits  bei  der  Grnnd-  nnd  Häuser- 
steuer, dann  bei  der  nach  Merkmalen  fester  Betriebseinrichtungen 
(Zubehören  des  stehenden  Kapitals,  z.  B.  Zahl  und  Grösse  gewisser 
Maschinen,  Geräthe)'*)  aufgelegten  Gewerbe-  und  indirecten  Ver- 
brauchsteuern, auch  bei  der  Wohnungssteuer  und  anderseits  bei 
Stenern  auf  bewegliche  Kapitalien  (Leibzinssteuer),  bei  Gewerbe- 
imd  indirecten  Verbrauchsteuern ,  welohe  nach  Bestandtheilen  des 
mnlaofenden  Kapitals  (Rohstoffinenge,  Arbeitslohnbetrag,  eventuell 
daher  Arbeiteniüd  n.  s.  w.)^')  an^el^  werden,  bei  direeten 
Lnrosstenem  und  in  fthnlidien  FaUen.  Die  Umsttnde,  naeh 
welehen  sieb  die  8tenerpfliehtigkeit  richtet,  lassen  sich  bei  Mobi- 
lien  leichter  als  bei  Immobilien  verbergen  oder  falsch  darlegen, 
weshalb  auch  die  Vorschriften  Uber  Anmeldung  u.  s.  w.  und  die 
Controlen  verschieden  sein  mUssen. 

a)  Bei  Immobiliar-Objecten  reicht  die  amtliche  Nach- 
forschnng  anr  Constatirung  der  steuerpflichtigen  Objecte  selbst  anS| 
um  80  mehr,  als  ohnehin  ftir  andere  Verwaltnngszwecke  Ueber- 
siohten  dieser  Okgeete  vorhanden  zu  sein  pflegen.  Die  Person  des 
flir  das  Olgeot  steuerpflichtigen  Sobjects  ist  regelmllssig  eine  offen- 
händige  Thatsache  nnd  eigiebt  sieh  ftlr  die  StenerFcrwaltong  ans 
den  Grnnd'  nnd  HansbOchm  n.  s.  w.  Die  Aufgabe  besteht  hier 
nur  etwa  in  der  genaueren  Beschreibung  des  Objects  speciell 
lUr  die  Besteueruugbzweckc,  so  namentlich  in  der  Feststellung  der 
Grösse  des  Grundstücks,  des  Hauses,  wofür  eventuell  besondere 
steuerliche  Vermessungsoperationen  nöthig  werden  können,  wenn 
keine  genügenden  Maassbestimmungen  vorhanden  sind.  Daran 
reihen  sich  dann  die  Massregeln  zur  Ermittlung  des  ungefähren 
oder  genauen  Werths  oder  Ertrags  oder  der  £rtragsfUhigkeity  des 
Frodoctionsumfiuigs  eines  steuerpflichtigen  Objeets,  Massregefai, 
welehe  sieh  im  Einseinen  nach  der  akonomisch-technisehen  Natur 
dieses  Ol^ects  und  auch  nach  der  Art  der  bezweckten  Steuer  (Ertrag-, 
iedheele  Verbrouchstener  beim  ProduetionsbcMeb)  speeialisiren. 
Die  bezüglichen  hier  festzustellenden  Thatsachen  lassen  sich  meistens 
durch  amtliche  Nachforschung  ermitteln,  theils  von  Steuerverwal- 
tongsorganen ,  theils,  und  in  der  ßegel  besonders  passend,  von 


Spccielle  Beispiele:  Zahl  der  Mahlgiini,'''  der  Mühlen.  Spindelzahl  der  Spiane- 
reieo.  Zahl  a.  Art  der  Uofen  u.  s.  w.  in  deu  Metall  verarbeitendou  Uewerben. 

SpedeUe  Btisplde:  Qnaatttlt  des  f«nilMltti«ii  TUnki,  der  BSben,  6m  feitigra 
FabrikatB. 
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localen  und  Bonstigen  Stenercominiflsioiien,  in  denen  die  Sieaer- 
Pflichtigen  ihre  Interessen  mit  yertreten  finden.    Der  «nidne 

Steuerpflichtige  mass  aber  gesetzlich  gezwungen  werden  kOnnen, 
eine  solche  amtliche  Nachforschung,  z.  K.  mittelst  Gewährung  des 
Zutritts  zu  seinen  Grundstücken,  Gebäuden,  Fabrikräumen  u.  8.  w. 
zu  gestatten,  und  in  manchen  Fällen  doch  auch,  Aussagen  in  Be- 
zug auf  die  Steuerobjecte  zu  machen^  Rede  und  Antwort  darüber 
sa  stehen.  Zur  Wahrung  seiner  eigenen  Interessen  ist  ihm  ferner 
das  Becht  einzuräumen ,  bei  der  amtlichen  Nachforaehnng  Bellwt 
zugegen  zu  eein  oder  zieh  durch  Be?olUnächtigte  Tertreten  zu 
lassen,  sofortige  Erinnerungen  in  Besug  uuf  die  Feststellung  von 
Thatsaclien,  die  (tir  seine  Besteuerung  in  Betracht  kommen,  su 
machen  und  schliesslich  ist  ihm  ein  Beolamationsrecht  hinnen  ge- 
wisser Fristen  gegen  die  Ergebnisse  der  amtlichen  Nachforschung 
an  höhere  Instanzen  (Behörden,  auch  ReclamationscommissioneDj 
za  gewähren. 

b)  Bei  Mo  biliar objecten  wird  gewöhnlich  die  Verpflichtung 
der  daflir  steuerpflichtigen  Subjecte,  bezügliche  Anmeldungen  und 
Aussagen  Uber  den  Besitz  und  die  Beschaffenheit  solcher  Objecte 
zu  machen,  voran  zu  stellen  sein.  Die amttieke NaohforsohuBg 
dient  dann  mehr  zur  Er^zung  und  zur  Gontrole. 

Wo  es  sich  um  die  Ankntipfung  der  Besteuerung  an  den  tech- 
nischen Productionsprocess  gewisser  Artikel,  wie  im  Falle  der  is- 
direeten  inneren  Verhrauchstenern  handelt,  und  demgem'äss  mittel- 
bar (bei  der  Rohstofl'steuer)  oder  unmittelbar  (bei  der  Fabrikatsteuer) 
die  Menge  des  steuerpflichtigen  Products,  welche  hier  das  Stener- 
object  ist,  ermittelt  werden  soll,  da  muss  regelmässig  der  ganze 
Productionsbetrieb  unter  fortlaufende  oder  zeitweilige,  d.  h. 
während  der  jedesmaligen  Daner  der  Production  stattfindende 
s  teu  e  ram  1 1 1  cheControle  gestellt  werden.  Zu  diesem  Zwecke 
ist  das  steuerpflichtige  Subject  wiederum  zu  gewissen  Anmeldungen 
und  zu  gewissen  Einritumungen  von  Rechten  an  die  Organe  der 
Steuenrerwaltnng  au  verpflichten.  So  bat  es  s.  B.  den  Zei^iunet 
des  Beginns  eines  Productionsbetriebs  rechtzeitig  der  Beb9rde  sn- 
zumelden  („St  euer  an  sage"),  darf  den  Betrieb  nur  in  Gegco- 
wart  der  Beamten  vornehmen,  muss  über  den  Umfang  der  Produc- 
tion, über  die  Objecte  derselben  wahrheitsgetreue  Aussagen  machen, 
die  Geschäftsbücher  in  bestimmter  Weise  darüber  ilibren  u.  s.  w. 


So  nim.  bei  d«r  Betteiefviif  dof  BranntveinbreDtterei.  Bierbmneiei,  Boben- 
zuckaiabriUdoD,  des  Tabikbaus,  der  T»balif«bril»tioii,  der  Salcgeiriuiiiiig. 
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Gewisse  technische  Apparate,  welche  bei  der  i'rodnction  verwendet 
werden,  stehen  zum  Behnfe  der  Steuercontrole  unter  Aufsicht  und 
Sperre  der  Steuerverwaltung.  Die  Steuerbeamten  erhalten  das 
Recht,  jederzeit  die  Grundstücke  und  Käume  des  Productions- 
betriebs  za  betreten,  um  die  Controle  auszuüben.  Wo  die  Steaer 
an  den  zn  verarbeitenden  Rohstoff  (Form  der  KUbenzackerstener, 
Malzsteiier)  oder  an  den  gewonnenen  Rohstoff  (Tabakbau,  Gewicht- 
Bteaer,  ZwangsabUefemng  an  die  Honopolverwaltong)  oder  an  das 
fertige  Fabrikat  (Form  der  Rttbenzackerstener,  der  Branntwein-, 
der  Salzstener,  Tabakfabrikatstener)  sieh  anknfipfl,  nnterliegt  der 
Steuerpflichtige  entsprechenden  Verpflichtungen,  nicht  unversteuer- 
ten Rohstoff  zu  verarbeiten,  kein  unversteuertes  Product  aus  der 
Fabrik  u.  s.  w.  heraus  in  den  Verkehr  zu  bringen.  Zu  diesem 
Zweck  sind  wieder  die  erforderlichen  Anmeldungen  des  Stener- 
äubjects  an  die  Behörde  vorgeschrieben  und  dieser  weitgehende 
Controlrechte  gegeben,  nm  die  steaerpflichtigen  Objecto  richtig  fest- 
ftailen  tu  können.  Die  Anordnung  des  Gebrauchs  von  Stempeln 
(TalHikfabrikate),  das  steaerbehördHche  Recht  der  Einsichtnahme 
der  Geschftftsbflcher,  selbst  der  Zwang  snr  periodischen  Abliefe- 
mng  der  letzteito  an  die  Verwaltung  (amerieanisehe  Tabaksteuer) 
kann  als  Gontrolhilfsmittel  hinzukommen. 

§.  554.  Bei  den  Ertragsteuern  gestalten  sich  die  steuer- 
technischen Massregeln  zur  richtigen  Feststellung  der  Steuerobjectc 
und  das  bezügliche  „Katasterwerk"  nach  dem  Wesen  Jeder 
einzelnen  Steuer  in  den  Einzelheiten  besonders  verschieden.  Aber 
gewisse  Grundzttge  dieser  Massregeln  sind  wenigstens  je  bei 
gewissen  Ertragsteuem  doch  auch  noch  in  weiteren  Pnncten  als 
den  bereits  erwfthnten  ttbereinstimmoid.^) 

Einmal  trennen  sieh  in  dieser  Hinsicht  die  Realsteuem,  die 
Grand-,  Gebinde-  und  Gewerbesteuer  (einsohliesslioh  ihrer  Abarten, 
wie  der  Bergwerksteuer)  von  den  mehr  personal  steuerartigen 
Ertragsteuern,  der  Lohn  und  Besoldungs-,  auch  der  liberalen  Be- 
ruf- und  der  Leihzinssteuer,  welche  letztere  trotz  ihres  8teuer- 
ubjects  liier  mehr  zu  dieser  Gruppe  zu  steilen  ist  Bei  den  steuern 


Auch  hier  vortrert liehe  Erörterungen  hei  Hock.  MW  Ahe.  S.  179  H".  S.  aus 
du  spec  bteiierlehre  voiläutig  Kau  B.  2  Uber  die  laorichtang  der  Cinuid-,  Gebäude-  u. 
GewerbesteDer;  vach  Stein  B.  3.  Die  üebeniiiBtimmiiiig  der  Einricbtiin^  bei  der 
Grund-,  Gewerbe-  and  l&ndiiolieii  Oebäudcsteuer  in  manchen  grands&tzlichett  Poncten 
(CUssenscbema ,  Classirang  n.  a.  m.)  scheint  mir  zu  wenig  beachtet  worden  zu  sein, 
vom  die  äUüüchliessliche  Behandlung  solcher  Puuctu  in  der  den  Uebcrblick  des  Gleich- 
iitigen  benehmeBdett  tpeoietten  Steneriobie  wohl  beig^etragen  hat. 
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auf  den  gewOhnliohen  ArMtslohn  als  soklieii  gehl  nun  sweek- 
mäflsig  in  fthnlieher  Weise  wie  bei  den  Claasenitenern  (§.  551), 
bei  den  Besolduogs-,  liberalen  Berufs-  und  Leibzinssteuern  ähnlich 

wie  bei  den  Einkommensteuern  (§.  552)  zur  Ermittlung  der  Steaer- 
objecte  vor.  Daneben  bieten  sich  besondere  Hilfsmittel  zur  Er- 
füllung dieser  Aufgabe  und  eventuell  auch  zur  Erhebung  der  Steuer, 
indem  man  bei  Lohn  und  Besoldung  auf  den  Arbeitgeber,  bei 
Leihzins  anf  den  Seholdner  sorUckgreiil  (Frage  der  Coupon- 
bestonerang  §.  409). 

Bei  den  Bealstenem  ist  die  Ermitteinng  des  SteoeiolyeelB^ 
seines  Werths»  Ertrags  ,  s.  w.  zwar  in  einer  Hinsieht  Inehter» 
weil  ge\visse  wichtige  darauf  beaUgliehe  Thatsaehen  offankondig 
snid  oder  sieh  unschwer  feststellen  lassen.  Aber  in  aaderar  fiBn- 
sicht  ist  die  Aufgabe  schwerer:  die  indiv  iduelle  Verschieden- 
heit des  Werths  und  Ertrags  der  Steuerobjecte  ist  sehr  gross. 
Der  individuelle  Werth  oder  Ertrag  lässt  sich  absolut  genau 
wenigstens  bei  den  steuerpflichtigen  Grundstücken  und  Gewerben 
überhaupt  kaum,  und  selbst  annähernd  bloss  mit  einem  grossen 
Arbeitsaufwand,  trotzdem  aber  nur  nngenflgend  ermitteln.  Die 
zeitlichen  Verltndernngen  des  Werths  und  Ertrags  können 
vollends  nnr  selten  ansreiehend  verfolgt  werden.  Aus  diesen  Ver- 
hUtnissen .  erklirt  sieh  eine  gewisse  Selbstbeseheidnng  der 
Stenerverwaltung  diesen  Bealstenem  gegenfiher:  man  sieht  iM- 
fach  ganz  von  der  Ermittlung  des  individuellen  Werths  und 
Ertrags  ab  und  begnügt  sich  mit  der  Feststellung  von  Wertb-  oder 
Ertrags  c  1  a  s  s  c  n ,  in  welche  dann  die  einzelnen  Steuerobjecte  nach 
ihrem  ungefähren  Werth  oder  Ertrag  eingeschätzt  werden.  Dies 
Verfahren  läuft  darauf  hinaus,  für  das  einzehie  Steuerobject  unter 
gewissen  allgemeinen  Voraussetzungen  in  Bezug  auf 
PiodnotionBtechniky  Absatsverhältnisse ,  Waarenpreise,  LohnhiAe 
u.  s.  w.y  Voraussetinngen,  die  allerdings  fttr  Werth  und  Ertiag 
mitbestfanmend  sind,  diese  letsteren  festzustellen.  Aber  die  Be- 
dingungen, welehe  in  der  Wirklichkeit  und  im  conereten 
Fall  massgebend  sind,  weiehen  von  jenen  allgemeinen  Vorana- 
setzungen  von  vorneherein  mehr  oder  weniger  und  in  der  Weiter- 
entwicklung gewöhnlich  immer  mehr  ab.  Mittelst  Revisionen 
lässt  sich  das  wohl  etwas  berücksichtigen,  aber  diese  sind  un- 
gemein schwierig  und  kostspielig,  müssten  öfters  fast  eine  ganz 
neue  Operation  werden  und  unterbleiben  daher  leicht  Daraus  er- 
klärt sich  wieder  mit  die  Uniiihigkeit  dieser  Stenemy  mit  dem 
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FinaDzbedari'  im  Ertrag  zu  wechfleln,  insbesondere  zu  steigen:  die 
Steuern  werden  unvermeidlich  einigermassen  stabile,  &o  nameut- 
lieb  die  Grundsteuer.^'^) 

Unter  den  Realsteuern  bieten  gerade  die  wichtigsten,  mit  einer 
einxigen  Ausnahme,  solche  Schwierigkeiten  in  Betreff  der  Ermitte- 
long  des  Steuerobjects :  die  Grundsteuer  in  dem  Hanptfall  (Steuer 
Ton  landwirthschaftliob  oder  äbnlieb  benatzten,  von  foratwirth- 
schftftUohen  Gmndstttoken),  die  Gewerbesteuer,  die  Oebftade- 
atener  von  gewOhBlicben,  yom  Etgenihflmer  ielbit  bewohnten  Wohn- 
lAaflem  «nf  dem  platten  Lande,  in  den  kleineren  Stildten.  Nnr 
bei  den  im  Wege  der  Vermietbnng  ausgenutzten  Hänsern,  da- 
her namentlich  in  den  grösseren  Städten,  wo  man  die  Steuer- 
objecte  der  nicht  vermietheten  Häuser  dann  nach  der  Vergleichung 
mit  vermietheten  behandeln  kann,  ist  die  individuelle  Werth- 
oder hier  besonders  die  individuelle  Ertragsermittelung  leichter, 
daher  auch  hier  ttblioh.  Bei  den  genannten  anderen  Steuern  da- 
gegen nimmt  man  eine  allgemeine  Classification  der  be- 
treffenden Sienerobjeote  vor:  man  bildet  naeh  gewissen  ftnsseren 
Merkmalen  (Gewerbe,  Gebftnde)  oder  naeh  gewissen  Werthab- 
stnfnngen  (Gmndsttteke)  Werth-  oder  Ertrag sclassen  (sogen. 
„Classifieation"  i.  e.  S.)  nnd  sehfttit  die  einselncii  Stener- 
objecte  in  diese  ein  (sogen.  „Classirung");  eventuell,  wie  be- 
sonders bei  der  Grundsteuer,  indem  man  zunächst  gewisse 
typische,  einer  Classe  entsprechende  Steuerobjecte  ermittelt  (auch 
wohl  nach  diesen  Typen  die  Classen  bildet)  und  dann  die  anderen 
Objecto  durch  Vergleich  mit  dieser  Type  classirt,  wobei  von 
klemeren  Verschiedenheiten  der  einseinen  Objecto  abgesehen  wird. 
So  eigeben  sieh  die  „Ciassenkataster<<  bei  den  Grand-,  Ge- 
werbe- und  ländlichen  Gebftndestenem.'^) 

Man  hat  dies  gerade  bei  dieser  Stoaor  mitnnter  von  vorneberein  bei  neaeran 
ntionellen  Reformen  wohl  in  An>sicht  ausgenommen,  ausdrücklich  oder  implicite, 
i.  B.  in  der  österr.  Grundsteuergcäotzgebnng  von  1817  troU  der  vorbebaltencu.  aber 
niemals  ansgefuhrteo  KerisioD,  in  der  preussischen  fon  1861.  Danm  haUen  falscdie 
Auiichten  über  die  Stabilität  des  Finanzbedarfs  und  der  von  einer  einzelnen  Ertrags- 
^oelle  zu  erzielenden  Steuersumme  schuld.  Ks  ergiebt  sich  daraas,  wie  noth wendig 
«  ist,  auf  das  entwickluugsgesetzroässig  begründete  Wachsthnm  des  Finanzbedarfs 
nd  der  Besteuerung,  dem  Standpuncte  dieses  Weiks  geailflB«  hinzuweisen,  um  auch 
ra  practischen  Specialpuncten  richtige  Stellung  zu  nehmen.  Im  Text  ist  freilich 
m  der  Stabilität  solcher  Steuern  ans  steuertechui scheu  CirUnden  die  Kede. 

")  Die  aeiMie  eontiiieatal-eiiiopltoche  OnmdMever  beraht  frst  datehw«^  Mif 
solchen  „  Classen -Katuteia**  mit  „Einschätzimg"  (statt  individaeller  „Abschätzung**), 
einerlei  ob  im  Oebrigen  Guts-  oder,  wie  tlblich,  Parcellarkatastcr .  Werth-  oder,  wie 
■eistens,  Ertragskataster  besteht.  Die  (Gewerbesteuer  hat  sich  wenigstens  überwiegend 
BMieidiag»  tmeh  dm  Syatos  tmi  (]ew6riws*ttaiise-,  Oito-,  BetriebeoabiigB-Gliiiiaii 
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Das  Hauptziel  wt,  nicht  sowohl,  die  Ertrlge  in  ihrer  abeolnteo 

Höhe  wirklich  richtig  zn  ermitteln,  als  auf  diese  Weise  eine  ge- 
wisse Gleic'li mässigkeit  der  IJebandlung  der  einzelnen  Steuer- 
objecte  jeder  Steuerart  zu  verbürgen.'*)  Das  wird  auch  einiger- 
massen  erreicht,  wenigstens  liegen  die  Fehler  in  ein  und  derselben 
Richtung,  wenn  z.  B.  die  Type  nicht  richtig  gewählt  oder  in  eine 
falsche  Classe  gesetzt  ist.  Die  Mitwirkung  der  äteuerpflichtigeo  selbst 
bei  der  Classification,  der  TypenbestimmuDg,  der  Classimiig  u.  s.  w., 
dient  dazn,  das  Operat  mOgliehst  riehtig  zu  gestalten.  Steaer- 
oommissionen  aas  sachTersttndigen  and  ortskundigen  Personen,  be- 
sonders ans  den  Behörden  und  VertretnngskOrpem  der  ProTinsen, 
Kreise  und  Gemeinden  nnd  ans  den  Krdsen  der  Interessenten  selbst 
werden  bei  der  Herstellung  des  Katasferwerks  als  mit  berathcude 
und  auch,  vorbehaltlich  gewisser  Abilnderungsrechte  höherer  Be- 
hörden (und  Comraissionen)  als  mit  entscheidende  Instanzen  ein- 
gerichtet. Jeder  einzelne  Interessent  erhält  das  Recht,  bei  den 
betreffenden  Aufnahmen  gegenwärtig  zu  sein  und  seine  Ansicht 
vorzubringen,  und  Reelamationsreohte,  falls  er  sieb  fUr  beuadh 
theiligt  hUt  Interessentengruppen,  z.  B.  die  Ortsgemeinde,  erhalten 
ähnliche  Rechte.  Das  Prinoip  der  Oeffentlichkät  der  Katastral- 
arbeiten  nnd  der  vorlftufigen  Feststellungen  dient  weiter  anr  Gon- 
trole.  Steuercommissionen  fttr  eine  Anzahl  Distriete  (s.  B.  flir  die 
Provinzen  gegenüber  den  Kreisen  und  für  mehrere  Provinzen  zu- 
sammen) und  höhere  Revisions-  und  Recursbehörden  sorgen  iMr 
die  Erhaltung  oder  Herstellung  der  Gleichmässigkeit  der  Kataster 
arbeiten  im  ganzen  Staatsgebiete. 

Die  Praxis  hat  hier,  besonders  in  den  modernen  Grundsteuer- 
katastem  und  zum  Theil  auch  in  den  Gewerbesteuerkatastem,  zur 
Losung  ihrer  Aufgaben  eine  grosse  Summe  von  Arbeit  und  von 
Soharfiiinn  aufgewandt   Wenn  trotzdem  namentlieh  l>ei  den  ge- 


«Dtviokfllt  (ftuiBt.  Pfttentotoaer,  tAddeotoehe  Oew»ri»estmierB«  in  HAuiitpuDcteo  aach 
die  pfMUBtodie).  Ah  Betspiele  der  ländlichen  GeblndeclMsenstaaer  Jumn  die  östai^ 
VSidÜicbe  von  l'*20  und  die  zweite  Form  d»»r  pretiss.  GebSudesteoer  v.  dienen. 

'*)  Wie  dies  die  ües^Ue  wohl  ausdrücklich  aus^^prcchen.  So  heisst  e«  in  §.  1 
der  .Jüiireto.  t  d.  YerfklireB  bei  Emitüang  dee  Bflinertngs  der  UflgeiMehafleii  o.  ■. 
im  Aiischluss  an  das  preoss.  Ges.  ?.  21.  Mai  1861  betr.  anderweitp  Regelung  di-r 
drundsteuer:  Zweck  des  Verfahrens  ist  die  Ermittlung  des  Reinertrags  da»  steu«!r- 
püicbtigen  Gruudeigenthuuis :  ...  in  verhältuissmässiger  Gleichüieit,  um  da- 
iiMili  dUe  Oniidsteverlwiiptsiimitten  fOr  die  PmiBUB  .  .  .  n.  inneilutU»  der  letzten« 
die  yon  den  einzelnen  Kreisen  im  Ganzen  sowohl,  wie  die  ron  den  einzelnen  Gats- 
bezirken  und  Gemeinden  zu  ttbemebmenden  Gnmdstenerbetrige  zu  bestimmen,  dem- 
nichat  aber  deren  Unterrertbeilong  anf  die  einzelnen  Lieg^enschaften  möglichst  Mcbt 
bewirken  in  ktanen** :  die  folfeiklilige  AnwendoBS  daa  BepaitttioMayHeBi. 
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nannten  beiden  Steuern  auch  selbst  in  Betreflf  des  speciell  ins  Auge 
gefassten  Ziels,  der  wenigstens  relativ  gleichmässigen  Be* 
lastang  der  einzelnen  Steuerobjecte  jeder  Steuer,  kaum  auch  nnr 
fttr  die  Zeit  der  Katasterarbeit  selbst,  geschweige  tHr  die  spätere 
Zeit  etwas  leidlich  Vollkommenes  erreicht  ist,  so  liegt  die  Sebald 
nicht  an  der  falschen  Methode  oder  der  migenttgenden  AosAhmng, 
sondern  an  der  ausserordentlichen  Schwierigkeit  der  Aufgabe. 

Diese  Schwierigkeit  lässt  sich  indessen  gerade  bei  der  Grund- 
und  Gewerbesteuer,  wo  sie  sieb  am  Meisten  fUhlbcar  macht,  durch 
die  Benutzung  des  Repartitionsprincips  den  steuerpfliebti- 
geu  Iiullvidueu  gegenüber  etwas  Überwinden,  wie  im  folgenden  § 
gezeigt  wird. 

C.  —  §.  555.   Feststellung  der  Steuersätze. 

1)  Für  diese  Aufgabe  gentigt  es  im  Allgemeinen,  soweit  es 
sich  um  Einkommen-,  allgemeine  Vermögen- und  Ertrag- 
Steuern  bandelt,  auf  die  Erörterungen  in  §.  543—545  zu  verweisen. 

a)  Besteht  Quotitätsbestenerung,  so  werden  die  gesetzlichen 
Steuersätze  derselben,  bez.  diejenigen  gewisser  Stenerstnfen  oder 
Steuerclasseu,  einfach  nach  den  ermittelten  Tbatsachen  auf  die 
Steuerobjecte  gelegt  und  den  Steuersubjecten  zur  Zahlung  vor- 
geschrieben. 

b)  Bei  Repartitionsbesteuerung  complicirt  sich  diese  Auf- 
gabe, weil  nun  erst  die  individuellen  Steuersätze  für  jedes 
Steuerobject  und  Steuersubject  mittelst  der  Repartition  der  Steuer- 
snmme  auf  die  zu  belastenden  Stenerolgecte  festzusteUen  nnd.  Aber 
gerade  bei  dieser  Methode  ergiebt  sich  die  Möglichkeit,  jene  im 
vorigen  §  nachgewiesenen  Mängel  der  Ertragsteuern,  besonders  der 
Omnd-  nnd  Gewerbe-,  dann  der  ländlichen  und  kleinstädtischen 
Gebäude  (Classen-) Steuer,  auch  etwa  der  Steuer  auf  den  Ertrag 
der  selbständigen  liberalen  Berufs  Unternehmungen  (im  Unter- 
schied von  solchen  Berufsdiensten,  §.  461)  einigermassen  zu 
beseitigen.  Dies  kann  dadurch  geschehen,  dass  man  nach  dem 
Kataster  im  Allgemeinen  nur  die  Quoten  der  von  jedem  Ge- 
bietstheile,  bis  herab  zur  Ortsgemeinde,  aufzubringenden  Summe 
einer  jeden  Steuer  feststellt,  bei  der  individuellen  Vertheilung 
der  Ortsquote  auf  die  einzelnen  Steuerobjecte,  bez.  Steuersubjeete 
dagegen  Abweichungen  von  deijenigen  Vertheilung  und  von 
deigenigen  Steuersätzen  gestattet,  welche  sich  bei  der  genauen 
Zngmndelegnng  des  Katasters  ergeben  wtirden.  So  wird  es  möglich, 
iu  erwünschter  Weise  in  die  0 b j e c t besteuerung  auch  ein  sub- 
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jectives  Moment  einziitligen  und  dadurch  manche  Härten  der 
ersteren  zu  mildern.  Es  lässt  sich  hierbei  namentlich  auf  indivi- 
duelle ökonomische  Verhältnisse,  wie  die  oben  in  i>.  428  berührten, 
ROcksicht  nehmen.  Bei  den  Grand-  und  Gewerbesteuern  kann  das 
ilir  den  Ertrag  so  massgebende,  oft  geradezu  entscheidende  Moment, 
die  Persönlichkeit  des  leitenden  WirthschaftssabjectSy  ferner 
können  ooncrete  VeriAltnisse,  wie  in  der  Landwirthsehaft  die 
Lage  der  Grondstfloke  (Paroellen)  eines  WirChs  sn  einander  vnd 
som  Hof,  Ton  dem  ans  sie  bewirtfasebaftet  werden  (Thflnen'sdie 
Regeln!)  oder  wie  im  Gewerbe  die  concreten  Bezug-,  Absatz-, 
technischen  Produetionsbedinguc^^eu  u.  s.  w.  eines  einzelnen  Ge- 
werbebetriebs einige  Berücksichtigung  finden.  Auch  der  indivi- 
duellen Verschiedenheit  der  Verschuldungsveibäitnisse  des  Real- 
besitzes lässt  sich  wohl  etwas  mit  Rechnung  tragen  und  dadurch 
einer  der  schwersten  Uebelstände  der  Realbesteaemug  (§.  464) 
Termindem. 

Zur  Dnrehftthmng  dieser  indindnellen  Vertheilong  einer  Stener- 
summe  nnd  na  Feststellang  der  sieh  so  eigebenden  Stenenllie 
haben  wieder  loeale  Bteaereonmiissionen,  wie  die  früher  (§.  544) 
erwähnten,  eventnell  Anssehllsse  von  Bernftgenossen  tu  dienen.^ 

§.  .^öß.  —  '2)  Bei  den  an  einen  Productionsbetrieb  sich  an- 
knüpfenden indirectcn  Verbrauchsteuern  handelt  es  sich  regel- 
mässig um  feste  (Quotitiits  )  Steuersätze,  zu  deren  richtiger  Aul- 
legung  auf  die  Steuerobjecte,  in  Gcmässheit  der  gesetzlichen 
Besteuernngsmethode  nach  dem  Robstoif,  Fabrikat  a.  s.  w.,  eben 
die  Thatsachen  des  einzelnen  Betriebs  in  Besng  aaf 
diese  Objecto  genau  zu  ermitteln  sind.  Mit  der  LOsnng  dieser 
Aufgabe  ist  die  Aufgabe  der  Feststellung  der  Stenerslltie  und  der 
Ermittlung  der  individuellen  Steuersehuldigkdten  eines  Produoenten 
daher  im  Wesentliehen  zugleich  erledigt.  Das  Einzelne  riehtet  sieh 
hier  aber  in  solchem  Maasse  nach  der  Natur  des  Steuerobjects  oder 
des  Productiousbetriebs,  in  welchem  das  Object  hergestellt  wird,  dass 
sich  darüber  hier  an  dieser  Stelle  nichts  Allgemeineres  sagen  lässt. 
Die  apeciellen  technischen  Productionsprocesse  der  einzelnen  Artikel, 

In  einigen  Puncten  ähnliche  Vorschlag«  von  Stein,  bes.  f.  d.  Gmndsteaer, 
z.  B.  II,  4S.  Es  handelt  sich  aber  auch  hier  wieder  am  eine  allgemeiner  in  Ver- 
bindung mit  der  Repartitionsbestcuerung  anwendbare  Methode.  Die  Sache  ist  gerade 
nsgeltalirt  vie  in  Frankreich  bei  der  Gmndsteaer  n  iclien,  wo  man  die  Uaap^ 
ateoersnmtnc  u.  (iitiji'nif^en  der  Departements,  Arondissements  u.  selbst  der  (jemoinden 
nicht  oder. nur  wenig  im  Anhalt  an  das  Kataster  bestimmt,  dagegen  die  indiridueileu 
SieiiefwMdiglufImi  der  etudiieo  Liegensokafteii  gwun  mcli  den  Kataiter  oalegL 
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die  mitspielenden  chemischen  Processe  z.  B.  bei  der  Wein-,  Bier-, 
Branntwein-,  Zuckerbereitnng,  bedingen  auch  verschiedene  Methoden 
der  Ermittlang  der  Steuerobjecte. 

Bei  der  notoriacben  UngleiohmUssigkeit ,  mit  welcher  gewisse 
Stenern  dieser  Art,  nameDtlich  die  Rohstoffbesteaemng,  OAch  der 
Qualittt  der  yerarbeiteten  Stoffe  (Rflben  bei  Zocker!),  nach  der 
tecbnisdien  Einricbtang  und  nach  dem  Umfang  des  Betriebs  (Gross- 
and  Kleinbetrieb!)  aocb  hier  die  einzelnen  Prodneenten  treffen 
(§.  514,  516),  liegt  aber  bei  diesen  Steuern  die  Sache  Uhnlich  wie 
bei  den  besprochenen  Ertragsteuern:  die  Vernachlässigung  des 
subjectivcn  Moments  rächt  sich  wieder  durch  die  Ungleichmässig- 
keit  der  Steuerbelastung.  Dies  führt  zu  der  Erwägung,  ob  sich 
nicht  auch  hier  das  Prineip  der  Kepartition  aushilfsweise 
benntsen  liessei  nm  solche  Ungleichmässigkeit  zu  ver- 
mindern. Es  könnte  allenfalls  anf  die  Weise  geschehen,  dass 
man  nach  den  gesetslicben  Bestimmnngen  ttber  die  Stenerobjeete 
und  die  Stenendttse  Gesammt-Stenersehnldigkeiten  flBr  eine 
ganze  verbranohstenerpflichtige  Prodnetionsbranehe 
bildete,  z.  B.  fUr  die  Rtlbenzuckerprodnction,  Bierbrauerei,  Brannt- 
weinbrennerei, und  alsdann  unter  Controle  der  Steuerbehörde  durch 
Commissionen  oder  Ausschüsse  der  Steuerpflichtigen  diese  Summe 
auf  die  einzelnen  Betriebe  unter  Zulassung  genau  zu 
begründender,  aber  innerhalb  gewisser  Grenzen  sich 
haltender  Abweichungen  von  der  ersten  Veranlagung 
Tertheilte. 

Die  grösseren  Schwierigkeiten  und  Bedenken  gegen  em  solches 
Verfahren  bd  diesen  Steuern  im  Vergleich  mit  demselben  Verfahren 
bd  den  Bealsteuem  des  ErtragsteuentTStems  sind 'nicht  zu  yw- 
kennen.  Sie  liegen  namentlich  darin,  dass  bei  den  Ctowerben  der 

genannten  inneren  Verbrauchsteuern  nur  etwa  bei  der  Bierbrauerei, 
und  auch  hier  bloss  theilweise  und  neuerdings  immer  weniger,  bei 
den  anderen  in  der  Regel  gar  nicht  von  einem  local  beschränk- 
ten Produc tionsgebiet  und  Absatzmarkt  die  Kede  ist. 
Man  kann  daher  nur  in  geringem  Maasse  neben  der  Gesammt- 
■teoeischuldigkeit  des  ganzen  Staatsgebiets  provineielle  und  noch 
weniger  locale  Gesammtirtenerquoten  bilden,  sondern  mllsste  die 
Hauptsumme  gleich  anf  die  individuellen  Betriebe  dureet  ver- 
theilw.  Das  ist  misslieher  und  schwieriger,  besonders  da,  wo  es 
sieh  um  eine  sehr  grosse  Anzahl  sehr  weit  über  das  ganze  Gebiet 
verstreuter  Betriebe  bandelt,  wie  bei  der  Bierbrauerei  meist,  bei 
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der  Branntweinbrennerei  weni^teng  nach  den  deutschen  (im  Unter- 
schied z.  15.  vüu  den  englischen)  ProductionsverhUltniasen.  Dagegen 
wUrde  bei  der  RUbenzackerproduction  und  Besteuerung  ein  solches 
Vorgehen  schon  eher  ausllihrbar  sein. 

Die  Vortheile  eines  derartigen  Kepartitionsverfahreus  wärea 
auch  hier  die  nemlichen  wie  Uberhanpt  bei  der  Steaerrepartition 
(§.  544 y  545).  NamentUch  würde  hier  wohl,  wenn  einmal  eine 
bestimmte  Somme  anfgebraebt  werden  moBs,  die  Concnrrenx 
der  Producenten  zu  einer  gleiebmlseigeren  Belastung  der  Ein* 
seinen  binfttbren.  €torade  in  diesen  Gewerben  verfolgt  man  die 
Lage  nnd  Leistangen  jeder  einzelnen  Untemehmang  scharf  am 
der  Concurrenz  willen  und  würde  im  Besitz  mancher  Thatsachea 
sein  oder  leicht  kommen,  auf  Grund  deren  man  eine  solche  Aus- 
gleichung vornehmen  kann.  Wesentliche  Bedenken  dieser  Besteue- 
rung (§.  514)  liessen  sich  so  vermindern.  Der  Einwand ,  dass 
dadurch  dem  einzebien  Produoenten  die  besonderen  Vortheile  seiner 
besseren  teohniscben  Leistung  nnd  der  daraas  hervorgehenden 
tbeilweisen^AbwIhnrng''  der  Steuer,  anob  snm  Schaden  des  teeh- 
niscben,  aof  diese  Weise  piftmiirten  Portsebritts,  entsogen  würden, 
ist  niobt  dnrebseblagend.  Denn  dieser  Vortbeil  wird  nnr  anf  Gmnd 
eines  an  sieb  mangelhaften,  ungleicbmftssigen  Stenerverfabrens 
erzielt  und  ist  nicht  so  unbedingt  als  ein  wirklieb  persönliches 
ükonomisclies  Verdienst  des  Producenten  anzuerkennen  (§.  390). 

II.  —  §.  557.  Die  Ermittlung  der  That Sachen  zur 
Feststellung  der  Steuerschuldigkciten  bei  denJSteuern 
auf  einzelne  wechselnde  Thatsachen  und  Handlungen 
(im  Sinne  des  §.  549),  daher  namentlich  bei  den  meisten  Verkeb^ 
Stenern,  bei  den  Stenern  anf  Conjnnotnr-,  Spielgewi nn  nnd 
Erbscbaft  nnd  besonders  bei  demjenigen  Verbranebstenern, 
wetebe  sieb  wie  ZüUe  nnd  Tborstenern,  an  den  Umlanf  der 
Waaren  anknüpfen  (§.  492»  bes.  S.  498  snb  c). 

Bei  diesen  Steuern  allen  gestaltet  sich  die  Aufgabe  der  Steuer- 
verwaltung schon  deshalb  wesentlich  anders  und  in  diesem  ersten 
Puncte  schwieriger,  als  bei  den  im  Vorausgehenden  besprochenen 
„Steuern  auf  den  berufsmässigen  Erwerb  und  den  Besitz^',  weil 
zuvörderst  schon  die  Ermittlung  der  Thatsachen,  von  denen  die 
Stenerpfliebt  eines  Subjects  überhaupt  erst  abhängt, 
andere  nnd  umfassendere  Vorkehrungen  erbeisobt  Die  Consta- 
turnng  der  Stenerpfliebt  an  nnd  für  sieb  maebt  bei  den  besprochenen 
Stenern  nicbt  so  grosse  Hübe,  weil  diese  Pflicht  von  meist  offen- 
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knnfügeo  oder  yerWtoissiDftssig  leicht  zn  ermittelnden,  fest  stehen- 
den oder  jedenfalls  längere  Zeit  gleiehbleibenden  Tbatsachen  des 

Erwerbs  und  Besitzes  abhängt.  Diese  Thatsaclien  lassen  sich  auch 
nicht  leicht  der  Beobachtung  entziehen.  Die  schwierigere  Aufgabe 
ist  bei  diesen  Steuern,  nach  erfolgter  Constatirung  steuerpflichtiger 
Subjeete  und  Objecte  den  I'm fang  der  Steuerpflicht  und  demnach 
die  Grösse  der  individuellen  Steuerschuldigkeit  festzu- 
stellen. Die  darauf  bezüglichen  Tbatsachen  sind  hier  zu  ermitteln 
nnd  das  eben  ist  das  schwierige  Problem,  so  z.  B.  auch  bei 
den  Torhin  besprochenen,  an  den  Prodnotionsbetrieb  sich  anknöpfen- 
den Verbrauehstenem. 

Bei  den  Stenern,  von  welchen  jetzt  za  handeln  ist,  bietet 
umgekehrt  die  Ermittinng  des  Umfangs  der  Stenerpflicht,  wenn 
einmal  die  letztere  selbst  constatirt  ist,  geringere  Mtihe,  beson- 
ders bei  den  Verkehrsteuern,  Zöllen,  Thorsteueru.  Hier  handelt 
es  sich  meistens  nur  um  einfache  Messun  gs-  und  ähnliche,  dann 
um  Rechn  ungs  oi)erationcn ,  um  die  individuellen  Steuerschuldig- 
keiten nach  Massgabe  der  ermittelten  Tbatsachen  in  Bezug  auf 
den  Umfang  der  Steuerobjecte  und  nach  den  gesetziiehen  Steuer- 
sätzen festzustellen.  Dagegen  dreht  sich  Alles  darum,  diejenigen 
stenerpfliehtigen  Thatsachen  nnd  Handlangen  selbst  sicher  zn  er- 
mitteln, die  hier  das  Stenerobject  bilden  nnd  von  deren  Eintritt 
oder  Vornahme  Überhaupt  die  Stederpflichtigkeit,  daher  aueh  der 
Charaeter  einer  bestimmten  Person  als  Steuersnbject  in  diesem 
bestimmten  Fall,  erst  abhängt.  In  Betreff  des  Umfangs  der 
Steuerpflicht  niuss  nur  zugleich  bei  der  Constatirung  der  letz- 
teren selbst  die  nöthige  Vorkehrung  getroflfen  werden,  um  einzelne 
Steuerobjecte  (z.  H.  bei  der  Verzollung  von  Waaren)  nicht  zu 
fibersehcn  oder  sich  Uber  ihre  Menge  und  Art  nicht  zu  täuschen 
nnd  so  Hinterziehungen  von  Steuer  zu  verhüten.  Auch  hierbei 
kommt  aber  doch  zunächst  Alles  darauf  an,  den  Fall  der  Steuer- 
pflieht  an  nnd  für  sich  zu  constatiren.  Das  ist  das  Primftre, 
alles  Weitere  steht  in  zweiter  Linie. 

So  erklärt  sich,  dass  das  Verfahren  zur  Ermittlung  der 
betreffenden  Tbatsachen,  deren  Eintritt  die  Steuerpflioht  erst  be- 
dingt, bei  dieser  zweiten  Kategorie  von  Steuern  ein  wesentlich 
verschiedenes,  verglichen  mit  dem  Verfahren  bei  der  ersten 
Kategorie,  sein  muss;  femer,  dass  der  Schwerpunet  der  administra 
tiven  Aufgabe  hier  in  der  Constatirung  der  Steuerobjecte 
liegt,  wovon  daher  auch  zuerst,  vor  den  Steuersubjecten ,  zu 
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bandeln  ist.  Das  Einzelne  specialisirt  sich  wieder  niaucbfach  uach 
den  Arten  der  hierher  gehörigen  Stenern  und  den  einzelnen  äteueni. 
So  siDd  anch  hier  in  der  ailgemeineu  Stenerlehre  schon  die  am 
Eingang  dieses  §.  genannten  Kategorieen  zu  untersebeiden.  Aber 
den  Ti^n  speeiellen  Einriobtnngen  liegt  doch  bei  nianeben  Puncten 
aneh  wieder  ein  gemeinsames  Prineip»  ein  Sebema  an  Grunde^ 
das  mm  riehtigen  Verstilndniss  der  Aufgabe  der  Stenerrerwaltoiig 
erkannt  und  bier  ndt  aii%edeokt  werden  moss. 

A.  —  9.  558.  Die  Ermittlung  der  Stenerobjecte.*^ 
1)  Bei  den  Verkebrstenem  bietet  meistens  das  Hilftmittei 
zu  diesem  Zwecke:  theils  das  öffentliche(gerichtliche)  Eintragungs- 
Register  wesen,  theilö  die  Mitwirkung  der  Gerichte  bei  der 
Regelung  von  Privatrechtsverhältnissen,  theils  die  gesetz- 
liche Vorschrift  der  Stempelpfiichtigkeit  der  schriftlichen  Ur- 
kunden Uber  steiicrptiiehtige  Rechtsgeschäfte. 

Die  Gerichte  oder  Kegisterbehörden  u.  s.  w.  werden  hier  von 
Amts  wegen  verpflichtet,  fllr  die  zu  ihrer  Kenntniss  kommenden 
oder  unter  ibrer  Mitwirkung  geordneten  Rechtsgeschäfte  durch  ihre 
mit  den  Finanzgeschäften  betrauten  Organe  die  betreffende  Steuer 
erbeben  oder  die  Benutzung  der  vorgeschriebenen  Wertbstempel 
vomebmen  su  lassen  oder,  bei  vollständiger  Trennung  jener  Be- 
hMeü  von  den  fisealisohen  Aufgaben,  die  Oesebäfte  einer  Finani- 
bebOrde  sum  Zweek  der  Bereebnung  und  Erhebung  der  Steuer 
ansumelden.  GewOhnlieb  findet  hier  ohnehin  sehen  eineGebflhren- 
pflichtigkeit  fttr  die  Mitwirkung  von  Behörden  statt,  woran  sieh  dann 
gleieb  die  Verkehrsteuerpfliohtigkeit  ansohliessi  Oder,  der  noeh 
bäniigere  Fall,  die  eine  gesetsliehe  Abgabe  stellt  eben  nicht  bkiss, 
wie  fälsehlieh  angenommen  zu  werden  pflegt,  eine  Gebtlbr,  sondern 
zugleich  und  meist  hauptsächlich  eine  Verkehrüteuer  dar.  Hier 
erfolgt  dann  gleichzeitig  die  Ermittlung  des  Steuerobjects ,  die 
Feststellung  des  dafür  rechtlieh  in  Anspruch  zu  nehmenden  Steuer- 
subjects  und  die  Berechnung,  Vorschreibung  und  Erhebung  des  Steuer- 
betrags. Die  Voraussetzung  dafür,  wann  und  wieweit  eine  derartige 
Abgabe  Gebühr  und  Steuer  sei,  ist  im  1.  Kapitel  dieses  Bands  in 
der  Gebuhreniebre  schon  angegeben  worden  (§.  2ö6  293). 

**)  Auch  für  dieae  Aufgabe  nebt  b«8.  Uock  mandio  werthroUe  Finffeneice. 
Oeff.  Abg.  §.  82,  33,  20,  25. 

Bei  dem  engen  Zusaiumcnbang  zwischen  Gebfkhren  u.  Verkehrsteuern  war  toi 
der  hier  vorliegouden  Aufgabe  schon  im  1.  Kap.  dieses  Bands  in  der  GebUhrcnlehre 
mehlfach  zu  handeln.  S.  bes.  §.  2ä6  If.,  291  —  293,  32U  — 324.  In  der  Hauptsache 
ist  die  Fkvge  dort  logldeh  ftr  die  YeikehnteQer  mit  eriedigt  woidea. 
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Die  Cantelen  tlir  die  Dnrchllahrang  der  Steuerpflichtigkeit 
und  die  Formen  der  Erhebung  (directe  Einziehung, 
Stempel)  sind  dieselben  wie  bei  den  Qebttbren  und  ebenfalia 
früher  sehen  dargeetellt  worden  (§.  293, 820  ff.).  Zur  mOgliohet 
eieheren  Ermittlnng  der  Steoerobjeete,  d.  h.  der  stenerpfiichtigen 
Acte  oder  BeehtsgeBohftfka  dient  die  geaeliliohe  Vorschrift,  diese 
Gesehttfte  registriren  sn  lassen,  oder  sie  behi^rdlioh  (geriehtlicb) 
aninmeldeD,  oder  lue  schriftlich  absnfassen  nnd  die  Urkunden  mit 
dem  erforderliehen  Stempel  zu  versehen.  Die  Androhung  fisca- 
lischer  Strafen,  die  Bedrohung  mit  Rechtsuachtheilen,  eventuell 
selbst  mit  Rechtsungiitigkeit  des  Geschäfts,  die  Verpflichtung  der 
öffentlichen  Behörden,  Notare  u.  s.  w.,  die  Einziehung  der  gesetz- 
lichen Abgaben  oder  die  Anbringung  der  Stempel  selbst  vorzu- 
nehmen, oder  ihnen  vor  Augen  kommende  stempelptiichtige  Schrift- 
stticke  auf  die  Verwendung  des  Stempels  Uberhaupt  und  des  richtigen 
Stempels  zu  prüfen,  nur  richtig  gestempelte  Urkunden  anzunehmen 
(im  Process  u.  s.  w.),  eventuell  die  Stempelung  nachzuholen  oder 
die  Strafverfolgung  der  schuldigen  Steuersubjecte  zn  veranlassen 
und  anderes  Aehnliche  mehr:  das  sind  die  zwar  nicht  immer 
vOlUg,  aber  doch  im  Ganzen  einigermassen  ausreichenden  Hilfs- 
mittel der  Stenerverwaiftnng  zor  £rmittlang  der  Steuerobjeete 
der  VeAehrstenem  und  zur  Sicherung  des  Finanzinteresses  in 
Betreff  der  Besteuerung  der  Steuersubjecte  nach  den  gesetzlichen 
Steuersfttzen.  Abweichendes  Einzelne  richtet  sich  nach  der  Art 
der  efaiselnen  Veikehrsteuem. 

Die  enge  Verbindung  vieler  dieser  Stenern  mit  juristischen 
Formalien  (§.  2t'3j  erleichtert  demnach  die  Aufgabe  der  Steuer- 
Verwaltung  hier  wesentlich.  Das  leitende  Princip  für  die  aduiiuistra- 
tive  Ermittlung  der  Steuerobjeete  wird  aber  dadurch  etwas  ver- 
deckt. £s  ist  doch  im  Grunde  das  gleiche  wie  bei  dieser  ganzen 
Gattung  von  Steuern,  von  der  wir  hier  handeln  (§.  557),  nemlich 
ein  directer  oder  indirecter  Zwang  zurAnmeldung  der  Steuer- 
objeete fttr  das  Steuersttbject  behufs  Veranlagung  zur  Steuer,  nur 
dasfl  dieser  Zwang  hier  eventuell  implicite  in  den  schon  aus  sach- 
lichen Gründen  gegebenen  Vorschriften  Uber  das  Registerwesen 
und  über  die  Mitwirkung  von  Behörden  erfolgt.  Bei  der  Stempel- 
pfliehtigkeit  macht  man  das  Steuersubject  zugleich  zum  Organ 
der  Ermittlung  des  Steuerobjects  und  der  Steuererhebung,  worin 
ebenfalls  implicite  ein  Anmeldezwang  zur  Versteuerung  der  Steuer« 
objecto  liegt:  hier  freilich  mit  schwftcheren  Garantieen  der  Con- 
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trole,  die,  ausser  in  den  Bedrohungen  mit  Strafen  und  etwaigen 
Recbtsnachtheilen ,  nur  in  angenUgendem  Maasse  in  der  Oeffent- 
liobkeit  und  in  der  mehr  nur  zufiüligen  Kenntnissnahme  Seiteo« 
der  öffentlichen  Behörden  li^n.  Nor  das  unbedingte  Verlangen 
des  Begistrimngstwaogs  nad  womOgUeb  zugleich  der  SehriftUehkeit 
etenerpflichtiger  Reebtsgesebftfte  nnter  gleiebzeltiger  VersagBog  der 
Rechtegiltigkeit  der  nicht  registrirten  und  mttndliehen  betreffenden 
Rechtsgescbftfte  mOebte  hier  fIDr  die  sichere  Ermittlnog  der  Steuer- 
objecte  gr(Hnere,  wenn  aneb  niemals  ganz  ansreiebende  Garantie 
gewähren.**)  Es  würde  dabei  anob  eine  rationelle  Besehriokimg 
der  Steuerpflicbtigkeit  auf  gewisse  leichter  controlirbare,  namentlich 
auch  auf  Kechtsgeachäl'te  Uber  einen  gewissen  nicht  zn  niedrigen 
Werthbetrag  wohl  von  vorneherein  geboten  sein  oder  mau  mlisste 
wenigstens  den  Verkehrsteuersatz,  wie  z.  B.  bei  einem  gleich- 
mässigen  kleinen  Quittungsstempel,  sehr  niedrig  ansetzen,  um 
dadurch  den  Anreiz  zur  Hinterziehung  von  öteaerobjecten  zn 
vermindern. 

§.  659.  —  2)  *  Bei  der  Besteuerung  von  Conjnncturen- 
gewinnen  richtet  sich  das  Verfahren  zur  ErmitÜong  der  Steuer- 
-objecte  nach  der  Art  des  betreffenden  Gewinns  nnd  der  dem- 
gemäss  zn  wählenden  Steuer  (§.  478—481). 

a)  Dient  die  Ertrag-  nnd  Einkommeiibestenerong  mit  dasn, 
diese  Gewinne  zn  treffen,  so  sind  amtliehe Naebforschnngen 
neben  Deelarationen  der  Stenerpfliehtigen  Torsasehreiben. 

b)  Bei  der  Benutzung  der  Verkehrsbestenemng  liefern  in 
dem  praetisoh  wichtigsten  Falle,  wenn  es  sieb  nemlieh  nm  den 
beim  entgeltlichen  Besitsweebsel  von  Gmndeigentbum  (nnd  Gebin- 
den n.  8.  w.)  erzielten  Gewinn  handelt,  wieder  die  entsprechend 
einzurichtenden  Register  oder  Grundbücher  die  geuligendeu  Auhalts- 
puncte.  Ks  niUssen  zu  dem  Zweck  namentlich  die  Erwerbs-  und 
Verkaufspreise  eingetragen  werden,  nach  deren  Differenz 
dann  die  Behörde  fGrundbuchanit)  wieder  von  Anitswegen  die 
Steuer  zu  ])ere('hnen  hat.  Dabei  ist  dem  Steuerpflichtigen  nur 
der  Kachweis  einer  Werthsteigerung  in  Folge  neuer  Kapitalver- 

**)  Man  hat  öfters  als  ein  Mittel  zur  Bek&mpfung  des  Differeiiif eschifts  u 

ilt-n  Fondsbörsen  die  Versa^ung  der  Klagbarkeit  der  b-  truftciK}  ii  V^rträg«'.  (als  Spiel- 
vortrige  a.  dgl.)  bufurvoitot  u.  loitanter  besteht  diese  klagbarkeit  auch  mdiL  Aber 
iil^nd  antreichende  Hilfe  bietet  dfesYecfdmni  «rfehTongsgemlss  nicht:  der  JSitten- 

codex''  unter  den  BOrsenspielorn  ist  in  diaien  Punrte  eine  nicht  \rerthlose  Boig^ 
flcbaft  dafür,  das»  auch  nicbt  -  klagbare  Vertrilge  du(  Ii  *  rfullt  werdi  ii.  Das  beweist, 
dass  mau  die  practibche  Bedeutung  dcä  im  Text  erwahuteu  MitteL»  nicht  über- 
Bchttzen  darf. 
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wendongeo  zn  g«8tatteii|  am  o?6iitaeU  gam  oder  tbeUweise  steaeiv 
finoi  %n  bleiben.  Im  Uebrigw  fmigirt  die  Verkehnbestenenrng  (ein- 
aehliecelieh  der  „B0nen8teiieni"X  wie  Mher  gezeigt  wurde»  obnebin 
Yielfaeb  gleieh  als  Betteaerang  von  Coigancturengewiimen  mit 

e)  Bei  der  Berfleketohttgaog  dieser  Gewinne  in  Erbfftllen 
kommen  dieselben  Einriebtangen  in  Betraebt,  wie  bei  der  Erbschafls- 
steaer,  nnr  dass  anaserdem  noch  die  Erben  zn  Aassagen  nach  bestem 
Wissen  Uber  die  etwaige  Conjuncturen-Wertbsteigerung  von  Erb- 
schaftsobjecten  (besonders  Immobilien)  zu  verpflichten  und  geeig- 
nete amtliche  Nachforschungen  nach  solchen  Werthsteigerungea 
anzustellen  sind.  Bei  Immobilien  liefern  hier  die  Grundbücher 
wieder  die  Daten  Uber  die  Erwerbspreise,  neue  Taxationen  haben 
den  Jetztwerth  zur  Zeit  des  Erbgangs  festzustellen. 

d)  Bei  der  Baustellenbesteaerang  und  in  ähnlichen  Fällen 
(§.  481)  moss  ein  mit  scbarfen  Strafandrohangen  beim  Unterlassen 
verbundener  Anmeldezwang  vorgesobrieben  werden:  fttr  den 
Besitzer  der  Baustelle  und  fllr  demjenigen,  weleber  eine  speei- 
fisobo  Aenderong  in  derBenntiang  seiner  Gnindstttoke  vornimmt 
Ämdiehe  Naebforsebangen  baben  znr  Ergänzung  daneben  zn  treten. 
Naob  dem  Master  der  Grondstener  and  etwa  der  an  den  Tabak' 
bau  anknüpfenden  Formen  der  Tabakbestenerung  wird  Einzebies 
bier  eingeriebtet  werden  können. 

3)  Die  8tenerobjecte  bei  Spielgcwinnen  ermittelt  und  trifft 
man  am  Einfachsten,  —  unter  der  statthaften  Voraussetzung,  dass 
jedes  iSpiel  einer  öffentlichen  Controle  und  Concession  unterliegt, 
sonst  verboten  ist,  —  in  der  Art,  dass  der  Spielhalter  („Schuld- 
ner") zur  Anmeldung  der  betreffenden  Steuerobjecte  verpflichtet 
und  gleich  bei  ihm,  also  an  der  Ertragsquelle,  die  Steaer 
erhoben  wird. 

4)  Zur  Ermittinng  der  Steuerobjecte  der  Erbschaftssteuern 
dient  zanäcbst  der  (übliche)  Anmcldezwang  fUr  alle  Erben  oder 
Legatare;  ferner  in  Ergänzung  dazu  die  Verpflichtung  derStandes- 
ämter,  der  Erbsebaftsstenerbebörde  regelmSssige  Nacbricht  von 
den  Todesfällen  zn  geben.  Die  aaob  sonst  in  maneber  Hindcbt 
emfifeblenswertbe  Vorscbrifti  dass  Uber  alle  Erbscbaften  em  amt- 
licbes  (geriebtliebes)  Erbeslegitimationsverfabren  ex  officio 
stattfinden  moss,  bilft  weitere  Sebwierigkeiten  m  der  Ermittlang 
der  Stenerobjeete  za  beseitigen.  Wenn,  wie  es  prineipiell  und  stener- 
teebniseb  passend  erscbeint,  die  kleinen  Erbschaften,  bei.  £rb- 
portioneu  und  Legate  unter  einer  ge^Wssen  HOhe  steaerfrel  sind, 
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Temindert  sich  auch  die  Zahl  der  zn  controlirenden  Erbschaften 
W68eDtUch.  In  Verbindung  mit  der  Constatimng  der  Steaerobjecte 
miiifl  hier  sodann  der  Umfang  oder  Werth  derselben  ermittelt 
werden  I  in  welcher  Hinsieht  neben  den  so  fordernden  Angaben 
der  Stenersnbjeete  (bes.  der  Verwalter  der  Erbsehaftsmasse)  amt- 
liche Taxationen  stattfinden  müssen. 

§.  560.  5)  Von  den  Verbranohstenem,  welche  sich  ao  den 
ümlanf  von  Waaren  anknüpfen,  sind  dieGrenssOUe  die  wich- 
tigsten nnd  hier  yomemlich  ins  Ange  sv  fkssen.  Die  Einriehtangen 
zar  Ermittlung  der  Steaerobjecte  bei  den  städtischen  Thor- 
stenern sind  mutatis  mutandis  die8el))en  wie  bei  den  Zöllen,  mit 
Abweichungen ,  welche  theils  durch  die  verschiedenen  Verhältnisse 
der  zu  controlirenden  Ocrtlichkeiten,  theils  durch  die  verschiedene 
Art  (meist  landwirthschaftliche  und  gewisse  gewerbliche  Erzeug- 
nisse des  gewöhnlichen  Marktverkehrs,  eventuell  Brenn-  und  Bau- 
materialien, dann  Getränke,  Wein,  Branntwein,  Bier  u.  s.  w.),  theils 
darch  die  verschiedene  Transport-  und  Vcrpackungsweise  nnd  Anzahl 
der  Artikel  veranlasst  werden.  Die  sonstigen  Steaem  in  Verbindung 
mit  dem  Umlauf  der  Waaren  (§.  492)  sind  zn  selten,  am  hier 
besonders  berücksichtigt  werden  zu  müssen.  Gewisse  Einrich- 
tungen bei  ihnen  sind  aber  ähnlich  wie  beim  Versand  zollpflich- 
tiger Wsaren. 

Zur  Ermittlung  der  Steuerobjeete  bei  Zöllen  u.  s.  w.  dient  zu- 
nichst  nnd  hauptsichlieh  ein  Anmeldezwang  für  die  Waaren- 
führer,  in  Folge  dessen  die  letzteren  mit  dem  föntritt  des  „steuere 
baren  Moments^,  d.  h.  der  Uebersehreitung  der  Grenzzolllinie**) 

(der  „Verzebmngsstenerlinie"  bei  städtischen  Thoraccisen)  verpflichtet 
sind,  sich  selbst  und  die  von  ihnen  geführten  Waaren  bei  der  be- 
treffenden Steuerbehörde  behufs  Vornahme  des  steuerbaren 
Acts",  d.h.  der  Verzollung  (eventuell  behufs  Einleitung  der  Mass- 
regeln, welche  zur  Sicherung  der  Verzollung  dienen)  zu  melden. 
Diesem  Zwang  entspricht  das  Recht  der  Steuerorgane,  die  erforder- 
lichen Controlen  zur  Sicherstellung  dieser  Anmeldungen  zu  treffen 
nnd  Jedermann  zu  nöthigen,  sich  den  getroffenen  Anoidnangen  zu 
unterwerfen.  Zn  diesem  Bebufe  erfolgt  die  Bildung  und  stete 

In  der  Praxis  modificirt  sicli  der  Eintritt  dee  steuerbaren  Acts,  z.  B.  W€Ui 
Zollämter  auf  inländischem  I'reihaf  enge  biet  oder  in  Kolg:e  von  Zollcartellea 
(DeutäcKlaad  und  Üeäterreicb)  auf  fremdem  Uebiete  liegcu,  vo  dauu  etwa  die  Ein- 
bringung in  die  colluntlielien  Biome  behuft  Yerladniig  in  die  ins  loland  abgefeitigteii 
Fahrzeuge  (Eisenbahnwagen)  jenen  Act  bildet  o.  zu  diesem  Behuf  die  Anmddongen 
erfolgen  müssen.  —  Im  Text  mehriMli  Aoielinung  an  Hock,  öiT.  Abg.  §.  20.  S.  auch 
Ran  U,  §.  458—460. 
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Bewachung  einer  „ G renzzo  1 1 1  i n  i e"  und  eines  Greiizgebiet- 
bezirks  (ähnlich  bei  den  Thoraccisen:  einer  Verzehrungssteuer- 
liiiie)|  woran  sich  die  Vorschrift  knttpft,  nur  die  öffentlichen 
Wege  oder  selbst  nnr  gewisse  Wege  daninter  oder  letztere 
wenigstens  nnr  flHr  gewisse  Waaren  znm  Transport  zu  benutzen. 
Aach  die  Zeit  (Tageszeit)  des  Transports  wird  wohl  beschrttnkt 

Die  Waareafithier  haben  in  bestimmter  Weise  y^Stener- 
ansagen^'  oder  „Waaren erkUrangen''  Uber  die  Objeete  (Art, 
Menge»  erentnell  Herkunft,  Bestimmungsort  n.  s.  w.)  ihres  Trans- 
ports in  machen.  Diese  Ansagen  umfassen  im  Prineip  aneh  die 
nioht-stenerpflicbtigen  Objecte,  nm  eine  Controle  zn  ermöglichen. 
Die  Stenerbeamten  haben  das  Recht,  bez.  die  Pflicht,  die  gemachten 
Angaben  über  Art  und  Menge  der  Waaren  auf  ihre  Richtigkeit  zu 
erproben  mittelst  eigener  Untersuchung  des  Transports  („Revi- 
sion'') und  Uber  die  weiteren,  für  die  Besteuerung  eventuell  in 
Betracht  kommenden  Thatsachen  (Herkunft,  directe,  indirecte  Ein- 
fuhr, Benutzung  heimischer,  fremder  Fahrzeuge,  SchitTc  u.  s.  w., 
bei  „Differentialtarifen",  wo  sich  der  Zollsatz  nach  solchen 
Momenten  verschieden  gestaltet,  —  auch  Uber  den  „steuerpflichtigen 
Werth''  der  Waaren  bei  WerthzöUen)  die  urkundlichen  Belege 
mittelst  bestimmter  Atteste  u.  s.  w.  zn  verlangen. 

§.  561.  Dies  sind  die  ziemlich  allgemein  und  gleichmässig 
bestehenden  Haupteinrichtnngen  zur  Ermittlung  der  Steuer- 
objeete.  Im  Ansehluss  daran  finden  sieh  theils  zur  Erleichte- 
rung des  Verkehrs  und  zur  Vereinfachung  des  „Zollyer- 
fahre ns''  sugleioh  auch  im  Interesse  der  Steuerverwaltung»  theils 
zur  noch  grösseren  Sicherung  der  gesetzliehen  Be- 
steuerung einige  weitere  hier  kurz  zu  erwähnende  Einriehtnngen. 
In  denselben  bestehen  öfters  grössere  zeitliche  und  örtliche  Ver- 
schiedenheiten als  in  den  geschilderten  nach  der  ganzen  Gestal- 
tung des  Zollwesens,  namentlich  nach  der  grösseren  oder  kleineren 
Zahl  und  Höhe  der  Zollsätze,  nach  der  Beschaffenheit  der  Zoll- 
grenze und  der  davon  mit  abhängigen  Gefahr  des  Schmuggels,  nach 
dem  Zweck  des  Zolls  (Finanz-  oder  Schutzzoll),  nach  der  Integrität 
der  Bevölkerung,  der  Geschäftskreise,  des  Beamtenthums,  endlich 
freilich  auch  nach  der  mehr  bnreaukratischen  Weitläufigkeit  und 
Schwerfälligkeit  oder  der  den  VerkehrsbedUrfnissen  sich  mehr  an- 
passenden G,kanfmännischen'')  Gestaltung  der  ganzen  Steuer-  und 
Zolhirwaltnng*  Es  ist  klar,  dass  hier  zwischen  den  Bedürfnissen 
und  Wflnsehen  des  Verkehn  und  der  Zollrerwaltung  selbst  einer- 
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seits  und  den  Anforderungen,  welche  im  IntereBse  möglichst 
sicherer  Knnittlung  der  Steucrobjecte  zu  stellen  sind,  andrerseits 
Confliete  bestehen,  welche  nur  durch  Compromisse  ausgeglicbea 
werden  können. 

a)  Zur  Erleichterung  des  Verkehrs  und  zur  Vereinfachung  des 
Zollverfahrens  dient  ausser  der  früher  schon  besprochenen  Fest- 
stellung spcci  fisch  er,  namentlich  Gewichtszollsätze  statt 
der  Werth  Zollsätze  und  gleichmässiger  Sätze  statt  der  Qaali- 
tftts  Zollsätze  (§.  547): 

a)  die  Anwendung  der  Gewichtsstttse  in  der  Form  der 
sogen.  BrnttoversoUnng  oder  der  Netto venolhiog  anf  Gnmd 
gewisser  meist  im  Verordnnngswege  sn  bestimmenden  Tarasitiei 
wekhe  vom  Brattogewiobt  znr  Ermittlnng  des  zollpflidiiigen  Netto- 
gewichts abgehen.  Man  hält  sich  hier  an  die  tf blichen  Ver- 
packungsarten der  Waaren.nnd  bestimmt  bei  der  Bmttoyer- 
zollnng  danach  mit  die  Zollsätze,  bei  der  genannten  Nettoverzollung 
die  Tara.  Dabei  ist  es  nattlrlich  nothwendig,  geeignete  Vorkeh- 
rungen gegen  die  Benutzung  einer  dem  Hteuerpflichtigen  zu  günstigen 
Bemessung  des  Gewichts  der  Verpackung  zu  treffen  und  Aende- 
rungen  in  letzterer  durch  Aenderung  der  BruttozuUsätze  oder  der 
Tara  zu  begegnen.  Die  zeitraubende  und  kostspielige  Aus- 
packung und  Wiederverpackung  der  Waaren  wird  so  vermieden. 
Ein  Controlrecht  der  Verwaltung,  sich  vom  wirklichen  Inhalt  der 
GoUi's  u.  8.  w.  im  Falle  von  Misstrauen  in  die  Waarenerklämng 
zn  tlberzeugeD,  mnss  freilich  gewahrt  bleiben. 

fi)  Die  unbedingte  Verpflichtung ,  die  Waaren  gleich  an  der 
Grenze  zu  verzollen,  widerspricht  vielfach  dem  berechtigten  Ver- 
kebninteresse,  verthenert  direet  nnd  indirect  dem  WaarenAhrer» 
bez.  Eigenthttmer  den  Bezug  und  ist  auch  durch  das  Finani- 
Interesse  nicht  geboten.  Daher  ist  em  Verfahren  erwänsoht, 
mittelst  dessen  die  Waaren  vorläufig  unverzollt  bis  zur  Er- 
reichung ihres  Bestimmungsorts  bldben,  an  welchem  alsdann  erst 
die  letzten  zollamtlichen  Manipulationen  zur  Ermittinng  der  Steoer- 
objeete  nod  der  Stenerschuldigkeit  erfolgen.  Dies  setzt  beson- 
dere Zollämter  auch  im  Binncnlandc,  namentlich  in  grösseren 
Städten,  woraus:  sogen,  innere  oder  Binnen  Zollämter  neben  den 
Grenz-  oder  A  usse n Zollämtern.  Das  betreffende  Verfahren  ist 
das  sogen.  Heg  I  ei  t  sc  he  in  verfahren",  durch  welches  die 
Identität  der  unter  ZoUverschluss  gestellten  .Steucrobjecte  und  die 
•Sicherung  der  Zollzahlung  verbtlrgt  wird.  Es  besteht  vomemiioh 
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fttr  einfnhrzollpfliohtige  Iiii[K>rtartikel,  dann  fttr  ausländische,  bloss 
xar  Dnrchfobr  kommende.  Auch  bei  inneren  Yerbrauchstenern 
kommt  es  zur  Controle  transportirter  Steuerobjecte  vor,  z.  B.  bei 
Mehl  auf  dem  Wege  von  der  Muhle  in  die  Stadt  oder  bei  Malz, 
welches  ans  der  Mühle  in  die  Brauerei  geht  oder  hei  Wein,  der 
Yom  Händler  an  den  Wirth  nnd  Pri?aten  versandt  wurd. 

y)  Zur  Erleiehtemng  des  Zwisohenhandels,  eventaell  zur 
Verschiebung  der  Verzollnng  dienen  amfliehe  oder  mit  unter 
amtliehem  Verschlass  stehende  Niederlagen,  („Entrepdts")» 
in  denen  einstweilen  bis  zur  Einfuhr  fUr  den  inländischen  Oonsum 
oder  bis  zur  Wiederausfuhr  zollpflichtige  W  aaren  gelagert  und  den 
erlorderlichen  technischen  Manipulationen  unterzogen  werden  können. 
Amtliche  Controlen  stellen  die  Ermittlung  der  Steuerobjecte  dabei 
genügend  sicher. 

b)  Zur  Verschärfung  der  Massregeln  fUr  die  Ermittlung 
zollpflichtiger  Waaren  namentlich  bei  hohen  Zöllen  (eventuell  bei 
Prohibitionen)  und  grosser  ^^chmuggelgefahr  dienen  besonders  Ibl- 
gonde  Einrichtungen  (wörtlich  nach  Hock)^):  „man  errichtet  eine 
zweite,  die  erste  controlirende  Zolllinie  dort,  wo  der  Grenzbezirk 
7om  inneren  Lande  sieh  scheidet  (innere  Zolllinie);  man  versieht 
die  hoch  belegten  fremden  Waaren  znm  Zeichen  der  geschehenen 
Versollnng  nnd  die  entsprechenden  inlftndiscben  znm  Zeichen  der 
inlindiBohen  Enengnng  mit  besonideren  Stempefn,  unterwirft  sie 
den  Transport-  und  Auf  bewahmngscontrolen  auch  im  Inneren,  Ittsst 
beim  Eintritt  in  die  grossen  Handdsstildte  die  Waaren  einer  Revi- 
sion unterziehen,  ob  sich  nicht  fremde,  unverzollte  darunter  be- 
finden; die  Grenze  wird  mit  Wall  und  Graben  umgeben,  die  nur 
an  den  Puucten,  wo  sich  ein  Amt  befindet,  sich  öffnen;  mau  ent- 
leert den  Grenzbezirk  von  Einwohnern."  Begreiflicher  Weise  sind 
80  ausgedehnte  und  lästige  Controlen  nur  ausnahmsweise  zu  recht- 
fertigen und  vollends  heute  bei  der  durch  die  Dampflocomotion 
bewirkten  Massenconcentratiou  eines  leichter  und  schneller  Be- 
wegung bedürftigen  Waarenverkebrs  meist  gar  nicht  mehr  aas^ 
ftthrbar,  bei  diesem  leichter  zn  controlirenden  Verkehr  aber  auch 
weniger  nothwendig  als  frtther. 

Von  besonderer  Bedeutung  für  die  sichere  Ermittlung  der 
Steuefolyecte  bei  den  ZOllen  und  Thoraccisen  sind  nur  noch,  wie 
bei  allen  mdireoten  Verbrauchsteuern,  Controlen  Uber  die 
Stenerbeamten,  um  Bestechlichkeit  und  SchmnggelbegttDstignng 

**}  Ueti.  Abg.    12ä.  W^itoroö  ubor  Controlea  uuteu  iia  5,  AbscJuüu,  bo«».   öbT,  5bt>. 
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durch  dieselben ,  sowohl  in  Betreff  der  Menge  als  der  Art  der 
Waaren,  zu  yerhüteii.  Daza  dient  (nach  Hock)^^)  „die  Verpflich- 
tQOg  der  Stenerorgane,  jeden  amtlichen  Act  schriftlich  fettansteUeB 
nnd  wichtigere  Amtshandiongeii  nur  mehrere  Teremt  oder  anter 
Leitung  eines  höheren  Beamten  yoniinehmen;  dann  die  gegen- 
seitige UebeieinBtunmnng  der  Scriptoren,  die  Öfteren  NaelisohaiieD, 
Ueberprflftingeni  Vergleiohiing  der  ao^gestelUen  Urkunden  mh  den 
Waaren,  ftlr  welche  sie  ansgestellt  sind''. 

Die  ansserordentliche  Schwierigkeit  der  Anfgahen  der  Zoll- 
Verwaltung  snr  ErmitUnng  der  Stenerobjecte  ist  somit  nnferkenn- 
bar.  Bei  den  Thoraccisen  steigert  sie  sich  fUr  die  analoge 
Aufgabe  vielfach  noch,  weil  der  Verkehr  im  Ganzen  massenhafter 
und  doch  weniger  centralisirt  ist  und  die  Sperr-  und  Bewachuugs- 
massregeln  wegen  ihrer  verkehrstörenden,  auch  die  Personen  be- 
lästigenden Wirkungen  unvermeidlich  mehr  beschränkt  werden 
mtlssen.  Mit  ans  steuertechnischen  Rücksichten  sind  denn  auch 
die  Thoraccisen  vielfach  geialicn,  wie  anderseits  die  ZoUsj^steme 
gemildert  worden  (§.  449). 

B.  —  §.  562.   Die  Ermittlung  der  Stenersnb jecte. 

Nach  dem  Wesen  der  ganzen  hier  besprochenen  Kategorie  tob 
Stenern  „auf  einselne  wechsehide  Thatsachen  nnd  Handlangen" 
liegt,  wie  oben  (§.  587)  henrorgehoben  wurde  nnd  wohl  doroh  das 
Voran^gehende  bestiltigt  wird,  die  Hauptaufgabe  der  8tea«r* 
yerwaltnng  in  der  Ermittlung  der  Steuerobjeote.  Ist  diese  erfolgt, 
so  ergiebt  sieh,  welche  Personen  tlberhaupt  OTentuell  als 
Steuerpflichtige  in  Frage  kommen  kOnnen.  Da  solehor 
Personen  aber  in  einigen  der  hierher  gehörigen  Fälle  mehrere 
sind,  so  muss  das  Steuerrecht  genauer  bestimmen,  wer  gesetz- 
lich das  Steuer  SU  bj  ee  t  oder  ra.  a.  W.  wer  der  Steuer  Ver- 
waltung ftlr  dieZahlung  dcrStcuer  verantwortlich  und 
haftbar  sein  soll.  Mitunter  kann  gerade  hier  wohl  zwischen 
den  eigentlichen  Steuer subj  e et en  und  anderen,  neben  ihnen  vor- 
kommenden Stcnerhaftcnden  unterschieden  werden. 

FUr  die  Bestimmung  dieser  Personen  sind  theils  principielle 
Erwägungen  hinsichtlich  der  richtigen  Vertheilung  der  Steuerlast, 
theils  steuertechnische  Rücksichten  beztlglich  der  Sicherung 
der  Steuer  und  der  leichteren  Erhebung  in  Betraeht  zu  ziehen. 

1)  In  ersterer  Hinsicht  handelt  es  sieh  namenüioh  bei  den 
Verkehrsteuern  darum,  di^enigen  Personen,  daher  bei  Steuer- 

»)  Oefl.  Abg.  S.  12b. 
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pfliebtigen  Beobtsgetchäften  demjenigen  Gontrahenten  mm  geietz- 
liehen  Stenerpfliobtigen  sa  erkUlten,  den  man  wegen  seines  sieb 
anderen  (direeten)  Stenern  recbtliob  oder  tbatsSeUieb  entsiebenden 
„Gewinns''  n.  s.  w.  snm  Steaertrftger  maeben  will  oder  folgeriebtig 
dazu  macben  mUsste  (§.  470).  Docb  kann  man  dies  nicbt  immer 
80  einfach  bestimmen  oder  das  stenerteobDische  Interesse  nöthigt 
zu  Abweichungen  von  der  Regel.  Oefters  (z.  B.  bei  steuerpflichtigen 
Kauf-,  Mieth-,  Pachtverträgen)  liegt  auch  kein  Grund  vor,  eiuen 
der  Gontrahenten  allein  zum  Steuerträger  zu  inaihen,  sondern 
das  Richtige  ist,  dass  beide  zusammen  die  Steuer  tragen.  Wenn 
man  hier  gleichwohl  aus  steuertechnischen  Gründen  einen  der  Gon- 
trahenten als  gesetzlichen  Steuerpflichtip^en  bestimmt,  so  sollte  es 
möglichst  derjenige  sein,  der  im  Aligemeinen,  daher  präsumtiv 
auch  im  concreten  Fall  meistens,  der  ökonomisch  und  social 
stärkere  Tbeil  ist.  Diese  Entscheidung  möchte  sich  auch  steaer- 
technisch  in  der  Regel  empfehlen.  Bei  Mieth-  und  Pachtverträgen 
deshalb  wohl  der  Vermiether  nnd  Verpächter,  bei  Immobilien- 
kinfen  der  Erwerber  des  Objects  n.  s.  w.  Die  TertragsmUssige 
Begelang  der  Verkebrstener  (Stempel,  Eintragnngsabgabei  Berits« 
weohsetotener)  bleibt  ohnehin  nicht  ausgeschlossen  nnd  richtet  rieh 
nach  den  Air  die  StenerttberwMznng  massgebenden  Verhältnissen. 
Bei  manchen  in  der  Form  des  Stempels  erhobenen  Verkriir- 
stenem  auf  die  schriftlichen  Urkunden  flber  Rechtsgeschäfte  wird 
die  steuertechnische  Rücksicht  unvermeidlich  vorangestellt  werden 
müssen,  indem  das  Gesetz  denjenigen  zum  Steuerpflichtigen  erklärt, 
welcher  am  Sichersten  und  Leichtesten  zu  erfassen  ist,  z.  B.  den- 
jenigen, welcher  sich  einer  l^rknnde  als  Beweismittels  fllr  einen 
Anspruch  gegen  einen  Dritten  oder  flir  die  Erflillung  einer  Ver- 
pflichtung bedient,  welcher  die  Urkunde  in  Besitz  hat  u.  s.  w.: 
daher  erocheint  bei  Schuldscheinen  der  Gläubiger,  bei 
Quittungen  der  Zahlungspflichtige  als  das  richtige  gesetzliche 
Stenersobject,  nicht,  wie  üblich,  der  Aussteller  des  SchaldscheinS| 
den  freilich  die  Stener  durch  Ueberwälzung  leicht  sogeschoben 
werden  wird.  Nur  bri  Inhaber-  und  ohne  Oessionrinstmment  Uber- 
tragbaren  Sehnldseheinen  wird  der  Anssteller  cum  Stenersnbjeet  in 
machen  sein.  In  manchen  FSUen  kann  man  auob  das  speoielle 
saehliehe  Object,  auf  welches  sich  ein  stenerpflichtiges  Becbts- 
gesehift  oder  eine  darüber  ausgestellte  stempelpflicbtige  Urknnde 
besieht,  fHr  die  Steuer,  ohne  RUckrieht  auf  die  Rechte  Dritter  an 
demselben;  mit  haftbar  machen,  ähnlieh  wie  dies  bei  Verbrauch- 
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steuern  vorkommt,  so  Damentlich  bei  Geschäften  in  Bezug  auf 
Immobilien.  Hier  empfiehlt  sieh,  als  gesetzliches  Steaersubjeet 
den  Eigen thflm er,  in  dessen  Eigenihnm  das  Objeet  noch  sieht 
oder  ttbergeht,  sn  bestimmen. 

Man  ersieht  aus  dem  Gesagten ,  dass  hier  ein  Gebiet  voll  un- 
vermeidlicher Casuistik  vorliefet,  welches  wiederum  die  Theorie  fast 
noch  gar  nicht  bearbeitet,  die  Praxis  in  den  Bestimmungen  ttber 
die  Stenersnbjecte  ziemlich  wiliktthrlich  geregelt  hat 

2)  Bei  Conjuuctur  und  Spielgewinn  und  bei  dem  Erwerb 
auH  Erbschaft  ist  der  richtige  Steuerträger  der  Gewinnende 
und  der  Erwerber.  Die  Bestimmung  des  gesetzlichen  Steuersub- 
jects,  eventuell  des  für  letzteres  Steuerhaftenden,  wird  aber  wieder 
mit  nach  steuertechniseheu  Rücksichten  erfolgen  müssen.  Bei  den 
Steuern  auf  den  Conjuncturengewinn  richtet  sie  sich  mit  nach  der 
Art  der  zu  diesem  Zweck  benutzten  Steuer  (§.  478  ff.).  Bei  der 
Realisirung  eines  solchen  Gewinns  durch  ein  Verkaoüsgeschäft  kann 
z.  B.  der  Erwerber  und  das  Objeet  (Grandstttck  u.  s.  w.)  für  steoer- 
pflichtig  erklärt  werden,  mit  dem  unbedingten  Becht  des  Ersteren, 
den  Betrag  der  Steuer  am  Kaufpreis  zn  kttnen.  Bei  Baustellen- 
bestenemng  ist  natllriich  der  Eigenthümer  das  Stenersnlgeet  Oer 
Spielgewinn  wird,  wie  sehen  bemerkt^  gleich  bei  seiner  Anssahlnng 
dem  betreffenden  Stenerabsug  ontörzogen  nnd  der  Spielscholdner 
daher  znnftohst  zun  StenersnlOect  gemacht,  aber  mit  dem  Beebt 
(und  der  Pflicht  eventuell),  den  Abzug  zu  machen.  Bei  der  Erb- 
schaftssteuer werden  die  Bestimmungen  über  die  Steucrsubjecte 
in  Verbindung  mit  dem  Formalismus  des  Erbrechts  selbst  treten 
müssen.  Man  könnte  wohl  die  Erbschafts m as sc  selbst  zunächst 
für  steuerpflichtig  und  der  Venvaltung  haftbar  erklären,  mit  der 
etwaigen  weiteren  Bestimmung,  die  Vertheilung  der  Erbantheile 
und  Legate  vor  erfolgter  Zahlung  oder  Sicherstellung  der  Steuer 
für  unzulässig,  selbst  für  ungiltig  zu  erklären  und  betreffende  Ver- 
pflichtungen den  antretenden  Erben,  den  Verwaltern  der  Erbschaft, 
den  Testamentsexecutoren  u.  s.  w.  aufzulegen.  Dies  vereinfacht 
anoh  die  Einziehung  der  Steuer.  Die  die  Erbschaft  antretenden 
Erben  wtirden  dabei  solidarisch  ttir  die  Steuer,  auch  fittr  diejenige 
der  Legatare,  haften.  Werden  die  Erben  oder  Legataie,  die  eigent- 
lichen Steuerträger,  auch  unmittelbar  als  solche  sn  Stenero 
snbjecten  gemaoht  und  einem  betreffenden  Anmeldvngsswang 
unterstellt,  so  kann  eine  Haftung  des  betreffenden  VermSgens,  bes. 
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der  einzelnen  darin  enthaltenen  Sacbgflteri  welche  an  jeden  Einzelnen 
ttbergegangen  sind,  daneben  ausgesprochen  werden. 

3)  Bei  den  Grenzzonen  nnd  Tboraccisen  nnd  in  den 
sonstigen  FftUen  von  Stenern  anf  im  Transport  befindliebe 
Waaren  sind  die  rechtlichen  Stenersnbjecte  ans  stenertecbniscben 
ZweekmSssigkeitsgrttnden  wobl  in  derBegel  znnttchst  nicht  die 
Eigenthtlmer,  sondern  die  Waaren-  oder  FrachtfOhrer.**) 
Denn  mit  diesen  kommt  die  Stenenrerwaltnng  nnmittelbar  allein  in 
Bertthmng,  sie  unterliegen  dem  Anmeldnngszwang  fHr  die  Steuer^ 
objecte  {§.  500),  die  Ermittlung  der  Eigenthlimer  entzieht  sich  der 
Steuen  erwaltung  oder  macht  unverbältnissmässige  Schwierigkeiten. 
Zwischen  Frachtführer  und  Eigenthümer  der  Waaren  regelt  sich 
die  Tragung  der  Steuer  durch  die  Frachtverträge  einfach,  mittelst 
Vorschtissen  an  die  Frachtführer  zur  Auslage  der  Steuer  u.  s.  w. 
Gerade  bei  diesem  Sachverhalt  ist  aber  eine  Haftung  der 
Stenerobjecte  selbst,  ohne  Rücksicht  auf  die  Rechte  Dritter 
daran,  znr  Sicherung  der  Bestenemng  nothwendig.^^) 

Ansnahmsweise  kann  indessen  mitunter  anch  der  Waaren- 
£igenthümer  znm  Stenersnbject  gemacht  werden,  so  namentlich 
beim  BegleitscheinTerfahren  (§.  561),  mittelst  dessen  die 
Waaren  In  die  Httnde  des  Eigentbttmers  unter  genügender  Sicber- 
stellnng  der  Bestenemng  geleitet  werden«  Manche  weitere  Ver- 
schiedenheiten ergeben  sich  hier  wie  bd  den  verwandten  FftUen 
der  Stenenrerpfliobtang  fttr  die  Objecte  innerer  Verbranebstenem 
(z.  B.  bei  der  Tahak-Gewiohtstener)  ans  der  Natnr  der  einzelnen 
Steuern  uud  au8  den  Zweckmässigkeitsgesichtspuncten,  welche  danach 
bei  der  Einrichtung  der  Steuerverwaltung  iWr  sie  zu  treften  sind.  — 

Ueber  die  Ermittlung  der  Steuersätze  ist  kaum  mehr  etwas 
zu  den  früheren  Erörterungen  über  die  Feststellung  der  Steuer- 
sätze (§,  546  —  548)  hinzuzufügen.  Nach  erfolgter  Ermittlung  der 
Stenerobjecte  und  Steuer subjecte  ergiebt  sich  die  Feststellung  der 
dem  tarifmässigen  Steuersatz  entsprechenden  individuellen  Steuer* 
Schuldigkeit  als  eine  blosse  Rechnungsoperation.  Diese  kann 
fireitich  bei  den  complicirten  Tarifen  der  Verkehrsteuern,  anch 
mancher  Zollsysteme  eine  ziemlich  verwickelte  Sache  werden,  so 
dasa  etwa  ein  eigenes  gettbtes  Bechnungspersonal  zur  Ausftthning 
nothwendig  wird. 

*«)  Vgl.  Hock,  öff.  Abg.  S.  127.  Deutscher  Yeieiimolltar.  ?.  1.  Juli  1869  §.  13: 
reipflicbtct  kt  dem  Staate  der,  welcher  zur  Zeit,  wo  der  Zoll  t«  entileliteD,  Lüiaber 
(nttarlicher  Besitzer)  des  zollpflichtigeD  Oegeoatallds  ist. 

«')  VereinsaoUges.  ?.  1869  §.  14. 
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4.  Abschnitt 
Die  Auftiibea  der  8(eiierverwaltuii|:. 
IL    IMe  Aufttliraiig  der  Beetenenuig. 

B.  Die  Erhebung  der  Steuern. 
§.  563.  fiinleitnng. 

Hinmchtiieli  der  Erhebnng  der  Stenern  (epeeieU  der  Staate- 
eteneni)  handdt  es  sieh  vomemlieh  am  zwei  Reihen  von  Fragen: 
einmal,  wer  soll  die  Erhebung  besorgen  oder  die  Frage  naeh  den 
Erhebangeorganen,  nnd  sodann,  wie  soll  die  Erhebung  ein- 
geriehtet  werden?  Wie  gewOhnlieh  hängen  diese  Fragen  anter 
sieb  mehr  oder  weniger  zusammen,  so  dass  Öfters  die  Entscbeidong 
der  einen  derjenigen  der  anderen  präjudicirt.  Sie  sind  ferner  nicht 
durcbaus  allgemein,  sondern  meistens  nur  historisch  und  örtlich 
relativ  zu  beantworten,  wobei  sich  aber  auch  im  letzteren  Falle  die 
massgebenden  Bedingungen  wohl  theoretisch  feststellen  lassen.  Vieles 
richtet  sich  aber  auch  wieder  in  Betreff  der  Erhebungsorgane  und 
der  Einrichtung  der  Erhebung  nach  dem  steuertechnischen  Wesen 
der  verschiedenen  Steuergattnngen  und  jeder  einzelnen  äteaer.  Auf 
den  Einiluss  dieses  Moments  ist  im  Folgenden  die  Anfmerksamkeit 
besonders  mit  sn  richten.  Doch  ist  in  dieser  Beziehang  im  Torigan 
Haoptabsehnttt  vom  Steaersys^  und  in  den  drei  voraosgehenden 
Abseimitten  von  der  Stenerverwaltang  sehen  Manehes  erledigt 
worden,  nameatUeh  in  Betreff  der  Erfaebangsart,  woranf  jetzt  nicht 
mehr  sarSeksokommen  ist  0ie  Fragen  von  der  direeten  nnd 
indireeten  Besteaernng,  vom  Monopol  als  Steaerform  sind  natflilieh 
aneh  zugleieh  Fragen  ?on  der  Einriehtang  oder  der  Art  der  E^ 
hebong  der  Stenern.  Andi  daftr  ist  Tomemlick  mit  anf  Frilheiea 
zn  verweisen. 

1.    Die  Erhebungsorgane  der  Steuern. 

Deren  können  im  Wesentlichen  dreierlei  unterschieden  werden, 
wonach  man  auch  wohl  von  drei  „Erhebuugssy stemen" 
spricht:  die  Erhebung  durch  Steuerpächter  oder  durch  Ver- 
mittlung der  Selbstverwaltungskörper,  besonders  der  Ge- 
meinden oder  durch  Staatsorgane  (Staatsbehörden,  Beamte) 
selbst:  die  sogen.  Eigen-  oder  Selbsterhebung  oder  Staats- 
regie. Die  Stenerpaeht  bat  in  der  antiken  Welt  stark  rocge- 
herrscht,  ist  von  Neaem  mit  der  Entwicklang  der  Besteoeraag  In 
den  Zeiten  des  Uebergangs  vom  Hittelalter  snr  Neaaeil^  besonders 
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bis  znm  franzOusehen  BevolutionsseUalteri  in  maneheii  Ländern 
ausgedehnt  angewandt,  dann  aber  mebr  und  mehr,  wenn  aneh 
nieht  ydlüg  dnreb  die  Eigenverwaltang  yerdrängt,  namentliob  anf 
untergeordnete  Gebiete  der  Besteuerung  (und  des  Gebtlhrenwesens) 
besebrtbikt  worden.  Die  Benutzung  der  SelbstrerwaltungskViper 
als  Organen  fttr  die  Erbebung  der  StaatBSteuem  zeigt  keine  so 
dentliebe  Entwieklungstendenz  und  mebr  Verscbiedenheiten  yon 
Land  zu  Land  und  naeb  Steuerarten.  Bei  den  indbeeten  Steuern 
ist  sie  nur  in  gewissen  Fällen,  wie  bei  Tborsteuem  und  allenfalls 
bei  Steuern  im  Anscbiuss  an  locale  Productionsbetriebe ,  nicht  bei 
Zöllen  anwendbar,  bei  den  directen  Steuern  kommt  sie  nicht  selten  vor. 
A.  —  §.  564.    Die  Steuerpacht,») 

Das  Urtheil  Uber  sie  fällt  nothwendig  nach  folgenden  IJmstäuden 
verschieden  aus,  kann  daher  kein  absolutes,  sondern  nur  ein 
hi sturisch  relatives  sein.  In  Betracht  kommt  nemlich  einmal 
die  ganze  Entwicklungsstufe  des  Staats-,  Cultur-  und 
Wirthschaftslebens,  besonders  die  erreichte  Entwicklung  der 
Staatstbätigkeit  und  damit  zusammenhängend  der  Staats- 
verwaltung und  des  Beamtenthums  ttberbaupt  Sodann 
ist  zu  unterseheiden,  ob  es  sieb  um  ein  umfassendes  System 
der  Steuerpaeht,  eine  allgemeine  Verpacbtnng  aller  Steuern 
oder  doeb  ganzer  grosser  Kategorieen,  z.  B.  der  Zolle,  der 
Aeeisen,  der  direeten  Steuern  (sogen.  Generalfiacbt  in  diesem 
Sinne)  —  oder  aber  um  die  Verpaebtung  gewisser  einzelner 
Steuern  von  mebr  untergeordneter  Bedeutung  (Specialpacbt  in 
diesem  Sinne)  handelt. 

Es  lassen  sich  zwar  auch  ganz  allgemeine  Gründe  für 
und  wider  aufstellen,  dieselben  haben  aber  nach  den  eben  er- 
wähnten Umständen  eine  verschiedene  Bedeutung  und  wollen  da- 
her trotz  ihres  richtigen  Kernes  nicht  soviel  besageoi  wie  man 
üfters  gemeint  hat. 

So  hat  man  auch  in  dieser  Frage  mitunter  mit  dem  in  dieser 
AUgemeinbeit  anbewiesenen  und  unbeweisbaren  Satze  iHr  die  Paebt 

')  Käu  I,  §.  2SS,  gegen  Pacht,  ebenso  v.  MalchasI,  §.  79,  Murhard,  Besteu. 
S,  133  tr.  Jacob.  II,  §.  1258  mehr  unterscheidend,  ebenso  M'Calloch,  taxat.  p.  30, 
de  Parieu,  I,  102,  Hock,  Off.  Abg.  S.  62.  Ueber  Frühere  Manches  bei  Malchuü. 
9.  SonnenfeU,  Orviidt.  m,  125  ff.  (6.  A.),  Mhr  «wflÜnUeh.  Er  meist  schon  (S.  140): 
..Die  Vortheile.  di(!  iiuiii  sich  Ton  den  Pachtnngen  verheisst,  sind  entw^eder  Iceine  Vor- 
theiie  oder  können  auch  bei  der  eigenen  Behebang  des  Staats  erhalten  weiden."  Die 
Pscbtang  sei  die  EThebnngsart,  welche  dem  Staate  am  Theaersteni  hmm»  und  den 
Cnterthanen  «m  Beschwerlichsten  falle,  S.  126.  Gegner  sind  auch  Montesquieu  und 
A.  Smith  gewesen.  Die  histor.-relatire  Auffassang  fehlt  SWM  nidlt  iamer  fMU,  tlitt 
aber  doch  zu  sehr  zurucii,  auch  bei  Ii  au  und  Hock. 
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plädirt,  da88  dieselbe  ,,natargemä88^'  die  Vortheile  der  Privat- 
(Betriebsamkeit  tür  sieh  habe.  Der  Pächter  könne  daher  neben 
seinem  Gewerbsgewinn,  der  ihm  freilich  werden  mdsse,  leicht  dem 
Staate  mehr  zahlen,  als  dieser  ans  der  Eigenverwaltnng  erlc^. 
Indessen  hier  wird  Uber  die  prineipiellen  Bedenken  hinsiehtlieh 
solchen  privaten  Qewinnbezngs  bei  der  Bestenemng  nnd  über  die 
fast  unvermeidlichen  Uebelstftnde  der  Steaerpacht  nnr  nm  dieses 
finanziellen  Yortheils  Willen  hinweg,  gegangen.  Und  weifer 
wird  das  Prohlemattsohe  dieses  Yortheils  nnd  der  Umstand  Uber- 
sehen,  dass  der  Vorzug  der  Pacht  eben  selbst  wieder  von  histo- 
rischen Bedingungen  abhUngt. 

Der  Gewinn  des  Pachters  einschliesslich  der  von  letzterem  zu 
bestreitenden  Verwaltungs-  und  Erhebungskosten  entspricht  aller- 
dings dem  P'rhebungskosteuaufwand  bei  der  Eigenverwaltung  und 
kann  ni<iglicher  Weise  kleiner  sein  als  dieser.  Aber  es  ist 
immer  etwas  Andres,  ob  die  Erhebungskosten  in  den  Kosten  eines 
rationellen  Gebaltssystems  für  Steuerbeamte  oder  wenigstens  partiell 
in  einem  solchen  Gewerbsgewinn  des  Pachters  bestehen.  Fflr  die 
politische,  socialpolitische  nnd  ethische  Auffassang  ergiebt  sich 
hier  immerhin  ein  Unterschied,  und  kaum  in  einem  Zeitalter,  kaum 
in  einer  Staatsverfassung  zu  Gunsten  der  Pacht  Gleichwohl  kann 
letztere  unvermeidlich  sein  oder  den  Vorzug  verdienen,  dann  ist 
aber  ihre  Verbindung  mit  solchen  privatwirthsehaftlichen  Gewinnen 
immerhin  noch  ein  Uebetstand.  Da%u  kommt  der  regelmässige  Ur- 
Sprung  wenigstens  eines  Theils  des  Paehtgewinnes:  dieser  Gewinn 
ergiebt  sich  eben  mit  aus  den  bedenklichen  Verbältnissen,  welche 
fast  nothwendig  mit  der  Pacht  verbunden  sind.  Die  Pächter, 
wenigstens  bei  umfassendem  Steuerpachtsystem,  üben  zu  leicht 
einen  besoudern  Druck  aus  oder  lassen  ihn  durch  ihre  Beamten 
anstlben.  Sie  nehmen  weniger  Rücksicht  auf  die  Läge  der  Steuer- 
pllichtigen  und  sind  denn  auch  regelmässig  besonders  verhasst.  *) 
Das  Odium  fallt  aber  dann  mit  auf  die  Besteuerung  und  den  Staat. 
Genügende  Abhülfe  liegt  weder  in  den  Bestimmungen  der  Pacht- 
verträge, noch  in  Controlen  der  Staat^regiernng  Uber  die  Pächter. 
Denn  solche  Controlen  sind  nicht  wirksam  genug,  weil  es  an  dem 
entsprechenden  Verwaltnngsapparat  fehlt  Wären  sie  es,  so  bewiese 

*)  Dio  Klagen  Uber  die  römischen  Steaer-,  Zoiipäciiter  u.  s.  v.,  Uber  die 
italien.  n.  frans&s.,  ron  denen  dch  um.  die  Oen«nIpiditer  (fermiers  genc-rauxi 
des  ancien  ri^eiine  sehr  bereicherten,  sind  sprüchwrirtlich.  Wie  Liviu->  XLV.  Is 
«doBial  sagt:  abi  public&uus  est,  ibi  aot  jus  pablicom  vanum  aat  iibertatem  socüa 
AvIlMB.etBe.  Ran,  g.  2S8  Not«  d.  Schmihlldic  Zattiade  aach  in  der  Türkei 
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das  nur,  dass  der  Haaptrechtfertignogagnuid  der  Pacbt,  die  nnge- 
nflgende  Varwattongsmaachinerie  des  Staats,  nicht  mehr  Torläge. 

Die  AnDahme  eines  allgemeinen  Voraigs  der  Paeht  vor  der 
eigenen  VerwaUnng  bentbt  aber  aacb  anf  einer  falscben  Vorans- 
setzung  und  wird  durch  die  Erfahrung  nicht  bestätigt.  Die  Ein- 
richtung der  Verwaltung  kann  nicht  sehr  verschieden  sein,  mag 
ein  Pächter  (Pachtgesellschaft)  oder  der  Staat  sie  besorgen.  Es 
verhält  sich  hier  ähnlich  wie  bei  so  manchen  grossen  Aufgaben, 
z.  B.  des  Verkehrswesens,  in  Betreff  der  Streitfrage,  ob  Staats-,  ob 
ActiengesellschaftsUbernahme  und  Betrieb,  wo  doch  die  ökono* 
misch-technische  Natur  der  Aufgabe  im  Wesentlichen 
gleiche  EinrichtuDgen  bedingt,  wer  immer  sie  besorge.  Bei  an- 
gemessener Gestaltung  der  Regie  bat  sich  denn  auch  die  letztere 
erfahmngflgemttss  der  Pacht  technisch  und  Ökonomisch  ganz  ge- 
wachsen gezeigt')  Das  ftthrt  anf  den  entschddenden  Hanpt- 
pnnet  in  der  Frage. 

§.  565.  —  1)  Ein  umfassendes  System  der  Steuer- 
pacht  ist  mitunter,  so  namentlich  in  den  geschichtlich  wichtigsten 
Beispielen  der  alten  Welt,  freilich  nnr  bedingter  in  der  neueren 
Uebergangszeit  vom  Mittelalter  zum  modernen  Staat,  ^)  der  allein 


*)  In  den  Niederlanden  soll  nach  deParieu  die  Einführung  des  Verpachtena 
m  1&55  den  Ertnif  Teidoppdt  haben.   Um  174S  wurde  des  höchst  mbeUebt  gc- 

vordene  Verfahren  ohne  Nacbtheil  wieder  aofgdioben.  Zu  Necker*s  Zeit  galt  aach 
in  Frankreich  in  Bezug  auf  die  ukon.-tcchn.  Seite  der  Erhebung,  die  Kosten  u.  ä.  w. 
der  Unterschied  zwischen  Pacht  und  licgio  gleich  Null  Malchus  I,  385  sacht  ans 
einer  Yeigleiehnng  der  von  Necker  gegelMDen  Daten  Qber  den  Anfvand  für  das 
Erhebonirspcrsunal  und  die  Zahl  di's  lctzt«'r<Mi  Ini  don  grossen  Gonendpachtcn  der 
indirecten  Steuern  in  Frankreich  in  der  letzten  Zeit  des  ancien  regime  mit  den  Daten 
tber  die  Yerweltong  vesenfl.  dendben  StMieni  wihrend  der  BesiMintion  in  eigener 
Regie  narhzu^^  eiäcn ,  dass  der  frühere  Personalaufwand  um  '/lo»  der  Geldaufwand, 
ohne  den  (it  winn  der  Pachter,  um  grösser  gewesen  sei.  Natürlich  eine  nur  in 
gewissem  Luil'ang  zulässige  Vergleichung.  Der  Uewiun  der  4Ü  fraiuös.  Generalpächter 
wird  von  Necker  auf  3  Mill.  L.,  ia Duchschn.  nnf  75,000  L.  vernnficUngt.  Neeker, 
de  l'ndministr.  (1784)  I,  72. 

*)  In  den  g riech.  Staaten  war  Pacht  ganz  allgemein.  In  Born  bestand  sie 
mun.  für  die  Zolle  n.  dgl.  indireete  Abgaben.  Eüsi  den  directen  Abgaben  In 
den  Provinzen  führte  Caesar  theils  die  unmittelbare  Abftllirung  der  Naturalleistungen 
an  den  Staat  (afric.  u.  sardin.  Korn-  u,  Uellieferungen),  tli.  die  Verwandlung  in  feste 
Geldabgaben  ein  (Kieinasiem ,  wo  die  Einbeziehung  der  Einzelbetrüge  den  Steuer- 
dlslricten  selbst  uberlassen  wurde  (Mommscn,  röm.  Gesch.  6.  A.  III.  5UG).  ~  In 
Frankreich  hat  sich  das  Pachtsystem  im  Ii).  Jahrhundert  unter  Einflössen  florcn- 
tinischer  Politiker  and  Finanzmänner  ausgedehnt.  Es  lunfasste  übrigens  bei  Weitem 
ideht  alle  Al^ben.  Die  fernes  gte^rales  bezogen  sich  im  18.  Jahn,  auf  die  ZOUe 
in  dem  alten  Hauptth'»il  der  Monarchie,  den  „provinces  des  cinq  grosses  fermes",  auf 
das  Tabak-  u.  Salzregal  u.  «inige  kleinere  Einkünfte.  Nach  Necker's  Zus.stell.  der 
franzOs.  Einkünfte  (I.  35)  betrogen  dieselben  5S5  Mill.  L.,  wovon  auf  die  fermes 
gintoJes  106  Hill.  Unter  ihm  war  aus  der  Verpachtung  mehr  eine  Gewthrsadmini- 
fttration  geworden.   Auch  in  Spanien  bis  1747  Pachtung.   Von  enomien  Gewinnen 
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sich  bietende  Nothbebelf  in  Ermangelung  einer  geordne' 
ten  und  entwickelten  Staatsverwaltangsmaschinerie. 
Hier  liegt  Perioden  hindareh  eigentlich  gar  keine  Wahl  vor, 
sondern  wenn  man  eben  gewisse  Steiierarten  and  Formen,  z.  B. 
gewisse  indireete  Stenern,  dureete  Abgaben  in  den  Provinxen,  anf 
dem  platten  Lande,  von  der  relatiT  lerstrent  lebenden  ackertuuieD- 
den  Berölkemng  n.  s.  w.,  erheben  will,  so  mnss  man  sieh  dasn 
der  Stenerpacht  bedienm.  Insofern  ist  dieselbe  hier  historisch 
berechtigt,  weil  sie  alldn  die  Anfgabe  ttberhanpt  lOsen  kamt. 
Aber  sie  erscheint  damit  anch  besten  Falls  als  eine  geschicht- 
liche Durch gangss tu fc  im  EntwicklungsproccHs  der 
Gemeinwirthschalt,  wie  so  Manches,  was  der  Entwicklung 
der  unmittelbaren  Staatstbiitigkcit  als  Hilfsmittel  für  die  Lösung 
wahrhalt  „gcmcinwirtbschaftlicber",  ,,<ifteiitlioher*'  und  immer  mehr 
als  soh'hor  erkannter  Aufgaben  vorangcgau;;cn  ist^  —  auch  hier 
bietet  uamentlicb  das  grosse  Gebiet  des  N'erkebrswesens  i.  w.  S. 
bemerkenswerthe  Analogieen.  «Sobald  der  »Staat  sieb  seiner  Auf- 
gaben wirklich  bewusst  wird  und  einigermassen  dazu  ökonomisch- 
technisch  sich  befähigt  lüblt,  zieht  er  die  betreffenden  Thätigkeiten 
selbst  an  sich  heran:  die  Stenerpacht,  anch  eine  Art  ,,delegirter 
Verwaltnng*'  (Sax),  hat  ihre  Function  erfllllt  und  wird  beseitigL 
Bei  der  heutigen  Entwicklung  des  Staat«gedankens  nnter  den 
meisten  CulturvOlkem  kann  dann  auch  von  Steuerpaoht  als  einem 
umfassenden  System  der  Erhebung  nicht  wolü  mehr  die  Bede  sein. 
Selbst  wenn  die  Geeiohtspuncte  privatwirthschaftlicher  Oekonomie 
wirklieh  erheblicher  wären,  als  es  jetzt  noch  zuzugeben  ist,  würden 
sie  eben  nicht  entscheiden  dürfen.  Dcuii  die  Erhebung  der  Stenern 
gilt  mit  Kecht  jetzt  selbstverständlich  als  eine  öftentlich-recht- 
licbe  Angelegenheit,  die  nur  von  öflfentlichen  Körpern,  wie  dem 
Staate  oder  eventuell  den  Selbstverwaltungskorpcrn ,  ausgeführt 
werden  darf.  Der  Steuerpacht  kann  man  sieh  dabei  nur  in 
einzelnen  besonderen  Fällen  als  eines  untergeordneten  üillsmittels 
bedienen. 


dabei,  aber  lalt  angeosclietol.  üebeTtrelbungen ,  spricht  nach  Don  Miguel  toq  ZabaU 
(1734)  Sonnen  fei  ä  III,  129.    In  Deutschland  int  die  Eigenvorwaltong  (ereot.  mit 

Unterstützung  der  Geraciiiden)  seit  Alters  Hegel.  Misslungoner  Versuch  mit  der  Ver- 
pachtung des  neu  begründeten  Tabaiouunopulä  in  Preussen  unter  Friedrich  d.  Gr., 
1765  —  66,  Uebertragang  der  Venralt  der  Acdsa-  n.  ZoDeinkttofte  an  eine  finuiata. 
pachtähnliclie  (Jewahrsadministration  von  5  fnrnirr?  ITGt'»,  Kiedel,  brandenb.-preoss. 
Staatühaoäh.  S.  103.  —  Ueber  die  jieuecen  ^  ciholtuiäsc  der  Finaiu*  u.  SteoerpAchtoi 
in  der  Ttlrkei  s.  ,.d.  (Qrlt.  Fiiiaiizeii^  Bert.  1873,  pass. 
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2)  Auch  von  diesem  Hilfsmittel  (der  „Specialpacht"  im  er- 
wähnten Sinne)  ist  Torsicbtig  and  nur  beBchränkt  Gebrauch  zu 
machen. 

a)  Bei  allen  Steuern,  wo  ein  genaueres  Einsichtnehmen  in 
Privat  Verhältnisse,  in  Einkommen  und  Vermögen  erforderlich  ist, 
nm  die  Steuerschaldigkeiten  zu  ermittelni  daher  namentlich  bei  deo 
directen  Einkommen-  und  Vermdgensteuern ,  ist  die  Stenerpacht 
unbedingt  ansznschlieflsen.  Die  Ermittlang  der  Steaerschöldig- 
keiten  and  die  Erbebang  der  Stenern  laasen  sich  zwar  trennen, 
aber  sie  sind  doeh  zwei  eng  zosammengehtfrige  Verwaltangsaete. 
Den  ersten  kann  man  am  Wenigsten  Privatinteresaenten,  wie  den 
Steaerpftehtem,  übertragen.  Vermag  die  Staatsyerwallang  ih% 
den  schwierigeren  Act,  za  TolUtthren,  so  wird  sie  den  Aet  der 
Erhebung  auch  bewältigen  können.  Weniger  Bedenken  bietet 
die  Erhebung  gewisser  fester  Ertragsteuern,  so  der  Grundsteuer, 
durch  Pächter. Indessen  bei  diesen  wie  bei  allen  directen 
Steuern  sind  mitunter  Steuererlasse  geboten,  die  man  dem  Pächter 
zu  tragen  nicht  zumuthen  kann  und  für  die  die  Bedingungen  im 
Voraus  im  Pachtvertrag  richtig  zu  bestimmen  sehr  schwierig  ist. 
Heute,  wo  die  Consequenzeu  des  Grundsatzes  der  persönlichen 
Freiheit  und  politischen  Gleichheit  in  allen  Classen  der  Bevölke- 
rung so  ziemlich  jedem  Einzelnen  zom  Bewusstscin  gekommen 
sind,  —  auch  dies  sind  in  dieser  Frage  mitspielende  Momente  — 
eischeint  es  ttberhaapt  nieht  rätblich|  die  Erhebnng  der  directen 
Stsaera  Pttchbem  za  übertragen. 

b)  Bei  den  indirecten  Stenern  liegen  die  genannten  Bedenken 
nicht  oder  nar  in  schwächerem  Haasse  for.  Doch  bedingen  hier 
andere  Verhftltnissei  dass  man  bei  ihnen  and  bei  gewissen 
Gebühren  ebenfalls  nnr  ausnahmsweise  sich  fUr  die  Pacht  er- 
klären kann. 

«)  Bei  den  grossen  indirecten  Verbrauchsteuern,  wie  besonders 
den  Zöllen  und  den  inneren  Steuern,  welche  sich  an  den  Productions- 
betrieb  anschliesseu,  ist  die  Gleichartigkeit  des  Steuer-  und 
Erhebungsverfahrens  bei  allen  Acmtern,  in  allen  Theilen  des  Staats, 
wo  die  betreffenden  Abgaben  zu  erheben  sind,  in  hohem  Maasse 
sowohl  im  Interesse  des  Fiscus  als  des  Handels  und  der  Produc- 
tion  gelegen.  Letztren  Falles  leiden  sonst  einzelne  Gegenden, 
Verkehrswege,  Stenerpflichtige,  indem  die  Bedingungen  der  Con- 

^)  So  wird  in  Nord -Italien  vohl  die  Grundateuererhebang  von  den  Gemeinden, 
dnen  de  abertngen  tot,  rerpachtot.  Hock,  Off.  Abg.  S.  62. 
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currenz  ungleich  werden.  Daher  ist  wieder  Einheitlichkeit  der 
Verwaltungsgrundsätze  und  des  Vollzugs  derselben  ein  gerade  auf 
diesem  Gebiete  immer  mehr  in  seiner  Bedeutung  erkannteB  Moment 
Diese  Einheitlichkeit  kann  hier  allein  bei  der  Staatsverwaltimg 
ansreiehend  und  ohne  neue  anderweite  Bedenken  verbürgt  werden. 
Aneli  die  Verwattang,  bez.  Erhebung  durch  die  Selbstrerwaltuigi- 
kOrper  ist  daher  hier  aiugeBehlosseii.  Ein  einziges,  das  ganze 
Staatsgebiet  nmfassendes  Stenerpachtanteniehmen,  das  wohl  regel* 
mSssig  in  einem  grosseren  Staat  eine  Stenerpaehtgesellsehaft 
sein  mflsstc,  könnte  zwar  eine  solehe  Einheitiiehkeit  ebenfalls  ge- 
währen. Aber  genügende  Garantieen  gegen  Missbräuche  der  Ver- 
waltung wären  ohne  beständige  ConHicte  zwischen  dem  Staat  und 
der  Gesellschaft  kaum  zu  stellen  und  der  Einfluss  des  Privat- 
kapitalismus  wüchse  in  socialpolitisch  bedeuklichstem  Grade.  Die 
Einrichtung  des  ganzen  Verwaltungs-  und  Erhebungsapparats 
mUsste  bei  einer  solchen  grossen  Pachtunternehmung  auch  wesent 
lieh  ebenso  wie  Seitens  des  Staats  erfolgen,  so  dass  Vorzüge  des 
^^Privatbetriebs"  schwerlieh  hervortreten  würden.  Mutatis  mntandis 
gilt  das  Gesagte  auch  von  der  bez.  gegen  die  Verpachtung  eines 
Monopols  (Tabak monopols)  an  eine  Gesellsehaft. 

Bei  städtischen  Thoraccisen,  dann  bei  Wege-, 
Brtteken-y  Hafengeldern  nnd  in  ähnlichen  Fällen  liegen  dagegen 
die  Dinge  allerdings  öfters  anders  nnd  nicht  so  ganz  zu  Ungunsten 
der  Pacht. ')  Doch  werden  sich  auch  bei  der  Pacht  der  Erhebung 
von  Thoraccisen  leicht  missliche  Folgen  ergeben.  Das  Eindringen 
und  Nachforschen  von  Privatagenten  wird  mehr  Verdruss  als  das- 
jenige öffentlicher  Beamten  erregen.  Am  Unbedenklichsten  er- 
scheint die  Verpachtung  von  Weg-  und  Brückengeldern,  die  auch 
noch  immer  am  Meisten  verbreitet  sein  möchte.  Bei  den  kleineu 
festen  Sätzen  ist  hier  ein  unangenehmes  Eindringen  nicht  geboten, 
die  Erhebung  einfach,  die  volle  Arbeitskraft  einer  Person  wurd 
gewöhnlich  nicht  in  Anspmeh  genommen,  weshalb  die  Erheboog 


*)  Die  neueste  bekannte  Massregcl  der  Art,  die  Verpachtung  des  Tabakmonopob 
in  Italien,  1868,  ist  eigentlich  nur  eine  rerhtlllte  ÄnldÖieoperation.    S.  Damiche 

Tab.enqu.  Anl.  R.  III,  ir,l,  V,  95,  Schäffle,  Tab.  Ztschr.  1879.  S.  578.  Auch 
die  französ.  (ieneraipacUler  liatteu  eine  Function  im  (iebiete  des  Creditvesens,  indem 
sie  Yoitchtlsse  leisten  mnssten.  Zn  Necker  a  Zeit  sdioss  jeder  QenenlpMUff 
1,560,000  L.  vor.  woron  ihm  die  MUL  Bit  5,  der  Beet  nit  7*/,  feninit  winde. 

Kecker,  de  l'administr.  I.  71. 

'')  Octrois  sind  öfterb  iu  Fraukrtiich,  Italien,  bes.  Spanien  rerpachtei,  Chausee- 
gcld-,  Brackengcldcrhcbung  u.  dgl.  anch  in  Deutschland. 
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als  Kebeoarbeit  woblfeil  und  doch  genügend  und  sorgsamer  als 
TOD  Beamten  besoigt  werden  kann. 

B.  §.  566.  DieErhebnng  der  Staatsstenern  durch 
die  Selbstver waltungsk örper.*^) 

Hfer  ist  namentlich  an  die  Ortsgeraeinde,  welche  hier  als 
Typus  allein  berücksichtigt  werden  mag,  mitunter  auch  an  Kreis, 
Bezirk,  Provinz  zu  denken.  Die  Ortsgemeinde  kann  eventuell 
aher  auch  die  Kreis-  und  Provinzialsteuern  mit  erheben.  Auch  der 
umgekehrte  Fall,  die  Erhebang  von  Gemeinde-  u.  s.  w.  Stenern 
doieh  die  Staatsbehörden,  ist  möglich  und  kommt  in  der  Praxis  vor. 

Einer  VermitÜnng  der  SelbstverwaltnngskOrper  kann  sieh  der 
Staat  hier  anf  doppelte  Weise  bedienen:  einmal  so,  dass  die 
Gemeude  niebt  nnr  als  Stenererhebnngsorgan,  sondern  zugldoh 
als  selbst  Terpfliehtete  Stenerhaftende  fttr  bestimmte 
Stenersnmmen;  sweitens  so,  dass  sie  nnr  ab  Stenererhebnngs- 
oigan  fnngirt. 

In  beiden  Fällen  sind  wohl  die  Verkehrsteaem  nnd  yon  den 

grossen  indirecten  Verbrancbsteuern  die  Zölle,  meistens  auch  die 
an  einen  Frodiictionsbetrieb  sich  anschliessenden  inneren  Ver- 
brauchsteuern hier  von  vornherein  auszuschliessen  und  der  Staats- 
regie zuzuweisen.  Von  den  letzteren  Steuern  könnte  nur  etwa  die 
Steuer  der  für  den  Localbedarf  producirenden  Bierbrauerei  u.  dgl. 
anch  durch  die  Gemeinde  erhoben  werden.  Aber  unter  den  heutigen 
Productions-  und  Absatzverbältnissen  wird  es  auch  bei  ihr  und 
vollends  bei  den  übrigen  genannten  inneren  Stenern  auf  volle 
Einheitlichkeit  und  Gleichmässigkeit  der  Ermittlung  der 
Stenerotjeete  nnd  der  Erhebung  der  Stenern  ankommen,  wofttr 
die  Staatsregie  allein  die  gentlgende  Bttrgsehaft  stellt.  Bei  den 
Veikehrstenem  ist  meistens  dnroh  das  Wesen  derselben,  bei  den 
Zöllen  durch  die  Rtleksicht  anf  Gleichmässigkeit  des  Ver* 
fahrens  die  Erhebung  durch  die  Commnnen  ausgeschlossen. 

Dagegen  können  diese  letsteren  als  Erhebnngsorgane  flir 
Thoraccisen,  femer  fUr  die  meisten  directen  Steuern, 
besoüders  die  Ertrag-,  aber  auch  die  Einkommen-,  Ver- 
mögen-, Erbschaft-,  gewisse  Conjunc  turengevvinn-  (bei 
Immobiliarbesitzwechsel  und  Baustellen)  und  für  die  directen 
Laxassteaern  in  Frage  kommen.   In  verschiedenen  Ländern, 


*)  Mehr  dagegen  Raa,  I,  §.  290,  Malchni  I,  §.  77,  dieser  »ber  SV  selir  vom 
indiTidaaliit.  Stondj^ct  ans.  Hock  &  61. 
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früher  und  jetst  bat  der  Staat  bei  maneben  dieser  Steaem  die 
Erbebnng  den  Gemeinden  Übertragen.*) 

§.  567.  —  1)  Die  eommnnale  Stenerbaftnng.  Sie 
kommt  namentlich  bei  Hanptarten  der  genannten  direoten  Stenero, 

der  Ertrag-,  Einkommen-,  Vermögensteuer  in  Betracht  Bei  den 
anderen  directen  Steuern  würde  es  sich  mir  um  die  Erhehnng 
durch  die  Gemeinde  handeln,  ebenso  in  der  Regel  bei  den  Thor- 
accisen.  Doch  Hesse  sich  bei  diesen  auch  wohl  eiue  iSteuerhaftung 
einrichten,  indem  die  Gemeinde  für  einen  gewissen  Ertrag  auf- 
kommen und  eventuell  denselben  aus  anderen  Steuern  oder  durch 
besondere  Zoscliläge  dazu  decken  mtisste.  Darauf  läuft  eine  der 
Steuerhaftung  in  einer  Hinsicht  verwandte  EiDrichtUDg,  die  Ab- 
findung mit  einer  Gemeinde  (oder  einem  Gebietstheil'  oder  die 
Leistang  eines  Aversilms  (Pauschsnmme)  für  das  Freibleiben 
▼on  gewissen  Steaem,  z.  B.  bei  Freibafengebieten  (§.  570),  im 
Grande  binans. 

Bei  Ertrag-,  Einkommen-  and  Vermögensteaem  ist  die  Steuer- 
baftung  der  Gebietstbeile  oder  SelbstverwaltmigskOrpery  der  Ge- 
meinden direet  gegenüber  dem  Staat  oder  jedes  kleineren  KOipen 

gegenüber  dem  grösseren,  zu  dem  er  politisch  gehOrt,  seUiesslieh 

der  Provinzen  gegenüber  dem  Staat,  wohl  in  Verbindung  mit 
einem  rationellen,  auf  richtigen  Grundlagen  ruhenden  Reparti- 
tions System  (§.  544)  zu  bringen.  Ja,  man  könnte  die  Haftuog 
als  die  eigentliche  Consequenz  des  Repartitionsprincips  betrachten. 
Hier  liegt  der  (iedanke  einer  solidarischen  Tragung  der  Steuerlast 
durch  locale  Gcmeinschatleu  mit  zu  Grunde.  Wenn  ein  Einzel- 
ner seine  Verbindlichkeit  nicht  erfüllt,  hätte  diese  Gemeinschaft 
einzntreten.  Manche  der  früher  erwähnten  Vortheile,  besonden, 
dass  ein  Jeder  ein  eigenes  Interesse  an  richtiger,  nieht  zu  niedriger 
Bestenerong  des  Anderen  hat,  zeigten  sieb  dann  erst  ToUstftndig. 


•)  In  Prcusscn  werden  dio  .3  älteren  direrten  Steuern,  Grund-,  Gewerbe-,  Classen-, 
daoD  die  Uebäudesteucr  in  den  6  östl.  altea  Provinzen  von  den  (iemeinden  erhoben, 
in  den  anderen  Provinim,  meh  den  nenen  1866er  yon  stasdicliai  StenerofganeB. 

Ebenso  dio  classific.  Einkommensteuer  in  der  ganzen  Monarchie.  In  Baieru  erfolgt 
die  Erhebung  der  dirofteu  Steuern  ausschliesslich  durch  die  Kentämter  des  Staats. 
In  Wtlrtemb.  fungiren  liier  die  Gemeinden  mit  common.  Steaerhaftung.  In  Oester- 
reich wird  die  Grund-  und  Gcb&udcstcucr  zwar  durch  die  Steuerämter  des  Stull 
individuell  für  jeden  Steuerpflichtlir'-ri  berechnet,  aber  von  der  (icmeinde  er- 
hoben; ebenso  dio  EiukommenbU  Bei  der  Erwerbst  erfolgt  dio  Erhebung  durch 
des  Stenerunt,  doch  kAnnen  enf  dem  Lende  die  Gemeindenmlinde  dnbd  ab  Mitteli-  \ 
Personen  verwe  ndet  werden  (Chlupp,  dir.  Steu.  Oest.s  §.  72,  99,  183,  146).  Im 
ehemals  österr.  Italien  Erhebung  der  Gründet  durch  dio  (fteineiaden  mit  Stenerhaitang. 
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Eine  „Ungerechtigkeit^'  und  „Härte''  läge  in  solcher  Hatlang  an 
nnd  fttr  sich  nicht.  Es  handelt  sich  einlach  um  die  Frage,  ob 
Aosfftlle  nnd  Rückstände  wie  jetzt  gewöhnlich  von  der  ganzen 
StaatBgemeinaehaft  oder  von  einer  solchen  localen  Gemeinsehafty 
Iiis  berab  snr  Ortsgemeinde,  getragen  werden  sollen.  Darauf  lAsst 
sieb  wieder  kaam  eine  allgemeine,  sondern  wobl  abermals  nur  eine 
bistoriscb  relative  Antwort  geben. 

a)  Den  beschränkenden  Kecbtsordnnngen  für  Ackerbau  und 
Gewerbe,  dem  streng  corporativen  Cbaracter  der  Ortsgemeinde  mit 
festem  Ortsbttrgertbnm,  dem  älteren  Niederlassnngs-  nnd  beschränk- 
ten Zngrecbt,  dem  nnentwiokelten  Commonicationswesen,  der  ge- 
ringeren politischen  nnd  volkswirtbscbaftspolitiscben  Bedeutung  des 
allgemeinen  Staatsbttrgenecbts,  kurz  den  früheren  Wir tbscbafts- 
und  Recbtsverbältnissen  Überhaupt  entspricht  eine  solche 
commnnale  Stenerhafknng  immerhin.  Hier  sind  auch  bei  der  rela- 
tiv grossen  Stabilität  aller  Verbältnisse  und  der  rechtiioh  und  tbat- 
säcblich  geringen  Beweglichkeit  der  Ortsbevölkerang  die  Grund- 
lagen für  die  Steuerrepartition  und  für  die  an  letztere  sich 
anschliessende  Steuerhattung  ziendich  ausreichend  so  einzuritliteu, 
dass  die  Steuerhaftang  tUr  die  Gemeinde  keine  durchschlagenden 
Bedenken  hat. 

b)  Dies  ändert  sich  aber  mit  dem  Eindringen  des  „Indivi- 
dualismus'' in  das  Wirtbscbaftsrecbt  und  in  das  ganse  Wirtb- 
schaftsleben:  mit  der  Auflösung  der  alten  Rechtsordnungen  dieses 

Lebens,  mit  dem  Uebergang  der  Ortsbörger-  in  die  Ortseinwoinier- 
gemeinde,  mit  der  Freizügigkeit  nnd  der  den  modernen  Commiini- 
cationsmitteln  zu  verdankenden  leichten  inteHocalen  Ikwegung 
der  Bevrdkerun^,  mit  der  Znrtlckführung  des  freien  Erwcrhsrcchts 
jedes  Einzelnen  als  eines  staatsbürgerlichen  Rechts  auf  die  Staats- 
gesetzgebung u.  8.  w.  erseheint  auch  die  commnnale  Stencrhaftung 
in  der  T^uft  schwebend  und  tbatsächlich  wie  rechtlich  nicht  wohl 
mehr  baltbar.  Die  Gontrolrechte,  welche  man  der  Gemeinde  zur 
Wahrung  ihrer  Interessen  geben  mUsste,  Erlaubnissertheilnng  beim 
Abzug,  Passzwang  u.  dgl.  sind  mit  den  neuen  staatsbürgerlichen 
peisOnlicben  und  wirtbschaftlicben  Rechten  und  mit  der  neueren 
Gestaltung  des  Wirtbscbaflslebens  nicht  mehr  vereinbar.  Ohne 
solche  Controhreehte  aber  muss  die  Steuerbaftung  leicht  zu  Härten 
ftlr  viele  Gemeinden  fBhren.  Unter  den  jetzigen  Verhältnissen  ist 
daher  das  (Jerecbterei  dass  die  Staatsgemeinsebaft  auch  in  einem 


6i8  S.B.  2.K.  I.A.  Allg.SteuurL  4.  U..-A.  bteu.vervalt.  4.A.  Erhebuug.  5bS. 


RepartitioDbS)  ötem  die  Ausfälle  and  BUckatände  von  Steuern  an- 
mittelbar  auf  sich  nimmt. 

§.  568.  —  2)  Die  communale  Steuererhebuu Hier 
erhebt  die  Gemeinde  die  Staatssteuern  nach  den  allgemeinen  ge- 
setzlichen Bestimmungen  durch  ihre  Organe,  aber  auf  Rech- 
nung des  Staats,  ohne  dfther  für  die  Rückstände  und  AasflUle 
selbst  dem  Staate  aufzukommen.  Dies  System  hat  unter  Voraus- 
setzmig  einer  riehtigen  Bebandliing  der  firheboogBkoslen  bei  den 
oben  am  Schlnss  des  §.  566  genannten  Stenern,  besonders  bei 
den  directen,  Manches  ftlr  sich.  Es  ISsst  sich  namentlich  wohl 
dnrch  die  Benutzung  des  einen  commnnalen  Erhebungs  -^  Keohnungs- 
und  Gassenapparats  im  Ganzen  an  Kosten  der  Staats-  und  Com- 
mnnal-Stenerverwaltung  sparen,  selbst  wenn  nieht  unbecBngt  die 
einzelnen  Erhebungsacte  der  Staats-  und  Communalsteuem  zu- 
sammengelegt werden,  was  wenigstens  bei  einigen  Steuern  und 
einigen  Volksclassen,  um  zu  hohe  Steuerzahlungen  des  Pflichtigen 
auf  einen  Termin  zu  verhüten,  vermieden  werden  muss.  Die 
mitunter  wohl  anzunehmende  grössere  Ortskenntniss  der  Gemeinde- 
organe kann  erwünscht  sein,  um  Härten  u.  s.  w.  leichter  zn  ver- 
meiden.   Die  £rhebang  lässt  sich  ttberhaupt  den  örtlichen  Yer- 


Aach  hier  zeigt  sich  wohl  wiedor,  wie  alle  solche  VeriUHtuisse  mit  der  ge- 
srhichtlichen  Entwicklanprsphasc  der  ^zen  Rechtsordnong  ftlr  die  Personalstands- 
verhaltuisbo  und  fur  das  £nrerbüwut>cn  enge  zusammen  hangen  und  nur  in  diesem 
Zasammenhang  richtig  zo  bemtiieUeii  rind.  Ich  baddie  Büch  hos.  auf  die  ErOr- 
ternn>;:cn  «her  Eheschliessnrigsrerht  u.  ZujEnrecht  u.  s.  w.  in  meiner  (Jnindleg.,  2.  A. 
2.*  Abth.  Kap.  1.  —  lu  Kusülaud  steht  die  communale  Stouerhaftong  fur  <Ue  Kopf- 
stmier  des  Staate  in  Yorbiiidiiiig  'mit  dem  GemeiBeigeaÜiiim  der  OrtagemeiBde  am 
Bodea  und  mit  der  SchoUenpflichtigkeit  der  Bauern.  Vergl.  Walcker,  SelbstFtrualt. 
S.  275,  u.  beü.  Keusslcr,  bäuerL  (iemeindebcöitz  in  Kussl.,  I,  106.  Annuaire  dee 
fia.  rasses,  roL  VI  (1879),  p.  393.  Dnrch  neuere  Gesetze  v.  1869  u.  1875  sind  die 
Baaem  mit  Privatgruadeigenthum,  dann  in  gewissem  Umfang  die  Dörfer  ?on  weniger 
als  40  Steuerpflichtigen  von  der  Solidarhaft  b<'freiL  —  In  Würtcmb.  Kcf^-'lang^  der 
Haftung  durch  Yurordn.  r.  21.  Juni  1819.  Erhebung  auf  Koeteu  der  Ciemeiude  durcli 
einea  voa  denelbea  aageateUCen  Eiaaelimer,  der  sagleidi  GemeiadapeebBAr  sein  kaaa. 
Die  siiumigc  Gemeinde  kann  Exccution  bekommen,  wenn  sie  nicht  einen  Nachlass 
answirkt.  Kau,  I,  ^.  2üU  Note.  Maichati,  Fin.  I,  376.  Durch  die  Gesetzgebung 
der  neoesten  Zeit  sind  in  Wflitemberg  in  dem  eigcnthümlichen  Kepartitionssystem  der 
drei  hatiptsächl.  Ertragsteuern  (s.  oben  S.  595  Note  7)  AeadaiOBgen  eingetreten,  indem 
nach  d.  (ics.  v.  28.  Apr.  l'^T.S  die  Festsetzung  jeder  Steuer  in  ihrem  Verhältniss  rn 
einamit-r  nicht  mehr  wie  früher  (nach  Ges.  v.  lö.  Juli  1821j  definitiv  bestimmt  ist, 
aond«  rn  lur  jetlc  Etatsperlode  darch  das  Finanzgesetz  erfolgea  «olL  Aber  ia  der  ver- 
wandteu  Bestiuimung  der  communalen  Haftung  für  die  directen  Stenern  ist  keine 
Veränderung  eingetreten.  Auch  nach  dem  neuen  Ge».  v.  2b.  Apr.  1873  Art.  11 
hafiea  die  Gemeudea  a.  Amtskörpcrschaftea  t  d.  sioherea  a.  rechtzeitigen  Eingang 
der  Stenern  u.  haben  die  Gemeindecassen  sie  kostenfrei  u.  rechtzeitig  au  die  Überamts- 
pflegen, diese  sie  an  die  Staatscasse  abzuliefern.  Die  genannten  Körper  beschwerden 
sich  nicht.  S.  lüeckc,  d.  directen  Steuern  u.  s.  w.  in  Wurt.,  Stuttg.  187U  (aus  dca 
Wttt  Jahrb.),  8.  142,  wo  Geaaaera  ttber  die  Befoim. 
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hältnissen  besser  anpasseii.  Nur  bei  einem  umfafisenderen  System 
TOD  «Thoraccisen  als  Staats  Stenern,  als  eines  Tbeils  der  allge- 
meineii  innoren  Verbranchsbestenerang  oder  einer  speciellen  Ver- 
braachsteiteri  wie  etira  des  Weins  (Frankreich),  konnte  wieder  die 
genaue  Qleiehmftsfligkeit  bei  der  Erhebmig  doreh  die  Gemein- 
den gefährdet  sein,  so  dass  die  Eigenerhebnng  des  Staats  eventaell 
dann  dooh  den  Vorsag  yerdient  Bei  den  direoten  Stenern,  beson- 
dm  bei  der  Gnind-,  Hänser-,  Gewerbe-,  Einkommenstener  unter- 
liegt die  commnnale  Stenererhebang  kaum  einem  Bedenken. 

Schwierigkeit  macht  nur  die  Behandlung  der  Erhebungs- 
k Osten.  Trägt  diese  die  Gemeinde,  so  besteht  eigentlich  insoweit 
eine  communale  Steuerhaftung,  welche  hier  noch  das  besondre 
Bedenken  hat,  dass  diese  Kosten  nach  Steuerarteii  und  Ortsver- 
hältnissen in  den  einzelnen  Gemeinden  sehr  ungleich  sein  können, 
z.  B.  in  Gross-  und  Kleinstädten  bei  der  Einkommensteuer,  be- 
sonders einer  anf  die  unteren  Classen  ausgedehnten,  bei  der  Grund- 
stener  nach  der  Bodenzertheilnng,  bei  der  Gewerbesteuer  nach  der 
Ali  und  dem  Maass  der  industriellen  Entwicklung,  bei  Thoraceisen 
naoli  speoiell  loealen  nnd  naeh  Verkehrsyerbflltnissen.  Es  muss 
daher  im  Prineip  verlangt  werden,  dass  der  Staat  die  Er- 
hebungskosten  seiner  Steuern  selbst  trage,  bez.  der 
Gemeinde  vergtite.  Aber  das  ist  in  der  Praxis  nicht  so  ieieht 
duiehsuAlhren,  weil  diese  Kosten  sich  nicht  genau  berechnen  nnd 
▼on  den  Kosten  der  Erhebung  der  eigenen  Stenern  der  Gemeinde 
meistens  nicht  scharf  abscheiden  lassen.  Deshalb  ist  eine  specielle 
Verrechnung  mit  dem  Staat  über  die  Kosten  gewöhnlich  aus- 
zuschliessen  und  eine  Pauschsumme  oder  Provision, 
tlblicher  Weise  in  bestimmten  Erhebungsprocenten  von  der 
Roheinnahme  zu  gewähren.  Bei  dem  Mangel  zuverlässiger  Anhalts- 
puncte  ist  eine  solche  Provision  freilich  wieder  unsicher  richtig  zu 
stellen.  Sie  mass  nur  ans  den  angeführten  Gründen  zur  Kosten- 
deckung ausreichend  nnd  sollte  wohl  nicht  unbedingt  für  alle 
Gemeinden  gleich  se^,  sondern  nach  Ortsverhältnissen  wechseln.^*) — 


"}  In  Preassen  (ü.  Note  9)  ist  über  diedea  Puuct  öfters  discatirt  wordeu.  Die 
GtmtiMem  in  den  (tod.  Pnfinsen  haben  wohl  Aber  unzureichende  Yer^tang  und 

gf'geiiuber  (Jen  westl.  Provinzen,  wo  die  Staatserhebung  besteht,  Uber  Ueberlastong 
gddagt  Sic  müääen  die  Gnmdäteuer  auf  ihre  Kosten  ohne  YergUtan^;  erheben,  wofür 
aber  in  den  anderen  Prorinzen  3"/o  ErheboogsgeblÜireii  fon  den  bemPoDden  Stener- 
pflichtigeu,  also  über  den  Satz  der  Grondst  hinaus,  zu  tragen  sind.  Für  die  conuno* 
nale  Erhebung  der  Gfbiiudcst.  besteht  eine  Vergütung  von  .H  "/„ ,  fUr  di(geu|;e  def 
CiatiScn-  u.  Gewerbest,  eine  solche  von  4  ^Iq  des  Eiuoabmebetrags, 
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Wo  umgekehrt  die  staatliche  Erhebung  besteht  und  Zn- 
Schläge  za  den  Staatsstenern  ftlr  die  Gemeinden  und  Communal- 
Terbände  erhoben  werden,  empfiehlt  sich,  diese  mit  durch  die 
Staatsorgane  zur  Vereinfachung  nnd  Koatenerspamng  zu  er- 
heben. Aach  bei  selbstiUidigen  GommanaJeteaem  kann  eine  eolcbe 
Einrichtong  mitanter,  wenn  aneh  selten,  in  Frage  kommeni  alsdann 
gegen  eine  PanschalTergtttnng  der  Gemeinden  an  den  Staat 

C— $.569.  Die  Eigenerhebnng  (Regie)  der  Staatsstenern. 

Diese  muss  naoh  dem  Voransgehenden  namenflieh  bei  den 
grossen  indirecten  Verbrauchsteuern,  den  Zöllen,  den 
meisten  inneren,  an  einen  P ro<i u ctionsbetrieb  sich  an- 
schliessenden, den  in  Monopoll'orni  erhobenen  Steuern  (hier 
abgesehen  von  der  Regelung  des  De tail Verkaufs  der  Monopol- 
artikel), ferner  bei  den  Verkehrsteuern  (auch  hier  eventuell  ab- 
gesehen vom  Detaildebit  der  Stenii)eil)ogen  oder  Stempelmarken) 
im  Interesse  möglichster  Einheitlichkeit  und  GleichmUssig- 
keit  der  Handhabung  der  Verwaltungsnormen  und  der  Steuer- 
erhebung' verlangt  werden.  Die  Richtigkeit  dieses  Postulats  wird 
durch  die  neuere  geschichtliche  Entwicklung  in  den  Cultarstaaten 
bestlltigt:  die  Erhebung  der  genannten  Stenern  durch  Steuerpächter 
hat,  aneh  wo  sie  liingre  Zmt  bestanden,  fast  allgemein  anfgehdrt, 
die  Erhebung  durch  die  Gemeinden  nnd  andere  Seibstverwaltnngs- 
klirper  war  hier  weder  Mher  Üblich  (mit  einzehien  Ausnahmen 
bei  der  Besteuerung  des  in  der  Branerd  und  in  wenigen 
ähnlichen  Füllen),  noch  ist  sie  es  heute  an  Tage.  Die  Erhebung 
der  indirecten  Steuern  der  genannten  Art  und  der  Verkehr- 
steuern wird  daher  wohl  mit  Recht  allgemein  dem  modernen  Staate 
als  solchem  vindicirt.  Hier  liegt  dann  eine  bedeutsame  Autgabe 
für  grosse  Meister  der  practischen  Verwaltung,  wie  sie  vielleicht 
kein  Land  mehr  als  Frankreich  besessen  hat,  in  der  Verbesserang 
der  Einrichtungen  fUr  die  Erhebung  dieser  Steuern  vor. 

Auch  die  Erhebung  der  grossen  directen  Steuern,  der 
Ertrag-,  Einkommensteuern  n.  s.  w.  kann  durch  die  Staats- 
yerwaltung  selbst  erfolgen  und  geschieht  auch  vielfach  so.  Doch 
wird  sie  nach  dem  Gesagten  öfters  zweckmässig  den  Sdbstver- 
waltungskOrpem,  namentlich  den  Gemeinden  Übertragen.  Die 
Einrichtung  der  Erhebung  dieser  Stenern  unterscheidet  sich 
beim  Staate  und  bei  der  Gemeinde  in  einigen  Puneten,  so  in  Be- 
treif des  Organismus  der  amtlichen  Erhebungsorgane,  wo  die  locale 
Concentration  in  der  Gemeinde  und  die  Ausdehnung  der  Steuer- 
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«rhebung  Aber  Tide  yeraebiedene  OertUehkeiten  Untenehiede  be- 
dingt  GewisBe  Gnradzttge  der  Einriebtaog,  besonders  was  die 

Verhältnisse  zwischen  der  Hebebehörde  und  den  Steoerpfliebügen 
anlangt,  sind  aber  uothvvendig  im  Wesentlichen  dieselben.  Sie 
kommen  hier  an  dieser  Stelle  für  die  Fragen  der  Einrichtung  der 
Erhebung  zumeist  in  Betracht.  Die  Darstellung  bezieht  sich  daher 
hier  auf  die  Staats-  und  die  Communalbesteuerung  zusammen. 

II.  —  §.  570.    Die  Einrichtung  der  Steuer erliebu ng. 

Sowohl  für  die  Organisation  des  Steuererhebungsdieusts  als 
fUr  die  ganze  Einrichtung  der  Steaererhebaug  und  ftlr  die  Gestol- 
tnng  des  bezflgUchen  Verwaltungsrechts  den  Steuerpflichtigen  gegen- 
über ergeben  sich  zunächst  Veisehiedenheiten,  je  nachdem  der 
normale  Fall  einer  Erhebung  der  schuldigen  StenerbetrSge  nach 
den  gesetzlichen  Vorschriften  von  den  einzelnen  Stener- 
pflichtigen  d.  h.  die  f^eigentliche''  Erhebung  (wie  man  sie  im 
Unterschied  von  der  folgenden  Einrichtung  nennen  kann)  statt- 
findet oder  der  Ausnahmefall  einer  sogen.  Abfindung  vor- 
liegt. Bei  dieser  vereinfacht  sich  gerade  die  Aufgabe  der 
Steuerverwaltung  in  Bezug  auf  die  Ermittlung  der  Thatsachen 
zur  Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten,  folgeweise  in  Bezug  auf 
die  Controlen  und  schliesslich  auf  die  Erhebung  der  Steuern  sehr. 
Man  kommt  daher  mit  einem  viel  kleineren  Behörden-  und  Beamten- 
apparat aus,  verwaltet  wohlfeiler  und  wird  einer  grossen  Reihe  von 
Schwierigkeiten  hinsichtlich  der  ganzen  Einrichtung  der  Steuer- 
verwaltung und  speciell  der  Erhebung  Uberhoben.  Dies  öystem 
ist  deshalb  hier  zunUchst  zu  besprechen. 

A.  Die  Abfindung.^*) 

Man  versteht  darunter  eine  meistens  vertragsmissige 
B^gelnng  der  Stenerschnldigkeit  zwischen  der  Steuerverwaltung 
einer-  und  einem  oder  mehreren,  eventuell  einer  solidarisch  ver- 
bundenen Gemehischaft  von  Steuerpflichtigen  andrerseits.  In  Folge 
dessen  werden  die  Steuern  nicht  wie  sonst  nach  den  gesetzlichen 
Bestimmungen  den  einzelnen  Steuerpflichtigen  aufgelegt,  naeh  den 
Steuerobjecten  berechnet  u.  s.  w.  und  einzeln  erhoben,  sondern 
die  vereinbarte  Summe  wird  au  den  bestimmten  Terminen  an  die 
Gasse  abgeführt  oder  eingezogen. 

Aversam,  Paaschsnmine,  frtnz()s.  abonoement.  Kau  handelt  davon  bei 
der  Accise  II,  §.  4'M).  Im  Ganzen  erklärt  er  sich  gegen  sie.  Sie  kommt  aber 
allgemeiner  vor.  So  vielfach  in  F  ran  kr.  mit  gewissen  Modi^cationeo  auch  in  Verband- 
langen  bei  der  Feststellung  der  stcuerpfliolU.  Weithe  Ib  BnregistrWBent:  Bicht  olui« 
Bedenken«  nncb  in  moralischer  Uinstchtt 
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Eine  solche  Abfindang  kommt  bei  venchiedeDen  iStenern  (auch 
bei  Gebühren)  und  mit  veiflohiedenartigen  Stenersabjecten  vor.  So 
erfolgt  sie  mit  einzelnen  Steneipfliohtigen  bei  Verkehrstenern 
und  Gebflhrea  in  Stempelform  z.  B.  mit  einer  Bank  liinsiehtlich 
der  sonst  von  dieser  für  ihre  Urkunden  n.  s.  w.»  Sclinldsolieine 
(Banknoten,  Ghecks)  sn  zahlenden  einzelnen  Stempelabgaben 
oder  mit  den  einzelnen  Prodneenten  (eventneU  ancb  einer  solidarisch 
sieh  verpflichtenden  Gemeinschaft  solcher)  von  verbranchstener- 
p nichtigen  Artikeln,  z.  B.  über  die  Branntwein-,  Bier-,  Wein-, 
Schlachtsteuer,")  woftlr  diese  Personen  dann  von  den  speciellen 
Controlen  dieser  Steuern  betreit  werden.  Das  Abfindungssystem 
lässt  sich  dabei  verschiedeu  gestalten.  Ferner  kann  auch  eine 
ganze  Oertlicbkeit,  Gemeinde,  Handelsplatz,  Gebietstheil  sich 
80  durch  eine  Abfindung  von  allen  oder  gewissen  Steuern,  nament- 
lich von  Zöllen,  inneren  Verbrauchsteaem ,  Monopolien,  aber  auch 
von  directen  Steuern  „frei  kaufen'',  so  in  Fällen,  wo  der  Ort  selbst 
und  der  Staat  die  Anwendung  der  allgemeinen  Steuergesetze  anf 
die  Oertlicbkeit  fttr  nachtheilig  oder  nntnsfuhrbar  oder  besonders 
schwierig  (z.  B.  wegen  Schmnggelgefabr)  hslten.  Hier,  z.  B.  in 
Freihäfen  (dentsehe  „ZoDansschllisse'S  besonders  Hamborg-Altona 
und  Bremen)  ^^)  wiid  dann  wie  in  den  anderen,  im  Princip  wesent- 
lich gleichen  Fallen  itlr  die  Steneracbnidigkeit  eine  Pansehsamme 
oder  ein  Aversnm  festgestellt.  Bei  Ortsgemeinden  kann  anf 
diese  Weise  auch  wohl  dem  Staate  für  Thoraccisen  ein  Aver8um 
gezahlt  werden.  Wenn  die  Gemeinde  dann  diese  Accise  selbst 
für  sich  erhebt,  so  liegt  eigentlich  eine  Art  Pachtverhältniss  vor. 
Die  Steuergescbichte  und  noch  die  heutige  Praxis  zeigt  auf  dem 
Gebiete  der  Abfindungen  mancherlei  Gestaltungen,  aber  das  Princip 
ist  überall  leicht  als  dasselbe  zu  erkennen. 

Gewisse  Vortheile  dieses  Systems  sind  nicht  zu  bestreiten: 
finanzielle,  privat*  nnd  volkswirthschaftlicbe,  technische  Vortbeile. 
Die  Finanzverwaltung  spart  an  Apparat  fttr  die  Ermittlung  von 
Thatsachen,  fttr  Controlen,  für  Erhebnng,  daher  an  Kosten.  Die 

")  Ein  Beispiel  ist  das  Stempclpauschalc  der  Bank  von  England.  60,000  Pf.  St 
Dies  i&t  die  hautigäte  Art  der  Ablindung,  vorüber  in  der  Bp«c.  Steoerlehre. 
8.  d.  Kote  bd  Rau  §.  430. 

Bei  den  Aversen  der  deutschen  ZollausschlUsse  Ii«gt  in  der  Tbat  ancll  eine 
„Abfindung"  vor  f.  d.  Freiheit  v.  d.  Einfahrzöllen  u.  den  inneren  Verbr.steuem.  Betrag 
1871) — bO  4"8r>  Mill.  M.  Hamburg  u.  Bremen  zahlen  bisher  den  durchschnittl.  Kopf- 
betrag  der  Einnahmen  im  Zollgebiet  plus  8  M.  p.  Kopf.  Letztre  SaHune  soll  jetzt 
(1880)  auf  5  M.  erhöht  werden.  Die  unsichere  Berechaang  d«8  COBiVM  iai  Mcä 
hier  unbestreitbar:  einer  der  üaoptfehlei  der  Abfindung. 
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wirthscbailtliche  Thätigkeit,  der  technische  Fortschritt  einzelner 
Producenten,  gaoser  Localitäten  wird  erleichtert,  mitanter  eist 
ermöglicht.  In  gewissen  Fällen  kann  das  Abfindnngssystem  förm- 
lich wie  ein  Sporn  zn  Productions-  und  technischen  Verbesserongen, 
nameottich  auch  auf  Vermmdenmg  der  eigentlich  ▼olkswirthsehaft- 
liehen  Kosten  hinwirken,  was  aneh  illr  die  ganse  Volkswirtfaschafly 
nicht  nur  Ittr  den  KSehstbethdligten  ein  Gewinn  ist. 

Aber  diesen  Vortheilen  stehoi  doch  wohl  mdstens  nodi  grossere 
Bedenken  gegenttber.  Znr  richtigen  FeststeUnng  der  Abfindnngs- 
snmmen  fehlen  gewöhnlich  die  erforderlichen  Daten.  Für  den  Staat 
liegt  die  Gefahr  zu  niedriger  Abfindung  nahe.  Auf  diese  kommt 
es  doch  den  Steuerpflichtigen  in  der  Regel  (allerdings  nicht  noth- 
wendig  immer)  wesentlich  mit  an.  So  wird  die  Gleichmässigkeit 
der  Besteuerung  verletzt.  Die  einzelnen  sich  abfindenden  Steuer- 
pflichtigen (z.  B.  die  betreffenden  Industriellen,  bei  der  Branntwein- 
brennerei u.  8.  w.)  werden  meistens  zu  den  ohnehin  durch  Kapital- 
besitz, bessere  Technik  u.  s.  w.  begünstigten  Producenten  gehören, 
den  Grossbetrieb  ihres  Zweigs  vertreten,  während  bei  den  anderen, 
den  Kleinindnstriellen  auch  die  Garantieen  flttr  die  Abfindung, 
welche  die  Verwaltang  fordern  mnss,  nicht  an  steDen  sind.  Dann 
wird  nnr  abermals  Grossbetrieb  und  Grosskapital  einseitig  be- 
günstigt 

Das  Abfindnngssystem  enthält  aber  ttberhanpt  eine  Dnrch- 
breehnng  des  allgemeinen  Stenerrechts,  welehe  principiell  nicht 
ohne  Bedenken  ist  und  gerade  auf  diesem  Gebiete,  wegen  des 
Eintiusses  der  Besteuerung  auf  die  Bedingungen  der  wirthschaft- 
liehen  Concurrenz,  möglichst  vermieden  werden  muss.  Ist  die 
bestehende  Besteuerung  steuertechnisch  mangelhaft,  so  suche  man 
sie  allgemein  zu  verbessern.  Die  Abfindung  ist  oft  nur  ein  Privileg 
für  Wenige,  Naehtheilen  der  Besteuerong  zu  entgehen,  denen  sich 
die  Meisten  unterziehen  mUssen. 

So  muss  das  Verdict  im  Ganzen  gegen  die  Abfindung  aus- 
fallen. Einzelne  berechtigte  Ausnahmen  bestätigen  auch  hier  nur 
die  Regel,  aber  sie  weisen  dann  auch  gewöhnlich  auf  besondere 
Mftngel  der  allgemeinen  Besteuerung,  auf  besondere  Schwierigkeiten 
der  Gontrole,  Sehmuggelgefhhr  u.  dgl.  hin. 

Der  Gewinn  für  den  Steuerpflichtigen  kann  in  der  freiem  wirthscLaftlichen 
Bewegung,  in  dur  Erleichterung  tedmiücber  Yeräudcnuigen  mit  liegen.  Jenes  ist  der 
Sttcbrerhalt  in  den  2  HanaesOdten.  In  Fhuüsreich  soll  vidfach  ein  ftimliches  Feilschen 
im  einzelnen  Fall,  z.  B.  bei  EnregistremenlnbgabeD  fOm  B«flitSW«cb8«l  des  Gimd- 
cigenthoms,  bei  Erbschaftssteuern  erfolgen. 
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B.  —  §.  571.  Die  eigentliche  Erhebung  der  Stenern 
und  die  Organe  dafür. i'^) 

Der  Erhebung  der  fSteuer  Seitens  der  Fiuanzorgane  entspricht 
die  Entrichtung  der  Steuer  Seitens  der  zahlungspflichtigen  Steuer- 
subjecte.  Hierbei  sind  nach  Möglichkeit  die  Regeln  za  befolgeOi 
welche  man  ans  den  beiden  Verwultungsgrnndsätzen  der  Be- 
stimmtheit und  der  Bequemlichkeit  der  Besteuernng  ableiten 
kann  (§.  534;  535).  Darauf  ergeben  sieh  dann  aoeh  einige  An- 
fofdemngen  hineiohtlioh  der  Organieation  des  staatliohen  und 
commnnalen  Erbebnngsdiensts. 

Die  technische  Einrichtung  desletiteren  h&ngt  snmThefl 
mit  allgemeinen  Einrichtangen  des .  Flnanzbdi5rdenwesens,  des 
Beehnungs-  und  Gassenwesens  zusammen,  worauf  an  dieser  Stelle 
nicht  einzugehen  ist.  Gewisse  Verschiedenheiten  in  den  einzelnen 
Staaten  folgen  aus  allgemeineren  Verschiedenheiten  der  gesamiiiteu 
Verwaltungsorganisation.  Im  Ganzen  muss  sich  aber  die  Ein- 
richtung der  Steuererhebung  wie  diejenige  der  Steuerverwaltung 
überhaupt  nach  der  Verscbicdenheit  der  Steuerarten  und 
zum  Theil  auch  der  einzelnen  Steuern  ein  und  derselben 
Gattung  richten.  Gerade  diese  ist  hier  besonders  zu  beachten. 
£s  genügt  die  Her7orhebnng  einiger  solcher  Hauptpuncte, 
welche  nach  der  Natur  der  Sache,  d.  h.  nach  dem  ganzen  tech- 
nischen Wesen  der  Steuer,  sieh  überall  mehr  oder  weniger  geltend 
machen  nnd  sn  ähnlichen  Einriohtongen  des  Erhehnngsdiensti 
fuhren  mttssen. 

Zu  nnterseheiden  sind  fttr  diesen  Dienst  nun  namentlich  die 
grossen  stenertechnischen  Kategorieen  der  directen, 
der  indirecten  nnd  der  in  Stempelform  ond  als  Register- 
n.  dgl.  Abgabe  erhobenen  Stenern,  denen  auch  in  der  Praxis  wohl 
eine  dreifache  oberste  Eintheilung  der  ganzen  SteuerverwaltuDg 
am  Besten  entspricht.^')    Aber  gerade  für  die  Erhebung  ist 

^  Rati  I,  §.  2S9,  wo  ftber  ronemlicli  nnr  die  directe  Bestenening  ins  Auge 
gO&sst  ist. 

")  In  der  Praxis  bestehen  freilich  manche  Unterschiede,  die  sich  vielfach  nur 
histüriäch  erklären  lassen.  Auch  ist  die  rerschiedcnartige  Aosbildung  der  einzekca 
Steuern  roQ  Einflu^s  daraaf,  ob  Steuern,  woldio  nach  uirer  toduischen  Natar  cdoe 
8elb8tändi2:e  Aljtlu  iliiiig:  hilden ,  mit  anderen  zu  einem  obersten  Verwaltungszweig 
Toreinigt  sind.  Die  Stempel-  und  äbnüchen  Abgaben  werden  öfters  unter  die  Ver- 
waltOBg  der  indirecten  Stenern  ir^ellt  Monopolien ,  Zolle  UMen  ancli  woU  Haapt- 
verwaltungen  für  sich.  In  kleineren  Staaten  theilt  sich  die  Steuorrerwaltung  begreif- 
lich auch  in  den  oberen  Behörden  nicht  soweit  als  in  grösseron.  Ressortverinderangen 
kommea  öfters  vor.  Aus  diesen  Abweichungen  der  EiutheUuug  in  der  Praxis  erklärt 
aich  nach,  daas  die  BogrUTe  ^directe**  o.  „indiiecte**  Stenern  nicht  ttbeiall  den  gleichen 
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noch  weiter  zu  unterscheiden,  so  dass  sich  folgende  8  Gruppen 
▼OD  allgemeiner  ?orkommenden  Stenern  bilden:  1)  die  gewöhnlichen 
directen  Hanptsteuern  (Ertrag-,  Einkommen-,  VermOgeDStanem); 
2)  die  Zölle;  3)  die  Thoraceisen;  4)  die  in  Monopolform 
erhobenen  Verbranehstenem;  5)  die  inneren,  an  denProdaetions- 
betrieb  selbst  sieh  ansebUessenden  Stenem,  die  erentnell  aneh 
fOr  die  Erhebung  noeh  weiter  naeh  Prodnetlonszweigen  an  trennen 
Bud;  6)  die  m  Stempelform  erhobenen  Verk eh rstenem;  7)  die 
unmittelbar  eingezogenen  und  die  in  der  Form  von  Ein- 
tragungs-  oder  Register  abgaben  erhobenen  Verkehrsteuern; 
8)  die  Erb  Schaft  steuern. 

Die  Scheidung  dieser  Steuern  auch  für  die  Erhebung  ist 
zweckmässig,  bis  zu  einem  gewissen  Grade  nothwendig  und  auch 
in  der  Praxis  üblich,  denn  die  Ermittlung  der  Thatsachen 
in  Bezug  auf  Steuersul)jecte  und  Steuerobjecte  setzt  l)ei  jeder  dieser 
acht  Kategorieen  ein  verschiedenes  Verfahren  voraus  und  bei 
allen,  mit  Ausnahme  der  ersten,  der  gewöhnlichen  directen  Steuern, 
achliesst  sich  die  Erhebung  am  Einfachsten  oder  seihst  nothr 
wendig  anmittelbar  an  die  Ermittlung  jener  ThatsaeheQ 
und  an  die  auf  Grund  dayon  erfolgte  Fes  täte  Hang  derSteaer- 
Schuldigkeiten  an. 

§.  572.  —  1)  Erhebung  der  direeten  Stenern.  Bei 
diesen  ist  nach  deren  ganser  Einrichtung  die  Ermittlung  der  That- 
sacheu  fttr  die  Feststellang  der  Stenersubjecte  und  -  objecto  n«  s.  w. 


Unfiuif  liftben ,  i.  B.  die  Verkehrsteuern  u.  die  mit  ihnen  verbundenen  Gebühren  zn 
den  indirecten  Stenern  gerechnet  werden.  Auch  die  BeasortbflstiiDmiing  zwischon  den 
Ministerien  (der  Finanz,  des  Handels  ii.  s.  w.,  d--?  Aiker-  w.  ftw:\  Ber^b.nis,  der 
Justiz)  bewirkt,  dass  einzelne  gebühren»  u.  stenerartige  luinuahuieu  unter  verschiedenen 
obersten  Verwaltungen  in  Terschiedenoi  Staaten  Bteben,  c  B.  die  Bergwertatenent,  die 
grösstentheils  zu  den  dircoti'H  Ertragsteuern  g-ehören,  davon  abi:>'ti*  imt  im  Ministerium, 
dem  das  Bergwesen  untersteht  Un  Preusscn  Min.  der  ölleutl.  Arbeiten"),  die  Verkehr- 
steuem,  welche  sich  ua  das  (icrichtswesen  anknüpfen,  im  Justizmiuistorium  (Preussen). 
Alles  dies  erschwert  nattlrlich  eine  Statist  Yergleichung  von  Land  zn  Land.  —  Bei- 
spiele der  obersten  Verwaltungszweige  für  (Ins  Steuerwesen  sind:  Preussen: 
directe  Steuern  (Grand-,  üeb&ttde-,  ciassiL  Einkommen-,  Classcn-,  Uewerbeäteuer, 
Eisenb-abgaben,  directe  Steaeni  iBHohenzoUern);  indireote  Stenern  (R«tchsr«rlffMGli- 
steuern.  Reichswechselstempelst.,  Stempelst.,  Erbschftfttst.,  Brücken-,  Canal-  u.  s.  w. 
Gelder,  Diverses);  Lotterie  apart  —  Oesterreich  (West-):  Abthuil.  im  Fin. minist, 
fttr  directe  Steuern  (.Grund-,  Gebäude-,  Erwerbs-,  EinkommcDst.) ;  f.  iudirecte  St 
(Zolle.  Verzebr.steu.,  Saizmon.,  Tabakmon.  mit  bes.  Generaldirection,  Stempel  u.  Gebühren 
TOn  Kechtsgeschiiften.  Lotto  mit  bes.  (icfällsdirection.  Mauthcn.  runzirung).  —  Frank- 
reich: directe  ÜU  (Grund<,  Pers.-  u.  Mobil.-,  ThUr-  n.  Fenster-,  Oe  wer  best,  den 
dir.  Stenern  assImiL  Spedaltaxen,  webei  gebahrenartige,  Bergweik*,  Pferde-  n.  WagensL, 
geschloss.  Gcsellsch. -  u.  Billardst. ,  also  directe  Luxus-  u.  ähnl.  St.);  Enregistro- 
ment.  Stempel  u.  Domänen:  Zölle;  indir.  Steu.  (innere  Verbrauchst,  Eisenbahn- 
fahrbt.,  Tab.-  u.  Pulvormonopol). 
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vom  Erhebungsdienst  zu  trennen.  Letztrer  kann  aber  für 
die  yerschiedenen  Arten  der  genannten  directen  Steuern  zusamm  en 
einheitlich  organisirt  werden  und  die  Erhebung  durch  dasselbe 
£rhebimg8orgaii|  des  Staats  oder  der  Gemeinde,  erfolgen,  unter 
strenger  Trennung  der  einzelnen  Stenern  in  der  Bnehftihmng  n.  s.  w. 
Die  Erhebung  aller  Kategorieen  indireeter  nnd  Verkehrstenem, 
anch  der  ErbiehailsCener  wird  hi  der  Begel  von  deijenigen  der 
direeten  Stenern  ganz  zn  trennen  sein. 

Als  unmittelbare  Erhebnngsorgane,  welche  die  betreffimde 
Cassenmanipnlation  nnd  BnchfUhrung  besorgen,  fnngiren  hier  nnn 
den  einzelnen  Steuerpflichtigen  gegenüber  die  amtlichen  Steuer- 
einnehmer des  Staats  oder  der  Commune,  speciell  die  sogen. 
U n t e r einnehmer  (Untererheber,  Einbringer,  Steuerempfänger, 
percepteurs  oder  receveurs  nuinicipaux).  Sie  sind  in  genügender 
Zahl  Uber  das  Land  und  die  Gemeinden  zu  vertheilen.  Die  Steuer- 
zahlung an  sie  erfolgt  in  der  Form  der  „Abstattung",  wobei 
der  Steuerpflichtige,  auf  specielle  Aufforderung  im  einzelnen  Fall 
oder  nach  ganz  allgemeiner  Vorschrift  ein  für  allemal  oder  nach 
seiner  freien  Wahl,  die  schuldige  oder  föllige  Steuersumme  in  be- 
stimmten Terminen  zum  Einnehmer  bringt  oder  schickt; 
oder  sie  geschieht  in  der  Form  der  „Einziehung''  (»^in- 
hebuttg'O»  wob^  der  Steuerefainehmer  in  bestimmten  ZeHpnneten 
bd  den  Steuerpflichtigen  selbst  die  flUlige  Summe  abholt,  gegen 
PrKsentation  der  Stenerquittung.  Beide  Erhebungsmethoden  smd 
unenibehilieh,  haben  Terschiedene  Vorzüge  und  Mängel  und  sind 
wohl  namentlich  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  (Stadt,  Grosa- 
stadt,  plattes  Land),  nach  den  Classen  der  Steuerpflichtigen  und 
nach  den  Arten  der  Steuern  in  verschiedenem  Grade  zweckmässig 
und  üblich.  Wenn  man  die  Steuertermine  etwas  weiter  lasst  und 
für  verschiedene  Localitäten  fauch  Theile  der  Grossstadt)  ver- 
schieden, so  braucht  auch  bei  der  Einziehung  das  Einnehmer- 
personal nicht  so  sehr  gross  zu  sein.  Am  Meisten  Mühe  und 
Kosten  macht  natürlich  in  beiden  Formen,  in  derjenigen  der  Ein- 
ziehung freilich  noch  mehr,  die  Erhebung  kleiner  Stenerheträge 
von  zahlreichen  Personen,  daher  die  in  kleine  Baten  zerlegte  all- 
gemeine Einkommen-  oder  Ckssensteuer  der  kleinen  Leute,  die 
Grundsteuer  bei  starker  Bodentheilung. 

"*)  Auch  Stein  I,  533  unterscheidet  die  Abstattung  u.  die  Einhebung,  genera- 
iisirt  aber  zu  sehr,  wenn  er  die  erster  -  mr.fflirlist  befördern  will,  weil  sie  nichts  koste 
and  die  andere  (heurer  sei.  —  Bes.  khrioich  die  l'ruuzös.  Eiuhchtuageu,  woraber 
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Die  erhobenen  Summen  sind  dann  vom  Untererheber  an  Ober- 
einnehmer (reeeveors  partienliers)  fUr  grössere  Districte  (Kreise 
n.  dgL  in  Prenssen,  Arrondissemento  in  Frankreich),  von  diesen  an 
die  Proyineiai-  und  diieot  oder  dnreh  Proyineialeassen- 
Verwalter  (reeevenrs  gtoöraiiz  in  den  franiOs.  Departemeota) 
an  die  allgemeine  Staatseasse  abtoitlhren.  Diese  höheren  Ein- 
nehmerkategorieen  iimgiren  eTentnell  mit  für  den  Bmpfang  von 
indireoten  Stenern,  aneh  wohl  von  Domanial-  nnd  ShnHchen  Ein- 
nahmen ihres  Distriets.^)  fis  hängt  von  der  Verbindung  oder 
Trennang  des  Einnahme-  und  Ansgabediensts  ab,  ob  und  iu 
welcher  Weise  durch  die  verschiedenen  Kategorieeu  von  Ein- 
nehmern, bez.  Gassen,  gleich  Ausgaben  zu  bewerkstelligen  sind, 
so  dasB  dauu  nur  üeberschttsse  an  die  höhere  Stelle  wurklich  ab- 
geführt werden. 

§.  573.  —  2)  Erhebung  der  indirecten  Steuern.  So 
steuertechnisch  verschiedene  Stenern  wie  die  grossen  Kategorieen 
der  indirecten,  lassen  sieh  anch  im  Erhebungsdienst,  besonders 
im  unteren,  nicht  wohl  ganz  zusammenfassen. 

a)  Namentlich  bei  den  Zöllen  nnd  Thoraceisen  ist  die 
Emutttnng  der  Stenersehaldigkeiten  von  Fall  an  Fall  in  be- 
stimmten Oertliehkeiten  vorannehmen.  Dafür  bedarf  es 
eines  eigenen,  leehnisoh  speoifisoh  geschulten ,  an  diesen  Oertlieh- 
keiten gewObnlieh  danemd  snr  Verfügung  stehenden  unteren 
Verwaltungspersonals,  das  entweder  angleich  aneh  mit  als  Er- 
bebungspersonal  der  betreffenden  Stenern  fungirt  oder  mit  einem 
eigens  für  diesen  Dienst  bei  jeder  Steuerart  bestimmten  Erhebungs- 
personal zu  einem  „Amte"  (Zollamte  u.  s.  w.)  verbunden  ist.  Ver- 
schiedenheiten in  Stellung  und  Function  der  Steuererheber  bei 
diesen  von  den  Steuereinnehmern  der  directen  Steuern  ergeben 
sich  hier  von  selbst.   Ein  gemeinsames  Amt  für  die  Erhebung 


Näheres  bei  Hock  u.  in  d.  Werken  über  fnin/ös.  Fin.wesen,  auch  in  Block's  diction. 
de  l'admiu.  Kleine  iUuzeliieUea  hier  hervonuhebea,  reicht  nicht  auä.  Jiliiiige  Kotizea 
bei  Bftn  §.  289  in  d.  Koteo.  —  In  den  pienii.  veitL  o.  neuen  PiofiaMn,  wo 
die  directen  Steueni  darch  vom  Suui  angeMallte  Stenenmplkngw  eriioben  vndon, 

gmb  es  Ibl'.i  G57  solche  Beamte. 

üier  schliesät  hich  liic  Eintiieilung  der  höheren  Erhebunghkreise  passend  und 
wdil  «Wh  in  der  Regel  in  der  Praxis  der  administratiren  Eintheilaof  des  Stiels« 
gebiets  an,  in  Frankreich  an  die  Arrondiss.  u.  Dcpartem.,  in  Prenssen  an  die 
Kreise  a.  Proiinzen.  Die  Zahl  der  beureli'.  höheren  Erhebongsbeainten,  bez.  der 
Voiitiade  der  StuHen  richtet  «ich  dun  nach  der  Zahl  dieser  allgemeinen  Yerwalt- 
abtheilunpon.  Zahl  der  Krcissteuereinnelmier  in  I'roussen  1S74  2']'  (i"»-!.  Ri^i'daut 
in  Frankfurt  a.  M.),  der  Arrondiäs.eiuuehiner  in  Frankreich  ?or  lb70  ü^b,  lu 
Preattäen  11,  jetzt  12  Provincäteuerdirectiouen. 

A.  Waf  aar,  neaaswiaMuehaft.  D.  42 
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von  Zöllen,  Thoraccisen,  gewissen  inneren  Verbrauchsteuern  ist 
damit  nicht  immer  ausgeschlossen.  Die  Einrichtung  von  solchen 
wird  von  Ortsverhältnissen  abhängen.  Die  Zollämter  pflegen  nach 
ihren  Geschäftsbelugnissen  u.  s.  w.  in  verschiedene  Ciassen  ein- 
getheilt  zu  sein  (Haupt-,  Nebenzollamt  u.  dgl.  m.).  Control-  und 
Inspectionsbeamte  u.  s.  w.,  Grenzaufseher  u.  dgL  schUeaseD  sich  ao 
das  eigentliche  firhebungspersonal  an.'^) 

b)  Bei  den  mehrfach  genannten  inneren  Verbrauch- 
Steuern  zersplittert  sich  die  Ermittlung  der  Stenerschuldigkeiten 
und  die  Erhebung  der  Steuern  nicht  in  derselben  Weise  nach 
Stenersnbjecten,  Stenerohjeeten  nnd  einxekai  StenorftUen  oder 
st^nerbaren  Acten  wie  bei  Zollen  nnd  Thontenera.  Deshalb  int 
die  Verwaltong  hier  aneh  anden  ehunriehten.  Wie  bei  den 
directen  Stenern  —  eine  weitere  nieht  immer  genügend  beaehtete 
Aehnliehkeit  mit  denselben,  §.  549  —  trennt  sich  hier  in  der 
Begel  die  Ermittlung  der  Steoerschuldigkeit  vom  Act  der  Steuer- 
erhebung. Es  werden  raeist  einem  einzelnen  bestimmten  Steuer- 
subject  (dem  Fabrikanten)  auf  Grund  der  durch  ein  besonderes 
voran8f!:ehendes  Verfahren  erfolgten  Ermittlung  der  Steuer- 
schuldigkeit für  einen  ganzen  Productionsprocess  u.  dgl. 
grössere  Steuersummen  zur  Entrichtung  vorgeschrieben.  Dieselben 
können,  wie  die  Katen  directer  Steuern,  durch  Abstattung  oder 
Einziehung  insbesondere  Seitens  eines  höheren  Steueramts  ^  z.  B. 
eines  UanptzoUamts,  welches  sogleich  für  grössere  Qebietstbeile 
(Provinz  u.  dgl.  eventuell)  mit  als  Erhebungsorgan,  tXir  Sals-, 
Zacker-,  Branntwein-,  Biersteuem  u.  dgl.  fimgirt,  erhoben  werden. 
Ist  einmal  die  Ermittlang  der  Stenerschnldigkeit  erfolgt,  so  ist  die 
Erhehnng  dieser  Stenern  übrigens  auch  dnreh  die  Stenereinnehmer 
oder  Steaerämter  der  directen  Stenern  möglich. 

c)  Die  Erhehnng  der  Stener  bei  den  Monopolien  erfolgt  in 
Form  eines  Aufschlags  anf  die  Selbstkosten  des  Monopolartikeis 

Die  VcrwaltUDg  der  Zölle  und  KeichsFerbraacliatcuern  erfolgt  im  Dentschea 
Reidi  noch  durch  die  Eincelstaaten.  In  Prevsseii  gab  es  1874  te  der  VenralMmg  der 

ZSUc  u.  indir.  Steuern  fUr  den  Erhcbungs-  u.  Controldicust  (also  ausser  dem 
Personal  der  Provinc.steuerdirectionen  von  11  Dirortoren  u.  SO  Mitf^lieden»)  134  Obor- 
ZOll-  0.  Uberäteueriuspcctoren,  13G  liau[)tzüli-  u.  Hauptsteuerambrcndanten  u.  ebenso 
fiel  Gontroleiire  dabei,  14  Packhofrorstcher  o.  ObenwciMnn,  566  Oberprenz-  n.  Ober- 
atenercontroleare.  7*13  Hauptzoll-  u,  Hauptsteueranits.issistenten .  36  and.  Bearat(>  Wi 
diesen  Aemteru  (incL  derj.  auf  ZoUkreuzeru  u.  W  achschitleu).  Daou  b40  Einnehmer 
bei  NebenzolUmtera  L  CL«  Salz-,  Steuer-  iL  Untontenerimten :  124  Einnehner  bei 
Ncbenzollämtcrn  II.  CA.,  150  Assistenten,  ir»6  ZoÜ-  n.  Steuere mpfTuipor,  24(>  Thor- 
controleure  (f.  d.  damak  noch  besteh.  Mahl-  n.  Schlachtst.).  Die  Zahl  der  Grenz-  u. 
Steaeraofseher  war  6198,  3  Ansa^cbeamte,  77  Thorwiirter  u.  s.  w.  Gusammtaufwand 
für  dw  hier  aoi^ieflünte  Peimnnl  (ohne  die  PmiaojtdinctioMn)  4399^M  TUr. 
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bei  dem  Verkaut"  des  letzteren.  Hier  handelt  es  sich  also  zum 
Zweck  der  t5teuererhebuDg  um  die  Organisation  des  VerkaiUs. 
Die  Steuerverwaltung  könnte  diesen  Verkauf  zwar  selbst  in  die 
Hände  nehmen,  aber  das  wird,  wenigstens  in  Betreff  des  Detail- 
verkauls,  gewöhnlich  nicht  zweckmässig  sein  und  ist  auch  nicht 
üblich ,  zumal,  wenn  es  sich  um  MassenconsumptibilieD,  wie  Salz 
und  Tabak  handelt  Die  Uebertrag^ng  des  VerkaufgefleliäilB  an 
die  für  die  sonatige  Steuererhebung  bestehenden  Aemter  und  fie- 
amtao  ist  nieht  allgemein  dnroliftthrbar,  well  diese  kteteien  beiden 
sieh  Tidfteh  dnittr  gar  nieht  eignen  und  sneh  naeh  ihier  Zahl 
und  drtliehen  Vertheilnng  nieht  ansreiehoi.  Das  Interesse 
der  Consnmenten,  welches  ttbenll  leichte  and  bequeme  Versorgong 
mit  dem  Monopolartikel  erhascht,  und  das  Interesse  der  Finans- 
▼«rwaltnngy  welche  nicht  minder  an  der  leiehten  Erlangbarkeit  des 
Artikels  betheiligt  ist,  rerlangen  eine  local  sehr  decentrali- 
sirte  Feilstellung  des  Artikels.  Diese  lässt  sich  durch  eine 
Benutzung  bestehender  privater  Kleinhandelsgeschiifte 
(so  bei  Salz)  oder  durch  die  neue  Einrichtung  von  Geschäften 
Seitens  einer  Classe  von  Personen  erreichen,  welche  in  der  Haupt 
Sache  eine  private ,  keine  eigentlich  amtliche  Stellung  haben ,  wie 
die  „Kleinverschleisser" ,  „Traticanten "  des  Tabakmonopols,  Per- 
sonen^ die  man  etwa  ans  der  Kategorie  ehemaliger  Militärs  mit 
Anspmch  auf  „Oivilversorgnng''  nehmen  kann.  Diese  Personen, 
welche  den  Verkauf  unmittelbar  an  das  consumireude  Publicum 
besorgen,  fiingiren  hier  als  die  eigentUehen  Stenererheber,  bedürfen 
nnr  gewöhnlich  eines  entsprechenden  Stenercredits  (§.  578),  be- 
sonders am  Beginn  ihres  GesehSfts.  Zwischen  ihnen  nnd  der 
MonopolTcrwaltnng  können  die  „Grossverschleisser"  wie  eine  Art 
Obereinnehmer,  stehen. 

§.  574.  —  3)  Erhebung  der  Verkehrstenern.  Diese 
stehen,  wie  wir  sahen,  vielfach  mit  „Gebühren'^  in  naher  Ver- 
bindung. Ueber  die  Einrichtung  der  Erhebung  derselben  ist  bereits 
in  der  Gebührenlehre  gehandelt  worden,  §.  320—324.  Je  nachdem 
Stempel  benutzt  oder  statt  deren  die  Abgabe  unmittelbar  ein- 
gezogen wird,  ergeben  sich  wieder  manche  Verschiedenheiten  im 
Krhebnngsdienst. 


Materialien  darüber  in  dem  Werk  über  die  deutsche;  Tabakenqot'tc.  In  West- 
esterreicli  in  1^72:  ü5  auitl.  Vorrichlaissmagaziae,  ia  ib7t>  Urossrerscblcisäer 
■It  PnriiltHi  r.  1,010,717  fl.)  o.  58,247  KleinrancUdiBer.  In  Frankreiob  40,600 
DflUtaattfO.  Schiffle,  Tllb.  Zuchr.  1870  S.  574  ff.,  nach  der  Enqaöte. 

42» 


Digitized  by  Google 


660  S-B.  2.K.  I.A.  AUg.Steuerl  4.U.-A.  Steu.venr.  4.A.  Erhebung.  §.574,575. 

a)  Der  D e b i t  der  Stempel  (Papier,  Marken)  ninss  mögliehst 

decentralisirt  sein,  ungefähr  wie  derjenige  der  Monopolartikel. 
Deshalb  ist  dieser  Debit  ähnlich  zu  orgauisiren,  namentlich  die 
Postämter,  die  Kleinverkäufer  von  Mouopolartikeln  (Tabak),  auch 
andere  private  Geschäftsleute  lassen  sich  damit  betrauen. 

b)  Die  unmittelbare  Einziehung  von  Verkehrsteuern  u.  s.  w., 
statt  mittelst  des  Stempels,  lerner  die  Erhebung  der  Register- 
abgaben erfolgt  durch  die  Casseu Verwaltung  der  betreffenden 
Gerichts-  oder  sonstigen  Behörde  oder  eventuell  auf  Grund 
dea  Auftrags  der  letzteren  und  der  gemachten  Berechnung  durch 
ein  anderes  Steneiamt  oder  dessen  Personal.  Anch  der  Notare  und 
ähnlioher  Penoneo  kann  man  sich  hier  bedienen.  Dieselben  haben 
die  Betrüge  einsiudehen  und  direet  an  das  betreffende  Ami  absn- 
liefern.**)  Da  die  ErmitÜang  der  Stenerotjecte  nnd  Siesenehnl- 
digkeiten  hier  öfters  wieder  eine  besonders  mtthsame  Saehe  ist, 
deren  Erledigung  ein  eigenes  geübtes  Peisonal  erfordert,  so  können 
wenigstens  hü  einem  sehr  umfassenden  nnd  verwlekellen  System 
unmittelbar  einzuziehender  Verkehrsteuern  und  Eintragungsabgaben 
die  Casseuverwaltungen  der  Gerichte,  Eintragungsbehörden  u.  s.  w. 
•förmlich  die  Stellung  besonderer  „Verkehrsteuerämter"  erlangen.") 

c)  Die  Er bschaftsteuem  stehen  gewöhnlich  in  geschicht- 
licher Verbindung  mit  den  Stempelabgaben  und  den  Verkehrsteuern. 
Ihre  Erhebung  können  die  oben  genannten  Casscnverwaltungen 
(so  in  der  Kegel,  in  Frankreich  die  Enregistrements-Aemter),  ailen- 
falis  auch  besondere  Erbschaftssteuerämter  (so  in  Prenssen)  besorgen, 
da  auch  hier  wieder  die  Erhebung  sich  eng  an  die  firmittlnng  der 
Steuerobjecte  und  Schuldigkeiten  ansehliesst 

§.  675.  —  4)  Allgemeine  Grunds&tse  hinsiehtiioh  dea. 
Erhebnngspersonals. 

a)  Die  stenereinnehmenden  Beamten  haben,  wie  andere  Gassen- 
beamten,  regelmUsig  Oantion  (in  baarem  Geld,  das  ihnen  dann 
verzinst  wird  oder  in  Staatspapieren,  deren  Zinsen  sie  besieben) 

**)  Die  Tabaktraficanteü  UbemohmeD  in  Oesterreich  den  Verkauf  der  Sttnupel- 
mailren,  wenigsteus  der  kleineren  Sorten,  mit;  den  der  Keichswechseläteuipelaiarken 
besorgen  in  Deutschland  die  Postämter,  den  der  Landesstempelmfirken  etwa  die 
Lotteriecüllecteurc  mit  (Preusscn  .  h:  mtAit  man  die  Stenipcl]»flichtigkeit  ausdehnt, 
auf  kleine  Quittungen,  Fracbtscheine  u.  s.  w.  ^Uesterr.),  desto  nothwendiger  nalQzlich 
die  DecentnJiMtiflii  des  Debito. 

*^  So  z.  B.  in  Baiern,  Moter.gM.  r.  10.  Nor.  18S1  Art.  105;  POxI«  tal«. 
Visrwalurecht  S.  556. 

**)  Grosse  Ausdehnoog  dieser  Geschäfte  daher  ia  Frankreich,  Hock,  Fla. 
Frankr.s  S.  218  C,  naeh  dem  s*nsea  System  des  doriigoA  BegistenreseuB,  fiel  geilif« 
in  Demscliland. 


Digitized  by  Google 


Gmndiitie  betr.  das  Eili6biiogq|»efBonil. 

• 

SU  stellen.  Die  Hohe  der  Cantioii  Btaft  meh  paaaend  einigermaeBen 
nach  der  GrOflse  der  darehselmitilidieii  Eiimmbme  und  des  Cassen- 
bestands  ab,  ist  daher  bei  den  ObereinDehmeni  auch  grosser  als 
bei  den  Unterdnnehmem. ") 

b)  Die  Untereinnebner  bei  den  direeten  Stenern  nnd  die  ihnen 
correspoDdirenden  Einnehmer  bei  den  übrigen  Stenern  sind  nach 
Eau's  Worten  (I,  §.  289),  „für  die  sorgfältige  Einforderung  und 
Eintreibung  der  Steuern  nach  der  ihnen  crtheilten  Weisung  (Steuer- 
liste, Tarif  u.  s.  w.)  verantwortlich.  Sie  haben  regelmässig  nach 
kurzer  Zwischenzeit  ihre  Einnahmen  dem  vorgesetzten  Einnehmer 
(bez.  der  höheren  Stelle)  zu  Ubergeben  und  aus  ihrem  vorgelegten 
Cassenbuche  zu  rechtfertigen.  Sie  sind  streng'  verpflichtet,  jede 
Zahlung  sowohl  zn  bescheinigen,  als  auch  unverzüglich  in  ihre 
Becbnnng  einzutragen.  Die  höheren  Stenerbeamten  haben  die 
ihnen  nnterstehenden  unteren  genan'zn  beanfsicbtigen  nnd  sieh 
Beehnnngsanssttge  von  ihnen  rorlegen  zn  laasai«  Aneb  haften  sie 
iäT  dieselben,  wenn  sie  ihnen  eine  vorschriftswidrige  Nachsieht 
gestattet  baboL" 

e)  Die  Untereinnehmer  der  direeten  Stenern,  theilweise 
anch  diejenigen  anderer  Stenern  kOnnen  wohl,  statt'  ganz  oder 
partiell  anf  feste  Gehalte,  ganz  oder  nebenbei  anf  Quoten  der 
von  ihnen  erhobenen  Stenersummen  fTanti6raebeztlge)  an- 
gewiesen werden.      Doch  wird  dabei  zur  gentigenden  Sicherung 

*^  Hohe  Gantkmen  bei  den  bOberai  Kategorieea  In  Prinkreieh:  naeb  Hock 

(S.  8S)  300.000  Fr.  f.  d.  Staabcentralcassier,  100,000  Fr.  bei  vit'leri  (irii<  ralt  iiinelimern; 
nach  Knu  f.  tl.  Untereinnehmer  10"/o  der  Jahreseinnahmu  bis  100,000  Fr.,  <)''2% 
Tom  Mehrbetrag  bia  400,000  Fr..  5  "/o  v.  d.  weiteren  Summe.  —  Für  Preusscn, 
wo  nach  Ges.  t.  21.  Mai  1860  alle  Caatiooen  in  inlind.  StMtqMipieran  nach  dem 
Nennwerth  in  erieflcen  sind  (voidem  baar),  s.  Bdnne,  praiut.  Staalir.  8.  A.  II,  1.  Ablh. 
S.  413  ff. 

**)  Lodiglicb  solcbe  ProrUonen  bei  den  francAs.  Peroepteon,  die  tob  Änto- 

vegen  zuj^leich  EinnflinKT  alliT  fiomtMnden  o.  öffentl.  Anstalten  des  Umkreises,  deren 
Jabreseiukommeu  nicht  über  30,000  Fr.  —  In  Baden  nach  ivau  Hcbegebtlhr  deü 
Untererhebers  Terschieden  nach  Steuergattungen,  zw.  u.  3  kr.  vom  tl.  der  erhob. 
Steuer,  oder  o  ilG  u.  5<>,o.  —  In  Preussen  besldit  das  Diensteinkommen  der  staati. 
8tenerempräng:er  f.  d.  dir.  Stenern  in  d.  westl.  o.  ncnen  Provinzen  in  Uebegebuhren. 
welche  nach  einem  bestimmten  Procentsat^  der  zur  Staatscasse  gefoeseneo  n.  in  Ist- 
fllnuabae  Teibliebenen  direeten  Stenen  bersebnet  werden.  Duv  kommen  mltnnter 
Bitsrhäfli jungen  f.  andere  IIcbiiM^ren .  auch  wohl  f.  Verwaltung  r.  Commun.-  u. 
]Mtit.caiM>en.  ß^a  dem  Diensteinkommen  haben  die  SteneiempAnger  aber  alle  mit 
dem  Cassengescmft  rerbundenen  Auslagen  zn  bestreiten,  so  daas  ihnen  im  Durchsebn. 
•/j  als  reines  Diensteinkommen  bleiben  sollen.  Dies  war  1S73  im  Durchschn.  965 
Thaler.  Max.  Reif.bez.  Aachen  1102,  Min.  Prov.  HaanoTer  645  Thlr.  11  Stellen  gaben 
ttber  2000,  49  1500—2000,  bO  12—1500,  121  1000—1200,  127  800—1000,  uberh. 
«bor  800  Thlr.  388  Stellen,  unter  800  269  Stellen,  daranter  12  4— 400,  4  9—400« 
t  2 — '<no  Thlr.  Zur  An><irleichung  erfolgen  Besoldongszuschtlsse  :»us  einem  der  Regie- 
roflg  im  Etat  eingeräumten  Credit.  S.  d.  Deniuchr.  betr.  Regelang  d.  Diensteinkommens 
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eines  ausreichenden  Einkommens  und  nm  die  »StelleD  nicht  zu 
nngleiob  sn  dotiren  mitunter  dieGhurauitie  eines  Minimal- Gesammt» 
einkommens  oder  die  Gewährung  von  Besoldungsznschtissei 
(Prenssen)  nothwendig  sem.  Ftlr  das  höhere  ErhebangBbemiDteih 
personal  empfiehlt  sich  wie  fttr  das  sonstige  Stenervenraltnngs- 
personal  im  Gauen  das  reine  Gehaltsystem,  mit  der  even- 
tnellea  Ausnahme,  daas  Controlbeamten  Antii^  an  der  Einnahme  aas 
entdeekten  Untersohleifen  n.  dgl.  erhalten  (§.  589).  —  Die  OeMtanten 
Ton  Monopolartikebi  und  Ton  Stempelmarken  heaieheii  tote  Fro- 
yisionssätze  von  ihrem  Absatz,  mttssen  aber  die  sehen  mit  nach 
diesen  Sätzen  festgestellten  Detail  -  Verkanfspreise  innehalten. 

d)  Gerade  auch  für  das  Erhebungspersonal  sind  soweit  als 
möglich  die  beiden  Grundsätze  zu  befolgen,  welche  Hock  als 
die  ersten  Grundsätze  der  Steuenxrwaltung  überhaupt  bezeichnet: 
wenige,  aber  gut  bezahlte,  und  wohl  unterrichtete  Beamte. 
Die  Natur  der  einzelnen  Steuern,  die  Verkehrs  Verhältnisse  u.  s.  w. 
bedingen  freilieh,  dass  die  Forderung,  mit  „wenig"  Beamten  aus-  i 
zureichen,  practisch  nicht  immer  soweit  als  es  erwttnsdit  wiie 
erfüllt  werden  kann. 

0.  — §.576.  Die  praotische  Dur chftthrung  der  Steuer-  | 
erhebung  und  die  dasu  dienenden  Anordnungen  und 
Massregeln.*") 

Zur  Durohfllhrung  der  Erhebung  ist  eine  Beihe  Yon  verwliltuugs- 
reehtlichen  Vorschriften  erfordeilieh,  welche  in  Einaelbeiten  in  den 
Torschiedenen  Staaten  zwar  abweiehen,  aber  doch  in  der  Haupt-  I 
Sache  übereinstimmen,  weil  sie- nothwendig  ans  dem  Wesen  der 
Besteuerung  und  der  dabei  für  die  Erbebung  vorliegenden  Aufgabe 


d.  Steaenmpfliiger,  AnUge  Bd.  I,  Nr.  4,  BeO.  B,  8tMl»!iia8h.etit  r.  18T4.  —  Dm 

Diirch8chii.ge]ialt  der  Kroisstcaereiimehmer  ist  nach  d.  neaercn  ErhOluiiiseD  in  PrwweM« 
ohne  Wohnnn^geld,  1000  Tblr.  bez.  zwischen  800— 120U  Thir. 

«)  Oeff.  Abg.  S.  41  ff. 

**)  Aach  darüber  viele  treffende  Bemerk,  bei  Hock,  öff.  Abg.  Ii  an  errihot  in 
d.  allf .  Steaoriehre  nnr  VeniKet  von  Dom,  wm  Uflior  gohlrt;  «Mh  In  d.  ^pea  Lehn 

nar  EinzcIne^.  Vgl.  sonst  Stein,  I,  ö.'^l  ff.,  537  ff.  im  Abschn.  ?.  d.  Steuererheb. 
u.  Ton  d.  äteuerrechtfifflese.  In  der  systemat.  Behaodluog  o.  Reihenfolge  der  eio- 
lelnen  Poncte  weioho  idi  hier  Ttelftdt  von  ihm  ab,  weil  ich  anch  hier  die  Aofgabea 
vom  steneivanpnit&ng^technischen,  nicht,  wie  er  in  1.  Linie,  vorntteuerrerwaltanffs- 
rechtlichen  Standpuncto  behandle,  ohne  dass  ich  damit  Stein's  Behandlung  itlr 
unrichtig  halte.  Beide  Standpanctc  lassen  sich  recht  wohl  unterscheiden,  der  erste 
gehört  nur  m.  E.  mehr  in  die  Finanzwissenschaft.  DIo  im  Teoct  innogeludtene  Beibea- 
folge  der  Gegenstände  ergiebt  sich  aus  der  allpem.  steaerverwaltongstechnischen  Auf- 
gabe der  practiachen  Dorchfahnmg  der  Erhebung  naturgemäss.  Die  Terminologie  in 
Betr.  der  einseinen  Poncte  •chwnnkt  in  der  Theorie  und  in  der  Pnzis. 
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feigen.  Die  betreffenden  Vorschriften  und  Einrichtnngen  specia- 
Ksiren  sich  nur  zam  Theil  nach  den  einzelnen  Steaergattongen. 

Sie  lassen  sich  sim&chst  in  einige  grossere  Gruppen  bringen, 
nemlioh  1)  Anordnimgen  und  Massregeln,  welche  der  wirklichen 
Erhebung  der  Stener  vorangehen;  2)  solohe^  welehe  sieh  auf 
die  Erhebung  der  Steuer  selbst  besiehen;  3)  solche,  wetehe 
eintreten,  wenn  die  Stenersahlung  ausbleibt;  4)  solche, 
welehe  wirklich  oder  Temeintlieh  irrthflmliche  oder  gans  un- 
richtige Erhebung  betreffen.  Die  ehnelnen  Puncto  jeder  Gruppe 
sind  mannigfaltig  und  von  verschiedener  Bedeutung.  Hier  brauchen 
uar  die  wichtigsten  hervorgehoben  und  auch  diese  nur  zum  Theil 
näher  erläutert  und  kritisch  erörtert  zu  werden.  Einige  davon 
eind  schon  im  Früheren  gelegentlich  zu  berühren  gewesen.  Für 
mehrere  kommen  wieder  die  Kegeln  des  Grundsatzes  der  Bestimmt- 
heit und  der  Bequemlichkeit  in  Betracht  (§.  534,  535).  Für  den 
Steuerpflichtigen  und  tUr  die  öteuerverwaltuug  bestimmen  sich  nach 
(iiesen  Puncten  die  beiderseitigen  Hechte  und  Pflichten,  worin  die 
yerwaltungsrechtliche  Bedeutung  dieser  Dinge  11^^ 

§.  577.  —  1)  Anordnungen  und  Massregeln  vor  der 
wirklichen  Erhebung  der  Steuer.  Hierhin  gehören  vor- 
nemlich  folgende  Puncto: 

a)  Die  amtliche  Benachrichtigung  des  Steuerpflichtigen 
Aber  seine,  bez.  seiner  Steuerobjecte  erfolgte  Veranlagung  zur 
Steuer.  Sie  geschieht  bei  den  directen  Hauptsteuem  (Ertrag-, 
Einkommen-,  VermOgensteuern),  dann  bei  den  directen  Nutzung»-, 
Luxus-  und  ähnlichen  Steuern  (Miethsteuer)  regelmässig  fhr  die 
ganze  Jahresscliuldigkeit,  möglichst  einige  Zeit  vor  dem 
neuen  Finanzjahre  oder  wenigstens  vor  dem  ersten  Steuertermin. 
Besonders  wichtig  ist  sie  beiden  nach  amtlichen  Schätzungen 
(von  Steuerbehörden  oder  von  Schätzungscommissionen)  erfolgen- 
den Veranlagungen,  daher  bei  den  beti-effenden  Personalstcuern, 
Classen-,  Einkommen-,  Vermögensteuem,  sodann  bei  Ertiagsteuern, 
wo  die  Steuerschuldigkeit  des  Einzelnen  nach  den  Katasteraus- 
allgen ermittelt  wird.  Dem  Steuerpflichtigen  sind  hier  ilttr  ange- 
messene Fristen,  die  von  dem  Zeitpuncte  der  Behändigung  der 
Benaiäiriobtigung  an  laufen,  Reclamationsreohte  einzuriumen 
(§.  $82).  Ebendeshalb  ist  die  Benachrichtigung  eme  genttgende 
Zeit  vorher  geboten,  zumal  wenn,  wie  afteie,  die  Erhebung 
der  Bedamation  die  Verpflichtung  zur  terminlichen  Steuerzahlung 
nicht  aufschiebt  —  Auch  bei  der  Erbschaftsteuer,  mitunter  bei 
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inneren  Ve rbrauchsteuern,  welche  sich  an  den  Productions- 
betrieb  anschliessen,  dann  auch  bei  unmittelbar  erhobenen 
Verkehrsteuern,  Registerabgaben  erfolgt  wohl  ähnlich  die  amtliche 
Benachrichtigung  über  die  Veranlagung  sur  Steuer  in  dem  em- 
seinen  bestimmten  FalL 

b)  Die  amtliohe  Steneransage*)  oder  St ea error s ehre i- 
bnng,  d.  h.  die  amtliohe  Anfforderang  des  Zahlragspfliohtigen 
sor  Zahlung  einer  bestimmten  Stenersomme  in  bestimmtem  Zeit- 
pnncte,  eventnell  mittelst  einfacher  PrSsentation  der  Stenerquittong 
Seitens  des  firhebnngsorgans  zvr  Einlösung.  Dieser  Pnnet  ist  bei 
allen  Stenern  wesentlich  der  gleiche.  Er  ist  wichtig,  weil  von  da 
an  die  Frist  für  Reclamationen  bei  Steuern,  über  welche  der 
Pflichtige  nicht  vorher  zu  benachrichtigen  war,  und  für  die 
wirkliche  Entrichtung  bei  allen  Steuern  läuft.  *•) 

c)  Der  St  euer  ort,  d.  h.  hier  die  Bezeichnung  der  amtlichen 
Erhebungsstelle  y  an  welche  die  Abstattang  der  Stener  Seitens  des 
Pflichtigen  in  erfolgen  hat 

d)  Der  Steuert  er  min  (nicht  immer  ron  y,Steneririst''  unter- 
schieden), d.  h.  der  Zeitpunct,  Ton  dem  an  eine  SteuerzaUnng 
zuerst  fällig  wird  und  daher  regelmässig  cu  sahlen  ist  In  diesem 

Sinne  ist  der  Ausdruck  auf  alle  Stenern  anwendbar  und  wiedemm, 

wie  die  Steueransage  wichtig  für  den  Fristenlauf  der  Reclamationen 
und  der  Zahlungsleistung.  Speciell  nennt  man  auch  wohl  die  ein- 
zelnen Zeitpuncte  für  die  Fälligkeit  der  directen  Steuern  im  Jahre 
die  „Steuertermine"  der  letzteren. 

e)  Die  S teuer frist,  d.  h.  der  Zeitpunct,  bis  zu  welchem 
nach  erfolgter  Steneryorsehreibung  oder  nach  Eintritt  des  Steuer- 
termins  die  Steuerzahlung  gesetzlich  und  ohne  weitere  Beehtsnach- 
theOe  (Verzugszinsen,  StrafiEUSchUige  u.  dgl.)  erfolgen  kann.  Die 
Gewftbrung  solcher,  angemessen  langer,  im  Diteresse  beider  Theile 
aber  nicht  zu  langer  Steuerfiristen  ist  bei  den  meisten  Steuern 
zweekmftssig,  billig  und  selbst  nothwendig,  besonders  auch  bei 
den  directen  Steuern,  mm  die  Leistung  der  Zahlung  zu  erleichtem. 


In  einem  anderen  Sinn  nennt  man  auch  so  die  Anmeldang  eines  steuerbaren 
Acts,  z.  B.  bei  kLöUen,  Yerbranchsteuem  des  Prodacentea,  Seitens  des  SteaerpflidUi^ 
bei  dem  Stenenmt  8.  o.  §.  55S  8.  61 S. 

Je  nai  hdcm  die  Steueryerwaltnng  von  Staatsbeamten  besorgt  oder  den  Ge- 
meinden ubertragen  ist,  sind  die  betr.  amtliclien  Benachrichtigungen  über  die  Ver- 
anlagung u.  die  Steaerausagen  von  verschiedenen  Organen  zu  erlassen.  Vgl.  bes.  die 
BesttnuBiuigen  in  dar  Öftere  dfrectea  Beateoerooff. 
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§.  578.  —  f)  Der  Stenercredit,  d.h.  die  Gewähroug  eines 
späterem  Zabltermins,  bez.  einer  längeren  Frist,  als  die  ge- 
seteKeben,  an  oder  bis  zn  welchen  die  Stenern  zu  zahlen  sind, 
nnd  twar — worin  der  Untensehied  Ton  der  Steuer  8tnndang§.  580 
Hegt  —  im  Interesse  der  allgemeineren  Erleichternng  der 
Stonersalilnng,  daher  bei  den  indireeten  Verbranehsteaem 
Ar  den  die  Steuer  TorsohieBsenden  Händler  nnd  Prodaeenlen,  be- 
sonders bei  Zollen  nnd  inneten  Verbranphstenem. 

Die  Stenereredite  sind  hier  you  grosser  Wichtigkeit  nnd  lassen 
sich  principiell  anch  im  rolkswirthschafllichen  Interesse  recht- 
fertigen, um  den  sonst  während  der  Dauer  des  Steuervorschnsses 
nothwendigen  Zuschlag  von  Zinsen  u.  s.  w.  auf  den  ISteuerbetrag, 
mithin  die  weitere  Vertheuerung  des  Steuerobjects  zu  verhüten.  Die 
Steuercredite  sind  eine  Consequenz  der  indireeten  Besteuerung. 
Die  sie  gewährende  Steuerverwaltnng  erkennt  in  ihnen  an,  dass 
die  Fortwälznng  dieser  Steuern  vorausgesehen  und  beabsichtigt 
wird  nnd  eine  vermeidliche  Belastung  der  Steuersubjecte,  an  welche 
man  sieb  zunächst  hält,  unterbleiben  soll.  Im  System  der  Steuer- 
credite erscheint  der  steuerpflichtige  Kaufmann  und  Prodncent 
dentlieher  als  sonst  in  seiner  eigentlichen  Fnnotion,  nemUeb  als 
ein  blosses  Btenererbebnngsoi^gan,  niebt  als  der  reelle  Stener- 
träger,  dem  man  daber  dnroli  den  Steneroredit  die  Auslegung 
der  Stener  k  Conto  des  eig entlieb  sn  bestenernden  Gonsnmenten 
erieicbteni  wüL  Im  Wesentlichen  sind  diese  Oredite  denjenigen 
gleich  zn  stellen,  wekbe  die  Honopokerwaltnng  den  yerschleissem 
des  Monopolartikels  von  demselben  Gesichtspuncte  aus  gewährt. 

Bei  dieser  allgemeinen  und  principiellen  Bedeutung  der  Steuer- 
credite sind  die  Grundsätze  fUr  die  Gewährung  derselben 
von  besonderer  Wichtigkeit.*^) 

a)  Solehe  Credite  sind  auf  Grund  allf^eraeiner,  öffentlich 
bekannt  gemachter  Rechtsnormen  und  Beding nnp;cn  zu 
geben,  nicht  als  persönliche,  auch  in  der  Kegel  nicht  als 
locale  Privilegien,  wenn  auch  etwa  in  besonderer  Weise  fttr 
einzelne  Mess-  nnd  Marktplätze  nnd  fttr  gewisse  Zeiten.  Anch  ist 
möglichst  zn  yerhflten,  dass  wegen  der  gestellten  Bedingnngen 
die  Gleite  thatsftehlicb  nar  von  Einsehien  benntst  werden 


")  üeber  die  Zollcredite  in  Frankreich  z.  B.  viscl.  Hock.  Fin.rerw.  Fr.s  S.  2.51  H'., 
Uber  die  deutseben  Zoll-  u.  Steuercredite  v.  Aufsess,  in  Hirth'ü  Annalen  1873 
8.  309.  FnUier  gm  SmIio  dar  EinzdataatMi,  dahar  manche  UeiM  Venehiedenheit. 
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köDDCD,  also  doch  i'ac tisch  ein  Privileg  werden,  z.  B.  nur  fUr 
das  ganz  grosse  Geschäft.'*) 

ß)  Eine  Sicherstellung  für  den  benutzten  Credit  kann 
durch  Pfandbestellung,  Bürgschaft  erfolgen.  Reine  Personalcredite 
brauchen  aber  nicht  ganz  auBgeschlossen  zu  sein.  Zweckmässig 
endieiiit  es,  die  SteaersohnldDer  Wechsel  aiustelleD  oder  von  der 
Steaerverwaltong  auf  sie  gezogene  von  ihnen  acceptiren  «i  lanen, 
um  auf  diese  Weise  nach  Bedarf  mittelst  Disoontimng  dieser 
Weebsel  die  aasBtehe&de  Geldanrnme  eventaell  flIlMrig  naehen  in 
können.^) 

/)  Die  riohtige  Daner  des  CMUfts  ist  im  ADgiotteinen  nadi 
der  Daner  der  Prodnotion  oder  des  Absalies  des  SIenerobjeels 
nnd  der  Bnieluog  des  EriOses  daftlr  in  bestimmen,  daher  aidi 

Durch  Schnitts  Verhältnissen,  wobei  freilich  eine  ungleiche  Be- 
handlung der  einzelnen  Steuerdebitoreu  nicht  ganz  zu  vermeiden 
ist.  Längre  Credite  als  nach  dieser  Regel  sind  eine  reelle  Ver- 
minderung des  Steuersatzes,  welche  zwar  durch  die  Concurrenz 
der  Steuerschuldner  den  Consumenten  zu  Gute  kommen  kann,  aber 
mindestens  unzweckmässig  erscheint.  Richtiger  wäre  daun  eine 
Herabsetzung  des  Steuersatzes  selbst.  Ktirzrc  Credite  sind  eine 
reelle  Erhöhung  des  Steuersatzes,  im  AllgemeiDen  um  den  Zins- 
betrag für  die  Steuer  vom  Ablauf  des  Credits  an  bis  zum  Zei^nnct 
des  Erlöses.  Sie  widersprechen  dem  Zweek  des  Stenererediis. 
Aneh  hier  verdiente  die  filnnliche  EriiOhnng  des  Stenersaties  den 
Vorsng.*^) 

Völlig  zu  vcriueidea  ist  eine  solche  BcgUasligang  nicht«  d&  g&nz  kleiaen  Kaaf- 
lentea  n.  Fabrikuiten  mit  Bocks,  auf  die  WeitUnfigkeiten  v.  8.  v.  nr  die  Tennltaii^ 
nicht  wohl  ein  Credit  gewährt  werden  Linn.  In  DeatschL  ist  die  Creditirong  ron 
einer  hpstimmteu  minimalen  jährl.  Abprabcnentrii  htunp  abhänpij^,  >>i  i  Zöllen  meist 
20UÜ  Thir.,  bei  d.  Salzst.  lUUU,  bei  d.  Branntw.8t.  (iOU  Thlr.  Max.  dos  ganzen  Credit^ 
richtet  sich  bei  ZaUflo  nach  der  ZoUzahlang  de«  Yoijalin.  —  Majrimaloiedite  Eiinrfngf 
bei  den  kleineren  Acmtcm  in  Frankreich. 

**}  la  Frankr.  ZoUcrodit  auf  Wechsel,  zahlbar  am  Standort  dos  JEUnnehmen 
oder  dee  Hanptzoll»  oder  GenenleiniieluBerB,  an  deo  die  Abfiduen  geleialet  irerden, 
oder  in  Paris  zahlbar,  bereits  aiccept.  u.  wenigstens  oiit  1  OiraDten  versehen,  oder 
wenigstens  durch  2  Solidarbürgen  sicher  gestellt  üeber  das  Verfahren  bei  W  ochs.»^- 
protesten  s.  Hock,  S.  252.  —  In  Deutschi,  meist  SicherstelL,  darch  Wechsel,  Staau»- 
I>apiere,  die  deponirt  Verden,  Hypotheken  v.  dgl.;  doch  kann  auch  SidientolL  gaiix 
oder  theilweise  erlassen  werden.    Aufsess  a.  a.  0.  S.  272. 

**)  In  Frankr.  4  monatL  ZoUcredite.  Daselbst  auch  l*/."/«  Jahreerabatt  für  sehr 
frone  ZolhaUer.  Hock,  251.  —  In  DevttehL  bei  d.  ZoOen  froher  8—6,  in  ein- 
zelnen Staat'-n  s>  Ibst  bis  \)  u.  12  Monate.  Maximalfrist  durch  Bundcsrathsbeschlass 
V.  2.  Juni  ISGl)  v.  1.  Oct.  1870  an  3  Monate.  Bei  Rubenzuckerst.  früher  9,  nach 
dcms.  Bcschluss  v.  1.  Sept.  1869  an  6  ;  fur  Salz  anf.  3 — 6,  seit  1868  3,  bei  Branntv. 
fdt  1809  6  Honste.  Avfseti  &  SIS. 
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§.  579.  —  2)  Anordniingen  nndM assregeln,  welche 
sioh  auf  die  Erhebniig  der  Steuer  selbst  beliehen. 
Hleriiiii  gekOnm: 

«)  Bestnmniiiigeii  Aber  die  etwa  erforderiiohe  Legitimation 
des  die  ZaUnng  fordernden  Erhebnngsorgans  gegenttber  dem 
Steaerpfliohtigen. 

b)  Bestimmungen  Uber  die  Form  der  Erhebung,  namentiieh 
Uber  die  schon  erwähnte  (§.  572)  Form  der  Abstattnng  und  der 
Einziehung  und  Uber  die  für  beide  geltenden  Normen. 

c)  Bestimmungen  Uber  die  rechtsgiltige  Form  u.  s.  w. 
der  Stenerquittungen,  über  das  Amt  oder  die  Person,  welche 
und  die  Weise,  wie  dieselben  sie  aoBzosteUen  haben  (Yersehensein 
mit  dem  Cassenstempel  u.  dgl). 

Alle  diese  Bestimmungen  sind  möglichst  einfach  und  leichtver- 
ständlich zvL  treffen  nnd  den  Steaerpflichtigett  mOgUohst  sieher  nur 
Kenntniss  za  bringen. 

Im  Uehrigen  genügt  es  hier,  aaf  das  Besag  la  nehmen,  was 
in  den  ft.  571—576  aber  die  Erhebung  nnd  die  Oigaae  derselben 
gesagt  wnrde» 

§.  580.  —  8)  Anordnungen  and  Massregeln  bei  aas- 
bleibender Steaersahlang.  Hieher  gebOren  einige  in  nftherem 
Zusammenhang  und  in  einer  bestimmten  Reihenfolge  anter  einander 
stehende,  hanptBächlich ,  tlbrigens  nicht  ganz  ausschliesslich,  die 

directen  Steuern  betreffende  Puncte. 

a)  Die  Steuermahnung,  d.  b.  die  nach  Ablaut  der  Steuer- 
frist erfolgende  amtliche  Aufforderung  zur  Steuerzahlung  unter 
Androhung  von  im  Fall  des  ferneren  Ausbleibens  eintretenden 
Zwangsniassregcln  und  eventuell  Strafen.  Sie  kann  bereits  selbst 
mit  kleinen  ^^Mahngebühren''  and  dgL  verbanden  sein.'^) 

^>  £au,  I,  J.  287,  Uber  Ausütäude.  Stein,  I,  534  £  —  Uauptbesümm.  ttbor 
dio  swangswelM  fiiiilieb.  d.  directen  Sten.  In  Frank r.  ?.  17.  Bramtire  Y  v.  Reghan. 

F.  21.  Dec.  Hock  S.  ini.   -  Für  England  z.  B.  ttbcr  d.  Execntion  bei  d. 

Land -tax  s.  Gnoist,  engl.  Yerw.r.  2.  A.  II,  "91.  —  In  Prcosson  im  Wescntlichea 
gleichlaatende  Bestimm,  ubor  die  „execntivische  Beitreib.  d.  dir.  (auch  der  Gemeinde-) 
a.  indir.  Stea.  (anter  letzlenn  dio  Wege-,  BrUclMll-,  F&hr-.  Waage-,  Krahngclder, 
Canal-,  SchiffT.-,  Schleusen-,  Hafcnal»|üraben  ü.  a.  m.)  u.  and,  öü'entl.  Abgaben  u.  Gefälle 
(£iseab.abg.,  BergwerküL)"  für  Khcial.  ?.  1^,  W  estfalea  r.  1&45,  östL  Prorinzen  rou 
1893  a.  mt  mmd  ProfiMen  r.  S2.  Sept  1867.  —  Ueber  d.  BetUmm.  in  Baiora 
Pöll,  YtnrtlLndlt,  §.  277.  —  Bad.  Verorda.  v.  15.  Jan.  1S57. 

**)  In  Frankr.  ,^mmaüou  gratuite".  mindestens  8  Tage  vor  jedem  kosten  rer- 
mncheiiden  Schritt  In  Prea^sen  Mahnung  zur  Zablong  binnen  S  Tagen  ond 
X^ecntiontankilndignng  dorch  den  Execator,  bereits  mit  Gebühren  r.  1— 7*/|8gr. 
Verordu.  r.  Ib67  §.  9.  10.  —  In  Raiern  s  Tage  nach  YorfaU  Auffonieniog  VU 
Zahlung  binnen  14  Tagen  bei  Vermeidung  der  £xecatiou. 


.  Digitized  by  Google 


668  S.B.2.K.  I.A.  Allg.SteDerl.  4.  H.-A.  StMi.renr.  4.  A.  Er^ttbiug.  §.5t»0,&81. 


b)  Die  Stcucrstundung,  d.  h.  die  Gewährung  einer  weiteren 
Steaerfrist,  nach  Ablauf  der  allgemeinen  gesetzlichen  (eventoell 
auch  des  StenercrediU)  wegen  ängetiblioklicher  Zahlungs- 
unfähigkeit oder  momentan  zu  schweren  Stenerdmeks 
in  Folge  Yon  Yerlniten  an  den  Steuerobjecten  n.  s.  w.  des  Stener- 
pfliehtigen,  bes.  des  StenerBchnldners.  Sie  kommt  namentlieb  bei 
direoten  Stenern  vor,  im  grosseren  Umfang  bei  allgemeinen  Notb- 
sttnden,  s.  B.  bei  Ifissemtan,  Uebeisehwemmnngen  binsicbtüeh 
der  Personalstenem  kleiner  Lente,  der  agrarisdhen  Gmndsteaem; 
in  einzelnen  Fällen  wegen  individneller  Umstände.  Die  Voraus- 
setzung der  {Bewährung  einer  Stundung  ist  genaueste  amtltcbe 
Untersuchung  des  einzelnen  Falls,  um  den  wirklichen  Grund  der 
ausbleibenden  Zahlung  zu  ermitteln.  Hier  kommt  es  besonders 
darauf  an,  bösen  Willen  und  grobe  Fahrlässigkeit  von  Unvermögen 
oder  übermässigem  Druck  zu  unterscheiden  und  nur  letzteren 
Falls  die  Stundung  zn  gewähren.") 

c)  Steuerabschi  cibung  (auch  wohl  Steuernicder- 
schlagung  genannt)  ist  die  Streichung  einer  Stenerschnldigkeat 
ebne  erfolgte  Zablong  ans  den  Büchern  n.  s.  w.  der  Stenenrer- 
waltnng.  Sie  kann  wegen  Uneinbringlichkeit  einer  an  und 
ftlr  sieh  riebtig  bestimmten  Stenersebnldigkeit  oder  wegen  irr- 
tbfimlicber  Ansetzung  der  letzteren  erfolgen.  Im  ersten  Fall 
kann  man  wohl  qMoiell  den  Ansdmek  „Stenern iedersehlagnng'^ 
oder  „Stenejnaeblass^  anwenden.  In  beiden  Fällen. müssen 
die  Bedingungen  für  die  Abschreibung  genau  vorgeschrieben 
sein  und  erst  naeb  deren  nachgewiesenem  Eintritt  darf  sie  statt- 
finden. **) 

d)  Steuervcrj  äh  rung  ist  die  gesetzliche  Frist,  nach  deren 
Ablauf  eine  lalligc  ^teuerschuldigkeit  auch  ohne  Zahlung  oder 
ausdrücklichen  Erlass  erlischt.  Ein  kurzer  Zeitraum  dafUr  empfiehlt 
sich  aus  verschiedenen  Gründen.^®) 


Für  Prankr.  i.  Hock,  8.  1«7  ff. 

Vgl.  z.  B.  haier.  (Jos.  über  Steuemachiasse  v.  1.  Juli  1884.  Bei  V4  Ernte- 
auffiül,  Yiehveriust  n.  io  äbuUchea  F&Ueo  Anspruch  Mif  Nadilus  an  der  Grond- 
M«B«r.  Pftil,  VtirwMchu  S.  S89. 

■•)  In  F  ran  kr.  Verjähr,  der  directen  Sts«.  ia  3  Jalireii,  ünterbrech.  der  Verjähr, 
nnr  durch  Einlepunj?  von  Straf  boten  und  strengrere  Massregcln.  Hock,  S.  166.  Bei 
Ilijregistr.abgabeu  Fristen  von  2,  6,  10  d.  30  Jahren.  £b.  S.  192.  In  Preussen 
Veriihr.  der  zor  Uebanf  f^estellten  directen  n.  indiraeten  Stoaen,  die  in  RfickiteBd 
blieben,  nach  Ges.  v.  IS.  Jani  1S40  8  in  4  Jahren  vom  Ablaaf  d«8  Jahrs  an,  in 
das  der  Zahlongstennin  fällt,  ünterbrech.  der  Verjähr,  durch  erliweae  Aanördenog 
nur  ZaUnng,  Eiecotloiitverfügiing  uid  Stradong. 
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§.  581.  —  e)   Behandlung  der  Steuerreste. 

Steuerreste  oder  Rückstände  (Ausstände)  sind  die  nach 
Ablauf  der  Steuerfrist  oder  des  Steuercredits  unbezahlt  geblie- 
benen Steuerbeträge.  Sie  eben  geben  die  Veranlassung  zur  Ge- 
währung etwaiger  Stundung  und  bilden  sich  dann  vornemlich  aus 
solchen  gestundeten  Beträgen.  Es  gehören  dahin  aber  natürlich 
auch  die  trotz  versagter  Stundung  oder  tlbcr  letztere  hiDaiis  ana- 
gebliebenen  und  ebenso  die  trotz  angewendeter  Zwangsmassregeln 
nicht  einbringlieh  gewesenen  und  noch  nicht  abgeschriebenen  Posten. 
Solohe  Steneneste  ergeben  sieh  am  Leiehtsten  bei  den  direeten 
Stenern,  besonders  bei  sokhen,  welehe  die  nnbemittelteren  Classen 
zu  entriehten  haben.  Bei  den'  Indireeten  Verbranohstevem  bieten 
sieh  sicherere  nnd  sofort  wirksame  Mittel,  wie  s.  B.  Vorenthaltnng 
der  Waare  beim  Zoll»  Rttekstftnde  va  yermeiden  nnd  bei  den  Stener- 
erediten  kann  sich  die  Verwaltung  eTentnd!  Ton  ▼omeherein  ge- 
nügende Sicherstellung  und  Deckung  verschaffen. 

Steuerreste  sind  natürlich  fUr  die  vSteuervervvaltung  in  hohem 
Maasse  lästig  und  störend ,  die  Bedeckung  des  Bedarfs  wird  un- 
sicher, die  Verrechnung,  die  Stundungsregelung,  die  Eintreibung 
der  Reste  macht  Mühe  und  Kosten  und  leicht  lallt  dabei  viel 
Odiuin  auf  die  Verwaltung.  Auch  für  den  PHichtiger  sind  die 
Beste  nachtheilig  genug.  Ihre  Anhäufung  verschlechtert  seine 
wirthsobaftliche  Lage,  seinen  Credit  noch  mehr  und  seine  Fähig- 
keit zur  Zahlung  der  immer  wachsenden  Steuerschuld  wird  nur 
sn  leicht  um  so  geringer.  Da  es  sieh  aber  einmal  um  zu  Rechte 
bestehende  Verpflichtongen  handelt  nnd  nm  wichtige  öffentliche 
Interessen,  da  femer  wenigstens  bei  dnem  riehtigen  Stenersystem 
anch  nicht  ohne  Weiteres  BilligkeitsgrUnde  für  die  milde  Behand- 
lung des  Stenerschnldners  geltend  gemacht  werden  kOnnen,  so. 
macht  die  Regelang  der  Rttekstftnde  manche  Schwierigkeiten.  Ohne 
Compromfsse  zwischen  dem  dnrch  den  Fiscns  vertretenen  Gemein- 
schafts- und  dem  Einzelinteresse  geht  es  nicht  immer  ab.  Die 
richtige  und  meist  übliche  Behandlung  der  Reste  ist  etwa  die  folgende: 

a)  Es  muss  zunächst  wieder  der  vorliegende  Fall  sofort  genau 
untersucht  und  nach  dem  Ergebniss  Stundung  oder  abermalige 
Stundung  oder  bei  nur  partieller  Unvermögenheit  Theilzahlung  und 
Stundung  des  übrigen  Theils  oder  ein  sogen.  Nachiass  an  der 
Steuerschuld  gewährt  werden. 

ß)  Erscheint  der  Grad  des  Unvermögens  so  gross,  dass  die 
Zwangsbeitreibang  sn  hart  oder  doch  mntbmasslich  ohne  £rfolg 

# 
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bleiben  wird,  oder  bei  ihrer  Vornahme  ohne  Erfolg  geblieben  ist, 
so  wird  die  Niederschlag  ung  oder  Abschreibung  der  Steuer- 
schuld nothwendig.  Öie  sollte  im  Interesse  beider  Theile  nicht  zu 
lange  (nur  fUr  eine  zu  bestimmende  mässige  Maximalfrist)  unter- 
bleiben. Die  lange  Fortführung  von  Resten  macht  nur  zwecklose 
Mtibe  und  Kosten  und  bildet  doch  meist  nur  ein  fictiyes  Aotimm 
des  Eiscus. 

y)  yyEs  mnss  zur  zwangsweisen  Eintreibung  der  Stenern 
ein  geregeltes  Verfahren  mit  einer  fortschreitenden  Steigemng  der 
Zwangsmittel  durch  das  Gesetz  yorgesobrieben''  (Rau)  und  dnrefa 
die  Verwaltang  riebtig  gehandlimbt  werden,  wenn  die  ökonomiselie 
Lage  des  StenerBehnldnen  den  Anspmeh  auf  Stnndang  oder  Kaeb- 
laas  oder  KiederBoblagnng  nieht  genügend  reehtfortigt  Die  Zwangs« 
mittel  sind:  Mahnung  mit  Strafgebtthren;  Einlegong  tob  Stenerboten 
in  die  Wohnung  des  Sehnldnera  mit  Zahlung  von  Gebttbien  an 
sie;  Execntion  mittelst  PfUndung  beweglicher  Sachen  des  Schuldners 
(unter  Schonung  gewisser  Artikel  des  notbwendigeu  Lebens-  und 
Gewerbsbedarfs);  Beschlagnahme  von  ausstehenden  Forderungen 
des  Schuldners;  äussersten  Falles,  aber  selten  und  auch  wohl  ganz 
aufgeschlossen,  Erzielung  der  gerichtlichen  Subhastation  von  Immo- 
bilien. Die  gepfändeten  Objecte  werden  öffentlich  versteigert  und 
ein  Ueberschuss  dem  EigenthUmer  zurückgegeben.  Für  die  Steuer- 
reste sind  aber  im  Princip  vom  Ablauf  der  Stenerfrist  an  Ver> 
zugssinsen  au  berechnen.^) 


^)  In  Frau  kr.  nach  der  Mahnuf  saDichst  .«gamison  coliöctlf":  £inle|;ttAg 
ebies  Straf  boten  auf  Kosten  aller  Stenerscholdner  der  Gemeinde,  hftcbMaDS  10  A^e: 

sedanu  evcnt.  nach  'i  Ta^en  ..i;arnison  indiridotil",  bei  RUcJc^tändcn  aber  40Fr. .  auf 
Kosten  des  einzelnen  Schuldnern,  höchstens  2  Tage  ;  darauf  u.  bei  kleineren  Betriigen 
Drohang  der  Pfändung:  u.  Beschlagnahme,  wenn  nicht  binnen  3  Tagen  gezahlt  wifd. 
dann  Pfändung  der  Mobilien,  Eltectcu,  steh.  Fruchte  u.  VMtHMer.  des  PCuids  nach 
H  Tagen.  Frei  Ack-  rw.  rkzcuge,  Arbeitsthiore ,  Handvrerkzeug,  Samengetreide,  noth- 
wcndige  ßetteu  u.  kicidcr.  Unten*.-  u.  UUfäbUclier.  Vorgehen  wie  bei  gohchtiicher 
Pf&Bdiinif.  —  Li  Prevtten  sind  nach  der  Hümiuir  die  geeetd.  Zwmngniittsl: 
Pfändung  (wovon  genau  bestimmte  einzelne  Objecte  ausgeschlosbon),  die  in  der  Regel 
zunächst  vorzunehmen;  Bcbchlagnahme  der  Fr  Uchte  auf  dem  Halm  u.  der  gewonnenen 
Pfodncte  v.  Fabrikate  auf  d.  Berg-  u.  Huttenwerken:  Beschlagnahme  der  aonstebenden 
FoidetuiigeQ;  Sequestration  u.  Verpacht.  nach  Nlassgabe  der  Ordre  r.  25.  Dec.  1^25; 
Subhastafinn.  Letztere  beiden  Mas>,r''geln  aber  erst,  wenn  auf  andere  Weis.'  kein- 
Zahlung  zu  erlangen  ist  (V.-U.  r.  Isti7  §.11).  Sequestr.  u.  Subhastation  ist  bei  dem 
Goapetenten  Gericht  za  beantragen  (§.  83).  —  Aneh  in  Baiern  eist  zoletit  dss 
Immob.vormngt  n  in  Anspruch  zu  nehmen.  —  Stein  I,  5.H5  empfiehlt  bei  läuteren 
Kuckätänden  einen  gesetzl.  progress.  Kuckstandazinsfuss.  In  Oesterr.  u.  Ungarn 
sind  Verzugszinsen  zo  zahlen.  Gegen  b58 willige,  aber  nidkl  nsfamflgende 
Schuldner  ist  in  Preussen  (gen.  Y.-O.  §.  2)  eine  Strafe  bis  lOOThlr.  oderPenoiud- 
artest  bis  4  Wochen  gestattet 
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Genaue  Bestimmungen  über  die  Verrechnung  eingehender 
Beste  mit  Trennung  der  Jahresdieiute  sind  fUr  das  Staaterechnangs- 
wesen  geboten.**) 

Die  Statistik  der  Stenerreste,  ihrer  örtlichen  and  zeitlichen 
Beweg^g,  im  Ganzen  nnd  nach  den  einzelnen  Stenerarten,  ist  in 
niehrfoeber  Hinrieht  belehrend.  In  gewOhnfiehen  Zeiten,  wo  die 
Stenereihehnng  ordentfieh  Aingirt  (Kriegs-  nnd  Berolntionszeiten 
dgnen  sieh  nieht  fllr  diesen  Vei^Ieieh,  sind  aber  sonst  beaehtons- 
werth)  dentet  die  Bewegung  der  Stenerreste  anf  die  wirthsebaft- 
fiehe  Lage  der  Steuerzahler  nnd  anf  den  grösseren  oder  geringeren 
Dmck  einer  Stener  und  der  ganzen  Besteuerung  hin,  woraus 
Fingerzeige  tUr  Steuerreformen  zu  entnehmen  sind. 

§.  582.  —  4)  Anordnungen  und  Massregein  bei  irr- 
thUmlicher  oder  unrichtiger  Erhebung  von  Steuern. 
Reclamationswesen.*^) 

Vgl.  bes.  d.  fraiizös.  Be^üinu.  So  bei  Hock,  S.  107  über  d.  directca  Steuern. 

**)  Einige  Daten  bei  Bau  I,  §.  287  Note  a.  Die  bad.  AnflStSnde  an  allea  Steoen 
13.  Gebühren  waren  in  drr  characterist.  Perio<I"  1S4:)— 5ß  0-.59,  0-SO.  MS  (1947 
Tbeaening).  3  S  (184!»  polit.  Beweg.),  5*57  (1S4Ü  Aufstand),  314,  2'üd,  1-79,  1*6», 
1-82,  0*92,  0.9$  "/g.  —  In  Franlr.  Auaatftnde  an  den  dir.  Sten.  der  ersten  8  Monate 
des  Jahrs  1S49  1  06,  1S50  0-72,  1851  0  12  Mon.betlige,  von  1 852  au  wieder  Voraus- 
bezahlungen auf  diij  4  l'  tzti'n  Monate  des  Jahrs.  —  Colossale  Kückstände  neuerdings 
in  Ungarn;  Ende  IS72  au  direeten  Steuern  32,097,432  fl.,  Zunahme  in  li»72 
S,799.929  11.  bei  Voranschi,  ron  44,818,424  II.,  an  Taxen  o.  Gebühren  (Kechlaseb.) 
16,027,687  Ii.  Rückstände,  Zunahme  in  1872  lJ3r,.225  fl.  bei  10,822,100  Jl.  Wag 
n.  11-115  Mill.  fl.  Voranschlag.   £.  Horn,  Uug.  Fin.lage,  1874,  S.  31. 

^  Feblt  bei  Bau  in  der  allgem.  Stenerlehre  ganz.  Scharfe  ErSiterang  ron 
Stein  I,  537  IF.  rom  finanzr»- cht  lichten  Standjiuncte  aus  (s.  o.  Not«-  28).  Im  3.  Abschn. 
seiner  „Steuenerwaltnng**,  d.  h.  nach  der  ,.Steu<Tvertheilung"  u.  der  „Steuererhebung", 
behandelt  Stein  die  „Steuerrcchtspflege  '  im  Zuäammeuhang  u.  liier  in  3  Unter- 
abachnitten  das  „St«-u<  rklagerecht  nnd  seine  Grundlage,  das  bürgerliche  Obligationen- 
reoht",  dann  das  „St^  ueTbeschwordi  ri  chf  (Schätzungsbeschwerde  u.  ilire  Grundsatz--), 
endlich  das  „Steuerstrafrecht".  In  diesen  vortrclflichcn  Partieeu  erfolgt  eine  An- 
vendnng  der  allgemeinen  Eategorieen  des  rerfiusnngsmlss.  Yenraltiingsrechto  anf  das 
G<  bi*  t  dl  s  St'-'Ui'rwfsens :  im  Princip  ganz  richtig,  wenn  man  Stein's  hirr  als 
bekannt  vorauszusetzende  Auffassung  dieser  I'uncte  in  s.  grossen  Inneren  VerwaltuugS' 
lehre  als  im  Wesentlichen  zutreffend  anerkennt,  wie  ich  es  thue.  und  in  der  Aus» 
fahrnng  m.  E.  ebenfalls  im  <i.in^i  n  richtig.  Namentlich  ist  Stein  in  st  im  r  Beur- 
theilane:  dt-r  dcutschi'n  und  osti^rreichisch  cn  Steuerrechtspflege  wohl  «lun  haaa 
beizustimmen  u.  die  zurückgebliebene  Entwicklung  zu  bedauern,  wonach  es  zu  einer 
Haren  n.  unbedingten  Anerkennung  der  Znlassvng  des  RechtsirefS  oder  zor 
G'  wähmng  ein<'S  «  ig.  ntlirhi  n  Sti  ni  rklag»>rechts  vor  den  ordentlichen  G»'richts- 
hOien  bisher  nur  in  beschränktem  Alaassc  gekommen  ist  u.  wir  in  der  Hanptsache 
nur  ein  Stenerbeschwerderecht  an  Yenrattnngsbehftrden  besitzen.  8.  bes.  Stein, 
I.  540  —  545.  Diese  Dinge  hängen  aber  wieder  mit  den  allgemeim  rcu  Fragen  über  • 
das  Wesen  der  v<'rfa8SüngsmäsHi|nen  Verwaltung  n.  üb»'r  das  Vi  rlifiltniss  der  richter- 
lichen u.  administrativen  Thätigkeit  überhaupt  zusamtui-n,  worauf  hier  nicht  näher 
elagegangen  werden  kann.  Vgl.  darober  bes.  Schmitt,  die  Omndlagen  der  Venrai» 
tnng^n-rhtspflege  im  «'onstit -nionarfh.  Sta-it<\  Statt?.  IST*^.  z.  B.  S.  *'2  fT. .  womit  i<'h 
ü  bereinstimme,  —  Für  meine  Bebaudi,  der  i'uncte  im  Text  ist  der  Charactcr  meines 
ganzen  Werts  ab  eines  nicht  luansrechtlicben,  senden  finanswisscnschaft- 
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Bei  den  grossen  Schwierigkeiteu  und  der  Verwickeltheit  der 
Besteuerung  sind  Irrtblimer  und  Unrichtigkeiten  in  der  Veran- 
lagung, Vorschreibung  und  Erhebung  der  Steuern  niemals  ganz 
zu  vermeiden.  Deshalb  muss  dagegen  eine  Kemcdur  eintreten, 
welche  in  der  Gewährung  eines  Keclamationsrechts  und  zwar 
in  Fonu  eines  Beschwerderechts  und  eines  Klagerechts,  an 
den  wirklich  oder  vermeiiitUeh  Benacbtbeiligten,^)  in  der  Anonl- 
nung  einea  Verfahrens  zur  richtigen  Entscheidung  der 
Reolamationen  and  im  Falle  der  flberfaaiipt  irrthOmlieh  oder 
unrichtig  erfolgten  Erhebung  einer  Steaer  in  der  Bllekerstattmng 
(Reetitntion)  des  onriehtig  oder  zu  viel  fioKahlten  besteht  Eine  - 


liehen,  welches  die  Fragen  als  ökonomisch -toohldtclie  Zirecfanlssigkeitsfimgoi  anf- 
ftsBt,  nuHMgebeud ;  daher  die  Abweichnug  in  der  fimaellen  u.  materiellen  Behandlung 

von  Stein  auch  hier,  auf  den  ich  mich  indessen  gerade  hier  fttr  die  Verwaltung^ 
rechtliche  Seite  spcciuU  beziehe.  —  üuber  England  s.  (incist,  engl  VervalLrecht, 
2.  A.  II,  §.  62  u.  63,  Stenererhebangsfecht  d.  Grand-,  Einkommenst,  aaseased  tazea, 
dann  für  Zöllr .  Accise,  Stempel  u.  Postrcgal.  S.  7S0  ff.  üebor  Frankreich  s.  die 
Werke  Uber  VervalUecht  a.  d.  betroff,  .^tikel  in  fiiock's  dict  de  l'admin.  fraaa 
In  Kttrze  du  Bezilgliche  in  Pradier-Pod£r6*s  prAc  de  droit  administnt  (i.  B. 
7.  ed.  1872),  8o  f.  d.  directen  Steuern  S.  3S0.  Eingehender  (nach  Stein  S.  542  citirt): 
A.  Chaureau,  codc  d'instruct.  administr.  3.  II,  p.  128  ff.  Vgl  auch  (ineist, 
Rechtsstaat  2.  A.  IhTU  S.  184,  34d.  Ueber  deutsche,  bes.  prouss.  Verbaltui:>se 
Gneist,  ebendas.  S.  13.*)  ff.,  220,  309,  ders.  Yenralt-Jost  n.  s.  w.  S.  321  £«  v.  Könne, 
preoss.  Staatsr.  3.  A.  I.  1.  Abth.  S.  286  über  die  Zulässigkcit  des  Rechtswegs  in  Bezug 
auf  Offentl.  Steuern  u.  Abgaben.  Die  Kechtsnormen  im  Allg.  Landr.  §.  78,  79  Tit  14 
TU.  n  n.  Verordn.  v.  26.  Dee.  1808  §.  36,  41:  AnsBchloas  des  Pcooeases,  nur  Be- 
Hchwerdewcg  in  Betr.  dar  Veraulagang  u.  Prägravation.  Eröffnung  des  Bechtsregs  in 
gewissen  Fällen  nach  Ges.  v.  24.  Mai  1861:  Klage  auf  Erstattung  des  Gezahlten 
binnen  6  Monaten  gestattet,  veil  einzelne  Forderung  frUher  getilgt  oder  verjährt  sei; 
d^  Klag;«-,  wenn  d.  geforderte  Abgabe  ?ermeintlich  keine  „öffentliche'',  sondern  auf 
einem  aufgehobenen  PrivatrechtsTerhältniss  beruhende  t,ei;  endlich  Klage  in  Fällen 
der  Stempelsteuern,  auch  binnen  6  Monaten.  Diu  ueuetito  preoss.  Gesetzgeb.  aber 
Selfattrervalt  hat  «och  Verhlltniaae  der  Bcdwatfonen  in  Steaeraachen  berfthrt,  indem 
die  Krt  isausschüsse  in  Betr.  der  Einschätzungen  dm  KielB-  v.  Gemeindesteuern  hier 
als  Keciamationsinstanzen  fungiren.  Vgl  preuss.  Ges.  v.  26.  Juli  1876  §.  65.  Viele 
Steoergesetze  in  Preussen  und  in  deo  anderen  deutscheu  Stauteu  treffen  gleichzeitig 
Bfletimmnngen  tlber  die  BecUunationcn  in  Betr.  der  Veranlagung,  wofür  bei  den 
direct'^n  Sfpiit  rn  öfters  Commissionen  der  Localkörpcr  oder  der  Steuerpflichtigen 
die  untere  Instanz  sind,  mit  Kecurs  an  die  höhere  Staatsbehörde  oder  Commission, 
evmt  sehliasBlfoh  an  das  Finanzministerlam.  Hinsichtlich  der  Erhebnnf  findet  sieh 
meistt-ns  nur  der  B<-Sch werdeweg  an  höhere  Verwaltungsbehörden  u.  irewöhnlich  die 
letzte  Entscheidung  ebenfalls  beim  Finanzministerium.  Hier  wäre  wenigstens  nach 
DoithlaoAing  der  Becarsinstanzen  eine  letzte  Appellation  an  den  obersten  Yerwaltungs- 
gerichtshof  zu  erstreben,  wie  sie  in  Oesterfeieh  sngelasaen  ist 

Di 'S  iit  der  meist  allein  pract.  Fall,  der  öfters  in  den  Gesetzen  auch  allein 
erwähnt  wird.  Doch  muss  im  Phncip  auch  eine  Keclamation  bei  zu  gunstiger 
Behandlung  Seitens  eines  Steuerpflichtigen  möglich  sein,  was  nach  dem  Wortlaut 
mitnutcr  zweifelhaft  ist  —  Unter  ,Jtoclamat1onsrechf  renteht  man  gewohnlidi  das 
Beschwerderecht  in Steuerveranlagu n gs-  u.  Erhebungssachen  allein,  den  prac- 
tischeu  Verhältnissen  (s.  vor.  Note)  entsprechend,  im  weiteren  Sinn  kann  aber  auch 
das  KlagerechC  mit  daranter  begriilen  werden.  So  ist  noch  der  franaOsisehe 
2>9nohhniioh. 
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flolche  Rttekerstattung  entfUlt  natOilicb,  wenn  sehon  vor  derZab- 
hing  eine  amtfiehe  Bedchtigang  eingetreten  ist  Aber  im  Interesse 
der  Ordnung  der  Finanzen  nnd  speciell  des  Erbebnngsdiensts  be- 
stebt  mit  Reebt  wobl  ansdrfleklieb  die  Bestimmung,  dass  anob  im 
Falle  irrthttmlicher  oder  unrichtiger  Vorschreibnng  nnd  bereits 
erhobener  Reclamation  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  nicht 
aufgeschoben  wird,  die  YorBchreibung  also  alle  rechtlichen 
Wirkungen  wie  sonst  hat.*^) 

Das  Einzelne  gestaltet  sich  nun  wohl  wieder  etwas  verschieden 
nach  Steuerarten  und  einzelnen  Steuern  und  das  Steuerrecht  der 
einzelnen  Länder  zeigt  nicht  nur  in  den  Details,  sondern  auch 
nach  dem  ganzen  Character  seines  allgemeinen  nnd  seines  Steuer- 
verwaltungsrechts principielle  Verschiedenheiten.  So  namentlich 
darin,  ob  und  wie  weit  ein  förmliches  Klagereoht  vor  Gerichts- 
höfen (den  ordentlichen  oder  wenigstens  besonderen  Verwaltungs- 
gerichtsbOfen)  oder  nur  ein  Besebwerdereebt  Tor  Verwaltungs 
bebOrden,  BeelamationseommiBsionen  u.  s.  w.  angelassen  wird,  wie 
sieb  Besobwerde-  und  Klagereeht  su  einander  verhalten  u.  dgl.  m. 
Hier,  wo  es  sieb  nicht  um  die  Darstellung  positiven  FinanzrechtSy 
sondern  um  die  Erörterung  der  in  den  Verhältnissen  der  modernen 
Cnlturvölker  zweckmässigsteu  Einrichtung  oder  um  das  „WilDschens- 
werthe"  in  Bezug  auf  die  angegebenen  Puncte  handelt,  ist  auf  diese 
schwierigen  und  in  der  Verwaltungsrechtslehre  selbst  controversen 
Verhältnisse  nur  in  Kürze  zur  Bezeichnung  des  zu  erstrebenden 
Ziels  (de  lege  ferenda)  einzugehen.**^) 

§.  583.  —  a)  Nothwendigkeit  und  principielle  Be- 
rechtigung eines  Klagerechts  in  Steuersachen  neben 
dem  Beschwerderecht  im  Reclamationsrecht  i.  w.  S. 

Die  Besteuerung  bei  den  modernen  Völkern  beruht  fast  aus- 
schliesslieb  auf  gesetzliebem  Beobt,  nicht  mehr,  wie  frUberviel- 
fach,  auf  Qe wohn beits recht  oder  Herkommen.  Dadurch  wird 
die  hier  vorliegende  Aufgabe,  weil  die  Entseheidung,  was  auch  im 
eonereten  Falle  „Rechtens''  sei,  erleichtert  Das  Gesetz  ist  nun 
der  Boden,  auf  welchem  die  Stroitfragen  Uber  Rechte  und  Pflichten 
des  Steuerpflichtigen  auszutragen  sind.  Das  Gesetz  allein 
bildet  gegen  den  Pflichtigen  „Kecht^'  und  bestimmt  die  Ver- 

^  So  in  (L  preiti.  Badit,  0«.  ?.  1.  Iffai  1S51  §.  36  Uber  Gbasen-  q.  £in- 

^  8.  Stein,  Yenrjeoht  I,  1.  AvS.  8.  50  C,  62  ff.,  106  £,  den  Seh  Bieh  in 
den  Principienponcten  rGlÜg  anschliesse:  Partteen  fon  nratteriuifter  Xltfheit  nnd 

logischer  Schärfe.    Seine  Fin.  I,  537  ff; 

A.  Wag» et,  FiiuiinrUMBscbaft.  II.  43 
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pflichtnngen,  welche  ihm  „reehtmftsBig''  auferlegt  werden  dttrfen. 
Das  Gesets  allein  bildet  aber  nicht  minder  f ttr  ihn  „Rechf, 
bezeichnet  die  Grenze  seiner  YerpfliehtaDgeD,  Uber  welche  hinaus 

ihm  „  Unrecht"  geschieht,  dem  er  sich  eventnell  nnr  dnrch  Zwang 
der  Verwaltung  genöthigt  fUgt.  In  allen  Staaten,  wo  nun  zwischen 
„Gesetz"  und  „Verordnung"  ein  nicht  mehr  bloss  formaler, 
sondern  ein  principieller  Unterschied  statuirt  wird,  daher  frei- 
lich in  der  Monarchie  erst  mit  dem  Uebergang  zur  constitutionell- 
monarchischen  Form,  kann  es  nicht  wohl  einem  Zweifel  unterliegen, 
dass  auch  fUr  den  Einzelnen  durch  die  Verordnung  und 
durch  die  Verwaltung  als  solche  rechtliche  Verpflich- 
tungen zur  Steaerzahlang  an  nnd  fUr  sich,  wenigstens  in  der 
Regel, selbstftndig  überhaupt  nicht,  sondern  nur  in  Aas- 
fflhrnng  der  gesetslieb  bestimmten  Verpfliehtang,  da- 
her auf  Grnnd  nnd  innerhalb  der  letstereui  begründet  werden 
können. 

Ans  diesen  VerhSltnissen  folgt  mit  Nothwendigkett,  dass  dem 
Emzelnen,  weleher  wurktteh  oder  yermeintllch  gesetzwidrig  bc- 
stenert  zn  werden  droht  oder  so  bestenert  worden  ist,  im  Prin- 

cip  der  Rechtsweg  in  Steuersachen  zugänglich  sein  oder 
das  (administrative)  Klagerecht  eingeräumt  werden  muss.  Für 
die  Geltendmachung  desselben  sind  im  Princip  in  Steuersachen 
dieselben  Voraussetzungen  zu  machen  wie  in  anderen  An- 
gelegenheiten. Mit  Rücksicht  auf  die  grossen  technischen  Schwierig- 
keiten, welchen  die  Verwaltung  bei  der  Vollziehung  der  Be- 
steuerung begegnet,  darf  aber  wohl  hier  vollends  das  Recht  zur 
Beschreitnng  des  Rechtswegs  von  dem  Nachweis  abhängig 
gemacht  werden,  nicht  nnr,  wie  überhaupt  im  administrativeo 
Process  Toransznsetsen  ist,  dass  der  gesetzwidrigen  Verpflichtung, 
eventoell  unter  Protest,  nachgekommen  oder  Erfltllung  der  Ver- 
pflichtung Ton  der  Verwaltung  (im  fixeeutionswege  u.  s.  w.)  er- 
zwungen sei,  sondern  dass  auch  alle  Beseh werden  an  die  Ver- 
waltungsbehörden .im  Torgesehriebenen  Instansenzuge  bereits 
erfolgt  nnd  ohne  den  gev^flnsehten  Ausgang  geblieben  seien. 

Die  Ordnung  des  Beschwerderechts  in  Stenersacheo 
bleibt  also  auch  bei  der  zu  verlangenden  Gewährung  eines  admi 
nistrativen  Klagerechts  von  grösster  practischer  Bedeutung.  Sie 
muss  so  geschehen,  dass  auf  diesem  Wege  möglichst  sieber  and 


*^  VgL  die  Anafalinuigea  oben  in  §.  iU, 
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rasch  Irrthümer  und  Unrichtigkeiten  der  Besteuerung  beseitigt 
werden,  damit  es  in  der  Begel  gar  nicht  zum  Beschreiten  des 
Wegs  der  Klage  komme.  Bei  dem  Besohwerderecht  handelt  es 
sich  hier,  wie  aach  sonst  im  Verwaltongsreeht,  dämm,  die  yoUe 
DeherehistimmQng  swisehen  dem  Gesetz  nach  seinem  Sinne 
und  Geist  einer-  und  den  Verordnniigen  der  Stonerverwaltung, 
als  dem  Organ  der  vollziehenden  €tewa1t  anderseits,  femer  zwischoi 
den  Verordnangen  der  verschiedenen  Uber-  und  untergeordneten 
Behörden  untereinander,  endlich  zwischen  diesen  Verordnungen 
und  den  Handlungen  der  unmittelbaren  Executivorgane  zu  ver- 
bürgen, bez.  wieder  herbeizuführen. 

Es  kann  im  Beschwerderecht  (mit  Stein)  auch  hier  noch 
weiter  die  „eigentliche  Beschwerde"  und  das  „Gesuch" 
unterschieden  werden:  jenOi  wenn  Verordnungen  oder  Handlungen 
der  Organe  der  Verwaltung  mnthmassiich  auf  unrichtiger 
oder  irrtbttmlicber  Auffassung  je  nachdem  des  Gesetzes^ 
der  Verordnung  der  höheren  Behörde ,  des  wahren  Willens  der 
eatseheidienden  Organe  der  vollziehenden  Gewalt  hemhen;  das 
Gesnehy  wenn  zwar  Anordnung  und  Handlang  des  Verwaltong»- 
oigans  richtig,  aber  die  Folgen  mnthmassiich  andere,  als  die 
Toransgesehenen,  sind,  was  z.  B.  bei  gewissen  indirecten  Stenern 
leicht  vorkommen  kann. 

§.  584.  —  b)  Veranlagnngs-  nnd  Erhebungs-Reclama- 
tionen.  So  lässt  sich  in  Bezug  auf  den  Besteuerungsaet, 
welchen  die  Reclamation  zum  Gegenstand  hat,  unterscheiden. 
Beide  Reclamationen  können  nothwendig  und  müssen  zulässig  sein, 
die  zweite  um  so  mehr,  wenn  die  Anstellung  der  ersten  tür  die 
Entrichtung  der  Steuer  keine  aufschiebende  Wirkung  hat.  Bei 
beiden,  nicht  bloss  bei  der  zweiten,  lässt  sich  ein  Klagerecht  neben 
oder  nach  dem  Beschwerderecht  verlangen.  Aber  bei  der  Veran- 
lagungsreclamation  kann  nnd  mnss  der  Spielraum  für  das  Klage- 
recht ohne  Bedenken  enger  gefasst  werden.  Weitere  Unter- 
acheidnngen  ergeben  sieh  wieder  nach  d^  Stenergattnngen  nnd 
nach  dem  ganzen  Verfahren  hei  der  Veranlagang. 

a)  Die  Veranlagnngsreclamation.  Bei  der  Veran- 
lagung, nach  welcher  alsdann  die  Stenervorschreibung  er- 
folgt nnd  die  Stener  beim  Stenersnbject  znr  Erhebung  kommt, 
handelt  es  sich  nm  die  Ermittlung  der  Thatsachen,  welche 
gesetzlich  fOr  die  Besteuerung  eines  Objects  und  Subjects  Uber- 
haupt und  für  die  Höhe  der  Stcuerschuldigkeit  massgebend  sind. 

48» 
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Bei  dieser  Ermittlang  von  Thatsacben  bieten  sich  zu  Ungunsten 
des  Steuerpflichtigen  viele  Gelegenheiten  lür  Irrthflmer  und  Un- 
richtigkeiten. Zu  der  Beseitigung  dieser  letsteren  miUB  das  Beda- 
m'ationsTerfaliren  die  Möglichkeit  gewähren. 

Bei  denjenigen  Stenern,  wo  nun  bloBS  durch  ein  amtlieheei 
eventttell  nnter  der  Mitwirkang  von  Stenercommisdonen  am  der 

Bevölkerung  stattfindendes  Verfahren,  jene  Thataaeben  ermittelt 
werden,  wie  meisteus  bei  den  indirecteu  Verbrauchsteuern,  den 
Ertragsteuern,  mitunter  auch  den  Einkommensteuern  (Classen- 
steuer),  muss  sich  die  Reclamation  auf  das  Verlangen  einer  Be- 
richtigung der  hierbei  vermeintlich  vorgefallenen  Irrthümer  und 
Unrichtigkeiten  erstrecken.  Dazu  dient  regelmässig  zunächst  die 
Beschwerde  an  die  Behörde  oder  Commiasion,  welche  die  That- 
Sachen  feststellte  („Remonstration");  sodann  die  Beschwerde 
an  eine  höhere  Instanz,  eine  vorgesetzte  Behörde  oder  eine 
höhere  Stenereonunission  („förmliche  Beclamation"),^^) 
welche  hier  entweder  endgiltig,  soweit  es  sich  am  den  Be- 
schwerdeweg (im  Unterschied  vom  Klage-  oder  Baehtsweg) 
handelt,  oder  imter  Vorbehalt  eines  lotsten  Recorses  an  eine 
oberste  Behörde  (Finanzministerium)  oder  Lande8-Stene^ 
commission  n.  dgl.  entscheidet.  Der  Bedamant  hat  hier  den  Be- 
weis  fUr  die  Richtigkeit  seiner  Reclamation  in  der  von  der  Natur 
der  einzelnen  Steuer  und  des  concreten  Falls  j^eboteneu  Art  zu 
fuhren.  Wo  es  sich,  wie  gewöhnlich  bei  den  Er  trag  steuern,  hie 
und  da  übrigens  auch  bei  Verbrauchsteuern  (z.  B.  beiderWerth- 
besteucrung  oder  bei  Sorten-  uud  Qualitätssteuerftissen,  wenn  es 
an  sicheren  Maassmethoden  und  Maassinstrumenten  fehlt  [Brannt- 
wein, Zucker,  Tabak,  WeinJ)  um  Schätzungen  von  Objecten 
handelt,  —  von  Werthen,  Erträgeui  Ertragsfahigkeiten,  z.  B.  beim 
Boden,  (Qualitäten  u.  s.  w.  derselben  — ^  da  wird  gewöhnlich  durch 
Sachverständige  der  Beweis  fUr  und  gegen  die  Richtigkeit 
der  thatsHchlichen  Ermittlungen  geführt  werden  mOssen.  Bei  d«i 
nicht  auf  Declarationen  des  Steuerpflichtigen^  sondern  auf  amt- 
liehen Schätsungen  beruhenden  Einkommen-  und  Ver- 
mögensteuern wird  der  Beweis  durch  Vorlegung  der  Gesehifti- 
bflcher,  durch  eidesstattUche  Versicherungen ,  durch  Urtheil  ?oa 


Zwischen  „Remonstration"  oder  Antrag  auf  Bericluit^ung  der  8teQexT«iilihgW|; 
bei  der  Einscbfttzungscoinmission  u.  förml.  Reclamat.  aii  die  BezirkscOflllBitaiOB 
wird  z.  B.  in  dem  preuäs.  iuniLuiumciKiteuerrecht  untersctiieden. 
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Schiedsrichtern  zu  führen  sein.*^)  Bei  Stenern  dieser  Art,  für 
welche  Declarationen  der  Pflichtigen  vorgeschrieben  sind  und 
nur  eine  Nachprüfung  durch  amtlicbo  Organe  oder  CommiRsionen 
erfolgt,  sind  dieselben  Beweismittel  im  Falle  einer  BeaostandoBg 
der  Declaration  zu  verlangen. 

Kothwendig  ist  hier  überall  ein  kurzer  Fristenlanf  fttr 
die  Erhebung  der  Beclamadon.  Femer  ist  wenigstens  bei  solehen 
Stevern,  deren  baldige  Erhebung  im  Interesse  der  Finanzwirth- 
aehaft  coforderlieh  is^  daher  bei  den  Verbraneh-,  den  Einkommeur 
und  denjenigen  Ertragsteuem,  deren  Grundlagen  in  kurzen  Perio- 
den, etwa  jährlich,  regelmässig  erneuert  werden  (wie  mitunter  die 
Gebäude-,  die  Gewerbe-,  die  Leihzinssteuem)  der  oben  schon 
gebilligte  Grundsatz  in  das  Steuerrecht  aufzunehmen,  dass  die 
Reclamation  die  Zahlungsverpflichtung  nicht  aufschiebt. 
Anders  liegt  die  Sache  bei  solchen  Steuern,  für  welche  auf 
längere  Zeit  hinaus  durch  umfassende  Katasteroperationen  die 
Grundlagen  geschaffen  werden,  wie  namentlich  meistens  bei  den 
Grundsteuern^  mitunter  auch  bei  anderen  Ertragsteuem  (Gebäude). 
Hier  kann  wohl  der  Absehlnss  der  Veranlagung  und  das  Beeht 
der  Erhebung  der  Steuer  von  der  vorausgehenden  Erledigung 
der  Beelamationen  abhängig  gemacht  werden. 

In  allen  diesen  Fällen  pflegt  nun  naeh  dem  eontinentalen, 
namenilieh  nach  dem  deutschen  Steuerreeht  nur  die  Beschwerde, 
nicht  die  Klage  zulässig  zu  sem,  schon  bei  FormMterUy 
YoUends  hmsichilich  des  Ergebnisses  der  Veranlagung  itlr  eüi 
einzelnes  Stenerobject  und  Snbject^)  Es  ist  dies  in  unserer 
geschichtlichen  Entwicklung  begründet  und  hat  auch  seine  be- 
achtenswerthen  sachlichen,  in  der  Technik  der  Besteuerung 
liegenden  Gründe.  Dennoch  hat  der  unbedingte  Ausschluss 
des  Kechtswegs  auch  hier  erhebliche  Bedenken.'^*)  Die  ent- 
scheidende Verwaltungsinstanz  urtheilt  doch  eigentlich  in  eigener 
Sache.  Die  Stenercommissionen,  selbst  die  höchsten,  den  localen 


Aehnlich  über  die  Beweismittel  bei  der  ..Schätznnpsbeschvrerde"  Stoin, 
I,  544.  Er  will  Beschweiden,  welche  nicht  mit  Boveismittdia  venehea  sind,  gleich 
abgewiesen  haben. 

^  Die  nenereu  Gcsetzu  über  die  Ertrag-,  bes.  die  OrilBdalMUr  enthftHen 
regelmässig  eiugehcudc  Vorscbriften  Uber  die  ßeclamationen  an  die  Tenollfeikdeii 
und  an  darüber  stehende  höhere  Behörden  und  Commissioaen. 

**)  Anden  Stein«  I,  Ml«  der  flir  die  ron  ihm  sogenannte  ,4Ddirocte  Stener- 
TcrtheUung"  durch  das  SchStzun^rerfahren  in  Betr.  <les  Erj^ebnisscs  dieser  Ver- 
theiluDg  die  Klage  aosschlieest  und  nur  die  Beschwerde  zul^t.  In  Betr.  der  Form 
des  Verfahrens  statnirt  Mch  «r  db  Klage. 
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und  den  Sonderinteressen  ferner  stehenden  geben  noch  nicht  immer 
hinlängliche  Bürgschaft  für  objective  Entscheidung.  Wenn  man 
die  vorhin  genannten  Beweismittel,  wie  es  unvermeidlich  ist,  fordert 
und  die  Beschreitung  des  Rechtswegs  von  der  vorausgehenden 
Zurücklegung  des  Beschwerdewegs  abhängig  macht,  auch  dem 
veriierenden  Reclamanten,  wie  billig,  die  Processkosten  tragen 
lässt,  80  ist  nicht  wohl  einzusehen,  warum  man  den  Bechtsweg 
(auch  in  Betreff  des  Ergebnisses)  anmchliesst,  —  ToUends  bei 
Stenern,  wdehe  wie  die  Grundstenem  n.  t.  w.  Hir  lange  Perioden 
▼eranlagt  werden,  also  mit  einer  dauernden  Ueberlastnog  eSnes 
Steaerobjeots  drohen. 

Besonders  wichtig  wird  aber  die  ErOflfnnng  des  Reebtswegi 
bei  der  Veranlagnngsreelamation  in  Angelegenheiten  solcher  Stenern, 
welche  sieh  an  mehr  oder  weniger  For wickelte  Verhältnisse 
nnd  Geschftfte  des  Privatreehts  anknüpfen,  daher  Im  den 
yer%ehr8tenem  auf  Rechtsgeschäfte,  den  in  Form  tob 
Stempel-  und  Registerabgaben  erhobenen  Gebühren  und 
Steuern,  bei  den  Börsen  steuern,  Erbschaft  steuern  u.  s.  w. 
Hier  bietet  nur  die  richterliche  Entscheidung,  möglichst  der 
ordentlichen  (Civil)gerichte,  genügende  Bürgschaft  für  die  dem 
Gesetz  streng  entsprechende  Veranlagong  von  Ot^ecten  und  Sab- 
jecten  zur  Steuer. 

ß)  Die  Steuejrerhehnngs-Beclamation.  Bne  Ordnung 
bietet  weniger  Schwierigkeiten,  wenn  die  VeranlagungsreclamatioD 
Bweckmässig  geregelt  isi^')  Es  dreht  sich  nemiich  alsdann  bei 
ihr  meist  nicht  mehr  nm  Streitfragen  in  Betreff  der  Höhe  der 
Stenerschnldigkeit,  sondern  nm  cUe  einfacheren  in  Betreff  der 
Stenerscholdigkeit  eines  bestimmten  Snbjects,  in  bestimm- 
ter Zeit,  am  bestimmten  Ort,  ans  bestimmtem  Rechts- 
gründe.  Jemand  behaoptet  a.  B.  zur  geforderten  Entriditnng 
einer  Stenennmme  nieht  verpflichtet  zn  sein ,  weil  er  nicht  oder 
nicht  mehr  Eigenthünier  des  steuerpflichtigen  Objects  sei,  oder  weil 
er  aus  einem  persönlichen  Titel,  z.  B.  als  Ausländer,  nicht 
oder  noch  nicht  steuerpllichtig  sei,  oder  weil  er  ein  Rechtsgeschäft 
nicht  abgeschlossen,  oder  weil  er  die  Zahlung  schon  geleistet  habe 
u.  dgl.  m.  In  allen  solchen  Fällen  handelt  es  sich  am  die  Fest- 

Stein  I,  540  vindirirt  für  Vertheilang  u.  Erhebung  der  Steuer  den  Charactcr 
eiaes  bürgeii  Kechtsverhältnifises  a.  cooatruirt  aas  dei  YertbeiluBC  der  Suaer  die 
O^IigfttiOB  im  BerteiMitflii  nr  ZaUmiir  4m  Sfameibetrags,  wo  «uui  ia  borgerl. 
ObUgitioiieiiieclit  die  Ornndlag •  im  SteoMUtgenohls  feniadaa  viid. 
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stellimg  von  BeehUverliaitniBsen  der  Priyaten.  Auch  hier 
kann  es  swar  BtenertecbuBch  und  ateaeradministratiT  sweekmftssig 
sein,  znnSchat  die  Beschreitong  des  Beschwerdewegs  vorziisehreibeny 
aber  Tollends  hier  ist  kein  Omnd  ftlr  den  Ansschlnss  des  Rechts- 
wegs za  ersehen,  der  schliesslich  doch  die  beste  Bürgschaft  für 
eine  Erlediguog  aller  Fälle  streng  uach  dem  Gesetz  gewährt.  Ein 
kurzer  Fristenlauf  ftlr  die  AnstelluDg  der  lieschwerde  und 
Klage  ist  nur  wiederum  im  Interesse  der  Pinanzverwaltung  geboten. 

Bezieht  sieh  die  Reclamation  auf  bereits  entrichtete 
Steuern  und  deren  Rückerstattung,  so  würde  im  Princip  wohl 
die  Forderung  von  Zinsen  vom  Zeitponcte  der  Entrichtung  an 
dem  unrichtig  Besteuerten  zuzugestehen  sein:  das  Gorrelat  yon 
Venngssinsen  des  Fiseus  für  SteaerrttelLSt&nde. 

5.  Abschnitt 
Die  Avl|;akeH  der  Sftenerverwaltuif  • 

n.    Die  Aasfühnmg  der  Beateaeruug. 
GL  Die  Stenercontrolen. 

AMh  dieser  wkibtife  Gegwitand  ist  in  der  FSnAnzwissenschaft  noch  wenig  von 

einem  allgemeinen  zasammenfassenden  Standpuncte  aus  behandelt  worden.  In  dor 
.  allgemeineu  Steaerlebre  wird  er  bisher  gar  nicht  erörtert,  kaum  erwähnt,  so  bei 
Bft«,  sogst  bei  Stein  sieht  Msnches  hängt  allerdings  mit  ssdenn  Einrlebtimfrea 
und  Verhältnissen  der  Steuorvcrwaltung  eng  zusammen,  bes.  mit  der  Ermittlung  der 
Thatsachen  fur  die  Feststellung  der  Stcuerscholdigkeiten  (Abschn.  2  di^es  4.  H.-Aj) 
niid  mit  der  Steuererhebung  (Abschn.  3),  so  dass  es  dabei  mit  enrihnt  wird,  so  in 
den  grösseren  Werken  über  Finanz-  u.  Steuerwesen,  so  auch  in  dem  rorliefenden  in 
den  beiden  voraus-^olionden  Abschnitten.  Auf  diese  beziehe  ich  mich  daher  zur  Er- 
gänzung des  folgenden  Abschnitts  hier  ausdrücklich.  Aber  eine  besondere  zusammen- 
nissig  Dsislelliing,  wie  sie  hier  stattfindet,  ist  doch  danebM  onentbehriich.  Die 
Behandhing:  blosser  Einzelheiten  in  der  spociellen  Stonerlohre  reicht  nicht  ans.  T),is 
Controlwesen  gebart  zum  „formellen"  Steuenecht,  Aber  dessen  ausserordentliche 
Bedeutung  man  sich  aus  jedem  neueren  Gesetz  Uber  eine  wichtigere  Verbrauch-  and 
Verkehrsteuer  (Tabakbesteuerung!)  eines  Culturstaats  unterrichten  kann.  Mit  ToUem 
Recht  sagt  Schaf fle  in  seinen  Aufsätzen  „Ergebnisse  dor  deutschen  Tabakstener- 
taquete";  „auch  dem  form  eilen  Tabaksteuerrecht,  d.  h.  den  Massregeln  der  üefaUs- 
erhebung  u.  GefiUlarichening,  wird  mit  gutem  <^raade  höhere  Bedeutung  zngemMsen, 
als  ihr  in  den  theoretischen  DarsteUnageii  der  FiiiaiiiwliiflB86lu&  bejgsleft  n  verdsn 
pflegt."   Tub.  Ztschr.  1879  &  548. 

Bei  dieser  Stehlage  knnn  Ihr  den  folgenden  Äbsduütt  nw  «if  die  specielle 
Steneriehrc  in  den  Lehrbüchern  u.  Systemen  verwiesen  werden,  bes.  auf  Rau  II  und 
Stein  II.  Von  den  allgemeinereu  Behandlungen  des  Controlwesens  sind  aber 
auch  hier  diejenigen  \.  Hock 's  in  s.  öfl'cntL  Abg.  honrorzuheben :  wiederum  in  präg- 
nantester Kürze  gsnz  rortreffliche  Erörterungen,  an  die  ich  mich  in  diesem 
Abschnitte  mehrfech  genau,  in  einigen  Puncten  wörtlich  oder  fa^t  wf^rtlif  li.  crehalten 
habe.  S.  bes.  §.  10,  S.  49  fil,  auch  g.  8  u.  9.  Zur  Ergänzung  fUr  das  Detail  dienen- 
■sbcIm  Attsfilfiiittg«!  in  Hock's  Fl».  Fksnkr.  iL  Ameriens. 

Sehr  lehrreich  auch  für  eine  weiter  auszubildende  „allgemeine  Lohre  von  den 
Stenercontrolen",  welche  in  diesem  Abschnitt  nstürlich  nur  in  den  typischen 
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Grandzflgen  in  ^ben  möglich  war,  sind  die  reichen  Materialien  in  der  deutschen 
Tabakstenerenqofite.  Vgl.  darüber  auch  den  Ab^chn.  „Sicheningsmittel  des  Tabak- 
gefälles" in  d.  gen.  Aufs.  Schäffle's,  Tab.  Ztschr.  1879  S.  556  ff.,  wo  die  Haopt- 
pancte  gut  übmicht&cli  werden,  bet.  die  Terschiedeoea  Arten  der  GontreliBii 
(Cootrolen  f.  d.  Pflanzung;  Materialcontrolen  dem  Pflanzer,  dem  Roiitabakhandel,  dem 
Fabrikanten  gegenüber;  Fabrikationscontrolen ;  Absatzcontroleii,  S.  560  If.,  s.  u.  §.  5S8). 

Aus  der  neueren  Gesetzgebung  sind  zumeist  die  Gesetze  u.  Vollzugsrerord- 
nnngen  Ober  innere  Terbrniichstenern  und  Zölle  auch  für  die  allgemeine 
Lehre  von  den  Steuercontrolen  zu  beachten.  S.  z.  B.  d.  deutsche  Ges.  r.  16.  Juli  1S79 
Uber  d.  Beeteuer.  des  Tabaks,  das  YereinszoUges.  r.  23.  Jan.  1838  (Preossen)  a.  r. 
1.  JvU  1869  v.  n.  JB.  Manclie  Erieiehtaningen  n.  Yenin&chnngon  der  Oontrolen 
bei.  beim  ZoUwesen  forderte  und  ermöglichte  das  oeiMM  Commnnicartnmwaaee. 

I.  —  §.  585.  Begriff  vndWesan  der  SteveroontraleiL 

Die  Stenercontrolen  sind  ein  Complex  von  AnordnimgeD  nod 
Massregeln  zur  Sicherung  der  thatsächlichen  Ermitt- 
lungen, auf  Grund  deren  die  Steuerschuldigkeiten  fest- 
gestellt werden,  und  zur  Sicherung  der  gesetzlichen 
Steuererhebung  selbst  Sie  vornemlicb  sind  das  wahre  Kreuz 
der  Steuerverwaltung  und  in  ihrer  ersten  Festsetzung,  welche  in 
gewissen  üauptpimcten  wenigstens  nicht  der  Verordnnngsgewalt 
der  Sfceaerverwaltnng  Uberlassen  werden  darf,  auch  der  Gesete- 
gebnng  selbst,  nicht  minder  aber  das  Kreuz  der  eigentlichen  Stener- 
pfliehttgen  und  oft  genng  mehr  oder  weniger  der  ganzen  Bevölkemog. 
„Massregeln  fthnlieher  Art  kommen  zwar  aneh  bei  anderen  Zweigen 
der  StaatsverwaltaDg  yor,  aber  sporadiseh  nnd  in  Nebendingen, 
wShrend  sie  bei  der  Stenerverwaltnng  den  das  ganse  System  dorob- 
ziehenden  rolben  Faden  bilden.  Ihnen  sind  vonflgUeh  der  Yet- 
Inst  an  SSeit  mid  Kraft,  die  UnannehmliebkeitNi  nnd  whilisebaft> 
lieben  Besebrftnknngen  znznschreiben,  welche  sieb  für  den  Steuer- 
pflichtigen als  traurige  Beigabc  an  die  Steuerzahlung  knüpfen" 
(v.  Hock).  Sie,  so  sei  hinzugefügt,  sind  es  auch,  auf  denen  ein 
erheblicher  Theil  der  Kosten  der  Steuerverwaltung  beruht.  „Und 
doch  sind  sie  unerlässlich.  Sie  können  vereinfacht  und  vermindert 
werden,  allein  solange  der  Eigennutz  ein  Motiv  für  die  Handlungen 
der  Menschen  bleibt,  solange  es  Steuern  giebt  und  die  Finanz- 
verwaltang  den  Staatsschatz  gegen  Untenehleife  und  den  redlichen 
Verkehr  gegen  betrflgerisehe  Mitwerbung  zu  schlitzen  verpflichtet 
ist,  sind  sie  das  nothwendige  Mittel  der  Vertheidignng  nnd,  g^;en- 
flber  dem  Unteischleif,  das  kleineie  nnd  miTenneidliehe  Uebel". 
(r.  Hoek).^) 

UmfSuig  nnd  Art  der  Gontrolen  müssen  sieh,  wie  in  der  Be- 
stenemng  nnd  znmal  m  der  Stenerverwaltnng  so  l^eles,  nothwendig 

^)  Hock,  öC  Abf.  &  4». 
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dem  Znstande  der  Sittlichkeit  und  des  Rechtssinns  der 
Bevölkerung  und  speciell  des  Gesch Uftspublicums  und  des 
Verwaltungspersonals,  sodann  den  Arten  der  Steuern 
anpassen. 

In  ersterer  Hinsicht  können  Verbesserungen  gewöhnlich  nur 
von  der  Zeit  und  von  der  Hebung  des  ganzen  sittlichen  und  geistigen 
VolkslebeoB  erwartet  wenieo  und  alsdann  erst  manche  Verein- 
fachungen und  Verminderungen  der  Controlen  eintreten.  Gerade 
im  GontrolweBen  sind  daher  aaoh  bei  denselben  Stenern  In  Te^ 
schiedenen  Ubidern  und  Zeiten  manohe  Terschiedenheiten  geboten.^ 

Von  den  Stenergattnngen  verlangen  die  indireeten  Ver- 
branehstenern,  besonders  dieZOÜe,  die  Thoraocfsen,  die  innem 
an  den  Prodnetionsbetrieb,  an  den  Waaremunlaiif  sieh  anscUiessen- 
den^  auch  die  in  Monopolfonn  eriiobenen  Stenern  die  meisten, 
lästigsten,  schwierigsten,  kostspieligsten  und  doch  niemals  ganz 
ausreichenden  Controlen.  Bei  diesen  Steuern  kann  man  «aber  doch 
wenigstens  die  erforderlichen  Controlen  überhaupt  noch  anbringen 
und  noch  leidlich  handhaben.  In  dieser  Hinsicht  zeigen  manche 
in  Stempelform  u.  s.  w.  erhobenen  Verkehrsteuern  noch  miss- 
lichere Verhältnisse:  sie  lassen  mehrfach  von  vorneherein  eine 
wirksame  Controle  gar  nicht  zu ,  so  dass  man  dann  ganz  anf  die 
Redlichkeit  und  den  guten  Willen  des  Steuerpflichtigen  angewiesen 
ist  Bei  den  directen  Steuern  kann  es  zwar  anch  nicht  an  Con- 
trolen fehlen,  die  sieh  nicht  isimer  leieht  anbringen  nnd  handhaben 
hssen.  Abcur  bei  den  hier  tiberhanpt  in  Betraeht  kommenden  Con- 
trolen rind  die  Bettstigongen  nnd  Kosten  doch  immerhin  erheblieh 
geringer  als  bei  den  Controlen  der  indbeeten  Stenern. 

Beaehtenswerih  ist,  dass  sieh  bei  manohen  Stenern,  wie  im 
Angemelnmi  wieder  bei  den  indireeten,  die  Ehuiebtnng  der  Controlen 
SQeh  nach  den  gegebenen  natürlichen  Ortsverhältnissen, 
der  Beschaffenheit  der  Grenzen,  des  Bodens,  überhaupt  nach  phy- 
sikalisch-geographischen Momenten  mit  richten  muss,  be- 
sonders bei  zollen. 

Mit  der  Specialisirung  der  Steuern,  welche  das  nothwen- 
dige  Product  der  Entw-icklung  der  Volkswirthschaft,  besonders  der 
Arbeits-  und  Eigenthumstheilung  ist  (§.  439  ff.),  und  mit  der  zu- 
nehmenden Complication  der  Einrichtungen  der  Bestenemng 
mnss  sieh  nothwendig  sogleich  das  Gontrol  wesen  immer  weiter 

*)  Es  f  ilt  hier  etwas  Aehnliches  wie  Ton  der  YeriDinderuiig  der  Erhebungskosteo, 
der  etiotflidMii  imcl  imtigeiitUelieii.  FiB.  I,  2.  A.  &  307  ff. 
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specialisiren  und  eomplieireny  wie  die  Erfahnmg  es  tndi 
beiengt  Du  Detail  ist  aaeh  bfer  ansseroidenflich  gross,  maaehe 
Einzelheit  war  des  Zusammenhangs  wegen  sehen  im  Vorausgehen- 
den, namentlich  in  den  2  letzten  Abschnitten,  mit  zn  berühren. 

Das  weitere  Detail  in  Betreff  der  Controlen  der  einzelnen  Steuer- 
arten und  Steuern  gehOrt,  soweit  es  überhaupt  in  der  Finanzwissen- 
scbaft  berücksichtigt  werden  kann,  in  die  specielle  Steuerlehre,  ; 
An  dieser  Stelle  sind  jedoch  die  allgemeinen  Schemata  her- 
vorzuheben, auf  welche  sich  die  Controlen  bei  den  einzelnen  Steuern 
zurückfuhren  lassen. 

II.  —  §.  586.  Stenerunterschleif  (Defraudation),  Schmug- 
gel) Mit  erstmm  Ausdmek  wird  jede  rechtswidrige  Hinterziehung  | 
von  Stenern  sowohl  Seitens  des  Steuerpflichtigen  als  des  Steuerrer- 
waltnngsorgans,  namentlieh  des  Erhebnngsoigans,  bezeiehnet^  doieh 
welche  die  Steneroasae  an  ihrer  gesetzliehen  Einnahme  ans  Stenm 
eine  Verkttnung  erleidet.  Von  Sohmuggel  (Contfebandei  Sebleieh- 
handel)  spricht  man  speciell  bei  denjenigen  Stenern,  wdehe  sich 
an  den  Umlauf  der  Waaren  anknüpfen,  daher  namentlieh  bei 
Zollen  nnd  Thorstenem,  wobei  dann  aber  öfters  eine  Ausdehnung 
des  Ausdrucks  auf  verwandte  Fälle  stattfindet.  ' 

Die  Steuercontrolen  sollen  den  Unterschleif  einschränken,  wo- 
möglich ihn  beseitigen.   Es  können  zu  diesem  Zweck  aber  auch 
einige  verwaltungspolitische  und  steuerpolitische  Massregeln  allge- 
meiner Art  in  Betracht  kommen,  Uber  welche  hier  zunächst  einige  | 
Bemerkungen  zu  machen  sind. 

A.  Eine  Hauptgefahr  des  Unterschleifs,  besonders  des  Schmuggeli^  | 
liegt  in  der  directen  Unterstützung  oder  in  der  Zulassung 
desselben  Seitens  der  Organe  der  Steneryerwaltnng,  namcnt 
lieh  des  Personals  des  Erhebnngsdiensts  selbst  Die  Be- 
seitignng  dieses  Uebelstands  hftngt  wieder  von  allgemeiner  Hebung 
des  Beohtssinns  nnd  der  MoralitBt  des  ganzen  Volks  nnd  der  Ge- 
schftfls-  nnd  Beamtenclassen  speoiell  mit  ab.  Einiges  lässt  sieh 
aber  auch  durch  zweckmässige  Organisation  des  Diensts 
nnd  dnieh  Gewfthrnng  einer  richtigen  Stellung  fttr  die 
Beamten  erreichen.  Hock's  Princip:  wenige,  gnt  bezahlte, 
scharf  controlirte  Beamte,  darf  und  kann  auch  hier,  natür- 
lich cum  grano  salis,  als  Richtschnur  dienen.  Besonders  ist  eine 
ausreichende  Bezahlung  der  Beamten,  auch  der  unteren 


*)  VsL  Hock,  0£  Abg.  &  36  ff.  Dud  den  folg.  Abschn.  6,  bes.  §.  591,  6M. 
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im  Erhebungsdienst  der  indirecten  Steuern  beschäftigten,  gewöhn- 
lich eine  nnbcdingte  VoranssetzuDg  fUr  die  Erziclnng  einer  leid- 
lichen Integrität  des  BeamtenpenonalB.  Daneben  dann  scharfe 
beständige  nnd  nicht  seltene  uoTorhergesehene  ausser  ordent- 
liche Gontrole  von  Oben  her,  von  den  Centraisteilen  ans  nach 
den  Localstellen  hin  ond  nnerbittliche  Strenge  bei  Beehts^ 
widrigkellen  der  Beamten.  Freilieh  aber  auch  diese  Strenge'gegeii- 
über  dem  ht^heren  flberwaehenden  mid  leitenden  Personal  selbst! 
Eine  Fordemng,  welche  Öfters  am  Sehwersten  an  verwirkliehen  ist 
B«  Unter  tlbrigens  gleichen  ümstSnden  steigt  b^greiflieh  die 
Gefahr  des  Unterscbleifs  mit  der  Höhe  der  Steuersätze  und 
der  daraus  sich  ergebenden  Steuerschuldigkeiten.  Es  ist 
daher  ein  ganz  richtiger  Grundsatz ,  den  Unterschleif  durch  nied- 
rige Steuersätze,  den  Schmuggel  durch  niedrige  Zollsätze,  bei 
denen  er  „nicht  rentirt",  zu  bekämpfen:  der  Vortheil  niederer 
Steuern  nicht  nur  für  die  Bevölkerung,  sondern  fUr  die  Stcuer- 
verwaltnng  und  die  Finanzen  selbst.  Aber  die  allgemeinere 
Anwendung  dieses  Grandsatzes  hat  natflrlioh  ihre  Grenzen  im 
Stenerbedarf  nnd  auch  in  den  Anfordemngen  in  Bezng  auf 
gerechte  Stenervertheilnng.  Man  könnte  bei  einigen  Stenern, 
s.  B.  den  ZOUen,  Thorstenem,  Stempelabgaben,  wohl  nach  jenem 
Orondsats  die  Zweckmässigkeit  der  BesoUnng  n.  s.  w.  zahlreieher 
Artikel  mit  kleinen  Sätzen  vertreten.  Aber  hier  wachsen  anoh 
für  die  Verwaltung  wieder  mit  der  Zahl  die  Angaben  mid  Kosten 
des  Dienste  nnd  der  UnterscUeif ,  bei  einseinen  Positionen  wohl 
sehwäeher,  Yerbreitet  sich  leicht  noch  in  weiteren  Kreisen  nnd- 
wird  ganz  allgemein.  Dagegen  lässt  sich  jenem  Grundsatz  gemäss 
wohl  die  Innehaltung  mässiger  Maxima  der  Steuersätze 
in  manchen  speciellen  Fällen  vertreten,  so  namentlich  bei  den 
Zöllen,  Finanz-  wie  besonders  auch  Schutzzöllen:  bei  Waaren 
von  hohem  „specifischen"  *)  Werth  d.  h.  grossem  Werth  in  kleinem 
Volumen  und  Gewicht,  ist  der  Schmuggel  am  Gefährlichsten,  sehr 
hohe  Zollsätze  am  Verführerischsten.  Hier  wird  öfters  aus  diesem 
Grunde,  anch  wenn  sonst  ein  höherer  Satz  gerechtfertigt  wäre, 
ein  mässiger  rätblich  sein  (Seiden waaren).  Die  Anwendung 
der  Regel  wird  sich  anch  nach  der  Beschaffenheit  der  Grenze  n.  dglrn. 
richtea  mflsaen. 

C.  Die  Schmnggelgefahr  wächst  mit  der  Düferenz  der  Steuer- 
nnd  Zollsätze  im  Inland  nnd  dem  benachbarten  Ausland.  Eine 

*)  Ürundleg.  2.  AuL  g.  4a. 
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gewisse  Rücksicht  bei  der  Normirung  dieser  Sätze  für  innere 
Verbrauchsteuern,  Monopolpreise,  Zölle  u.  s.  w.  auf  das  Steuer- 
wesen des  Nachbarlands  ist  daher  zweckmässig.")  Auch 
Annähernngen  der  beiderseitigen  Steaersysteme  können  im  In 
teresse  des  einen  oder  beider  Theile  liegen.  Oder  gewisse  Steuer- 
sätze werden  der  Schmuggelgefabr  halber  in  den  Grenz districten 
niedriger  als  im  Binnenlande  geluüten  (Grenzzonen  im  Tabak- 
monopol). Zolloartelle  zwisohen  Kachbarataalen,  in  Folge 
deren  die  Stenerverwaltung  beider  den  gegenseitigen  Sehmnggel 
bekämpft,  idnd  nntUrUoh  aehr  erwAnseht  nnd  nnterbleiben  wohl 
Öfters,  als  es  im  Interesse  der  VolksmoralitSt  nnd  selbst  im  eigenoi 
Finanzinteresse  liegt,  nur  ans  polidschen,  und  yermeintlieb  Tolks^ 
wirthschaftlichen  Gründen  (we^en  des  Absatzes  inländischer  Pro- 
ducte  durch  den  Schmuggel  ins  Ausland). 

D.  Ein  schwerfälliger  Formalismus  in  der  Steuerver- 
waltung, z.  B.  im  Zollverfahren  ruft  manchen  Unterschleif  der 
Steuerpflichtigen  nicht  nur  wegen  der  Steuerzahlung,  sondern  schon 
wegen  der  Umständlichkeit  und  Lästigkeit  der  Controle,  der  Er- 
hebung u.  8.  w.  hervor,  denen  man  so  entgehen  will.  Reformen 
in  dieser  Beziehung  sind  also  erwünscht.  Ihre  Znlässigkeit  hängt 
freilich  wieder  Ton  den  Umständen  ab.  Jener  Formalismus  kann 
leicht  der  Beamteneontrole  halber  nOthig  sein  (Bossisehe  Zollver- 
bältnisse). 

E.  Untersehleife  bei  direeten  Stenenii  s.  B.  mittelst  falscher 
Declarationen  bd  den  Einkommen-  nnd  Vermögen-,  Erbsdiaft-, 
Leihzmssteam,  M  den  Z9Uen  nnd  anderen  indlreeten  Stenern 
müssen  natürlich  strengen  und  empfindlichen  Strafen,  daher 

nicht  nur  immer  Geldstrafen,  sondern  unter  Umständen  auch 
Ehren  strafen,  Freiheitsstrafen  unterliegen.  Wichtig  ist  aber 
ausserdem  eine  Schär fung  der  „Steuerehre"  im  Volksbewusst- 
sein.  Das  hängt  jedoch  wieder  von  allgemeinen  Veränderungen  im 
Volke  ab,  es  Uisst  sich  aber  auch  durch  bestimmte  Mittel  mit  darauf 
hinwirken.  So  durch  die  Ausbildung  eines  gerechten  Steuer- 
systems, dessen  Richtigkeit  und  Angemessenheit  im  Volksbewusst- 
sein  anerkannt  wird;  dann  namentlich  durch  die  volle  Aner- 
kennung des  Princips  der  Oeffentliohkeit  in  Fällen  von 
Stenemnterschleif,  indem  überall  da,  wo  an  mala  fides  nicht  lo 
zweifehi  ist,  die  Fälle  mit  Namensnennung  und  eventuell  wei- 

^)  Langjährige  Missrcrhiltoisse  fur  Pieoasen  aui  der  Grenze  gegen  das  ehemalige 
Eftnigivicli  HaimoTer  wegea  dMMii  aidMgenr  Salatooer. 


Digitizod  by  Google 


DBteneliIfli£  Gralid-Sclieiiiate.  685 

teren  Details  von  Amtswegen  veröffentlicht  werden.  Bei 
rechtakräftigen  Vernrtheiliingen  würde  dabei  wohl  weiter  eine  Ab- 
erkennung Ton  Ehrenrechten,  anf  Zeit  oder  bleibend,  Ans- 
seUiuM  des  paflsiyen  Wahlieehts  fOr  EbrenSmter,  Unf&higkeit  als 
Zeuge  sn  dienen  n*  dgL  in  fVage  kommen  kOnnen^  (§.  594). 

HL  —  §.  587.  Die  allgemeinen  Sehemata  der  Stener- 
eontrolen. 

A.  Die  Sienereontrolen  zerfaüen  znnftchst  in  Anordnungen, 
MasBregeln  nnd  Handinngen  der  St  euer  Verwaltung  nnd  ihrer 

Organe,  denen  die  Verpflichtnng  der  Bevölkerung  überhaupt  oder 
der  Steuerpflichtigen  speciell,  diese  Controlen  zu  dulden  und  ihr 
Ergebniss  unangetastet  zu  lassen,  gegenüber  steht,  —  und  Hand- 
lungen und  Unterlassungen,  welche  der  Bevölkerung,  bez.  den 
Steuerpflichtigen  zur  Pflicht  gemacht  werden,')  um  Thatsachen 
zur  Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten  ermitteln  und  die  Erhe- 
bung der  Steuern  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften  sichern  zu 
können.  Beide  Arten  der  Controlen  greifen  bei  jeder  Gelegenheit 
in  anander  über  und  speeialisiren  sieh  naeb  den  einsehen  Steuer- 
arten  nnd  Stenern. 

B.  Die  Stenereontrolen  sind  fheils  allgemeine,  für  die  ganse 
Be?5lkerangy  das  ganze  Land,  allezeit  gütige^  tfaeils  speeielle 
oder  besondere,  welobe  für  bestimmte  einzelne  Personen, 
Objecto,  Gegendeni  Zeiten  YOigesobrieben  werden.^ 

1)  Die  ersteren  sind  die  Steneransage,^)  d.  h.  die  Ver- 
pflichtung eines  Jeden,  steuerbare  Objecte  und  Acte  bei  der  Steuer- 
bcbtJrde  wahrbeitsgemUss  und  mit  den  zur  Bemessung  der  Steuer- 
schuldigkeit  erforderlichen,  durch  Gesetz  oder  Verordnung  bestimmten 
Einzelheiten  anzumelden ;  die  Steuerrevision,  d.  h.  das  Hecht 
und  die  Pflicht  der  Steuerorgane  sich  durch  eigenes  Nachsehen 
von  der  Richtigkeit  der  Ansage  zu  Uberzeugen,  womit  die  Pflicht 
der  BeYÖlkerong  oder  der  Steuerpflichtigen  verbanden  ist,  diese 


*)  Noidamericft  hat  Uer  in  VerUndnng  mit  seinem  frdUeh  bedentKchen  Prindp, 
den  Eid  zur  Gnmdlage  der  Stsoeransagen  zu  machen  (b.  n.  §.  589),  scharfe  Straf- 
bi^timmungen,  auch  Aberkennnng  der  Fähigkeit  znr  grerichtl.  Zeogenschaft.  Auch 
ohne  dies  System  der  Steueruidc  lu^bt  üch  ein  solcheü  Yorgeheu  billigen.  Vgl.  Uock, 
Amer.  Fio.  S.  80. 

^  Z.  Th.  wörtlich  nach  Hock,  ölf.  Abg.  S.  49,  aber  mit  absichü.  Veränderangüll. 

*)  Ebenfalls  im  Folgenden  metirfach  genauer  Ausclüuss  an  Uock  a.  a.  0. 

*)  Hier  wieder  Seitens  des  Stenerpflicbtigen,  aber  in  allgemeinerer  Bedentnng 
als  S.  616,  wo  der  Ausdruck  sich  auf  die  Ansage  von  stenerbazin  Acten  auch  gerade 
bei  gewissen  Verbrauchsteuern  bezieht  Zu  unterscheiden  ist  die  in  §.  577  enr&hnlQ 
Steneransage  im  Sinn  ?on  Steuervorachreibung.   Vgl  auch  §.  560  n.  561. 
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Revision  zu  dulden;  endlich  die  Stenern achweisnng,  d.  b. 
die  Verpfliclitung  des  Steaerpflichtigen^  sich  über  die  erfolgte  Ent- 
riehtmig  der  Steuer  auszuweisen,  wosa  meiBtens  die  in  beetimmter 
Form  and  mit  bestimmtem  Inhalt  ▼oigeschriebene  Stenerqnit- 
tnng  dient 

Aneh  diese  diei  aUgemeinen  Cpntiolen  mflssen  sieh  in  ihrer 
Einriehtang  den  yenehiedenen  Stenergattongen  nnd  Stenern  an- 
passeni  kommen  aber  bei  allen  Stenern  Yor.  Bei  der  Steneransage 
besteht  nar  der  Unftersehied,  dass  bei  gewissen  Stevern  ohne  Wei- 
teres auf  Ornnd  allgemeiner  Verpflichtung  die  Anmeldung  des  Ob- 
jects  oder  Acts  zu  erfolgen  hat,  so  gewöhnlich  bei  den  indirecteu 
Verbrauch-,  manchen  Verkehr-,  Erbschaftsteuern;  bei  andern  Steuern 
dagegen,  so  bei  den  meisten  directen  Steuern  (mit  Ausnahmen,  z.  B. 
bei  der  Gewerbe-,  hie  und  da  der  Gebäudesteuer) vielfach  erst 
auf  Grund  einer  ausdrücklichen  Aufforderung  von  Fall 
zu  Fall  die  Ansage  geschehen  muss.  Die  Aosdehnnng  jener  allr 
gemeinen  Verpflichtung  kann  räthlich  sein. 

2)  Die  besonderen  Controlen  betreflfen  je  einielne  (wenn 
aneh  etwa  gleichzeitig  und  an  demselben  Orte  mehrere)  Stener- 
arten  nnd  Stenern,  nnd  aneh  diese  nieht  immer  allgemein  nnd 
bestftndig»  sondern  mehrfach  nnr  in  Beeng  anf  bestimmte  Ob- 
jectCy  Zeiten  nnd  Loealitlten.  Sie  kommen  aneh  bei  den  directen 
Stenern  yor,  so  sn  den  thatsftchlichen  Ermittinngen  flir  die  Zwecke 
nnd  in  den  Zeitpnnoten  nnd  Orten  der  Katasterarbeiten  filr  die 
Ertragsteuem ,  desgleichen  der  Aufnahme  des  Personenstands  ftr 
die  Personalsteuern,  der  Schätzung  des  Einkommens  und  Vermögens 
bei  den  directen  Steuern  darauf  (§.  553  ff.).  Wichtiger  und  zeit- 
lich und  örtlich  ausgedehnter,  so  dass  sie  hier  mitunter  fast  all- 
gemein für  die  ganze  Bevölkerung  und  das  ganze  Land  in  Kraft 
treten,  finden  sich  solche  besondere  Controlen  aber  bei  den  in- 
directen  Verbrauch-  uud  Verkehrsteuern,  namentlich  bei 
den  Zöllen,  Thorsteuern,  anderen  inländischen  Umlauf- 
steuern (Wein),  Monopolien,  den  Steuern  im  Anschluss  an  den 
Prodnotionsbetrieb  (§.  556,  560  ff.).  Hier  werden  dann  wohl 
>v  ganze  Oegendetti  wie  die  Grenzbesirke  bei  den  Zöllen, 
die  Umgebnngen  thorstenerpfliehtiger  Stildte,  der  Personen- 
nnd  Waarenyerkehr  Uber  die  Grenze  nnd  in  die  Stadt  hinein, 


")  Z.  B.  Zw&ng  zur  Anmeldanf?  des  Gewerbebeginns,  um  zur  Steuer  veranlagt  m 
werden,  zur  Anmeldang  des  Eintritts  der  Stcuerpflichtigkeit  eines  Hauses  bei  da 
Oebiodesteuer  nach  Ablauf  der  steuerfreien  Zeit  (preoss.  Gebindett). 
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tpeciell  der  Verkehr  m  gewissen  Waaren,  aiieb  der  Versand 
mancher  Terhianchstenerpflichtigen  Artikel  im  Inland  (MeU,  Ma]X| 
Wein,  Monopolartikel,  —  Begleitseheinverfahr«!  fllr  Objecte  innerer 
Verbranchstenem,  analog  demjenigen  ftlr  sollpfliehtige  Importartikel, 

fUr  welche  die  Zölle  an  der  Grenze  noch  nnberiehtigt  geblieben 
sind)  besonderen  Controlen  unterworfen.  Aehnlich  werden  ftir  die 
Productionsbetriebe  verbrauchsteuerpflichtiger  Artikel  (Tabak- 
felder, Tabak- Trockenböden,  Weinkeltern,  Bierbrauereien,  Brannt- 
weinbrennereien, Zuckerfabriken,  Tabakfabriken,  Salzwerke  u.  s.  w.), 
für  die  Fabriken  von  Monopolartikeln  und  ftlr  den  Verkehr 
mit  jenen  solche  besondere  Controlen  eingerichtet 

Im  Einzelnen  specialisiren  sich  die  letzteren  manchfaoh,  nach 
der  Beschaffenheit  der  Grenze,  des  Terrains,  den  Verkehrswegen 
nnd  Verkehrsmitteln,  der  Jahreszeit,  der  Volksdiohtigkeit,  nach 
liUidlichen  nnd  sttdiisehen  Verhältnissen,  bei  den  Prodnetionsbe> 
trieben  besenders  naoh  den  teohnisehen  Methoden,  Proeessen,  Werk- 
gerftthen  n.  s.  w.  in  ihnen.  Veritaidemngen  in  der  Prodnetion»- 
teehnik  (ZnekerfabrikationI)  bedingen  Öfters  andere  Controlen,  wie 
aneh  wohl  andere  Bestenerangsmethoden.  Der  fiscalisehe  Sebarf- 
sinn  bat  hier  einen  weiten  Spielraum  der  Bethätigung  (französische 
Verhältnisse,  americanische  Tabaksteuer)  und  oft  rechte  Mühe,  der 
technischen  Entwicklung  anf  dem  Fasse  zu  folgen  (österreichische 
Zuckersteuer). 

Wichtigere  und  zum  Theil  allgemeiner  verbreitete  besondere 
Controlen  bestehen  in  dem  Zwang  zu  der  „Buchführung  Uber  den 
steuerpflichtigen  Verkehr,  in  der  Sperre  der  Gewerbsvorrichtungen 
ausser  der  Daner  der  angemeldeten  steuerbaren  Acte,  in  der 
Reyision  der  Waarenvorrätbe ,  in  der  Fordemng  der  Nachweisung 
tiber  die  Versteuerung  in  Fällen,  wo  die  allgemeine  Controle  sie 
nieht  vorsohreibt,  in  Besohrftnknngen  des  Verkehrs  anf  gewisse 
Wege  nnd  Tagessdten  nnd  da,  wo  reehtliehe  Anseignngen  Tor- 
liegen,  selbst  in  Besebrilnknngen  der  persönlichen  freien  Bewegung 
(Passcontrole)"  (y.  Hock).")  Die  Vorschrift  snr  Benntsnng  des 
Stempels  als  Zeichen  der  yoUzogenen  Bestenemng  ist  auch  anf 
Verbranchstenem  anwendbar  (Spielkartenstempel,  russisch -ameri- 
canisches  Tabakfabrikatsteuersystem,  „Banderollen").  Ein  Zwang, 
nur  an  bestimmte  Personen  und  Geschäfte  das  steuerpflichtige 
Object  abzusetzen,  und  dies  nachzuweisen,  durch  die  Geschäfts- 


")  Oeif;  Abs.  S.  52.  50. 


Digitized  by  Google 


688  S*B.  2.K.  I.A.  Allg.8toiMiL  i.H.-A.  Stoawfinr.  6.A.  GontroleiL  §.588. 

bttcher  u.  s.  w.,  bestimmte  Verpackougsformen  anzuwenden,  kann 
hinzakommen  und  manches  Andre  mehr. 

C.  —  §.  588.  Nach  dem  Objeot,  an  welches  sich  die  Con- 
tiolen  knttpfen,  lassen  sieh  Personal-  Beal-  md  Umlauf- 
(Transport-)contiol6n,  anoh  wohl  nooh  Ahsatxoontroleo  nnter- 
seheiden,  welche  dann  wieder  in  mehrfaehe  Unterarteo  «erfallen, 
snm  Theil  in  Anknüpfung  an  die  Stenerarten.**)  Das  reiche 
Detail  der  Controlen,  welches  die  neneie  BesteneruDg,  abmnals 
hesonders  anf  dem  Gebiete  der  Verbranch sbestenerimg  zeigt, 
lässt  sich  im  Wesentlichen  aul'  ein  solches  drei-  oder  vierfaches 
Schema  zurllcklUhrcn. 

1)  Personalcontrolen  finden  statt 

a)  in  Betreff  der  ganzen  Bevölkerung  bei  solchen  Stenern, 
welche  eine  ganz  oder  grossentbeils  allgemeine  Stenerpflichtigkeit 
bedingen,  daher  bei  Kopf  ,  Familien-,  allgemeinen  personalen 
Classen-i  £inkonunen-|  Vermögensteuernj  ferner  bei  solchen  Steaem, 
welche  sich  an  gewisse  im  Leben  der  ganzen  Bevölkerong  notb- 
wendig  oder  regelmässig  vorkommende  Ereignisse,  Handinngen  etc. 
anknüpfen  I  so  bei  £rbscliallto-  nnd  vielen  Yerkelursteaem;  endlieh 
hei  Zöllen,  Thorslenem  n.  dg].,  wo  eine  allgemeine  Personalooii- 
trole  snr  Dnrchflihmng  der  Bealcontrole  wenigstens  erlaubt  sein 
moss,  wenn  sie  auch  iSsetiseh  mQd  gehandhabt  werden  kann. 

b)  Genauere  Personalcontrolen  Aber  die  Stenerp  flieht  igen 
speciell  (oder  mit  diesen  in  Verbindung  stehende  Personen)  er- 
folgen über  die  Waarenftihrer  bei  allen  Umlaufsteuem  (incL 
Zölle  und  Thorsteuern),  Uber  die  Debitantcn  von  Monopol- 
artikeh),  Uber  das  Personal  der  verbrauchsteaerpflichtigen  Pro- 
ductionsbetriebe. 

Bei  beiden  genannten  Arten  der  Personalcontrolen  hat  man 
öfters  noch  die  Coutroleu,  welche  sich  direct  gegen  diese  be- 
troffenen Personen  richten,  um  die  thatsächlichen  Ermittlungen  für 
die  Feststellung  der  Steuerschuldigkeiten  nnd  um  die  £ntrichtnng 
der  Steuern  durch  die  Pflichtigen  zu  sichern,  von  denjenigen  Con- 
trolen  zu  unterscheiden,  vralehen  die  Bevölkerung  und  der  Steuer» 
Pflichtige  allein  oder  sugkich  mit  Behnfii  Controle  der  Beamten 
unterliegt  Das  Verlangen  eines  Verweises  der  Steuerquittnng  an 
einen  höheren  Beamten,  oder  des  anderwetten  Nachweises,  dasa 

")  Ein  gutes  Bdi|ddi,  wie  sich  die  Controlen  dieses  Schemas  dum  bei  einet 
ciDzelnen  complicirten  Steuer  SfMulÜnii,  U^dui  die  Tabftkbeetenenuif.  S.  Schiffle, 

Tab.  Ztschr.  1879  S.  560  C 
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eine  Waare  verstenert  worden  sei,  kann  z.  B.  za  letzterem  Zweck 
erfolgen  (§.  560,  561). 

e)  Apart  stehen  dann  noch  die  Peraonaloontrolen  der  Beamten 
selbst:  ein  Intern  am  der  Stener?erwaltiuig,  welches  aber  für  die 
Fnncüon  des  ganzen  Controlweflens  bVohzt  wesentlieh  ist  (§.  590). 

8)  Realeontrolen  betreifen  die  saehlichen  Steoerobjeete. 
Sie  kommen  daher  wieder  fast  in  der  ganzen  Bestenenmg  vor,  so 
aneh  bei  den  Ertrag-,  Vermögen- ,  Einkommenstenem,  Erbschaft- 
Stenern  wfthrend  der  Katasteroperationmi  oder  thaisieUichen  S^ 
mittlnngen  (§.  551 — 561).  Besonders  ausgedehnt  und  wichtig  sind 
sie  jedoch  abermals  bei  den  indirecten  Verbrauch-,  auch  bei 
den  directen  Gebrauch-,  z.  B.  den  Wohnung-,  Luxussteuem. 
Hier  bilden  sie  sich  wohl  zu  einem  förmlichen  System  der  Con- 
trolen  aus  und  specialisiren  Bich  fein  und  vielfach  bei  den  einzelnen 
Stenern,  namentlich  nach  technischen  Verhältnissen  des 
Productionsbetriebs  u.  dgL  Am  Wichtigsten  sind  folgende 
zwei  Arten  der  Realeontrolen: 

a)  Controlen  Uber  bewegliche  Sachen.  Hier  gehen  die- 
selben theilweise  in  die  Kategorie  der  Umlauf  controlen  über,  so 
bei  zoll-  nnd  thorstenerpflichtigen,  bei  Monopolarfcikelny  bei  Ver- 
branehstenerobjecten,  welche  in  Versendung  begriffen  sind  (8tene^ 
Pflichtige  Bohstoffe,  s.'B.  Tabak,  Getreide,  dsgl.  Fabrikate;  s.  B. 
Tabakfabrikate,  Zneker,  Getrlake).  Theilw^  bestehen  hier  aber 
anch  eigene  besondere  („Material''-)  Controlen  Aber  Sadi- 
güter,  welche  als  Robstoff  oder  Fabrikat  erst  Inden  Handel 
übergehen  sollen  (Rohtabak -Gewichtsteuer,  Weinbesteoemng 
bciiii  Producenten,  Tabakt'abrikatsteuer)  oder  welche  als  Rohstoflf 
unmittelbar  in  einem  Pr oductionsbetrieb  (Fabrik)  ver- 
arbeitet werden  sollen  (Besteuerung  der  Ruhen  für  die  Zucker- 
gewinnung, des  Materials  fUr  die  Branntweinerzengung  u.  dgl.  m.). 

b)  Controlen  über  ganze  Productions betriebe,  umfassen- 
dere für  die  Zeit,  wo  der  Betrieb  in  Gang,  einfachere,  welche  aber 
nicht  fehlen  können  (Sperren  u.  dgl),  in  der  übrigen  Zeit  So 
besonders  bei  Stenern  auf  den  Tabakbau  (Flächensteuer,  Gewicht- 
stener,  Controle  der  Felder,  der  eingebrachten  Ernte)  und  beim 
Zwang  zur  Ablieferong  des  gewonnenen  Tabaks  (anch  Sakes, 
wenn  dessen  Gewinnung  frei)  an  Honopolyerwaltnngen,  femer  bei 
den  mehrfach  genannten  inneren  Verbranchsteaem(,»Fabrikations- 
eontrelen'O*  Gerade  diese  Controlen  mflssen  sich  genan  der  Technik 
des  Betriebs  anpassen,  wie  im  vorigen  §.  schon  bemeriLt  wurde. 

Jl.  W»tB«T,  ffMDZwiiMueliaft  IL  44 
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3)  Umlaaf-(Transport-) oontrolen.  Dieselben  yerfolgen  die 
steuerpflichtigen  Waaren  in  der  örtlichen  Bewegung  auf  dem 
Transport.  Dahin  gehören  also  gewisse  Controlen  bei  den  Zöllen, 
den  Thorsteuern,  den  inländischen  Circulationsabgaben  (Form  der 
Weinstener)  u.  s.  w.  Auch  für  bereits  verzollte  oder  einer  inneren 
Steuer  unterzogene  Waaren  können  solche  Controlen  vorkommen, 
z.  B.  bei  importirtem  Tabak  (England),  bei  Mehl  (Mahlsteuer),  bei 
Tabakfabrikaten,  um  den  Absatz  an  bestimmte  Peraonen  (Händ- 
ler, Fabrikanten),  .welchen  das  Gesetz  voraussetzt,  zu  yerbttrgen: 
hier  Terbinden  sich  die  Umlaufcontrolen  mit  AbsatsoontroleHy 
oder  gehen  in  sokhe  Aber,  eine  Kategorie,  welebe  man  mitaater 
noch  als  eine  besondere  antefseheiden  kann,  i.  B.  bei  gewiueB 
VerfaUtnisien  der  Tabakbeetenerang. 

IV.  —  §.  589.  Andere  Fragen  des  Controlweaeni. 

Unter  den.  lahlreieben  sonstigea  Poneten  des  Gostrohreeeiis 
betreffen  die  meisten  gewisse  Einielheiten  bei  den  ▼ersehiedenen 
Steuern.   Von  allgemeinerer  Bedeutung  sind  etwa  noch  folgende: 

A.  Die  Anwendung  des  Eides,  insbesondere  der  eidesstatt- 
lichen Versicherung  der  Steuerpflichtigen  in  Angelegenheiten, 
welche  ihre  Steuerverhilltnisse  betreffen.  Die  Vorschrift,  ent- 
sprechende Angaben  unter  Eid  zu  machen,  ist  ein  sehr  einfacher 
Weg  zur  Ermittlung  der  Thatsachen,  nach  welchen  sich  die  Steuer- 
schuldigkeit richtet,  und  zugleich  ein  höchst  einfaches  ControlmitteL 
Sie  spielt  im  no r damer icanis c hen  Steaerwesen  eine  so  besfor- 
ragendc  Rolle,  dass  man  in  ihr  eine  Grundlage  der  gaasen 
dortigen  Besteuening  erblicken  kann,  während  in  Europa,  namanl- 
liob  anf  dem  Continenty  die  Forderung  der  EidesaMegnng  in  Steuer 
saeheni  ausser  in  der  gewtthnfiehen  Art  bei  Geriefatsyerirnndlingeii, 
nnr  ansnahmsweise,  s.  B.  in  gewissen  Fallen  bd  Deelaratioiien 
lllr  Enikommensleaem  xl  dgl.  oder  in  StreitfUlen  in  Besag  anf 
Sebatiungen  des  Ebikommens  Torsnkommen  pflegt.*^) 

Den  Eid  so  wie  i^  Ameriea  snr  Gmndlage  der  Beetenemig 
zu  machen,  ersebeint  in  mehr  als  einer  Hinsiebt  bedenklich  und 
auch  von  dem  hierin  natürlich  nicht  allein  entscheidenden  tiscali- 
scheu  Standpuncte  betrachtet  kaum  richtig.   Man  mass  wohl  Hock 

»»)  Hock.  Fin.  Atnor.  8. 

So  kmü  aucii  in  d.  preusa.  Get.gob.  Uber  iankommenstoaer  dem  BedauMteji 
die  Eitliniiff  an  Eldcastett  ttber  die  in  Betr.  seines  Einkommens  von  Ükm  gemacilen 

Angaben  anujrlt  gt  werden,  widripenfaUs  die  angebrachte  Rf  rlarnntion  als  unbegrQndot 
zuiUckzuveisen  ist.  Aber  zu  diesem  Mittel  darf  diu  BezirkscooimiKsioQ  Dor  greifen, 
„wenn  e§  an  anderen  Mitteln,  die  Wahrheit  zu  ergründen,  fehlt."  Qtmts  fom 
1.  Mai  fSfil,  §.  16. 
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darin  beistimraen:  ,,die  Eide  in  dem  Maasse  zu  vermehren,  als  es 
die  Menge  der  Steueransagen  nöthig  macht,  Eide  zu  fordern,  die 
falBoh  sa  aohwören  ein  nahe  liegendes  Interesse  voriuuiden,  und 
.wenn  man  sie  fordert,  ihnen  durchweg  keinen  Glauben  zn  scheDken^ 
(da  die  VoUBtändigkeit  und  Biehtigkeit  der  eidlichen  Anlagen  in 
aBen  Fitttoi  tob  den  StoneroigaBen  geprüft  wird)  iit  nniweek- 
nUtaeig  und  widenpniehsvoll  und  Tenttfint  g^gen  die  MoinL"^*) 

B.  Oefteriy  namentUeh  in  Mherer  Zeit  —  jetst  sind  in  nneeren 
Staaten  diew  Beetimmmigen  groaiendieUB  gefallen  —  allgemeiner 
beeonden  M  den  inr  Defirandation  stark  anreisenden  Stenern,  M 
wekbeii  «ngleich  eine  Entdeckung  des  Unterschleifs  sehwieriger 
ist,  hat  man  die  Tbätigkeit  der  Controlbeamten  wohl  durch  An- 
theile  an  dem  fiscaliscben  Gewinn  bei  entdeckten  Defrandationen, 
sogen.  Ergreiferantheile,  anzuspornen  und  durch  ähnliche  An- 
theile,  sogen.  Denunciantenantheilc,  die  Mithilfe  von  Per- 
sonen aus  dem  Publicum  zur  Entdeckung  von  Unterschleifen  zu 
gewinnen  gesucht.  Daraus  konnte  sich  dann  ein  System  von  Be- 
lohnungen für  die  Beamten  und  die  Dennncianten  entwickeln. 
Solche  Antheile  und  Belohnungen  fanden  und  finden  sich  znm  TlieU 
noch  besonders  in  der  Vwwaltnng  der  indireoten  Stenern,  der 
ZttUoi  inneren  Yerbranehstenm,  des  Stempelwesens,  aoeh  in  Oe- 
bahrenswrigmiy  s.  B.  bei  der  Defraudation  Ton  Wegegeld.  Vom 
moraliseben  Staadpnnete  baben  namentiidi  die  Dsnnneianten- 
aaibeile  wobl  überwiegende  Bedoiken»  welebe  ibre  mOgüebste  Be- 
seitigung rfttblieb  maeben.  Frdlieb  wird  letitere  wieder  von  dem 
gnnien  Stande  der  Volksmorafitilt  bedingt  sein.  Aneb  die  Beamten- 
antheile  schädigen  leicht  die  Stellung  und  das  Ansehen  des  Ve^ 
waltungspersonals  und  müssen  wenigstens  thunlich  beschränkt 
werden.  In  der  indireoten  Besteuerung,  bei  Zöllen  und  inneren 
Verbrauchsteuern,  ist  ihre  völlige  Beseitigung  aber  auch  wieder 
vom  allgemeinen  moralischen  Niveau  der  Bevölkerung,  der  Ge- 
schäfts und  Beamten  kreise ,  dann  auch  wohl  von  der  Verein- 
fachung und  Ermässigung  des  Zolltarifs  mit  abhängig.  £twaB 
Schönes  sind  sie  unter  keinen  Umständen.'^) 

»)  Fin.  Auer.  S.  81, 80.  —  Schiffle  w!h  d.  Tab.enqa.  Ttk  Ztoehr.  1879  a646: 
«Die  angeblich  geringfügige  Hinterziehung  (der  amcr.  Tabustever)  eiilärt  sich  weniger 
»08  der  umfassenden  Anwendung  des  Untersuchungseids  —  „Eide  im  Zollhaus"  sollen 
nicht  schwer  genommen  werden  — ,  als  vielmehr  aus  den  sehr  harten  Gefängniss-  u.  Geld- 
■trafen,  die  eine  sehr  aoharfe,  obwohl  sparsam  gebranchte  Waffe  der  Verwaltung  bilden," 

")  Hock,  öff.  Abg.  S.  53.  der  den  vöUigeu  Verzicht  auf  Ergreiferantheile  „wie 
die  Sachen  non  einmal  liegen",  nicht  fOr  thnnlich  hält.  Er  läth,  fOr  diese  Antheile 
eine  gemeinanM  Öm  a  hUdea.  Auf  hebmig  der  gteeld.  StiaflinflksUa  dar  Denm- 
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C.  Mit  ihren  Controlen  greift  die  Steuerverwaltung  unver- 
meidlich in  die  Sphäre  der  persönlichen  Freiheit  der 
Bevölkerung  und  in  die  Freiheit  des  wirthschaftlichen 
Verkehrs,  öfters  ziemlich  tief,  ein.  Das  Recht  dazu  wird  ihr 
bei  den  modernen  Culturvölkem  regelmäsBig  durch  das  Steuer- 
gesetz  gegeben.  Letztem  kann  aber  nicht  jedes  Detail  der 
Oontrole  feststellen.  Das  rnnss  vielmehr  wieder  durch  Verord- 
nnngen  der  Verwaltong  geschehen,  zn  deren  Brlass  dieselbe  die 
geseteHohe  Ermitohtigiing  eriüUt  Um  so  nothwendiger  ist  hier 
nun  aaoh  wieder  die  sweekmftssige  Organisation  des  Be- 
sehwerderechts und  die  Einrftnmnng  eines  administrativen 
Elagerechts  an  die  von  den  Controlen  Betroffenen.  Gegenftber 
den  Härten  und  Hlngeln  des  Gesetses  selbst  aber,  welehe  eben 
oft  erst  bei  der  Vollziehung  hervortreten,  erweist  sich  hier  das 
P e ti t i o n s r e c h t  an  die  Regierung  und  an  die  Volksvertretung 
zur  HeibeifUljrung  einer  Aenderung  des  Gesetzes  von  grosser 
priucipieller  und  practischer  Bedeutung  für  das  ganze  Gebiet  der 
Controlen.*')  Namentlich  im  Bereich  der  indirecten  Besteue- 
rung sind  Beschwerde-,  Klag-  und  Petitionsrecht  die  Mittel,  um  zn 
einer  relativ  genügenden,  nicht  mehr  als  nöthig  die  freie  Bewegung 
der  Personen  und  Gtiter  hemmenden  (Gestaltung  und  an  einer 
richtigen  Handhabung  der  Stenercontrolcn  zu  gelangen. 

V.  —  §.  590.  Der  Controldienst.  Er  zerfällt  in  den 
yyftnsseren''  gegenüber  dem  Fnblienm  nnd  in  den  y,inneren*' 
gegenttber  den  Beamten  selbst 

A.  Die  Ansflbnng  der  Stenereontrolen  ttber  die  BevOlkemng 
Überhaupt  nnd  die  Steuerpflichtigen  speeiell  erfolgt  theils  doreh 
diejenigen  Organe  der  Verwaltung,  welehe  die  tbatsächlichen  £r- 
mittlnngen  znr  Feststellung  der  Stenenehnldigkeiten  unmittelbar 
vorzunehmen  und  die  Steuern  zn  erheben  haben,  mehr  oder 
weniger  im  directen  Anschluss  an  diese  Functionen,  theils  durch 
besondere  Organe  eigens  für  den  Controldienst 


zianten  durch  d.  prcuss.  Ges.  v.  23.  Jan.  183S  §.  61  wegen  Untersuch,  u.  Bestraf, 
der  Zollvergehen.  Aus  dem  Betrag  der  eingezo^.  (jcldstrHfen  u.  dem  Erlös  der  Oon- 
fiscate  wird  eü»  (iratific-  u.  Unterstütz.fonds  f.  ZolUieiiuite  u.  deren  Angehörige  gebildet. 
In  Baicrn  nach  ZoUstrafges.  v.  1S37  die  Hälfte  des  Werths  der  Geldstrafen  u.  Ton- 
hscate  bei  den  Zöllen  au  Anzeiger,  die  andere  Hälfte  an  einen  Untentatz.fond8  der 
ZoUrervmlt  Nach  d.  pTenst.  Stempeigesets  1822  §.  83  erhaHen  DenmixfaiiteB  afai 
Drittel  der  festgesetzten  Stempelstrafen. 

Vgl  auch  hier  bes.  Stein,  Inn.  Verw.1.  I,  (iü— 153  (1.  A.).  Auch  oben 
§.  682  £  Ober  die  analogen  Yerh&ltnisae  bei  den  ßedamationen  in  Betr.  der  Venn- 
lagong  mid  EAebnng  der  Steneni. 
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Die  enteren  reichen  meistens  bei  den  direoten  Einkommen-^ 
Ertrag-  n.  b.  w.  Stenern  m.  Bei  den  Verbmnohstenem,  beeonden 
den  wiehtigsten  Eategorieen  der  indireeten,  wo  Schleiohhandel 
n.  dgl.  drobt|  sind  dagegen  nmfassendere  Personat-i  Real-  nnd  Um- 
lanfcontrolen,  ancb  ftrmlicbe  OertlicbkeitBcontrolen  nothwendSg,  fllr 
welche  besondere  Organe  nnenftehrlich  sind.  Diese  bestehen  in 
dem  oft  sehr  zahlreichen  Personal  der  Grenzwftcbter  n.  s.  w. 
für  die  Bewachung  der  Zollgrenze  und  llir  die  Durchstreifung  des 
Grenzdistricts ,  in  ähnlichen  Organen  für  die  Bewachung  der  Ver- 
zehrungssteuerliuien  der  Städte.  Auch  zur  Verhütung  von  Defrau- 
dationen in  Bezug  auf  die  Staatsmonopolartikel  und  auf  die  Steuern, 
welche  sich  an  den  privaten  Productionsbetrieb  anschliessen,  wo 
in  beiden  Fällen  das  geheime  Herausbringen  von  Artikeln,  im 
letzteren  auch  der  geheimefiezug  von  unversteuertem  Rohstoff  n.  dgl., 
die  Vornahme  nicht  angemeldeter  Betriebsactc  verhindert  werden 
mnsSi  ist  ein  besonderes  Controlpersonal  eri'orderlich.  Die  Organi- 
sation nnd  Anzahl  dieses  wie  des  Grenswaehperaonals  hängt 
wesentlich  mit  von  der  Einricbtong  der  betreffenden  Stenern,  dem 
Umfang  der  ZolUarifCi  der  Hobe  der  Stenersitae,  dann  Ton  geo- 
graphischen Verhültnissen,  ancb  von  den  FrodnctionsTerblltnissen 
(s.  B.  bei  der  Branntwembrennerei,  ob  sie  mehr,  wie  bei  nns,  eine 
decentraiisirte  landwirthscballliche  oder,  wie  in  England,  eine  rela- 
tiv centralisirte ,  mehr  städtische  Industrie  ist),  endlich  wieder  von 
Moral  und  Rechtssinn  der  Bevölkerung,  der  Geschäfts-  und  Be 
amtenkreise  mit  ab.  Daher  unvermeidlich  viel  zeitliche  und  ört- 
liche Unterschiede.  Ans  der  Vergleichung  der  Zahl  der  unmittel- 
baren Controlorgane  ist  deshalb  auch  nicht  wohl  ein  Schluss  auf 
die  Güte  der  Steuerverwaltung  zu  ziehen.  Nattirlich  richten  sich 
die  ErhebuDgskosten  der  Stenern  wesentlich  mit  nach  der  Zahl 
dieses  Personals.*®) 

Zn  dem  letzteren  müssen  dann  wieder  höhere,  Anisichts-  n.  s.  w. 
Organe  lunsntreten,  welche  die  richtige  sorglWge  Ansflbnng  des 
Controldiensts  des  unteren  Personals  ttberwacben. 

B.  Der  innere  Oontrol dienst  Uber  die  Beamten  selbst, 
daher  namentlich  Aber  die  Erhebnngsbeamten,  Caasen beamten, 
gebort  nicht  nSher  an  dem  hier  erörterten  Gegeiistande  der  Stener- 
controlen.  Er  ist  ancb  keine  Angelegenheit  anssddiesslieb  der 
Stenerverwaltung  nnd  nicht  specifiscb  eigenthttmllcb  mir  diese 


S.  aber  Preasüou  die  Uatea  obua  S.  65&  Note  20. 
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einzürichten,  sondern  eine  allgemeine  Angelegenheit  der  Finanz - 
yerwaltang  ttberhanpt.  Nur  der  grosse  Umfang  der  Steuer^erwal- 
tang  und  die  Complicirtheit  und  Mannigfaltigkeit  der  Aufgaben  in 
Bezug  auf  thatsächliche  Ermittlungen  nnd  auf  die  Erhebung  giebt 
dem  inneren  Gontroldienat  im  Stenerwesen  thatsäohlich  meietemi 
eine  grOMeie  Bedentang  als  in  anderen  Zweigen  des  Finanswesens. 
Daher  ist  im  liOheren  wie  svm  Tbeil  amsh  im  mitlleien  Dienst  ein 
mehr  oder,  weniger  umfangreiches  eigenes  Personal  Ton  y|flber- 
waehenden'*  Beamten  gerade  fftt  die  Ansflhnng  der  Oontrole 
Uber  die  Beamten,  welche  die  Thalsaehen  filr  die  Bemessung  der 
Sleuerschuldigkeiten  ermitteln  ^  Stenern  erheben  nnd  Steuercassen 
verwalten,  erforderlich,  ein  Personal,  das  auch  von  den  eigentlich 
leitenden  Beamten  der  Steuer  Verwaltung  noch  zu  unterscheiden  ist. 

Diese  Uberwachenden  Beamten  können  eventuell  neben  ihren 
Functionen  gegenüber  den  genannten  Beamten  auch  noch  zum 
Zweck  dieser  Controle  gewisse  Thätigkeiten  bei  der  Ermittlung 
der  Thatsachen,  die  man  zur  Besteuerung  des  Publicums  kennen 
muss,  mit  übernehmen.  Man  kann  alsdann  mit  Hock,  welcher 
den  Ueberwachungsdienst  näher,  als  es  geboten  nnd  zweckmilssig 
erscheint,  mit  demjenigen  znr  Ermittlang  der  genannten  Tbataaehea 
in  Verbindnng  bringt,  die  An^saben  der  Ueberwaehongsbeamten  in 
Kflrse  also  snsammenfassen:  „sie  sehen  damnf,  dass  kein  sleaer^ 
baier  Aet  der  Entriehtnng  der  Abgabe  nnd  dem  ToUen  gebtthren* 
den  Maasse  derselben  sieh  entsiehe;  sie  erheben  nnd  sammeln  die 
Elemente  der  Stenerbemessang  oder  prüfen  die  diesflUigen  An- 
gaben der  Stenerpflicbtigen  (oder,  wohl  richtiger:  sie  liberwaehen 
die  Erhebnng  und  Sammlang  dieser  Elemente  und  die  Prüfung 
dieser  Angaben  Seitens  der  damit  betrauten  Organe);  und  sie 
untersuchen  in  ihren  höheren  Graden,  ob  die  Beamten,  welche  die 
Steuern  bemessen  und  einheben,  dies  genau  und  nach  Vorschrift 
gethan  haben.  Sie  müssen  frei  beweglich  sein,  denn  es  darf  keinen 
Ort  und  keine  Stunde  geben,  wo  nicht  ihr  Erscheinen  gefürchtet 
werden  kann;  itir  sie  giebt  es  keine  bestimmten  Amtsstonden, 
keinen  regehnttssigen  Kreislauf  der  Geschäfte.''^») 

Im  Einzelnen  muss  auch  der  bOhere  Controldienst  nach  den 
Verhältnissen  der  einielnen  Stenern  mit  eingerichtet  werden,  so> 
wohl  in  Betreff  der  inneren  als  der  insseren  Conlrole.*^) 

Hock,  0£  Abf.  S.  44. 

**)  Inteiess.  Einriebt  des  ControldiflHli  gegenüber  dem  Publicum  n.  den  Beamtea 
in  Americ*  bei  der  dortigen  Tabakbestenerung.  Schäffle.  Tub.  Ztst  Jir.  l«sT'»  S.  ößfi  ff., 
nach  d.  £nqa6to^  EiniidiU  einet  CLeheimpolizeidiensts  L  besondere  Fiüe.  Zu  den 
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6.  Abschnitt 
Me  kwtgiSMm  der  StenaTcrwattmif  • 

n.    Die  Ausführnng  der  Besteuernng. 

D.    Die  Steuer  strafen. 

Auch  dieser  practisch  und  prinzipiell  wiclitifrc  Gegenstand  ist  bisher  in  der 
Fiiumzwissenschaft  gewöhnlich  kaum  auch  nur  berührt  wordexL  H6chsteati,  dasa  man 
iB  der  tpec  Stooeilelire  dieses  oder  jeaes  dueln«  StaMvrMgdisii  und  die  dsAir  aa- 
gcdrobtu  Strafe  er^'ähnto.  Der  Gegenstand  gehört  aber,  ebenso  wie  das  GoDtnlweBeil, 
in  die  aiigemeinc  äteuerluhre  und  giebt  zu  manchen  Streitfragen  Anlaas. 

Aus  der  allgemeinen  fioanzwh».  Literatur  ist  vornemlich  wieder  nur  aof  Hock, 
981  Abg.  8.  54  —  57  und  auf  L.  Stein  II,  543,  546  zu  rerweissn:  ersterer  wie  ge- 
wöhnlich so  auch  hier  mit  wenigen,  aber  trelFenden  Bemerkungen  den  Gegenstand  in 
vorsüxüchec  Weise  erledigend,  ohne  ihn  indessen  im  nothwendicen  Zusammenhang 
mit  der  duichtniif  imd  Onuidlage  der  ganxen  Bestooemng  zu  bdisndebi.  Avoh  in 
seineil  pract  Werken  tibi-r  dit;  Finanzen  Frankreichs  u,  Americas  schenkt  Hock  dem 
Gegenstand  überall  die  gebührende  Aufmerksamkeit  Stein  hat  scharf  u.  richtig  das 
Steoerrergehen  tob  anderen  mit  der  Besteuerung  irgendwie  in  Zusammenhang  stehen- 
den strafbaren  Handlungen  unterschieden  u.  es  richtig  characterisirt.  Niclit  ganz  zu- 
treffend ist  aber  die  Aufstellung  ?on  2  Katcgorieen  des  Thatbestands  des  Vergehens: 
falsche  Angaben  u.  Verheimlichung  de:>  bteuerobjects;  unrichtig  femer  ,4)e£raudation'* 
v.  Steaerbetriif  (als  fUsehe  Angabe  rerbundeo  mit  Filschnngen  in  d.  Boehhaltnng) 
zu  identificiren.  Auch  die  Beschränkung  der  Steuerstrafe  auf  ein  System  von  „Bussen 
mit  progress.  Straffuss''  geht  zu  weit  n.  die  Motinrung  dafür,  dass  „Jodes  (?)  Steuer- 
vergehen zuglddi  eiBOB  MsBgd  ta  Obioige  tob  Selten  der  yerviltnBg  enlhilt,  oller 
Schmuggel  aber  nur  durch  verkehrte  Tarife  mOglich  wird  (!!)",  ist  ganz  schief  and 
unhaltbar.  Als  ob  die  Steuertarifc  eben  nirht  wieder  von  StonerbodorC  QOd  TOB  der 
Nothwendigkeit  gleichmässiger  Besteuerung  abhingcn! 

AufflUiger  aber  noch  als  das  übliche  Stillschweigen  der  finanzwissensoh.  Werke 
über  das  Steuerstrafwo-.i'n  ist  dii-  ebenfalls  wenigstens  in  der  deutschen  systcma- 
tischen  u.  dogmatischen  strafrechtlichen  Literatur  so  gut  wie  ganz  fehlende 
priBcipielle  BelrnndloBg  dieses  wichtigoB  oBd  keiaeiwegs  OBiBlereosoBtoB Beohto- 
g*-biets.  Da  dasselbe  alliniings  vielfach  vom  sonstigen  Strafrecht  in  der  Gnindlage 
und  dt-r  Ausfiilirung  abweicht,  bo  ergiebt  sich  hi<?r  niaiK'ho  fontroverse,  deren  tiefere 
Bebaudlang  auf  die  oberiten  rechtsphüusophi^chcu  l'riucipieu  des  Strafrechts  hinfuhrt 
Ausser  in  den  Commeotaren  der  Steoergosetze  aber  findet  oicli  kaum  eine  Erörterung 
über  Wesen  und  Arten  d«  r  Steuervergehen  u.  Strafen  in  unserer  strafrcchtl.  Literatur, 
Sogar  so  umfassende  Werke  wie  das  v.  Uoltzendorff 'sehe  Sammelwerk  „Uandb.  d. 
D.  Strafipedili  ia  Eisselbeitr&gen'*  (3  B.  BeiL  1871—74)  enthalten  so  gnt  vie  nichts 
dartlber.  wsi  dudh  du-  übliche  Gestaltung  des  positiven  Kcchts  doch  kaum  gentlgend 
entschuldigt  wird.  In  der  Kegel  befinden  sich  nemUch  die  strafrechtlichen  Be- 
stimmungen des  Steuerrechts  nicht,  wie  die  gewöhnlichen  sonstigen,  in  den  Gesetzen 
•ber  Stnftedhl,  in  den  neueren  Strafgesetzbtlchem,  sondern  in  den  einzelnen 
Steuergesetzen.  Aber  si<'  bilden  doch  einen  wichtigen  Bcstandtheil  des  Landes- 
■liafrechts,  der  gerade  mit  der  Ausdehnung  und  Verfeinerung  der  indirecten,  der 
Teritdm-,  StempelbesteneniBg  md  odt  der  EiBbUigening  des  AnnfOfniBcipB  aad 
Declarationszwangs  in  HauptfoUetoa  der  dirscten  BeitsBeniBf  iflUBer  iriditiger  «id 
juristisch  immer  schwieriger  wird. 

Die  Cximinalisten  rechtfertigen  diesen  Anschlnss  des  Steuerstiafrsclits  und  des 
venrandtOB  JPottMdthamnAl^  aUeidiBgi  daait,  da«  sie  elBe  priBcipielle  OroBso 


CoDtrolbeamteB  gdlAren  auch  die  Stempelfiscale,  die  in  Preusseu  nach  dem 
Siempelges.  t.  7.  Hin  1822  §.  S4  die  Aufgabe  haben,  namentl.  auch  die  Verhand- 
lungen, Acten  u.  s.  w.  der  Behörden  in  Bez.  auf  die  riclitif^'o  Erfüllung  des  Stempel- 
gesetzes stt  controliron.  Ansdehn.  dieser  Gontrole  auf  die  iievittion  der  Actiengesellsch. 
durch  Gen  v.  26.  Mü  iWt,  Diese  FiMile  beiteteii  hA  d.  PivrinftitaiMidiiwtiOAen. 
Sie  kftnaeik  auch  Private  nöthigen,  tick  ihrer  Coainle  so  OBteivecbB.  Vgl.  Hoff* 
mBBB,  L,  T*  d.  Steueoi  S.  486  iL 
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für  das  „eigentlich»  "  Strafrecht  mittelst  einer  bestimmten  Definition  des  Begriffs 
„Verbrechen"  zu  ziehen  suchen,  vgl.  t.  Holtzendorff  a.  a.  0.  I.  4  ff.  Allein  hier 
wifd  das  Dinfon  dooh  Gevilt  angethan  und  gerade  der  Nonnalfall  der  Stenerdefraa- 
dation,  wo  böse  Absicht  zu  Grunde  lieg:t,  willkührlich  aus;^eschlossen.  Hier  liegt 
dasselbe  „Unrechtsmoment"  Tor,  wie  bei  einer  groesea  Keihe  gemeiner  Verbrechen. 
Jen«  Greüssleliiiiig  entsprloht  £raÜic1i  nur  n  Mbr  dem  ZnitMid  des  BecMsberaitsetais 
itt  Volke,  der  laxen  Auffassung  der  Steuerrergehen.  Dadurch  wird  es  aber  nicht 
gerechtfertigt,  dass  unsere  Criminalisten  bisher  den  letzteren  keinen  Platz  im  System 
des  Strafrechts  einräumten.  £s  zeigt  sich  hier  wieder  in  einem  characteristischen 
Beispiel,  wie  schwer  der  FortBchritt  zn  einer  wahrhaft  gemein wirthschaftlicheft*^ 
und  demgem&ss  wahrhaft  „öffentlich-rechtlichen"  Auffassung  der  Vermögens- 
Terhältnisse  ist  Alle  Anschauungen  unserer  Juristen,  sogar  der  sonst  weitsichti- 
wum  GrimiullMeii,  stoben  hier  noch  im  Banne  piiratwirtliBchafOidier  n.  fixlfatre^- 
Uoliar  Cküielltspuncte.  Mau  würde  sonst  wenigstens  die  böswillige  SteuerdefraudalioB 
grondsitzlich  unter  die  „ßereichemngsrerbrechen*'  reihen  und  sie  so  mit  dem  ,3etrw**« 
wenn  auch  noch  nicht  identificiren ,  so  doch  als  ein  demselben  gleichartigea  Ytt' 
blechen,  bez.  Vergehen  zusammenstellen  (s.  v.  Holtzendorff,  Strafrecht  lU,  621  it.). 

Weniger  auffkllig.  aber  darum  nicht  weniger  bedauemswerth  ist,  dasg  auch  im 
deutschen  Verwaltungsrecht  das  Steuerstrafrecht  noch  nicht  angemessen  be- 
handelt  tat  Es  barrt  hier,  wie  das  ganze  Yenraltnagsetrafirecht,  dessen  Theil  es  ist, 
„noch  immer  in  drr  deutschen  Wissenschaft  seiner  Begründung  ii.  seines  so  vrichtigen 
Strafyrincifs**  (Stein,  1,  545).  Selbst  v.  Bönne  ist  fUr  Preussen  hier  sehr  dürftig. 
Kme  Bcaneilmngeii  ober  das  bestehende  prenss.  Becht  nnd  AndeotnnceB  de  lege 
fersnda  giebt  Gneist,  z.  B.  Yerwalt,  Jnstis  ilb.w.  8w  280,  392,  puäm  im  „Reehto- 
statf*  2.  A.,  z.  B.  S.  318. 

Des  positire  Steuerstrafrecht  ist  bisher  bei  uns  wie  in  anderen  Staaten 
nns  Oflkfenheitsgesetzgebunf  v.  be^bt  ens  Bestimmungen,  welche  in  den  ei  meinen 
Steuergesetzen  gleich  im  Zusammenhang  mit  der  Kegelnng  der  einzelnen  Steuer  ge- 
troffen werden.  Wegen  seiner  besonderen  practischen  Wichtigkeit  u.  seines  fmedellereo 
Detalk  tat  Mer  nsmendieb  das  ZoHsCnftecht  aaeh  ftr  den  iblfenden  das  fiten watraf- 
recht  nur  generell  behandelnden  Abschnitt  hervorzuheben.  S.  fbr  Deutschland, 
V.  Könne,  preuss.  Staatsr.  3.  A.  II.  2.  Abth.  S.  tUI'i,  ders.  Staatsr.  d.  D.  Reichs,  2.  A. 
II,  1.  Abth.  S.  104.  Bei  den  Vcrhandl.  im  J.  1S36  hatte»  sich  die  Regierungen  im 
Zollverein  nur  aber  „leitende  Grundsatze**  des  Zollstraf^chts  verstindigt,  aber 
die  Zollstrafgesetze  eigens  redigirt.  So  Preussen  im  Ges.  ?.  23.  Jan.  183S  wegen 
Untersuch,  u.  Bestrat  d.  Zollvergehen.  Nach  d.  Zollvereinsvertr.  v.  8.  Juli  1667  gehört 
die  Competans  socb  aaf  diesem  Gebiete  den  gesetzgebenden  Faotonn  des  ZeDrenins, 
jetzt  des  D.  Reichs.  Daher  sind  jetzt  massgebend  d.  Vereinsges.  v.  1$.  Mai  IS6S  u. 
die  §§.  134—165  des  Vereinszollgesetzcs  v.  I.Juli  1869.  Für  das  Strafverfahren 
blieben  aber  die  Landesgesetze  noch  in  Kraft  Ftlr  Preussen  Ges.  v.  23.  Jan.  1838 
betr.  Untersach.  u.  Bestraf,  d.  Zollvergehen.  Sonst  sind  t  DeetseU.  wie  t  andere 
Länder  bes.  die  Gesetze  tiber  indirecte  Verbrauchsteuern,  nam.  W^ein-,  Bier-, 
Branntwein-,  Tabak-,  Zucker-,  Mahl-  n.  Schlachtst,  aber  Monopolien  u.  s.  w.,  ferner 
über  Stempel-  n.  Begistersbfaben  o.  dgL  ab  releh  an  StfifbesÜmmeigeB  aller 
Axt  in  nennen.  Aus  der  directen  Besteuerung  p:eh5ren  vorncmlich  die  Vorschriften 
Ober  Anmelde-  und  Declarations zwang  bezüglich  der  fUr  Unterlassongen  und 
fslsche  Angaben  angedrohten  Strafen  hieher.  Daher  fehlen  solche  Bestimmungen 
vielfach  noch  tui  ganz,  etwa  von  kleinen  Ordnungsstrafen  für  Verletzung  von  Contnl- 
und  Anmeldnngsvorschriften  abgesehen ,  in  Staaten ,  welche  bloss  die  ilteren  Ertrag- 
Steuern,  ohne  dio  LeihzinssL,  und  keine  Einkommen-  und  Vermögenst.  oder  fUr  die 
EtnlLst  v.  s.  ir.  keinen  Declar.zwang  hsibsn  (Prsossen).  Anders,  wo  dies  Princip 
angenommen  ist,  so  z.  B.  in  d.  k.  sächs.  Eink.stges.  v.  22.  Dec.  1874  §.  fi2  — 69, 
in  £ib8ch.st.gesetzen,  so  auch  im  neuen  preuss.  v.  30.  Mai  1873,  §.  41—45.  Sehr 
«mfbssend  und  einschneidend  ^d  nich  der  ganzen  Omndlage  und  ElnriditQng  der 
Besteuerung  die  Strafbestimmungen  für  Steuerrergehen  in  Nordamerica.  s.  daraber 
für  dio  Zeit  der  60er  Jahre  Hock's  Fin.  Am.:  zur  Characteristik  der  Verhältnisse  in 
einem  einzelneu  Beispiel  bes.  die  drakonischen  Straf  bestimm  ungen  in  der  americ 
Tabakst-gesetzgeb.  (Tab.enqa.  B.  m,  501;  Schäffle,  Tüb.  Ztschr.  1879,  S.  556  ff., 
641  ff.  ;  Fels  er  in  Hirth's  Annalen  1878,  S.  m  If'.).  Fur  Engjland  sind  die  Straf- 
bestinuniuigea  bei  Weigerang  ?oa  Angaben  and  falschen  Angaben  in  Sched.  D  der 
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Einkjrt.  (gewerbl.  Eink/i  bcachtenswerth .  5  u.  6.  Vict.  cap.  35,  Art.  100—145,  s. 
(ineist,  engl.  Vcrw.r.  2.  A.  II,  797.  —  Bei  der  so  ausserordentlich  complicirteu  und 
fiscalischen  (lesetzgcbung  über  indirecte  Steuern,  Stempel  n.  s.  w.  in  Frankreich 
sind  auch  die  Straf  bestimmungon  hier  fein  aosgebildet.  s.  bes.  Hock 's  FiD.verw. 
Frankreichs  u.  das  g^rosse  Weit  ron  Olibo,  codoB  des  contiibat  iadir.  et  des  octrois, 
5.  ed.  3  ?ol.  Lyon  1878—79. 

L  —  §•  691.  Das  Steververgeheii. 
'  A.  Begriff  und  Wesen  desselben. 

Ein  Steneireigelien  ist  diejenige  gesetzwidrige  und 
mit  Strafe  bedrohte  (versnobte  oder  yollfttbrfte)  Handlung 
(bes.  aneb  .ünterlassvDg)  einer  PerBon,  dnroh  welebe  die 
gesetzliche  Veranlagung  oder  Erhebung  einer  Steuer  zum 
Nachtheil  der  Steuercasse  unmöglich  gemacht  oder  im 
Betrage  verkürzt  oder  durch  welche  gegen  die  gesetz- 
lichen Controlvorsc h riften  Verstössen  wird.  Die  hierbei 
erfolgende  Hinterziehung  von  Steuern  ist  die  sogen.  Defraudation.*) 

Das  Steuervergehen  deckt  sich  also  nicht  mit  jeder  irgend  wie 
an  die  Besteuerung  sich  knüpfenden  oder  selbst  durch  sie  veran- 
lassten an  sich  nach  dem  geltenden  Strafrecht  strafbaren  Hand- 
lung. Wohl  aber  kann  es  in  letzterer  sofort  mit  enthalten  sein^ 
s.  B.  wenn  falsolie  Stompehnarken  itlr  den  eigenen  Gebrauch  her- 
gestellt und  verwendet  oder  von  Anderen  geflUsobte  wissentlieb 
gebnaebt  weiden.  Oder  das  Steuervergehen  fBbrt  in  seinem  Ver- 
lauf eine  andere,  allgemein  strafbare  Handlung  mit  sieb,  s.  B.  die 
KOiperverletsung  emes  verfolgenden  Steuerbeaniten  beim  Schmuggel. 
Immer  ist  zwischen  dem  Steuervergehen  und  ebier  soleben  anderen 
strafbaren  Handlung  dann  scharf  zn  unterscheiden. 

Die  mancherlei  Steuervergehen  und  Defraudationen  bei  den 
verschiedenen  Steuern  lassen  sich  vomemlich  auf  die  beiden 
Schemata  der  Unterlassung  vorgeschriebener  Steuer  an  sagen 
Seitens  des  Steuerpflichtigen  und  der  falschen  Angaben  bei 
diesen  Steueransagen  zurückführen.  Unter  das  erste  Schema  ge- 
hören auch  die  Verbeimlichangen^)  von  Steaerolti^^i^i 

')  Vgl  Stein  I.  546,  Hock,  ölf.  Abg.  S.  55.  —  Stoaerrttckstände  (§.  581) 
MMen  mir  bedingt  den  Thttbestand  eines  Steaerrergdiens,  so  i.  B.  im  Falle  bAs- 

villigen  Unterlassens  der  Steaerentrichtong  Uber  die  gestattete  Frist  hinaus.  Die 
Stenerexecutionsmassregeln  sind  auch  nur  theilweisc  als  Strafmassregeln  zu  charac- 
terisireo.  —  Die  mit  dem  Stcuergesetz  tlbereinstimmenden  Verordnungen  der  Ver^ 
wahxag  vertreten  legis  viccm,  so  dass  ^c^^tösse  dagegen  zu  den  Stenenagiabeil 
gehören.  Behauptete  Widersprüche  zwischen  dem  Gesetz  und  den  Verordnunp^en  auch 
in  Betr.  der  Vergehen  und  Straf  bestinuniingea  sind  wieder  durch  das  Institot  dos 
idniiiisIntiTia  Kufnebts  nm  Awtitf  n  bringen. 

Die  also  nur  als  Si>ecics  einer  Art  von  Vergeben  den  fnlscben  Angaben 
fSgonttbenoAteUen  sind,  was  Stein,  I,  546  abemehu 


Digitized  by  Google 


^98  3. fi. 2. iL  I.A.  AUg.SteoaL  4.H.-A.SteiLf«nr.  6.A.  ^kiifiuL  §.691— &93. 

beim  Grenz-  nnd  Tborschmuggel  zur  Hinterziehung  von  Zöllen  und 
OetroiB)  ferner  die  Vornahme  von  Productionsprocessen  in  der  Yer- 
brauchsbesteuerung  der  Productionsbetriebe  ohne  Anmeldung  M 
der  Steaerbehürde,  daher  ohne  die  Gegenwart  controlircnder  Stener- 
organe;  dann  uch  die  Unterlasanng  gebotener  Handiangen  liei 
den  Verkehrsteaern,  s.  B.  der  Anwendong  von  Stanentempeln, 
der  Anmeldung  von  BeehtBgeeeliftften  snr  Begistrimng.  Zn  den 
falsehen  Angaben  zählen  auch  die  absichfllchen  IrrefUiningen 
der  Stenerbeamten,  welche  die  Goatrolen  ansznllben  nnd  die  tfaat- 
sScUichen  Ermitflnngen  m  Feststellnng  der  Stenersehnldif^rait 
vorzunehmen  haben,  femer  die  absichtlichen  Störungen  der  Mesa- 
Instrumente  oder  Apparate,  durch  welche  bei  Verbrauchsteuern  die 
steuerpflichtigen  Mengen  und  QualitUten  der  Objecte  ermittelt  werden 
(Alcoholo-,  Saccharometer  bei  der  Branntwein-^  Zuckersteuer,  Meas- 
apparate  der  Mahlsteuer  —  in  Italien  — ). 

B.  —  §.  592.   Vorkommen  der  Steuervergehen. 

Die  Gelegenheit  und  der  Anreiz  zu  Steuervergehen,  daher 
auch  deren  Häufigkeit,  femer  die  Arten  und  der  Umfang  dieser 
Vergehen  geetatoi  sich  wieder  bei  den  grossen  Kategorieen 
des  Steneraystems  verschieden. 

1)  Anch  hier  sind  die  firtther  (§.  549  ,  557)  als  eine  be- 
sondere stenerteelinisebe  Gruppe  znsammengefassten  Stenern 
anf  einzelne  weebselndeThatsaelien  nnd  Handlungen''» 
daher  namentlich  die  Verkehr-  (Stempel  )  nnd  indireeten 
Verb  ran chsteuem  als  diejenigen  henrorzuheben,  welche  sn  Steuer- 
vergehen, besonders  gegen  die  Steuerveranlagung  mittelst  Unter- 
lassung der  Steueransagen  und  gegen  die  Contro  1  Vorschriften  am 
Meisten  Anlass  geben,  aus  leicht  ersichtlichen  Gründen.  Eben 
deswegen  sind  hier  die  Controlen  wieder  so  zu  verschärfen,  womit 
aber  zugleich  die  Gelegenheit  und  der  Anreiz  wenigstens  zn 
leichteren  Steuervergeben  wächst. 

2)  Bei  den  üauptarten  der  directen  Steuern,  den  Ertrag-, 
Einkommen-,  Vermögensteuem ,  liegt  die  Sache  anders.  Solange 
man  sich  hier  bei  der  Ermittlung  der  Stenersnlyecte  und  Objecte 
wesentlich  mit  amtliehen  Kachforsehnngen  (§.  550)  nnd 
mit  Schätzungen  der  Ertitge,  Einkosomen  u.  s.  w.  dnrdi  Be- 
hörden nnd  Commissionen  (§.  551,  553  ff.)  begnflgl^  ist  flir  Stenern 
yeigehen  in  Bezug  anf  die  Veranlagung  kanmi  in  Bezng  auf 
die  Erbebung  wenig  Gelegenheit,  und  die  Gontrohrorsehriften  sind 
geringfügig:  insoweit  ein  Vorzug  dieser  BestenerungBart  Mit 
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dem  persönlichen  Meldezwang  bei  Personal-  and  anderen 
diieeten  Stenern*)  (§.  550)  verftndert  sieh  dies  schon  etwas  nnd 
Vergeben  gegen  diese  Vorsohrifty  welebe  wesentlieb  die  Bedentang 
einer  Gontrolvorsehrift  hat,  treten  herror.  Namentlioh  aber  mit 
dem  Frineip  des  Deelarationsswangs  fBr  Einl^ommen-,  Ver- 
mögen- nnd  dnielne  Ertragstenem  wie  die  Leibzinsstener  (§.  552), 
flir  die  Efbsehaftstener  nnd  Shnliebe  wird  nnn  so  8leaer?eigeben 
eine  nnr  zn  reichliche  Gele^nbeit  geboten,  besonders  in  Bezog 
auf  falsche  Angaben.  Diesen  Nachlheil  muss  man  aber  als 
euien  uDvermeidlich  mit  diesem  Princip  verbundenen  in  den  Kauf 
nehmen,  weil  das  Princip  selbst  ganz  richtig  und  notbwendig  ist. 

C.  —  §.593.  Strafrechtlicher  Cbaracter  derSteaer- 
yergeben. 

Das  Vergeben  der  Steuerdefraudation  setzt  zwar  regelmässig 
Absieht  (,,böse  Absicbt'%  dolos)  des  Defraadanten  voraus, 
aber  begrifflieh  nnd  naeh  dem  positiven  Recht  bescbrlUikt 
sieh  das  Stenervergeheiii  namentlich  in  Bezug  aof  die  Verletzung 
Yon  ControlTorsehiifien,  nieht  aof  den  Fall  der  bOsen  Absieht*) 
Vielmehr  kann  anoh  grobe  Fahrlftssigkeit  (enlpa  lata),  leiebtes 
Versehen  (onlpa  levis)  nnd  selbst  nnr  anfällige  (gntglftnbige) 
Ansseraebtlassnng,  z.B.  wegen  Unkenntniss  einer Vorsehrif^ 
das  Voibandensein  eines  Stenervergeihens,  wenn  «neh  nnr  eines 
geringeren,  bedingen.  Selbst  in  den  verwickelten  nnd  kttnsflieben 
Verhältnissen  der  indirecten  Besteuerung,  z.  B.  des  Zollwesens, 
ist  ohne  den  Kechtssatz,  dass  „Unkenntniss  des  Rechts"  nicht  als 
Entschuldigung  dient,  nicht  wohl  auszukommen,^)  wenn  dieser 
Umstand  auch  ein  Milderungsgrund  sein  kann.  Bei  der  Compli- 
cation  in  der  Praxis,  z.  B.  bei  Steuern  im  Anscbluss  an  den  tech- 
nischen Productionsprocess  und  hier  wie  sonst  öfters  in  Fällen, 
wo  die  Action  eines  zahlreichen  Personals  in  Betracht  kommt  (im 
Fabrikwesen)  lässt  sich  auch  die  böse  Absicht  häufig  nnr  schwer 
naohweisen,  während  die  Fahrlässigkeit  offener  zn  Tage  tritt 

In  dem  Fall  der  bOsen  Absieht  liegen  aber  non,  wenn  aneh 
nieht  immer  absolnt  genau  allei  so  doeh  stets  einige  der  wesent- 

*)  Z.  B.  die  firtther  schon  einmal  ervUinte  Pflicht  zar  Anmeldung  dee  BliiilttB 
der  Steuerpflicht  fOr  bisher  steuerfreie  H&nser  bei  der  Gebäudestcuer  (PMUBen). 

*)  Deshalb  ist  Stein 's  Auffassung  des  Steut.'nerE:eliens  I,  546  zn  eng,  sie  passt 
mehr  auf  die  Steuerdefraadatioa,  aber  auch  nicht  vüilig.  —  Die  in  der  Vorbemerkung 
enrihBt«  AnfBcblieflsiiiig  dw  Steneireifdien  iw  dem  eigentUcheD  Sixafrecht  hängt 
Diit  diesiT  weiteren  BegriffsbasttDmaiig  dleeer  Vergeben  xnaemmen,  wiid  eher  dadonli 
nicht  genügend  begründet. 

")  So  aosdracklich,  auch  in  Bezug  auf  gehörig  bekannt  gemachte  Vervaltungs- 
fonduiftoD,  beetbnoit  ia  §.  16S  d.  D.  YeieiittnUgea.  f.  1.  JaU  18(19. 
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liehen  Merkmale  des  strafrechtlichen  Vergehens  (bez.  Verbrecheiu) 
des  Betrugs  Yor:  der  Defrandant  sucht  sich  einen  rechtswidrigen 
VermögensTortheil  aof  Kosten  der  Stenercasse  (des  Fiaens)  doreh 
Intbumsenegang  mittelst  Unterdrttekiing  oder  EntsteUong  wahrer 
oder  doreh  YoiB^egeliuig  folseher  Thatsaehen  m  versehaffeB.*) 

Trotzdem  hat  weder  die  herrseheode  atrafteehlliehe  Theorie 
noeh  das  positive  Strafreeht  der  GidtiinrOlker  die  Stenerdefhiiidation 
aaeh  in  diesem  Fall  regefanftssig  ohne  Weiteres  als  qoafi- 
ficirt  oder  anch  nur  als  em  demselben  wesentlich  gleichstehendes 
und  strafreclitlich  gleich  zu  behandelndes  selbständiges  Vergehen 
oder  Verbrechen  —  etwa  unter  der  Kutegorie  der  „Bereicherungs- 
verbrechen" ^)  —  aufgetasst.  Nach  dem  Stande  der  öffentlichen 
Meinung  und  des  liechtsbewusstseins  unserer  Völker  hat  dies  im 
Allgemeinen  auch  wohl  heute  noch  seine  ganz  oder  grossentheils 
ausreichenden  principiellen  Gründe.  Zu  diesen  treten  noch 
erhebliche  stenertechnische  Grttnde  hinzu.  Dennoch  möchte, 
und  sollte  wohl  auch  mit  Recht,  die  Weiterentwicklang  im  Leben 
unserer  CultnnrOlker  dahin  führen,  in  der  böswilligen  Stener- 
defraadation  ein  mit  dem  „Betrug**  identisohes  oder 
strafreehtlieh  gleiehsnstellendes  selbstftndiges  Ver- 
gehen anmerfcennen. 

1)  Die  prinoipiellen  Gründe  ftr  die  bisherige  AoiGusnng 
der  Stenerdefrandation  liegen  im  Oharacter  nnd  in  der  gesohioht- 
liehen  Entwicklung  des  Stenerrechts.  Letzteres  bildet  kein  so 
einfeehes,  quasi  natürliches  Rechtsgebiet,  wie  es  dasjenige  des 
Vermögensrechts  und  der  rechtswidrigen  Verletzungen  desselben 
ist  oder  wenigstens  im  Volksbewusstsein  zu  sein  gilt.  Das  Steuer- 
recht,  einschliesslich  des  Controlrechts ,  ist  zwar,  wenn  einmal 
die  Grundlage  in  Betreff  des  Steuersubjects,  Steuerobjects  und 
Steuersatzes  (§.  539  ff.)  festgestellt  ist,  auch  in  seinen  haupt- 
sächlichen einzelnen  Bestimmungen  durchaus  nicht  so  willktthrlich, 
als  es  oft  erscheint,  sondern  ein  logisch  streng  folgerieh- 
tiges  System  von  einzelnen  Vorschriften,  öfters  von  bewnndems- 
werther  Gonseqnenz  (französische  indireote  Bestenemng,  Enregistra- 
meat).  Aber  in  der  Feststellung  jener  Grundlagen  und  in 
manehen  Details  ist  in  der  That  doeh  das  Moment  der  WillkUhr, 

•)  Vgl.  D.  StrafgtÄ.buch  f.  1871  §.  263.  v.  Holtzendorff 's  Strafr.  Iii,  750  ff.  — 
Niolit  Mureiebaide  Abweisinw  der  BetragsnoaUfieininff  der  Deftwidatloii  bei  Hock, 
Sil:  Abg.  S.  56. 

**)  Zq  ihnen  /.ählon:  Diebstahl  u.  Unterschlapunp,  Kanb  ti.  ErpressOBg,  Bc^;tla- 
sügong  u.  Uehlurci,  Betrug  u.  Untreue;  Holtzeud.  Sträix.  Iii,  621  li. 
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daher  auch  des  Fremdartigen  nicht  zu  verkennen.  Erst  mit  der 
festen  Einbürgerung  eines  Steuersystems  und  einer  einzelnen  Steuer- 
art und  Steuer  als  gereohter  und  zweckmässiger  Steuern 
im  Volksbewnsstsein  kann  sieb  eine  Anscbaunug  ausbilden, 
dM8  eine  böswillige  Steaerdefraudation  ein  wirklicher  „Betrug'* 
im  strafreeliüielieii  Simie  sei  und  wie  ein  solcher  behandelt  werden 
mllflse.  DaraoB  eigiebt  sich  die  nicht  unwichtige  Conseqnens,  dass 
gar  sa  hllafigee  Bütteln  nnd  VeiSndem  an  der  Besftenemng  anch 
hier  wieder  Bedenken  hat  nnd  daaa  die  Frage  der  „gerechten 
Steneryertheilnng",  demnach  der  gerechten  Steuerveran- 
lagung anch  im  Einzelnen,  anch  fttr  die  Bfldnng  einee  die 
Stenerdefraudation  scharf  yemrAeflendeD  Rechtsbewusstseins  im 
Volke  nicht  gleichgiltig  ist. 

Die  Entwicklung  eines  solchen  Rechtsbewusstseins  und  die 
dann  erst  mögliche  strengere  strafrechtliche  Ahndung  der  Stener- 
defraudation erscheint  aber  namentlich  in  einem  Steuersystem  so 
nothwcndig,  wo  die  unteren  Volksclassen  durch  Verbrauchsteuern 
scharf  getroffen  werden.  Nach  der  Natur  dieser  Steuern  können 
sich  diese  Classen  schlechterdings  der  Besteaernng  durch  Wider- 
rechtlichkeiten nicht  entziehen,  was  ja  nnr  ein  Vortheil  ist.  Um 
80  bedenklicher  ist  es  aber  dann  wieder,  wenn  die  besitzenden 
und  wohlhabenderen  Claeaen  durch  Stenerdefrandation  mit  Hilfe 
falscher  Angaben  bei  den  Einkommenstenem,  Leihsinsslenem  o.  dgl. 
und  gewisse  Geschttftskreise  bei  der  Verbranchsbestenerang  der 
Prodnctionsbetriebe,  auch  bei  den  Zöllen  die  ihnen  rechtlich  ge- 
btthrende  Stenerschnldigkeit  nicht  tragen.*)  Solche  Znstftnde  wirken 
cormmpirend  nnd  aufreizend.  Namentlich  bei  den  genannten  Stenern 
mnss  daher  auf  allmählich  immer  strengere  strafrechtliche  Auffassung 
der  Defraudation  hingestrebt  werden. 

2)  Die  Steuer  technischen  Gründe  für  eine  mildere  Behand- 
Inng  der  Steuervergehen  oder  Defraudationen  liegen  bei  vielen 
Steuern,  besonders  wieder  den  indirccten,  den  Zöllen  u.  dgl.,  in 
deren  Natur  und  in  der  daraus  hervor^'chenden  Schwierigkeit, 
b()se  Absicht  und  Versehen  zu  unterscheiden;  dann  auch  darin, 
dass  hier  öfters  „kleine  Leute'^  in  einem  Dittistverhältniss  die  Ver- 
gehen begehen  und  persönlich  allein  sicher  gefasst  werden  kOnneUi 
wiUurend  der  Vortbeil  der  Defraudation  den  Dienstherren  u.  s.  w. 
an  Oute  kommt   Blosse  Verstdsse  gegen  die  Controlvorsehriften 

*)  Der  SchJeichhandcl  u.  s.  w.  der  «^eioen  Leate"  orfoigt  doch  Tonieudich  auch 
im  htewee  der  DefinnidjilloiiMi  der  Htadler,  Eibfikaaten. 
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werden  gewOlmlieb  nur  als  leielitere  Vefgeben  oder  ^^Ueberbe- 

tnngen''  zn  behandeln  sein. 

Aus  dem  stralrechtlichen  Character  der  Stenervergehen  folgt 
dann  mitNothwendigkeit  auch  mit  die  Straf  art  und  das  Stralmaass. 

II.  —  §.  594.   Die  Steuerstrafe. 

A.  Art  derselben.  Die  namentlich  im  deutschen  Steuer- 
strafrecht bestehenden,  in  anderen  Staaten  übrigens  meist  ähn- 
lichen Bestimmungen  pflegen  etwa  die  folgenden  zu  sein.®) 

1)  Die  Steneretrafen  fttr  Defraudationen  bestehen  regelmässig 
uinftehst  In  Vermögen-,  bez.  QeldstrafeD,  welche  nur  im  Un- 
Termdgensfalle  in  Freiheitetrafen  verwandelt  werden.  Bei 
Vergehen  nnter  ersehwerenden  Umetinden  (s.  B.  Schmuggel 
dnrdh  Bewaffiiete),  im  Rflckfall  oder  im  wiederholten  BttcklUl 
(s.  B.  bei  Zolldefirmndationen)  werden  dieae  Strafen  erhöht  und 
aneh  wohl  sofort  dnrehEMheitBtrafen'ersetit  oder  letiteie  mit  jenen 
▼erbonden.  Ooneurirt  ein  Stenervergehen  mit  anderen  strafbaren 

")  S.  «Is  Beispiel  L  d.  Strafart,  Bemees.art  a.  Höbe  d.  Strafe  d.  Bestimm,  ia 
dem  deutschen  ZoUyer.gea.  t.  1.  Juli  1869  §.  184  ffl,  Uatendieid.  ,,GoBtx«lH»der, 

d.  h.  Forbothwiilr.  Ein-,  Aas-  oder  Durchfuhr  von  Gcgenst&nden  imtemehmen.  u.  ron 
„Defraudation",  d.  h.  Uinterziehong  r.  Ein-  u.  Au3gan{?sab(?aben  nntemchmen.  Strafe  in 
beiden  Fallen  Coufiscation  der  Gegeastände,  dazu  bei  d.  Gontrcb.  Geldbusse  vou 
doppelten  Werth  der  GegensUUide,  mincnstons  10  Tblr.,  bei  d.  Defraud.  4facher  Betraf 
d«r  forentlinlt.  Abgaben,  dio  ausserdem  zu  entrichten.  Im  ersten  Rückfall  Verdopp- 
lug  der  (ieldbusso,  im  fernerea  Bttckfall  neben  d.  Goufiscation  in  d.  Kegel  Freiiieiti- 
stnu«.  Mmol  2  Jahrs,  erent  ansnahmsveiae  Verdopplung  der  GeldhuBe  dea  1.  Rttdt&lla. 
Schärfang  der  Strafen  um  die  H&lfte  und  gewisse  Freiheitsstrafen  bei  erschwerten 
Umständen.  Verletz,  d.  amtL  Waarenverschlusses  ohne  Absicht  einer  Gefall entziehung 
(n.  nicht  durch  Zufall)  Gcldbusse  bia  300  Thlr.  Bei  Cebertret.  d.  gesetzl.  u.  Verord* 
nangSTorschriften  Ordnuug^trafcn  bis  50  Thlr.  Bei  Umwandl.  der  nicht  bcitreibbarea 
Geldstrafen  in  Freiheitstrafen  Maxiuialdauer  der  letzteren  Va-  ^^z.  2  Jahre.  —  In  der 
dcut8ch-prea88.Ge8.gcb.  Uber  indirccte  Steuern  aacb  tionst  die  erste  Defraudations- 
atiaf«  daa  4fiiehe  des  farenthalt  SteneilMtr..  w  bei  d.  aorddairtachea  Branataaer, 
Ges.  T.  4.  Juli  1S()S  §.  24,  im  Kall  der  Wiederhol,  nacli  vorhergogani?.  Bestraf,  das 
bfacbe  (auch  Sperre  der  Brauerei  auf  3  Mon.  zugleich),  bei  3.  Defraudat.  nach  2maL 
Beatiaf.  daa  16fache  a.  bleibende  Dnlersi^.  der  Aosttbnng  des  Branereigeverbes,  selbst 
od.  dnrch  Andere,  f.  d.  Verartheiltaa»  Dann  zahlreiche  Ordn.strafen,  auch  Confiaca- 
tionen  der  nicht  oder  ui(  ht  richtig  angemeldeten  Braupfannen  u.  Bottiche  (aogef.  Ges. 
.  25  —  36).  Dieselben  Strafbestimm,  t  Defraudat.  bei  d.  Branntveinst  s.  Ges.  r. 
.  Joll  1868  §.  M  ffl  Aehnlich«  Bodi  waitar  nach  dar  Taehaik  d.  Prodoction  specia- 
lisirend  das  neue  deutsche  Tabak  stouerges.  v.  Ifi.  JoU  1879,  §.  32  ff.,  4  u.  Sfache 
Strafe  des  defraad.  Steaerbetrags,  bei  fernerem  Budtfidl  Gaftngniasstr.  bis  2  Jahre.  — 
Aach  b«i  Stampeldafinad.  in  PreosMa  Ifhehar  Batnf  daa  naehaalnlag;  Stempels, 
Ges.  V.  7.  März  1822  §.  21.  —  Hobe  Strafen  in  Frankreich  bei  MFergeben, 
Hock,  Fin.  Fr.  S.  2  IS,  270,  auch  bei  Unrichtigk.  in  d.  Waarenerklär. ;  Confiscation 
T.  Waarc  u.  Transportmittel,  hohe  Geldstrafen  ?.  500 — 3000  Fr.,  selbstand.  Frei- 
heitstrafen bei  gewissen  Arten  des  Schldchhandala.  Aach  hohe  Ordn.strafen,  100  bia 
1000  Fr.  u.  selbst  Confiscation  des  Transportmittels.  —  Ausserdem  auch  in  d.  deutschen 
Kecbt  besond.  Bestrafong  der  Bestechung,  Strafge8.bach  r.  1871  Art  333.  Daneben 
Ordaangatrafan,  x.  E  ZoBgea.  r.  1869  §.  160.  —  In  Amariea  bedingt  auch  die 
Grundlage  der  eidcsstattl.  Versicher,  f.  so  ?ioIe  Steueransagen  (s.  §.  589  oben)  strengere 
u.  insbes.  sofort.  Freihcitstra£on.  SflJur  Tial  Detail  darttbec  bei  Hack,  Fin.  Am.«  s. 
B^ister  s.  v.  btrafeu. 
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Handlungen,  so  kommt  die  Strafe  für  beide  zugleich  zur  Anwen- 
dung. Bei  der  Verübung  einer  Defraudation  durch  Mehrere  ver- 
eint, kann  die  solidarische  Haftung  für  die  Bezahlung  der  Straf- 
gelder ausgesprochen  sein. 

2)  In  gewissen  Fällen  kommt  neben  den  Geldbussen  und 
Freiheitetrafen  auch  die  Strafe  der  Confiscation  der  Gegenstände, 
in  Bezug  auf  die  das  Vergehen  TerAbt  wurde,  s.  B.  bei  geschmuggel- 
ten zollpiiehtigen  Waaren  vor;  mitunter,  so  im  americanischen 
Bechly  Boeh  im  wdteren  Umfang.*)  An  die  Stelle  der  Confiscation 
kann  nnter  Umstanden,  i.  B.  wenn  sie  nicht  Tollstreekhar  ist, 
eme  angemessene  weitere  Geldstrafe  treten.^*) 

3)  Leichtere  Vergehen,  namentlich  solche,  durch  welche 
eine  Defraudation  nicht  heabsichtigt  war,  Uebertretungen  der 
Controlvorschriften  u.  dgl.  werden  mit  kleineren  Geldbussen 
als  „Ordnungssir alen"  belegt. 

Alle  diese  Strafen  kommen  nach  der  bisherigen  thatsäcblichen 
Entwicklung  des  Steuerrecbts  ganz  tiberwiegend,  ja  fast  ausschliess- 
lich bei  den  indirecten  und  Verkehrsteuern  (Stempel)  vor. 
Mit  der  Einfllhrung  eines  ernstlich  gehandhabten  Anmelde-  und 
Declarationszwangs  bei  Einkommen-,  Vermögen-,  Leihzins-, 
Erbschaft-,  Coignncturengewinn-  und  ähnlichen  Steuern,  wird  das 
Strafsystem  aber  auch  hier,  also  auch  bei  den  Hanptarten  der 
directen  Besteaemng,  sich  ähnlich  gestalten  müssen.  Nament- 
lich bei  den  Einkommen-  und  Leihzinssteneni  ist  auf  hohe  De- 
fraudations strafen,  welche  erentuell  bei  der  zu  fordernden 
Gontrole  der  EtrhsehaHben  noch  nachträglich  aufzulegen  sind, 
nach  dem  FHIheren  (g.  524,  552)  grosses  Gewicht  su  legen. 

')  In  d.  amcric.  TAb.besteu.  ia  geirisseii  Füllen  Confiscation  dos  F^biOnigoitliuis 

mit  Grund  und  Boden  angedroht. 

'*)  8.  deutsches  Zollges.  v.  1869  §.  147  Uber  Contreb.  u.  Defraud.  unter  dem 
Sebnti  einer  Yersicherung,  wo  Preihdtstnfon  t  d.  Verncherten  v.  Yersidienr 
ti.  Tonfiscat.  der  zum  Zweck  der  Vorsi<  her.  angelegtLii  Fonds  der  VcFoichcrer,  oder, 
im  Fall  diese  Confiscat  unvoUstrockbar,  solidar.  (ieldstrafo  r.  50U— 5000  Thlr. 

**)  K.  sftehs.  Eink  stges.  t.  22.  Dee.  §.  68  bestimmt  bei  fidschen  Declutt 
„je  nach  dem  Grade  der  dabei  an  den  Tag  gelegten  Böswilligkeit"  das  4 — 10  fache 
dos  hinterzoeenen  Betrags.  Nach  §.  66  bei  Uebergehungon  oder  zu  niedrigen  Be- 
sti  ueruagcü,  auch  ohne  Absicht  der  Uioteraehung,  Nachzahlungen  Ins  auf  5  Jalue 
zurück,  woftlr  die  Verbindlichkeit  auf  d.  Erben  übergeht  S.  auch  Ges.  Uber  Sänkst 
im  K.  Bern.  v.  1«.  März  1865  §.  35  (Strafe  der  Defraud.  bei  Selbstschat/unr  mit 
dem  2fachea  Betrag  der  in  den  letzten  10  Jahren  entzogenen  Steuer,  wofür  auch  die 
Erben  hnflen).  Prenss.  Erbscbjtges.  r.  1878  §.  4t,  42:  Strtfe  f.  nnteilsssene  jl 
falsche  Anmeld.  Q.  Dednmt  gleich  dem  doppelten  Betrag  der  zu  zalilonden  Steuer; 
wenn  dieser  nicht  m  ermitteln,  Geldstrafe  bis  1000  Thlr.;  cvcnt.  nur  Urdn.strafe  bis 
50  Thlr.  —  Bei  emstlicher  Gontrole  d.  Erbschaften  fur  den  Zweck  der  Gontrole  der 
Eink.-  n.  ibnL  Steaera  darf  die  Yerjihrnnf  der  StinlSs  nicbt  bindeilich  letn,  din 


^    ,^  .d  by  Google 


704  3.B.2.K.  J.A.  AUg.SteaerL  4.U.-A.  SteiLfenr.  6.A.  Strafen.  §.594—598. 

Aach  dies  entspricht  gegenüber  den  mit  Verbranchsteuem  belasteten 
nnteren  Classen  nur  einer  Forderung  der  Gerechtigkeit:  um  so 
mehr,  solange  falsche  Angaben  bei  den  Declarationen  noch  nicht 
als  B  e  t  r  u  g  behandelt  werden.  Emstlich  erwägenswerth  erscheint 
gerade  bei  den  genannten  directen  und  verwandten  Steuern,  dann 
bei  Stenern  auf  Productionsbetriebe  auch  die  EinfÜhrong  empfind- 
licher Ehren  strafen,  die  volle Oeff entlieh keit  der  Bestrafung 
nnd  die  Verbindung  anderweiter  Rechtsfolgen  mit  der 
rechtskräftigen  Verurtbeilung,  wie  zeitweilige  oder  bleibende  Ab- 
eAennmig  bürgerlicher  Ehrenrechte  n.  dgl.  (§.  586). 

Nicht  anbedenklich  Ist  aneh  mit  Rttokdeht  dmaf  das  anten 
noch  tu  erwihnende  Straf-Abfindnngs System  (§.  598). 

B.  —  §.  595.  Bemessangsart  der  Strafe.  Bei  manehea 
Stenern  hat  man  hier  für  Geldstrafen  die  Wahl,  ob  man  dieselben 
nach  dem  Werthe  des  Stenerobjects,  in  Bezug  aaf  welches^ 
oder  nach  der  Grösse  derAbgabe,  welche  ganz  oder  theilweise 
defraudirt  worden  ist,  bestimmen  will.  Die  letztere  Bemessungsart 
ist  „die  in  grösserem  Umfange,  nemlich  auch  für  Personalsteuem, 
überhaupt  für  alle  Steuern,  deren  Object  kein  schätzbarer  Gegen- 
stand ist,  anwendbare.  Vom  Standpuncte  der  Gerechtigkeit  spricht 
für  sie,  dass  sie  sich  genau  nach  dem  Gegenstande  der  Ueber- 
tretung  richtet,  während  das  Steuerobject  sich  zu  letzterer  ganz 
gleichgiltig  verhält.  Gegen  die  Strafe  nach  der  GrOsse  der  Abgabe 
lässt  sich  nnr  der  Grund  geltend  machen,  dass  sie  einer  der  Haopt- 
Wirkungen  geringer  Abgaben,  der  Verminderung  des  Schmaggels, 
hindernd  in  den  Weg  tritt  Denn  dem  dnieh  Ennftsslgang  der 
Abgabe  verminderten  Gewinn  des  Schmaggels  wirkt  der  doreh  die 
ermSssigte  Strafe  verminderte  Verlost  im  Fall  seiner  Entdeeknng 
entgegen.  Doch  ist  hier  leicht  dadnreh  so  helfen,  dass  die  Strafe 
mit  einem  desto  höheren  Vielfiu>hen  der  Abgabe  bemessen  wird, 
je  niedriger  die  letztere  ist*'  ( Hoe k ).  Diese  Bemessnngsmethode 
nach  dem  defraudirten  Steuerbetrag  hat  auch  wegen  ihrer  Einfach- 
heit den  Vorzug  und  ist  die  übliche.  Die  Confiscation  des  Steuer- 
objects  entspricht  der  anderen  Methode,  die  natürlich  in  dem  Falle 
der  „Contrebande"  i.  e.  S. ,  bei  einem  Bruch  von  Ein-,  Aus-  oder 
Durchfuhrverboten  neben  willkuhrlich  bestimmten  Geld-  and  son- 
stigen Strafen  allein  anwendbar  ist 

sonst  m«'ist  kurz  ist.  Zollvergehen  Feijähren  in  Deutschland  (ZoDges.  f.  1869  §.  161) 
in  3,  Ordti.widrigkeiten  in  1,  Ansprach  auf  Nach/ahl.  defraud.  Gefalle  in  5  Jahren. 

'*)  OoÜ.  Abg.  S.  55.  Eine  solche  Abstuluiig  der  Strafen  mtlsste  sich  genauer 
an  den  ZoUt&rlf  aMchUeflsen* 
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C.  Die  Höhe  der  Strafe.  Darttber  aind  im  Vonmagehenden 
eelion  einige  Bemcrkmigeii  gefallen.  Sie  mnas  sich  selbstverBtänd- 
lieb  einigermaseen  der  Qualität  des  Stenervergehens,  der 
Hohe  der  Defraudation,  den  begleitenden  Umständen, 

dem  sicheren  oder  fehlenden  Nachweis  der  bösen  Absicht  u.  s.  w. 
anpassen,  üeblich  sind  bei  den  Ordnungsbtrafen  kleine 
fixe  oder  bis  zu  einem  massigen  Maximum  gehende  Geld- 
bussen. Bei  den  Strafen  für  Defraudation  wird  die  Höhe  bei 
uns  regelmässig  in  einem  Vielfachen  des  defraudirten  Steuer- 
betrags (bez.  des  Werths  des  betreffenden  Steuero!)ject8  bei  der 
zweiten  Bemessungsmethode),  bei  Defraudationen  unter  erschweren- 
den Umständen  oder  im  Wiederholungsfall  in  einer  zunehmenden 
Steigerang  dieses  Vielfachen  festgesetzt  und  eventuell,  wie  bemerkt, 
durch  hinzutretende  sonstige  Strafen  verschärft.  Das  sind  princi- 
piell  richtige  Omndsätse.  DieZahlenbestimmnngen  enthalten  freilich 
hier  wie  immer  unvenneidlieh  ein  Moment  des  Willkfihrlichen.  Durch 
Gewährung  einer  Limite  für  das  richterliche  Ermessen  kann  Letz- 
teres im  concreten  Fall  wflnschenswerdi  vermindert  werden. 
HL  —  596.  Verhängung  der  Stenerstrafen.^*) 
A.  Den  Anforderungen  des  Reehtistaats  unserer  CulturrOlker 
und  dem  Wesen  des  Vergehens  und  der  Strafe  entspricht  am 
Besten  die  Verhängung  der  Strafen  für  Steuervergehen  durch  die 
ordentlichen  Gerichte.  Hierbei  hat  die  competente  Steuer- 
behörde das  Keeht  zu  erhalten,  entweder  selbst  den  üflfentlichen 
Ankläger  vor  Gericht  darzustellen  oder  den  Strafantrag  zur  ord- 

""i  Hock,  ö£Al)g.  S.  T)?.  Spcriclles  über  Frantr.  n.  Ainer.  in  s.  beiden  Werken. 
In  Amer.  VcrhAngon^  der  Strafen  durch  die  Uuionsgerichte.  Compromisse  auf 
adminütr.  Wege  auch  hier,  so  bei  d.  Tabakst.  —  For  Prenssen  t.  d.  In  d.  YoriMm. 
gea.  Ges.  y.  23.  Jan.  Ib3*5  über  Untersuch,  v.  ZollTefgchen;  d.  Stempelges.  7. 
1S22  §.  21  Ii"..  31  U'.,  auch  K.-O.  v.  13.  Apr.  1833;  Ges.  v.  8.  Febr.  lsi;>  betr.  Brannt- 
wein b^teuerung  u.  s.  w.  ^.  U3  Q.  a.  HL  Die  preuss.  gesetzt  Beätimmungca  ent- 
•preefeeB  den  im  Texte  aufgestellten  Fofdenragen  noch  nicht  ühenll  in  ganz  genOgender 
Weise,  indem  den  V'ervraltungsbchörden  eine  noch  zu  grosse  Conipetenz  geladen  ist. 
Doch  ist  irohl  das  WeseutÜchste  erreicht  Z.  B.  nach  d.  Steiapdgea.  ?.  1H22  §.31 
BeniAing  avf  richtert.'  GehOr  nur  bei  Stempebtrafresolaten  der  yOTirah.behBnlen  im 
Fall  einer  gesetzl.  Strafe  v.  10  Thlr.  a.  mehr  zoliasig.  Nach  d.  Ges.  r.  1S3S  §.  33 
orfolgl  die  Aburtheilung  v.  Zollvergehen  bei  Fällen,  wo  nnmittclbar  Freiheitstrafe  statt- 
hridet  oder  bei  Concurr.  mit  and.  Verbrechen  durch  d.  Gerichte,  bei  Ordnuupstrafca 
aassohliessL  dareh  d.  Zoll-  u.  Steocrbehördc.  In  d.  übrigen  Fallen  Untersuch,  bei 
d.  Zoll-  u.  Stcuerämtcrn  u.  bei  Strafen  n.  Confisc.-Wertlicn  bis  50  Thalor  F.nbchcidung 
durch  diese,  bei  höheren  Summen  durch  d.  Provinczolibchörde.  Doch  kann  letztere 
die  Verweis,  an  d.  Gericht  verfUgen  oder  wlhrend  d.  Unleiwich.  in  lOtAgiger  pridns. 
Vtisi  nach  Erößu.  des  abgefassten  Straf besclioiils  der  Angeschuldigte  die  Sache  ans 
Gericht  zu  briiicon  beantragen.  —  In  Baiurn  unmittelbares  gerichtl.  Verfahren 
nach  d.  ZolUstrafgcs.  v.  Ib37,  auch  bei  Stcmpcldefraud.  S.  Pözl,  Verir.r.  S.  571,  558. 
In  Frankreich  entscheidet  nach  der  Sch^verc  des  Vergehens  der  Fliodensrichtg 
das  Correctionstribunal,  der  Aasisenhof;  Ho  eil,  Fin.  Fr.  S.  80. 

A.  Wagner.  FiaaaawliMinwhalL  IL  45 
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nangsgeniUssen  WeiterfUhrung  an  das  Gericht  zu  bringen.  Die 
gerichtliehe  £ntocheiduDg  ist  zwar  nicht  immer  die  einfachste, 
aneh  durchaus  nicht  immeri  im  Vergleich  mit  der  Yerhängnug 
der  Strafe  dareh  die  Stenerverwaltnngsbehörde,  im  persOnlichea 
Interesse  des  Angeklagten  gelegen,  welcher  letstere  schon  die 
Stellung  vor  Gerieht  nnd  die  öffentliehe  Verhandlung  daselbst  n.  s.  ir. 
sehr  oft  gern  vermieden  sehen  wird.  Aber  nnr  die  gerichtliche 
Untersaehnng  nnd  Entscheidung  wird  alle  Üblichen  Garantieen 
fllr  objectiye  Behandlung  geben.  Aach  nnr  dabei  erseheiaea 
die  Steuervergehen  anderen  strafbaren  Handlungen 
im  Princip  gleichgestellt,  was  für  ihre  moralische  und 
rechtliche  Beurthcilung  in  der  öffeutliclicn  Meinung  sehr  wichtig 
und  die  Voraussetzung  für  manche  Kelormen  der  Besteuerung 
ist  Nur  bei  gerichtlicher  Entscheidung  der  Steuervergehen 
lassen  sich  namentlich  jene  nielirfach  erwähnten  weiteren  Rechts- 
folgen der  rechtskräftig  gewordenen  X'erurtbeiiung  and  Bestrafung 
mit  letzterer  verbinden ,  was  zur  Entwicklung  strengerer  Anschau- 
ungen Ober  die  Ehrlosigkeit  der  Steuervergehen  nothwendig  erscheint 

B.  Die  neuere  Entwicklang  geht  auch  entschieden  darauf  hin, 
Steuervergehen  immer  mehr  den  ordentlichen  Gerichten  zu  Uber- 
weisen.  Aber  theils  in  Folge  geschichtlich  überkommener  Ein- 
richtungen, thttls  in  Folge  wichtiger  steuertechnischer  und  anderer 
Zweckmüssigkeitsrttcksichten  hat  sich  namentlich  bei  uns  in  Dentseb- 
huid  und  mehrfach  auch  in  anderen  Landern  auf  diesem  Gebiete 
die  Competenz  der  StenerverwaltungsbebOrden  immer 
noch  in  ziemlich  ausgedehntem  Maasse  erhalten,  indem  solche 
Behörden  in  gewissen  Fällen  allein  unter  völligem  Ausschluss 
der  Gerichte  oder  wenigstens  neben  oder  vor  den  Gerichten  die 
Steuervergehen  untersuchen,  aburtheilen  und  die  Strafen  dafUr 
verhängen.  Trotzdem  diese  Einrichtung  wohl  an  sich,  daher  in 
allen  Fällen  gewisse  missliche  Folgen  wie  die  angedeuteten  hat, 
lüsst  sie  sich  schwerlich  ganz  beseitigen,  mindestens  nicht  rasch 
und  nicht  flberali.  Sie  ist  alsdann  nur  um  so  mehr  mit  Garan- 
tieen zu  umgeben,  unter  welchen  die  unbedingte  stete  Zu- 
lassung des  Recurses  des  durch  eine  Verwaltungsbehörde  Ver- 
urthdlten  und  Bestraften  gegen  das  Strafresolut  an  das  Gericht 
am  Wichtigsten  erschdnt 

G.  —  §.  5i^7.  Einzelne  Kategorieen  von  Fällen. 

1)  Besonden  httufig  und  auch  am  Unbedenklichsten  ist  die 
Verhäugung  der  sog.  Ordnungsstrafen  durch  die  Verwaltung«- 
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behörde.  Auch  hier  aber  sollte  der  olt  bei  uus  fehlende  liecurs 
an  das  Gericht  and  vollends  an  eine  höhere  Verwaltangebehörde 
statthaft  sein,  wenn  dies  der  Verartheiite  vorzieht 

2)  Nach  der  Höhe  der  eventaell  za  Terhängenden  Geldstrafe 
und  nach  der  io  Betracht  kommenden  Straf  art  kann  sieb  wohl 
passend  die  Competens  der  entsdbeidenden  Verwaltungsbehörde 
richten,  indem  bei  kleineren  Sommen  und  leichteren  Strai- 
arten  eine  niedrigere,  z.  B.  das  Hanptsoll-  oder  Steaeramt,  bei 
anderen  eine  h($here  Behörde,  z.  B.  die  Stenerbehörde  der  Provinz 
die  Sache  entscheidet.  Ein  Recnrs  an  eine  zweite  höhere  Ver- 
waltungsinstanz  (z.  B.  von  der  Provincialbehörde  an  das  Finanz- 
iniairiterium)  sollte  auch  hier  immer  zulässig  sein,  liedeuklicher 
erscheint  es,  die  Zulässigkeit  der  gerichtlichen  Entscheidung 
von  der  Höhe  der  eventuell  in  Aussicht  stehenden  Geldstrafe 
abhängig  zu  machen.  Das  kann  leicht  zu  einer  ausschliesslichen 
Eröffnung  dieses  Wegs  nur  für  „grosse"  Dcfraudanten  führen. 

3)  Gleich  anfilnglich  tnuss  wenigstens  die  Entscheidung  der 
Gerichte  ex  officio  in  solchen  Fällen  eintreten,  wo  es  sich  um 
Freiheits-  und  andere  Ehrenstrafen  oder  um  die  Ehre  be- 
treffende Rechtsfolgen  einer  Strafe  handelt 

4)  Bei  allen  Vermögen-,  bez.  Geldstrafen  (einschliesslich 
der  Strafe  der  Genf iscation)  fttr  venuchte  oder  verilbte  Defrau- 
dation (und  Contrebande)  muss  sowohl  der  Steuerbehörde  als 
auch  dem  Angeklagten  die  Wahl  zustehen,  die  Sache  sofort 
vor  Geriebt  anhängig  zumachen  oder  die  Steuerbehörde  darüber 
entscheiden  zu  lassen.  Für  diese  Wahl  sind  dem  Angeklagten 
kurze  l'rüclusivfristen  zu  gewähren.  Auch  weun  er  sich 
aber  bei  der  Entscheidung  durch  die  Verwaltung  beruhigt  hat, 
niuss  ihm  nach  Empfang  des  »Strafresoluts  und  eventuell  auch 
Dach  der  Bestätigung  desselben  durch  die  Verwaltungs -Kecurs- 
instanz  noch  das  Recht  verbleiben,  die  Sache  zur  gerichtlichen 
Entscheidung  zu  bringen.  Um  böswillige  oder  chicanöse  Weiterungen 
des  Yerartheilten  in  solchen  Fällen  zu  verhüten,  kann  aber  eine 
Bestimmung  getrofTen  werden,  wie  die,  dass  Personen,  welche  sich 
zuerst  bei  dem  Verwaltungswege  beruhigt  haben,  einer  erhöhten 
Strafe  unterliegen,  falls  die  Entscheidung  des  Gerichts,  an  das 
sie  nachtritglich  gehen,  diejenige  der  Steuerbehörden  genau  oder 
im  Wesentlichen  bestätigt. 

D.  —  §.  598.  Strafabfindungen: 
Bei  Defraudationen  im  Gebiete  der  indirecten  Stenern,  be- 

«♦ 


0 


Digitized  by  Google 


708   3.B.  2.K.  I.A.  AUg.Steocri.  4.Ü.-A.  Stea.venr.  6.A.  Strafen.  §.598. 

sonders  (k-r  Z(ille,  der  inneren  Verbrauchsteuern  auf  den  Pro- 
dactioDsbetrieb,  dann  der  in  Stempelform  u.  8.  w.  erhobenen 
Verkehrsteuern  und  Gebühren  (französisobes  finregistrement), 
auch  wohl  bei  der  Erbschaftsteuer  geht  nun  wenigstens  tbat- 
Blleblich  die  Entscheidung  der  Steuerbehörden  Uber  die  V6^ 
mOgen-  oder  Geld- Stenerstrafen  wohl  in  eine  Art  ,,Abfindnng8- 
verfahren"  zwisofaen  der  Behörde  und  dem  Defraodanten  filier, 
80  besonders  in  den  Füllen,  wo  die  Sabstansilrnng  des  defran- 
dirten  Betrags,  wie  bei  manehen  indirecten  Stenern  (Ker-, 
Branntwein-,  Znekerstener  n.  a.  m.)  schwierig  ist 

Ein  solehee  Verfahren  hat  man  yom  Standponcte  des  fisealisehen 
Interesses  ans  gelobt,  ja  ftir  nothwendig  erklärt,  nm  Defraudationen 
wirksamer  bekämpfen  zu  können;  man  spare  Zeit  und  Kosten, 
der  Angeschuldigte  habe  meistens  selbst  das  Interesse,  nicht  viel 
Schwierigkeiten  zu  machen  und  sich  zu  fügen,  weil  er  so  in  lietreflT 
der  Art  und  der  Höhe  der  Strafe  besser  wegkomme  und  sich 
etwaigen  sonstigen  Straf  folgen  entziehe.  So  gelange  der  Staat  aber 
jedenfalls  am  Leichtesten  zu  seinem  Gelde,  werde  also  das  Ziel 
der  Besteuerung  erreicht  und  doch  die  Defraudation  immerbin 
empfindlich  gestraft  und  vor  ihr  abgeschreckt 

Practisch  richtige  Gesichtopuncte  sind  dies  allerdings,  und 
wie  die  Dinge  liegen,  kann  man  Tielleioht  nioht  immer  anders 
verfahren.  Aber  moralisoh  und  rechtlich  bedenklich  ist  dies 
Vorgehen  gldehwohL  Der  Stiafe  wird  hier  Vieles  von  ihrem 
characteristisohen  Wesen  genommen,  das  Verfahren  erscheint  mehr 
als  ein  „Abkanf  der  Strafe*',  diese  mehr  als  eine  Busse  fUlr  die 
Ungeschicktheit  des  Defirandanten ,  sich  ertappen  sn  lassen,  denn 
als  eine  wirkliebe  Strafe  ftlr  ein  moralisches  und  strafrechtliches 
Vergehen.  Man  beendet  sich  eben  mit  diesem  ganzen  Ablindungs- 
verlahren,  (wie  zum  Theil  mit  der  Aburtheilung  der  Steuerver- 
gehen durch  Verwaltungsbehörden  Uberhnupt),  auf  einem  falschen 
Wege,  auf  dem  man  schwerlich  dazu  kommen  wird,  jede  Defrau- 
dation im  Volksbe wusstscin  zu  einem  wirklichen  Vergehen 
zu  machen.  Das  ist  unvermeidlich  auf  die  Dauer  verhäng- 
nissvoll auch  fttrdas  blosse  fiscaliscbe  Interesse  und  schädlich 
fttr  die  Volksmoralität 

")  Hock,  öfl.  Abg.  S.  57. 
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Verfas8.gcsch.  VIH  (Kiel,  1878),  Kap.  15. 
8.  94.    Ueber  franzOs.  EnregistPemeiit,  Stenpel  n.  s.  w.  i.  Code  des  lois  sar 

reungistr.,  ümbre  ete.  Per.  1876,  Dopont  —  Fttr  Elsess-Lothring en: 

Jacob,  Gesetze  ttber  Enngietr.,  Stenpel  n.  •.  v.  io  Ek-Lodir.,  StcMib., 

Trtibner.  1878. 

S.  35 — 36.  Neue  ReichsstcmpolgcsetzentwUrfe  betr.  Emission  börsenmässigor  Werth- 
papitTi'.  T.omV)anl"l^rl'  )ifii ,  Schliissiiotfiii,  Hechnongi-n,  (Quittungen.  Cherks, 
(iiroanwt.'isuiigt  n ,  l.ottcncloosc  ^inH  dorn  Doutschon  Bnnd'vsrath  im 
Febr.  1S80  zur  Beschlussfassung  vorgelegt  worden.  —  Einfuhrung  einer 
Reichs-Stempelabgabo  far  Spielkarten  durch  Ges.  v.  3.  Juli  1878.  — 
DeoUches  Qeriehtskostongcsetz  r.  18.  Juni  1878.  Ueber  die  starke 
Yertbenenuig  der  Qnlprocessboeten  dnrch  dies  Gesetz,  TM|^chen  nit  den 
bifllierifeii  Sümb,  wird  seit  der  Einftbnuif  der  neuen  Geiicbtsorganisatioa 
(I.  Oct  1879)  rielfach  gcVla^'L  —  Deutsche  (icbohrcnordnnng  für  Geriehts- 
vollzichcr  r.  24.  Jani  1879.  ~  Meaes  baier.  Oes.  Uber  Tuen  n.  Gebtthien  n.  •«  w, 
r.  19.  Aug.  1S70. 

S.  55  Note  3,  Dcutscli.-s  l\.iili>)jcs.  v.  20.  Juli  ls7',).  Wir.  d,  statiüt.  Uobubr 
f.  d.  Waarenverkehr  mit  dem  Ausland,  seit  1.  Jan.  1880  in  Krait. 

8.  67.  Seitdan:  7fe  Denliciir.  ttb.  d.  Ausfuhr,  d.  Dentsehen  MfUizgesetzes  dem 
Beichstag  1879,  8t»  dsgL  1880  TOigelegt.  Entere  in  Hirth,  Annalea 
1879  &  928. 
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